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Dr. Joſeph Weſſely, 


k. k. öffentl. ord. Profeſſor der Rechte an der prager Univerſität, Referenten und 
Votanten des k. k. böhm. Landrechtes und emerit. Dekane der juridiſchen 
Fakultät zu Innsbruck. 


Zweite Lieferung, 


welhe den Tert der allg. Gerihtsordnung vom 32. Kap. bis zu Ende, dann 
die allg. Konfursordnung ; ferner V Anhänge (das DBerfahren in Ehe: und 
Ausziehfahen, bei Militär-, Berg- und Wehhſelgerichten); endlich die 
allg. Gerichtsinſtrukzion, mit den bis auf die neuefte Zeit erfloffenen 
Deklaratorien, enthält. 
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Zweite vermehrte und verbefferte Auflage. 





Prag. 


Berlag, Druf und Papier von Gottlieb Haafe Söhne. 


1839. 
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Zwei und dreißigſtes Kapitel. 
Ron Stillftänden umd von Behandlung der Gläubiger. 


(Moratorium et pactum praejudiciale.) 


$. 353, 


Kunftighin iſt einem Stillſtande (moratorium) nicht mehr 
ftatt zu geben, 
$. 354. 


Es joll auch eine Behandlung Der Gläubiger, wornach 
fie einen Theil ihrer Forderungen nachzulaſſen verurtheilt wer: 
den (pactum praejudiciale), nicht ftatt haben; ausgenommen, 
wenn ein Dritter den über Abzug des gebethenen Nachlaffes 
verbleibenden Schuldenreft zu zahlen übernimmt, und die über- 
nommene Zahlung den Gläubigern vortheilhafter ift, als jene, 
welche fie aus dem Vermögen des Schuldners hoffen können. 


$, 355. 

Wer auf foldhe Art die Schulden eines Anderen über; 
nommen. bat, der iſt fchuldig, den Gläubigern nad) Inhalt der 
getroffenen Behandlung die Zahlung zu leiften, oder wegen der 
verjprochenen Fünftigen Zahlung annehmliche Siherhei zu ver⸗ 
ſchaffen. 


8. 356. 


Jene Gläubiger, denen ein Vorrecht gebührt, oder welche 
mit einem Pfandrechte bedekt ſind, und ſich lediglich an ihr 
Pfand halten wollen, find nicht ſchuldig, ſich in die Behand— 
lung einzulaffen; die übrigen aber follen den mehreren Stim- 
men beizutreten jchuldig fein, 


1159. Hfd. v. 6. Zuni 1791 N. 161, an alle A. ©. 

4) Sn Betreff der fürmlihen Wechfel und der von Handelsleuten an 
die Landesfabrifen und gewiſſe erbländifhe Manufaftursarbeiter ausge— 
ftellten trofenen Wechſel fann von den beftehenden allgemeinen Gefezen 
für Trieft niht abgegangen, und eben daher können bei gütliher Behand: 

Handb. ». joſ. G. ©. 33 


502 XXXI. Say. Behandl. d. Gläub. S. 357— 360. 


lung der Gläubiger, die Inhaber derlei Wechfelforderungen an die meh— 
veren Stimmen der emeingläubiger nicht gebunden werden. R 


= $. 857. 

Die Mehrheit der Stimmen ift nicht nad) der Anzahl 
der Verfonen, ſondern nad) Dem DBetrage der Forderungen zu 
vechnen; wenn jedoch die Forderungen derjenigen, welche den 
Nachlaß eingeftehen wollen, und jener, welche ſich deſſen wei— 
gern, gleich wären, fo fol in dieſem Falle auf die Anzahl der 
Perſonen gejehen werden. 


1160. Reſol. v. 11.,Sept. 1784 R. 335, an alle A. ©. 


p) Wenn die Stimmen, die den Nachlaß eingeftehen, und jener, die 
fi) deffen weigern, fowohl nah dem Betrag der Forderung, als nad) der 
Anzahl der Perſonen gleich find, jet dem Ermeſſen des Richters überlaffen, 
welche Stimmen nach den in jedem folhen Falle vorkommenden befpnderen 
Umftanden mehr mit Recht aund Billigfeit übereinjtimmen, 


S. 358. 


Bevor gefprochen wird, ob Jemand den mehreren Stim— 
men beizutreten fchuldig fei, müſſen dieſe mehreren Stimmen 
ihre Forderungen vechtöbeftändig erweifen, 


$. 359. 


Die Behandlung der Gläubiger ift bet jenen Richter anzu: 
fuchen, welchem der Schuldner für feine Perfon untergeben tft, 


" $. 360. 


Sobald die Behandlung der Gläubiger angefucht wird, foll 
der Nichter Die fünmtlichen Gläubiger mittelft öffentlicher Rund: 
machung von. Amts wegen vorfordern; in Nüfficht des Vermögens— 
ftandes aber auf Verlangen auch eines einzigen Gläubigers alles 
dasjenige vorfehren, was nad) einem eröffneten Konfurfe vorzu: 
kehren verordnet worden ift, 


/AESL. Hfd. v. 9. Jän. 1788 N. 763, and. böh. A, ©. - 


Da zu vernehmen gefommen, daß in Böhmen jenes, was das 32, 
Kap. der G. D. von Behandlung der Gläubiger ordnet, zu betrüglicher 
Unterdrüfung der Fallimente, und Verkürzung der. Gläubiger mißbraucht 
werde, und daf die irrigen Ideen gefaßt worden: 1) daß die Liquidirung 
jenet Gläubiger, auf deren Stimmen fih die Behandlung gründen joll, 
durch das Geſtändniß des Schuldners, und Vorlegung eines Schuldbriefes 
ohne weiters bergeftellt fei; 2) daß die zur Behandlung einberufenen, und 


1160 — 1161. f . 503 


“nicht erfheinenden Gläubiger, ohne weiters als Einwilligende zur Beband- 
lung zu achten, und Die Mehrheit der Stimmen Zu gründen vermögend 
feien; 3) Daß die angebotene Behandlung die Unterfuhung wider den 
Schuldner verhindere, fobald auf diefe das Bedingnif des zur Zahlung ein— 
tretenden Dritten gejezt wird; 4) daß über die Behandlung der Gläubiger 
der Schuldner feine Forderung (Handlung) ohne weiters fortfezen Fünne; 
als follen derlei Verdrehungen und Mißbräuche ferners nicht” geftattet, 
fondern die untergeordneten Gerichtsbehörden unter ſchwerſter Verant- 
wortung angewieſen werden: daß, wenn ein Schuldner einem fich darz 
ftellenden Konfurfe durch angebliche Behandlung der Gläubiger ausweichen 
will, jte hierzu bei dem geringiten Anfchein oder. Verdacht einer betrügli- 
- hen, argliftigen Vorſpieglung Feinerdings die Hand bieten, jondern fol)’ 
einen Schuldner platterdings nach Vorfhrift der Konfursordnung behan— 
deln follen ; wenn fih aber auch wirflich eine gegründete Behandlung dar= - 
ſtellte, joll fich gegenwärtig ‚gehalten werden, Daß ſogl eich wegen Ein- 
berufung jammtliher Gläubiger, und ‚wegen des Vermögensſtan— 
des alles dasjenige, was nah einem eröffneten Konfurfe 
zu gefhehen hat, vorgefehrt werden müjfe, wenn nidhf 
alle Gläubiger einhellig das Gegentheil verlangen. Eben 
alfo iſt zuwörderft zu erheben, was für eine Bezahlung der Schuldner 
aus eigenem Vermögen zu leiften im Stande fei. Die in die Behandlung 
willigenden Gläubiger find zur vechtsftandigen Liquidirung wider einen 
von den diffentirenden Gläubigern zu benennenden Vertreter zu verhal— 
ten, die ausbleibenden von der Behandlung als ausgefchlofen zu ach— 
ten, und überhaupt die diſſentirenden in allen jenen Rechten mit aller 
Aufmerffamfeit zu erhalten, Die ihnen das Gefez zumeift. Much ift fich 
ber $. 361 der G. D, gegenwärtig zu halten, und die Unterfuhung von 
Amtswegen gegen jene Schuldner nicht zu befeitigen, bei denen fchon ein 
größerer Verluft als von 12 Prozenten erfcheint; und ift jenen Handels— 
-leuten, deren Gläubiger über 12 Prozent. verlieren müßten, der fernere 
Betrieb der Handlung bei empfindlicher Leibs- oder Geldftrafe einzuftellen, 
und ihr Name aus dem Protokolle der Kauf und Handelsleute mit Beifü— 
gung der Urfachen auszuſtreichen. Nicht minder muß auf Begehren auch 
eines. einzigen Gläubigers Der Eid abgefhworen werden; jowohl von 
dem Schuldner dahin, Daß er von feinem Vermögen nichts bejeitigt, Feine 
erdichtete Schuld angefezt, weder mit dem die Schulden Uebernehmenden, 
noch mit einem Gläubiger wegen verftellten Nachlaß over heimlich zuges 
fagter gedferen Zahlung, oder fonft zum Schaden der übrigen Gläubiger 
ſich einverstanden habe; als auch von dem die Behandlung Hebernehmenden 
dahin, daß er weder mit dem betveffenden Schuldner, noch mit deſſen Be— 
freundten, oder andern für denfelben eingefhrittenen Verfonen, nod) aud) 
mit einem Gläubiger ein wie immer erfinnliches, zum Schaden aud nur 
eines einzigen Mitgläubigers abzielendes heimliches Einverſtändniß gepflo— 
gen habe. Alle diejenigen, obſchon bereits gejchehenen Behandlungen der 
Gläubiger, wo fich nicht nach dieſen Brimdfäzen benommen warden, follen 
auch auf Anlangen eines. einzigen hierdurch bejchädigten Gläubigers in die 
firengfte Unterfuhung von Amtswegen gendmmen, und bei Befund eines 

Unterjchleifes oder Arglift nicht nur Die Rechte der gejammten Gläubiger 

33* 


504 XXXIH. Kap. Von Abtret. d. Guter. S. 361 — 365. 


wider den Schuldner aufrecht gehalten, fondern aucd die S. 361 angeord— 
neten Beftrafungen wider den Schuldner, und alle, die an dem Unter- 
fchleife und Arglift wie immer Theil genommen haben, unnachfichtlich 
verhangt werden. 


/ 1162. Hfd. v. a. Nov. 1791 N. 216, an das m. ö. A. ©. 


Die im Zuge ftebende gütlihe Behandlung der Gläubiger fann den 
Erefuzionszug nie hemmen oder unterbrechen. 


$. 361. - 


Wenn die Gläubiger auf eine ſolche Art, oder fonft mit ihren 
Schuldnern ſich verglichen hätten, und der Schuldner eines Be; 
truges überwiefen, geftändig oder verdächtig wäre, foll der Rich— 
ter, ungeachtet eine8 folchen Vergleiches, von Amtswegen wider 
ihn verfahren, und ihn zur verdienten Strafe ziehen, Nur in 
jenem Falle Fünnte er mit der Ulnterfuhung und Beftrafung 
verfchont bleiben, wenn der Vergleich Dadurd vereitelt, und 
die Gläubiger in einen gar zu großen Schaden gezogen wür— 
den, ©, 1161. 


® 


Drei und Dreifigftes Kapitel. 


Don Abtretung der Güter (Cessio bonorum). 


$. 362. 


Sener, welcher Durch Unglüfsfälle, folglich ohne fein Ver- 
fhulden, in die Zahlungsunvermögenheit verfällt, der ift befugt, 
zu begehren, daß gegen Abtretung feines füämmtlichen Vermögens 
an die Gläubiger a) er von der Perfonalerefuzion freigeſprochen 
werde; b) ihm an Leibesfleidern, Betten und Hausgeräthichaften 
fo viel gelafjen werde, ald ihm für fih, Weib und unverforgte 
Kinder unentbehrlich iſt; endlich c) ihm die Beilaſſung des höchit 
nöthigen Unterhaltes, von zwei bis ſechs Grofchen täglich auf die 
Perfon, ebenfalls für fich, Weib und unverforgte Kinder ver; 
willigt werde, 


Zu a): 
/ 1163. Hfd. v. 21. Mat 1795, an das n. ö. A. ©. 


‚Se. Majeftät haben zu entfchließen geruht, daß der Kläger bis zur 
Entjheidung der Güterabtretungsjache mit der Perfonalerefuzion wider 
den Geflagten inne zu halten fchuldig fei. 


1162 — 11695. 505 


Zu ce); 
1164. s. 1354 des a. b. ©. 2. 
Bon der Einwendung, wodurd ein Schuldner nah Vorſchrift der Ge- 
feze die Beibehaltung eines Theiles feines Vermögens zu feinem Unterhalte 
zu fordern berechtigt ift, Fann der Bürge nicht Gebrauh machen. 


f 1165. Hfd. » 15. San. 1787 N. 621, an alle A. ©. 

u) Die dem Schuldner in Folge S. 362 unter gewiffen Bedingniffen 
eingeräumten Rechtswohlthaten, fommen deffen rüfgelaffener Witwe und 
Kindern nichf zu flatten. 


$. 363. 


Den Unterhalt ift der Schuldner nur wider folgende Gläu- 
biger zu begehren befugt, und zwar in der Ordnung, in mwel- 
cher fie folgen: a) wider jene, Die aus einer blos milden Hands 
lung des Schuldners fordern, 3. B. ein Beſchenkter); b) wider 
die Blutöverwandten in auf: und abfteigender Linie; c) wider 
eine Ehegattin, mit welcher der Schuldner in einer friedlichen 
Ehe, oder aus ihrer Schuld von ihr gejchieden lebt; d) wider 
ein: und zweibändige Brüder und Schweitern. 


$. 364. 


Wenn jedoch die Blutsverwandten in auf: und abfteigen: 
der Linie, die Chegattin, die Brüder oder die Schweſtern 
felbft Noth leiden müßten, wie auch, wenn der Schuldner fich 
felbft den Unterhalt verdienen fünnte, (welches der Richter nach 
Ueberlegung aller Umftände zu beurtheilen hat); in diefen Fällen 
wäre er, Schuldner, nicht befugt, Die Beilaffung des Unterhal; 
te8 von ihnen zu fordern. 


$. 365. 


Jener, welcher feine Güter abzutreten Willens ift, foll, 
fobald die Zahlungsunvermögenheit befannt wird, alle feine 
Schuldner und fein ſämmtliches Vermögen verzeichnen, beide 
Berzeichniffe dem Richter, Deffen Gerichtsbarkeit er untergeben 
ift, mit einem wider feine Gläubiger geftellten Anbringen über: 
reihen, und in dieſem jenes bitten, was er zu begehren befugt 
zu fein glaubt, ; 


*) Es kann der Schuldner unter gewiffen — — auch ſchon vollzo— 


gene Schenkungen widerrufen; ſ. $. 947 des a. b. ©. 


506 XXXIT. Kap. Bon Abtret. U Güter. $. 366 — 371. 


/ 1166. Hi. v. 15. Jän. 1787 N. 621, an das... A. G. 


nn) Das Eingeftandnig der Schuld, welches der Schuldner gemäß 
$. 365 in dem ‚überreihenden Verzeichnifje feiner ſämmtlichen Schulden 
ablegt, dient nur zum Beweiſe wider den Schuldner, kann Dagegen den 
Gläubigern in dem Rechte nichts fhaden, von dem fich meldenden Mit: 
gläubiger ‘die ordentliche Liqui PLAng feiner Sorderung anzuverlangen. 


g. 366. 


* Benber iſt eine Zaafazung anzuordnen, und dabei über 
dag Begehren des Bittftellers zu erkennen; doc ſoll ihm nicht 
die mindejte RUE geftattet werden, 


184 367. Py3 
eher, welcher fein Vermögen abzutreten anträgt, tft ſchuldig, 
den eingelegten Vermögens- und Schuldenſtand auf Verlangen 
auch eines einzigen Gläubigers eidlich zu beſtätigen, wie auch eid— 
lich zu verſprechen, daß er ſeine Schulden nach Möglichkeit be— 


zahlen werde, wenn er Gelegenheit überkommt, zu — Zah⸗ 
lungsmitteln zu gelangen.- 


— 


368 


Von dem nach der Abtretung erworbenen Vermögen iſt ein 
ſolcher ohne Verſchulden in die Unvermögenheit gerathener Schuld— 
ner befugt, fo viel zurük zu behalten, als ihm zum nöthigen Unter⸗ 
halte für jih, Weib und unverforgte Kinder unentbehrlich iſt; 
Diefes. jedoch nur in Anfehung: der alten —— denen er Bi 
Güter abgetreten hatte, 


71167. Reſol. v. 11. Sept. 1784 N. 335, an alle A. —— 


q) Auf die Frage, was denn ein Schuldner von dem nad) Der Ab⸗ 
tretung erworbenen Vermögen in Rükſicht der neuen Gläubiger, Die näm— 
lich zur Zeit der Abtretung annoch nicht beftanden find, — fönne, 
erfolgte * Belehrung : ein ſolcher Schuldner ſei gegen die neuen Gläu— 
biger in Anbetracht, des neu erworbenen Vermögens in eben jener Lage, 
ale ob Feine Abtretung der Güter. gejhehen wäre, könne alſo dieſen 
neuen Gläubigern von. jolhem Vermögen unter Vorwand ſeines umd 
der Geinigen Unterhaltes nichts zurüfhalten, 


9.3609. 

Wenn ein Schuldner flüchtigen Fuß ſezte; fich verborgen 
hielte; Feinen wahren Unglüfsfall darthun könnte; als ibm die 
Zahlungsunvermogenheit ſchon befannt. war, einige Gläubiger ge: 
zahlt, bedeft, neue Schulden gemacht, feinen Vermögens und 


1166 — 1170: 507 


Schuldenftand nicht aufrichtig geoffenbart, oder jonft araliftig 
gehandelt hätte: in jedem Diefer Fälle wäre wider ihn yon Amts 
wegen, auch nach Geftalt der Dinge peinlich zu verfahren, 


UL6S- Reſol. vom 11. Sept. 1784 N. 335, an alle A. ©. 


7) Sei allerdings über die vorgefommene Abtretung der Güter der 
Konkurs auszufcreiben, ohne abzuwarten, mas über die S. 366 anbe- 
fohlene Anordnung einer Tagſazung geſchehe. 


$. 370. 


Sobald Jemand feine Zahlungsunvermögenheit angegeben 
bat, iſt, wie es oben im 9, Kapitel verordnet worden, der Kon: 
kurs zu eröffnen. 


/1169. Hfd. v. 29. Jin. 1790 N. 1095, an das n. u... A. ©. 


b) Wenn, bevor der Erefuzionsführer die Pfändung erwirft hat, 
von dem Schuldner bereits. eine. gerichtliche Erklärung vorliegen follte, 
Daß er gar fein Vermögen befize, bat, ohne der Wfandung zu bedürfen, 
die Eröffnung des Konfurjes in Folge S. 370 zu erfolgen, und muß 
Daher auch ohne weiters auf Anlangen Des Erefuzionswerbers der Per— 
fonalarrejt um fo mehr ftatt finden, als geftalten Dingen nach, gemäß 
$. 369 fogar von Amtswegen Die Arreftirung eingeleitet werden fol. 


eo. 


Vier und Dreifigites Repitel. 
Bon der Einfezung in den vorigen Stand. 


(Restitutio in integrum.) 


$. 371, 


Wer wegen einer Verkürzung, die er von einer unternom- 
menen verbindlichen Handlung erlitten hat, in den vorigen 
Stand eingefezt zu werden begehren Fünne, iſt aus unfern 
bürgerlichen Gefezen felbft abzunehmen "), 


1170. S. 1450 des a. 6. ©. 2. 
Die bürgerlihen Gefeze, nah welchen mwiderrehtlihe Handlungen 


*) Durd) das a. b. ©. B. find die Wiedereinfezungen gegem das materielle 
Recht, welhe früher nah dem römiſchen Rechte, nach dem joſ. b, ©. BD. v. 
$. 1786 und dem gal. ©. B. v. 3. 1797, 3. B. wegen Minderjährigfeit oder 
Abweienheit, gejtattet waren, gänzlich aufgehoben und nur die prozeſſualiſchen 
Wiedereinſezungen beftätigt worden. 


-508 XXXIV. Kap. Einfezung in d.v. Stand. $. 372 — 375. 


und Gefchäfte, wenn die Verjährung nicht im Wege fteht, unmittelbar 
beftritten werden Fünnen, geftatten feine Einfezung in den vorigen 
Stand. Die zum gerichtlihen Verfahren gehörigen Fälle der Einfe- 
zung in den vorigen Stand find in der ©. O. beftimmt. 


Sm Prozeſſe finden folgende Wiedereinfezungen 
ſtatt: 


I. Gegen eine verſtrichene Fallfriſt. I. Wegen neu 
aufgefundener Behelfe, 


$. 372. 


Vermöge Diefer Gerichtsordnung aber gebührt diefes Recht 
den Verfürzten in folgenden zwei Fällen: a) wenn eine. Falk 
frift (termivus‘ peremtorius) ohne deſſen Verfchulden verftriz 
chen it; b) wenn wider ihn ein Spruch ergangen ift, und 
‘er nach folhem erhebliche Beweismittel gefunden hat, die er 
vorhin nicht willen, oder nicht finden Fonnte, 


Zu a): 

f UL 71: Hfd.v. 15. Jän. 1787 N. 623, an das böh. A. ©. 

Gleichwie eine angeftrengte Reftituzionskflage in feinem Falle den 
Lauf der Zuftiz hemmen, folglih den Zug des Geſchäftes in der Haupt- 
fache, und die Schöpfung des Urtheiles nicht verzögern kann; fo Fan. 
eine Zurüfhaltung der Urtheilsfchöpfung um jo minder ftatt finden, wann 
fi) Jemand wollte beigehen laffen, eine Reftituzionsflage zur Einrei— 
hung feiner in der gehörigen Frift nicht beigebrachten Appellazions- 
befehwerden anzubringen, als welche [hon für fich nie ftatt finden fünnte. 

1172. Hfd. v. 8. Jan. 1795 N. 213, an das gal. A. ©. 

a) Der Wiedereinfezung in den vorigen Stand über verabfäumte 
Rekursfriſt, wenn fie anders wegen der einem Dritten erwachfenen Rechte 
nöthig ift, kann der Umftand nicht hinderlich fein, daß die Vdg., über 
welche der verabfäumte Nefurs ergriffen werden will, ohne Vernehmung 
eines Gegentheils erfloffen fei, 


Zu b): 
©. 562, 563, 643 u. 644. 


$. 378. 


Im erften Falle hat er die Einfezung in den vorigen 
Stand binnen vierzehn Tagen nach Verſtreichung der Fallfrift 
anzufuchen; widrigens ift er Damit nicht mehr zu hören; im 
zweiten Falle aber ift er befugt, fie zu begehren, jo lange fein 
Recht nicht verjährt ift. 


1171 — 1176- 509 


1173. Refol. v. 11. Sept. 1784 W. 335, an alle A. ©. 

5) Ad $. 373. Jener, welcher die Einfezung in den vorigen Stand 
zur Einreihung einer in der gehörigen Zeit nicht übergebenen Sazihrift 
fordert, habe die ihm in diefem F. vorbehaltenen 14 Tage, von dem 
Tage der von feinem Gegentheile angefuhten Inrotulirung zu Guten. 


1174. Reſol. v. 31. Dft. 1785 R. 489, an alle A. ©. 

hh) Die $. 373 beftimmte Frift von 14 Tagen zur Begehrung der 
Einfezung in den vorigen Stand über eine ohne Verſchulden verlaufene 
Fallfeift jei von jenem Tage an zu rechnen, wo der Partei oder 
ihrem Rechtsfreunde die Verabfäaumung der Fallfriſt befannt ge— 
worden ift 9. ©. 563. 


$..374. 


Wer berechtigt ift, wider einen Dritten feine Schadlos— 
haltung zu begehren, und bei ihm fich erholen fann, der iſt 
deflen ungeachtet befugt, Die Einfezung in den vorigen Stand 
anzufuchen. 

$. 375. 


Die Einfezung in den vorigen Stand ift bei jenem Nic: 
ter anzufuchen, bei welchem der Prozeß abgeführt worden, 
oder allenfall® auch noch anhängig iſt; Diefer aber hat, nad) 
Vernehmung der Parteien, wie in einer andern Privatſache 
zu erfennen, 


2375. Reſol. v. 1a. Junt 1784 N. 306, an das in. u. 0.0. U. ©. 


bb) In allen. Fällen ohne Ausnahme feien die einlangenden Ge— 
fuche um Einfezung in den vorigen Stand bei dem Richter erjter Inſtanz 
anzubringen, und habe aljo das A. ©. lediglih die etwa durd einen 
Abjprung fih an felbes verwendeten Parteien dahin anzuweiſen. 


1176- Reiol, v. 31. Dft. 1785 N. 189, an alle A. ©. 


kk) Sp wie der Kläger, der die Einfezung in den vorigen Stand 
begehrt, eine beftimmte Bitte ftellen, und fi deutlich erflären müffe, 
fo müffe auch ſonach das Urtheil klar anzeigen, was eigentlih dem Klä- 
ger durch die bewilligte Wiedereinfezung im den vorigen Stand zuer— 
Fannt werde. 

ii) Die s. 375 bemerfte Wiedereinjezung in den „vorigen Stand 
müfe bei dem Richter erfter Inftanz auch in jenen Fällen angebraht 


*) Dadurch ift das frühere Geſez 1172, nach welchem die Reftituzionsgift 
zur Einreihung einer Sazichrift vom Tage der angeſuchten Inrotulirung des 
Gegners zu herechnen war, dahin abgeändert worden, daß jte erjt vom Tage 
des zugejtellten Inrotulirungsgeſuches zu laufen beginnt, weil erſt dadurch 
die Berabjäumung der Fallfeift befannt wird. 
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werden, wo die Geſchäfte in dem Appellazions = oder Revifionszuge han— 
gend find, oder entjchieden worden, 


Verfahren beider Einfezung: 
a) gegen eine verſtrichene Fallfrift: 


/ 1177. Vatent vom 1. Juli 1790 'R. 31. 


Aus den bisher ergangenen Vorfhriften über die Einfezung in den 
vorigen Stand, und die unaufgehaltene Schöpfung des Urtheiles in 
Fällen, wo ein Nefurs über eine Förmlichfeit des Verfahrens anhängig 
ift, find verſchiedene Beſchwerden entftanden. Diefen abzubelfen wird 
verordnet: 2 

1) Soll e8 da, wo es blos um Einfezung in den vorigen Stand 
gegen eine verftrihene Fallfeift zu thun ift, von dem S. 375 der allg. 
G. O. und in den darauf ſich beziehenden Erläuterungen ſo weit abkom— 
men, daß Darüber nicht mehr ein ordentliches Verfahren abgeführt werde. 
Wenn daher die Wartet in Der geſezmäßigen Zeit von 14 Tagen, vom 
Tage an, als ihr, oder ihrem Bevollmächtigten die Derftreichung der 
Fallfeift befannt geworden, die. Einfezung in den vorigen Stand an— 
fuchet, fol der Richter lediglich eine Tagfazung auf eine furze Zeit ans 
prdnen, und, nachdem bei joldyer beide Theile vernommen worden, das 
Begehren durch Beſcheid auf das Anbringen erledigen. Fällt diefer Ber 
fheid auf die Bewilligung der Einfezung aus, fo hat der Richter in eben 
dem Befcheide zugleich eine neue Fallfeift zur Erfüllung deſſen, wozu 
die Partei in den vorigen. Stand ‚gefezt ift, zu beftimmen, und in Dies 
ſem Falle kann ein weiterer Zug nicht Plaz greifen. Der Rekurs steht 
alfo nur dann offen, wenn der Richter die begehrte Einfezung abzu— 
fchlagen befunden hätte, 

Sn jedem Falle, die Einfezung mag nun bewilligt oder abgeſchla— 
gen werden, it die Partei, welche fie angefucht hat, dem Gegentheile 
zu dem Erfaze der ihm dadurch verurfachten Koften zu verhalten, welche 
deßwegen jogleih in dem Befcheide zu beftimmen find. Zeigte fich aber, 
daß die Friftverfaumung aus Verfchulden der Partei oder des Advokaten 
entftanden, fo ift diefe Saumfeligfeit noch befonders zu flrafen. 

Uebrigens kann vor Erledigung eines folhen Einfezungsgefuches in 
der Hauptſache nicht weiter verfahren werden. 

Dagegen bat es in Anfebung der Einfezung in den vorigen Stand, 
gegen einen ergangenen Spruch, durchaus bei dem zu verbleiben, was 
hierüber in der a. ©. D. und den nachfolgenden Erläuterungen enthal- 
ten ift. 


‘ 


b) wegen neu aufgefundener Behelfe; bier ift wie 
über jede andere Klage zu verfahren; f. $. 375 der G. O. 
1478. Hfd. v. 25. Auguft 1783 N. 179, an d. v. 8. 4. ©. 


f) Da die Wiedereinfezung in den vorigen Stand nichts anderes, als 
ein neues Klagrecht fei, fo unterliege feinem Zweifel, daß die bloße An— 
bringung der Klage vor erfolgtem Urtheile Feine Wirkung babe, und alſo 


den Lauf ordentliher Erefuzion wider eim vorhergehendes Urtheil nicht 
hemmen fünne. N 


1179. Hfd. v. 14. Nov, 1785 N. 4195, an d. böh. U. ©. 


Das angebrachte Klagreht um Wiedereinjezung in den vorigen 
Stand habe, in feinem einzigen Falle die Wirkung, dag andurd der Zug 
des Verfahrens oder die Exekuzion im geringften gehenmt werde. 


/118S0- Hfd. v. 1, Dez. 1788 N. 925, and. n. u. v. ö. A. G6. 


Die vielfältigen h. Entihl., welche ohne alle Ausnahme verordnen, 
daß die Wiedereinſezung in den vorigen Stand in keinem Falle die 
Vollziehung eines vorgegangenen Urtheiles hemmen ſoll, haben ohne 
Unterſchied ſtatt, ob das Urtheil, über welches die Wiedereinſezung er— 
griffen wird, auf Bezahlung einer Schuld, oder Leiſtung eines andern 
wie immer gearteten Faktums hinaus läuft; was aber eine in einem 
Zivilurtheile verhängte Strafe betrifft: da Fann wegen felber der Fall 
der Miedereinfezung in den vorigen Gtand ohnehin nicht _ eine 
treten, da die Partei, welhe fih durch die verhängte Strafe gefränft 
achtet, Die Sahe nicht mit ihrem Gegentheile ausmachen, fondern ſich 
an den Richter wenden, dieſem, ohne der Wiedereinſezung zu bedürfen, 
ihre neuen Behelfe vorlegen, und derſelben Unterſuchung, fo. wie die 
Daraus’ etwa fließende Mäßigung oder Nachſicht der Strafe verlangen 
fann 5; in welchem Kalle, jo lang gegen das. Strafurtheil ‚ein Weg offen 
ift, deffen Ausgang man nicht vorher wiſſen Fann, mit Vollziehung der 
Strafe einzuhalten if. e 


LISI Hfd. v. a. Juni 1789 N. 1015, an alle A. ©. 

g) Wenn die Einfezung im den vorigen. Stand wegen vorgefun— 
denen neuen Behelfen begehrt wird, ‚jet fi in Beſtimmung der Friſt 
zur Einrede nad Anordnung des $..39 zu halten; wenn fie aber über 
eine ‚ohne Verſchulden verfallene Friſt anverlanget wird, fet der Einvede 
jene Friſt auszumelfen, die den im Gerichtsorte befindlichen Parteien 
Durch das Geſez beſtimmt iſt. 


1 us2 Hp. v..20. April 1799, an das in. ö. A. G. (K. 122). 
Die Meinung, als ob bei einer Reſtituzionsklage, die ſich auf neue 


Zeugniſſe gruͤndet, ſchon in dieſer Reſtituzionsklage Die Weisartikel bei⸗ 
gelegt, oder der Erfüllungseid angeboten werden müſſe, ſei ein offenbar 


irriger Rechtsbegriff, da vielmehr das eine als Das andere erſt zu der 


Rechtsführung in der Hauptſache, falls die Wiedereinſezung zuerkannt 
würde, gehöre. IRRE — 


UN Wiedereinfezung wegen mangelhafter Vertre— 
tung des Advokaten. 
HASZ. Hfo. v. 6. Oft. 1785 N. 077, an alle. ©. 


4 Wenn die Einfezung in den vorigen Stand wegen einer Verkür— 
zung begehrt wird, die aus dem Benehmen des von der Partei felbit 
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begwalteten Rechtsfreundes entftanden ift, foll die Beurtheilung, ob fie 
ftatt babe oder nicht, eben fo aufgenommen werden, als ob das Be— 
nehmen, jo die Verkürzung veranlaßt hat, von der Partei felbft ge- 
jheben wäre; wenn jedodh die Partei wider den Nechtsfreund ſich in 
Anſehung der durch ihn verurfachten Verfürzung nicht erholen könnte, 
fol derjelben die Wiedereinjezung in den vorigen Stand bewilligt, der 
Nechtsfreund aber in folhem Falle von dem stallo agendi in allen 
Erbländern ausgefchloffen werden. 


1184. Pat. v. 1. Juli 1790 N. 31. 


2. Wird die unterm 6. Dft. 1785 in Abfiht auf die Beurtheilung: 
ob eine durch das Benehmen ihres Rechtsfreundes verkürzte Partei in 
den vorigen Stand einzufezen fei? ergangene Vdg., und Die Darin 
gegen den Nechtsfreund vorgefchriebene Ausſchließung von dem Befugniffe 
zur NRechtsvertretung hiermit Dergeftalt aufgehoben, daß der Richter den 
Grund oder Ungrund der begehrten Einjezung zu beurtheilen freie 
Macht habe, und verpflichtet jei, den Schuld tragenden Rechtsfreund 
zu dem Erfaze der beiderfeitigen Gerichtsfoften zu verhalten, und nad 
Bejchaffenheit der erhobenen Umftände auch noch bejonders zu beftrafen. 


2185. Hfd. v. 19. Dez. 1801 W. 545, an das gal. A. ©. 


Ueber Anfrage: wie fich in Betreff der aus der fehlehten Vertre— 
tung der Rechtsfreunde entftehenden Wiedereinfezungsgefuche zu beneh- 
men, und binnen welcher Frift diefe Wiedereinfezung angefucht werden 
müffe, kann in Dinfiht des erften Punftes in Uebereinftimmung mit den 
für die andern Provinzen ergangenen Vdg. v. 6. Oft. 1785 N. a77 u. 
v. 1. Zuli 1790 N. 31 nicht wohl gezmweifelt werden, Daß der $. 491 
der gal. ©. D., wenn er allg. von der Wiedereinfezung in den vorigen 
Stand wegen des DBenehmens der Nechtsfreunde ſpricht, von jeder. 
aus diefem Benehmen entitandenen Verfürzung, folglich aud von jener 
zu verftehen fei, welche aus einem durch die fchlechte Vertretung veranz 
laßten widrigen Urtheile entfteht. 

Sn Hinfiht der Frift aber, binnen welcher diefe Wiedereinfezung 
anzufuchen ift, enthalten zwar die angeführten Vdgen. eben fo wenig als 
der $. 491 der gal. ©. D. darüber eine ausdrüflihe WVorfhrift; da aber - 
fehr daran gelegen ift, daß die Befchwerden über die fchlehten Vertretun— 
gen der Advofaten nicht zur neuen Anfechtung rechtsfräftiger Urtheile und 
Aufwärmung entfchiedener Prozeffe nach bereits lang verftrihenem Zeit- 
laufe mißbraucht werden, und auch die Analogie des vorhergehenden $. 
490 der gal. ©. D. »($. 373 der jof. ©. D.)« dieffalld die zwekmä— 
fige Anwendung deffen anbietet, was dafelbit vom Termine zur Ans 
fuhung der MWiedereinfezung in den vorigen Stand gegen verfäumte 
Fallfeiften angeordnet ift; fo ift auch zur Anfuchung der Wiedereinfezung 
in dem vorigen Stand über das Benehmen des Nectsfreundes die Frift 
von vierzehn Tagen anzunehmen, und zwar von jenem Tage an zu 
rechnen, an welchem der verfürzten Partei die Vdg. oder das Urtheil 
fundgemacht worden ift. 
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IV. Wiedereinfezung gegen eine Nozion: a) zur Ein— 
reihung der Aufforderungsflage, und b) zur Beftreitung 
der Nozion. j | % 


LISG. Hfd. v. 16. Febr. 1792 N. 251, an alle A. ©. 


Die Frift, die der durch eine Nozion verfällten Partei zur Ans 
bringung ihrer Aufforderungsflage zugeftanden iſt, gehört unter die 
Falffriften, bei welchen, wenn fie ohne Verfhulden verfallen find, die 
MWiedereinfezung in den vorigen Stand binnen 14 Tagen begehret wer- 
den muß, nach deren Verlaufe das Fisfalamt gegen alle Aufforderung 
gefihert ift. Dennoch fann aud gegen eine zu Rechtskräften erwach- 
fene Nozion, wie gegen ein anderes richterliches Urtheil, binnen der 
allgemein beftimmten Verjährungszeit die MWiedereinjezung 
in den vorigen Stand begehret werden; allein, dann muß die Partei, 
welche diefelbe erlangte, zur Behauptung ihres vermeintlihen Rechts 
als Kläger auftreten, und die Beweife wider die Nozion anbringen. 


1187. Hfd. v. 19. Zuni 1813 N. 1057, an das böh. A. ©. 


Da dem Hfd. vom 16. Febr. 1792 eine offenbare irrige Auslegung 
gegeben, und wider deffen ausdrüflihen Inhalt, Reftitugion über er- 
loſchene Friften zur Ergreifung des Rechtsweges gegen rechtäfräftige 
Nozionen, ſogar durch Beſcheide, ohne Beiziehung eines Kameral- 
repräfentanten, zu ertheilen fih erlaubt worden ift, wo doch vermöge 
diefes Hfd. die Frift zur Anfuhung der Reftituzion über die erlofchene 
Frift zur Antretung des Rechtsweges ausdrüflih auf 14 Tage dergeftalt 
befchranft wird, daß folhe nach Verlauf diefer Friſt nicht ftatt finden 
fol, und nur die Reftituzion gegen eine rechtsfräftige Nozion fo wie 
gegen jedes Urtheil, bis zur Verjährungszeit gegen dem geftattet 
wird, daß der Neftitugionswerber nad erlangter Wiedereinfezung zur 
Beftreitung der Nozion als Kläger auftreten müffe, wird dem f. f. 
Appellazionsgerichte hiermit verordnet: dieſes prdnungsmwidrige Beneh— 
men zu rügen, die genaue Befolgung des erwähnten Hfd. fich gegen— 
wärtig zu halten, und zu verfügen, daß Reftitugionsgefuhe folder Art 
nicht, wie bisher blos durch -Bejcheide erledigt, fondern über ordent— 
liches Verfahren durch Urtheile, und jedesmal mit Zuziehung des Ka— 
meralreprafentanten entſchieden werden. 


V. Wiedereinfezung gegen Buchhaltereierledigun- 
gen; j. 405 2. u. 3 
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Fünf und Dreifigites Kapitel. 
Bon den Ferien. 


$..376. 

An den Sonn: und gebotenen Feiertagen; von dem Weih: 
nachtötage bis an den Zag der heiligen Drei Könige; von dem 
Palmfonntage bis an den Oftermontag; an den Drei Bet: 
tagen in Der Kreuzwoche; vom Fronleichnamstage bis an den 
folgenden Donnerſtag iollen bei Gerichte Ferien gehalten werden. 


In den Serien joll Feine ie vorgenommen. werden, 
ausgenommen in jenen Fällen, da der Nichter findet, Daß ein 
oder Der andere Theil durch den Berzug Schaden oder Gefahr 
eines Schadens leiden würde, ©, 996, 


= 


— a Deu: 


2388. Hfbd. v. 17. Jänner 1818 WR. 1405, an alle A. ©. 


Die Juden find an ihren Feſttagen nicht vor Gericht zu fordern, 
und die Gerichtsbehörden, die ſich ein genaues Verzeichniß der. jüdi⸗ 
ſchen Feſttage zu verſchaffen haben, zur Nachachtung anzuweiſen. 

Beilage dieſes Hfd. (©, 15) 

Die Iſraeliten haben im Jahre, ohne den wöchentlichen Sabbath 
tagen, 13 Feiertage, und zwar: 

2 Tage, den 15. und 16., dann 

2 Tage, den 21. und 22. des Monates Nisan, gewöhnlih im Mo— 
nate April unter dem Namen Diterfeft, eigentlich aber das Feft des 

ungeſäuerten Brodes, welches ganze 8 Tage zu effen. geboten ift. 

Die 4 Zwifhentage, nämlich won 16. bis 21.. find nur Halbfefte, 

wo man die zum Lebensunterhalt nöthige Arbeit verrichten Darf. 

2 Tage, als he 6. und 7. des Monate Sivan, gewöhnlidy im 
Monate Mai, unter dem Namen Pfingftfeiertage,, eigentlih aber 
das Feft der Erftlinge und der Offenbarung. 

2 Tage ald Neujahrsfeft, das ift: den 1. und 2, Tisri, trifft 

gewöhnlich im Monate September. 

Zehn Tage hernach ift: 

Tag der Verfühnungstag, und 5 Tage nad dieſem find 
2 Tage Lauberhüttenfeft, ald den 15. und 16. Tisri. Am 22. 
Dftober fällt endlich 


— 
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1 Tag, das Beſchlußfeſt, und am 23. 
Tag, des Sreubenfeft. 
. Mithin 13 Tage *). 


1189. Hfb. ». 11. Zänner 1833 N. 2586, an das gal. A. 6. 


Die durd a. h. Entfhl. vom 16. Nov. 1817, (Hfd. vom 17. San. 
1818 J. ©. ©. N. 1405). erheilte Vorſchrift über die Fefttage der 
Suden ift auf Bußtage nicht auszudehnen, mithin auf Die Bußtage 
der Zuden bei gerichtlichen Doclanungen sur Eidesablegung Feine Rük— 
fiht zu nehmen. 


2. Grenz» und Landwade: 


3199. DBdg. d. böh. Gub. Präſ. v..2a. San. 1831 3. 51 W. 54). 
Da der Schriftenwechfel mit Gerichts- und Polizeibehörden nad der 
Inſtrukzion für die Grenzwache 182 Lit. e. nur dem Oberkommiſſär ge— 
ſtattet iſt, und jede unmittelbare Vorforderung eines Individuums der 
Grenzwache zu den Juſtizämtern immer ſtörend auf den Dienſt einwirkt, 
wenn der Kommandant hievon nicht in voraus unterrichtet, deßwegen die 
nothwendigen Vorkehrungen für den Dienſt getroffen hat; ſo haben die 
k. Kreisämter die Einleitung zu treffen, daß die Juſtizämter, welche in 
den feſtgeſezten Fallen die Stellung eines Individuums der Grenzwache 
nothwendig finden , fih dießfalls immer an das befreffende Kompagnie— 
fonmando verwenden, inſoweit — äußerſt dringende Fälle keine Ab— 
weichung davon erheifchen. 


1291. Dig. d. böh. Gub. ». 18. Jan. 1837 3. 1744 (8. 21). 
Nach dem S. 176 der Gefällenwachdienitworfchrift tft bet der Gefällen— 


wache der Schriftenwechfel mit Gerichts: und Polizeibehörden in Abficht 
auf die Stellung von Öefällenwachindividuen vor Gericht nur dem Ge— 





* Erlaß d.: böh. A. G. v. 1. April 1818 3. 3316 Madh. 132). . 
Sn der Anlage wird den k. 2c. ein von dem k. Gubernium unterm 18. März 
1818 anher. gelangtes Verzeichniß der jüdiſchen Feſttage, an welchen die Juden 
nicht vor Gericht gefordert werden ſollen, mit dem Erſuchen zugemittelt, die 
dortfreifigen Suftizbehörden hievon in die Kenntnig zu jezen. 


Verzeichniß über die ifraelitiihen Fefttage. 


Die Feſttage der Ffraeliten beftehen aus ganzen und halben Feiertagen. 
An erftern iſt nicht nur alle Arbeit, ſondern auch alle ſonſtige Geidäftsbetrei- 
vung, an leztern aber nur Kunſt- und Fnechtiihe Arbeiten unteriagt. Außer 
dem Sabbath, der der 7. Tag in jeder Woche iſt, beſtehen noch ganze Feier: 
tage und zwar: 

1. Das Dfterfeft, welches aus S Tagen bejteht, doc aber „werden nur 4 
Tage, nämlich Die zwei erjten, und Die zwei lezten, ftreng — 2. Die 
zwei Pfngitfeiertage, 3. Das Sauberhüttenfeit, welches aus 9 Tagen befteht, 
wovon aber nur 4 Tage, nämlicd die zwei erffen, und die zwei festen ganze 
Feiertage find. 4. Die 2 2 Neujahrstage, und 5. der Berföhnungstag. Die 
halben Feiertage beftehen: 1, Sn den 4 mittlern Oſterfeiertagen; 2. in 
den 5 mittlern Sauberfeftfeiertagen; 3. in dem Purimfefte, weldes in zwei 
Tagen beiteht und A. in dem Trauertage wegen der Zerftörung des Tempels, 
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fällenwachinfpeftor geftattet, und es ſoll ſonach die Vorforderung und 
Stellung eines bei lezterer Wachanftalt Angeftellten ohne Vorwiſſen Des 
demfelben vorgefezten Gefällenwachinfpektors nicht gefcheben. 

Die f. Kreisäamter erhalten daher über Belangen der F. f. Kameral- 
gefällenverwaltung v. 22. Dez. v. J. Z. 37211, den Auftrag, die Ju— 
ftisämter anzumeifen, eben fo wie es mit dem Landespräfidialerlaß v. 24. 
San. 1831 3. 51 (P. 54), hinfichtlic der Grenzwahe angeordnet worden 
ift, in allen Fällen, wo die Vorforderung und Stellung eines Gefällen- 
wachindividuums nothwendig wird, fich an den betreffenden Gefällenwacd- 
infpeftor zu verwenden. 


3 Schullehrer: 


3192. Vdg. d. böh. Gub. v. 15. Sept. 1831 3. 36612 (P. 580). 


Der S. 223 Abſchnitt XI. politifher Schulverfaffung verbietet den 
Schullehrern fi während Der Schulzeit wegen des Meßnerdienſtes, oder 
um vor Gericht zu erjheinen, ohne dringende Noth von der Schule 
zu entfernen, und in Webereinftimmung mit dieſem $. ordnet der $. 264 
desſelben Abjehnittes an, daß ein Lehrer während der Schulzeit zu Meßner— 
dienften nicht gebraucht, und nicht vor Gericht gefordert werden ſoll. Diefe 
sg. hindern jedoch die Gerichtsbehörde nicht, einen Lehrer auch an einem 
Schultage vorzuladen, wenn nur die Vorladung auf eine Stunde außer 
der Schulzeit gefchieht, und Die Entfernung des Serichtes von der Schule 
e8 dem Lehrer nicht unmöglich macht, nach der Schulzeit vor Gericht zu 
erfcheinen. Es wird daher, nur wenn vom Gerichte ein Lehrer auf-eine 
in die Schulzeit fallende Stunde vorgeladen wird, oder auf eine Stunde 
nach der Schulzeit, zu welcher er wegen der Entfernung vom Gerichte nad) 
abgehaltener Schule zu erfcheinen nit vermag, der Schuldiftriftsauffeher 
in den Fall fommen, um Abänderung diefer Stunde oder um Verlegung 
der Vorladung des Lehrers auf einen Ferialtag mit Beziehung auf die 
pberwähnten SS. der p. ©. V. bei der Gerichtäbehörde einzufihreiten. 
Wenn dann hierüber das Gericht von feiner Zeitbeftimmung nicht abgehen 
zu fönnen erflärt, dann trit der in dem F. 223 9. ©. DB. ausgenommene 
Fall der Nothwendigfeit ein, in welchem es dem Lehrer geftattet iſt, aud) 
während der Schulzeit vor Gericht zu erjcheinen, oder fih) dahin zu be— 
geben. In einem folhen Falle wird jedod von dem Schuldiſtriktsaufſeher 
Fürforge zu treffen fein, daß entweder von einem tauglichen Supplenten 
ftatt des abweſenden Lehrers Schule gehalten, oder von dem leztern der 
verfaumte Unterricht an einem Ferialtage nachgeholt werde. 


$. 378. 


Jene Schriften, deren Friften Durch Diefe Gerichtsordnung 
beſtimmt ſind, ſollen auch während der Ferien, doch außer den 
Sonn: und gebotenen Feiertagen eingereicht werden; jene aber, 
deren Friften der Richter zu beftimmen hat, in der beftimmten 


Zeit. 
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§. 379. 


Sin jene‘ ten ‚ welde mehr als auf 14 Tage beftimmt 
werden, ſollen die Ferien jederzeit mit eingerechnet werden, nicht 
aber auch in jene, welche nur 14 Tage oder weniger betragen; 
doch kann der Richter in dieſem Halle die Frift in Anfehung der 
dazwiſchen einfallenden Ferien auf eine kürzere Zeit beſtimmen. 

S. 226. 


1193 Reſol. v. 14. Juni 1784 N. 306, an d. i. u. v. ö. A. ©- 
ce) Die Friſten, die das Geſez beſtimmt, ſeien in der beſtimmten 
Zeit, folglih auch mit Einrehnung der Serialtage mit der alleinigen 
Mäßigung zu erſtatten, daß, wenn der lezte Tag der Ueberreichung an 
einem Sonn- oder gebotenen Feiertage nee diefe Ueberreichung auch an 
dem nachftfolgenden Tage ‚geihehen könne. Wo dagegen bei den Friſten, 
die der Richter beftimmt, die Einreihung in der beftimmten Frift, doch mit 
dem Unterjhiede zu gejcheben habe, daß wenn dieje Friſt nur 14 Tage 
oder weniger beträgt, die Ferien nicht eingerechnet werden jollen. 


/ 1194. Refol. vom 11. Sept. 1784 N, 335, an das böh. A. ©. 
ee) Die Schriften, worüber das Geſez die Friften beftimmt, feien in 
der beftimmten Zeit, folglich auch mit Einrechnung der Ferialtage mit der 
alleinigen Mäßigung zu erſtatten, daß, wenn der lezte Tag der Ueberrei— 
Hung an einem Sonn- oder gebotenen Feiertage fällt, dieſe auch den nach— 
folgenden Tag überreicht werden können; wo dagegen bei den Friſten, die 
der Richter beſtimmt, die Einreichung in der beſtimmten Friſt, doch. mit 
dem Unterjchied zu gefhehen habe, daß, wenn dieſe Frift nur 1a Tage 
oder weniger beträgt, die Ferien nicht eingerechnet werden ſollen. Daber 
dann der $. 379 der G. D. nur auf jene Fälle zu verſtehen jet, wo die ' 
Frift von dem Richter beftimmt wird, nicht von dem Gefeze beſtimmt ift. 


1195. Hfd. v. 15. April 1790 N. 14, an alle A. ©. 

Da über den S. 378 der allg. ©. D. die neuerlihe Anfrage ge= 
fhehen, welche Schriften denn eigentlich unter diejenigen zu zählen feien, - 
deren Friften durh die G. D. beftimmt find, und welche Dagegen zu 
denjenigen gehören, deren Friften der Nichter zu beftimmen babe,. wird 
zur Vermeidung alles Misverftandes über die Einrehnung der Kerien 
und der bieraus vielfaltig erwachſenen Reftitugionsprozefle erklärt: 

Unter den Schriften, deren Friften durch die G. D. beftimmt find, 
würden alle Diejenigen verftanden, die zu überreichen find, obne daß 
fie durch einen vorausgebenden rihterlihen Befheid ab- 
gefordert worden, wie da die Appellaziond- oder Nevifionsanmel- 
dungen und Befchwerden, die Beweisichriften, die Schriften zur An- 
tretung eines vorbebaltenen Beweiſes *), zur Ablegung eines aufgetra- 


*) Nah) dem über die gal. G. O. erfloffenen Hfd. v. 10. Dez. 1819 RN. 1634 
find von den 3 Tagen, die nad) Verftreihung der Anpellazionsftift zur Beweis: 
antretung laufen, die Ferien abzurechnen. Dieje Anordnung iſt auf. die jof, 
G. O. nicht anwendbar, weil ſie überhaupt andere Grundſäze über die Einrech— 
nung der Ferien aufitellt, als die gal. G. ©. 
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genen Eides u. dgl. find; wo dagegen zu den Schriften, deren Friften 
der Richter zu beftimmen bat, alle diejenigen gehören, Die durch 
rihterlihen Beſcheid abgefordert werden, wenn auch der 
Kichter bei Beftimmung der Friſt zu ihrer Erftattung‘ fih nach der Be- 
ftimmung des Gefezes achten muß, folglich in diefe zweite Gattung 7— 
Schriften die Ferien nicht einzurechnen feien. 


/1196- Hfd. v. 16. April 1802 N. 559, an d. v. ö. A. ©. 


Da die am 11. Sept. 1784 an alle X. G. erlaffene h. Entſchl. 
N. 335 der ©. ©. ee) enthält: daß bei den Friften, die der Richter 
beftimmt, die Einreichung in der beſtimmten Frift, doch mit dem Unter- 
fhiede zu gejhehen habe, Daß, wenn diefe Frift nur 14 Tage, oder mes 
niger beträgt, die Kerien nicht eingerechnet werden follen, und Daher der 
$. 379 der G. D. nur auf jene Kalle zu verfteben tft, wo die Frift von 
dem Richter beftimmt wird, nicht aber von dem Gejeze beftimmt ift; da 
ferner das Hfd. vom 15. April 1790 N. 14, den Unterjchied zwilchen den 
gefezlih und den von dem Kichter zu beftimmenden Friften enthalt, und 
in Anfehung der leztern verordnet: daß, wenn auch der Richter bei Be— 
flimmung der Friften ſich nach dem Gefeze halten müffe, die Ferien nicht ein- 
zurechiren feien, jo folgt von felbit, daß, wenn die von dem Richter beftimmte 
Friſt mehr als 14 Tage beträgt, die dazwiſchen fommenden Ferien allers 
dings mit einzurechnen feien; wie foldhes der $. 379 der ©. D., umd 
zwar mit dem Beiſaze verordnet: Daß der Richter da, wo nämlich Die 
zu beftimmenden Friften mehr als 14 Tage betragen, in Anfehbung der 
Dazwijchen fallenden Ferien die Friſt auf eine Fürzere Zeit- beftimmen 
fünne ; maßen dann auch das Hfd. vom 6. Dft. 1783 N. 197 der 
G. ©. ad. d) verordnet: Daß, wo das Geſez feine Frift beitimmt, das 
vernünftige Ermeſſen des Richters, welches aber mit Willführ keines— 
wegs zu vermengen ſei, einzutreten habe. 


Einrehnung der Tage des Poftenlaufes; f. 265- 


$. 380. 


Den Tag der einzureichenden Schriften foll der Richter 
niemals auf einen Ferialtag anfezen, ausgenommen wenn der 
Verzug einem oder dem andern Theile Schaden oder Gefahr 
zuziehen Fünnte; es fteht aber jedem Theile frei, feine Schrif: 
ten vor DVerfireihung der erhaltenen Frift auch in Ferien, 
jedocdy außer den Sonn: und gebotenen Feiertagen einzugeben, 


\y 381. 
Mit den übrigen gerichtlichen Handlungen ift e8 in Yes 


rien fo zu halten, wie ed oben von Einreichung der Schrif— 
ten ijt verordnet worden. 
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1197. Refol. vom 14. Juni 1784 WR. 306, an das i. u. v.D. A. ©. 
hh) Da alle jene gerihtlihen Schritte auch an Nerialtagen unbe- 
denklich erfolgen können, wo das Gefez.nicht eine ausdrüffihe Ausnahme 
feftfezt, fo fünne an Ferialtagen die gerichtliche Zuftellung unbedenklich 
gejchehen. 

| $. 382, | 

Da Jemand eine Summe Gelded zu zahlen fehuldig er; 
fannt worden ift, Fann auch während Der Ferien, jeded) außer 
den Eonn: und gebotenen, Feiertagen, die Pfändung ange: 
ſucht und vorgenommen werden; Doc ift nach dieſer, und 
dadurch dem Kläger verfchaffter Sicherheit mit der weiteren 
Erefuzion Die Verftreihung der Ferien abzuwarten. 

Er 8.1383, 

In den übrigen Fällen, welche in dem Kapitel von der 
Erefuzion benannt werden, kann aud) in den Ferien die Exe— 
Fuzion angefucht und geführt werden; nur hat der Kichter, 
da er die Frift beftimmt, binnen welcher Jemand eine Ar: 
beit verrichten ſoll, auf die Ferien, und nach Belchaffenheit 
der Perfonen auf die Schnitt: und Weinlefezeit Die gehörige 
Rükſicht zu tragen. 


Sechs und dreifigftes Kapitel. 
Bon Zuftellung der gerichtlichen Verordnungen. 


$. 384. 

Wer immer in einer Gtreitfache die erfte Beſchwerde— 
ſchrift einreicht, der ſoll im derfelben feine Wohnung, falls 
fie nicht fehon allgemein befannt wäre, namhaft machen; wi: 
drigens ift Der Bittjteller, ohne Ertheilung des fonft ordnungs— 
mäßigen Bejcheides, Darauf zu weiſen. ©, 299 u. f. 


$..389. 

Die erſte Verordnung, die in einer Streitfache ergeht, 
iſt jederzeit. dem Beklagten zu eigenen Händen zuzuftellen ; in 
Betreff der übrigen aber iſt es genug, wenn fie den Haus— 
leuten zugeftellt werden. ©. 297 u. $. 250 der G. O. 

A198. Hfd. v. 23. April 1802 N. 561, an d. gal. A. ©. 

Nach Vorſchrift des Ss. 385 der ©. D. ift die erfte Klagſchrift in 

einer zum erftenmale bei Gerichte anhängig gemacht werdenden Streitſache 
34 * 
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dem Gegentheile zu eigenen Händen zuguftellen; in Anfehung jener erften 
Klagfchriften aber, welche während der bereits bei Gerichte anhängenden 
Hauptftreitfahe von den nämlichen Parteien in Inzident- oder Nebenftreit- 
fragen gelegenbeitlich der Hauptftreitfahe und vor Entjcheidung Derfelben 
eingereicht worden, ift es, wenn aud über folhe Klagfchriften ein richter- 
liher Sprucd zu ergehen hat, genug, wenn diefelben als Theile der Haupt— 
ftreitfache dem von ven Parteien bereits. beftellten Bevollmächtigten 
zugejtellt werden, 
$. 386. R 


Wenn von Seite des Beflagten mehrere Gtreitgenofjen 
find, fo foll die erjte Verordnung fammt der Schrift und 
deren Beilagen jenem, welcer der erfte in derſelben benannt 
ift, den übrigen ein Rathſchlag Davon (das iſt: die Rubrif 
mit der ergangenen Verordnung) zugeftellt werden; Diefen 
ſteht e8 frei, die Schrift und Beilagen bei jenem einzufehen, 
welchem fie zugeftellt worden find. 


$- 387. 

Wenn ein Theil während des Prozeffes feine Wohnung 
ändern wollte, jo foll er dem Gegner feine künftige Wohnung 
bei Zeiten gerichtlich erinnern laſſen; widrigens foll Die gericht: 
liche Verordnung bei dem Gerichtsorte angefchlagen werden, und 
Diefe Anfchlagung eben von jener Wirkung fein, ald wenn die Zu: 
ftellung geſchehen wäre; doch ‚hat in ſolchem Falle der Gerichts: 
Diener Die zu der gerichtlicien Verordnung gehörigen Beilagen 
zurüf zu halten, und auf Anmelden demjenigen, weldyem fie hätten 
zugeftellt. werden follen, zu übergeben. 


$. 388. 


Wenn an Seite eined oder des andern Theiled mehrere 
Streitgenoffen find, jo follen fie dem Gegner jenen namhaft ma; 
chen, welchem die weitern gerichtlichen Verordnungen zuzuftellen 
find; widrigens find fie lediglich demjenigen zuzuftellen, welcher 
in der erften Schrift der erfte benannt ift. 


/ 1199. Hfd. v. 23. Auguft 1799 N. 474, an d. gal. N. ©. 


Ueber die Anfrage: a) Ob in einer Streitfahe, wo mehrere Streit— 
genoffen find, Die weitern Sazſchriften, Beſcheide oder Vorladungen 
nach dem $. 388 der allg. ©. D. dem gemeinfhaftlihen Wertreter, 
und wenn diefer nicht angezeigt würde, dem zuerſt genannten Streit— 
genoffen zuzuftellen; dann b) ob nur zwei dergleihen Beſcheide, nämlich: 
Einer für den Kläger, der andere fir den Geflagten auszufertigen ſei; 
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©) ob mehrere Streitgenoffen durch mehrere Advokaten fi in einer und 
eben derjelben Sazihrift vertheidigen fonnen; dann d) ob, fo lange noch 
Einer aus den Streitgenoffen berechtigt ift, feüte Sazfchrift einzubringen, 
die übrigen contumaces als ſolche erachtet werden Fünnen; endlich e) ob 
fo viele Eremplare des Urtheiles auszuferfigen feien, als Streitgenoffen 
find, gibt ad a) und b) ſowohl die natürliche Lage, als der Ss. 386 u, 
388 der allg. ©. D. von felbft zu’erfennen: daß in einer Streitfache, wo 
mehrere Streitgenofjen einjchreiten, und zufammen gleichſam eine Partei 
vorftellen, obſchon die erfte Schrift fammt der hierauf ergebenden Vdg. 
nur dem zuerſt benannten Streitgenoſſen, den übrigen aber ein Rathſchlag 
hiervon zugeſtellt werden müſſe, dennoch bei Fortführung des Rechtſtreites 
von dieſen Streitgenoſſen, wenn auch jeder hierbei ſeine etwa beſondern 
Einwendungen und Rechte geltend machen kann, ein gemeinſchaftlicher Be— 
vollmächtigter aufzuſtellen ſei, welchem in der Fortſezung der Streitſache 
alle Schriften und gerichtlichen Vdgen. zugeſtellt werden müſſen; wodurch 
ſich der erſte und zweite Punkt der Anfrage von ſelbſt beheben, weil ſogleich 
in der erſten Vdg. den Streitgenoſſen die Anzeige eines gemeinſchaftlichen 
Bevollmächtigten aufgetragen werden muß, mithin nur dieſem die Zuſtellung 
in dem weitern Verfahren zu geſchehen hat; folglich auch nur zwei Be— 
ſcheide, nämlich: Einer für den Kläger, der andere für die Geklagten aus— 
zufertigen ſind. Hieraus folgt 

ad ec) von ſelbſt, daß, obſchon den Streitgenoffen nicht beihranft 
werden Fann, fich mehrerer Advokaten zu bedienen, fie doc immer ſowohl 
ihre gemeinfchaftlihen, als auch die den einen oder andern betreffenden 
bejonderen Rechte nur i in ‚einer und der nämlichen Sazſchrift ausführen 
können; wodurch ſich 

ad qh ergibt, daß bei Erftattung nur einer gemeinſchaftlichen Saz- 

fchrift fich eine Kontumaz des einen oder andern um ſo weniger ergeben 
fann, als den Stieitgetioffen zur Erftattung ihrer Sazfchriften nur eine 
und die namliche Schrift ertbeilt wird. Endlich 

ade) da die Streitgenoffen nur eine: Partei zufammen ausmaden . 
und-voritellen, verſteht e3 fich von felbft, daß nur Ein Exemplar. des. Ur- 
theiles für diefelben auszufertigen und ihnen durch ihren gemeinſchaftlichen 
Bevollmächtigten zuzuſtellen ſei. 


/1200. Def. >. gal. Hfz. v. a. Sept. 1801 N. 535, an das oſt- u. 
weitgal, U. ©. 


Vermöge des S. 507 der gal. ©. D. »(S. 386 der jof. ©. D.)« fol 
bei Eintretung mehrerer geflagter Streitgenoffen die erfte Vdg. jedem 
derfelben gerichtlich zugeftellt, und vermöge $. 509 »($. 388 Der jof. ©. 
D,I« von den Streitgenoijen fohin dem Gegner derjenige namhaft gemacht 
werden, dem die weitern gerichtlichen Vdgen. zuzuftellen find; widrigens 
folche lediglich demjenigen zuzuftellen wären, welcher in der erſten Schrift 
der erfte benannt ift. Die Folge diefer Vdgen. kann feine andere fein, als 
daß jene Streitgenoffen, welche nicht insbefondere Nede und Antwort 
geben, dafür geachtet werden, daß fie fich mit demjenigen verftehen, welcher 
der erite benannt ift, und der über die Klage Nede und Antwort gibt. 

Es ift alfo vermöge diefer Anprdnungen feine weitere Zuftellung an 
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Die. nicht Rede und. Antwort gebenden Streitgenoſſen, Daher auch feine 
befondere VBorladung derfelben zur) Ineotulirung nothwendig ; noch kann 
über eine wider mehrere Streitgenoſſen gemeinſchaftlich eingebrachte Klage, 
gegen einige. derjelben ‚ein bejonderes Verfahren angeordnet, ein bes 
jonderes Urtheil gefhöpft, und eine Trennung der Streitgenoffen in dem 
weitern Verfahren gejtattet werden; jondern das Verfahren fowohl- als 
das Urtheil muß alle Streitgenofjen einjchließen und auf alle wirken. ©. 
$. 109 der G. O. Min 


"1201. Hfd. v. 4. Nov. 1822 N. 1905, an das ftir, A ©. 

Ueber die gemachte Anfrage, wie fich bei gerichtlihen Zuftellungen, wo 
mehrere geflagte Streitgenoſſen einfchreiten, die Feinen gemeinjchaftlihen 
Bevollmaͤchtigten angezeigt haben, zu verhalten fei? wird die Belehrung 
dahin ertheilt: 

Da in dem Hfd. vom 23. Aug. 1799 N. a7a der 3. ©. ©,, ausdrüf- 
lich vorgefchrieben ift, die Streitgenpffen in der erften Vdg. zur Beitellung 
eines gemeinfhaftlihen Bevollmächtigten anzuweiſen; fo kann, wo dieſe 
Vorſchrift von dem Gerichte nicht befolgt ift, die Zuftellung der weitern 
Vogen. und des Urtheils an den zuerjt genannten Streitgenoffen in Anſe— 
hung der übrigen, von denen er micht bevollmächtigt it, nicht als giltig 
angejehen werden *). 


$. 389. 


Wenn der eine oder der andere Theil im Orte des Gerichtes 
nicht wohnhaft ift, fo -joll er, und zwar der Kläger gleich in der 
erften Schrift, der Beklagte aber vor Verftreichung der Darüber 
zur Einrede angefezten Frift Jemanden, weldem die gerichtlichen 
Berordnungen zuzuftellen find, daſelbſt bejtellen, und ihn dem 
Gegner namhaft machen; widrigen Falls hat er die Zuftellungs- 
unfoften zu tragen, und in feinem Falle eine Vergütung zu hoffen; 
Doc, Hat diefe Unfoften derjenige, der die. zuzuftellende Verord— 
nung erwirft hat, inmitteld vorzufchteßen, 


I. 390. 
Wenn der Kläger außer den Erblanden wohnhaft, oder doc) 


deffen Wohnort in den Erblanden nicht befannt wäre, ſo ſoll er 
einen Sadywalter im Orte des Gerichtes namhaft machen; widri— 


f *) Diefe Gejeze handeln ‚blos von dem Verfahren mit Streitgenoffen in er: 
fter Inſtanz; daher findet die darin gusgeſprochene Verfoneneinheit, derjelben 
nicht bei dem Appellazions- oder Nevifionsverfahren ftatt, woraus folgt, daß 
das Urtheil gegen jene Streitgenoſſen, welche nicht ausdrüklich dagegen appellirt 
oder repidivt haben, exekuzionsfähig werde. 


1 


F 
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gen Falls iſt der Kläger ohne Ertheilung des fonft ordnungsmä— 
Bigen Beicheides darauf zu weiſen. 


$. 391. 


Wenn der Beklagte außer den Erblanden feinen Wohnort 
hat, oder Diefer unbefannt ift, ſoll zu deſſen Vertretung auf feine 
Gefahr und Unfoften ein Kurator beftellt, und diefes ihm durch 
ein öffentliches Edift zu dem Ende fundgemad)t werden, Damit 
er allenfalls einen anderen Sachwalter beftelle, 


1292. Hfd: som 18. Mai. 1790, R. 23, and. gal. A. G. Für 
Galizien. 

a) Der Kläger ift jhuldig, in der Rubrife feiner Klage den Aufent— 
baltsort des Beflagten anzuzeigen oder anzumerfen, daß er ihn, unge— 
hindert alles Nachforſchens, ausfindig zu machen nicht vermocht habe, und 
ihm aljo dasjelbe nicht befannt ſei; wenn diefes unterlaffen wird, ift Die 
Klage zur Verbeſſerung hinaus zu geben. 

b) Wenn der Kläger behauptet, den Aufenthaltsort des Beklagten 
wicht zu wiffen, ſoll er ein Zeugniß der Landtafel beilegen, entweder, daß 
Beflagter im Konigreiche nicht begütert fei, oder was er fir Güter im 
Lande, und in welchem Kreije befize. Wenn diefe Beilage unterlaffen wird, 
ift die Klage ebenfalls zue Nachtragung hinauszugeben. 

e) Köunte Kläger, der angegeben bat, den Aufenthaltsort des Bes 
Flagten nicht zu willen, in dem Zuge des Verfahrens überwiefen werden, 
daß diejes Angeben von ihm falfchlih geſchehen, fo ift derfelbe, wenn. er 
auch in der Hauptſache Recht erhielte, nicht nur die Koften, fo die Ex— 
pedirung des Edifts und die Aufitellung des Kurators veranlaßt hat, zu 
- bezahlen ſchuldig, ſondern auch zu einer verhältnißmäßigen Gelditrafe, die 
in den Tarfond einzufliegen hat, zu verfallen. 

d) Der Richter hat über das Angeben des Klägers, daß ihm des Be- 
klagten Aufenthaltsort nicht befannt ei, oder jelber fih außer Landes auf- 
balte, nur Dann nach den SS. 391 und 392 vorzugehen, wenn das Land- 
tafelzeugniß ausweiſt, daß Beklagter im Lande nicht begütert, und auch 
ihm, Richter, unbekannt iſt, daß der Beklagte im Lande feinen Aufenthalt 
habe, ‚ohne daß jedoch defwegen der Richter in eine Unterjuchung oder 
Kahforihung von Amtswegen einzugehen bat. 

e) Seder, der fih von der ihm unangenehmen Ediktal-Zitazion be— 
freien will, joll, im Kalle er auf feinem befizenden Gute oder jonjt ges 
wöhnlihen Wohnfize feinen Aufenthaltsort nicht behalten follte, entweder 
dem Landrechte, unter dem er ſteht, feinen geänderten Aufenthaltsort 
anzeigen, oder einen Bevollmächtigten, dem in feiner Abwefenheit Die 
Zuftellung der wider ihn etwa vorfommenden Klagen geſchehen möge, 
benennen, oder auf feinem Gute oder fonftiger Wohnung Jemanden mit 
ordentlicher fhriftlicher Gewalt und Vollmacht beitellen, an welchen die 
während feiner Abwefenheit vorfommenden gerichtlichen Zuftellungen,, und 
zwar mit der Wirfung, als ob fie zu feinen eigenen Händen geſchehen 
wären, zu leiften fommen. 
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— ) Wen in Folge der. sg. 391 und 392 der G. D. wider einen Bes 
Flagten eine Ediktal-Erinnerung zu ergeben bat, und das Edift genau und 
verläßlih nah Vorſchrift des S. 85 der Inftrufzion der Gerichtöftellen ab— 
gefajlet worden, joll die Art der Kundmahung darin beitehen: Erftens: 
Daß das Edikt im Gerihtshofe und in dem Gerichtsorte an den "bisher 
gewöhnlichen Anfchlagsorten ausgehängt; zweitens: an jedes Landrecht, 
den Magiſtrat der Hauptſtadt, und an jedes Kreisamt ein Eremplar, 
welches fogleich an dem gewöhnlichen Anfchlagsorte auszuhängen iſt, mitges 
theilt; nebftbei drittens: auch an der etwa befannten Wohnung des Vor— 
geladenen, und zwar, wenn jelber den Wohnfiz änderte, in: jenem Drte, 
wo er fi vorzüglich und meiften Theil aufzuhalten pflegte, angeheftet 
werde; endlich viertens: iſt felbes über dieß zu drei verfchiedenen Malen 
den Zeitungsblättern einzurüken. 


$. 392. 


Wenn jedoch deffen Wohnort außer den Erblanden befannt 
wäre, fo foll nebft der im vorhergehenden Paragraphe vorgeſchrie— 
benen öffentlichen Kundmachung. die wider ihn eingereichte Klage 
mit der gehörigen Auffchrift der Poft aufgegeben, und über Die 
Aufgabe ein Schein beigebracht werden. 


1283: DT. v. 14. Wat 1833 N. 2612, an alle A. x 
12 Hf Mai N le A. G 


Die in der ©. D, ertheilte Vorſchrift über die Zuſtellung der Klagen 
an außer Landes wohnende Perfonen, deren Aufenthaltsort befannt ift, 
wird dahin abgeandert: 

Der Richter ſoll die Zuftellung an den Beflagten, der fih an einem 
befannten Drte im Auslande befindet, entweder Durch ein an das Gericht 
des Wohnortes des Beklagten unmittelbar erlaſſenes Erfuchfchreiben, oder 
durch Vermittlung höherer Behörden zu bewirken fuchen, zugleich aber 
einen Kurator für den Beklagten beitelfen, welcher ihn fo lange zu vertre= 
ten hat, als er nicht felbft einen Sachwalter wählt, und dem Gerichte nam— 
haft macht. Nur wenn der Richter von der um die Zuftellung angegangenen 
ansländifhen Behörde in einer angemefjenen Zeit die Beftätigung über 
die geichehene Zuftellung nicht erhält, hat er auf weiteres Anfuchen des 
Klägers den Beflagten nach der für Perſonen, deren Aufenthaltsort unbe- 
fannt ift, in der ©. D. ertheilten Vorſchrift durch Edift vorzuladen. Hier- 
über ift jedoch, falls die erfte Inſtanz der Zuftellung wegen ſich an die 
höhere Behörde verwendet hätte, bei diefer leztern vorlaufig anzufragen. 
"Fremden Gerichten, welche um die Juftellung angegangen werden, tft zu— 
gleich zu eröffnen, daß die Geſeze dem Kläger, falls binnen einer ange- 
mefjenen Zeit Die Beftätigung der Zuftellung nicht eingeht, auf eine Edik— 
talverordnung anzutragen geftatten, 


$. 395. 
Wenn ein oder der andere Theil einen Sachwalter be; 
ftellt bat, fo iſt die Zuftellung der gerichtlichen Verordnungen 


1203-1207.  - 523 


zu deſſen Händen jo lange giltig, bis ein anderer BER: 
gemacht worden ft. 


$. 394. 


Jede Schrift, welche dem Gegentheile sugeftellt werden 
muß, iſt Doppelt, und war einmal mit allen Beilagen einzu— 
reichen, und jene mit den Beilagen zu verbeſcheiden. 


$. 395. 


Der Richter foll Die erledigte Schrift dem Gerichtsdiener, 
fobald es möglich ift, übergeben laffen, dieſer aber fell jie mit 
‚allen Beilagen jogleich zuftellen, auf die Abfchrift den‘ Zuftel; 
lungsſchein jedesmal nad) der von Seite des Richters zu ges 
ihehen habenden Einrüfung der ergangenen Verordnung aus: 
ftellen, und gedachte Abjchrift dem Bittjteller auf Anmelden 
zurüfgeben, welcher dadurch die gejchehene Zuftellung bei wei— 
terem Anlangen darzuthun haben wird. ©. 533. 


3294. Hf. v. 28. Mat 1783 Me 139, an d. mäh. Tribunal. 
e) Bon der in Duplo zu überreihenden Sazſchrift hat feinerdings 
ein Eremplar bei dem Richter zu verbleiben, jondern jo wie das eine mit 
den Beilagen dem Gegentheile zuzuſtellen iſt, alſo muß das andere, ſobald 
der Tag der Zuſtellung an den Gegentheil von dem Gerichtsdiener darauf 
angemerkt iſt, der Partei ausgefolgt werden, wodurch ſich der Zweifel wegen 
der auf Ausbleiben eines Theils zu geſchehen habenden Inrotulirung behebt; 
dann von den Sazſchriften wird jene gelegt, ſo die erſcheinende Partei über— 
kommen hat, und von den Urkunden kann die anweſende Partei die Origi— 
nalien oder anderweitige Abſchriften einlegen. 


1205. Hfd. v. 14. Dez. 1787 NR. 755, an alle A. ©. 


- Alle rihterlihen Bejcheide, die für Parteien nur immer in Abficht auf 
Friften, auf den Rechtszug, und audy fonft von Folgen ſein können, find 
der Partei, auf deren Anlangen fie erlaffen worden, ebenfalls’ zuzuftellen, 
und: ift nicht abzuwarten, daß fie die Partei bei Gerichte ſelbſt abhole. 


1206. Ihfd. v. 28. Februar 1826, an das böh. A. G. (2.124). 
Die Beſcheide über Sazjchriften und Frütgefuche find den Parteien 
mit. der mögliditen Beſchleunigung zuſtellen zu laſſen. 
Anſchlagung an die Thüre: 
/1207. Reſol. vom 31. Okt. 1785 N. 189, an d. gal. U. ©. 


ece) Um den Kunftgriff zu vereiteln, gemäß deſſen manche Partei 
durch Verbergung der Zuftellung auszuweichen jucht, fol dem Gerichts: 
diener, dem die Zuftellung aufgetragen wird, mitgegeben werden, fich im 
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Drte zu erkundigen, ob die betreffende Partei Dafelbft befindlich feiz weni 
er nun deifen die Verficherung erhält, die Partei aber in ihrer Wohnung 
nicht antrafe, joll ihm eine aedrufte Erinnerung mitgegeben werden, des 
Inhaltes: dag, nachdem dem N. won Seite des Gerichtes eine Zuftellung 
zu gefchehen habe, als foll jich derfelbe fo gewiß am folgenden Tage Mor— 
gens um — Uhr zu Haufe einfinden, wie im widrigen jenes, was zuzu— 
jtellen ift, an feine Thüre angefchlagen, und es ſodann alfo geachtet werden 
joll, als ob die Zuftellung zu Danden gefchehen wäre. An der beftimmten 
Stunde fol ſich ſodann der Gerichtsdiener genau einfinden, feine Zus 
ftellung zu Handen befolgen, oder die angedrohte Anfchlagung an die Thüre 
des Wohnprtes vornehmen. 


$: 396. 


Wenn die Verordnung mehreren Streitgenoffen zuzuſtellen 
ift, fo fol! der Bittiteller die Rubrik der Schrift fo oft bei 
legen, ald Streitgenofjen find, und auf jede den Wohnort Der 
Partei anmerken; der Richter hat Die ergangene Verordnung 
beizufezen, und durch den Gerichtsdiener die Zuftellung zu bez 


forgen. 


$. 397. 


Wenn Zeugen vorzufordern ſind, ſo iſt denſelben weder 
die Schrift, noch ein Rathſchlag zuzuſtellen, ſondern ihnen nur 
im Namen des Gerichtes überhaupt aufzutragen, Daß ſie zur 
bejtimmten Zeit zur Ablegung einer Zeugenfchaft erjcheinen follen, 


Schriftenwecfel mit dem Auslande; f. auch 1223. 


1298. Hfd. v. a. Sept. 1818 N.- 1492, an alle U. ©. 


Ueber das Befugniß inlandifcher Gerichte, die Amtsgejchäfte mit 
fremden Behörden u verhandeln, haben Se. Majeftät folgende Vorſchrif⸗ 
ten zu ertheilen geruht: 

1) Gerichtsbehörden und Magiſtrate, Die aus mehreren geprüften 
Räthen beitehen, können fih in bürgerlihen und peinlihen Rechtsan— 
gelegenheiten mit ausländifhen Behörden gleichen Ranges, felbft jene der 
Nefidenzftäadte nicht ausgenommen, unmittelbar in das Einvernehmen 
fezen. Diefe Vorfchrift gilt auch für die Präturen des lombard, venez. 
Königreihed, und für die landesfürftlihen" Land» oder Pfleggerichte in 
Tirol, Vorarlberg, Salzburg, dem Inn- und Hausrufviertel. 

2) Anderen Gerichten wird nur in Kriminalfachen, dann in. © es 
" fhäften, wobet Gefahr am Verzuge eintrit, mit fremden Be— 
börden unmittelbar zu verhandeln geftattet. Außer diejen beiden Fällen 
haben fie fid) durch das A. ©. dahin zu verwenden. 

3) Verhandlungen mit fremden Behörden ungleihen Ranges find, 
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wo; wicht dringende, Gefahr befondere -Befchleunigung erfordert, immer 
duch die U. G. einzuleiten. 

4) In Anfehung jener Zander, wo den Behörden der Verfehr mit 
d. Gerichten und die Annahme der Erjuhjchreiben nur unter beſon— 
deren Beſchränkungen und Formen geftatfet wird, ſoll die bisher. übliche 
Art- zu verhandeln fo lange beibehalten werden, bis durch gemeinfchaftz 
lihes Einverftändniß ein anderes feitgefezt werden wird. 


Durch die gegenwärtige Bdg. werden die Hfd. vom 1. Aug. 1806, 
26. Sept. und 19. Dez. 1807, jo wie das Zir, des N. ©. zu Venedig 
v. 5. Aug. 1815,- und die Vdg. des Gub. zu Mailand vom 22. Mai 
1816, in fo fern fie fi auf die Verhandlungen der Gerichte. über bür— 
gerlihe und peinliche Rechtsangelegenheiten beziehen, außer Kraft geſezt; 
Dagegen find Die über die Auslieferung der Verbrecher ertheilten Vor— 
fhriften ferner genau zu beobachten. 


1209. Hf;d. v. 3. Juni 1819 N. 1566, an alle Lit. 


Se. Majeftät haben in Hinficht des Schriftenwechfels der inlandı= 
[hen Behörden mit dem Auslande zu befihliegen befunden: Es habe, da 
ſich diepfalls bisher immer nad den durch das Hfd. vw. 11. Juni 1807 
befannt gemachten Grundfäzen mit dem zmwefmäßigiten guten Erfolge 
benommen worden, daher eine neue Vorſchrift entbehrlich ift, bei den— 
jelben noch ferner. mit dem einzigen Beifaze zu bewenden: daß von dem 
Befugniffe des Schriftenwechfeld mit den auswärtigen Autoritäten die 
Patrimsnialgerichte, die Dorfobrigfeiten und die aus ungeprüften Beiſi- 
zern beftehenden Magiftrate, ausgefchloffen werden follen. Doc ift Sorge 
zu tragen, daß die Korrefpondenz nur in der Art ftatt finde, durch welche 

- der Einfhwärzung von Pafeten und fremden Briefen vorgebeugt werde, 


Beilage. Hfd. v. 11. Juni 1807, an alle Et. 


Den Länderftellen, den A. ©., den Landrechten und allen Rriminal- 
gerichten fol der Schriftenwechfel mit Behörden der benachbarten Mächte, 
welchen die Schlihtung ähnlicher Geſchäfte zugewiefen ift, in allen Fällen 
geftattet, und die Erfüllung wechjeljeitiger Anfinnen erlaubt fein, in 
welchen es fih um eimen in die unmittelbare Amtshandlung der Behörde 
einfhlagenden Gegenftand handelt, und wo nach Ermeſſen derfelben Ge- 
fahr oder Nachtheil die Folge des DVerzuges fein kann. Jedoch foll der 
Schriftenwechſel a) mit den in der Nefidenz der benachbarten Macht 
aufgeftellten Behörden, b) mit Behörden von ungleihem Range oder 
einer heterogenen Gejhaftsverhandlung und..c) zwiſchen den ihnen uns 
fergeprdneten Aemtern und den Behörden benachbarter Mächte. nicht 
Plaz greifen, den einzigen Fal der Noth, und wegen der am Verzuge 
haftenden Gefahr ausgenommen; weil die untergeordneten Aemter, als 
da find: Kreisämter, Wirthichaftsdirefzionen, Injpeftorate, Verwalter⸗ 
Aemter, Zollinſpektorate, Zollaͤnter und Magiftrate, die an fie gelangenden 
Erfuchichreiben der vorgefezten Behörde vorlegen, und dergleihen An— 
gelegenheiten zwiſchen den höheren Behörden der Ben ee; Staaten 
verhandelt werden können. 
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Beſondere Vorſchriften über den Schriftenwechſel. 


I) mit Frankreich: 


1210. Hfd. v. 21. März 1805 N. 720, an alle et. 


Da bei den franzöſiſchen Gerichtsbehörden ordentlicher Weife nur 
Diejenigen Vollmachten als authentiſch anerkannt werden, welche von den 
Orts- und Landesobrigkeiten, und endlich von der franzöſiſchen Botſchaft 
gehörig legalifirt find; fo ft die Einleitung zu treffen: 

a) Daß in den Vollmachten, welche die Parteien an auswärtige 
Mandatare auszuftellen haben, im Falle, wenn foldhe Parteien aus Mans 
gel an Befanntichaften an Drt und Stelle mit einem Rechtsfreunde oder 
Sahmalter ſich nicht jelbit zu verfeben, oder einen zu benennen. willen, 
jederzeit jo viel Raum leer gelaſſen werde, als erforderlich ift, um den Namen 
Desjenigen auswärtigen Mandatars dahin einzutragen, welchem die geheime - 
Hof: und Staatskanzlei die Bejorgung oder Vertretung der Angelegenheit 
einer folhen Partei in dem franzöſiſchen Staate zu fommittiren befinden wird. 

b) Daß eine jede folhe Vollmacht zuerft- von der Ortsobrigkeit, und 
fodann zur Betätigung der Echtheit und Legalität der ortsobrigkeitlichen 
Authentifirung von Seite der Landesitelle mit Beidrüfung der Amtsfigille 
outhentifirt, Die orts obrigkeitliche Authorifirung ſowohl als diejenige der 
Landesſtelle in der lateinifhen Sprache abgefaßt, und die auf dieje Art 
eingerichtete Vollmachtsurkunde anher,eingefchift werde, 

Diefe Art der Legaliſirung ift 

c) überhaupt bei allen Beweis- und Nehtsurfunden, als da find: 
Taufs, Trauungs-, Todtenjheine, Lebenszertififate u. f. w. um jo mehr 
anzuwenden nothwendig, als. auch dergleihen Dokumente, wenn fie nicht 
eben jo, wie die ‚erfteren legalifirt find, bei den franzöfiihen Gerichts— 
und Verwaltungsbehörten als unzuläfig von der Hand gewieſen werden, 


AZUL. Hfd. v. 29. Mai 1829 N. 2407, an alle A. ©. 

Wenn öſterreichiſche Gerichte in-Zinil- und Kriminalfachen des Bei- 
ftandes. einer Fünigl. franzofifhen Gerichtsbehörde bedürfen, haben fie ſich 
dahin nie unmittelbar, fondern duch das A. G. und die, öfterr. Gefandt- 
fhaft zu Paris zu verwenden, Die Präfidien der A, G. find ermächtigt, 
die Gefandtfhaft zu Paris um die erforderliche diplomatiſche Unterftüzung 
des Antrages der öſterr. Behörde zu erjuchen. 


2) mit Öefandtichaften: 


4212. Hfd. v. 15. Dez. 1794 N. 205, and. in. d.W. ©. 

Wenn in der Zuftizverwaltung Fälle vorfommen, wo durch die F, f. 
Sefandtfchaften und S bevollmächtigten Minifter an auswärtigen Höfen Aus— 
fünfte und Aufflärungen einzuholen find, bat die Einleitung mitteljt der 
oberſten Zuftisftelle zu gefcheben. ©. I211. 

1213: Ihfd. v. 9. Dez. 1825, an d. gal. U. ©. (3. 1826. 42). 

Daß den erften Inftanzen nicht suftehe, fi) unmittelbar an die f FE. 
Gefandtfchaft zu wenden. 
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1214. HP. v. April 1813 N. 1035, an alle N. ©. 


Sn den Fällen, in welchen die im Auslande zu bewirfende Vollſtre— 
fung eines von den inländifhen Gerichtſtellen bewilligten Erefuzionsgrades 
auf dem minifteriellen Wege anzuſuchen fommt, muß das. jedesmalige Anz 
fuchen außerdem noch von einem Erſuchſchreiben jener inländiſchen Behörde, 
von welcher der Erefuzionsgrad bewilligt worden ift, an das ausländifche 
Gericht, welches die Vollitrefung zu verfügen hat, begleitet jein. 


3) mit Heffen: 
1215. Hfd. v. 19. Juni 1819 WR. 1571, an alle A. ©. 


In Beziehung auf die Verfahrungsart bei der Korrefpondenz mit den 
großherzoglich-heſſiſchen Gerichtsbehörden wird folgendes feitgefezt: 

1. Die großherzoglich-heſſiſche Regierung hat drei Gerichte, namlich: 
- das Hofgeriht zu Darmjtadt, das Hofgericht zu Gießen und das 
Kreisgericht zu Mainz als diejenigen beftimmt, an welche von auslandi- 
fhen Behörden die Infinuazionen an großherzoglich-heſſiſche Unterthanen 
in folden Fällen, wo die eigentliche Behörde unbefannt fen füllte, zu ge— 
langen haben. Hievon find jammtliche Gerichtsbehörden zu verftändigen, 
und diefelben anzumeifen, ſich in Fällen der Inſinuazionen an großberzog- 
liche Unterthanen, wo die eigentliche Behörde unbefannt fein follte, an 
Eines der genannten drei Gerichte zu wenden. 

2. Zu gleihem Behufe tft für die 6. Staaten, mit Ausſchluß von 
Ungarn und Siebenbürgen, befunden worden, die A. ©. jeder Provinz 
als diejenigen Gerihtsbehörden zu beitimmen, an welde die großberzog- 
lich-heſſſſchen Gerichte in ähbnlihen Fällen der Infinuazionen an ö. Unter- 
thanen. fi zuwenden haben, wo fofort dem A. G. obliegen wird, derglei- 
hen, Snfinuazionen durch das betreffende Geriht unverweilt zuitellen zu 
laſſen. 


1216. Shfd.v. 18. Juli 1837 3. 2183, an alle A. G. (A. 301) und 
ber. Reif. v. 30. Oft F. 1122. 


Die geoßherzoglih=heitiihe Regierung bat laut eines dem oberiten 
Gerichtshofe Durch Note der E. E, geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei 
vom 9. Juni 1837 mitgetheilten Promemoria des großherzoglich = heifiihen 
Gejchäftsträgers die Einrihtung getroffen, daß für die Provinz Rheinhef- 
ſen die Verhandlungen mit ausländiihen Behörden über die Zuftellung 
der Gerichtsaften an Inn- und Ausländer von dem großherzoglichen Ge— 
netalitantsprofurator zu Mainz beforgt werden. Diefer wird die Zuftel- 
lung der in Rheinheſſen ausgefertigten Gerichtsurfunden mittelit direfter 
Korrefpondenz mit den auswärtigen Gerichtäbehörden bewirfen, dagegen 
werden die für Die Einwohner der Provinz Rheinheſſen bejtimmten, von 
ausländijchen Behörden herrührenden gerichtlihen Urkunden in Zufunftsan 
den großberzoglich = heifiicherr Generalftaatsprofurator zu Mainz zu über- 
fenden fein. Für die Provinzen Starfenburg und Oberheflen werden die 
großherzoglihen Dofgerichte zu Darmjtadt und Gießen aud fünftig das 
Zuftellungsgefhäft beforgen, 
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4) mit dem Kirdhenftaate: 


3217. Shfd. v. 13. Sept. 1822, an alle A. ©. (©. 161). 

Die römische Regierung hat dem von der k.k. Geſandtſchaft an fie ge- 
ftellten Anfuchen, die Voitportofreiheit für Die von den F. k. ö. Juſtizbe— 
börden an jene im Gebiete des Kirchenftaates ergehenden Requiſizions— 
fchreiben zuzugefteben, willfahrt und hiernach die angemeſſenen Aufträge an 
die römischen Poſtbehörden ertheilt. 


238. Zir. des A. ©. zu Venedig v. 5. April 1826 3. 4939. 

Sn Folge des Hfd. v. 1.0. M. 3. 841, werden für alle erften Inſtan— 
zen die Vorfchriften über die Erſuchſchreiben an päbftlihe Behörden in 
Zivil- und Kriminalangelegenheiten zur genauen Befolgung erneuert. Sie 
befteben in Folgenden: 

Sp oft die Gerichte erfter Inſtanz in die Lage kommen, von pabftli- 
hen Behörden Ausfünfte oder Amtshandlungen zu erwirfen; jo haben fie 
ihre bezüglihen Erfuchichreiben unmittelbar dem Präfidenten des A. ©. zu 
unterlegen, von welchem fie, mit feiner Legaliſirung verfeben, der Ef. ö. 
Gefandtfhaft zu Rom, zum Behufe ihrer Vollftrefung im minifteriellen 
Wege, forgfältig zu überfenden find. Spllte eine Gefahr am Verzuge fein; 
fo fünnen fi) die erften Inftanzen auc unmittelbar an die päbitlihen Be- 
börden mit ihrem Erfuchen wenden, wobei fie zugleich zu bemerfen haben, 
daß dasfelbe Erſuchen auch im minifteriellen Wege eingeleitet werde. Un— 
ter Einem haben fie ein Duplifat des Erfuchfhreibens dem Prafidenten 
des A. ©. zu unterlegen, womit auf die oben beftimmte Art vorzugehen iſt. 


5) mit Polen: 


43219. Erlaß des böh. A. ©. vom 2. Aug. 1830 3. 11743 (P. 468). 


Den fämmtlihen Gerihtsbehörden wird zu ihrem Benehmen bei Kor- 
refpondenzen mit den Gerihtsbehörden des Königreichs Polen in Zuftiz- 
gefhäften in Folge eines von dem f. k. Landesgubernium mitgetheilten 
Schreibens des f. f. 8. Generalfonfulats in Warfchau Nachftehendes be- 
fannt gemacht: 

Im ganzen Königreihe Polen, welhes aus acht Woidwodſchaften 
befteht, ift in der Zivil- und Kriminaljurisdifzion Fein Unterfhied zwiſchen 
Adeligen und Bürgern. Alle Bewohner des Reichs gehören unter ein Fo— 
rum, und diefes ift in der erften Inftanz das Ziviltribunal, deren es acht, 
nämlich in jeder Woiwodſchaft eins gibt, mit Ausnahme der auguftower 
Woiwodſchaft, in welcher wegen weiter Entlegenheit der Ortſchaften zwei 
Abtheilungen des Tribunals angeordnet ſind. 

Die Standorte dieſer Tribunale find folgende: 

Für die frafauer Woiwodſchaft die Stadt Kielce, 


» > fandomirer » » >» Radom, 
»> >» faliicher * * » KRaliich, 
» >» ploßfer » » >»  Plogk, 

> >» mafowifche » » >» Marfchau, 
»2podlachiſche * »Siedlce, 
2 > lubliner » >  KRublin. 
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Für die auguftower Woiwodſchaft, wie oben gejagt, find zwei Abthei— 
lungen, die erfte in der Stadt Lomza, und die andere in der Stadt Sumalfi. 

Bevor die Rechtsangelegenheiten zu diefen Behörden zur Entfheidung 
gelangen, müſſen fie bei den Friedensgerichten, deren in jedem Kreife eins, 
und im ganzen Königreihe 77 find, vorgebracht werden. Diefe Friedens: 
gerichte bilden zwar Feine eigentlihe Inſtanz, allein fie beftehen, um vie 
Parteien im gütlihen Wege zu vergleichen, und erft dann, wenn die Ver: 
wendung des Friedensrichters fruchtlos geblieben ift, Fann der Rechtsftreit 
in der eriten Inftanz begonnen werden. Zur Aburtheilung der Verbre— 
hen und fchweren Polizeiübertretungen beftehen vier Kriminal- und fechs- 
zehn Polizeigerichte, Dierin den acht Woiwodſchaften vertheilt find. 

Als zweite Inftanz in Zivil- und Kriminaljuftisfachen ift das A. ©. in 
Warſchau. Endlich als dritte Inſtanz der oberſte Gerichtshof und die 
Regierungsfommiffion der Zuftiz, oder das Juſtizminiſterium aufgeftellt. 
Der Unterjchied Diefer zwei lezten Behörden beſteht darin, daß die erfte 
dem in Frankreich beftehenden Kaffazionsgerichte gleich im Nevifionswege 
die Urtheile der zwei untern Behörden beftätigt, oder verwirft, während 
die andere das Adminiftrative der Zuftiz, die Befezungen der Stellen und 
Die Pflegung der Rüffprahe mit andern Behörden beforgt. Die Magi— 
ftrate in den Städten haben durchaus Feine Gerichtsbarfeit,, fondern find 
blos politifhe Stellen, welche die bei uns den Drtsobrigfeiten zuftehenden 
Rechte handhaben. Diefe furze Schilderung der Verzweigung der Zuftiz- 
behörden in Polen wird demnach den ſämmtlichen Gerichtsbehörden zur 
Belehrung, an welde Behörden im Königreihe Polen fie fi) in Fallen, 
jo es fih um Juftizgegenftande handelt, zu verwenden haben, hiermit 
zur Kenntniß gebracht. 


6) mit Preußen: 


1220. Ihfd. v. 11. April 1837 3. 2090. 

Bei Gelegenheit eines fpeziellen Falles hat die königl. preufifche Ge- 
fandtfchaft den Wunſch ausgefprohen, daß die ka f. Gerichtsbehörden an— 
gewiefen werden möchten, in Requiſizions-, Inſinuazions- und andern 
ähnlichen Fällen ſich nicht unmittelbar an das Fönigl. Juſtizminiſterium in 
Berlin, wie dies geſchehen tft, jondern entweder an die betreffende königl. 
Gerichtsbehörde zu wenden, oder auch den diplomatiſchen Weg einzuſchlagen. 


7) mit Sachſen: 


1221. Hfd. v. 9. Dez. 1822 N. 1912, an alle A. ©. 

Die königl. fähfishe Regierung hat das Anfinnen gemacht, daß auf 
den Adreſſen jener amtlichen Erläffe, welche portofrei aus den f. f. Staaten 
an die königl. fahfifhen Behörden zu gelangen haben, nicht nur_der Ge- 
genftand der Zuſchrift im Allgemeinen, fondern auch die Bemerkung: 
ex officio, beigefezt werden fol. Da man diefem Anfuchen zu willfahren 
befunden bat: jo find ſämmtliche Gerihtsbehörden anzumeifen, Daß fie 
fi) in der Korrefpondenz mit Fönigl. fähfiihen Behörden nad) der obigen 
Beftimmung zu benehmen haben. F 


* 


’ 
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8) mit Sizilien: 


2222. Yhfd. v. 25. Mat 1832, an das dalmat. A. G. (©. 231). 


Dem. f. A. ©. wird zur fünftigen Benehmung eröffnet: daß die 
k. neapolitanifche Regierung es zum Grundfaze angenommen bat, daß von 
nun an die Nequifitorien fremder Gerichtitellen einzig und allein in Kris 
wingſaee von den k. neapolitaniſchen Behörden berükſichtigt werden ſollen, 
da hingegen in den Zivilrechtsangelegenheiten es die Sache der betheilig— 
ten Partei iſt, ſich ſelbſt mittelſt eines Anwaltes an das REIFFÄIRUPR neapo⸗ 
litanifche Tribunal zu wenden. 


2223. Ihfd. v. 25. Mai 1835 3. 3337, an alle A. G.; u. Hd. v. 
14. Aug. 3. 19969, an alle Lit. Pichl 21a). 


In Hinficht der Zuftellung Der im Minifterial= oder ämtlihen Wege 
aus dem Königreiche beider Sizilien, vder aus anderen Staaten, in 
welchen über Die Zuftellung an außer Landes befindliche oder auswär— 
tige Unterthanen gleiche over ähnliche Grundfäze gelten, und insbeſon— 
dere ein Ausweis über die an die Partei felbit gefchebene Zuftellung 
nicht erfordert, fondern fi) mit der Zuftellung an den Staatsanwalt, 
pder eine andere dazu beftimmte Perfon begnügt wird, den öſter. Ge— 
richtsſtellen sufommenden gerichtlihen Vorladungen wird zufolge a. bh. 
Entſchl. v. 20. Mai 1835 feftgefezt: 

1. Kommen foldhe Vorladungen den höhern Gerichtsftellen oder an— 
deren Behörden zu, fo find diefelben unverzüglich an den gehörigen Richter 
eriter Inſtanz zu übermachen. 

2. Das Gericht erfter Inſtanz, welhem die VBorladung zugefommen 
ift, hat vor allem darauf zu fehen, ob der Vorgeladene ein öſter. Unter- 
than fei oder nicht. Sit derfelbe nicht ein öſter. Unterthban, fo tft Die 
Vorladung fammt den für die auswärtige Unterthanfchaft des Vorgela- 
denen ftreitenden Gründen der oberſten Zuftizitelle vorzulegen, welche 
ſohin das Geeignete vorzufehren haben wird. 

3. Wenn der Vorgeladene ein öfter. Unterthan ift, fo hat das Ge— 
riht Die Zuftellung der Vorladung nach den beftehenden Vorſchriften zu 
beforgen; wenn er fih aber außer dem öfter. Kaiferftaate aufhält, oder 
deſſen ——— unbekannt iſt, und er keinen zur Annahme erſter 
Klagen befugten Bevollmächtigten namhaft gemacht hat, ſo iſt ihm zu 
dieſem Ende ein Kurator zu beſtellen, und dieſem die Vorladung zu 
behändigen. Der Kurator hat die Pflicht, den Vorgeladenen von der 
Vorladung durch eine in die Zeitungsblätter einzurükende Nachricht, oder 
ſonſt im geeigneten Wege zu verſtändigen. 

Im Falle der Aufenthaltsort des Vorgeladenen im Auslande bekannt 
wäre, hat das Gericht, dem die Vorladung zugekommen iſt, noch über— 
dies die auswärtige Gerichtsbehörde, in deren Bezirk der Vorgeladene 
fih aufhält, um deffen Verftändigung zu erfuchen. Eine Einjendung des 
Auftellungsfheines an die auswärtige Gerichtsbehörde, vor welcher der 
Vorgeladene zu erfcheinen hätte, findet nicht ftatt. 

4. Die in der gegenwärtigen Vdg. vorgefchriebenen Amtshandlungen 


1222 — 1226. 533 


baben von Amtswegen ohne Aufrechnung von Tax-, Stempel- oder an: 
dern Gebühren zu gefchehen. 

5. Vorftehende Bejtimmungen gelten auh für die Zuftellung von 
anderen aus den erwähnten Ländern auf- diefelbe Art einlangenden ge— 
richtlihen Verordnungen in Zivilangelegenheiten, vorbehältlich der in Bes 
ziehung auf die Erefuzion der Erfenntniffe auswärfiger Gerichte beftehens 
den Vorfchriften. ; 

6. Hierdurch werden in dem Lob. venez. Königreihe das Hfd. vw. 
27. Febr. 1821, und in den übrigen Ländern das Hfd. v. 19. Jänner 
1821 N. 1731 $. ©. ©., außer Kraft gefezt. 

7. Die öfter. Gefandtihaften und Konjulate in den angeführten Fans 
dern haben im gehörigen Wege den Auftrag erhalten, die ihnen für öfter. 
Unterthanen nah dem dortigen Verfahren übergeben werdenden Vor: 
ladungen, oder andere gerichtlihe Verordnungen in Zivtlangelegenheiten 
unmittelbar und ungejaumt an die ff. A. ©., die es betrifft, oder 
wenn der DVorgeladene fih in den ungar. Erbitaaten befindet, an die 
ungar. oder fiebenbürg. Hofkanzlei zu überjenden. 


9) mitdem Stadtgerichte zu Franffurt: 


1224. Hfd. v. 9. Nov. 1822 N. 1909, an alle A. ©, 

Die E £, allg. Hoffammer ift mit der kak. geheimen Hof- und Staats: 
Fanzlei übereingefommen, daß die öfter. Behörden und Nemter ihre Erfuch- 
fchreiben an das Stadtgericht der freien Stadt Franffurt am Main, an den 
dortigen F. F. Minifterrefidenten zu überfenden haben, der ſolche fodann der 
Behörde übergeben wird. 


10) mit Toßfana: 


1225. Ihfd. v. 97. März 1839 3. 1758; Vdg. d. böh. A. ©. v. 
8. April 3. 6956 *%; hkr. Reif, v. 25. Mai F. 743, 

Es wird verordnet, daß fih die Unterbehörden in Hinfunft mit den 
tosfanifhen Behörden in feine unmittelbare Korrefpondenz vor der Hand 
mehr einzulaffen,, fondern die für felbe beftimmten Requifizionsfhreiben 
im vorſchriftsmäßigen minifteriellen Wege zu befördern haben, 


11) mit Ungarn und Siebenbürgen; f. 1O15 u. f. 


2226. Hfd. v. 31. Dez. 1791 N. 236, an alle A. ©. 


Die Septemviral- und foniglihe Tafel in Ungarn hat nad) 
Herftellung des vormaligen gejezmäßigen Siftemes außer der Revifton 
der Prozeſſe in juridifchen Angelegenheiten feine Vorfehrung zu treffen, 
- weder kann diefelbe mit den Parteien und derjelben Beitellten, oder 
mit den Stellen der übrigen Lander felbft eine Korreſpondenz führen. 

Daher werden die Advofaten angewiejen, dag, fo weit fie etwas, jo zur 


- 





*) Mit weiterer Vdg. v. 29. d. M. wurde der Irrthum im Zitate 27. April 
ſtatt: März berichtigt. 
Handb. d. joſ. ©: 9. 35 
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Direkzion des Juftigwefens gehört, anzubringen haben, fie fi) Deswegen 
an die ungar. Hofkanzlei mittelft der daſelbſt mit dem stallo verfehenen 


Agenten, wegen Führung und Betreibung der Prozeſſe aber an die bei den 


Stellen, die es betrifft, beſtellten Advokaten verwenden follen. 


KAP; Hfd. v. 21. Mai 1814 N. 1087, an alle A. ©. 


Da ſich bisher verfchiedene Parteien aus den k. f. deutjchen Provinzen 
mit — Geſuchen an die Septemviraltafel gewendet haben, deren 
Erledigung: außer dem Wirfungsfreife diefes oberſten Gerichtshofes in 
Ungarn liegt, welcher fich lediglich mit der Superrevifion ordentlich abge- 
führter und dahin in lezter Inftanz gediehener Prozeſſe befaßt; ſo wird 
abermals in Erinnerung gebracht, dag die Septemviraltafel außer der 
Superrevifion der dahin appellirten Prozeſſe fih mit der Erledigung an— 
derer Geſuche nicht befaffe, jondern folhe Gefuhe dem a der 
fönigl. ungar. Hofkanzlei zugemiefen fein. 


1228. Hfd. v. 5. Okt. 1792 N. 56, an d. n.%. A. ©. 


Die Magiftrate und Ortsgerichte follen die Korrefpondenz mit der 
ungar. Hofkanzlei wicht unmittelbar , ſondern mittelft des A. G. pflegen, 
damit in Fallen, wo etwa nicht auszulangen wäre, unnüze Weitläufigfeiten 
vermieden, und die Öelegenheit werde, die Stelle zurecht zu führen. 


1229. Hfd. v. 17. April 1816 N. 1229, an alle A. ©. 


Da die fpatere Beantwortung: der von deutſch-erbländiſchen Behör— 
den an & ungar. Behörden gerichteten. Erſuchſchreiben vorzüglich Daher 
rührt, daß in denfelden die Namen der Perſonen, um welche es fi hans 
delt, die Ortichaften, wo diefelben ſich befinden follen, oft auch die Ge— 
richtsbarfeiten, an welche fich verwendet wird, unrichtig angegeben, ferner 
fih mehrmalen an dergleichen Drtsobrigfeiten gewendet wird, die, da fie 
mit feinem ordentlihen Magiftrate verjehen find, dem Erfuchfchreiben nicht 
Genüge leiften fünnen, oder zu leiften willen; fo werden zur Hintanhal— 
tung aller hieraus entitehenden Verzögerungen der Gerechtigfeitöpflege, 
die deutfch-erbländifchen Behörden ernftlih und nachdrüflich angemwiefen, 
Darauf bedacht zu fein, daß die in der Frage ftehenden Perfonen, Ortſchaf— 
ten und Gerichtsbehörden jedesmal genau und rühtig angegeben, übrigens 


aber fih in den Erfuchfchreiben nicht unmittelbar an die Drtsobrigfeiten 


(die königl. Freiftädte ausgenommen), fondern vielmehr an die be— 
treffenden Komitate, in Fallen aber, wo ihnen das Komitat nicht 
befannt ware, an die königl ungar. Statthalterei gewendet werde, 
auf welche Art die verlangten Auskünfte, zu deren umverzüglichen 
Erftattung die ungar. Behörden wiederholt angewiefen worden find, fiche- 
rer und gefhwinder würden erhalten werden, 


1230. Ihfd. v. a. Mat 1821, an alle A. ©. (©. 287). 


Die königl. ungar. Hoffanzlei hat eröffnet, daß nad) einer von der 
ff. allg. Doffammer gemachten Mittheilung unter den wegen Nichtent- 
rihtung des Poftportobetrages auf der Poft liegen gebliebenen, munmebr 
zur Vertilgung beftimmten Briefſchaften fich haufig amtliche, an ungar. 


* ” 
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Parteien erlaffene Schreiben vorgefunden haben; Daher aber habe diefelbe 
das Erfuchen geftellt, die unterjtehenden Behörden in Gemäßheit der Note 
v. 30. März 1816 wiederholt anzuweiſen, daß die Zuftellung amtlicher 
Schreiben nad Ungarn immer mittelit öffentliher Behörden veranlaßt wer— 
den möchte. ES wird demnach fammtlihen Zuftizbehörden aufgetragen, 
das Hfd. v. 17. April. 1816 der J. ©. ©., da dasfelbe über die vor— 
erwähnte Note v. 30. März 1816 erlaffen worden tft, genau zu befolgen. 


1231. Vog. d. böh. Gub. ». 12. Juli 1822 3. 29703 (9. 609). 


Es ift vorgefommen, Daß mehrere Unterbehörden ſich mit der ungar. 
Statthalteret unmittelbar in Korrefpondenz fezen. . Den k. Kreisämtern ıc. 
wird Daher zur eigenen Darnachachtung und Anweiſung ſämmtlicher Domt- 
nien und Magiftrate bedeutet, in Zukunft fih von diefer unmittelbaren 
Korrefpondenz zu enthalten, 


1232. Vog. d. n. ö. Reg. v. 23. Dez. 1828 3.:70650 (P. 652). 


Ueber Anfuchen der Föntgl. ungar. Statthalterei wird verordnet, daß 
die Dominien Fünftighin in amtlichen Angelegenheiten nicht wie bisher un— 
mittelber mit den Komitaten Eorrefpondiren ‚ fendern ihre Anliegen (auf 
dem Lande durch das Kreisamt) an die Reg. ftellen follen, welche ſich 
dießfalls mit. der königl. ungar. Statthalterei felbit in’s Einvernehmen 
fein wird. 


1233. Def. der o. d. Reg. v. 6. Jän. 1829 3. 36431 (P. 6). 

Ueber eine an die königl. ungar. Statthalterei gelangte Beſchwerde 
des raaber Komitats, daß noch immer einige Herrfhaftsbeamte des Erz- 
berzogthums Defterreih in vorfommenden Fallen die unmittelbare Korre— 
fpondenz mit demfelben führen, hat die gedachte Landesftelle die Regierung 
mit Note v. 25. Nov. 1828 3. 31212, erfucht, daß fie fih in Zufunft 
bei vorfommenden Gejhäften im Wege der vorgefezten Kreisämter oder 
der Reg., und der königl. ungar. Statthalterei an die betroffenen ungar. 
Gerihtsbehörden wenden jollen. 

Hieson werden Daher die bierlandigen F. F. Kreisämter zur weitern 
Verfügung an die betroffenen Unterbehörden verftändigt. 


1234. Vog. d. ſteier. Gub. v. 22. Juni 1829 3. 10807 (P. 328). 


Nach einer Eröffnung der Fonigl. ungar. Statthalterei haben einige 
bierlandige Zurisdizenten in Parteiſachen die Korrefpondenz unmittelbar 
mit den Komitaten jelbit eingeleitet. 

Da diefe Gepflogenheit den Normalten über die Korrefpondenz der 
Behörden mit einander entgegen tft, jo werden diejelben auf Die gensue 
Benbshtung der dieffalls beitehenden Gefeze gewiefen, vermöge welcher 
die Zurisdifzionen durch ihre vorgefezten Kreisämter mit dem betreffenden 
Komitate korreſpondiren follen, 
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Sieben und dreifigftes Kapitel. 


Bon den Gerichtsunkoſten. 


$+. 398. 


Sener, der in dem abgeführten NRechtitreite fachfällig ge: 
worden ift, hat dem Gegentheile jedesmal Die aufgelaufenen 
©erichtdunfoften zu vergüten, ausgenommen, wenn der Richter 
aus erheblichen Urfachen die Gerichtsunfoften zwifchen beiden 
Theilen aufzuheben fände; jedoch ift der Richter in folgenden 
» Füllen hierzu nicht berechtigt: a) wenn der Sachfällige feine 
eigene Handlung, worauf die Entfcheidung der Sache berubete, 
widerfprochen hat, und deren überwiefen worden ift; b) wenn 
der Sachfällige wider den Haren Buchftaben des Geſezes ge— 
ftritten hat; ©) wenn er in der Hauptjache gar- feine Rede und 
Antwort gegeben hat; d) wenn er wider einen Spruch der er— 
ften Snftanz Die Appellazion ergriffen hat, und in zweiter In— 
ftanz ebenfalls ſachfällig geworden ift, in welchem lezten Falle 
der Sachfällige Die Appellazionsunfoften jederzeit zu ſragen 
hat. S. 706 u. 707. 


Gerichtskoſten in den Streitſachen des Fiskalamtes. 


1235. Hfd. v. 27. Dez. 1782 N. 110, an das. in. u, v. 8. U. ©. 


Da die allg. ©. D. in Streitfahen allen Parteien ohne Unterjchied 
gelte, und in Rükſicht des Fisfalamtes nicht die geringite Ausnahme feit: 
jeze, als ſei aud gegen das landesfürftlihe Fisfalamt wegen Verfällung 
in den Erfaz der Streitfoften fih nah Vorſchrift der allg. ©. O. zu 
benehmen. 


1236: Hfd. v. 3. März 1785 N. 393, an alle A. ©. 

Der in einem Fisfalprozeffe fachfalligen und in den Erſaz der Un- 
foften verfällten Partei joll nebft der Vergütung der Gerichtötaren, und 
von dem Fisfalamte fonft ausgelegten baaren Gelder, auch die Bezahlung 
des Verdienftes für Die verfaßten Schriften, und fonftige wegen des Pro— 
zefjes geleiftete Arbeit, fo wie aud der Kopirungskoften gegen richterliche 
Mäpigung, gleih als ob ein Advofat eingejhritten hätte, aufgetragen 
werden, und hat der dieffallige Betrag ad aerarium einzufließen. 


1237. Hfd. v. 20. Juni 1785 N. 446, an alle Pit. 


In den Fällen, wo der Fisfus den Fond der aufgebobeneu Klöſter, 
Stiftungen und Bruderfchaften zu vertreten bat, joll das Taramt die in 
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der Rechtſache auflaufenden, und den Fisfus betreffenden Taren und übri- 
gen Gebühren inzwiſchen vormerken, nach Endigung der Streitſache aber 
die vorgemerkten Taren der vorgeſezten Lſt., und dieſe der vereinigten 
Hofſtelle, im eigenen Verzeichniſſe einzeln anzeigen, um ſie ſodann bei dem 
gehörigen Fond für das Taxamt anweiſen zu können. 


1228. Hfd. v. 14. Okt. 1785 N. 484, an alle A. ©. 


Wenn das Fiskalamt in einem ex officio zur Vertretung obliegenden 
Geſchäfte Durch Urtheil in den Erſaz der Koſten verfällt wird, müſſe dem 
Gegentheile die Vergütung derfelben zur Laft gefallenen Koften ab aerario, 
" oder in Unterthansfahen von den Unterthanen geleiftet werden; von einer 
dem Fisfo zuzumuthenden Abführung der Gerichtstaren aber fünne feine 
Frage fein, fondern in folhen Fallen jet das Gefhaft von beiden Seiten 
farfrei zu behandeln, folglih dem Gegentheile des Fiskus die bezahlten 
Toren zurüfzuftellen. 


1239. Hf2. ». 1. Dez. 1785 N. 500, au alle Länderftellen. 


Wann die wider ihren Unterthan ftreitende Herrjchaft in den Erfaz 
der Unfoften verfällt wird, joll jener Theil des Erſazes, der für die von 
dem Fisfalamte in’3 Verdienen gebrachte Advofatengebühr beitimmt wird, 
dem Aerarium zufließen, dem Unterthane aber jener Betrag zufommen, 
der für Die anderweiten Koften und Schaden ausfällt. Wo aber das 
den Unterthan vertretende Fisfalamt in den Erſaz der Koften verur- 
theilt wird, Da hat der vertretene Unterthan den gemäßigtem Betrag 
aus dem Geinigen zu bezahlen. 


1240. Hfd. vom 2. Juli 1789 N. 1029, an das t.u.0.0. A. ©. 
Ueber die Anfrage, wie es bei folhen Rechtsführungen, bei denen 
das Fisfalamt ald Vertreter des Religionsfonds eingefehritten iſt, mit 
Vergütung der dem Gegentheile zuerfannten Gerichtsfoften, mit den 
Gerichtstaren und mit dem Stempel zu halten fei, ift verordnet worden: 
a) Da das Normale vom 14. Okt. 1785 zu. erfennen gibt, daß, 
wenn der Fisfus in Vertretung eines ihm obliegenden Amtsgefchäftes 
in den Erſaz der Unfoften verfällt wird, diefer Erfaz, wenn er das Aera— 
rium vertrit, von dem Nerarium, und wenn er Unterthbanen vertrit, 
von den Unterthanen geleiftet werden müſſe, jo bringe die Analogie der 
Gefezgebung mit fih, Daß, wenn er den Religionsfond vertrit, der Erfaz 
der Koften aus dem Religionsfond beftritten werden müſſe. 
b) Die weitere Bdg., daß in ſolchem Falle von einem Bezug der Ge— 
richtstaxen feine Frage fein fol, fondern, jo wie der Fisfus feine est 
zu entrichten habe, alfo ſoll dem Gegentheile des Fiskus die bezahlte zur 
rüfgeftellt werden, ſei auf alle Rechtsführung, wo die Vertretung dem gie- 
fus nach dem Gefeze obliegt, folglich auch auf diejenigen anwendbar, in 
denen er den Religionsfond zu vertreten bat. 


1241. Hfd. v. 11. Mat 1821 3. 17833; Vdg. der m. 8. Reg. v. 21. 
Mai 3. 23360 (P. 296). 


Ueber die Anfrage: wer die Gerichtsfoften zu tragen habe, wenn ein 
Rechtsfreund im Wege der Delegazion an die Stelle der Kammerprofurg: 
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tur zur Führung eines Nechtsftreites amtlich, namlich in Fallen beftimmt 
worden ift, in welchen, nach der Hofvdg. vom 30. Nov. 1789, den Fisfal- 
amtern unterfagt ift, Direften Einfluß zu nehmen, wird der Regierung be- 
deutet: daß es dießfalls bei der bisherigen Hebung, zu Folge welcher ſolche 
Erpenjen von dem Kameralärarium getragen werden, zu verbleiben habe, 
da dem aufgeitellten Advokaten das in's Verdienen Gebrachte nicht entzogen 
werden fann, die in folchen Fällen nomine des Fisfalamtes vertretene 
Partei hingegen auf die Vertretung des Fisfalamtes privilegirten Anſpruch 
bat, und Durch Das Zufammentreffen eines gleich privilegirten Klägers und 
Beklagten fein Theil beeinträchtigt werden darf. Sollten übrigens die Ver— 


haltniffe des Streitgegenftandes von der Art fein, Daß die Sachfalligfeit 


einer Partei leicht vorauszufehen ift, fo wird es, mit Hinficht auf das Hfd. 
vom 30. Nov. 1789, der Vorſicht angemeſſen fein, wenn die Landesftelle 
in derlei, obgleich felten eintretenden Fällen, die aufgeftellten fremden 
Vertreter zur Rüffprache mit dem Fisfalamte anweift, um auf die Hint— 
anhaltung muthwilliger Fortfezungen erfolglofer Streitigkeiten möglichft 
wirken zu können, und unnizen Auslagen vorzubeugen. 


$. 399, 
Eben alfo ift in den Erfaz der Unfoften jener zu ver: 
urtheilen, Der vor dem Erkenntniſſe von dem Prozeſſe abges 
ſtanden iſt. 


§. 400. 


Dagegen kann derjenige, der einmal einen Spruch für ſich 
hat, von dem obern Richter in die Gerichtskoſten nie verur— 
theilt werden. 


1242. Hfd. v. 9. Mat 1785 N. 426, an das in. ö. A. ©, 


Da jener, der einen Spruch für ſich hat, gemäß S. 400 in die Ge— 
richtsfoften nie verfällt werden Fannn, dagegen in dem Urtheile in Folge S. 
402 von den Gerichtskoſten jedesmal ausdrüflihe Erwähnung geſchehen 
muß, fo habe das A. G., wenn dasfelbe das Urtheil erfter Inftanz abans 
dert, jedesmal, ohne das ausdrüfliche Begehren der Partei abzuwarten, 
dem Urtheile beizufügen, daß die in der Nechtfache aufgelaufenen Gerichts— 
foften gegen einander aufgehoben feien, und eben alfo auch jeder Theil die 
Appellazionsfoften felbft zu tragen babe. 


$. 401. 


Wenn ein Theil in einem Nebenftreite nach obiger Aus; 
mejjung die Gerichtdunfoften zu tragen bat, fo muß er aud) 
in dem Spruche, der darüber eracht, Dazu verurtheilt wer— 
den. ©, 273 u. 553. $. 5, u. Formular, 


- 
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Der Richter foll jederzeit die Gerichtsunfoften augdrüf- 


li aufheben, oder demjenigen, welchem fie zu erjezen jind, 
zuerfennen. 


1243. Hfd. v. 24. Nov. 1785 N. 497, an das i. u. o. ð. A. ©. 

a) In einem auf Weiſung geſchöpften Urtheile können die Gerichts— 
koſten bis zur vollführten Weiſung in suspenso gelaſſen werden, da vor 
vollführter Weiſung nicht bekannt fein könne, wer der Sachfällige fei. 

1244. Hfd. v. 15. Jän. 1787 N. 619, an das i. u. o. ö. A. ©. 


h) Die höchſte Reſoluzion vom 24. Nov. 1785, daß, wenn ein Ur- 
theil auf eine Weifung ausfällt, das Erfenntnig über die Gerichtsfoften in 
suspenso gelaffen werden foll, ſei nur auf die in erſter Inſtanz aufgelau- 
fenen Roften zu verftehen. Im Anbetracht der Appellazionsfoften aber 
bleibe, fobald das Appellazionsurtheil ein derlet Urtheil erſter Inſtanz be— 
ftätigt, die Partei, wider welche die Appellagion angejucht worden, gemäß 
$. 398 der ©. D. berechtigt, den Erfaz der ihr — die Appellazion ver— 
urſachten Koſten zu fordern. 


$. 403. 

Da die Gerichtsunfoften -einem Theile zuerfannt werden, 
fo muß fie der Richter in dem Spruche felbft mäßigen; daher 
follen die Parteien bei Berluft Dderfelben ein VBerzeichniß da— 
rüber den Akten jederzeit beilegen. 


1245: HfD. v. 23. Sept. 1785 W. 469. 
d) Der Gebraud, die Gerichtsfoften bei gerichtliher Maßigung in die 
Zudizial- und Partifularfoften zu theilen, habe aufzuhören. 


$. 404, 

Für die Schriften, welche eine Partei ſelbſt, oder ein 
Advofat in eigener Sache verfertigt hat, ift Die nämliche Ge— 
bühr anzurechnen, als wenn fie von einem Dritten wären ver: 
faßt worden. 

1.5.40 

Nur für diejenige Reife foll die Erftattung der Unfoften 
ftaft haben, welche in Anbetracht der Streitfache nach. Ermef> 
fen des Richters nöthig gewefen, oder auf Befehl des Richters 
vorgenommen worden tft. 


$. 406, 


Wenn der Kläger in der Provinz, wo der Prozeß ge; 
führt werden will, nicht Fundbar ſattſam bemittelt ift, foll er 
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mit der erften Klage dem Beklagten annehmliche Sicherheit 
für die Gerichtöunfoften beftellen, oder zu ſchwören ſich erbie: 
ten, daß er dieſe nicht Schaffen könne. Widrigens foll Die 
Klage nicht angenommen, fondern hierauf gewiefen werden. 


1246: Hfd. v. 19. Nov. 1784 N. 367, an das böh. A. ©. 


Inden Rlayrechten, welche Unterthanen wider ihre Herrſchaft unter 
Dertretung des Fisfalamtes anbringen, fünne von der $. 406 der ©. D. 
oorgefehenen Kauzionsleiftung feine Rede fein. 


$. 407, 


——— Eid hat der Kläger, wenn er ihm von dem 
Beklagten nicht erlaſſen wird, allerdings abzulegen. 


$. 408. 

Wenn der Beklagte befugt zu fein glaubt, eine mehrere 
Sicherheit zu begehren, ſoll ihm foldyes zwar frei jtehen, Dod) 
jol die Hauptfache durch Diefen Nebenftreit. niemals ‘gehemmt 
werden, 

$. 409, 

Wenn der Richter in dem abgeführten Prozeffe, oder in 
der ergriffenen Appellazion oder Reviſion bei einer oder der 
anderen Partei eine offenbare Widerrechtlichfeit und befonderen 
Muthwillen bemerfte, jo hat derſelbe Die betreffende Partei 
und ihren beftellten Rechtöfreund. mit einer angemefjenen Strafe 
am Gelde oder Leibe anzufehen. 


1247. Hfd. v. 21. Feb. 1788 N. 785, an das i. u. o. ö. A. ©. 


Die Zuftizbehörden follen die Falle, wo landesfürftliche Magiftrate, 
als muthwillig Streitende, verurtheilt werden, dem Gubernium anzeigen, 
damit dDiefelben fohin die an folhen muthwilligen Streitigfeiten Schuld 
tragenden Magiftratualen zum Erfaz der dießfälligen Gerichtöfoften aus ei: 
genem Vermögen in die Gemeinkaſſe verhalten fünnen. 


Acht und Dreißigites Kapitel. 
Bon den Advofaten. 


$. 410, 
Niemand foll zum Advofaten angenommen werden, als 
jene, weldye auf einer erbländiichen Univerſität das Doktorat 


* 
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erlangt haben, ausgenommen bei den Ortögeridhten auf dem 
Lande, wo jene, welche auf einer erbländifchen Univerfität über 


ihre Wiffenfhaft in den Rechten geprüft worden, und Darüber 


die vorgefhriebenen Zeugniffe beibringen, zur Advofatur Fon: 
nen gelaffen werden, doch nur in Abgang graduirter Advokaten. 


S6. 411. 
Jener, welcher zum Advokaten angenommen zu werden 


verlangt, hat ſich bei der im Lande aufgeſtellten Appellazions— 


ftelle Dieferwegen zu melden, und nebſt dem Zeugnifje der erb: 
ländifchen Univerfität, Die ihn geprüft hat, aud ein weiteres 
Zeugniß eines bereit angenommenen Advofaten, über deſſen 
in Rechtsſachen eingeholte Erfahrung und hierbei bezeigten Fleiß, 
Gejchiklichfeit und Rechtichafienheit beizubringen, wo fodann 
die Appellazionsftelle ihn jowohl über die Theorie, ald Anwen: 
wendung der Gericht3ordnung, und ſämmtlicher Landesgefeze 
auf das fchärfefte prüfen: deſſen Sitten und Recdtichaffenheit 
genau unterfuchen,; und wenn fie ihn tauglich findet, zur Ad: 
vofatur zulaffen jolle, ohne auf eine Anzahl, oder auf einen 
Unterfchied der Gerichte zu ſehen *). 


1248. Hfd. v. 18. März 1822 N. 1853, an das gal. A. ©. 

Die fünftige Ernennung diefer »(für Galizien und die Bufowina be— 
ftimmten)« Advofaten und Vertreter haben Se. Majeftät der oberiten Zus 
ftizftelle überlaffen und verordnet: dag bei den galizifhen Advofaten das 
Rechtsdoktorat und die dreijährige Praris nah erlangtem Doftorate, eine 
vorläufige unerläßige Bedingung zu verbleiben habe; daß bei den Advoka— 
tenprüfungen mit der gehörigen Strenge vorzugehen fei, und dag nur In— 
dipiduen von untadelhaften Sitten und geprüfter Rechtichaffenheit zur Ad— 
vokatur und Rechtsvertretung gelangen follen; wofür Se. Majeftät die 
betreffenden Behörden ftrenge verantwortlich machen. ; 


2249. Hfd. v. 3. Feb. 1824 N. 1985, an das böh. A. ©. 


Se. Majeftät haben anzuordnen gerubt, dag die der oberften Juſtiz— 
ftelle überlaffene Benennung der auf die für Prag feitgefezte Zahl von fie 


benzig Advofaten dermal abgängigen Individuen erſt nach einem vorläu— 


figen Konfurje, und nebitdem mit Beobachtung folgender Vorſchriften zu 
geſchehen habe: 


*) Seit dem Fahre 1802 wurden die Advofaten blos von Sr. Majeftätser: 


nannt und hierauf erſt geprüft. 


Gegenwärtig fteht der oberiten Juſtizſtelle das Recht zu, Advokaten in jenen 
Orten, in welchen die Anzahl derſelben bereits ſiſtemiſirt if, für die erledigten 
Stellen und zwar ans jenen Bewerbern, welche die Advokatenprüfung ſchon zu: 


‚rüfgelegt haben, zu ernennen. 
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a) daß wirflihe Profeſſoren, welche nicht fhon den Stallum in Prag 
befizen, hierzu nicht beftellt werden dürfen: 

b) daß, wenn unter den Kompetenten einige von den zu der Advo— 
Fatur auf dem flachen Lande Befugten ſich befinden follten, welche alle er— 
forderlihen Eigenfchaften, fo wie jene des Gradus und der dreijährigen 
Praris befizen, diefen der Vorzug einzuräumen ſei; umd 

©) daß die hiernach benannt werdenden prager Advofaten, nebft allen 
fonft erforderlihen Eigenfhaften, auch eine untadelhafte Moralität und 
gute Denkungsart befizen müfen; wovon fi) vor ihrer Benennung voll- 
fommen zu verfichern tft. - 


1259. 4. h. Entſchl. vom 2. Februar 1826 (3. 76). 


Se. Majeftät haben der oberften Zuftizitelle die Ernennung der Ad— 
vofaten in jenen Städten und Provinzen, wo deren Anzahl bereits durch 
a. h. Entſchl. feftgefezt ift, zu überlaffen geruht. 


Erforderniffe der Advokatur: 
a) Suridifhes Doftorat: 


1251. Hfd. vom 6. Sept. 1800 N. 508, an alle A. ©. - 

Se. Mojeftät haben über die Aufnahme der Advokaten Folgendes 
feftzufezen geruht: 

1) Weder in Städten noch auf dem flachen Lande wird Gemand zur 
Advokatur zugelaffen werden, der nicht die Doftorswürde auf einer erblän- 
diſchen Univerfität erhalten hat. \ 

2) Die Univerfitäten werden bei der Prüfung für den Gradus mit 
aller Strenge vorgehen, und nur vorzüglihere Talente zum Doftorate 
zulaffen. 


Doftorat an der Univerfität zu Peft: 


1252. Hfd. v. 23. Dez. 1793 N. 141, an alle A. ©. 

Die auf einer deutfcheerbländifchen, und ſo aud die auf der pefter 
Univerfität ertheilte Doftorswürde fol in den Erblanden von gleicher Wir- 
fung fein; wenn jedoch ein in Peſt graduirter Doktor nachher in den deut— 
fhen Erbländern die Gerichtspraris auszuüben wünjcht, muß felber noch 
vorläufig das deutfche Privatrecht, die Vorlefungen über die praftifhe An- 
wendung, und den in den deutfchen Erbländern eingeführten Geſchäftsſtil, 
als welche Gegenftände in Ungarn nicht gelehrt werden, auf einer deutſch— 
erbländifchen Univerfität hören; und eben alfo im Gegentheile aud, wenn 
ein an einer deutjch-erbländifchen Univerfität graduirter Doktor in Ungarn 
die Gerichtspraris treiben wollte, das jus patrium mit den Damit verbun— 
denen Kenntniffen an einer ungarifchen Lehranftalt erlernen, und in dem 
Falle, daß er fich zur Advokatur widmen wollte, dasjenige erfüllen, was 
diesfalls die Gefeze des Königreichs vorfchreiben. 

1253. Hfd. v. 1a. Auguft 1794 N. 188, an alle A. ©, 

Nachträglich zur Entſchl. vom 23. Dez. 1793 ward feftgefezt: Die- 

jenigen, welche das Doftorat der Nechtswillenfchaft an der Univerfität 
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zu Veit erhalten haben, und zur Praxis in den deutihen Erbländern 
zu gelangen wünſchen, können, fie mögen die Rechtswiſſenſchaft in Un— 
garn, oder am einer- deutſch-erbländiſchen Lehranftalt erlernt haben, zu 
diefem Rechte nicht eher gelangen, wenn fie fich nicht bevor an einer 
Deutfchzerbländifchen Univerfität einer ftrengen Prüfung aus dem öſter— 
reichiſchen Privatrechte, aus dem bürgerlihen und Kriminalvechte, aus 
dem deutfhen -Kirhen- und Staatsrechte, aus dem Lehenrechte, und 
aus der Geſchichte des deutfhen Reichs unterziehen; Daß fie von dieſen 
Rechtstheilen die erforderlihen Kenntniffe befizen, zeigen, und ſich nebit 
ihrem Doftorsdiplome auch mit dem Zeugniffe, daß ſie fich zu Diefer 
Prüfung mit gutem Erfolge ftellten, ausweiſen. 


1254. A. h. Entfhl. vom 14. Nov. 1837. Vorſchrift über Kon— 
furfe, Konfursprüfungen und Fonfursartige Prüfungen für 
Gimnaſial- und für Lehrämter der höheren Studienabtheilungen. 

5. 12: Die an der pefther Univerfität erlangte Doktorswürde und 
jene an einer Univerfität der übrigen deutſchen und italieniſchen Pro— 
vinzen, wird wechjeljeitig anerfannt. 

So viel es jedoch die juridifhe Fakultät betrifft, jo haben vie in 
Peſth graduirten Doftoren, welhe in den übrigen öfter. Vrovinzen eine 
Anftellung zu erhalten wünſchen, noch vorläufig das deutſche Privatrecht, 
und die Vorlefungen über die praftifhe Anwendung in dem Geſchäfts— 
ftil, welhe Gegenftände in Ungarn nicht gelehrt werden, an einer Uni- 
verjität der F. f. 8. Provinzen zu hören, wo dann auch im Gegentheile 
die am einer Univerfität der ö. Provinzen, zu Doktoren der Rechte 
beförderten Individuen — wenn fie in Ungern eine Anftellung erhalten 
wollen, — das ungarifche Privatrecht mit den damit verbundenen Kennt— 
niffen zu erlernen verbunden find. 


Ausländer: 


41255: Hfd. vom 30. Zanner 1819 WR. 1541. 

Se. Majeftät haben folgende h. Entfhl. unter dem 19. Jän. 1819 
zu erlaffen gerubt: i 

Ausländer, welche an einer ö. Lehranftalt die philoſophiſchen Stu— 
dien fih nicht eigen- machten, können an allen ö. Univerfitäten aus dem 
Studium der Rechts: und Heilfunde zu dem ftrengen Prüfungen zugelaffen 
werden, und ein Doftorsdiplom erlangen, unter folgenden Bedingungen: 
1) daß fierfich ausweifen, die philofophifhen Studien im Auslande ſich 
eigen gemacht zu haben; 2) daß fie fih bet der Beſuchung und Eigenmas 
Hung der-jammtlichen Zweige des Rechts- oder heilfundigen Studiums allen 
Anordnungen fügen, welche für die ordentlihen Schüler vorgeſchrieben find. 

Sn die Diplome, welche auf diefe Art ertheilt werden, iſt aber ſtets 
einzufhalten: dag diefelben dem Befizer Fein Necht ertheilen, in den ö. 
Staaten fih anzufiedeln, und die medizinifche Praxis auszuüben, oder die 
Uebung der Advokazie anzufprechen ; jedoch muß diefer Einhaltung immer- 
hin die Urfache, warum dem Befizer eines ſolchen Diploms das erwähnte 
Recht nicht zuftehe, weil er nämlich fih an feiner ö. Lehranftalt dei philo- 
fophifchen Studien eigen machte, ausdrüflich beigefügt werden. 


* 
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Juden: 


5256: Hfd. v. 25. Okt. 1790 N. 68, an alle A. ©, 


Die Juden können überhaupt zwar nicht Doctores juris canonici, 
wohl aber, wenn fie alle Präſtanda präftiven, Doctores juris eivilis, 
und zugleich Advokaten werden, und in diefer lezteren Eigenfchaft Zuden 
und Chriften vertreten. 


b) Nach erlangtem Doftorate eine dreijährige Pra- 
xi8 bei einem Fisfalamte oder Advofaten: 


1257. Hfd. v. 9. Mat 1795 (K. 304). 

Es wird hiermit kundgemacht, daß die Praris, fo für die mit vorfehrift- 
mäßigen Erforderniffen verfehenen Kandidaten zur Advokatur gefezmäßig 
vorgefchrieben ift, auch bei dem Fisfalamte genommen werden fünne, und 
nicht nur für gleichgeltend jener bet einem gejchiften Advofaten angefehen, 
fondern jelbjt den Kandidaten zur Advokatur, oder fonftiger öffentlichen 
Bedienftung zu einem Vorzug vor einem andern dienen fol. 


1258. Hfd. v. 6. Sept. 1800 R. 508, an alle A. ©. 


3. Der Graduirte, wenn er fi auf die Advokatur verlegen will, 
bat durch drei Jahre ſich der Praxis bei einem Advokaten zu widmen, und 
von demfelben das gewilfenhafte Zeugniß über feine Verwendung und 
Sittlihfeit beizubringen. Ohne ein folches Zeugnig wird Niemand zur 
Appellazionsprüfung pro stailo advocandi zugelaffen; diefe aber mit aller 
Genauigfeit und Strenge nach der in dem 10. Abfehnitte der 2. Abtheilung 
der Amtsinftrufgion vom 9. Sept. 1785, ausführlich beftimmten Vorſchrift 
vorgenommen werden. ©. 1248. 


ec) Prüfung”: 
2259. Hfd. v. 16. April 1830 N. 24160, an alle A. ©. 


Se. k. k. Majeftät haben in Beziehung auf die Prüfung der Advofa- 
ten folgende Vorſchriften zu ertheileu geruht: 

1. Wer fih um die Ausübung der Advofatur bewerben will, muß 
fi vorläufig bei einem der den drei Senaten der oberiten Juſtizſtelle unter- 
geordneten A. ©. der für die Advokaten vorgefchriebenen Prüfung unter- 
ziehen, und von demfelben tauglich befunden werden. 

2. Zu diefer Prüfung werden daher alle diejenigen ohne Anftand zuge— 
laffen, welche fowohl in Beziehung auf die theoretifchen Studien und die 
Doftorswürde, ald auch in Beziehung auf die erforderliche Praris den’ 
beftehenden Vorſchriften Genüge geleiftet haben. 

3) Die hiernach erhaltene Befähigung ertheilt Feine Befugniß zur 
wirflihen Ausübung der Advokatur, fondern diefelbe bat nur zur Folge, 
daß der Befähigte unter Beſcheinigung diefer Eigenfhaft in allen Provin- 


*) Meber die Vornahme derfelben |. ©. J. IT. Abthl. 10 Abſchn. Aus dem 
Bergrechte; ſ. HL Anh. 6. 29. 


zen, in welchen das b G. B. Gefezfraft hat, bei Befezung der Advokaten— 
ftellen fih um diefelben bewerben Fann, | 

4) An den in Beziehung auf die Advokaten überhaupt beftehenden Bor: 
ſchriften, in fo fern diefelben der gegenwärtigen. Vdg. nicht entgegen ftehen, 
insbefondere rüffichtlidh ihrer Zahl und der Klaffifizirung der von den Ge— 
prüften an den Tag gelegten Fähigkeit wird hierdurch nichts geändert. 

5) Dieje Anordnung hat auf den Fall, wo zur Befezung einer Ad— 
vokatenſtelle vor dem Zeitpunfte, als diefelbe dem N. G. befannt jein 
wird, der Konfurs ſchon ausgefchrieben, oder ein Bewerber bereits mit 
der Bedingung der nachträglihen Prüfung aufgenommen worden wäre, 
feinen Einfluß. ©. 1273. 


d) Großjährigfeit: 
1260. Hfd. vom 25. Aug. 1794 N. 190, an das böh. A. ©. 
Minderjährige können zwar weder zum Richteramte, noch zur Advo— 


fatur vorgefchlagen oder angenommen, wohl aber inmittelft zur Prüfung 
für ein ſo anderes zugelaſſen werden. 


e) Moralität: 


1261. HfD. v. 8. März 1822 N. 1851, and. nd. 4. ©. 


Zugleich wird das A. ©. vermöge höchſten Befehles neuerdings auf 
die aufhabende Pflicht aufmerffam gemacht, gegen nachläßige oder pflicht- 
vergefjene Advokaten mit dem gehörigen Ernfte und Nachdrufe, und bei 
den Vorſchlägen zur Auswahl derjelben, mit der gehörigen Vorficht vorzu— 
gehen; Damit. zu diefem Amte nur Individuen. von geprüfter Moralität 
und Rechtſchaffenheit, und welche fich nie Etwas zu Schulden kommen 
liegen, gelangen mögen. "©. $..411 der 6, D.u.1248 u. 1249 ce). 


fl Spraden; |. $.130 © D. 


1262. Hfd. v. 13. Zuli 1790 N. 36, an das gal. U. ©. 


Den bereit3 angenommenen Advokaten Galiziens foll wegen Abgang 
der deutjhen Sprache die erhaltene Advofatur weder abgenommen, noch 
bejchranft werden. 


1263- Hfd. v. 5. Nov. 1817 N. 1384, an das gal. A. ©. 


Se. Majeftät haben zu geftatten geruht: daß auch in der Bufowina 
eine jedod blo3 dem Bedürfniffe angemeffene Anzahl von beglaubten, 
rechtserfahrnen und der Landesfprache Fundigen Vertretern zugelaffen 
werde, deren fich Die Parteien in ihren Rechtsangelegenheiten ohne Zwang 
bedienen fünnen, und über deren Benehmen ftrenge nach den Gefezen zu 
wachen ift; dagegen ift der Mißbrauch, ſich mit Vertretungen unter dem 
‚Nomen von Bevollmächtigten abzugeben, nicht zu dulden. “ 


1264. Hfd. ». a. Jän. 1790 N. 1089, an das i. u. o. ö. A. G. 


Der Termin zur Einführung der deutſchen Sprache bei Den Zuftizbehör- 
den des triejter Bezirkes wird aufdrei Jahre verlängert, inmittelft ift Sorge 
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zu tragen, Daß die in der deutſchen Sprache nicht hinlanglich bewanderten 
wirflich angeftellten Rathe und Advokaten während diefer Friſt fich die 
deutfhe Sprache vollfommen beilegen, und daß weder ein neuer Rath und 
fubalterner Beamter, noch ein Advofat angeftellt werde, der nicht neben 
den übrigen nothwendigen ‚Dienfteseigenfchaften auch den vollfommenen 
Befiz der deutfchen Sprache beweifen kann. 


1265. Ihfd. ». 17. Juni 1825, an das mäh. U. ©. (2. 221). 


Die Kenntniß der böh. Sprache kann bei den Anträgen auf Verleihung 
einer mäh. ſchleſ. Landesadvnfatenftelle unter mehreren Bewerbern bei 
fonft gleichen Eigenfchaften den Ausſchlag geben. 


g) Alter im Doftorate: 


1266. A. h. Entſchl. v. 27, Mat 1837; Ihfd. v. 30. Mai 1837 
3. 3147. 


Se. Majeſtät haben mittelſt a. h. Entſchl. v. ar. Mat l. J. an— 
zuordnen geruht, daß in Hinkunft bei Beſezung der Advokatenſtellen unter 
den Geeigneten der in jeder Beziehung Vorzüglichſte, bei allenfalls gleichen 
Vorzügen aber erſt der seniorim Doktorate zu berükſichtigen ſei. 


h) Beeidigung: 
1267: Hfd. vom 28. Febr. 1812 N. 975, an alle A. ©. 


Die neu angehenden Advofaten find erft dann zur Ablegung des 
Eides zuzulaffen, wenn fie fih über die Berichtigung der vorgefhriebenen 
Tare gehörig ausgewiefen haben. 


1268. Hfd. vom 11. Jan. 1791. 101, an das böh. A. ©. 


Die wefentlihen Verbindlichfeiten und Amtsobliegenheiten, die ein 
Advokat zu beſchwören hat, müſſen aus dem für. die chriftfatholifhen Re— 
ligionsverwandten vorgefchriebenen Advokateneide herausgenommen, und 
auch für die Advokaten jüdiſcher Religion beibehalten, dagegen die Foͤrm⸗ 
lichkeit des Eides bei denſelben nach der dieſen Glaubensgenoſſen vorge⸗ 
ſchriebenen Art aufgenommen werden. 


Jim 


Snsbefondere für Nieder- und Sunerdfterreidr 


41269. Hfd. v. 13, San. 1804 N. 646, an das n. ö. A. ©. 


Da der $. 418 des Gtrafgefezes anordnet, daß zur Beſezung 
des Kriminalgerichtes, welches das Urtheil ‘fallt, wenigitens die Ver: 
fammlung von drei Männern, die von dem Dbergerichte in Kriminal— 
ſachen für fähig erklärt find, und von zwei beeidigten Beifizern, nebft 
einem Gerichtsfchreiber erfordert werde, jo gibt das Geſez nicht un— 
deutlich zu erfennen: daß, wo es immer thunlic ift, dem Gerichte nur 
vechtöverjtändige Beifizer beigezogen werden follen; es it daher die 
bisher in N. D. üblich gewejene Art, über eine von dem Landgerichte 
geführte Unterfuchung Durch ein von Nechtöfreunden zuſammengeſeztes 
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Gericht das Urtheil fällen zu laſſen, dem Geſeze vollfommen angemeifen ; 
nur darf dem Unterfuchten feine, größere Urtheilstare, als welche in 
- dem $. 535 beftimmt ift, aufgerechnet werden. 


12790. Hfd. v. 17. Mai 1816 N, 1245, an das in. ö. A. ©. 


An Hinfiht der öfter ftatt findenden Verwendung der Advofaten 
zue Schöpfung der Kriminalurtheile bei befreiten Candgerichten wird 
verordnet: Das künftig die Advokaten bei der für diefelben von jeher 
vorgeſchriebenen ftrengen Prüfung, auch aus dem Kriminalftrafgefeze 
ftrenge zu prüfen feien, und das A. G. wird von den neu aufzuneh- 
menden Advokaten bei Ablegung des Amtseides zugleich den Kriminal- 

richteramtseid abzufordern haben. 

4 Obſchon übrigens von den bereits beftehenden Advokaten dieſer 
Eid insbefondere nicht zu fordern ift, jo wird doch dafür zu forgen 
fein, daß, wenn von einem oder dem andern befreiten Landgerichte, 
"einem bereits beſtehenden Advokaten anftatt des Bannrichters die 
Abführung der veinlihen Unterfuhung aufgetragen werden wollte, hier— 
wegen Die Anzeige an. das U. G. vorläufig - gemacht, und von dem 
dießfalls gewählten Advokaten der Kriminalrichtereid, im Falle er von 
demfelben noch nicht abgenommen worden wäre, abgelegt werde. 


1271. Hfd. v. 21. Dft. 1817 N: 1381, an das n. 8. N. ©. 

Sn. Folge höchſten Befehls iſt Ffünftig Feinem in Wien oder auf 
einer andern erbländijchen ‚Univerfitat graduirten Doktor die Advofatur 
in Wien geitattet, welcher fich nicht mit der Einverleibung- in die hie— 
fige juridiſche Fakultät auszuweiſen vermag. 


1272. Hfd. v. 26. Sept. 1818 N. 1500, an d. n. 8. A. ©. 


"Die durch Hfd. vom 21. Dft. 1817, Zahl 1381.der I. ©. ©, 
befannt gemachte h. Entihl., daß fünftig feinem in Wien oder auf einer 
erbländifchen Univerfität graduirten Doktor der, Rechte „die Advokatur 
zu geſtatten fei, welcher fich nicht Imit- der. Einverleibung in die wiener 
juridifhe Fakultät auszuweiſen vermag, it nicht, auf die ‚außer. Wien, 
im Defterreih unter der Enns fi aufhaltenden Advofaten auszudehnen. 


1273: Hfd. vom 19. Febr. 1831 N. 2506, an das.n. ö. A. ©. 


Auf die Anfragen des A. G. wird erwiedert: 

1. Die Fisfaladjunftenprüfung gilt allerdings auch für eine Advokaten— 
prüfung; nur müfen die als Fisfaladjunften geprüften Rechtsgelehrten, 
die fih noch feiner Prüfung aus dem Kriminalrechte bei einem N. ©. 
unterworfen haben, die durh Hfd. v. 17. Mai 1816 für Advnfaten 
vorgefchriebene Prüfung aus dem Strafgefezbuhe nachholen, wozu es 
aber der Ausweifung einer Kriminalpraris nicht bedarf. 2 

2. Jeder Doktor der Rechte, welcher diefe Würde an der wiener 
Univerfität erlangt hat, aber der juridifchen Fakultät noch nicht einver- 
leibt it, kann nach Verhältniß feiner Fähigkeiten und DVerdienfte zum 
Advofaten unter der Bedingung in Vorſchlag gebracht werden, daß er 
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binnen einer bejtimmten Frift und vor Ablegung des Advokateneides, 
jeine Aufnahme in die Fakultät bewirfe *). 


Umfang der Advofatur: 


1274. Hfd. v. 6. Sept. 1800 N. 508, an alle A. ©. 


4) Hat nun der Kandidat alle angeführten Bedingungen erfüllt, 
fo fol er auch befugt fein, in dem Lande, für welches er den stallum 
advocandi angejucht hat, und für weldes er von dem A. G. geprüft 
worden ift: bei allen Zuftizbehörden die Parteien zu verfreten. 


1275. Hfd. v. 30. Jan., fdg. dur die oſtgal. Appellazion v. 22. 
Febr. 1797 (8. 106). 

Altissimo decreto aulico mediante caesareo regio huic appel- 
lationum tribunali intimatum , quod cum saepius illud erroneum 
suppositum observatum fuerit, ac si advocati forenses com- 
petentiam haberent, apud forum nobilium tarnoviense et stanislao- 
poliense partes litigantes defendendi, ubi tamen advocatis foren- 
sibus non nisi licet apud magistratus extra civitatem Leopolim 
constitutos , judicia localia et justitiarios stallum advocandi exer- 
cere, praeterea denominatio fori uobilium leopoliensis adyocatorum 
(advocatus universalis) ab illa in aliis ditionibus caesareo regiis 
usitata denominatione differat, hince in ordine stabiliendae in Gali- 
cia orientali (uti id etiam in Galieia occidentali introduetum est) 
relate ad denominationem advocatorum uniformitatis sacratissima 
caes. reg. Majestas ordinavit, quod omnes illi advocati, qui apud 
fora leopoliense, tarnoviense et stanislaopoliense stallo advocandi 
gaudent, advocati provinciales, illi autem, qui solum apud 
magistratus extra civitatem Leopolim, judicia localia aut justitia- 
rios stallum advocandi habent, advocati forenses, demum 
illi, qui solum apud magistratum leopoliensem stallum advocandi 
habent, advocati judiciales nominentur. Caeterum se ipso 
intelligi, quod ita dieti advocati forenses apud fora tarnoviense 
aut stanislaopoliense patrocinari nequeant. 


1276. Hfd. v. 24. Sept. 1817 N. 1375, an das gal. W. ©. 


Die Provinzialadvofaten zu Lemberg, Tarnow und Stanislawow 
fonnen den ihnen für Die ganze Provinz verliehenen stallum advocandi 
ohne Anftand auch außer ihrem Wohnorte ausüben, und ihre Parteien 
nicht nur bei dem Landrechte, in deſſen Jurisdifzionsbezirfe fie anſäßig 
find, fondern auch bei den beiden anderen galiziſchen Landrechten vertreten, 
wenn fie fih nur dabei eines Subitituten aus der Zahl der am Gerihtsorte 


*) Zur Vertretung bei den Militärgerichten in Wien find nur die Hoffrieg®: 
rathsadvokaten bereihtigt. Wer als folher aufgenommen zu werden wünjcht, 
muß ſich einer Prüfung über die Militärgefeze bei dem allg. Militärappellazions- 
gerichte unterziehen, wozu der Hofkriegsrath jo Vielen aus den Hof- und Ge: 
A HEN in Wien die —— — ertheilt, als das Bedürfniß erfordert. 

(Inſtr. für das alle. Mil. U. ©. v. 5. Dez. 1807; §. 50.) 
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wohnhaften Advokaten bedienen, weldher die Schriften zu unterfchreiben, 
und für die Gerichtstaren zu haften bat. 


3277. Hfd. v. 1. Juni 1827 N. 2281, an d. dalmat. A. ©. 


Die in dem dalmatiniſchen Gouvernementsbezirfe rehabilttirt werden- 
den Advokaten dürfen Dort die Advokatur ausüben, wo fie dazu befugt 
warem 

Bas die in Zukunft neu aufzunehmenden Advokaten betrifft, wird 
feftgefezt : 

a) Beſchränkt fich die Ausübung der Advokatur auf jenen Kreis, in 
dem ein Advokat feinen ordentlihen Wohnfiz hat, und es ift feinem ge— 
ftattet, von feinem Befugniffe auch in einem anderen Kreife Gebrauch zu 
machen. 

b) Die bei einem Kollegialgerichte ihren Wohnfiz habenden Advokaten 
find berechtigt, Parteien ſowohl vor demſelben ald auch vor allen Prä— 
turen des nämlichen Kreifes zu vertreten. 

e) Die bei einer Prätur befindlihen Advokaten dürfen den Parteien 
nur im jenen Rechtsgefchäften ihren Beiſtand leiften, die entweder bei 
eben diefer Prätur, oder einer fochen des nämlichen Kreifes verhandelt 
werden, bei welcher Feine eigene Advokaten befteben. 


1278. Def. d. 0. 8. Neg. v. 21. Febr. 1831. 3. 1508 . 127). 


Nah einer Eröffnung des k. en. ö. A. ©. v. ad M. 3.1393 
haben Se. Majeftät fih laut -Shfd. vw. 28. Jan. 1831 nicht beftimmt 
gefunden, die den Advofaten zu Salzburg nur für das Herzogthum Salz- 
burg verliehenen Adunfatenbefugniffe auf andere Gebietstheile und insbe- 
fondere auf den Iunfreis auszudehnen *). 


Beſchraͤnkungen der Advokatur: 
a) Profeſſoren: 


1279. Hfd. v. 8. April 1828 N. 2333, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben zu erflären geruht, daß Profeſſoren in Zufunft 
nicht mehr zugleich in Privat: oder ftandifchen Dienſten ſtehen, oder 
zugleich die Advokazie ausüben ſollen; dieſe höchite- Anordnung. jedoch 
nicht zurük zu wirken habe, ©. 1249, a). 


=) Hfd. 9. 23. Suli 1787 M. 699, and. n. u. v. d. A. ©. 


Weder den zu Linz angenommenen Advofaten bei den in Dejt. unter der 
Enns beftehenden Juſtizbehörden, noch den wiener Advokaten bei jenen in Deit. 
ob der Enns ftehe zu, Schriften in fürmlihen Rectsführungen unter ihrer 
Unterihrift und unmittelbar einzureichen, fondern, wenn fie die Vertretung 
einer in ihrem Wohnorte befindlichen Partei auf fi nehmen, und die erfor: 
derlihen Schriften verfaſſen wollen, follen fie jedesmal einen in dem Lande, 
wohin die Rechtſache gehört, angenommenen AdvoFaten als Subftituten, welcher 
- die übrigen gerichtlihen Handlungen beforge, auswählen. 

Handb. d. jof. ©. ©. 36 
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b) Benfioniften und Quieszenten: 


1280. Hfd. v. 20. Dft. 1824 N. 2045, an alle Lit. 


Se. Maj. wollen, daß der Negel nad den Quieszenten und Penfio- 
niften die Ausübung der Advofatur nicht zu geftatten fei. Wenn 
aber eines oder das andere dieſer Sndividuen um das dieffällige Be— 
fugnißg mit oder ohne Beibehaltung feines Duieszentengehaltes oder 
feiner Penfion das Anſuchen ftelen jollte; fo ift in folhen Fallen das 
Gefuh desjelben jedesmal der höchſten Entjheidung Sr. Majeftät zu 
unterziehen. 


1281. Hf. v. 1a. Dft. 1825 N. 2135, an alle Lit. 


Bei Selegenheit der Regulirung des Advofatenftandes im lomb. venez. 
Königreihe haben Se. Majeftät unter Anderem auch Folgendes zu be— 
ſchließen gerubt: e 

Penn Individuen, welche früher eine üffentlihe Anftellung beflei- 
deten, und daher einen Ruhegenuß beziehen, die Erlaubniß zur Ausübung 
der Advofatur anfuchen, zu deren Erlangung fie ſonſt geeignet find: fo 
fommt bei der dießfälligen Ertheilung auf den ihnen zu ftatten Fommenden 
Ruhegenuß zwar feine weitere Rüffiht zu nehmen; jedoch ift dergleichen 
Sndividuen zu bedeuten: daß, wenn die Neg. diefelben zu einer Wieder- 
anjtellung zu berufen findet, fie entweder diefem Rufe zu folgen, oder auf 
den Bezug. des Ruhegenuſſes Verzicht zu leiften hätten. 


ec) Öemwerbe: 


1282. Hfd. v. 7. Mat 1821 N. 1758, an das fir. A. ©. 


Ueber die Frage: ob ein Advokat zugleih ein Wirthsgewerbe be- 
treiben könne? wird bedeutet: In der Erwägung, daß die Advokaten einen 
eigenen Stand ausmachen, und fich ihren Berufsgefchäften ganz und aus— 
fhliegend widmen follen, auch nur unter diefer Bedingung vermögend find, 
ſich felbft zu gründlichen Rechtsgelehrten und guten Sachmaltern zu bilden, 
ihre Amtspflichten zu erfüllen, und fi die Achtung und das Vertrauen 
der Parteien und des Richters zu erwerben; daß ferner die gleichzeitige Be- 
treibung eines Gewerbes fie in ihren Amtsverrichtungen vielfältig verhin— 
dern, und fie in mehrfältige, für die Zuftiz und das Anfehen der Sachmalter 
und der Gerichte nicht gleichgiltige Verbindung fezen müßte; und daf es 
endlich nicht wohl möglich ift, bei der Lebensart und den täglichen Ge— 
fhäften des Wirthes in einem Gafthofe oder in einer Schenfe zugleich mit 
gutem Erfolge das Amt eines Advofaten zu verfehen, fann feinem Advo— 
faten geftattet werden, das Gefchäft und die Verrichtungen eines Gaft- 
wirthes zu übernehmen. Diefes fei alſo, wo es befteht, abzuftellen, und 
einem foldhen Advofaten die Wahl zu laffen, in einer zu bejtimmenden 
angemeſſenen Frift der einen oder der andern diefer Erwerbungsarten zu 
entjagen. 

Indeffen fer einem Advokaten nicht benommen, Gaftböfe eigenthüm— 
lich an fich zu bringen, und entweder durch Verpachtung fie zu bemüzen, 
oder die Verwaltung derfelben durch Andere beforgen zu laſſen. 


t 
[X 
— 
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d) Advokatur und Richteramt; 


1283. Vodg. d. n. ö. Reg. v. 19. Juni 1820 3. 27033 (P. 382). 


Dem Kreisamte wird in Folge Anfuchens des f. f. n. 8.4. ©. auf 
getragen, alle Dominien anzumeifen, daß fie die Vertretungen in Rechts— 
angelegenheiten von Juſtiziären außer der Provinz nicht zulaſſen follen ; 
weil auh im Gegentheile die Zuftiziäare in Defterreich nicht befugt find, 
in andern Provinzen Vertretungen zu leiten. 


1284. Hkzd. v. 6. April 1821 3. 9032; 3. des fir. Gub. 7463 
(P. 253). 


Dem Gubernium wird in Erledigung des Berichts vom 20. v. M. 
3. 4744, bedeutet, daß die Vereinigung der Advofatur mit der Magiftrats- 
rathsſtelle auf feine Weife ftatt finde. 


1285. Hfd. v. 22. Sept. 1821 N. 1801, an d. n.und in. D., böh. 
und mäh. A. ©. 


Ueber das Advoziren der Gerihtshalter und Magiftratsbeamten auf 
dem flachen Lande werden folgende Vorſchriften ertheilt: 

1) Sn den Provinzen, worin den obrigfeitlihen Zuftiziären bisher 
nad den Gefezen erlaubt war, fih als Sahmalter gebrauhen zu lafen, 
follen diejenigen, welche zur Zeit der Kundmachung gegenwärtiger Vdg. 
wirklih als Gerihtshalter in Dienften fteben, fo lange fie diefes Amt ver- 
fehen, und an dem Drte, wo fie die Gerichtäbarfeit verwalten, ihren 
MWohnfiz haben, auch Fünftig zu advoziren berechtigt fein. Sie werden in 
den oberwähnten Provinzen dieſes Rechtes felbit dann nicht verluftig, 
wenn fie in der Folge bei einem andern Gerichtsherrn als Juſtiziäre in 
Dienfte treten. 

Sedo dürfen fie nur in den außer ihrem Gerichtsbezirfe anhängigen 
Rechtſachen, und bei Gerichten, die nicht mit mehreren im Gerichtsorte 
wohnenden Advokaten verjehen find, als Sahmalter der Parteien zu— 
gelaffen werden. 

2) Dagegen foll von nun an die Verwaltung der Gerihtäbarfeit und 
die Advokatur zugleich zu übernehmen nicht mehr erlaubt fein. Wer nad 
Kundmahung gegenmwärtiger Vdg. das Amt eines Juſtiziärs antrit, tft 
nicht befugt, in ftreitigen Rechtsangelegenheiten den Parteien als Sach— 
walter zu dienen. Eben fo wenig fann für das Künftige ein Advokat die 
Verwaltung der Gerichtsbarkeit übernehmen, wenn er nicht zugleic die 
Advokatur niederlegt. 

3) Diefe Vorfchriften gelten bis auf weitere Vdg. auch für alle bei 
den Gerichten der Städte und Märfte dienende geprüfte Räthe, jedoch 
nur in jenen Provinzen, wo Sindifer und die Magiftratsrathe bisher die 
Advokatur wirflih ausgeübt haben. — 

4) Die A. ©. haben ſich, in fo fern es nicht bereits geſchehen wäre, 
mit genauen und zuverläfiigen Verzeichniffen aller in ihrem Jurisdikzions— 
bezirfe anfäßigen, nach gegenwärtiger Vorſchrift zum Advoziren berechtigten 
Zuftiziäre und Magiftratsbeamten zu verfehen, und denfelben nöthigen 
Falls eine angemefjene Frift feitzufezen, binnen welcher fie ſich bei Verluft 

36 * 
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des Rechtes zur Advokatur ausweiſen müſſen, ihr Amt vor Kundmachung 
dieſer Vdg. angetreten zu haben. Jedes A. G. wird der oberſten Zuftiz- 
ſtelle jährlich mit den Juſtiztabellen auch ein Verzeichniß ſämmtlicher Juſtiz⸗ 
beamten der. Provinz, welche noch das Recht zu advoziren genießen, 
vorlegen, und darin ausweifen, um wie viel fich die Zahl derfelben im 
Laufe des Jahres vermindert habe. t 

5) Wenn in der Folge durch das den Juſtiziären und Magiſtrats— 
beamten unterſagte Advoziren eine Vermehrung der Landadvokaten noth— 
wendig wird, ſo haben darüber die A. G. an die oberſte Juſtizſtelle Bericht 
zu erſtatten. 


1286. Ofd. v. 14. Jän. 1822 N. 1830, an das mäh. A. ©. 


Auch Juſtiziäre, die im Namen mehrerer Gerichtsherren die Juſtiz ver— 
walten, oder die mit ausdrüklicher höchſter Genehmigung außer dem Orte, 
wo ſie ihren Wohnſiz haben, Gericht halten, ſind unter den, in dem Hfd. 
v. 22. Sept. 1821 N. 1801 der J. ©. S., feſtgeſezten Bedingungen die 
Advokatur auszuüben befugt. 


1287. Hfd. v. 1a. Jän. 1822 N. 1831, an das n. ö. A. ©. 


Ueber die aus Gelegenheit. des Hfd. v. 22. Sept. 1821 N. 1801 der 
J. G. S. gemadte Anfrage: ob nah demfelben auch den Adwofaten zu 
Wien in Zukunft nicht mehr geftattet werden dürfe, Die Verwaltung 
der Gerichtsbarkeit zu übernehmen? wird bedeutet: daß nach der allg, 
Vorſchrift der durch das erwähnte Hfd. befannt gemachten. h. Entſchl. v. 
30. Juni 1821, die Beſtellung der Advokaten zu Gerichtshaltern auch in 
Wien und auf den in der Nähe liegenden Gütern für das Künftige nicht 
mehr zu geſtatten, und in fo fern das Hfd. v. 21. Jän. 1820 für auf— 
gehoben zu halten ſei, wobei es übrigens ſchon aus der h. Entſchl. v. 30. 
Juni 1821 fi) ergibt, daß jene Advokaten, welche, den zuvor beftandenen 
Gefezen gemäß, wirklich bereits Zuftiziärsdienfte angetreten haben, dieſes 
Amt für-ihre Perfon auch fünftig neben der. Advokatur beibehalten können. 


1288. Hfd. v. 2. Juli 1823 N. 1950, an Das böh. A. ©. 


Se.Maj. haben mit der, über das Advoziren der Gerichtshalter und 
Magiftratualbeamten auf dem flachen Lande, durch das Hfd. v. 22. Sept. 
1821 W. 1801 der J. ©. ©., befannt gemachten h. Entſchl., zugleich die‘ 
h. Weifung zu erlaffen befunden: daß, wenn dort, wo Magiftratsbeamten 
bisher das Advoziren zu ihrer beſſern Subfiftenz geftattet wurde, ihnen 
duch eine Vermehrung der Gehalte ein befferes Ausfommen verfchafft 
wird, Diefen auch fogleich die weitere Parteienvertretung, aus Mangel des 
Fortbeftandes der hinreichenden Urfache, unterfagt werden könne. 


1289 9Hfd. v. 2. Jan. 1824 N. 1981, an d. böh. A. ©. 


Ueber die Fragen: 1) ob durch die mittelft des Hfd. v. 22. Sept. 
1821 W. 1801 der 3. ©. ©. befannt gemachte h. Entſchl. v. 30. Juni 
1821, den feit der Kundmachung neu angeftellten Magiftratsratben auch 
die Uebernahme von Juſtiziariaten unterfagt worden ſei? umd 

2) ob das den zur Zeit der Kundmachung diefer h. Entſchl. im Dienite 
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- geftandenen und noch ftehenden Magiftratsräthen eingeraumte Befugniß 
zur Advokatur bei der Fünftigen Sicherung ihrer Subfiitenz durch beffere 
Gehalte erlöfhen ſoll? wird bedeutet: zu 1) daß den nach der Kund— 
machung der h. Entſchl. v. 30. Juni 1821 neu eingetretenen und Fünffig 
angejtellt werdenden Bürgermeiftern und Magiftratsräthen die Uebernahme 
und Beforgung von Zufkiztariaten nicht zu geftatten, wie auch denjenigen,’ 
welchen vor der Kundmachung der erwähnten h. Entſchl. zu ihrer befferen 
Subfiftenz Suftiziariate zu verfehen geftattet worden, deren fernere Be— 
jorgung jogleich einzuftellen fei, wenn ihnen durch eine Gehaltsvermehrung 
ein befleres Auskommen verfchafft wird *). 
Zu 2) wird das A. G. auf die demfelben bereit3 durch das Hi. v. 

2. Juli 1823 N. 1950 der J. ©. ©., ertheilte Belehrung gewieſen. 


e) Salzburg und Innviertel: 
1290. ofd. v. 13. Dft, 1821 WR. 1811, and. n. 9.4. ©. 

Da den Juſtiziären im Herzogthume Salzburg und im Innviertel die 
Bertretungsleiftung bei anderen Gerichten allgemein unterfagt, diefes Be— 
fugnig auch fein Ausflug der wieder hergeftellten Patrimonialgerichtsbar- 
feit, und derjelben vielmehr nur hinderlich ift: fo folgt daraus von felbft, 


daß ihnen auch Die VBertretungsleiftung in den Nechtsftreiten ihrer Herr— 
Ihaften nicht zuſtehe. 


1291: Zir. d. n. ö. A. ©. v. 9. Sept. 1820, fg. d. Def. d. o. 
d.. Reg. v. 19. Sept. 1820 3: 16935 (P. 417). 


Se. f. f. Majeftät haben über erftatteten a. u. Vortrag am 27. Aug. 
1820 0. h. zu beſchließen geruht: 

Den Patrimonialrichtern und Juſtiziären in den zurüferiorbenen ob 
der enfiihen Candestheilen des In- und Hausrufsiertels und im Herzog 
thume Salzburg werde die Vertretungsleiftung in Streitfahen bei andern 
Gerichten nicht bewilligt, unrigens werden die untern Gerichte zur genauen 
Befolgung der in der ©, D. beitehenden Vorfchriften in Abfiht auf Ver— 
gleihsverfuhe und auf das ——— Benehmen bei dem mündlichen Ver— 
fahren, und gegen die ohne Rechtsfreund auftretenden Parteien angewieſen. 


1292: Zi. dm ö. A. ©. v. 4. Dez.; füg. d. Def. d. o. ö. Reg. 
v. 15. Dez. 1820 3. 22568 ®. 493). 


Auf eine rüffichtlih der unterm 9. Sept. d. 3. von hieraus fund ge— 
machten a. h. Entſchl. v. 27. Aug. höchften Orts weiter geftellte Anfrage, 
die Vertretungsleiftungen durch Juſtiziäre betreffend, wurde durch h. Ihfd. 

v. 28. v. M. hierher eroͤffnet: 

Aus der.a. h. Entſchl. v. 27. Aug. d. J. geht hervor, daß Se. Maj; 
in den rekuperirten Theilen des Inn- und ——— und des Her— 
zogthumes Salzburg Das Vertretungsleiften pder Advoziren der Juſtiziäre 
nicht wieder eingeführt willen wollen, und es find daher Die Zuftiziäre 


— 


*) Die ist arg diefer Vorſchrift if den k. Kreisämtern neuerlich auf: 
getragen worden (MWog. d. böh. Gub. v. 15. Oft. 1826 3. 51728 P. 210). 
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anderer Viertel jo gut, als die in diefen Bezirken felbit wohnenden davon 
ausgeſchloſſen. 


Fiskaladjunkten: 


1293. Hfd. v. 19. Nov. 1824 WR. 2049, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben anzuordnen geruht: daß, da die Fisfaladjunften 
Anmwäldeder Krone find, von nun an fein Individuum eine Fisfaladjunften- 
ftelle erhalten fünne, welches nicht alle Erforderniffe bejizt, die zur Er— 
langung der Advokatur in den Hauptftädten vorgefchrieben find. 


1294. Hfd. vom 11. Juli 1828 N. 2351, an alle A. ©. 


Die Beilage enthält die, zu Folge a. h. Entſchl. v. 18. Nov. 1826, 
von der f. k. allg. Doffammer am 13. Juni 1828, an fammtliche Länder— 
ftellen erlaffene Verprdnung, wegen der Eigenfchaften und Prüfungen der 
Bewerber um Fisfaladjunftenftellen. 


Beilage. Se. Majeftät haben anftatt der unter dem 12. Oft. ı824 " 
(Hfd. vom 19. Nov. 1824 W. 2049 der J. G. ©.) zur Erlangung von 
Fisfaladjunftenftellen als erforderlich vorgezeichneten Eigenfhaften, für 
die Zukunft Folgendes als allgemeine Richtſchnur feitzufezen geruht: 

1. Die Kandidaten zu Fisfaladjunftenftellen müfen 24 Sabre alt, 
Doktoren der Rechte, unbefholtenen Leumundes, und von Der Zeit des 
erworbenen Doftorates an gerechnet, Drei Jahre entweder bei einem Advo— 
Faten, bei einem Fisfalamte oder bei einer landesfürftlihen Zuftizbehörde 
in der Praxis geweſen feien. 

2. Die gemäß der Vdg. vom 9. Mat 1785 N. 427 und 16. Mai1788 
R. 828 der 3. ©. ©., in allen Provinzen, außer Galizien, bei Erledigung 
einer Fisfaladjunftenftelle übliche Ausfchreibung eines befondern Konkurſes, 
zur Prüfung der um dieſe Stelle ſich meldenden Bewerber, ſo wie die 
Konkursprüfung, haben nicht mehr ſtatt zu finden. 

3. Mit Ausnahme von Defterreih ob der Enns, Steiermark, 
Stlirien und des Küftenlandes werden, vom G. 1829 angefangen, 
für jede Provinz für die Zufunft beizubehaltende Prüfungstermine feftgefezt, 
in denen es Jedem, der fih um eine Fisfaladjunftenftelle in der Folge in 
Bewerbung fezen will, frei ftehen wird, fich der ftrengen Fisfalprüfung zu 
unterziehen und ein Zeugniß darüber anzufuchen; und zwar wird zur Vor— 
nahme diefer Qualififazionsprüfungen für Niederöfterreich der Monat 
Marz, für Mähren der Monat April, für Galizien der Monat 
Mai, für Böhmen der Monat Juni, für Dalmazien der Monat 
April und für Tirol der Monat September jeden Jahres feitgefezt. 

In den im Eingange diefes Abfazes erwähnten vier Provinzen, in 
denen ohnehin wegen des Verhältniſſes, daß in der Hauptſtadt der Pro— 
vinz fein Appellazionsgericht feinen Siz hat, weniger Kandidaten fi mel- 
den dürften, wird jeder, der darum bei der Landesftelle anfucht, fogleih zur 
Prüfung, welhe auf die im 5. Abſaze angedeutete Art vorzunehmen tft, 
zugelaffen werden. Obſchon übrigens die für die andern Provinzen feſt— 
gefezten verfchiedenen Termine den Kandidaten, welche fid für mehrere 
Provinzen befähigen wollen, es möglich machen, in einem und demfelben 
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Jahre ihre Dualififazion für diefelben zu erwirfen: fo follen die Landes- 
ftelle und das Anpellagionsgericht Doch ausnahmsmeife Jeden, welcher er- 
hebliche Gründe, dafür geltend madhen fann, auch außer den oben ange- 
führten allgemeinen Terminen zur Prüfung zulaffen. 

4. Das Zeugniß über die beitandene Prüfung ift auf die beiden Apel- 
lazionsprüfungen übliche Weife auszuftellen, und hat fi Jeder, welcher 
fi) nad Erledigung einer Fisfaladjunftenftelle binnen einer, in dem Amts— 
blatte der wiener Zeitung und in der Provinzialzeitung, anzuberaumenden 
ſechswöchentlichen Friſt um diefe Stelle bewirbt, mit Diefem Zeugniffe über 
die beftandene Prüfung auszumeifen. 

5. Die Prüfungsfommiffion hat aus 2 Räthen der Landesftelle und 
2 Appellazionsräthen, und dort, wo ſich das Appellazionsgericht nicht in 
demfelben Size mit der Landesitelle befindet, einftweilen, und bis diegfalls 
nicht etwas Anderes angeordnet wird, aus 2 Räthen der Landesitelle 
und, 2 Räthen des Land- oder Stadt= und Landrechtes, dann in beiden 
Fallen aus dem Kammerprofurator zu beftehen; und es bleiben für die 
Wefenheit und die Form diefer Prüfungen die Beitimmungen der Hfd. 
vom 9. Mai 1785 und 16. Mai 1788 aufrecht erhalten. Die Prüfungs 
fommifftion hat jammtlihe Ausarbeitungen der Landesftelle mit ihrem 
Gutachten vorzulegen, welche im Einvernehmen mit dem Appellagions- 
gerihte über die Dualififazion des Geprüften und über das ihm auszu— 
ftellende Zeugniß erfennen, und im Falle einer Meinungsverfchiedenheit 
im Wege der k. f. allg. Hofkammer die Entfcheidung der Hofbehörden 
einholen wird. Gegen das übereinftimmende Erkenntniß der Candesitelle 
und des Appellazionsgerichtes findet feine Berufung an die höhere Be— 
hörde ftatt. 

6. Die Kandidaten, welche: die Fisfalprufung in einer Provinz mit 
gutem Erfolge beftanden haben, müſſen, wenn fie um Fisfaladjunften- 
ftellen in. andern Provinzen einfchreiten wollen, fi vorläufig auch einer 
Prüfung aus den in Ddiefen Provinzen beftehenden befondern Geſezen 
und wefentlihen Provinzialverhältniffen unterzogen haben, und ihr Ein— 
fhreiten um eine dort erledigte Fisfaladjunftenftelle mit dem Zengniffe 
über die dießfalls beftandene Prüfung belegen. ©. 1298. 


1295: Hfd. vom 19. Mai 1829 R. 2102, an alle A. ©. 


Mit Beziehung auf das Hfd. vw. ır. Juli 1828 N. 2351 der G. 
G. ©., in Betreff der a. b. vorgefchriebenen Eigenfchaften und der Prü— 
fungen der Kandidaten für Fisfaladjunftenftellen, wird dem Appella— 
zionsgerichte das Hfd. v. 22. März 1829, womit fammtlihen Länder- 
ftellen die wegen der Dualififazionsprüfungen zu Fisfaladjunftenftellen 
nachträglich erfloffenen a. h. Anordnungen eröffnet wurden, zur Willen: 
haft und Darnahahtung mitgetheilt. 

Beilage. Hfd. vom 22. März 1829. 

Im Nachhange zu dem hierortigen Erlaffe v. 13. Juni 1828, in 
. Betreff der a. h. vorgefihriebenen Eigenfhaften und der Prüfungen der 
Kandidaten für Fisfaladjunktenitellen, wird der Landesftelle hiermit er- 
öffnet, daß Se. Majeftät mit nachträglicher a. h. Entſchl. vom 17. Jan. 
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1829 nunmehr definitiv anzuordnen geruht haben, daß in den Provinzen, 
wo die Landesftelle und das Fisfalamt nicht zugleich mit dem Appellazions- 
gerichte ihren Siz haben , zwei Räthe des Landrechtes oder des Gtadt- 
und Kandrechtes, bei den Fisfalqualififagionsprüfungen, als Prüfungs- 
kommiſſäre, die Stelle der in den übrigen Provinzen dazu berufenen Appel- 
lazionsräthe vertreten follen. 

Als Prüfungsfommiffare für das Juſtizfach werden fomit in Linz, 
Graz, Laibach und Trieft, über Einfchreiten der Landesftelle, zwei Räthe 
des Landrechtes oder des Stadt- und Landrechtes von ihrem Prafidium zu 
ernennen fein, und die Landesftelle wird dafür zu forgen haben, daß der 
Bericht der Prüfungsfommiffäre, vor Ausfertigung der Prüfungszeugniffe, 
dem Appellazionsgerichte zur vorläufigen Würdigung mitgetheilt, und jedes 
Prüfungszeugniß erſt nach erfolgter zuftimmender Aeußerung des Appel- 


lazionsgerichtes ausgeftellt, oder bei getheilten Meinungen die Entfcheis 


dung der Hpfbehörden eingeholt werde; wie dieſes aud) in den Provinzen, 
wo die Landesftelle zugleich mit dem Appellazionsgerichte ihren Siz hat, 
für dergleichen Falle angeordnet worden ift. 


1296. Hkd. v. 23. Suli 1830, an alle Lit. u. Ihfd. v. 16. Dft., an 
alle A. ©. (©. 312). 


Es bat fich ſchon mehrmal der Fall ergeben, daß Konzeptspraftifanten 
von Fisfalamtern Fumulativ mit der Fisfalprar die Kriminalprar in Der Ab— 
ficht nehmen zu dürfen baten, um fich der Kriminalvichteramts » Prüfung 
zu unterziehen, und auf dieſe Weife zum Kriminalrichteramte zu befähigen. 
. Sp Iobenswerth auc dieſes Beftreben ift, fo war von Seite des 
pberften Gerichtshofes und von der kak. Juſtizgeſezgebungs-Hofkommiſſion 
Doc der Anitand Dagegen erhoben worden, daß die Kandidaten für die 
Richterämter, den allerhöchſten Entjchliegungen vom 7. Februar und vom 
2, Mat 1829 gemäß, nach dem Suftizhofdefrete vom 8. Mat 1829 fich vor 
der Zulafung zur Nichteramtsprüfung ein ganzes Sahr mit Derzivilprar 


und ein gauzes sahr mit der Kriminalprar ausfchließend bejchäftigen müſſen, 


und mit der Kriminalprax eine andere gleichzeitige Prar an einem andern 
Drte, auch nicht bei einem Advokaten oder Fisfalamte verbunden werden 
darf. Für den Bedarf des Fisfaldienftes ift es genügend, wenn die fiskal— 
amtlichen Konzeptspraftifanten das Kriminalverfahren in jenem Umfange 
fennen lernen, um einjtens bei Zoll» und Kontrabandfällen mit jener ähn— 
lihen Ferkigfeit ausgerüftet zu fein, die im Kumiuelyeriahgen entjchei= 
dend tit.. 

Dieſe Fertigkeit wird ſchon durch die bloße Brar, die ſich — 
mit der Verfertigung der Protokolle bei Kriminalverhören beſchäftigt, er— 
langt, ohne die für den Fiskaldienſt entbehrliche Ktiminalrichkerumihpailung 
abzulegen. 

Damit alfo einerſeits gegen Die pofitiven Anordnungen der, Juſtiz— 
gejezgebung zum Nachtheiled der Kandidaten für die Nichterämter nicht ohne 
erheblihen Grund ein Einfpruch gefchehe, anderfeits hingegen dem fisfal- 
amtlichen Dienfte jegliche Förderung angedeihe, tft die allg. Hoffammer mit 
den obengenannten Zuftizbehörden übereingefommen, zu bewilligen, daß 
die fisfalämtlichen Konzeptspraftifanten, welche nebit der Fiskaldienftlei- 
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ftung, alfo fumulativ mit derjelben, ſich praftifche Kenntniffe in dem Kri— 
minalfache, ohne darauf die Befähigung zum Richteramte zu gründen, ver⸗ 
ſchaffen wollen, dieſe Prax, und zwar ohne Ertheilung eines eigenen Ur— 
laubes hierzu um fo mehr nehmen dürfen, als ſie nicht anſtrengend, alſo 
neben der Fiskaldienſtleiſtung zuläſſig iſt. 

Sollten hingegen fiskalämtliche Konzeptspraktikanten ſich melden, 
welche die Kriminalprax in der Abſicht nehmen wollten, um nach der vor— 
geſchriebenen einjährigen Prax die Richteramtsprüfung abzulegen, was jenen, 
welche dieſe Prax kumulativ mit der Fiskaldienſtleiſtung, jedoch erſt in dem 
dritten Jahre der Fiskaldienſtleiſtung zugeſtanden werden könnte; ſo würde 
den erſtern ein Urlaub auf ein Jahr, binnen welchem ſie die Kriminalprax 
abgeſondert zu nehmen haben, zu ertheilen fein; wobei ſich die allg. Hofkam— 
mer vorbehält, für jene Praftifanten, melde bauch die Prüfung das Zeuge 
niß — Kenntniſſe erlangen, bei Sr. Mäajeſtät aus 
allerhöchfter Gnade um die Einrehnung dieſes Jahres in die vorjchrifts> 
mäßige dreijährige Fisfalprar gehorſamſt einzufchreiten. 


1297. Hfd.v.29. März 1832 N. 2555, an alle Lit. 


Zu Prüfungen für Fisfaladjunftenitellen können nach dem Sinne des 
Hfd. v. 13. Zuni 1828 (3. ©. ©. N. 2351) nur diejenigen zugelaffen| 
werden, welche die vorgefhriebene dreijährige Praxis bereits vollftändig, 
und zwar nad) erlangtem Dpftorate zurüf gelegt haben. 


1298. Hfd. v. 27. Juli 1836 3. 293715 Vdg. d. n. ö. Reg. v. 11. 
Aug. 3. 46328 (P. 973),.d. feier. Gub. v. 11. 3. 13071 
(P. 402); d. gal. Gub v. 16. 3. 49189 u. d. böh. Gub. 
v.'19, 3. 10784 (BP: 8332). . 


Se. Majeftät haben mit a. h. Entſchl. vom 25. Juni 1836 zu beftim- 
men gerubt, Daß es von der beftehenden Vorſchrift (Hoffammerdefret v. 
13. Juni 1828 $. 6), wornad die Konkurrenten um eine Fisfaladjunften- 
stelle nebjt der beftandenen allg. Fisfaladjunftenprüfung auch jene über die 
jpeziellen Gejeze und Gewohnheiten der Provinz, in welcher die Konkurrenz 
eröffnet ift, müfen abgelegt haben, abzufommen hat. 


1299. Hkd. v. 17. Juni 1826 3. 198715 Vdg. d. m. ö. Reg. v. 5. 
Juli 1826 3. 32053 (9. 272). 


Da das f. f. A. ©. die mit einem Adjutum betheilten, und mit der 
Doftorswürde verfehenen Konzeptspraftifanten der Hoffammerprofurafur 
zu gerichtlichen Vertretungen im Allgemeinen zu authoriſiren Anſtand 
nimmt, im Falle aber jene Konzeptspraktikanten, welche das Doktorat er— 
langt und die Apellazionsprüfung für das Zivilrichteramt mit gutem Er— 
"folge beftanden haben, hierzu autkorifirt werden wollten, von Fall zu Fall 
die weitere Rüffpradhe Breriber fi) vorbehält, jo hat die Regierung bet 
“ vorfommenden- Fällen das von dem A. ©. verlangte Einvernehmen zu pfle= 


gen, Das Reſultat derſelben aber jederzeit zur Kenntniß der Hoffammer 
zu bringen. 
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1300. Ihfd. v. 19. März 1837 3. 12714; hkr. Vdg. v. 12. April 
1837 (A. 167). 


Der oberfte Gerichtshof hat bewilligt, dag Aftuare der kak. Hofkam— 
merprofuratur ſtatt Adjunften bei Gerichten erfcheinen dürfen. Doch 
ſollen es nur ſolche Individuen fein, welche Doftoren find und Die Fis- 
Falprüfung mit genügendem Erfolge gemacht haben. 


$. 412.. 

Wenn ein Advofat um die Vertretung angegangen wird, 
fo fol verfelbe zuwörderft erwägen, ob der Rechtshandel ge: 
recht und billig, und daher zur Vertretung geeignet ſei; zu 
diefem Ende foll er vor Uebernehmung der Vertretung unter; 
fuchen, und zwar, falls feine Partei ald Kläger auftrit: a) 
was Diefelbe in der Hauptfache und Nebenverbindlichkeiten for: 
dere; b) wie fie Die Klage und jeden Umftand derſelben zu er: 
weifen vermögend fer; c) ob über Diefen oder jenen Umftand 
fchriftlihe Beweife vorhanden; d) wo ſich Diejelben befinden; 
e) wer bei Diefem oder jenem Umſtande zugegen geweſen; f) 
welche Umftände Die Partei zu beſchwören erbietig fei, und 
g) über welden allenfalls dem Gegentheile ein Eid 4 
gen werden ſoll 2). 


$. 413. 


Shen alfo foll der Advofat, wenn die feine Vertretung 
anfuchende Partei als Beklagter aufzutreten hat, vorzüglid Die 
Klage wohl unterfuchen, die Dagegen fireitenden Einwendungen, 
fo weit fie aus einem Faktum —— wohl erwägen, und 
den Behelfen, wodurch die Umſtände der Einwendungen erwie— 
ſen werden wollen, nachforſchen. 


$. 414. 


In beiden Fällen foll der Advofat eine umftändliche Ge— 
fhichte über den eigentlihen Rechtshandel, und über die von 
feiner Partei entdeften Umftände (species facti) aufjezen, Die- 
felbe von der Vartei, falls fie des Schreibens kundig, fertigen 
laffen, eine Abfchrift hiervon uuter feiner Fertigung der Partei 
auf ihr Verlangen hinaus geben, und Ddiefelbe dem Richter auf 
jedesmaliged Begehren, doch folder Geftalt vorzumweifen ver 


*) Ueber die Aufftellung eines ex oflicio Vertreters, |. im Regifter: Vertreter 
ex oflicio. 
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bunden fein, Daß, wenn Diefelbe dem Gegentheile nicht mitge— 
theilt worden, hierauf bei Erledigung des Prozeſſes Feine Rük— 
ficht zu tragen fer. 

1301: Refol. v. 22. März 1784 M. 267, an das n. ö. A. ©. 


Die Landrechte feien anzumeifen, die im $. 414 der ©. D. anbe- 
foblene species facti von den Advofaten von Zeit zu Zeit abzuverlangen, 
um fie dadurch in defto genauerer Aufmerffamfeit zur Beobachtung des 
diepfalligen Befehles zu erhalten. _ 


$. 415. 

Der Advofat foll fodann nach Befchaffenheit der Umstände 
vorzüglich weiter unterfuchen: a) ob nicht etwa Mehrere an 
der Klage Theil zu nehmen haben; b) ob nicht Einige Davon 
unter der Kuratel ftehen,; c) auf welche Art vorläufig Die ber 
nöthigten Urkunden und Behelfe beizufchaffen ſeien; d) unter 
weſſen Gerichtsbarfeit der Beklagte ftehe; e) ob nicht Die Klage 
wider Mehrere zu ftellen; f) ob nicht Einige davon unter der 
Kuratel ftehen; g) ob nicht von Jemanden die Vertretung zu 
begehren fei; h) ob nicht bis zum Austrage Der Sache ander> 
weitige rechtliche WVorfichten zu treffen feien, 


$. 416. 


Wenn der Advofat fich entichloffen hat, Die Vertretung 
anzunehmen, fo foll er fich ſogleich mit einer fhriftlihen Ge— 
walt und Vollmacht verfehen, welche von jeder einzelnen Par; 
tei eigenhändig zu unterfertigen iſt; dieſe Gewalt und Boll; 
macht foll der Advokat nicht annehmen, es fei denn in derſel— 
ben einer Seitd ein Subftitut ernannt, oder Die Befugniß, ei 
nen andern zu fubftituiren, ertheilt, anderer Seits diefe Voll; 
macht auch auf die Erben des Gewaltgeberd gerichtet, wenn 
jedoch hierinfalls etwas unterlaffen würde, jo ſoll in dem er: 
ften Falle feine Schrift, ausgenommen in wichtigeren Fällen, 
und wo der Verzug mit einer Gefahr verfnüpft it, ange 
nommen, und aud) Dann von dem Advofaten wenigftens bis 
zur zweiten Schrift eine Vollmacht nad) obiger Vorſchrift bei— 
gebracht werden; im zweiten Falle Dagegen foll nad) dem allen: 
fälligen Abfterben des Gewaltgeberd der Prozeß gleihwohl un: 
aufgehalten fortgefezt werden; welches auch bei jedem Gewalt: 
geber in Prozeßſachen zu beobadıten ift. ©. 183 u.f,, 444 
u. f, 1210, II. Anh, $. 30 u. IV. Anh, $. 13. 
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232902. S. 1007 de8 a. 6, © 2. 


Vollmachten werden entweder mit unumfchränfter oder mit befehränfter 
Freiheit zu handeln ertheilt. Durch die erftere wird der Gewalthaber 
berechtigt, das Geſchäft nach feinem beften Wiffen umd Gewiſſen zu lei⸗ 
ten; durch die leztere aber werden ihm die Grenzen, wie weit, und die 
Art, wie er dasſelbe betreiben ſoll, vorgeſchrieben. 


23023. 6. 1008 des a. b. ©. B. 

Folgende Geſchäfte: Wenn im Namen eines Andern Sachen ver— 
äußert, oder entgeldlich übernommen; Anleihen oder Darleihen geſchloſſen; 
Geld oder Geldeswerth erhoben; Prozeſſe anhängig gemacht; Eide aufge— 
tragen, angenommen oder zurükgeſchoben, oder Vergleiche — werden 
ſollen, erfordern eine beſondere, auf dieſe Gattungen der Geſchäfte lau— 
tende Vollmacht. Wenn aber eine Erbſchaft unbedingt angenommen oder 
ausgeſchlagen; Geſellſchaftsverträge errichtet; Schenkungen gemacht; das 
Befugniß, einen Schiedsrichter zu wählen, eingeräumt, oder Rechte un— 
entgeldlich aufgegeben werden ſollen, iſt eine beſondere, auf das einzelne 
Geſchäft ausgeſtellte Vollmacht nothwendig. Allgemeine, ſelbſt unbeſchraͤnkte 
Vollmachten ſind in dieſen Fällen nur hinreichend, wenn die —— des 
Geſchäftes in der Vollmacht ausgedrükt worden iſt. 


———— 

In dem rechtlichen Verfahren hat ſich der Advokat auf 
das genaueſte nach gegenwärtiger Gerichtsordnung zu beneh— 
men, ſeine Schriften aber rein, leſerlich, und ohne übertriebene 
Ausdehnung zu überreichen. 


1304: Hfd. v. 27. Mai 1784 N, 296, an das im ö. N. ©. 


b) Die allzu weitläufig ſchreibenden Advokaten jollen mit jenen Stra- 
fen, welche die ©. D. in jeharfen Verweilen, genauerer Mäßigung des 
Advokatenverdienſtes, Zurüfftellung des von den Parteien erhaltenen De- 
serviti, Vergütung der Stempeln, Schreibgebühren und fonftiger Aus— 
lagen, endlich ergiebigen ‚Geldftrafen ausmift, jedoch mit Vorſicht 
und beſcheidener Beurtheilung belegt werden. 


1395- Hfd. vom 29. Nov. 1792 N. 69, an alle US. 


Bon allen Vdgen., welche den Advokaten zu willen und zu befol- 
gen obliegt, joll ein Exemplar oder eine Abſchrift der juridifchen Fakul— 
tät im Lande zu. Handen des Defans zugeftellt werden, der, darüber ein 
ordentliches Protokoll zu führen bat; wo ſonach jedem Advokaten von 
jelbit obliegen wird, ſich hiervon für ſeine Perſon, und auf ſeine Koſten 
ein Exemplar oder eine Abſchrift zu verfchaffen. 


$, 418. 
Bei den Snrotulirungen der Akten ſollen die Advokaten 
felbft ericheinen,: und fich dießfalls nicht auf jemanden Andern 
verlaſſen. © 732, #36 u, 737. 
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Ein Advofat fol eine zum Vertreten angenommene Streit: 
ſache vor dem Ende derfelben ohne erhebliche Urſache nicht 
verlaffen, und ‚wenn er hierzu aus erheblichen Urfachen ver— 
* würde, fo ſoll er der Partei gerichtlich aufkünden, nnd 
den von dem Tage Der zugeftellten Auffündigung die Par: 
tet Kr fo lange zu vertreten ſchuldig ſein, als die Friſt fort— 
dauerte, die ihr zur Einreichung einer Einrede geftattet würde; 
e8 wäre denn, Daß die Partei ſich eher einen anderen Rechts; 
freund beftellt hätte, 


1306.. Hfd. v. 15. Sept. 1783 N. 187, an alle X. ©. 

Sener Advokat, Der in einer gerechten Sache blos wegen perſön— 
licher Rükſicht gegen das Anſehen und wie immer gearteten Charakter 
dDesjenigen , ‚gegen den er die Vertretung übernehmen ſoll, ohne eine 
fonftige, gegründete, Entjhuldigung vorlegen zu Fünnen, die Vertretung 
verweigern ‚oder. in, Derfelben nicht nach feiner Pflicht vorgehen follte, 
ſoll zur Eusnimertung und Strafe gezogen werden. 


$. 420. 


Wenn die Partei felbft feinen Subftituten ernannt hätte, 
fo foll der beſtellte Advofat Dem Gegentheile einen namhaft 
machen; dieſer aber. Die. Sache ununterbrochen. fortfezen, wenn 
der erfte Advofat ftürbe, austräte, oder fonft verhindert würde, 
bis Die Partei felbft einen anderen Advofaten beftellt haben 
wird. 

- 130%: Refol. v. 31. Dft. 1785 N. 489, an das gal. A. ©. 

ss) Es habe bei der Gemohnheit fein Verbleiben, dag in den Voll— 
machten: der Advokaten der gemäß S. 416 der G. D. benannte Sub- 
ftitut mittelft feiner ausdrüflihen Erklärung und Unterfertigung beftä- 
tigen müſſe, daß er die gefchehene Subſtituzion annehme; und bedarf 
diefe Erklärung des Subjtituten eines bejondern Stempels nicht. 


1308. Hfd. vom 27. San. 1794 N: 153, an das n. ö. A. ©. 

Wenn eine Partei in der ihrem Advokaten zur Vertretung ausge— 
ftellten Vollmacht feinen Subftituten benennt hätte, foll der von dem 
Adsofaten gewählte Subftitut nicht nur der Partei fogleih nambaft 
gemacht, fondern auch dergeftalt wohl inftruirt werden, damit er im 
Verhinderungsfalle die Rechtsangelegenheit ununterbrochen, ohne Ver— 
zögerung und Nachtheil fortſezen könne; darauf ſollen die Gerichts⸗ 
behörden wachſam fein, und die dawider Handelnden dem A. ©. anzeigen. 


1309. Hfd. v. 30. Dft. 1803 N. 633, an alle Lit. 


Da es fich verfchiedentlich" zugetragen hat, daß Parteien oft deßwe— 
gen der ihren Advokaten anvertrauten Schriften oder Effekten verluftigt 
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wurden, weil fie defien Todesfall fpat oder gar nicht erfahren haben ; fo 
wird, um in Zufunft den Parteien die Gelegenheit zu verfhaffen, zu 
rechter Zeit das Ihrige beidergleihen Todesfällen zurüffordern zu fönnen, 
hiermit verordnet: daß jede Obrigfeit unter ftrenger Ahndung den Tod 
eines Advofaten, der fih in ihrem Bezirfe ergibt, dem vorgefezten Kreis- 
amte in der Abfiht augenbliflich anzeige, Damit derfelbe in die Zeitungs- 
blätter zu drei verfchiedenen Malen eingerüft, und fo die Parteien bei Zei— 
ten aufmerkſam gemacht werden, ihre Anfprüche bei den Abhandlungs- 
inftanzen in Dinficht der dem verftorbenen Advofaten anvertrauten Schriften 
und Urfunden, Gelder oder Effeften, geltend zu maden. 


1310. Hfd. v. 23. Feb. 1822 RN. 1846, an d. dalmat. U. ©. über 
Anfrage. 


In Hinfiht der Ausftellung der Vollmachten an Advokaten und Be- 
nennung der Subftituten ift fi nad den Vorfchriften der SS. 534 u. 538 
der ital. ©. D. »($. 216 u. 420 der jof. ©. D.)« zu benehmen. Jedoch 
verfteht fich von felbft, daß auf die Anwendung des Ss. 538 (. 1307)«, 
welcher die Nambaftmahung des Subftituten, uud die Unterfertigung der 
Vollmacht zum Zeichen der Annahme der Subftituzion, vorſchreibt, nur in 
fo fern gedrungen werden könne, als die im Drte des Gerichtes beftehende 
Anzahlvon Advokaten die Erfüllung desjelben nicht. unmöglich macht. Uebri— 
gens kann wegen eines in der Vollmacht unterlaufenden Gebrechens eine 
Schrift nur dann zurüfgeftellt werden, wenn Diefes im Geſeze angeordnet iſt. 


1311. Hfd. vom 15. Feb. 1829 N. 2384, an die fir. Lt. 


Aus DVeranlafung eines befonderen Falles, und um für die Zus 
kunft dießfalls jedem Zweifel vorzubeugen, wird erklärt: dag die Sub— 
ftitugionsvollmahten gleih andern Vollmachten nad der Vorfchrift des 
$. 20 des a. bh. Stempely, vom 5. Dft. 1802 N. 577 der 3. ©. ©, 
dem Stempel nach der Eigenfchaft des Ausftellers zu unterziehen jeien; 
da eine Subftituirung nichts Anderes als eine Bevollmächtigung ift, und 
eine Subftituzionsvollmaht nur dann ausgeftellt werden fan, wenn 
der Subftituent rüffichtlich feines Prinzipals, Vollmachthaber, und rüf- 
fichtlich feines Subftituirten, Vollmachtgeber ift. 


1312. Hfd. v. 14. Auguft 1829 N. 2424, and. fir. W. ©. 


Ueber die Anfrage: ob durch die Hofkammerverordnung vom 15. Feb. 
.1829 N. 2384 der J. ©. ©., über den Gebraud) des Stempel bei Sub- 
ftitugionsvollmadhten, der $. 546 (548) der gal. G. D. »($. 416 der jpf. 
G. D.)« aufgehoben worden fei?® wird bedeutet: Daß der $. 546 (548) 
der gal. G. O. durd die Vdg. der allg. Hoffammer v. 15. Feb. 1829 nicht 
aufgehoben worden ſei; daß jedoch, wenn Die Partei in der dem aufge— 
ftellten Advokaten ertheilten Vollmaht den Subjtituten nicht ſelbſt be- 
nannt bat, der Advokat aber nad) S. 552 der gal. ©. D. »($. 420.der jof. 
G. DO)» dem Gegentheile einen Subftituten nambaft zu machen veranlaßt, 
und diefem eine Subftitugionsvollmacht auszuftellen bemüßigt wäre, diefe 
gleich Den andern Vollmachten nach Vorfchrift des S. 20 des Stempelpat., 
dem Stempel in Gemäßbeit der erwähnten Hoffammervdg. unterliege. 
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$, 421. 

Ein Advokat fol nicht beiden Theilen zur nämlichen Zeit 
in einerlei Rechtftreit dienen, auc der Wartet nicht in einer 
Sache die Vertretung leiften, in welder er vorhin dem Ge: 
gentheile gedient hätte, 

13. Ss. sd. &. ©. 3. I %. 

Das Verbrechen des Mifbrauhes der Amtsgewalt begeht »d) ein 
Advokat oder anderer beeideter Sachmwalter, der zum Schaden feiner Partei 
dem Gegentheile in Verfaffung der Rechtſchriften, oder jonft mit Rath 
und That behilflich iſt.« 


1314. Ofd. v. 6. Sept. 1800 N. 508, an alle A. ©. 

5) Sollte fih in der Zeitfolge veroffenbaren, dag ein Advokat fein 
Amt mißbrauhe, offenbar ungerehte Sachen vertheidige, fih zu Ränfen, 
Zuftigverzögerungen, oder auf anderen unerlaubten Wegen zur Verkür— 
zung der Parteien und der reinen Gerechtigkeitspflege gebrauchen laſſe, 
fo wird derfelbe nah orönungsmäßig erhobener und bewiejener That- 
handlung ohne weiters feines Amtes entlaffen werden. 


Fisfalämtlihe Vertretung; f. 109 u. f., 187 u. 188. 


/ 1315. Hfd. v. 30. Nov. 1789 N. 1080, an alle A. ©. 


Wenn in einem Streite das Fisfalamt fowohl den Kläger als den 
Beflagten zu vertreten hat, joll das Fisfalamt von der Vertretung ſo— 
wohl des einen als des andern Theiles ganz entfernt, und jedem Theile 
von der Landesftelle ein befonderer Vertreter von Amtswegen beftellt 
werden; wo ſich ſodann jeder dieſer zwei auftretenden Vertreter bei dem 
Fisfalamte, wie er in feiner Vertretung vorzugehen habe, gleihmwohl 
Rathes erholen kann *). 


/1316. Hfd. v. 24. Feb. 1832 N. 2549, an alle A. ©. 


Da die vereinigten Kameralgefällenverwaltungen in ihrer derma— 
ligen Stellung, fowohl über das Intereſſe des Gefällsärars, als jenes 
der Staats- und Stiftungsfondsgüter zu wachen haben, fo ift im Ein— 
vernehmen mit der k. f. vereinigten Hoffanzlet und der F. f. oberften 
Zuftizitelle bejchloffen worden, daß das bisher der Kandesitelle zugeftan- 
dene Befugnig der Ernennung der Vertreter bei Rechtsftreiten zwifchen 
dem Gefällsärar und einer Staats= oder Stiftungsherrihaft nunmehr an 
die vereinigte Rameralgefällenverwaltung übertragen werde. Dem zu 
Folge erhält die f. E. Gefällenverwaltung den Auftrag, bei fünftigen Recht— 
ftreiten zwijhen dem Gefällsärar und einer Staat3 = oder Stiftungsfonds- 


*) Diefes Hfd. ift auch auf dem Fall anzumenden, wenn die Obrigfeit von 
dem Fisfalamte, die Unterthanen aber von dem Unterthansadvofaten zu vertre— 
waren das Fiskalamt hat demnad) zwei Nechtsfreunde dem Gub. vorzujchlagen, 
welhe dem Rechtſtreit unter der Oberleitung des Fisfalamtas zu führen, dem— 
nad) jede Sazſchrift aor der Einreihung demſelben zur Gutheifung oder Ber: 
bejierung vorzulegen haben. (Hkzd. v. 12. Aug. 1825 3. 23918; Def, d. böh. 
Gub. v. 9. Oft. 1825 3. 46728. P. 297.) 
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berefchaft nach Maßgabe des Hfd. ». 30. Nov. 1789 für beide Theile die 
Aufitellung der Vertreter auf Die bisher beobachtete Weiſe vorzunehmen, 
welchen beiden Vertretern es mit Rüfficht auf das bezogene Hfd. überlaffen 
bleibt, fi bet dem Fisfalamte in Abficht auf die Führung des Prozeſſes 
Rathes zu erholen, 

Was hingegen die aus politiihen Verhandlungen entfpringenden 
Rechtſtreite zwiſchen Staats = oder Stiftungsfondsgütern und Unterthanen 
belangt, jo wird die Ernennung des Vertreters für die Herrjchaft von der 
k. k. Gefällenverwaltung, die des Vertreters fir den Unterthan aber, von 
der politiihen Landesſtelle auszugehen haben, zu welhem Ende das Fis— 
Falamt in fol’ einem Falle in Bezug auf den erfteren den Vorfchlag an die 
k. k. Sefallenverwaltung, in Bezug auf den lezteren aber der Landesftelle 
zu erftatten bat *). a aeeH 


2317. Okd. v. 10. Okt. 1834 3. 35632, an alle Lit. (Pihl 290). 


1. Die F, f. Fisfolamter haben ohne alfe Ausnahme unmittelbar bei 
der F. k. oberſten Hofpoftverwaltung die von derfelben unter Mittheilung 
der erforderlihen Informazion unmittelbar zu ertheilende Ermächti— 
gung zur Führung der gegen das Poſtgefäll anhangig gewordenen Prozeffe 
anzufuchen. 


$. 422, 


Die Advofaten follen fi) in bereits refolwirten und ent— 
fchiedenen Sachen Feiner Abfprünge oder neuerlichen. Behelli— 
gungen gebrauchen, 


E38: Ofd. v. 6 Okt. 1783 N. 197, an das v. ö. N, ©. 


i) Zu des Richters Amtspfliht gehöre, bei Erledigung der Prozeſſe 
Darauf zu fehen, ob nicht die Advokaten ohne ausdrüflihe Bewilligung ihrer 
Partei in dem Anfuchen um Snrotulirung der Aften, oder fonft fich einen 
Saumfal zur Schuld gehen laſſen. 


*) Hkd. 9. 19. Aug. 1836 3. 36709; Vdg. d. n.d. Reg. v. 15. Sept. 3. 50383 
(P. 1004). 

Zur Vermeidung möglicher Verzögerungen bei Abführung von Rechtsftrei- 
ten durch Amtliche Vertretung findet die allg. Hoffammer zu verordnen, daß gleich 
bei Aufjtellung von derlei Vertretern denfelben die möglichite Förderung und 
thunlich baldigfte Beendigung der Gtreitangelegenheit zur ftrengen Pflicht ge: 
macht, und fie angewiefen werden, über ihre Gejchäftsführung vierfeljährig 
Ausfünfte an die Hoffammerprofuratur zu. erftatten. N 

Die Hoffammerprofuratur hat fih unter eigener Verantwortlichkeit in der 
Ueberſicht aller von derlei Vertretern eingeleiteten gerichtlichen Schritte durch 
Führung genauer WVormerfungen, wie bei den von der Hoffammerprofuratir 
ſelbſt abzuführenden Rechtsjtreiten zu erhalten, und fobald fie ein Saumſal von 
Seite eines folhen Amtlichen Vertreters bemerft, hievon der Landesitelle die 
Anzeige zu machen. . 

Die Landesftelle wird dann, fobald die Saumfeligfeit eines amtlichen Ver: 
treters zu ihrer Kenntniß gebracht wird, denjelben vorerjt zu ermahnen, und 
wenn dieß nicht fruchten follte, die Aufftellung eines eifsigeren Advofaten vor: 
zufehren haben. 
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"1319. Hfd: v. 24. Jan. 1788 N. 772, an alle N. ©. 


" Den Advofaten follen alle Empfehlungen, Beiprehumgen mit Rathen 
in hangenden Parteifahen, jo wie denfelben und den Parteien alle Aus— 
theilung oder Zufendung gedrufter oder geſchriebener Promemorien, alle 
Nachforſchung um die Neferenten auf das nahdrüflichite verboten werden. 


13290: Hd. v. 13. Nov. 18040. 703, an alle A. ©. 

Davon mehreren Advokaten zur Ergreifung und Einbringung allfäl- 
liger Hpfrefurfe vorläufige Friftgefuche eingereicht werden, welches außer 
dem, Daß es bios zu Aufzügen dient, ein aufgelegter Unfug gegen die 
beftehenden höchften Vorfchriften ift, wird ein ſolches Benehmen ſämmt— 
lihen Advokaten für Die Zukunft mit dem Beiſaze unterfagt, daß der da- 
gegen handelnde Advofat unnachfihtlih mit einem Pönfalle belegt wer— 
den wird, 


$. 423. 


Kein Advofat foll fih auf den Fall, da er den Prozeß 
gewinnen würde, eine bejondere beftimmte Belohnung voraus 
bedingen; ein ſolches Bedingniß wäre. nicht: nur unfräftig, 
fondern jener Advofat noch beſonders zu beſtrafen, welcher es 
eingegangen hätte. 


1321. 8. 879 d. b. G. 2. 

Snsbefondere find folgende Verträge ungiltig: 3) Wenn ein Rechts— 
freund fich für die Uebernehmung eines Prozefjes eine bejtimmte Belohnung 
bedingt ; oder eine ihm anvertraute Streitjache an fich löfet.« 

1322. Hfd. v. 22. Mai 1789. N. 1013, an d. böh. A. ©. 


b) Sener Advokat, der ſich bei Uebernehmung-einer Vertretung bei— 
gehen läßt, eine Geldfjumme zum -voraus zu bedingen, oder die Partei, 
die ſich deſſen weigerte, von ſich zu Se er des Stalli advocandi ohne 
weiters verluftig fein. 


$. 424. 

Jeder Advofat ſoll bei. Ueberreihung. der, lezten Schrift, 
wies .aud bei der Appellazions- oder Reviſionsſchrift feine 
Gebühren verzeichnen, und dieſes Verzeichniß den Aften bei 
legen; und eben alfo am Ende der Tagfazung, worüber ein 
Erfenntniß erfolgt, Die Anforderung feiner Gebühren beibringen, 
und entweder fchriftlich, oder mündlid zum Protofolle anzeigen. 


1323. Refol. vom 14. Juni 1784 WR. 306, an alle U. ©. 


e) Wenn die in den ss. 103 und 424 anbefohlene Beilegung des Ver— 
zeichniffes der Gerichtskoſten und Advokatengebühr vernachläßigt worden, 
fönne der Gegentheil zwar in den Erfaz der Koſten nicht verfället werden ; 
Dagegen foll auch der Advokat des Nechtes, von feiner Partei die Bezah— 

Hand. d, joſ. ©. O. 37 
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lung der beftrittenen Koften und feines Verdienftes zu fordern, verluftigt, 
die Partei die geleiftete Zahlung zurüf zu begehren beredfigt fein, und 
dieß in dem Urtheile ausgedrüft werden. 

f) Die Advofaten folen das Verzeichniß der Gerichtöfoften und Ad- 
vofatengebühr nach dem vorgejchriebenen Formulare verfallen; der Richter 
aber, der zwar in dem Urtheile nur den ganzen Betrag des gemäßigten 
Advofatenverdienftes auszudrüfen hat, in ſolchem Verzeichniſſe bei jeder 
Rubrik auf der leer gelaſſenen Kolumne den eigentlihen Betrag, wie jelber 
gemäßigt worden, anmerken. 


Das vorgefhriebene Formular lautet dahin: 


BErAEIMNTB 
des Advofatenverdienftes und der beftrittenen Koften: 





Angejezt Gemäßigt 
ee — 





Species faeti verfaßt Al PER 
Gewalt und Vollmacht aufgefezt . 
Betembelu: . nsinsin] sı: rat 
Die erfte Klage vrfft . . . 
Stempel auf 4 Bogen in Duplo ; 
Abjehreibung von 4 Bogen in Duplo . 
Ratbihlag erhoben . . 2.2.2... 
SEHEHHGE 
Meplif verfaßt...’ eı ze... 0.0.0. 
Stempel auf 3 Bogen in Duplo 
Abjehreibung auf 3 Bogen in Duplo . 
Ratbihlag erhoben . 2: 2.0. 
Ziſteklugg 15 Bimyäre tue 
Bei der Snrotulirung erfhienen . . 
Sneotulirungstare gezahlt . . 


+ 


[0 + + E 7 2 ’ v 


+ . 


ED —— 
RG 
o 





1324. Hfd. vom 30. Sept. 1785 N. 473, an das ob der ennſi— 
ſche Landredt. 


6) Daß, ſobald das Verzeichniß der Gerichtskoſten eingelegt iſt, der 
Richter auch ohne ausdrükliches Begehren über den Erſaz der Gerichts— 
koſten, was Rechtens iſt, zu erkennen habe. 


$. 425. 


Sp oft der Richter den Sachfälligen in den Erjaz Der 
Unfoften zu verfällen bat, fo ſoll er die angefezten Gebühren 
des gegentheiligen Advofaten wider den Sachfälligen in dem 
Spruche felbft mäßigen; jene Gebühren aber, welde eine Par; 
tei ihrem Advofaten zu entrichten bat, joll der Richter nur 
Damals mäßigen, wenn die Partei folhe Mäßigung verlangt, 
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1325- Hfd. vom a. Dft. 1833 W. 2633, an alle A. ©. 


Se. Mai. haben in Betreff des von den Advofaten bei Liquidirung 
und Einbringung ihrer Gebühren zu beobachtenden Verfahrens Folgendes 
zu erflären geruht: Die Gebühren der Advokaten find von jenem Richter, 
vor welchem das Gejhäft, woraus fie entitanden, verhandelt wurde, im 
ämtlihen Wege, und falld es nöthig wäre, nach vorläufigem Einverneh— 
men der Parteien, ohne jedoch einem fürmlihen Prozeſſe ſtatt zu geben, 
zu. liquidiren. Ueber das Begehren des Advofaten, den Klienten zur 
Bezahlung der obbemeldetermagen liquidirten, oder von dem Klienten als 
richtig anerfannten Gebühren zu verhalten, hat der Fompetente Richter 
diefes lezteren nad vorläufigem fontradiftorifhem Verfahren durch Ur- 
theil zu entjheiden, 


$. 426. 


Die Arbeit der Advofaten ift niemald nach der Anzahl 
der Bogen ihrer Schriften, noch aud nad) der Anzahl der 
Zagfazungen, fondern nad. dem wefentlihen Berdienfte zu 
fhäzen, was immer dießfalls zwilchen dem Advofaten und der 
Partei bedungen worden wäre, 


$. 497. 


In diefer Beftimmung follen von dem Richter folgende 
Rükſichten beobachtet werden: a) ob der Advofat zur Herbei: 
ſchaffung der Behelfe und fonftiger Vorbereitung, auch gründ— 
licher Belegung feiner Sazichriften befondere Mühe angewen— 
det habe; b) ob aus dem Inhalte der verfaßten Schrift ein 
audnehmender Fleiß und eine ganz vorzügliche Geſchiklichkeit 
hervorleuchte; c) ob er den Prozeß mit möglidyer Genauigkeit 
und Beförderung abgeführt habe; d)ob er fich hierbei durchaus 
in Folge Ddiefer Gerichtsordnung benommen habe; e) ob_nicht 
der Vermögensſtand der Partei eine genauere Mäßigung 
fordere. ©, 260. 

$. 428. 


Wenn von einem Advofaten Prozejfe angenommen wer: 
den, in welchen ein offenbares Unrecht vertheidigt werden 
will, es bei ſolches aus Unwiſſenheit oder aus Gewinnſucht 
geichehen, hat diejenige Stelle, bei weldyer derlei Prozeſſe ent: 
fchieden werden, einen ſolchen Advofaten der Appellazionsſtelle 
anzuzeigen: diefe aber hat alsdann nadı Maß des Verbrechens 
entweder mit einer angemefjenen Geldftrafe vorzugehen, oder 
einen ſolchen Advofaten von der Advofatur auf eine Zeit, oder 
auf immer auszufchließen, 

3Er 
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$. 429, 


Wenn der volitifchen Stelle von einem Advofaten ein 
Gebrechen befannt würde, das auf Deflen fittliches Betragen 
und redliche Behandlung Beziehung nähme, oder wenn. fie er— 
führe, daß der Advofat viele Schulden mache, foll_von. derfel- 
ben ſogleich an die Apvellazionsftelle Die Anzeige geſchehen, 
weldye den Schuldigen auf eine Zeit lang, oder falls an dem⸗ 
felben bei wiederholten Beftrafungen Feine Befferung bemerft 
würde, auf immer von der Advokatur auszufchließen hat. 


Strafredbt über die Advofaten: 


1326: Reiol. vom 14. Juni 1784 N. 306, an das in, u. 0.8.4. ©. 


ii) Wenn von den Richtern den Advofaten oder Parteien wegen 

übertretener ©. D., oder ſonſt in dem Zuge des Verfahrens aufgefallener 

Schuld, verhältnißmäßige Geldſtrafen mit Vorfiht und Grund diktirt 
werden, jeien dieſe nicht leicht: wieder nachzufehen. 


1327. Hfd. v. 25. Dft. 1784 N. 356, an das in. u. vo. 8. W. ©, 


b) Der Richter könne den Gebrehen der Advokaten durch ftrengere 
Mäßigung des Advofatenverdienftes, Gelditrafen, Verweiſe, und durch 
Anzeigen an das A. G. abhelfen. 


3328. Refol. v. 31. Dft. 1785 N. 189, an d. gal. A. ©. 


mm) Wenn die Strafe auf eine Entjezung von der Advokatur, oder 
Sequeſtrazion ausfällt, dann müſſe Die Anzeige immer dem A. ©. geſchehen. 
eee) Wenn eine Schrift wegen eines nffenbaren Formalitätsgebre- 
chens zurükgeſtellt werden muß, ſoll toties quoties von dem Advokaten 
ein Dufaten ad fundum criminalem durd den Gerichtsdiener in instanti 
abgefordert werden, ſo den Advokaten vorläufig. durch Edift zur  War- 
gung befannt zu machen und darob auf das genauefte zu halten ift. 


1329. Hfd. v. 24. Nov. 1785 N. 497, an de in. un. ®. A. G. 


b) Die bei den Landrechten vorfallenden Betreibungen der Parteien 
und Advofaten feien nicht mehr durch Strafboten einzuleiten, fondern die 
erlaffenen . Vdgen. durch ‚verhältnigmäßige Geldftrafen zu unterftüzen, 
und zum Beſten des Tarfonds getreulich und unnachfichtlic) einzubheben. 

ec) Wenn Advokaten fih in ihren Sazfchriften einer übertriebenen 
Ausdehnung anmapen, verſchiedener Ränke und Aufzüge bedienen, die 
Rechtshändel zu verwirren ſuchen, die geſezmäßigen Vorſchriften vernach— 
läßigen, den an ſie ergehenden Aufträgen keine Folge leiſten, und alſo 
verurſachen, daß die Juſtiz leide, ſo ſollen die Landrechte, denen die Advo— 
katen in ihren Amtsgeſchäften mit Pflicht und Gehorſam untergeben ſind, wider 
ſelbe mit mehrerer Strenge fürgehen, es nicht blos mit Verweiſen und ge— 
ringerer Mäßigung ihres Verdienſtes bewenden laſſen, ſondern ihnen auch die 
Zurükſtellung des erhaltenen Deserviti an ihre Parteien, und die Vergütung 
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aller Unkoſten und Ausgaben auftragen, von ihnen ergiebige Geldftrafen 
eintreiben, in wichtigen Vergehungen fie nach Umftänden mit Arreft be- 
legen; gegen jene endlich, bei denen derlei Beitrafungen nichts fruchten, 
Die Anzeige. dem U. ©. zu dem Ende machen, damit denfelben die Advo— 
katur niedergelegt werde. 


. 21330. ofd. v. 29. Dez. 1785 N. 510, an ſämmtl. A. G. 


Ueber die Ausſchließung der Advokaten von dem stallo agendi, 
vom weldher das Hfd. vom 6. Dft. 1785 handelt, hat das A. ©. nad) vor— 
läufiger Unterfuchung zu erfennen, ©. 2183. 


1331. Hfd. v. 6. Zuli 1790 N. 33, an ſämmtl. U. ©. 


Es foll von der durch Vog. vom 31. Dez. 1787 befohlenen Kund- 
mahung *) der. den Advokaten zugegangenen Ausftellung abfommen. 
Dagegen ſoll der Advofat, durch deilen Verſehen der Partei ein Nachtheil 
zugegangen, zur Entſchädigung unnachfichtlich verhalten, auch überdieß 
nach Geſtalt der erhobenen Umſtände beſtraft werden. 


1332. Hfd. v..27. Zuli 1792 W.. 36, an Das gal. A. ®. 


qh Auf das Normale v. 31. Okt. 1785, gemäß deſſen in jedem Falle, 
als einem Advokaten eine übel verfaßte Schrift zur Verbeſſerung zurük— 
geſtellt wird, auch eine Strafe von einem Dufaten ad funduu criminalem 
abgefordert werden ſoll, iſt ſtrenge zu halten. 


1333: Hfd. v. 25. Mat 1793 N. 106, an d. n. ö. U. ©. 


Sener Advokat, der von feiner Partei Vorſchuß der Zahlung erhalt, 
und dennod Die Taren abzuführen vernachläßigt, Toll bis zu Deren Berich— 
tigung von feinem Amte fufpendirt, und wenn er diefe Berichtigung binnen 
14 Tagen, vom Tage erhaltener Warnigung nicht leiftet, der Advokatur 
verluftig erklärt werden. 


1334. 9. Entſchl. vom 23. Aug. 1819 RN. 1597. 


Rn Zukunft ift über jede Entlafung eines Advokaten in voller Raths— 
verfammlung zu berathichlagen. 


Auffidht über die Advokaten: 


1335: Hfd vom 12. San. 1810 N. 897, an alle A. ©. 


Geſammte Gerichtsftellen, denen die Aufficht über die Advokaten 
anvertraut ift, find anzumeifen, gegen jene aus ihnen, die ſich ihren 
Pflichten gemäß nicht betragen, unnachfichtlich mit aller Strenge vorzu> 
gehen; jo wie auch die U. ©. Ducch zwekmäßige Mittel fich zu überzeugen 
— daß obgedachte Gerichtsſtellen dieſe höchſte Willensmeinung genau 
efolgen. f% 

In deſſen Gemäßheit find’ alle Gerichtsftellen anzumeifen, über das 
Benehmen der bei ihrem Gerichtöftande praftizirenden Advokaten, und 


*) Diefe Kundmachung geihah dur die Zeitungsblätter. 
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jonftigen Nechtöfreunde forgfältig zu wachen, die ihnen zugehenden Korrek— 
zionen fammt der Urjache in dem Korrefzionsbuche mit Bezug auf die betref— 
fenden Aften anzumerfen, und jährlih bei Gelegenheit der Einjendung 
des Ausweiſes der ganzjährigen Ausarbeitungen, die im Verlaufe des 
Jahres dergleihen Advofaten zugegangenen Korrefzionen mittelft eines 
Auszuges aus dem zu führenden Korrefzionsbuche vorzulegen. 

Eben jo hat das A. ©. in Hinfiht der bei demjelben vorfommenden 
Gebrehen der Advofaten vorzugehen, und mit Einfendung des jährlichen 
status elaboratorum, auc) die Auszüge aus feinem eigenen Korrefzions: 
buche, fo wie die von den Untergerichten einlangenden mit feinem Gut— 
achten anher vorzulegen. 


1336: Hfd. v. 15. Feb. 1812 WR. 973, an d. mäh. A. ©. 


In Rüfficht des Verzeichniffes der den Advofaten und anderen Ber: 
tretern der Parteien gemachten Ausftelungen, Drohungen und verhängten 
Strafen ift zu bemerfen, Daß dieſes Verzeichnig Fünftig unter amtlicher 
Fertigung desjenigen, der das Korrefzionsbuc führt, vorzulegen fei, und 
daß von nun an in jedem Falle, in welchem es fih um die Zurechtweiſung 
eines Parteivertreterd handelt, das geführte Korrefzionsbud zur Hand 
zu nehmen, und die neue Ahndung mit Hinficht auf die ihm bereits früher 
jugegangenen, ohne Erfolg gebliebenen Ausftellungen, Verweiſe, Dro— 
hungen und Strafen zu bemeffen fei, damit nicht Drohungen für einen- 
leeren Schall, und Geldftrafen etwa fir einen Preis gehalten werden, 
um welchen das Befugnig zu Unfügen Fauflich wäre. 


1337. fd. v. 30. Fan. 1821 N. 1733, an alle A. ©. 


Den A. ©. und Unterbehörden ift die genaue Handhabung einer 
heilfamen Disziplin gegen die Advokaten zur Pflicht zu machen, und nach— 
drüklich einzufharfen. 


1338. Hfd. v. 1. Dez. 1821 R. 1819, and. n. ö. A. ©. 


Meber die Anfrage: ob und welhen Gerichtöbehörden die erfolgte 
Entfezung oder Suspendirung eines berechtigten Advokaten von der Advo— 
katur zur Kenntniß zu bringen ſei? wird bedeutet: Es folge ſchon aus 
der Natur der Sache, und aus der dem Nichter pflichtmäßigen Vorſorge 
auf Verwahrung der Rechte jener Parteien und Kuranden, die bei den 
verſchiedenen Gerichtsbehörden ſich unter Rechtsvertretung des entſezten 
pder ſuspendirten Advokaten befinden können, daß hiervon fammtliche 
Gerichtsbehörden, vor welchen er zur Rechtsvertretung berechtigt worden 
war, verſtändigt werden müſſen. 

Aus eben dieſem Zweke folgt aber keineswegs die Nothwendigkeit, 
daß dieſe allg. Verſtändigung der vorerwähnten Gerichtsbehörden auf eine 
den entſezten oder ſuspendirten Advokaten entehrende Art erfolgen müſſe, 
ſondern, daß es hinreiche, die erwähnten Gerichtsbehörden, ohne alle 
Namhaftmachung der veranlaſſenden Urſache, welche nur jener oder jenen 
Gerichtsbehörden zu eröffnen iſt, vor welchen ſich der Advokat jener groben 
Pflichtvergeſſenheit ſchuldig gemacht hat, die ſeine Entſezung oder Sus— 
pendirung bewirkte, blos davon zu verſtändigen, daß fein Befugniß zur 
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— — vor dieſen Gerichtsbehörden zu beſtehen ganz oder zeit— 
lich aufgehört habe. 

Uebrigens aber iſt eine ſolche Entſezung, zur Warnung für alle übrige 
Advokaten, immer dem Dekane der Univerſität nach * ganzen Inhalte 
bekannt zu geben. 

1339. Hfd. v. 13. April 1822 RN. 1864, an alle A. ©. 

Se. Maj. haben der oberſten Zuftizftelle, wie den ihr untergeordneten 
Gerichtsbehörden, bei ſtrengſter Verantwortung zur Pfliht gemacht, über 
das Betragen der Advofaten zu wachen, und gegen jene aus denjelben, 
die ſich pflihtwidrige Handlungen erlauben, genau nad) den Gefezen vor- 
zugeben, um Höchftderjelben Unterthanen, und audy andere in diefen 
Staaten Recht Suchende, gegen alle Gefahr und Nachtheil zu ſchüzen. 

"Diefer bh. Befehl wird dem A. ©. mit dem Auftrage eröffnet, hier— 
nach ſowohl ſich felbft genau und prlihtmäßig zu Benehmen, als auch die 
unterftehenden Behörden nachdrüklich anzumweifen. 


Belohnung würdiger Advokaten: 


1340. Hfd. v. 6. Sept. 1800 N. 508, an alle A, ©, 

6; Den Advokaten, die ſich rehtihaffen betragen, wird die Vertrö— 
ftung gegeben, ed werde, wenn fie fich um ein offentlihes Amt in Kom— 
petenz jezen, auf Diefelben bei der. dieffälligen Vergebung Rükſicht ges 
nommen werden; daher auch die Gerichtitellen hiernach zur Bedachtneh— 
mung bei den Befezungsvorjhlägen angewiefen worden find. 


1341. Hf. v. 17. Mat 1815 N, 1151, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben zu befehlen geruht, daß die. beftehenden Anordnun— 
gem in, Hinficht der Unterftüzung fähiger und mittelloſer Ausfultanten, 
dann der Anftellung würdiger Advokaten und öffentlicher Lehrer der Rechts: 
wiffenjchaften nicht nur. in den alten Provinzen. genau zu ‚beobadjten, 
fondern aud auf die italienischen Provinzen auszudehnen jeien. 


Urlaub des Advofaten: 


1342. Hfd. v. 17. April 1787 N. 666, an d. mah. A. ©, 


bh) Seder Landesadvofat muß in jenem Gerichtsorte, wo er den 
stallum auszuüben Willens tft, domiziliren. 


1343: Hf. v. 22. Mai 1789 N. 1013, an d. böh. A. ©. 


e) Die Advofaten follen nicht ‚ohne Erlaubniß des A. ©. ihren 
Beltimmungsort verlaffen; diefe Erlaubniß aber joll, fobald es auf längere 
Zeit anfommt, nicht anders ertheilt werden, ald wenn fich der Advokat 
über feine hangenden Gefhäfte ausweift und denfelben auf — 
Art vorſorgt. 


1344. Hf. v. 7. Okt. 1793 N. 127, an alle A. G. 


Da bemerkt worden, daß ſich die Advokaten aus den Provinzen um 
ihrer bei den Hofſtellen hangenden Geſchäfte willen nah Wien begeben, 
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wodurch nicht nur den Parteien, deren Gefchäfte fie betreiben oder empfeh— 
len wollen, beträchtliche Koften unnüz verurfacht, jondern auch Die in ihren 
Händen befindlihen Geſchäfte anderer Parteien gehemmt, und überdies 
die Gejeze, die alle Empfehlungen in Juſtizgeſchäften unterfagen, 
übertreten werden; — fo ift nicht nur den Advokaten, welche die, Er: 
laubniß zur Entfernung von ihrem Standorte, aus feiner anderen giltigen 
Urfache anfuchen, Diefelbe zu verfagen, jondern es find auch die Advokaten 
zu verftändigen, daß fie fich derlei unnüzer Zureifen aus gefezwidrigen 
Abfichter enthalten fallen. 


1345. Hfd. v. 30. Mai 1794 N. 177, an d. böh. A. G. 


Wenn Landesadvokaten in Amtsgeſchäften ſich in einen oder andern 
Ort Böhmens begeben müſſen, ſind ſie nicht anzuhalten, Erlaubniß dazu 
zu erwirken, ſondern nur dann, wenn ihre Entfernung über eine Woche 
dauert, müſſen ſie dieſes dem Appellazionspräſidium auch allenfalls mimd⸗ 
lich anzeigen, und ſich über die hangenden Geſchäfte ausweiſen. 


1346. Hfd. v. 23. Febr. 1798 N. 403, an d. gal. N. ©. 


a) Wenn ein Advofat Galiziens außer den Erbländern auf beftimmte 
Zeit zu reifen nöthig hat, muß er die Erlaubniß hiezu bei dem Landes⸗ 
fürſten, zur Reiſe nach Wien aber bei der gal. Hofkanzlei anſuchen und 
zwar mittelft des ihm vorgeſezten Gerichtes. Nur wenn er in Warſchau 
bei der dafelbft aufgeftellten Hofkommiſſion einen Klienten zu vertreten 
bat, kann ihm die Erlaubniß, ſich dahin zu begeben, auf eine beſtimmte 
Friſt von dem A ©. ertheilt werden. 

b) Sn den übrigen Fällen kann dem Advokaten die Erlaubuiß, ſich 
von ſeinem Standorte, jedoch inner den Erbländern zu entfernen, von 
dem A. G., jedoch nicht auf länger, als auf 2 Monate ertheilt merden. 

€) Der Advokat muß die Bewilligung zu feiner Entfernung abwarten, 
und, wenn er'fie erhalten hat, noch vor feiner Abreife dem Gerichte den 
fubftituieten Nechtsfreund namhaft mahen, dem er die Rechtsgefchäfte 
feiner Klienten, und zwar mit ihrem Vorwiffen, zur Fortführung ordent— 
lich übergeben hat. 


1347. Hfd. v. 21. Sept. 1827 N. 2309, an alle U. ©. 


Sn Hinſicht der Entfernungen der Advokaten von ihrem Standorte 
ift fih nach den in der J. ©. ©. befindlihen Hfd. v. 22. Mai 1789, 7. 
Dft. 1793, 30. Mai 1794 und 23. Feb. 1798 zu benehmen; nur hat 
das A. ©., wenn es einem, Advokaten einen Urlaub ertheilt, hiervon 
auch die betreffende _erfte Inſtanz in die Kenntniß zu jezen. 


1348. Hfd. ». 17. Dft. 1829 N. 2434, an alle U. ®. 


Aus Gelegenheit des Gefuches eines Profeſſors, der. noch zur. Advo— 
katur befugt ift, um Bewilligung eines Urlaubes, bat die Studienbof- 
kommiſſion, im Einverftändniffe mit der oberften Juſtizſtelle zu verordnen 
befunden: daß, weil die Profeſſur, welche von einem zugleich die Advo— 
fatur ausübenden Individuum bekleidet wird, als Staatödienft immer die 
Hauptbeſtimmung bleibt, in Zukunft allfällige Urlaubsgefuche folder Bro- 
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fefoven bei der Lit. einzubringen ſeien; welche über derlei Gefuche mit 
dem A. ©. der Provinz, in welcher der Profeſſor die Advofatur ausübt, 
die vorläufige Rükſprache zu nehmen hat; und daß ſodann das Geſuch von 
der Lſt. mit dem eigenen Gutachten und der Aeußerung des A. G., der 
Studien hoſt emmiſſion zur weitern Amtshandlung vorzulegen ſei. 


1349. Ihfd. v. 5. Sept. 1837 3. 5189, an alle A. G.; Hfzd. v. 
9,.Niov. 3. 23183; fdg. d. Wög. d. n. 8. Meg. v. 19.; der 
Gub. in Steier. v. 30. 3. 19437 (9. 243); in Sllir. v. 2. 
Dez. 3. 28023; in. Böh. ». 10. San. 1838 Z. 57975; in 
Mah. v. 27. San. 1238 3. 3138. 

Se. f. k. Mojeftät haben über die Reifen der Advofaten und No— 
tarien in das Ausland mit a. h. Entihl. v. 27. Mai 1837 nachſtehende 
Vorſchrift a. h. zu genehmigen geruht: Advokaten und Notarien, welche 
die Erlaubnig zu einer Reife in das Ausland zu erhalten wünfchen, ha— 
ben: fich defhalb an das A. G. zu wenden, einen Subjtituten zu be— 
nennen, die Erflärung desfelben über die Annahme der Subftitugion bei— 
zubringen, den Drt, wohin fie fich verfügen wollen, und den Zwef der 
Reife anzuzeigen, ihre Angaben, jo weit es die Umſtände geitatten, zu 
bejheinigen, und ſich über die wahrfcheinlihe Dauer ihrer Abwefendeit 
zu außern. Das A. ©. bat darüber fein Gutachten der oberſten Zus 
ftizftelle vorzulegen, und deren Entfcheidung einzuholen. 

Für jehr dringende Falle werden die A. ©. ermächtigt, den Ur— 
laub zu einer Reife in das Ausland auf höchſtens zwei Monate felbft 
zu ertheilen, worüber jedoch jedesmal fogleich Die Anzeige an die oberſte 
Suftizitelle zu eritatten iſt. 


Deffentlihe Agenten: 


1350. Hkzd. v. 8. Mai 1822 3. 12654 (9. für N. D, 420). 


Se. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 5. Mai 1822 zur Bedingung 
feftzufezen befunden, dag jene Individuen, welhe um die Unterthans- 
agentenftelle fit) bewerben, die vollitändige Kenntnig eines ſlaviſchen 
Dialeftes, nebſt jener der italienifhen Sprache befizen follen. 


1351. Hkzd. v. 16. April u. Ihfd. 5. Juli 1833 N. 2608, an 
“alle %. 

Se. Majeftat — in Betreff des Inſtitutes der Hofagenten auf 
der Grundlage der weſentlich geändertem Bedürfniſſe und Verhaͤltniſſe der 
Staatsgejellichaft, folgende Beſtimmungen feftzufezen gerubt: 

1. Bet der ſchon jezt beitehenden Freiheit, fih in feinen Geſchäften 
felbft zu vertreten, oder durch andere nach eigener Wahl vertreten zu 
laffen, hat e8 auch ferner mit Ausnahme derjenigen Fälle zu verbleiben, in 
weichen die" Geſeze die Vertretung durch Dazu berechtigte Perfonen aus⸗ 
drüklich fordern. 

2. Das Inſtitut der Hofagenten hat einzugehen. Es ſind daher keine 
neuen Hofagentenſtellen mehr zu verleihen, die beſtehenden Hofagenten aber 
im Genuſſe ihrer erworbenen Rechte und Vorzüge gehörig zu ſchüzen. 
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3. An die Stelle des Inftitutes der Hofagenten haben berechtigte 
öffentliche Agenten oder Geſchäftsführer zu treten. 

4. Um das Recht zur öffentlihen Agenzie zu erlangen, muß der 
Bewerber: 

a) das Alter von 24 Jahren überfchritten, 

b) die vorgeſchriebenen Rechtsſtudien an einer inländifchen Univer- 
fität, oder an einem inländiſchen Lizeum gut vollendet, 

c) wenigitens Durch drei Jahre entweder in einem öffentlichen Staats- 
oder Patrimonialamte, oder bei einem Advofaten, oder einem berechtigten 
öffentlihen Agenten praftizirt, und fi mit vortheilhaften Zeugniffen aus- 
gewieſen, und 

d) in einer Prüfung, welche von einem Guberntal= und einem Appel: 
lagionsrathe über die wichtigften Gegenftände der einfchlagenden Geſchäfte 
vorzunehmen ift, gut beftanden haben; er muß ferner 

e) fich über feine Sittlichfeit und Rechtlichfeit gehörig ausweifen, und 

f) eine Kauzion von Zehntaufend Gulden Konvenzionsmünge in der— 
felben Art einlegen, wie fie für die Staatsbeamten, da wo der Fall ein— 
trit, vorgejchrieben ift. 

5. Sede Lt. ift berechtigt, für die ihrer Leitung anvertraute Provinz 
Konzeffionen zur öffentlihen Gefhaftsführung oder Agenzie, jedoch nur 
dann zu gewähren, wenn alle in dem vierten Punkte vorgejchriebenen Ber 
dingniſſe genau erfüllt find. Gegen eine von der Lit. verweigerte Konzeſſion 
kann der Rekurs an die vereinigte HDoffanzlei ergriffen werden. _ 

6. Die berechtigten öffentlihen Agenten oder Geſchäftsführer haben 
das Befugniß, fich zu allen Geſchäften anzubieten und fie zu führen, welche 
nicht durch die beftehenden Geſeze ausdrüflich andern Perfonen vorbehalten 
find, Gefhäftsfanzleien und Ausfunftsbureaur zu eröffnen, und dafür 
diejenigen Gebühren von den Parteien abzunehmen, über welche fie mit 
dieſen übereinfommen. 

7. Die dermal beftehenden Hofagenten genießen außer den ihnen 
ſchon jezt zuftehenden Rechten auch alle Befugniffe der berechtigten öfſent— 
lihen Gefchäftsführer, ohne neue Bedingungen zu erfüllen. 

8. Die dermal beftehenden Privatgefhaftsfanzleien find genau zu 
überwachen, und bet der eriten Unregelmäßigfeit, die fie ſich zu Schulden 
kommen laſſen, aufzuheben. 

1352. Hkzd. v. 23. Mai 1833 an die Lt. in O. 9., Steierm., 
Sir. u. Küftenl. (Pichl 219). 

Nachträglich zu dem Hfd. v. 16. April 1833, wird der Lit. eröffnet, 
daß nad dem mit der k. k. oberiten Zuftizitelle gepflogenen Einvernehmen 
bei dem Umftande, daß alldort fich fein A. G. befindet, die Lft., Behufs 
der Prüfungen der Agenten oder öffentlichen Gefchaftsführer, Das in der 
Provinzialftadt befindliche Stadt- und Landrecht um die Abordnung eines 
Rathes anzugehen habe, welcher hiebei im Namen des vorgeſezten A. ©, 
interveniren wird. 


1353. Vog. des fteier. Gub. v. 29. Nov. 1833 3. 19172 (P. 284). 


In Folge des h. Hoffanzleipräfidialerlaffes v. 16. Nov. 1833 
3. 1981, darf einem Bewerber um die Konzeflion zur öffentlichen Ge— 
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fhaftsführung oder Agenzie für die Provinz — in welcher er ein Amt beflei- 
det — das erwähnte Befugniß nur unter der Bedingung verliehen wer- 
den, wenn er fein bisheriges Amt aufgibt. 


1354. Hd. v. 2. Mai. 1834 3. 10595 (P. für N. S. 222). 
Die beftehbenden Vorfchriften enthalten feinen Anhaltspunft, die 
Führung einer Großhandlung neben der üffentlihen Agenzie zu unterjagen, 


1355- Hkzd. v. 19. Zuli 1834 N. 2663, an alle Lit. 


Se. f. f. Majeftät haben in Uebereinftimmung mit der wegen Ein— 
ziehung des Inftituts der Hofagenten, und Einführung öffentlicher Agen- 
ten in den Provinzen kdg. a. h. Entihl. v. 9. April v. J. (J. ©. ©. 
N. 2608) nunmehr auch in Anfehung des Inftituts der Hoffriegsagenten 
und Fünftiger Aufnahme von Militäragenten, folgende a. h. Entſchl. herab— 
gelangen zu laſſen geruht: 

1. Des Inftitut der Hoffriegsagenten bat einzugeben. Es find 
daher nicht weiter ſolche Stellen zu verleihen, die beftehenden Hpffriegs- 
agenten aber im Genuffe ihrer erworbenen Rechte zu ſchüzen. 

2. Die Generalfommanden außer Ungarn, Siebenbürgen und der 
Militäargränge werden Dagegen ermächtigt, denjenigen der bereit8 vor— 
fhriftsmäßig berechtigten öffentlihen Agenten, welche darum anfuchen, 
nad, einer vorläufigen gut beftandenen Prüfung für den Gen. Kom. Bezirf 
die Befugniß zu ertheilen, die an fie fih wendenden Parteien bei den 
Militärbebörden zu vertreten, injofern nicht ausdrüfliche Gejeze derlei 
Vertretungen anderen dazu berechtigten Perfonen vorbehalten. 

3. Die Prüfung aus den für die Militärverwaltung vorgejchriebenen 
Gefezen und Normen, inſoweit jolche Agenten deren Kenntniß benöthigen, 
bat der Zuftiz- und politifhe Referent des Generalfommandos vorzu— 
nehmen. 

4. Jede Konzeflion ift an die Bedingung zu Fnüpfen, daß der Agent 
die von der Milttärbehörde ihm übertragenen Vormundfchaften und Kura— 
telen Dürftiger Parteien unentgeldlich zu übernehmen fi verpflichte. 

5. Gegen die von einem Generalfommando verweigerte Befugniß- 
ertheilung kann der Rekurs an den Hoffriegsrath ergriffen werdet. 

6. Den zur Verfretung der Pateten bei der Militärbehörde berech— 
tigten Agenten ift zu geftatten, fich zu allen dießfälligen, nicht andern Per— 
fonen gejezlih vorbehaltenen Gejhäften anzubieten und fie zu führen, 
dann die Gebühren von den Parteien anzunehmen, über welche fie mit 
diefen übereinfommen. 

7. In Anfehung der Militärgränzagentenftelle hat es bei den befte- 
henden Anordnungen zu verbleiben. 


1356: Hfzd. v. 2a. Febr, u. 27. April 1836 3. 4438 u. 11166, 
an alle Lit ol. 399); Vdg. d. m. ö. Reg. v. 5. Mai 3. 
14181 u. 26043 (9. 522); d. mäh. Gub. v. 21. März 3. 
9640 (P. 201); d. böh. Gub. v. 16. März 3. 12104 (P. 
448). 
Se. f. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchl. vom 13. Februar 1836 
in Beziehung auf die Kauzienleiſtung der öffentlihen Geſchäftsführer oder 
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Agenten nachfolgende a. h. Beftimmung berabgelangen zu laſſen gerußt: 
Die Kauzion, welche öffentliche Agenten oder Gefchäftsführer zu erlegen 
haben, muß dem Werthe von zehntaufend Gulden K. M, jur Zeit des 
Erlages gleich fommen, und es fünnen daher Staatspapiere nur. nad) dem 
börfemäßigen Werthe, den fie zu diefer Zeit haben, angenommen werden, 

Infofern in den älteren Provinzen derlei Kauzionen ganz nder zum 
Theile in Staatspapierem nad ihrem Nennwerthe mit Genehmigung der 
Candesitelle vor diefer erläuternden Beftimmung 'erlegt worden find, ift 
es bei diefem Erlage zu belaffen, und von den betreffenden Individuen 
feine Nachtragsleiftung zu fordern. 


1357. Vdg. d. n. ö. Reg. v. 16. März 1836 3. 14181 (P. 635). 


Nach dem Geifte einer mit hohem Hfzd. vom 24. Februar 1836 be- 
kannt gemachten a. h. Entſchl. hinſichtlich der Kauzionen der öffentlichen 
Agenten oder Geſchäftsführer find derlei Kauzionen nicht eben fo wie jene 
der Beamten oder andere Kauzionen, wenn fie mit dem Vinkulum verſe— 
ben find, wieder den betreffenden Parteien hinauszugeben, ſondern es 
haben. ſolche von öffentlihen Agenten oder Gefchäftsführern erlegte Kau— 
zionen, wenn gleich fie binfür mit ‚dem worgefchriebenen Vinkulum verſe— 
ben find, in deposito zu bleiben. | 


1358. Hfjd. v. 10. Febr. 1838 3. 3271; Vdg. d. n. d. Reg. v. 
20; d. mäh. Gub. v. 26. 3. 6616; d. 0. HD Reg. ©. 1. 
März 3. 5668; d. laib. Gub. v. 1. 3. 4193; d. fteier. 
Gub. v. 8. 3. 2933; d. böh. Gub, v. 13. 3. 9208 . 
71)..— 'Hfr. Neff. v.. 2. Sünt 1838 F. 658. . 


Se. ff. Majeſtät haben in Betreff der Verfahrungsweiſe bei der 
Devinfulirung der Agenten- Kauzionen mit a. b. Entſchl. vom 6. Febr. 
d. J. nachfolgende Beftimmungen herabgelangen zu laffen gerubt: , 

Die Devinkulirung der Kauzion eines öffentlichen Geſchäftsführers, 
der mit Tod abgegangen, oder von der Agenzie entfernt worden tft, oder 
Darauf Verzicht geleitet hat, kann nur von dem ordentlichen Gerichte des 
Agenten, und nad vorausgegangener üffentliher Vorladung aller derje— 
nigen, welche auf Die Kauzion Anjpruch zu machen gefonnen find, bewilligt 
werben. ton 

Die Gerihtsbehörde hat auf Anfuchen desjenigen, dem daran gelegen 
it, diefen Gläubigern Durch ein öffentliches Edift eine von der Kundma— 
hung defjelben an laufende Fallfrift von einem Fahre zur Anmeldung ihrer 
Forderungen feftzufezen, und wenn‘ binnen der beftimmten Frift Feine An— 
meldung erfolgt, oder die angemeldeten Forderungen bezahlt, oder durch 
vechtsfräftiges Urtheil für ungegründet erflärt worden, fo ift die Kauzion 
für erlofchen zu erflären, und wegen Eintragung diefer Verfügung in die 
Kreditsbücher der Staatsfaffen, oder in die Landtafel, oder Grundbücher 
das Nöthige einzuleiten, 
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Neun und Ddreifigftes Kapitel. 
Bon dem Richter. 
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Jene, welche als Richter bei einer ©erichtftelle angeftellt 
zu werden fuchen, jollen mit den gewöhnlichen Zeugniffen dar: 
thun, daß fie über die hinlänglihe Fähigkeit in der Rechts: 
wiſſenſchaft auf einer erbländifchen Univerfität geprüft. worden, 
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Beinebens jollen fowohl dieſe, ald auch alle jene, die 
ald Stadt: oder Marftfchreiber eine KRichterftelle anſuchen, 
fi) einer ſcharfen Prüfung aus den Landesgefezen und der 
gegenwärtigen Gerichtsordnung in jener Art unterziehen, welche 
nach Befchaffenheit der Umftände für jede Gerichtjtelle beftimmt 
it, ausgenommen, ſie hätten ſchon öffentliche und wiederholte 
Proben ihrer Fähigfeit und Erfahrenheit in eben: diefen Lan: 
desgeſezen an den Tag gelegt. 


x 


a) Studien, Praris und Prüfung. 


1359..H9fd. v. 18. Aug. 1820 N. 1688 an alle A. ©. 


Se. Majeftat haben wegen Geftattung einer Praris bei Gerichte- 
behörden, als Vorbereitung zu den Nichteramtsprüfungen nach zurüfgeleg- 
ten Rechtsftudien, anzuordnen geruht: In Hinſicht der bisher geftatteten 
Kriminalpraris hat es bei der bisherigen Gepflogenheit zu verbleiben ; in 
Betreff der Zivilvechtspraris ift der Unfug, vermöge deffen fo genannte 
Raths- nder Nechtspraftifanten bei landesfürftlichen Behörden oder orga— 
nifirten Magiftraten aufgenommen wurden, die, ohne eine Appellazions- 
prüfung abgelegt zu haben, nach abgelegtem Verfchwiegenheitseide zu allen 
Funkzionen wirfliher Beamten zugelaffen werden, jogleich überall abzu— 
ftellen, da diefe Praris bei Drtsgerichten, Verwaltern, Advokaten u. f. w. 
fih ohnehin eigen gemacht-werden fann, und Se. Majeftät bei landesfürft- 
lihen Rollegialbehörden, oder ordentlich nrganifirten Magiftraten nur wirf- 
liche’ Beamte angewendet willen wollen; durch Zulaffung zu Ausfultanten= 
und Afzefiittenitellen aber für einen hinreihenden Nachwuchs am ausge- 
zeichneten Individuen zum Rathstiſche ſowohl, als zu den Kanzleien ge- 
ſorgt ift. 


1360. Hp. v. 1. Sept. 1826 N. 2218, and. n. vd. A. G. 


Ueber die gemachte Anfrage: ob vermöge.der h. Entjhl. vom 7 Aug. 
1820, und des hiernach unter dem 18. Aug. 1820 erlaflenen Hd, N. 1688 
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der 3. ©. ©. die Zulaflung von Zivilrechtspraftifanten auch bei ſolchen 
Magiftraten verboten fei, welche nur mit einem einzigen geprüften Rathe 
oder Sindifug verfehen find? wird erwiedert: daß Die Hofverordnung vom 
18. Aug. 1820 N. 1688 der 3. ©. ©., nur auf diejenigen wollftändig 
prganifirten Magiftrate Anwendung finde, weldhe zur Aufnahme von Aus- 
fultanten berechtigt find. Sowohl bei landesfürftl. Orts- oder Bezirfs- 
gerichten, als auch bei nicht vollſtändig organifirten Magiftraten darf je- 
doch ein Kandidat zur Rechtspraxis nur dann aufgenommen werden, 
wenn er nicht nur jfammtliche juridifche Lehrgegenftände mit der erften 
Fortgangsflaife erlernt zu haben darthut, fondern fih auch durch glaub— 
wiürdige Zeugniſſe über feine ganz unbefcholtene und unbedenflihe Mo— 
ralität, und auch darüber ausweiſt, daß fein zureichender Unterhalt durch 
die Zeit der Praris entweder durch fein eigenes Einfommen, oder aber 
durch eine rechtsverbindlihe Erflärung dritter Perfonen geſichert fei. 
Endlih ift den aufzunehmenden Nechtspraftifanten jede Winfeljchreibe- 
rei unter fonjtiger Entlaffung zu unterfagen. 


1361: Hfd. v. 13. April 1827 N. 2272, an alle A. ©. 


Ueber die Prüfung derjenigen, welche das Amt eines Richters über- 
nehmen, oder ald Ausfultanten bei Juſtizbehörden in Dienfte treten 
wollen, wird hiermit für das Künftige Folgendes vorgefchrieben: 

1. Niemand darf bei Gerichtsbehörden, fie mögen in Zivil- oder 
Kriminalfahen allein oder in beiden zugleich die Gerichtsbarfeit ausüben, 
als Ausfultant zugelaffen werden, der nicht bei einem der den drei Ser 
naten der oberſten QZuftizftelle untergeordneten A. G., fowohl aus dem 
Zivil- als Kriminalrechte geprüft worden ift, und in beiden Fächern Ge— 
nüge geleiftet hat. 

Diefe für Ausfultanten vorgefhriebene Prüfung kann zwar nad 
zurüfgelegten Studien, auch ohne über die vorausgegangene Uebung in 
Rechtsgeſchäften Beſcheinigung beizubringen, angefuht werden; fie ift 
aber nicht hinreihend, Das Befugniß zur Verwaltung des Amtes eines 
Richters zu erlangen. 

2) Wer das Amt eines Richters antreten, und Zivil- und Kriminal- 
gerichtsbarfeit zugleih, oder auch nur eine oder die andere dieſer bei- 
den Oattungen der Gerichtsbarfeit allein ausüben will, muß ſich bei 
einem der den Drei: Senaten der oberſten Zuftizitelle untergeordne— 
ten A. ©. einer ftrengen Prüfung. aus dem Zivil- und Kriminal- 
rechte unterzogen, und in beiden Fähern gründlihe Kenntniffe bewiefen 
haben, Zu diefer Prüfung werden nur diejenigen zugelaffen, welche ſich 
nach zurüfgelegten Rechtsſtudien wenigftens ein volles Jahr in Ziviljuftiz- 
geihaften, und wenigitens ein volles Jahr bei einer Gerichtöbehörde in 
Kriminalgefhäften geübt haben. Zu den Gerichtsbeherden, bei denen 
die Kriminalpraris genommen werden kann, gehören, nebit den landes- 
fürftlihen für Ziwil- und Kriminalfachen, oder für leztere allein , beftellten 
Kollegialgerichten, nur Die mit mehreren geprüften Räthen befezten, zur 
Verwaltung der Kriminalgerichtsbarfeit berechtigten Moagiftrate der 
Städte; die zu Kriminalunterfuchungen berechtigten landesfürftlichen 
Land» und Pfleggerihte in Tirol, Salzburg und dem Innmviertel, 
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und die landesfürftlihen Banngerichte in Steiermarf. Es ift jedoch hin— 
reichend, ſich bei einem Kollegialgerichte, dem Zivil: und Kriminalgerichts- 
"barkeit zufteht, auf. beide Gattungen von Gejdäften zugleich ein volles 
Jahr lang verlegt zu haben. or Shui. 
3. Die Prüfung fol ſowohl bei Richtern ald Ausfultanten mündlich 
und fchriftlich fein. Es ſteht Jedermann frei, fih aus dem Zivil- und 
Kriminalrehte zugleih, oder an verjchiedenen Tagen prüfen zu laſſen; 
im lezteren Falle darf aber nur ein einziges Amtszeugniß über den Erfolg 
- beider Prüfungen ausgeftelt werden *). 
"04. Die vor Kundmahung diejer Vorjhriften bereit3 geprüften und 
in Dienfte getretenen Ausfultanten und ZJuftizbeamten find bei ihrer 
Beförderung zum Rihteramte nach den bisher geltenden Gefezen zu bes 
handeln, welhe überhaupt in Rüfficht der Eigenfhaften der Richter und 
Zuftizbeamten, der Prüfungen und der Zeugniffe über den Erfolg derjels 
ben, noch fernerhin in fo fern zur Richtſchnur dienen, als fie durch gegen— 
wärtige Vdg. nicht ausdrüflich abgeändert werden. 


1362. Ihfd. v. 21. Juli 1827, an d. n. 8. U. ©. (Pihl 329). 


Die Kriminalpraris kann allerdings noch ferner bei einem mit zwei 
geprüften Räthen, ohne geprüften Vorfizenden, bejezten Magiftrate ges 
ftattet werden. 


1363: Shfd. v. 2. San. 1829, an d. böh. U. ©. (©. 5). 


So lange das in dem Hfd. v. 18. Aug. 1820 N. 1688, ausgeſpro— 
chene Verbot der Zivilpraris bei organifirten Magiftraten nicht ausdrüf- 
lich aufgehoben ift, kann die Zulaflung der Praftifanten aus dem Zivils 
juftizfahe bei den erwähnten Magiftraten aud zum Behufe der Vorbe— 
reitung zur appellatoriihen Prüfung nicht geduldet werden; daher fich 
fortan genau nad) dem erwähnten Hfd. zu benehmen ift. 


1364. fd. ». 3. Mat 1829 N. 2399, an alle A. ©. 


Zu Behebung der, über die Ausführung des Hfd. vom 13. April 
1827 R. 2272 der I. ©. ©. entitandenen Zweifel, wird dem A. ©. 
die in der Beilage *) befindliche Vog. zur Nahahtung und Kundmahung 
zugejendet. 

*) Beilage. Zur Behebung der, über die Ausführung, des hin— 
fihtlih der Richteramt3= und Ausfultantenprüfungen ergangenen Hfd. 
vom 13. April 1827 R. 2272 der J. ©. ©, entitandenen Zweifel, wird in 
Gemäßbeit der h. Entihl.vom 7. Febr. und 2. Maid. J. Folgendes erflärt: 

3 1. Durd) die Vdg. vom 13. April 1827 ift am der bisherigen 
Mebung, vermöge deren die Zivilpraris auch bei Advofaten giltig ges 
nommen werden kann, nichts geändert. 

2. Bei veinen landesfürftlihen Zivilgerichten oder ſolchen Magi— 
ftraten, welde die Zivil- und Krimimaljurisdifzion in förmlich abgejon- 

derten Senaten verwalten, find auch fernerhin Feine Zivilrechtspraktikanten 


>) Bei Berggerichten, ſ. II. Anh. $. 31. 
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geitattlih. Dagegen wird ald Ausnahme von der Anordnung des Hfd, 
vom 18. Aug. 1820 WR. 1688 J. ©. ©., geftatet, bei jenen landes— 
fürftlihen Kollegialgerihten und organifirten Magiftraten, welche die 
Zivil- und Kriminalgerichtsbarfeit ungetrennt ausüben, nebft der bisher 
geftatteten Kriminalpraris, auch jene aus dem Ziviljuftizfache zu nehmen. 

Diefe Praftifanten find gegen Ablegung des Verjchwiegenheitseides 
zu Ausarbeitungen für die Räthe, zum Aftuariate bei Unterfuhungen 
und Tagfazungen, und zur Verfaſſung von Erpedizionen zu verwenden, 
zu den Rathsſizungen aber nicht zuzulaffen, und nad wollendeter ein= 
jähriger Praris ift ihnen der fernere Zutrit nicht zu geftatten, wenn 
fie auch die Prüfung nicht fogleich ablegen. 

3. Der Schlußfaz des g. 2 der VBdg. vom 13. April 1827, findet auf 
die landesfürftlichen Land» und Pfleggerichte in Tirol, Salzburg und 
dem Snufreife, und auch auf die Banngerichte in Steiermarf Feine An— 
wendung, wohl aber auf Vorarlberg bei jenen Landgerichten, welche 
die Zivil- und Kriminalgerichtsbarfeit vollſtändig ausüben. 

4. Die Begünftigung, die Praris aus beiden Fächern zugleih in 
Einem Jahre zu vollenden, findet auch bei organifirten Magiftraten, 
welche die Zivil- und Kriminalgerichtsbarfeit ungetrennt verwalten, nicht 
aber bei jenen ftatt, bei welchen der Kriminaljenat von dem Zivilfenate 
abgefondert ift. 

Auch kann die Kriminalpraris zugleich mit jener aus dem Zivil- 
juftizfache bet verfchiedenen Gerichtsbehörden, oder ſolchen, die ge— 
trennte Senate haben, oder an verſchiedenen Drten, weder in Einem 
— noch halbjährig bei einem oder dem andern, vollſtrekt werden. 

. Die Vorſchrift des Hfd. vom 13. April 1827, daß man, um 
auch nur in Einem Zweige Das Richteramt zu erlangen, auch aus dem 
anderen geprüft fein müſſe, ift auf Diejenigen, welche zur Zeit der 
Kundmahung jenes Hfd. das Amtszeugnig des A. ©. über ihre Fähig- 
feit zum Zivil- oder zum Kriminalrichteramte bereits erhalten haben, 
nicht anzuwenden, wenn fie auch noch nicht angeftellt find. 

6. Den A. ©. wird die Macht eingeräumt, den Ausfultanten 
reiner Zivil- oder Kriminalgerichte, zur Praris aus dem andern Fade, 
anf ihr Anfuchen und nach Vernehmung der Gerichtsvorfteher, den er: 
forderlihen Urlaub zu ertheilen. 


Bei Ueberfendung diefes Hfd. wurde den A. G. in RD, Tirol 
Böhmen und Galizien insbejondere bedeutet, und zwar dem A. ©. 

a) in N. D. u. b) in Tirol und Vorarlberg; daß rüffichtlich 
der erhobenen Zweifel, ob der Kalkul: »hinlängliher Fabigfeit« 
noch ferner zuläßig fe, und ob das A. ©. ferner. die Stadt- und Land- 
rechte (in Tirol die Kollegialgerichte) zu Prüfungen delegiren dürfe ? 
auf den S. 4 ded Hfd. vom 13. April 1827 gewiefen werde, wornach 
an der bisherigen Art der Kalfulagion und dem delgi 
der AU: ©. nichts geändert wurde, 

Nüffihtlich der befondern Anfrage des tirolifhen A. G., ob 
ausgezeichneten Auskultanten noch künftig die Richterprüfung nach— 
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ſehen werden dürfe, werde Dasjelbe auf das Hfd, vom 3. San. 1810 
N. 895 der 3. ©. ©. gewiefen, wornah den A, ©. die Macht, von 
Kichterprüfungen zu dispenſiren, nicht zufteht. 
— 6) Dem Anpellazionsgerihte in Böhmen: daß die von 
Auskultanten bei dem A. G. zeitlich geleifteten Dienfte die vorgeſchrie— 
bene Kriminalpraris nicht erjezen Fünnen, und daß die Vdg. vom 13, 
April 1827 auf die berggerichtlihen Prüfungen offenbar feine Bezie- 
bung babe; da nur jene zur berggerichtlihen Prüfung zugelaffen werden, 
welhe das Wahlfähigfeitsdefret zum Zivilrichteramte bereits erlangt 
haben. 

d) Dem Appellazgionsgerichte in Galizien: es fei aller: 
dingd in dem nunmehr für das Zivil und Kriminalrichteramt auszu- 
fertigenden Wahlfähigfeitsdefrete, für jeden der beiden Gegenftände der 
Kalful insbefondere, nad) dem Ausſchlage der aus diefem Fache beſtan— 
denen Prüfung, eauszudrüfen. Die Prüfungen feien fünftig von dem 
A. ©., ohne Feitjezung von Terminen nah Maß der Zahl der Kandi- 
Daten, wie fich Diefelben meiden, und nach Umftänden vorzunehmen, 
Da8 N. ©. habe fi bei dem Ausfultanten- und Richterprüfungen nad) 
den,.im 20. Hauptitüfe der gal. Amtsinftrufzion vom 27. Nov. 1801 
N. 543 der J. ©. ©., für Ndvofatenprüfungen enthaltenen: Vor— 
ihriften, zu benehmen, in fo fern diefelben nicht insbefondere nur auf 
diefe Gattung der Prüfungen paſſen. Doch werde dasfelbe von der in 
dem $. 259 diefer Snftrufzion angeordneten Aufnahme der Antworten 
des Geprüften in das Protokoll enthoben, und der in dem S. 260 
dafelbft erwähnte jehriftlihe Aufiaz babe bei Ausfultanten und Richter: 
‚prüfungen in der Entwerfung des vollitändigen NReferates über einen 
Prozeß zu beitehen. 

Die Zulaffung zur. Praxis ftehe unter den gefezlihen Beſchrän— 
fungen dem 4A. G. ohnehin zu; daher es dieffalls Feiner neuen Er— 
mächtigung bedürfe. 

Endlih wurde den bei a) ec) und d) genannten N. ©. 
bemerft: x 

Es unterliege feinem Anſtande, jenen, welche zur Zeit der Kund- 
mahung des Hfd. vom 13. April 1827 jhon aus dem Zivil- oder Kri- 
minalfache geprüft waren, das allenfalls zurüfgehaltene Befähiguugs- 
defret aus dieſen einzelnen Fächern auf Anjuchen auszufertigen. 


1365. Vdg. des fir A. ©. v. 4. Dez. 1829 3. 4870. 


In Erledigung des Berichtes v. 21. Aug. 1829.39. 3378, wegen 
Bewilligung , daß die Kriminalpraris noch ferner bei den Land» und 
Unterfuhungsgerichten gejtattet werden möchte, hat die f. oberſte Zuftiz- 
ftelle mit bh. Hfd. v. 20. Nov. 1829 3. 3388 diefem f. f. A. ©. be⸗ 
deutet, daß die a. h. Entjcheidung vom 2. Mat 1829, welhe dem. ©. 
mit Hfd. v. 8. Mai 1829 3. 2580, mitgetheilt worden ift, fich lediglich 
auf eine fumulative Praris binnen einem Jahre bei einer und der nam- 
lihen Gerihtsbehörde, welcher die Zivil- und volle Kriminalgerichts- 
barfeit zufteht und nicht auf jene bloße Kriminalpraris bezieht, welche 
nach dem vorlesten Saze des $. 2 der Vdg. vom 13. April 1827 bei 

Handb. d. jof. ©. O. 38 
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einem landesfürftlihen Land» und Unterfuchungsgerichte immerhin ges 
nommen werden kann. 

Diefes wird dem F, f. Stadt: und Landrehte zur Benehmungs- 
wiffenfchaft mit dem Auftrage eröffnet, daß es feine Ariminalprafti- 
fanten, welche ihrer DVerhältniffe wegen die Ueberfezung zu einem Land- 
und Unterfuchungsgerichte anfuchen, ſowohl diefe Ueberſezung bewilligen, 
als auch die Bittfteller mit einem Zeugniſſe über die Zeit ihrer bisher 
rigen Praxis verjehen folle.. 


1366: Hfd. v. 4. Febr. 1831 N. 2503, an d. dalm. A. ©: E 


Die als Vorbereitung zur Prüfung für das Nichteramt geftattete, 
der wirflihen Anftellung vorausgehende Prarıs bei Gerichtsbehörden 
Darf nicht länger als ein Jahr dauern, und in die Dienftzeit nicht ein= 
gerechnet werden. 


1367. Hfd. v. v. 17. Auguft 1832-0. 2571, an das tir. A. ©. 


Ein Kandidat zum Zivil- und Kriminalvichteramte, welcher auch in 
der zweiten mit ihm vorgenommenen Prüfung nicht Genüge -geleiftet 
bat, iſt zu einer dritten Prüfung nicht zuzulaffen. 


1368. Hfd. v. 30 Zäanner 1835 N. 2687 and. n. ö. A. ©. 


Dem A. ©. wird bedeutet, daß von Beibringung der Studienzeug- 
niſſe über alle, an den erbländifchen Univerfitäten vorgefchriebenen Theile 
der Rechtswiſſenſchaft, und zwar Durhaus wenigftens mit dererften 
Fortgangsklaffe, um zur Zivil- und Kriminalrichterprüfung von dem A. 
©. zugelaffen zu werden, nicht abgegangen werden könne. 


1369. Hfzd. v. 20. Aug: 1835 3. 19813 an alle Lit. Ihfd. v. 3. 
Juni an alle A. ©. (Pichl 218). ; 
Ueber eine allerunterthäntgite Anfrage, ob und wie weit die dermal 
vorgeſchriebenen Advofatenprüfungen jene für das Zivil- und Kriminalrich- 
teramt vertreten können, haben Se. k. k. Majeftät mit a. h. Entſchl. vom 
27. Mai 1835 zu beftimmen gerubt, daß der für die Advofatur und für 
eine Fisfaladjunftenftelle mit gutem Erfolge Geprüfte zur Erlangung der 
Wahlfähigfeitsdefrete für das Zivil- und Kriminalrichteramt zwar Feiner 
bejondern Prüfung für das Ziwilrichteramt bedürfe, wohl aber fich über 
eine ordnungsmäßige einjährige Kriminalpraris ausweifen, und ſohin eine 
befondere Prüfung für das Kriminalvichteramt mit gutem Erfolge befte- 
ben mülfe. 
Mebrigens geruhten Se. Majeftät zu geftatten, daß die Gerichtäbe- 
hörden ausgezeichnete Fisfaladjunften und Advokaten, wenn fie auch die 
formelle Befähigung zum Nichteramte nicht erlangt haben, zu Rathsſtellen 
in Antrag bringen dürfen, wenu fie von ihrer vollfommenen Tauglichkeit 
dazu überzeugt find. 


1370. Vdg. d. böh. Gub. v. a8. Dft. 1838. 


Zufolge eines h. Hfzd. vom 3. Juli (, 3. 3. 16269 — 2506 wird 
auf Anjuchen der k. k. oberften Juſtizſtelle folgende a. h. Entſchl. zur 


- 
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öffentlihen Kenntniß gebracht, welche unterm 12. Mat diefes Jahrs über 
die Zulaffung der Auditoriatspraftifanten zu den — —— bei den 
Zivil-A. G. erfloſſen iſt: 

Auditoriatspraktikanten, welche von dem Mil. A. ©. nah vor— 
genommener Prüfung das Zeugniß ihrer Fähigkeit zu Auditoren erhalten 
haben, find auf ihr Anſuchen von den Ziv.-A. G ohne weitere Be— 
-fcheinigung einer Zivil- oder -Kriminalpraris zu den Richterprüfungen zu— 
zulaffen. Bei den mit dieſem Prüfungszeugnifle des Mil.-A. ©. noch 
nicht verfehenen Praftifanten fann die Auditoriatspraris die Stelle der 
als Vorbereitung zu den Richterprüfungen durh a. h. Entſchl. vom 27. 
Febr. 1827 vorgejchriebenen Zivil- und Kriminalpraris nicht vertreten. 
Sn Rüffiht der Stabs- und NRegimentsauditoren bleiben die Vorſchrif— 
ten des Hfd. vom 16. Juli 1808 unverändert.« 

Mit diefer a. h. Vorſchrift wird zugleich nachſtehend auch eine 
Abfhrift des in derfelben bezogenen Hfd. der oberſten Juſtizſtelle vom 
16. Zuli 1808 fundgemadt. 

Abſchrift des von der. f. oberften Juftizftelle am 16. 
Suli 1808 unter WR. 2654 — 223 an ſämmtliche f. k. 4. ©. 
erlafienen Defretes. 
| Man ift auf die gemachten Anfragen, ob und welche Auditore einer 
neuen Prüfung beiden Ziv.“A. ©. zu unterziehen find, wenn fie in 
die Ziviljuſtizdienſtleiſtung übertreten wollen, mit dem k. f. Hofkriegs— 
rathe dahin übereingefommen, daß a) Oeneralauditorlieutenauts und 
wirflihe Stabsauditore, dann jene Negimentsauditore, welche für das 


Stabsauditoriat die jogenannte ftrengere Stabalprüfung nn haben, . 


in feinem Falle zu einer neuen Prüfung bei den Ziv.-A. ©.; hingegen 
b) Regimentsauditore aber dann zu einer neuen Prüfung ke: die Ziv.⸗ 
A. ©. zu ziehen find, wenn fie jogleih um eine Landrathitelle oder eine 
Nathftelle bei einem Magiftrate der Hauptitadt der Provinz fich bewer- 
ben. Bei niedrigeren Zuftizfathegorien und bei der Konfurrenz um ein 
Kriminalamt überhaupt bedürfen auch NRegimentsauditore Feiner neuer- 
lihen Prüfung. 

Wo übrigens in jedem einzelnen Falle die DVerdienfte, Eigenſchaf— 
ten und die Tauglichkeit des Bewerbers ausdem Militärjuftizftande mit Rüf- 
fiht auf die andern Mitfonfurrenten ohnedies naher zu beurtheilen find *). 


b) Alter; f. 1260. 
1371: $S. 216 d. St. ©. 2. I. Tb. 


Die Verwaltung der Gerichtsbarfeit Fann bei den Kriminalgerihten ' 
nur folhen Männern anvertraut werden, die ſich über das zurüfgelegte 
Alter von vier und zwanzig Sahren, über ihr fittlihes Wohlverhalten 
u. f. w. ausgewiejen haben. — 


1372. Hfd. v. 14. Febr. 1834 N. 2642, an ale .©. 
Ge. k. k. Majeſtät haben über die Geſuche um a. h. Dispenfazion von 
*) Die Geſuche derfelben find von den FE. f. Mil.-4. ©. gutächtlich einzube⸗ 
gleiten (hkr. Vdg. v. 26. Sept. 1808). 
— 
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dem Gefeze, daß Niemand im dem Alter über 10 Jahre im Staatsdienfte 
angeftellt werden fol, Folgendes allgemein anzuordnen geruht: 

1) Altersnachfichtserthetlungen können für ein Sndividuum niemals im 
Allgemeinen und unbedingt ftatt finden, fondern find von demfelben immer 
nur fie einen beftimmten Dienft, welchen er zu erhalten wünſcht, nad) 
zufuchen. 

2) Dem Geſuche zur Erlangung einer Altersnachficht ift immer der 
Taufſchein beizulegen. 

Diefe a. h. Reſol. wird dem A. G. mit dem Beifaze befannt gemacht, daß, 
wenn über die Befezung eines Dienftpoftens ohnehin an den oberften Ge— 
rihtshof Bericht erftattet werden muß, zugleich auch der Bericht über das 
allenfalls angebrachte Dispenfazionsgefuch eines Bittftellers, der das 40. 
Jahr überfchritten hat, abgefondert zu überreichen fei*). 


c) Moralitätz; f. 432 u. 4338. G. O. u. 1371 u. 1386, 3). 
d) Sprakden:. 
1373. Hfd. v. 30. Nov. 1787 N. 750, an alle A. ©. 
Da vorgefommen, daß zu den Magiftraten, Vorfteher und Räthe ges 
wählt worden, Die der in ihrem Gerichtsbezirfe üblihen Landesiprade 
nicht fundig find, fo follen die A. G. darob fein, daß bei Ertheilung der 


Eligibilitätsdefrete auch auf die nöthige Sprachkenntniß gehörige Rükſicht 
genommen werde, 


2374: Vdg. d. gal. Gub. v. 6. Nor. 1827 3. 73926 (P. 438). 


Se. k. k. Majeftät haben mit-a. h. Kabinetjchreiben v. 26. Sept. d. 3. 
zu befehlen gerubt, dafür zu forgen, daß zu Anftellungen in Galizien nur 
jolche Sndividuen vorgefchlagen und ernannt werden, welche wenigſtens 
einer ſlaviſchen Sprache vollkommen kundig ſind. 


1275. Hfd. v. 30. Okt. 1828 N. 2369, an alle A. ©. 

Se. Majeſtät haben der oberſten Juſtizſtelle die Pflicht auferlegt, da— 
für zu ſorgen, daß in den Kompetententabellen für erledigte Juſtizdienſtpläze 
genau und verläßlich die Sprachen, welche die darin aufgeführten Indivi— 
duen vollkommen beſizen, ausgewieſen werden. 

Das A. G. hat demnach ſowohl bei Verfaſſung der eigenen Kompeten— 
tentabellen, als bei Vorlage jener der untergeordneten Inſtanzen, darüber 
zu wachen, daß dem a. h. Befehle gemäß, die Sprachkenntniſſe der Bitt— 
werber glaubwürdig aus gewieſen werden. 


e) Beeidigung; ſ. 420 u. f. 


21376. Hkzd. v. 8. April 1816 N. 1227, an alle Lit. 
Bei bloßen Titelverleihungen ift wie bisher, Fein Eid abzunehmen. 


*) Im Nahhange zu diefer Mög. wurde mit a. h. Entſchl. v. 9. April 1835 
beftimmt, daß die Altersnachſicht nur für einen jo eben au beſezenden Dienit> 
poften nachzuſuchen ſei. (Hkzd. v. 11. Suni 1855 an alle Lt. Pichl 139.) 
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Dagegen it in allen Fallen eines höheren Dienftcharsfters ein neuer Eid, 
und diefer ohne Rükſicht auf den Charakter immer nur von dem Präfidium 
jener Stelle, der das mit einem höheren Charafter begnadigte Individuum 
zur Dienftleiftung zugewieſen tt, abzunehmen. 


1377. Shfd. v. 24. Dez. 1827, an alle A. ©. (3. 447). 

Sr Gemäßheit einer aus Anlaß eines befonderen Falles herabgelang- 
ten a, h. Entſchl. v. 6. Okt. l. 3. wird dem A. ©. erinnert: daß ein Präfes 
oder Präfident eines Kollegialgerichtes oder Tribunales, wenn er zu einem 
anderen Kollegialgerichte oder Tribunale, bei welchem ihm feine mehreren 
oder höheren Pflichten obliegen, überfezt wird, feinen neuen Dienfteid 
abzulegen habe, vielmehr Sorge zu tragen fei, daß in ähnlichen Fallen 
alles Zwekloſe vermieden, und der neue Dienft, fobald nur möglich, an— 
getreten werde. 


$. 432, 


Diejenigen; a) über deren Vermögen ein Konfurd eröffnet 
worden ift, wenn fie ihre Unſchuld nicht vollftändig erwiefen 
haben; b) jene, weldye als Verfchwender gerichtlich erklärt wor: 
den find, find unfährg, ein richterliches Amt zu erlangen, und 
wenn fie eines befleiden, follen fie entlaffen werden, 


1378. Wat. v. 25. Dft. 1798 N. 436. 


3) Sollen diejenigen üffentlihen Beamten, welhe diefem Verbote 
zuwider >(j. S52.)«0 durch was immer für Mittel Jemanden zu einem 
Darlehen verleiten, welches fie fich bewußt find, aus einem anderen 
Vermögen, als von ihrem Gehalte nicht bezahlen zu fünnen, mit aller 
Strenge behandelt, und ohne Schonung ihres Dienftes entjezt werden. 
©. 856 u. f. 


1379. Hfd. v. 12. Juni 1829 WR. 24110, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben anzuordnen gerubt, daß jene unbefoldeten Beamten, 
welhe größere Schulden machen, als fie von ihrem Vermögen und Be: 
ſizthume bezahlen können, ihres Dienftes zu entfezen feien. 


Verwandtſchaft und Schwägerſchaft: 
1380. Präſidialerinnerung des oberſten Juſtizpräſidenten v. 26. Febr. 
1828 G. 145). 


In Folge a. h. Kabinetsbefehles vom 24. Febr. 1828 wollen Se. 
Majeſtät die Anſtellung der Söhne von Advokaten bei denjenigen Gerich— 
ten, wo die Väter die Advokatur ausüben, vermieden wiſſen. 


2381. Vog. d. böh. U. G. v. 29. Jan. 1839 3. 2819. 


; Set. f. Mai. haben Inhalts h. Hfd. v. 7. San. 1839 9. 3. 7536 
mit a. h. Entſchl. v. 27. Nov. 1838 mit Aufhebung der bisherigen Beſtim— 
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mungen über Verwandtfchafts- und Schwägerfchaftsverbote zwifhen Be— 
amten für die Zufunft folgende Anordnungen zu erlaffen geruht: 

1. Das Verbot der Verwandtfchaft und Schwägerfchaft der Beamten 
in einer und derfelben Behörde oder bei einem und demfelben Amte hat 
fih fünftighin nur auf Blutsverwandte in auf- und abjteigender Linie, 
und bei Seitenverwandten bis auf den Dheim und Neffen, dann auf Ver— 
fhwägerte in demfelben Grade einfhlüßig zu erftrefen. 

2. Unzuläßig ift eine derlei Verwandtſchaft oder Schwägerjchaft zwi— 
fhen den Vorftehern, Räthen und Stimmführern bei landesfürftlihen und 
nicht landesfürftlihen Zuftiz=, politifchen, leitenden Finanz und Kompta— 
bilitätsbehörden und Aemtern, dann bei den Magiftraten. Nur kön— 
nen da, wo die Gejchäfte in mehrere eigene Senate abgefondert find, bei 
den verfchiedenen Senaten auch abgefonderte Anftellungen von Verwand— 
ten und Verfchwägerten ftatt finden. Auch will ich jenes Verbot bei dem 
untergeordneten Konzeptsperfonale der eben bezeichneten Behörden, ſo 
wie bei jenen Beamten, welche blos für die Mantpulazionsfächer des Ein— 
reihungsprotofols, Erpedits und der Regiftratur beftimmt find, und 
Dazu verwendet werden, Dann in Anſehung der bloßen Diener darauf bes 
ſchränken, daß derlei uutergeprdnete Konzepts- und Manipulazionsbeamte 
pder Diener weder mit dem Vorſteher der Behorde, noch mit dem Amts— 
vorfteher, dem fie unmittelbar untergeordnet find, noch mit irgend einem 
andern Beamten, mit welchem fie im Verhältniffe der Unterprdnung oder 
Kontrolle ftehen, in einem der bezeichneten Grade verwandt oder ver— 
ſchwägert fein Dürfen. 

3.Chenfo unzuläfig iſt Das oben bezeichnete Ver wandtſchafts und 
Schwägerſchaftsverhältniß: 

a) Zwiſchen landesfürſtlichen Landrichtern, Bezirkskommiſſären, Pfle— 
gern und Prätoren eines Theils, dann ihren Adjunkten, Aktuaren „wie 
auch Bezirksrichtern andern Theils, weil leztere drei Kategorien berufen 
find, Die erſteren zu ſupliren. 

b) Bei den Munizipalkongregazionen im lomb. venez. Königreiche, 
fo wie auch bei den dortbeſtehenden archivi notarili, und den Hipotheken— 
ämtern. 

c) Beiden Beamten der Kaſſen, Rent-, Tax- und Gefällsämtern, und 
überhaupt bei ſolchen Aemtern, welche es mit einer Geldgebahrung und 
Geldverrechnung zu thun haben, und zwar zwiſchen allen Beamten eines 
und deſſelben Amtes, folglich ſowohl zwiſchen den Vorgeſezten und Unter— 
gebenen, als auch zwiſchen den Untergebenen unter ſich ſelbſt mit Ein— 
ſchluß der Amtsdiener. 

d) Zwiſchen den Rentbeamten und Steuereinnehmern bei den landes— 
fürftlihen Bezirfsfommiffariaten im Küftenlande und in Sllirien, dann den 
Kentbeamten bei den Prleggerichten im Lande ob der Ens und im Salz: 
burgifhen mit allen Beamten derjelben Bezirkskommiſſariate und Pflegge— 
richte, indem außer. dem Oberbeamten auch alle übrigen Beamten in den 
Fall fommen können, die Nentgefchäfte zu Fontrolliren. 

4. Auf die ftändifchen Kollegien, und auf die Provinztale und Zen— 
tralfongregazionen im lomb. venez. Königreiche hat das obige Verwand- 
und Schwägeriihaftsverbot zwar Feine Anwendung, nur baben ſelbſt die 
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ſtandiſchen Verordneten und Ausſchüſſe, wenn bei den Berathungen in den 
ſtteandiſchen Kollegien Gegenftande vorfommen, welche das Intereſſe ihrer 
Familien, oder ihrer in dem bezeichneten Grade verwandten oder verjchwä- 
gerten Perſonen betreffen, fi der Abftimmnng zu enthalten und abzutreten. 
Sedo hat jenes Verbot jedenfalls für die Beamten der ſtändiſchen Hilfs- 
ämter, daher auch in Anſehung der ſtändiſchen Kaflen zu gelten. 

5. Bern bei einem und demjelben Amte ſolche bier oben bezeichnete 
unzuläffige Anftellungen bereits beftänden, oder wenn foldhe Verwandt: 
oder Schwägerfchaftsverhältniffe erft in der Folge durch Ehen herbeige- 
führt würden, muß durch angemeſſene Ueberfezungen, jedoch ohne Nachtheil 
am: Gehalte unverweilte Abhilfe geichafft werden; ohne daß jedoch hierdurch 
ein anderer verdienftlicher oder bei gleichen Eigenfchaften und Verdienften 
in gleicher Kathegorie oder gleihem Range länger dienender Beamte leide, 
Wo die Abhilfe außer der eigenen Wirffamfeit der Behörden liegt, ift mir 
hierzu der Vorfchlag zu erftatten. 

Wer immer fih um eine Anftellung bei einer der bezeichneten Behör— 
den bewirbt, fie mag befoldet oder unbefoldet fein, bat in feinem Gefuche 
genau anzugeben, ob, und in welchem Grade er mit einem oder dem andern 
Beamten derjenigen Behörde, bei welcher er eine Anftellung nachſucht, 
verwandt oder verjchwägert jet. Ein Beamter, welcher diefe Anzeige in 
feinem Gefuche zu machen unterlaffen follte, hat, fall er die verlangte 
Anftelung erhalten hätte, es fich felbit zuzufchreiben, wenn feine Ueber- 
fezung auf einen andern Dienftplaz, auch in einer geringern Dienftfathegs- 
rie erfolgt, und wenn derjelbe der normalmaßigen Behandlung unter- 
zogen wird. h 

Die Präfidenten und Amtsvorſteher find insbefondere verpflichtet, 
unzuläffige und zu vermeidende Verwandtichafts- und Schwägerfchaftsner- 
hältniſſe, wo fie beitehen, zur geeigneten Kenntnig zu bringen *). 


Vdg. d. böh. Gen. Kom. v. 1. Juli 1839 Q. 2855. 

Laut hohen hoffriegsräthlihen Reffriptes v. 8. v. M.L. 1599, haben Se. 
Majeftät der Kaiſer mittelft a. b. Entihl. vom 27. Nov. 1838 hinfichtlich der 
Anjtellung verwandter und verihwägerter Verfonen bei einem und demjelben 
öftentlihen Amte oder bei einer und derjelben Behörde mit Aufhebung der dies— 
falls bisher bejtandenen Bejtimmungen eine neue Vorſchrift zu erlaffen geruht; 
wornad das bisherige Verbot: hierwegen ſehr beichränft wird, und fich Fünftig 
nur auf Blutsverwandte ir auf- und abfteigender Linie und bei 
den Seitenverwandten bis auf den Dheim und Neffen, dann 
auf Berfhwägerte in demfelben Grade zu erjirefen hat. x 

Da der Zwek diefer a. h. Vorſchrift »Hintanhaltung Von Partei— 
lihfeiten und Konnivenz bei jeder Amtshandlung« die überall jo- 
wohl beim Zivil als beim Militär, politifch = öfonomifhen und Zuftizbehörden, 
derjelbe it, da übrigensdie Armee hierbei Feineswegs felbft, fondern blos die fte 
verwaltenden Aemter und Behörden in Frage geftellt fein fönnen; jo haben 
Se. Majeftät mitteljt eigenem a. h. Befehl vom 13. Mai d. 3. die erwähnte 
Vorſchrift auch für ſämmtliche Militär: Adminiftrazions: und Gerichtsbehörden, 
dann Kaſſen verbindlich zu erklären geruht. ‘ — 

Es ſoll demnach auch bei allen organifirten und nicht organifirten Militär— 
behörden und Militärgerichten zwifhen den Vorftehern, Referenten oder Etimm- 
führern, und Kontrollführenden oder Mithaftern eine derlei Verwandtſchaft oder 
Shwägerihaft unzuläflig fein, und follen auch untergeordnete Militärbeamte 
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Senen, welche in eine peinliche Unterfuchung verfallen, wird 
die Ausübung ihres Amtes während der Unterfuchung verboten, 
und wenn fie eined Iandgerichtlihen Verbrechens ſchuldig er— 
fannt worden, find fie auch eben Dadurd) Des Richteramtes entfezt, 
4382. 9. Handfihreiben v. 19. Dez. 1812. u. Shfd. v. 19. d. M. 

N. 1020, an alle A. ©. 


Etwelhe Meiner Staatsdiener find, uneingedenf ihres ausgeftellten 
Reverſes ihrer eidlih angelobten Pflicht, mit einer geheimen Geſellſchaft 
in Verbindung getreten. 


ohne Unterſchied der Kathegorie und der Branche, der fie angehören, einſchlüſſig 
der Diener, weder mit dem Vorfteher der Behörde, bei welcher fie dienen, noch 
mit dem Amtsvorjteher, dem fie unmittelbar untergeordnet find, nocd mit irgend 
einem andern Beamten, mit welhem fie im VBerhältniffe der Unterordnung oder 
— ſtehen, in einem der bezeichneten Grade verwandt oder verſchwä— 
gert fein. 

Bei den Kaffen, und überhaupt bei folhen Aemtern, welche es mit einer 
Geldgebahrung und Geldverrechnung zu thun haben, iſt aber das bezeichnete 
Berwandtichafts- und Verſchwägerungsverhältniß unzuläffig zwiihen allen Be: 
amten eines und desjelben derlei Amtes, folglich ſowohl zwiſchen den Vorge— 
fezten und Untergebenen, als auch unter fich felbft, mit Einjchluß der Amtsdiener. 

Es foll ferner eine derfei Berwandtichaft. oder Schwägerfhaft unzuläflig 
fein, zwiſchen den verfchiedenen Milttärfommandanten als Gerihtsheren und 
dem Auditor, zwiichen dem leztern und dem Profoßen, dann bei den Öränzregi- 
mentern, Selbititändigen Gränzbataillons, fo wie bei den SInvalidenhäufern 
zwiichen den Nuditoren, den Puppilarz und JudizialdepoſitenkaſſeSperrhabern 
und Gerichtsfanzeliften, fo wie zwifchen den Individuen, welche bei den daſelbſt 
eingeführten Sizungen zu interveniren haben, endlich zwifchen dem Präfes, den 
Beifizern und dem Auditor bei einem Verhör, bei einem rechtlihen Erfenntniß, 
bei einem Kriegsrechte und überhaupt bei allen andern militärtfch = gerichtlichen 
Kommilfionen. 

Wenn bei einem und demjelben Amte Individuen bereits angeftellt wären, 
welche ın den bezeichneten Graden verwandt oder verſchwägert find, und gegen 
einander in den angedeuteten Dienftverhältniften ftehen, over wenn ſolche unzu— 
läßige Verwandtichafts: oder VBerfchwägerungsverhältniffe erjt in der Folge dur) 

- Ehen herbeigeführt werden follten, fo muß und wird durch angemeſſene Ueber— 
fezungen, jedoch ohne Nachtheil am Gehalte unverweilt Abhilfe geichafft werden, 
ohne daß jedod) hiedurch ein anderer verdienftlicherer over bei gleichen Eigen: 
Ihaften und Verdienften in gleicher Kathegorie oder gleichem Nange länger die: 
nende Beamte leider. Wo die Abhilfe außer dem äugern Wirfungsfreife der 
Behörden ruht, wird Sr. Majeftät hiezu der Vorſchlag erjtattet werden., 

Der immer fih um eine Anftellung bei einer der Militärbehörden und 
Aemter bewirbt, fie mag bejoldet oder unbefoldet fein, hat in feinem Geſuch 
genau anzugeben, ob und in weldhem Grade er mit einem oder dem andern 
Beamten derjenigen Behörde oder desjenigen Amtes, bei welcher er eine Ans 
ftellung nachſucht, verwandt oder verfchwägert fei. Ein Beamter, welcher dieje 
Anzeige in feinem Geſuche zu machen unterlaſſen follte, hat, falls er die» ver: 
langte Anftellung erhalten hätte, es ſich ſelbſt zuzufchreiben, wenn dann feine 
Verſezung auf einen andern Dienjtplaz auch in einer geringeren Dienſteskathe— 
Dpkle erfolgt, oder, wenn derjelbe der normalmäßigen Behandlung unterzogen 
wird. 

Die Vorſteher der Militärbehörden und Aemter ſind endlich insbeſondere 
verpflichtet, unzuläßige oder zu vermeidende Verwandtſchafts- und Schwäger— 
ſchaftsverhältniſſe, wo fie beftehen, zur geeigneten Kenntniß zu bringen. 
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ch jeze zwar in die Mehrheit Meiner Stantsbeamten das Ver— 
trauen, daß fie feiner Hinweiſung auf eine fchon einmal befhworene Ver— 
‚ pflihtung bedürfen; allein, um Jedem, der aus Leichtfinn, oder wohl gar 
aus unlautern Abfihten in einen folhen Bund, oder wie immer Namen 
habenden geheimen Verein einzulaffen fih verfuht fände, die ihm bevor 
ftehenden Folgen an Das Herz zu legen, finde Ich Mich bewogen, 
denfelben das bereits beftehende Verbot jeder Verbindung mit dergleichen 
im In- und Auslande fhon wirklich eriftivenden, oder erit entitehenden 
geheimen Gejellihaften mit dem ftrengiten Ernfte in Erinnerung zu brin= 
gen, und die unnachſichtliche Entlaffung eines jeden Staatsbeamten ohne 
Ausnahme, der diefes Verbot eidbrüchig überfchreitet, als eine unver— 
meidliche Folge der gewagten Neversverlezung zu erflären. 


1383. Hfd. v. 17. März 1815 N. 1137, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben in Anfehung penfionirter Staatsbeamten, welche 
wegen eined Verbrechens, oder einer ſchweren Polizetübertretung vers 
haftet ,- für fehuldig erfannt, und von der betreffenden peinlihen oder 
politiihen Behörde zu der in den Gefezen beftimmten Strafe verurtheilt 
werden, nachitehende h. Entjchl. zu fallen geruht: 

Berbrehen oder ſchwere Polizetübertretungen, deren Begehung den 
voirklich dienenden Beamten feines Amtes verluftig machen, follen in Zus 
Eunft auch den Verluſt der Penfionen bei Penftoniften nach fich ziehen. 

Die Frage jelbit aber, ob das begangene Verbrechen, oder. die be— 
gangene ſchwere Polizetübertretung bei einem dienenden Beamten die 
Kaffirung zur Folge gehabt haben würde, fünne nur jene Hofbehörde, bei, 
oder unter welcher der Penftonirte damals, als er penftonirt wurde, 
diente, mit Beiziehung zweier Räthe von der oberften Zuftizitelle entjcheiden. 

Zugleih haben Se. Majeftät angeordnet, daß dieſes neue Geſez 
zur Warnung auf die gehörige Weije allgemein Fund zu machen, und für 
alle Verbrechen und ſchwere Polizetübertretungen , die nach gefchehener 
Kundmachung begangen wurden, als vechtsgiltig zu erklären fei. 

Die unterftehenden Kriminalbehörden find daher anzumeifen , daß fie 
nach der Analogie der SS. 304. u. 447 des Strafgejezes von jeder gegen 
einen penfionirten Staatsbeamten eingeleiteten Kriminalunterfuhung und 
Aburtheilung die Anzeige an das U. ©. zur weiteren Mittheilung an die 
betreffende Hofitelle zu erftatten habe. 

1384. Hd. v. 26, Nov. 1815 N. 1192, an alle Lit. 

Se. Majeftät haben über die Anfrage: welche ſchwere Polizeiüber— 
tretungen den dienenden Beamten feined Amtes, und den penfionirten 
Beamten feiner Penfion verluftig machen ® die unter dem 19. (17.) März d. J. 
R. 1137 der ©. ©. eröffnete diesfällige h. Entjchl. dahin näher zu bes 
flimmen gerubt: daß, jo wie der Kriminalrichter verbunden ift, bei Beam— 
ten, WVenfioniften und Provifioniften, wenn fie eines Verbrechens ſchuldig 
erfannt werden, vorläufig die Anzeige Davon an ihre vorgefezte Behörde 
- zu machen, aud die politifhe Obrigkeit verpflichtet fein foll, dieſe Anzeige 

zu erftatten, wenn Beamte, Penfioniften und PBrovifioniften wegen was 
immer für einer ſchweren Polizeiübertretung abgeitraft werden; jedoch 
hatte die Lit. folche jedesmal mit ihrem Gutachten der betreffenden Hof: 
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ftelle vorzulegen, von welcher jodann nad) der h. Anordnung, mit Beizie- 
bung zweier Hofräthe der k. k. oberften Juſtizſtelle, die Entfheidung zu 
fällen jei: ob gegen den ſchweren Poltzetübertreter der Verluft des Amtes, 
der Penfion oder Provifion zu verhängen fei oder nicht. 

1385. Hfd. vom 3. Zuli 1816 N. 1261, an alle Lit. 

Se. Majeftät haben die Normalvorfhrift, welche in fchweren Poli— 
zetübertretungsfällen wirflich dienender, oder penfionirter landesfürftlicher 
Beamten das in Dinfiht auf Dienftesentlafung oder Penfionsverluft zu 
beobachtende Verfahren vorzeihnet, N. 1192 der ©. ©., auch auf 
alle ftandiihe Beamten und auf jene der landesfürftlihen Städte und 
Märkte ohne Ausnahme auszudehnen geruht. 

Hiernach bat die Lit. in Fallen, wo ein ftädtifher Beamter als 
ſchwerer Polizeiübertreter verurtheilt wird, die Anzeige der aburtheilen- 
den Behörde über das gefällte Urtheil mit ihrem Gutachten über Ent— 
laflung, oder Penfionsverluft der Hofkanzlei vorzulegen. 2In ſchweren 
Polizetübertretungsfallen ftändifher Beamten hingegen wird Das gemein- 
Ihaftlihe Gutachten der Lit. und des ftändifchen Kollegiums erwartet.« 

Für N. DO. lautet der bezeichnete Abjaz folgender Maßen: »In ſchwe— 
ren Polizeiübertretungsfällen ſtändiſcher Beamten hingegen hat die Landes— 
ftelle die Anzeige des Urtheiles dem n. 8. ftandijch verordneten Kollegium 
mitzutheilen, welches jodann Das weitere Gutachten über Entlaflung oder 
Penfionsverluft hierher zu eritatten hat.« 


y 
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v. 21. Juni 1826 3. 23380. 

Se. Majeftät haben zu befehlen gerubt: 

1. Die ſchon beftehende allg. Vorihrift, daß fein wegen Verbre— 
hen, Vergehen oder Vernachläßigungen jeined Dienftes entjezter Be— 
amter ohne ausprüflihe Bewilligung Sr. Majeftät in die Staatsdienite 
wieder aufgenommen werden dürfe, müſſe auf das Genauefte befolgt 
werden, und jede Behörde fer für die unabweichlihe Beobachtung der— 
felben jtrenge verantwortlich. 

2. Die oben erwähnte Vdg. werde dahin ausgedehnt, daß nicht 
nur entlaffene Beamte, fondern auch Sndividuen, welche noch nie ans 
geftellt waren, wenn fie jemals in einer Kriminalunterfuhung geitan= 
den, und in derfelben nicht für unfchuldig erklärt worden find, zu Staats— 
dienten ohne Genehmigung Sr. Maj. nicht zugelaffen werden Dürfen. 

3. Es fei, um dieſe Abficht zu erreichen, eine unerläßlihe, ver- 
antwortlihe Pfliht jeder Behörde, der die Verleihung eines Dienft- 
plazes zuftebt, über das auszumählende Individuum die genaueften Er- 
hebungen einzuleiten, und insbejondere zu diefem Ende die umftändlichten 
Nachweiſungen über deffen früheren ganzen Lebenslauf in der Art fich 
vorlegen zu laffen, daß darin feine Zeitperiode überfprungen, und die 
volle Ueberzeugung von dem ganzen frühern Betragen dieſes Indivi— 
duums geliefert werde. 

4. Obſchon bei forgfaltiger Beobachtung diefer Anordnungen es 
nicht leicht möglich fein wird, daß ein feines Dienftes entſezter Beamte, 
oder ein nie in Dienften geftandenes, und eines Verbrechens ſchuldig 
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gewordenes Individuum, in Anftellung fommen möchte, jo jet doch, 
wenn es gleichwohl Jemanden dieſer Art gelingen follte, ſich in die 
Stantsdienfte einzufhleichen, feine dieffällige Ernennung dergeftalt ala 
nichtig anzuſehen, Daß derfelbe von dem. Augenblife, wo nad feiner er- 
folgten Anftelung die frühere  Entlafjung oder Kriminalſchuld entdeft 
werden follte, ohne weiterd und unnachfichtlich wieder zu entlaffen komme. 


1387. Hfzd. v. 26. Zuli 1826, 3. 19650 u. Ihfd. v. 11., an alle A. ©, 
1.08. 244). 


‚Mit Beziehung auf das der Lt. mittlerweile zugefommene Hfd. 
v. 21. Juni 1826, womit derfelben die allerhöchit angeordneten Moda— 
litäten befannt gemacht wurden, durch welche die Wiederanftellung der 
wegen Verbrehen oder Vergehungen des Dienftes entlaffenen Beamten 
für die” Zukunft zu verhindern it: wird der Lit. bei dem Umftande, 
Daß die Vdgen. wegen der Wiederanftellung und Behandlung entlaſſe— 
ner Staatsbeamten gleichfalls die unbedingte Anwendung auf Die ſtän— 
diſchen, ftadtifchen und Fondsbeamten haben, biemit bemerkt, daß die 
oben erwähnte Hoffammerverordnung auch auf die eben auseinandergefez- 
ten Gattungen von Beamten die Anwendung finde. 


1388. Def. des böh. Sub. v. 9. Dez. 1826 3. 65375 (P. 277). 


Ge, f. k. Majeftät haben nach Inhalt des Hfd. vom 5. Nov. l. J., 
Hfz. 41903, mit a. h. Entjhl. aus Troppau vom 20. Nov. 1820 aller- 
gnädigft anzuordnen geruht, daß in allen, wo es ſich um die Entlaffung 
aus dem Dienfte wegen Verbrechen abgeurtbeilter Beamten handelt, die 
Beiziehung zweier Juſtizräthe zu der diesfälligen Berathung nit noth— 
wendig, im Uebrigen aber fich in folhen Fallen nach den ſonſt hierwegen 
beitebenden Vorſchriften zu benehmen jei. 

Da fih aus einzelnen Fällen ergeben hat, daß diefe a. h. Entſchl. 
fammtlihen Behörden noch nicht befannt ift, fo wird diefelbe nunmehr 
zur Erzielung eines durchaus gleihförmigen Benehmens dem F.f. Gub. 
zur fünftigen Darnachachtung in vorkommenden Fällen befannt gegeben. 


1389. Hfd. ». 12. April 1828 N. 2335, an alle A. ©. in Folge 
a. h. Entſchl. v. 22. März 1828. 


Damit in Zufunft bei Brivatherrfchaften die Beamtenftellen, welche 
die Juſtizpflege oder die öffentliche politifche Gejchäftswerwaltung zu 
beforgen haben, mit mafellojen Sndividuen befezt werden, haben Se. 
Maj. zu befehlen geruht, dag in Zufunft eine dergleihen Stelle feinem 
Sndividuum mehr verliehen, oder von feinem befleidet werden dürfe, 
welches. eines (Kriminal-) Verbrehens fehuldig befunden, oder von dem— 
felben aus Mangel rechtliher Beweife losgefprohen, oder überhaupt 
nicht ganz tadellos ift, Daß jedoch diefe Anordnung nur für die Bad) deren 
Kundmachung angeftellt werdenden Individuen zu gelten habe, 


1399- Hfd. v. 9. April 1830 N. 2455, an alle A. ©, 


Wenn ein landesfürftliher Beamter einer ſchweren Polizetüber- 
tretung jchuldig befunden, oder von derjelben aus Abgang rechtlicher 
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Beweiſe losgefprohen wird, bat immer diejenige Behörde, welcher deffen 
Entlaffung nach den beftejenben Borſchriften zuſteht, wenn fie Feine Juſtiz⸗ 
behörde tft, mit Zuz iehung zweier Juſtizräthe in Ueberlegung zu nehmen, 
ob er zu entlaſſen ſei oder nicht? und bei Verſchiedenheit der Meinungen 
der betreffenden Behörde, und der beigezogenen Juſtizräthe, iſt der 
Gegenſtand der höheren Behörde, und bei abermaliger Verſchiedenheit 
der Meinungen bei derſelben, zur a. h. Entſcheidung vorzulegen *). 


1391. Hfd. v. 16. Dez. 1831 N. 2541, an alle A. ©. 


Die in der a. h. Entjchl. vom 16. März 1830 (Hfd. vom 9. April 
1830 N. 2455 der $. ©. ©.) enthaltene Vorfhrift über die Behandlung 
der einer ſchweren Poltzeiübertretung fhuldigen oder won derſelben blos 
aus Abgang rechtlicher Beweiſe losgefprochenen Beamten tft aud auf die— 
jenigen Beamten anzuwenden, welde von einem ihnen angefıhuldigten 
Verbrechen blos aus Abgang rechtliher Beweiſe Iosgefprohen worden 
find. Uebrigens ſteht die Entlafung derjenigen Juſtizbeamten, deren 
Ernennung nicht Sr. Majeſtät vorbehalten iſt, wie — der oberſten 

Juſtizſtelle allein zu. 


1392. Hkzd. v. 11. Mai 1832 3. 9558, an alle Lit. (Pichl auch 
Erweiterter Wirfungsfreis der Lft. 

Se. Majeſtät haben mit a. b. Entſchl. v. 28. April 1832 den Fit. 
folgende Gegenftände zuzuweiſen gerubt: 

5. Die Entlafung der Beamten in geböriger Kornt, deren Ernennung 
ihnen zuftebt, und zwar ohne Rüfficht auf die Befoldungsklaffen. Nur 
in folgenden Fallen wird Bericht hieher zu erftatten fein: 

d) wenn es fih um die Beurtheilung handelt, ob ein wegen Ver— 
brehen ab instantia losgeſprochener Beamter im Dienfte zu belaſſen fei. 
(Hfd. v. 10. März 1827.) 


1393. Hfzd.v. 26. Juli 1832 3. 15490, an alle er. (Pichl 330). 


Bon einer Lt. wurde der Zweifel erhoben, in wie ferne der $.5 
lit. d des mit Hfzd. v. 11. Mai 1832 befannt gegebenen erweiterten Wir- 
Ffungsfreifes, bezüglih auf die Entlafjung der wegen Verbrechen ab 
instantia (osgefprochenen Beamten mit den durch das Hfd. v. 20. Juni 
1830 eröffnete a. h. Entſchl. v. 16. u. 23. März 1830 zu vereinigen fei ® 

Ueber die erwähnten Anfrage hat man an diefe Lit. Folgendes gleich- 
zeitig zu erlaſſen befunden: 

Nach dem Inhalte der mit Hfzd. v. 20. Juni 1830 eröffneten a. b. 
Entſchl. v. 16. u. 23. März 1830 foll, wenn es fih um die Frage han— 
delt, ob_ein wegen einer fchweren Polizetübertretung ſchuldig befundener- 
oder von einer ſolchen, oder von einem Verbrechen blos ab imstantia 
Iosgefprochener Beamter zu entlaffen jet oder nicht, nur dann Bericht 
bieher erftattet werden, wenn eine Verjchiedenheit der Meinungen zwijchen 


*) Für die Kammeralbehörden wurde entichieden, daß auch ſchon dann eine 
Meinungsverichiedenheit eintrete, fobald 9 ein Juſtizrath gegen das auf Ent: 
laſſung gehende Erfenntniß ffimmt (Okd. 19. Juni 1832 3. 22085. Pichl 259). 
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der. Lſt. und den beigezogenen Juſtizräthen eingetreten ift. Der 6. 5 
lit. d des mit a. h. Entihl. v. 28. April 1832 erweiterten Wirfungs: 
“Freifes jcehreibt vor, daß Bericht hieher zu erftatten ſei, wenn es ſich um 
die Beurfheilung handelt, ob ein wegen Verbrechen ab instantia losge— 
forochener Beamte im Dienfte zu belaffen fei. Diefe a. h. Entſchl. fönnen 
allerdings neben einander beftehen; die eritere begründet die Berichts- 
erjtattung bei einer Verfchiedenheit der Meinungen; die lezte v. 28. April 
1832 enthält aber nach ihrem Sinne, wegen des höhern Grades der Gejez- 
- übertretung die weitere Beftimmung: Daß wenn auch der einftimmige Beſchluß 
der Landesftelle und der Juſtizräthe auf die Belaffung des wegen Ver— 
brechen ab instantia losgefprohenen Beamten im Dienſte ausgefallen, Der 
Gegenftand doch zur höhern Entſcheidung vorzulegen jet. 


1394. Hfd. v. 16. Aug. 1834 N. 2665, an alle A. ©. 


Denn es fih um die Entjcheidung der Frage handelt, ob ein landes- 
fürftlicher Beamter, welcher einer ſchweren Polizeiübertretung jchuldig 
befunden, oder von derjelben, oder von einem ihm angefchuldeten Ver- 
brechen blos ab instantia losgejprochen worden ift, des Dienftes zu ent- 
laffen fei, oder nicht, hat die Beiziehung zweier Juſtizräthe auch dann 
ftatt zu finden, wenn der Antrag der betreffenden Behörde felbft nicht auf 

die Entlafjung des Beamten gerichtet ift, 


1395- Hfzd. v. 20. März 1835 3, 6675, an.alle Lit. (Pichl 15). 
Ueber die aus Anlaß der a. h. Entfchl. vom 2a. März 1828, nad 
welcher bei Privatherrichaften die Stellen folder Beamten, welche die Zu: 
ftizpflege, oder die öffentlihe Gejhäftsverwaltung zu beforgen haben, fei- 
nem eines Verbrechens jchuldig befundenen, oder von demfelben aus Ab— 
gang der Beweije losgejprochenen, nder überhaupt nicht ganz tadellofen 
Sndividuum verliehen werden dürfe, geitellten Anfragen: 3 
1) Wie ſich bei jenen, mit der obgedahten Mafel behafteten Indi— 
viduen zu benehmen jei, welche vor der Kundmachung des a. b. Befehles 
bereits als Mandatare, politiihe Gefhäftsführer oder Zuftiziäre auf einem 
- Dominium angeftellt find, aber von diefem Dienfte austreten, und bei 
einem andern Domintum in einen jolhen Dienit eintreten wollen ? 
2) Db die Individuen, welchen ein ſolches Hinderniß der Anftellung 
als Juſtiziäre oder politifche Geſchäftsführer auf Privatherrſchaften im 
Wege steht, fih um die Behebung dieſes Hinderniffes, mithin um die Er— 
klärung ihrer Anjtellungsfähigfeit bewerben dürfen, und welche Behörden 
hierüber zur Entjheidung zu ermäcdtigen wären? haben Se, Majeftät mit 
- 0. h. Entſchl. vom 14. März d. J. zu verordnen geruht: 
ad 1. Daß ſolchen Individuen der Uebertrit in einen ähnlichen Dienft- 
plaz zu einer andern Herrſchaft nicht zu beanftändigen fei, jedoch in der 
DVorausfezung, wenn fie fih nad der Kundmachung der a. h. Entfchl. vom 
22. März 1828 feine Mafel zugezogen haben. a 
. ad2. Haben Se. Majeftät die A. ©. und Länderitellen zu den in 
Frage ftehenden Dispenfen von einem ſolchen Hinderniffe zur Anftellung 
als Juſtiziäre oder politifche Gefhäftsführer auf Privatherrfhaften in rüfs 
fihtswürdigen Fällen unter gehöriger Ueberwahung der Hofftellen, welche 
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im Berufungswege, wie in andern gewöhnlichen ee zu ver⸗ 
fahren haben, allergnädigft zu berechtigen geruht. 


1396. Hkzd. v. 16. Mai 1835, an alle Lſt.; Ihfd. v. 25. am alle 
A. G. (Pichl 102). — Hfr. Zir. v. 20. Aug. F. 1007 (Mil. 173). 


Se. f.f. Majeftät haben mit a. h. Entfchl. vom a. April 1835 zu bes 
fehlen geruht, daß ausgetretene Militärperfonen in folgenden drei Fällen 
ohne vorhergegangene befondere a. h. Bewilligung in Zivildienſte nicht 
angeftellt werden Dürfen, und zwar: 

a) Wenn fie ein Verbrechen begangen, und fich eine gerichtlihe Be— 
ftrafung zugezogen haben, oder nur ab instantia losgefprochen worden find. 

b) Wenn fie auch nur im Disziplinarwege Beftrafungen folcher Ver— 
gehungen halber erlitten haben, die ihrer Natur nach entehrend oder von 
folder Befchaffenheit find, daß fie Die Angemefjenheit des Dienftwerbers zu 
einer Zivilanftellung überhaupt, oder zu dem gefuchten Dienfte insbe— 
jondere offenbar ausfchliegen oder auch nur mit Grund bezweifeln laffen. 

c) Wenn fie durch Kaſſazion ihrer Stellen” verluftig oder blos mit 
Raufpaß entlaffen worden find. 


1397. Hkzd. v. 10. Juni 1835 3. 14822, an alle-Lft. (Pichl 137). 


Se. f. f. Majeftät haben mit a. h. Entfhl. vom 29. Mat 1835 zu be- 
ftimmen gerubt: daß obrigfeitlihe Beamte, welche es ſich zum Gejchäfte 
machen, Forderungen an Gerichtsinfaflen jener Dbrigfeit, bei der fie an— 
geftellt find, an fich zu bringen, von ihrem Dienftpläzen entfernt werden 
ſollen. 

Auf die Befolgung dieſer Vdg. haben die Kreisämter zu wachen, die 
Bezirks- und grundobrigkeitlichen Oberbeamten, ſo wie die Vorſteher der 
Magiſtrate zur Anzeige ſolcher Fälle zu verpflichten und wenn ſie zu ihrer 
Kenntniß kommen, gehörig Amt zu handeln. 


1398. Hkd. v. 9. Juli 1835 3. 28289, an alle Lſt., u. .gJofd. v. 24. 
Aug. an alle A. G. (Pichl 177). 


Se. f. f. Majeſtät haben über einen beſonderen Fall mit a. b. Entſchl. 
vom 24. Juni 1835 Folgendes zu befehlen geruht: 

Wenn ein Beamter, welcher eigenmächtig ſeinen Dienſt verläßt, und 
der mit Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt und Androhung des Dienſt— 
verluſtes veranlaßten ämtlichen Aufforderung, im Amte zu erſcheinen und 
ſich über ſeine eigenmächtige Entfernung zu rechtfertigen, keine Folge lei— 
ftet, iſt ſelber erſt dann für entlaſſen aus dem Staatsdienſte, und feines 
Gehaltes gänzlich verluftig zu erklären, wenn dieſe Strafe durch einen, mit 
Zuziehung zweier Juſtizräthe gefaßten Beſchluß ausgefprochen worden it. 


1399. Hfzd. v. 22. Aug. 1835, an alle Lit. (Pichl 220). 


Se. Ef. Majeftät haben über die von einer Landesſtelle bieher geftellte 
Anfrage, welche Frift einem des Dienftes entfezten Beamten zur Ueber— 
reihung des Nefurfes einzuräumen fei, unterm 7. Auguft 1835 folgende 
ah. Entſchl. herabgelangen zu laſſen geruht: »Da die Vorſtellungen 
gegen die in gehöriger Form ausgeſprochene Dienſtentlaſſung keinen 
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effectum suspensivum haben, jo entfällt die Nothwendigkeit der Feſt⸗ 
ſezung eines Präkluſivtermines zu deren Ueberreichung, welche dem in 
ſolchem Falle befindlichen Individuum an die höheren Behörden jederzeit 
frei fteht. Hiernach hat es daher auch von dem in dem Wirfungsfreife 
für die Länderftelfen S. 5 lit. ce. vorkommenden Vorbehalte abzufonmmen. 


$. 434. 


Kein Richter foll von feinem Dienfte etwas Anderes ge- 
nießen, ald die ihm ausgeworfene beftimmte Befoldung, und 
bet vorfallender Reife die Fuhr, Verköſtung, und wo ed üblic) 
ift, Die ausgemeffenen Taggelder; folglich follen jene, welche 
derzeit in Anfehung ihres richterlichen Amtes noch einige Zaren, 
oder andere Nebeneinfünfte zu genießen haben, es ihrer un- 
mittelbar vorgefezten Obrigfeit bei fonftiger Entlaffung von 
ihrem Dienfte, binnen Sahresfrift anmelden, dieſe aber bat 
ihnen dafür eine verhältnißmäßige Befoldung zu beftimmen, 
oder falld dieſes in ihrer Macht nicht ftunde, ed der vorge: 
fezten Obrigfeit anzuzeigen, 


1400. Hfd. v. 14. Juni 1791 N. 165, and. böh. A. ©. 
Diejenigen Sindizt, die bei einem fiftemmäßig regulirten Magiftrate 
mit ordentlicher Beſoldung angeftellt find, jollen mit Betlaffung einer 
berrfchaftlihen Zuftizverwaltung abgewiejen, den übrigen aber diejelbe 
verwilligt werden. 


1401. Hfd. v. 7. Sept. 1820 N. 1699, an d. n. ö. A. ©. 


Den Sindifern der auch nicht mit geprüften Räthen bejezten Ma- 
giftrate ift Die Beſorgung einer berrjchaftlihen Juſtizverwaltung nicht 
zu geitatten *). 


1402. Bdg. d. böh. Gub. v. 11. Juli 1822 3. 26361 (P. 607). 


Schon mit der Gubernialverprdnung vom 9. Jänner 1806 2. 
45121, wurde bei den privil, k. Leibgedingftadten den geprüften Räthen 
die zugleiche Begleitung der Anwaltitellen unterjfagt, um fie ihren Ge— 
[haften nicht zu fehr zu entziehen, und weil fih von ihnen nicht erwar— 


Sn der Kundmachung dieſes Hfd. durch Def. d. nö. Reg v. 3. Eept. 
9— 2. 43306 .(P. 549) u. d. 0. d. Reg. v. 25. Sept. 1820 3. 17288 (P. 427), 
nr bei dem Worte: Magiſtrate, die Beſchrenkung vor: landesfürftli- 
her Städte und Märfte. Ferner wurde mit Def. d. n. d. Reg. v. 11. 
Nov. 1820 3 50840 (P. Sı5), in Folge einer Eröffnung des n. d. A. © fer: 
klärt, daß daher den Sindifern der Magijtrate freier Orte nad) dem Hfd. v. 
14. Sun 1791 N. 165 der J. G ©. die Beforgung einer herrichaftliben Ju— 
ffizverwaltung nicht verweigert werden könne. — Da die Beihranfung bandes— 
fürftliher Städte und Märfte, in die I. G. ©. nicht aufgenommen 
worden ijt, fo gilt die dhige allgemeine Anordnung. 
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ten läßt, daß ſie ohne die nöthigen Vorfenntniffe die ftadtifche Oeko— 
nomie mit gutem Erfolge leiten werden. 

Diefe Vorfchrift findet die Randesftelle nicht nur auf die geprüften 
Räthe der. Schuz- und unterthänigen Städte, fondern auch auf Die un— 
geprüften Räthe ohne Unterfchied der Städte auszudehnen, weil es fid) 
nicht wohl erwarten läßt, daß der Anwalt ohne VBerfaumung feiner wich- 
tigen, das Wohl der Gemeinde wefentlich betreffenden Geſchäfte zugleich 
die Stelle eines ungeprüften Magiſtratsraths zur Zufriedenheit verfebe, 
und weil auch bier noch der bejondere Umftand eintrit, daß der Anz 
walt, welcher über Wirtbfehaftsgegenitände mit den Neprafentanten be— 
ratbet, befchließt, und dem Magiftrate Bericht erftattet, abermals in der 
zweiten Eigenſchaft als Rath, folglih über feine eigenen Anträge, ab— 
ftimmen würde, welches Doch unzuläflig tft. 


34023. Hfd. vom 24. Juni 1826 N. 2195, an das bob. U. G. 


Durch die Hfd. vom 14. Juni 1791 WR. 165 der J. ©. ©., und vom 
27. Dez. 1806, wird den DBürgermeiftern und Magiftratsräthen Die 
Uebernabme von Juſtiziariaten Feineswegs geftattet, und durch dieſe Hfd. 
ift an der zu Folge Hfd. vom 28. Dez. 1790 N. 100 der J. ©. ©. 
beitehenden allg. Vorſchrift nichts geandert worden, gemäß welcher den 
bei Magiftraten angeftellten Beamten, fie feien Bürgermeifter, Räthe 
oder Subalterne, das Recht nicht zuftehen kann, neben ihrem Amte einen 
andern Privatdienft anzunehmen. Es ift Daher darauf zu fehen, daß Die 
Bürgermeifter, Räthe und alle übrige fubalterne Beamte der Mar 
giftrate, ohne Ausnahme, Feine Zuftiziariate bejorgen, und jede Abwei- 
hung von diefer gefezlihen Vorſchrift allenthalben fogleich abgeftellt werde, 


1494. Hfd. v. 18. Aug. 1826 N. 2214, an das böh. A. ©. 


Ueber die Anfrage: ob Durch das Hfd. vom 24. Juni 1826 MW. 
2195 der $. ©. S. wodurd; verordnet wurde, die Beforgung der Juſti— 
ziariate durch Bürgermeifter, Näthe und alle übrige fubalterne Beamten 
der Magiftrate , ohne Ausnahme, allenthalben fogleich abzuftellen, auch 
jenes frühere Hfd. vom 2. Jan. 1824 W. 1981 der J. ©. ©. behoben worden 
fei, wonad) jenen geprüften Bürgermeiftern und Magiftratsräthen, welchen 
vor Kundmachung des. Hfd. v. 22. Sept. 1821 WR. 1801 der J. ©. ©. 
und der darin enthaltenen a. h. Entſchl. v. 30. Juni 1821, zu ihrer befjern 
Subfiftenz Zuftiziariate zu verfehen geftattet war, Deren fernere Beforgung 
erit dann fogleich einzuftellen ift, wenn ihnen durch eine Gehaltsvermeh— 
rung ein beſſeres Ausfommen verfchafft wird, wird bedeutet: daß das 
Hfd. vom 24. Juni 1826 in Anfehung aller jener geprüften Bürger- 
meifter und Magiftratsräthe fogleich in Vollzug zu fezen fei, melde nad) 
Kundmachung der a. h. Entjchl. v. 30. Juni 1821 angeftellt worden find, 
und welche, wenn ihnen auch vor der Kundmachung diefer a. h. Entſchl. 
die Beforgung von Zuftiziariaten geftattetwurde, durch die feither erfolgten 
proviforifchen Gehaltsregulirungen ein befjeres Ausfommen bereits erlangt 
haben; mithin das. Hfd. vom 2. Jän. 1824, ferner mur auf jene, vor der 
Kundmahung der a. h. Entfchl. vom 30. Junt 1821 in wirflihen Dienften 
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geftandenen Bürgermeifter und Magiftratsräthe Anwendung haben fünne, 
weldhen eine Gehaltsverbeflerung bisher nicht zu Theil geworden iſt. 


1405. Hkzd. vom 23. Sept. 1835 3. 25149, an alle eſt. u. Sof. 
v. 17. Aug. an alle A. ©. el; Hfr. Zir. v. 20. März 
1836 L. 857. 


Se. k. k. Majeftät haben unterm 16. Zuli l. 3. folgende a. h. Entſchl. 
berabgelangen zu laffen geruhet: 

»Bon den Verboten befonders bezeichneter U Nebenbejchäftigungen Mei⸗ 
ner Beamten und Diener hat es abz — Im Allgemeinen darf aber kei— 
nem Meiner Beamten und Diener geftattet werden, ſich einem Nebengefchäfte, 
pder einer Unternehmung was immer für einer Art zu widmen, oder fich 
in derfelben zu interefliren, welche 

1. nach ihrer Beſchaffenheit und ihrer Beziehung auf die Stellung 
des Beamten die Bocaudlegung einer Befangenheit in der Auehbupe feines 
Amtes begründen kann, oder welche 

2. dem Anftande und der aufern Ehre des ae, in welchem der 
Beamte fteht, wideritreitet, oder welche 

3. Die Zeit des Beamten auf Kojten der genauen Erfüllung feines 
Berufes in Anfpruch nimmt.« 

2In den erften beiden Fällen ift der Beamte, den es betrifft, von 
feinem Chef ſchriftlich SaufprResn, entweder der Beihäftigung, dem 
Gewerbe, der Unternehmung oder dem Dienfte, in einer zu beſtimmen— 
den Frift zu entjagen. Gegen diefe Aufforderung ſteht dem Betroffenen 
der Rekurs an die höhere Behörde offen. Nach definitiver Abweifung 
des Refurfes bat dann die dem Beamten eingeräumte Wechſelwahl in Wirf- _ 
famfeit zu treten. In dem dritten Falle treten die beftebenden Vorſchriften 
gegen Beamte ein, welche ihre Berufspflichten vernachläßigen.« 


1406. Hkzd. v. 13. Febr. 1836 3. 3685, an an alle Lit. (Bol. 
383); Vdg. d. n. 8. Reg. dv. 25. 3. 11270 (9. 501); des 
fteier. Gub. v. 27. 3. 3152 (9. 144), d. böh. Sn, v. 4. 
März 3. 9608 (P. 231). 


Se, E. k. Majeftät haben mit a. h. Entjhl. vom a. Febr. 1836 zu 
beitimmen gerubt, daß die Vorfchriften der a. h. Entichl. vom 16. Juli 
1835, betreffend die den F. f. Beamten und Dienern bewilligten Neben- 
befhäftigungen, auch auf alle ſtädtiſchen, FIRMA und Sondsbeamte 
anzuwenden jeien. 


140%. Hfzd. v. 9. März 1837 3. 4863; Zir. d. gal. Gub. v. 29. 
3. 18813 (U. 131). 


Re Anlaß einer von einer Unterbehörde über die Auslegung Der 

h. Entfchl. vom 16. Juli 1835, wegen Aufhebung der verbotenen 
Hebeubefchäftigungen öffentliher Beamten und Diener gemachten An— 
frage it von der k. k. Hofkanzlei gemeinfchaftlich mit der k. k. oberſten 
Zuftizbofitelle Folgendes bedeutet worden: 

1. Habe er nah dem Wortlaute der a. h. Entſchl. vom ‚16. Juli 
1835, nur von dem Verbote beſonders bezeichneter Nebenbefchäftigungen 
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der Beamten und Diener abzufommen, hierdurch aber feien die früher 
diesfalls im Allgemeinen beftandenen Anordnungen überhaupt Feineswegs 
ald aufgehoben anzufehen, und es müſſen überdies bei jenen befon- 
dern Verboten, welhe in der obigen a. h. Entſchl. bezeichnet find, 
auch nod jene Bedingungen berüffichtigt werden, welche in derſelben 
in 3 Punkten vorfommen. 

2. Steht es den Staats- und ftädtifhen, fo wie überhaupt dffent- 
lihen Beamten nicht zu, die Verwaltung der Gerichtäpflege bei Privat- 
herrſchaften zu übernehmen. 

3. Das in die Eidesformeln der Beamten aufgenommene Verbot 
des Privatagenzierend und der Nebendienfte hat Fünftig Daraus wegzu— 
bleiben, indem die Beibehaltung diefer Klaufel einen Widerfpruch gegens 
über der a. h. Entſchl. vom 16. Zuli 1835 bilden würde. 

Die Erläuterung wird demfelben nachträglich zu der bierortigen 
Weiſung vom 14. Nov. 1835 3. 64449, mit dem Beifaze befannt 
gemaht, ſich biernah für die Zufunft genau zu benehmen, und 
daher auc den, nad der hierorfigen Werfung vom 5. April 1825 2. 
10090, in die Eidesformeln der Beamten aufgenommenen Beiſaz »nicht 
minder auch in Feine Privatagenzien, nder Mebendienfte einlaffen,« aus 
felben für die Zufunft ganz wegzulaffen, und auch jenen Beamten, 
welche ſich nicht ihres Dienſtes wegen, fondern blos als Privat: und - 
Kebenbefhaftigung mit der. Gerichtsverwaltung bei Privatherrfchaften 
befaffen, und von nun an ganzlic zu unterfagen; und hiernach auch 
an die dortfreifigen Magiftrate die erforderlihe Belehrung zu erlaffen. 


$. 435. 


Jeder Richter foll von Annehmung alled Gefchenfes ſich 
enthalten; widrigens Die in unferen Zivilrechten vorgejehene 
Strafe unnachſichtlich zu erwarten haben. 


1408. Hfd. vom 25. Juni 1784 R. 310, an alle A. ©. 


Se. Majeftat verfehen fich zwar, daß die Räthe fich die dermalen der 
Gefhenfe halber ergangenen h. Anordnungen auf das genauefte gegen- 
wärtig halten werden; um aber auch allen Verdacht bei den Parteien defto 
fiherer zu entfernen, werde den Räthen fowohl, als ihren Gattinen genau 
eingebunden, daf fie auh von jenen Leuten, die entweder felbft, oder 
deren Vertreter bei der Stelle, wo fie figen, in einem Geſchäfte verfloch— 
ten find, weder Beitellungen mahen, noch viel weniger Geſchenke 
annehmen follen. 


1409. Vdg. d. n. u. o. 5. Reg. Prafid. v. 21. Gept. 1829 2. 
1564 u. 2431 (9.731 u. 554); dann böh. Gub. Praf. v. 23. 
Sept. 1829 3. 4097 (9. 560). 


Aus Anlaß eines einzeinen Falles, in welchem die Direfzion der 
d. priv. Nazionalbanf den Antrag gemacht hatte, einem f. f. Beamten 
wegen feiner thatigen Verwendung bei Entdefung mehrer Verfälſcher der 
ft. Einlöſungs- und Antizipazionsfheine, dann Banknoten, . eine 
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Belohnung im Gelde zugumenden, haben Ge. f. f. Majeftät.a. h. Ihre 
Willensmeinung dahin zuerfennen zugeben gerubt: »daß die Erfolgung einer 
KRemunerazion an was immer für einen öffentlichen Beamten von Seite eines 
Privaten, oder eines Privatinititutes unzuläßig fei.« 


$. 486, 


Jeder Richter foll zu Ende des Jahres ein Verzeichniß 
aller Prozeſſe, welhe bei ihm über ein Jahr lang anhängig 
und doch nicht zu Ende gebracht worden find, an die ihm vor; 
gefezte Stelle überreihen, wie aud Die Anzahl der während 
des Sahres erledigt und anhängig gemachten Streitfachen an: 
zeigen. 


©. allg. ©. 5. I. Abth. 10. Abſch. 


$. 437. 


Die Richter follen verfahren, und fprehen nad dem 
wahren, und allgemeinen Verftande der Worte Ddiefed Ge: 
ſezes, und unter feinem erdenflihen Vorwande eines Unter: 
ſchiedes zwifhen den Worten und dem Sinne des Gefezes, 
einer von der Schärfe der Rechte unterfchiedenen Billigfeit, 
oder eined widrigen Gebrauchs u, dgl. von der klaren Vor: 
fchrift Diefer Gerichtsordnung abweichen, nur dann, wenn ein 
Fall ihm vorfäme, der zwar in diefer Gerichtsordnung nicht 
entjchieden wäre, aber mit einem andern in derjelben entſchie— 
denen Falle eine vollfommene Aehnlichfeit hätte, ift dem Rich— 
ter geftattet, den nicht ausgedrüften Fall nad) jener Vorſchrift 
zu entjcheiden, die für den ausgedrüften Fall beftimmet iſt; 
follte aber über den Verſtand des Geſezes ein gegründeter 
Zweifel vorfallen, fo wird folder nad) Hof anzuzeigen, und 
die Entfchliefung darüber einzuholen fein; würde aber ein Rich: 
ter die Streitfacdhen wider diefe Ordnung verzögern, oder Die 
m... fonft befchweren, fo hätte er für allen Schaden zu 
aften; 


1410. Hfd. v. 15. Jan. 1787 N. 621. 

i) Auch wenn in einer Streitfahe Waifen verflochten find, muß fich 
der Richter die Regel gegenwärtig halten, daß er zwar von Amts wegen 
auf Recht und Gefeze zu fehen habe, wenn fie auch von der Partei irrig, 
pder gar nicht angebraht worden; daß er aber jhuldig fei, was das 
Faktum betrift, blos nad) den vorgelegten Aften zu fprechen, ohne jenes ein- 
zumengen, was ihm etwa aus Privatnotizen befannt tft. ©. I019, 6. 

39* 
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BALL. Wat: vom 22. Febr. 1791 N. 115. 


$. 2. Anftatt des 26. Abfages des 1. Hauptitüfes *), welder hiermit 
aufgehoben wird, wird verordnet: daß der Richter, wenn er einen vor— 
fommenden Fall nicht in den Worten des Gefezes entjchieden fände, auf 
den zufammenftimmenden Begriff und Sinn desjelben, auf gleihförmige 
darin ausgedrüfte Falle, auf die aus der Verbindung der Gefeze fi dar— 
ftellenden Grundfäze und Abfihten fehen, und den Fall nah derfelben 
Maßgebung beurtheilen fol. Stünden der Beobachtung des Geſezes be- 
fondere, und fehr erhebliche Bedenfen enfgegen, fo wäre die Belehrung 
bei Hof anzufuchen. 


BAL2. Shfd. v. 31. Jan. 1827, an das böh. A. ©. (2. 72). 


Der Richter habe die Entſcheidung eines Rechtſtreites nur auf die 
von den ftreitenden Theilen beigebrachten Beweismittel und mechfelfeitige 
Einverftäandniffe, dann auf die Grundfäze Des pofitiven Rechtes zu 
gründen, niemald aber fich auf feine Privatwiflenfhaft und auf Billigfeits- 
rükſichten zu berufen. 


Sindifatsbefchwerde: 


1413. Refol. v. 11. Sept. 1784 N. 335, an alle A. 6. 


a) Seien die Stndifatsflagen, fo gegen Richter eingereicht worden, 
gänzlich aufzuheben, und folen daher jene Verhandlungen, Die in dem 
Zuge ordentlihen Verfahrens zwiſchen einer Partei und einem Richter 
eingeleitet worden, künftig nicht mehr ftatt haben, fondern von jeder 
Wartet, die von einem untern Richter wegen übel verwalteter Juſtiz 
eine Entfhädigung fordern zu können vermeinte, diefelbe nicht in der Form 
einer Klage, fondern in der Art einer Bejhmwerdeführung bei dem obern 
Richter angefucht, hierüber der untere Nihter von Amtswegen vernom- 
men, von Amts wegen die genauefte Unterfuchung gepflogen, und nad 
Befhaffenheit der Umftände dem untern Nichter der Erſaz ermeislich 
_ verurfachter Schäden und Unfoften aufgetragen werden. 


1414. Hfd. v. 14. Nov. 1785 N. 494, an das böh. A. ©. 


Kenn nah Vorſchrift der ©. D. der untere Richter von dem 
obern in einen den Parteien zu leiftenden Erfaz der Schäden und Un- 
foften verfällt wird, und alfo won der Partei, die diefen Erfaz fors 
dert, das mit den gehörigen Beweifen verfehene Verzeichnig dem obern 
Kichter, um nad Vernehmung des untern Nichterd die Mäßigung vor— 
zunehmen, eingelegt werden muß, foll der obere Richter jedesmal der 
Partei zur Einreihung fothanen Verzeichniffes eine angemeflene Frift bei 
Verluftigung des zuerfannten Erfazes beftimmen, und diefe Frift im 
dem Beſcheide ausdrüfen, “ 


N 





‚9 des b. ©. B. v. J. 1786, mwodurd gleichfalls, wie im $. 437 der ©, O. 
die philofophifche Snterpretazion ausgeſchloſſen war. 
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1415: Hfd. vom a. Zan. 1787 WR. 609, an alle A. ©. 


Wann ein Magiftrat oder Gerichtsverwalter wegen übel verwalte- 
ter Juſtiz in den Erfaz der Schäden und Unfoften verfällt wird, dann 
bat die betreffende Ortsgemeinde oder Herrfchaft, der nämlih die Ge: 
rihtsbarfeit zufteht,, der Partei den Erjaz zu leiften, und findet wider 
fie. und derfelben Vermögen die Erefuzion allerdings ftatt, mit Vorbe— 
halt des Regreſſes wider jene Magiftratsglieder oder Nechtsvermwalter, 
die an der übeln Juftizverwaltung Schuld oder Antheil genommen haben. 

Sollte diefer Fall eine landesfürftliche Ortfchaft betreffen, wo das 
Aerarium civicum der Dberauffiht und Leitung der politifhen Stelle 
unterliegt; fo foll zur Vermeidung unnöthiger Erefuzionsfoften von der 
betreffenden Gerichtsbehörde die Anzeige der Lt. geicheben, damit die 
ungejaumte Befriedigung aus den Gemeingütern oder Einfünften verfchafft, 
und der wirffamfte Beiftand hierunter geleiftet werde. 


1416. Hfd. v. 13. Febr. 1789 N. 969, an alle A. ©. 


Auch bei jener Unterfuhung und fohinnigen Schlußfaffung , die dem 
A. ©. über eine wegen übler obrigfeitliher Verwaltung vorgefommene 
Entſchädigungsklage obliegt, ift allerdings das Fisfalamt in allen denjeni- 
gen Fällen zu vernehmen, in denen die Obrigfeit fonft der Vertretung 
diefes Amtes zugewieſen ift. 


1417. Hfd. vom 5. Juni 1789 N. 1017, an das n. öſt. A. ©. 


Für jeden richterlihen Schritt, aus welhem einer Partei ein Nach— 
theil zugegangen, und daher derfelben von dem obern Richter die Entfchä- 
Digung zuerfannt wird , haben alle Räthe mit dem Präfidium zu haften, 
und den erweislihen Schaden gemeinfhaftlich zu vergüten, welche durch 
ihre Stimmen diefen richterlihen Schritt veranlaft haben, und kann 
fein Unterjchied gemacht werden, ob dieſe ftimmenden Näthe blos zum 
Juſtizfache gewidmet, oder bei dem Politifum angeftellt; ob fie im Rechts— 
fache geprüfte oder ungeprüfte Männer find. 


1418. S. 1311 d. a. b. G. B. 


Gegen das Verſchulden eines Richters beſchwert man ſich bei der 
höhern Behörde. Dieſe unterſucht und beurtheilt die Beſchwerde von 
Amtswegen. 


1419. S. 1299 des a. b. ©. B. 


Wer fich zu einem Amte, zu einer Kunft, zu einem Gewerbe oder 
Handwerke öffentlich befennt; oder wer ohne Noth freiwillig ein Gefchaft über- 
nimmt, deffen Ausführung eigene Kunftfenntniffe, oder einen nicht gewöhnli— 
hen Fleiß erfordert, gibt dadurch zu erkennen, das er fich den nothwendigen 
Fleiß und die erforderlichen, nicht gewöhnlichen Kentnniffe zutraue; er muß 
Daher den Mangel derjelben vertreten. Hat aber derjenige, welcher ihm 
das Geſchäft überließ, die Unerfahrenheit desfelben gewußt; oder bei ge- 
wöhnliher Aufmerkfamfeit wiffen können, fo fallt zugleich dem leztern ein 
Verſehen zur Laft. 
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1420. Hfd. vr 26. Febr. 1817 WR. 1321, an das nd, A. ©. 


Die nach geſchöpftem Erfenntniffe über eine Sindifatsbefhwerde, der 
ftatt gegeben wurde, für die Partei beftimmte Erledigung iſt derfelben 
niemals durch die Behörde zuzuftellen, gegen welche die Beichwerde ge- 
führt wurde. 


1421. Ihfd. v. 29. Jänner 1838 2. 7531, an d. tir. A. ©. — Sfr 
Reſk. v. 14. April 1838 F. 464. 


Dem A. G. wird zu feinem fünftigen Benehmen bemerkt, dag wenn 
von einer Wartet Beichwerden wider ein landesfürftliches Landgericht ein- 
gebracht, und darin um deifen Verurtheilung zum Erfaze gebeten wird, es 
Pflicht des A. ©. jet, gemäß Dfd. v. 13. Febr. 1789 N. 969 der 9. 
G. ©. auch das k. k. Fisfalamt einzuvernehmen, weil das Landgericht 
als eine landesfürſtliche Stelle offenbar der Vertretung des Fiskalamtes 
zugewieſen iſt, und der Staat mit Vorbehalt des Regreſſes an den ſchuld— 
tragenden Beamten für die Befriepigung des Bejhädigten gemäß Hfd. v. 
4. Jänner 1787 N. 609 der J. ©. ©. zu forgen bat. 


Konfursprdnung. 


1422. Kundmahungspatent vom 1. Mai 1781 WR. 1a. 


Wir: Sofeph der Zweite, von Gottes Gnaden erwählter romiſcher 
Kaiſer, zu allen Zeiten Mehrer des Reichs, König in Germanien, zu Je— 
ruſalem, Ungarn, Böheim, Dalmazien, Kroazien, Slavonien, Galizien 
und Lodomerien; Erzherzog zu O. ꝛc. ꝛc. 

Entbieten —* Unſern in Böheim, Mähren, Schleſien, 9 unter- 
und ob der Enns, Steiermarf, Kärnten, Krain, Görz, Gradisfa, Trieft, 
Tirol, und den Vorlanden dermalen, und Fünftig beftehenden Gerichtsbe— 
börden, umd Unfern gefammten Unterthanen, und Inſaſſen dafiger Landen 
Unfere landesfürftl. Gnade, uud geben euch zu vernehmen. 

Um die Rechtspflege, die Wir als eine der wefentlichiten landesfürftl. 
Pflichten anfehen, auch in denen Konfursfällen, deren Verhandlung Un— 
fere vorzüglihe Aufmerkffamfeit auffordert, einer mehreren Genauigfeit, 
und Beförderung zuzuführen, unter einem auch eine Einförmigfeit in Uns 
fern Landen berzuftellen, haben Wir eine allg. Konfursordnung entwerfen, 
und im Diefer die eigentlihe Verfahrung, nach welcher fich der Richter von 
Eröffnung bi8 zu Beendignug eines Konfurfes zu benehmen habe, die 
Pflichten der Verwalter, und Vertreter der Konfursmaffen, und die Rechte 
der Gläubiger unter fih beitimmen laffen. = 

Da Wir nun diefe euch anmit fundmachende allg. Konfurdordnung 
Unfern Abfihten, und dem gemeinen Wohl gemäß befunden, als erflären 
Wir anmit diefe Konfursordnung als das einzige allg. Gefez für alle in 
dem Eingang gegenwärtigen Patents benannte Landen, Dagegen alle übrige 
auf Die Konfursverhandlung Beziehung nehmende Patenten, Refpluzionen, 
oder wie immer geartete Gefeze, und Gewohnheiten ald aufgehoben, und 
unmwirfjam. 

Und follen alle mit erften Sanner 1782 *) ausbrehende Konfurfen 
nad dieſem Gejeze von dem Richter eingeleitet, fortgefezt und beendigt, 

biernah von den Gläubigern das Recht gefuht, und erhalten, von den 
aufgeſtellten Vertretern, und Verwaltern der Konfursmaffen ihr Amt 
gehandelt werden. 

Und obihen Wir in diefer allgemeinen Ordnung auch die Vorzugs- 
rechte der Schuldforderung genau beftimmt haben, und daher alle in 
diefem Gefeze nicht enthaltene Prioritäten als aufgehoben, und unwirffam 
erflären, ſo wollen Wir jedoch in dem einzigen Punkte, wo Wir ein gleiches 


*) ©. Einleit. $. iu. 1428. 
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Recht in allen Landen herzuftellen, folglich in der allg. Konkursordnung 
das Recht dermalen ſchon zu erſchöpfen nicht befunden, namlih in Be- 
ziehung auf den S. 16 Unfern gefammten Gerichtsbehörden geftatten, oder 
Wir legen ihnen vielmehr zur Pflicht auf, dag, wann diefelbe ob der Klaſſi— 
fizirung der landesfürftl. Gaben, und Herrfchaftsforderungen dermalen in 
jedem Lande beftehende beſondere Rechte nicht hinlänglich beitimmt, fon= 
dern einer gegründeten Zweideutigfeit ausgefezt erachten jollten, fie Uns 
die dieffälligen Zweifel vorzulegen, und von Uns auch hierinnen für jedes 
Land, wo hiezu eine Nothwendigfeit einfchreitet, ein beftimmtes Geſez an— 
zufuchen gehalten fein jollen. 

Wo dagegen in allem übrigen fi nach der Vorfehrift des Geſezes zu 
achten, feine Auslegung, oder Erweiterung ftatt zu geben ift *%). 

Und da Wir bei diefer Gelegenheit den Perfonalgerichtsftand des Ver: 
fhuldeten zum eigentlichen Konfursrichter im Beziehung auf das gefammte, 
in der nämlichen Provinz befindliche Vermögen. gemäß $. ı ernannt haben: 

Sp erflären Wir hiermit lediglih zu Vermeidung aller Mißdeutung, 
dag Wir hierunter die erbländifche. Gerichtsbehörde verftanden haben, und 
auswärtigen Gerichtsbarfeiten, wenn ihnen auch die Perfon des Verſchul— 
deten in jonftigen Zivilangelegenheiten unterftünde, das Recht einer Kon— 
fursverhandlung einzuraumen nicht gemeint jeien; 

Wird ſich folhemnad Jedermann, der mit einem in es Eingangs 
geraten Erblanden ausbrehenden Konfurs in welch’ immer Art verfloch— 

ten it, nach Diefem Geſeze genaueft zu achten, und fi) vor Dem aus ver- 
abjaumter Befolgung ihm zugehen mögenden Verluſt und Schaden; zu 
hüten haben. 

Dann hieran befchiehet Unfere landesfürftl. Wille, und Befehl. 

Gegeben in Unferer Haupt und Refidenzftadt Wien den 1. Monats 
tag Mai 1781 Unferer Reiche des römifhen im 17,, und der erbländifchen 
im erjten Sjahre. 


Joſeph. 
(L. 8.) 


Henricus Comes a Blümegen, 
Regius Bohemiae supremus et Archid. Austriae 
Primus Cancellarius. 


Heinrich Graf von PR, 
Maria Sofepb von Auerſperg. 


Ad Mandatum Sacrae Üaes. 
Regiae Apost. Ma). propr. 
. Sobann Bernbard von gender. 


) &, 1411. 
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1423. Hfd. v. 27. Sept. 1784 N. 340, an das i. u. 0.0.9 ©. 
Bei den mit 1. Mai 1782 ausgebrochenen Konkurſen könne die Klaſſi— 
fizirung nach keinem anderen Geſeze, als nach der allg. K. O. auch in 
Rükſicht jener Fälle geſchehen, bei denen die Forderung vor dem 1. Mai 
ihren Urſprung genommen hat. 


/ 1424. Hfd. vom 13. Zuli 1789 N. 1033, an das n. u. 0.0.9. ©. 
a) Durd) die 8. D. find die Wechfelrehte nicht aufgehoben. 


$. 1. a 


Der Konkurs ift bei jenem Richter zu eröffnen, welchem 
der Verfchuldete gemäß feiner perfünlichen Eigenſchaft unter; 
geben ift, jedody nur in Rüfficht des in der nämlichen Pro: 
vinz gelegenen Vermögens; aljo daß, wenn der, VBerjchuldete 
in mehreren Provinzen ein Vermögen befizt, in jeder Provinz 
in Anbetracht des dafelbft befindlichen Vermögens der Konfurs 
bei jenem Richter zu eröffnen kommt, welchem der Verfchuldete 
gemäß feiner perfünlichen Eigenfhaft untergeben wäre, wenn 
er ſich in der Provinz aufhielte. 


1425. Hfd. vom 7. Febr. 1783 N. 120, an d. mähr. Trib. 
a) Die K. ©. ©. 1 lafle feinen Zweifel zurüf, daß der Konfurs nur 
bei einer Inſtanz tanquam judicio universali zu verhandeln fei, ohne Rük— 
fiht, ob das Vermögen des Verfchuldeten unter mehrere Gerichtsbarfeiten 
gehöre, wenn dasfelbe nur in der nämlichen Provinz gelegen ift. Und ſtehe 
diefes judicium universale jenem Richter zu, dem gemäß der perſönlichen 
Eigenſchaft des Verfhuldeten die Perfonalgerichtsbarfeit über den Ver— 
fhuldeten zuftehe, alfo daß der Beſizſtand des Verfchuldeten feinen 
anderen Einfluß auf die Frage, wo die Konfursverhandlung gefhehen joll, 
babe, als in fo weit nach demfelben insgemein die Perfonalgerihtsbarfeit 
fundirt wird. 


1426: Hfd. vom 1. April 1784 N. 271, an d.i.u. o. ö. A. ©. 


a) Aus dem, daß der Fiskus bei feinem Geridtftande, ungeachtet 
des bei einer anderen Gerichtftelle eröffneten Konfurfes feine Forderung 
wider den aufgeitellten Vertreter der Maffe erweifen fünne, fei nicht die 
Folge zu ziehen, daß das forum fisei in folhem Falle die ganze Konkurs— 
verhandlung auf fich zu nehmen, und als das universale judicium con- 
cursus einzutreten habe. 

ce) Wenn ein Kridatariug in mehreren Ländern begütert iſt, ſei in 
jedem Sande der Konfurs vor jenem Richter zu verhandeln, dem er ber- 
möge feiner perjünlichen Eigenfchaft unterliegt. 


1427. Refol. vom 11. Sept. 1784 N. 336, an das mäh. A. ©. 


D €8 habe lediglich bei der Anordnung der K. D., daß jeder Richter 
den Konfurs nur in Rükſicht des in der nämlihen Provinz gelegenen 
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Vermögens zu verhandeln habe, zu verbleiben ; Die Beiſorge aber, daß 
andurch ein oder anderer Kreditor in getheilten Provinzen feine Forderung 
öfters erhalten Fonne, löſe fi) durch die Bemerfung auf, daß fowohl der 
DVermögensverwalter, als der Maffevertreter der einen Provinz fich mit 
diefen Ruratoren der anderen Provinz jtets im Einvernehmen erhalten müffe. 


1428. Rejol. v. 31. Dft. 1785 N. 489, an alle A. ©. 


p) Der von dem Konfursrichter beftellte Verwalter des Vermögens 
überfommt die Verwaltung über alle in der nämlihen Provinz gelegene 
Güter des Schuldners, ohne Darauf zu fehen, unter welcher Nealgerichts= 
barfeit diefelben ſtehen. 


1429. Hfd. vom 15. Janner 1789 N. 954, an. alle A. ©. 


b) Da zur Konfursinftanz als dem judicio universali alle. Vermö— 
genfhaften des Schuldners gehören, die alleinigen in anderen Provinzen 
gelegenen Realitäten ausgenommen, fo it offenbar, daß auch die 
Handlungsaftiven des Kridatarius aller Drten als ſolche Entitäten anzu: 
fehen feien, Die einzig und allein in die allgemeine Konfursmaffe gehören ; 
und fann auf folhe Handlungsaftiven Fein giltiged Verbot mehr angenom- 
men werden, fobald der Konkurs, obſchon in einer anderen, auch allen- 
fall8 fremden Provinz, wider denjenigen, deffen Eigenthum fie find, aus- 
gejhrieben worden ift. 


/ 1430. Hfd. v. 6. März 1801 N: 533, an alle A. ©. 

Meber Anfrage: Ob eine in einer anderen Provinz landtäflich oder 
grundbücherlich vorgemerkte Aftivforderung in die von dem ordentlichen 
Perjonalrichter des Verjchuldeten verhängte Konfursverhandlung einzu: 
ziehen, oder hierüber in jener Provinz, wo die Vormerfung befteht, ein 
befonderer Konkurs zu verhängen fei, wird die Belehrung dahin ertbeilt: 
daß, da durch die landtafliche oder grundbücherliche Vormerkung einer Aftiv- 
forderung über derfelben Eigenthümer die zur Werhängung eines Konkur— 
fes vermöge der Konfursprdnung erforderlihe Perſonaljurisdikzion nicht 
begründet wird, wegen derfelben in der Provinz, wo die Vormerkung be- 
fteht, Fein bejonderer Konfurs zu verhängen; jondern ſolche zu dem von 
dem Perjonalrichter des Verjchuldeten verhängten Konfurje einzuziehen fei. 


1431. Hfd. v. 13. Dft. 1815 N. 1180, an das bob. A. ©. 

© Ueber die Frage: ob die Vog. vom 15. Jänner 1789, b) N. 954 
der ©. ©. auch auf die bei auslandiihen Gerichtftellen eröffneten Kon- 
kurſe anwendbar jei? haben Se. Majeftät zu befchließen gerubt: daß diefe 
Vdg. fih allerdings auch auf das Ausland erftrefe, und daß daher die in 
dem d. Kaiferftaate zu Händen eines fremden Kridatars ausftehende 
Aftivforderung, wenn gleich folche mit Verbot belegt wäre, an die aus: 
landifhe Konfursbehörde dann zu erfolgen fei, wenn vorläufig von derſel— 
ben die Zufiherung der Neziprozität in ähnlichen Fällen ertheilt wird. 


Sır2; 
Der Konfurs ift in folgenden Fällen fogleicd zu eröffnen: a) 
wenn Jemand fich unvermögend erklärt, jeine Schulden zu zahlen ; 
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b) wenn Semand ftirbt, und der gegen Errichtung der In: 
ventur erflärte Erbe in Beziehung auf das Verlaſſenſchafts— 
vermögen, oder aber in Abgang eines Erben der Berlaffen: 
Ichaftsfurator die Anordnung eines Konfurfes anfuct. 


Der Konfurs ift zu eröffnen: 
a) ſ. oben lit. a und $. 370 der ©. O. 


1432. Refol. v. 31 Dft. 1785 N. 489, an alle A. ©. 


0) Die Eröffnung eines Konfurfes jei dann nicht anzunehmen, wenn 
ein Schuldner einen ſolchen Vermögensſtand vorleget, aus welchem ſeine 
Zahlungsunvermögenheitt nicht erſcheinet; ſondern in ſolchem Falle 
ſei ſich nach jenem zu achten, was das 33. Kapitel von der Abtretung der 
Güter anprönet. 


b) ſ. oben lit. b. 


‚c) gegen einen wegen Schulden Arreflirten: 


/1433. Refol. v. 11. Sept. 1784 N. 335, an alle A. ©. 


b) Ueber die ad. 351 der ©. D. aufgefallene Frage, ob ein 
Schuldner, der von einem Gläubiger über ein Zahr in Arreft angehalten 
worden, von einem anderen Gläubiger dur fogenannten Superarreft wei- 
ters in Arreft angehalten werden fünne, jei die Sache dahin aufzunehmen, 
daß gegen jenen Schuldner, der von einem oder mehreren ©laubigern 
zufammen genommen bereit3 durch ein Jahr Schulden halber arreſtirlich 
angehalten worden tft, ein weiterer Arreft Schulden halber nicht mehr. 
bewilligt werden fünne; wohl aber fei, jobald wider einen Schulden 
balber Arreftirten neuerlide Erefugionsführungen her— 
vorkommen, jogleich zur Eröffnung des Konkurſes zu fchreiten, da die Au 8= 
ftehbung des Arreftes als eine Geſtehung der Zahlungsunvermögenheit 
aufzunehmen kömmt, und aljo der $. 2 der K. D. allerdings eintrit. 


d) bei einer angejuchten Pfändung; f. 1169. 


e) wern fih Semand wegen Schulden verbirgt oder 
flüchtet: 


1434. Hfd. v. 5. Nov. 1790 N. 75, an das n. ö. A. ©. 


Wider einen Handelömann, oder andern Privatmann, kann aus dem 
bloßen Rufe, oder anderer Vermuthung feiner Unvermögenheit, fein Anlaß 
zur gerihtlihen Konfurseröffnung hergeholt werden; jondern ift fi) dieß— 
falls blos an das zu halten, was die allg. Konfursordnung $..2, 3 und 4 
vorſchreibt; wenn aber dem Gerichte befannt wird, daß ein fol- 

cher fi verd orgen halte, oder entwihen ſei, und feine andere 
Urfache dazu, als die Schulden auffiele; jo Fann die Emm des Kon- 
furjes feinen Anftand haben. 
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f) auf Verlangen eines Gläubigers: 


§. 3. 


Wenn ein oder mehrere Gläubiger die Eröffnung des Kon— 
kurſes begehrten, und es wäre nicht offenbar, daß ihr Begehren 
ohne Grund, und zur Kränkung des Schuldners ſei, ſoll zur 
unterfuchung der Sache auf eine ſo kurze Zeit, als möglich, 
eine Tagſazung angeordnet, und dem Schuldner aufgetragen 
werden, daß er entweder die klagenden Gläubiger bedeke, oder 
ſeinen Vermögens- und Schuldenſtand Va. und zur Tag: 
ſazung mitbringen folle *). 


$. 4. 


Wenn der Schuldner feinen Flagenden Gläubiger nicht be: 
deft hätte, oder bei der Taafazung nicht erfchiene, oder feinen 
Vermögens > und Schuldenjtand nit mit brächte, oder nicht 
Darthäte, Daß er im Stande fei, alle feine Gläubiger zu ee 
digen, wäre ohne weiters der Konkurs zu eröffnen. 


71435. Hfd. vom 18. Mai 1790 N. 23, an das gal. A. ©. 


h) Der Schuldner ift anzuhalten, daß er alle, feinen. Aftivftand und 
Forderungen rechtfertigende oder ablehnende Urfunden mit zur Stelle bringe, 
oder Doc, wo etwa die abgängigen anzutreffen find, treulich anzeige, wie 
auch den Aufenthalt feiner Schuldner oder Gläubiger, in jo weit er ihm 
wiffend ift, zuverlaffig angebe. Im Falle des ftattfindenden Konfurfes 
find diefe Urkunden und Auskünfte dem beftellten Curator ‚ad lites mitzus 
theilen, und diefer zugleich in Abficht auf ftandhafte Widerlegung der ans 
meldenden Kreditpoften, oder der Einwendungen von Seite der eigenen 
Schuldner des Kridatarius zur näheren Unterrichtseinholung an den Kri— 
Datarius zu weifen, der zu dieſem Ende feinen fiheren Aufenthalt unter 
einem anzudeuten bat; wobei fih von felbft verfteht, das, jo wie die Ur- 
Funden in ein richtiges Verzeichniß zu bringen find, alfo auch die übrigen 
Auskünfte in dem Gerichtsprotokolle erfcheinen müffen. 


"1436. Suftizbofbefheid v. 2. Zanner 1829, an das nd. N. ©. 
(3: 37). — Hfr. Reff. v. 1. April F. 4137. (Mil. 53.) 


Daß die Frage: ob der Konkurs zu eröffnen fei, wohl der Gegen— 


*) Ofd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an d. gal. A. ©. für Galizien. 

i) Wenn ein oder mehrere Gläubiger wider einen begüterten Adeligen die 
Eröffnung des Konfurfes begehren, foll die Landtafel bei der Unterfuchung die: 
fer WVorfrage den einzigen Ausſchlag geben; weiſet fi bei folder, daß der Ak— 
tioftand den Paſſivſtand überfteigt, fo iſt dem Geſuche nicht ftatt zu geben; wo 
im Gegentheile, wie auch dann, wenn etwa die befannten richtigen, obwohl 
unverficherten Schulden dem (andtafelmäßigen Aftioftande aleich Ffommen, oder 
ihm gar überwiegen, der Konkurs ſogleich zu eröffnen fommt. &. 12 o2. 
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ftand einer Verhandlung zwijchen den beiden Parteien, aber nicht eines 
Urtbeiles jet. 


$. 5. (oder $. 73 der G. DJ 


Die Eröffnung des Konfurfes gefchieht durch das Edikt, 
weldes zu Einberufung der Gläubiger ausgefertigt wird; daher 
ift der Konfurs in Rüffiht der hieraus entftehenden Rechts- 
wirfungen vom Tage der öffentlihen Kundmachung des ge: 
dachten Ediftes für eröffnet zu halten. Dieferwegen follen die 
Konfursinftanzen dieſe Kundmachung mit möglichfter Beför— 
derung einleiten, und eigentlichen Tag drr gefchehenen Rund: 
macung genau anmerfen. 


#1437. Hkzd. v. a. Juli 1839 3. 21415, an alle Lſt. — Vdg. d. böh. 
Gub. v. 22. 

Seine k. f. Majeftät haben mit a. h. Entſchl. vom 23. April 1. J. zu 
erklären gerubt: 

1. »Die Pranotazionen und Einverleibungen, welche vor der Eräff- 
»nung des Konfurfes bei der Realinftanz angefucht worden find, erwirfen 
»das dinglihe Recht von dem Tage der Anbringung des Gefuhes, aud 
»in dem Falle, wenn diejelben erſt nad) der Eröffnung des Konfurfes vorge— 
nommen werden, es möge die. Pranotirung oder Einverleibung vor, oder 
»nad der Eröffnung des Konfurfes bewilligt worden fein.« 

2. 2In den Fallen, in weldhen das Gefuch nicht unmittelbar ‚bei der 
»Realinftanz angebracht wird, bewirkt die nah Eröffnung des Konfürfes 
»uprgenommene Pränotirung oder Einverleibung das dinglihe Recht nur 
»von dem Tage, an welchem das Gefuch der Partei, oder das Erfuchen 
»anderer Behörden vor der Eröffnung des Konfurfes an die Realinftanz 
»gelangt ift.« 

"3. »Diefe Anordnung ift auch auf frühere noch nicht rechtskräftig ent⸗ 
ꝛſchiedene Falle anzuwenden.« 


$. 6. (oder F. 74 der ©, O.) 


Nachdem der Konfurs eröffnet, das ift, gehörig kundgemacht 
worden ift, fol wider den Berfchuldeten bei Feiner Gerichtftelle 
mehr giltig verfahren, fondern alle da, oder dort anhängige Streit: 
fahen zu dem Gerichte verwiefen werden, bei weldhem der Kon: 
furs anhängig ift. Nur der Fiskus Fann bei feinem Gerichtftande, 
ungeachtet des bei einer anderen Öerichtftelle eröffneten Konkur— 
fe8 feine Forderungen, doch wider den Vertreter der ale er; 
weifen. 


*) ©. das 10. Kap. der G. O. 
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1. Der Konkurs ift eine Öefammterefuzion. 


/1438. Hfd. v. 4. Juni 1824 N. 2012, an das gal. A. ©. 


Zur Befeitigung der unrichtigen Folgerungen, welche aus dem Grunde, 
daß durch die-Eröffnung des Konfurfes das Eigenthbum an den Gütern des 
Gemeinfhuldners auf die Gläubiger übergehe, abgeleitet werden fonnten, 
wird bedeutet: daß durch die Eröffnung des Konfurjes ſämmtliche Gläu— 
biger nicht das Eigenthum der Güter des Gemeinjhuldners, fondern nur 
Das ausſchließende Recht erwerben, alles dem Gemeinſchuldner gehörige 
Vermögen in Befiz zu nehmen, zu verwalten, und zu ihrer verhältnißmä— 
figen Befriedigung zu verwenden. 


2) Widerden Kridatar fann bei feinemanderen Ges 
richte giltigverfahren werden; f. ob. F. 6. Aue) z—— J— 


/1439. Hfd. v. 12. Nov. 1787 N. 745, an alle A. ©. 


Zur Behebung der gefaßten dee, als ob, wenn ein Schuldner in 
einen Konfurs verfällt, wider ihn feine Schuldflage mehr wahrend des Kon— 
furfes oder nach deſſen Beendigung angenommen, und als ob der Gläu— 
biger, der fih bei dem Konfurfe niht gemeldet haft, nicht mehr gehört 
werden fönne, ward die allg. Richtſchnur feftgefezt. Sp weit der Gläu— 
biger feine Rechte nicht an dem in den Konfurs eingezogenen Vermögen 
feines Schuldners, jondern an deffen Perjon, oder an deffen in einer an- 
dern Provinz befindlichen Vermögen fuchen will, ſeien diefe Rechte ſowohl 
während des Konfurfes ald nad) deffen Endigung allerdings offen. 


3) Die anhängigen Streitfahen find an die Rom 
fursinftanz zu verweiſen; f. oben $. 6. 


/ 1440. Hfd. v. 20. April 1809 N. 889, an die beiden gal. A. ©, 

Auf die geſtellte Frage: ob in einer Streitſache, in welcher 
bereits ein Beiurtheil auf Zeugen geſchöpft worden, nach dem $. 74 der 
©. D. »(oder $. 6 der K. D.)«, ungeachtet des ausgebrohenen Konfurfes, 
weiter zu verfahren fei, wird hiemit die Belehrung ertheilt: Das vor aus- 
gebrohenem Konfurfe fhon inrotulirte und befprochene Verfahren jei nicht 
für unwirkſam und aufgehoben zu achten; nur fei die Streitjahe, wenn 
der Kläger auf derfelben verharrt, und ſich an die Konkursmaſſe halten 
will, zur weitern Behandlung und endlichen Entſcheidung an den Konkurs— 
richter zu verweiſen, und der Streit unter der Einſchreitung des Maſſe— 
vertreters fortzuſezen. 


4. Jeder Gläubiger muß beider Konkursinſtanz li— 
quidiren. Ausgenommen: ſ. 1439. 
a) der Fiskus; ſ. oben $. 6. 


/ 1441. Hfd. v. 15. Jan. 1787 N. 620,.an d. v. ö. A. ©. 


r) Die Gerichtitelle des Fiskus hat, wann derfelbe in einen Konfurs 
verflochten ift, nicht blos über die Richtigkeit der Forderung zu erfennen, 
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ſondern auch die Klaffe, wohin fie gehört, zu beftimmen, leztere der Kon— 
Fursinftanz, um fie hiernad dem Klaſſifikazionsurtheile einzufchalten, mit— 
zutheilen, wo ſodann Die etwa rege werdenden Privritätsprozeffe, fo weit 
fie den Fisfus befreffen, ebenfalld vor deſſen Gerichtitelle zu verhandeln 
find. ©. 1562. 


1442. Hfd. vom 25. San. 1796 N, 278, an ſämmtl. A, ©. 

Die Judieia delegata militaria mixta follen eine Klage, die won 
dem Fisfus in Vertretung des Militärärariums gegen einen im Konfurs ver- 
flohtenen Beklagten überreicht worden, nicht anders annehmen, ald wenn 
fie wider den von der Konkursinſtanz aufgeftellten Maffevertreter geftellt 
ift; dieſem ſteht aber im Falle zu großer Entfernung vom Gerichte bevor, 
einen Subftituten zu ernenen, und muß er ihn mit den nöthigen Informazio- 
nen und Behelfen verjeben. 


b) die türfifhen Untertbanen: 


1443. Hfd. v. 8. Juni 1798 N. 419, an d. n. ö. A. ©. 


Die Vdg. vom 5. April 1784 N. 272 der ©. ©., beftimmt ausdrük— 
lich, daß die Unterthbanen der ottomanifhen Pforte, fie mö— 
gen in was immer für einem Gefchäfte als Kläger oder Geflagte auftreten, 
dem Landrechte ald privilegirten Inſtanz zugewiefen feier. Da num die 
Konfursfälle von diefer Anordnung nicht ausgenommen werden; jo folgt, 

dag auch in diefen die Anmeldungs-, Liquidirungs- und Vorrechtsklagen, 
welche türfifche Unterthanen betreffen, diefelben mögen hierbei als Kläger 
oder Geflagte auftreten, beidem Landrechte angebracht werden müffen. 


©) bei Bergmwerfenz f. II. Anh. S. 16, 


5. Erlöfhung der Gewerbe. 


2444: Kommerzbffomdef. v. 27. April 1817 N. 1333, an die n. 
* ö. Reg. 


Ueber die Frage: wann eine in Konkurs verfallene Handlung für 
erloſchen zu erklären ſei, und über das weitere entſtandene Bedenken, ob 
ein Kridatar fein Handlungs- oder Fabriksbefugniß giltig zurüklegen könne? 
wird die Weiſung dahin ertheilt: 

Aus den Beſtimmungen des Kridainterimald vom Jahre 1758, 
dann der Hfd. vom 9. Dft. 1769, 22. Febr. 1770, 20. Nov. 1778, 
23. Jän. 1786, 9. Jam. 1788, 8. Now. 1793 und 23. Juli 1795, fo 
wie auch nach den bierauf gegründeten Vdgen. der n.' öft. Regierung”. 
vom 2., und des n. 8.4. G. vom 26. April 1802, welche alle auf dem 
allg. Grundfaze beruhen ,. daß jede Handlung , bei welcher der Verluft der 
Gläubiger über 12 Prozente beträgt, ohne weiters einzuziehen, und für 
erloſchen zu erflären fei, ergibt fih: 

1. Daß feine in Konfurs verfallene Handlung wieder eröffnet werden 
dürfe, jondern fo lang ftill ftehen müſſe, bis von der. ft. entfchieden 
wird, ob fie fortzufezen oder zu kaſſiren ſei. 
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2. Daß zwar feine gefezlihe Beftimmung beftehe, ob das Erfenntniß 
der Behörden über den Fortbeitand oder die Kaffirung einer in Krida ver— 
fallenen Handlung oder Fabrif gleich nad vorgelegter Bilanz, oder erft 
nach beendetem Konfurfe zu erfolgen habe, und dag es daher dem Gut- 
befinden der Behörden überlaffen bleibe, ob fie gleich nad eingelangter 
Bilanz, wenn diefelbe ein großes Mißverhältnig des Vermögens zu dem 
Schuldenftande zeigt, das Handlungsbefugnig einziehen, oder wenn der 
Betrag des Verluftes der Gläubiger zweifelhaft fheint, mit diefer Ver— 
fügung die Beendigung des Konfurfes abwarten wollen *); befonders, da 
im erften Kalle, wenn nad erfolgter Aufhebung des Befugniffes durch un— 
vorhergefehene Ereigniſſe der Werth des Aftivftandes ſich dergeftalt ver- 
mehren jollte, daß nad nollftändiger Befriedigung aller Gläubiger noch 
der vorgefchriebene Handlungsfond übrig bliebe, das für erlofhen erflärte 
- Handlungsbefugniß ohnehin auf das Neue verliehen werden kann; daß 
jedoch 

3. eine Verzichtleiſtung der Gläubiger auf ihre vollſtändige Befriedi— 
gung oder eine Ausgleichung des Konkurſes durch fremde Hilfe und Ver— 
mittlung, die politiſchen Behörden nicht hindern könne, das Befugniß 
erloſchen zu erklären, ſo wie es auch in der Natur der Sache liegt, 
daß, wenn ſich in einem beſondern Falle die Bilanz durch die weitere Kon— 
kursverhandlung nicht als richtig beſtätigen ſollte, nur das wahre Ver— 
hältniß des Aktivſtandes zu dem Paſſivſtande bei der Entſcheidung, ob 
die Handlung ferner beſtehen, oder neu verliehen werden könne, oder ob 
dieſelbe zu kaſſiren ſei, zum Grunde dienen kann. Daß ferner 

4. eine Handlung, bei welcher der wirfliche Verluſt der Gläubi— 


5. daß bei einer in Konkurs geftandenen, aber nicht eingezogenen 
Handlung der vorgefchriebene Fond vor der Wiedereröffnung eben fo, wie 
bei einer neuen oder wiederholten Verleihung, neuerdings gehörig ausge— 
wiefen werden müſſe. / 

Was die zweite Frage betrifft: ob ein Kridatar fein Handlungs 
oder Fabrifsbefugniß giltig zurüflegen fonne, fo liegt bereits in den ergan— 
genen Vdgen. die Beſtimmung, dag die Eröffnung eines Konfurfes die 
Suspenfion des Handlungsrechtes unmittelbar nach fich ziehe, und daß 
die Behörden über deffen Fünftigen Beftand von Amtswegen zu entfcheiden 
haben, woraus nothwendig folgt: daß jeder Kridatar auf die Entſcheidung 
der Behörden verwiefen bleibe, deren Sade es ift, nach Vorfchrift der 
Gefeze zu erfennen, ob das fuspendirte und daher nicht mehr von dem 
freien Willen des Kridatard abhängende Handlungs- oder. Fabrifsbefugnig 
fortbeftehen könne oder nicht. \ 

Hiernad bat alfo jeder Kridatar den Ausfpruch der Behörden über 
den Fortbeitand oder die Erlöfhung des Befugniffes abzuwarten, und erft 








*), Daher bleibt es der Konfursbehörde unbenommen, den Konkurs aufzuhe— 
ben, ungeachtet die polit. Behörde über den Beſtand oder die Einziehung einer 
folhen Handlung oder Landesfabrif noch nicht entichieden bat CHfd. v. 17. 
März; Bdg. d. n. ö. Neg. v. 6. April 1821 3. 13744. P. 197). a 


1445 — 1446. 613 


dann, wenn ihm ber Fortbeitand feines Handlungs» oder Fabrifsbefugniffes 
zuerfannt werden. follte, it er in der Lage, ſolches giltig zurüffegen zu 
können. 
ſtach dieſen keineswegs eine neue Vorſchrift bildenden, ſondern in 
den bereits beſtehenden Vdgen. gegründeten Beſtimmungen iſt ſich in 
vorkommenden Fällen zu achten, und ſind hiernach die Unterbehörden an— 
zuweiſen. 


1445. Kommerzhfkomdek. vom 21. Juni 1818, an die n. ö. Reg. 
(G. 145). 


Ueber Anfrage: ob die in Kridafällen erlaſſenen Anordnungen auch 
auf einfahe Befugniffe, oder blos auf Landesfabrifsbefugniffe angewendet 
werden können, wird die Weifung dahin ertheilt: daß, da die erwähnten 
Anordnungen bisher blos auf Handlungen und Landesfabrifsbefugniiffe ihre 
Anwendung hatten, es bis zum Erjcheinen des neuen Konmerzfoder, 
oder, fo lange dießfalls Feine andere Beftimmung erfolgt, bei den bisher 
beftandenen Anordnungen und dem hiernach beobachteten Verfahren zu 
verbleiben habe, wonach die in Kridafällen beitehenden Vorſchriften fi, jo 
Do es die Fabrifanten betrifft, blos auf die Landesfabrifsbefugten eritrefen 
önnen. 


1446. Hkd. v. 9. Febr. 1830 3. 3733; Vdg. d. m. ö. Reg. v. 
26. Febr. 1830 3. 10532 (P. 99). 


Der dritte Paragraph der Hofvdg. vom 27. April 1817 3. 2296, 
beftimmt zwar allerdings, daß eine DVerzichtleiftung der Gläubiger einer 
in Konfurs verfallenen Handlung, auf ihre vollftandige Befriedigung oder 
eine Ausgleihung des Konfurfes durch fremde Hilfe oder Vermittlung 
die politifchen Behörden nicht hindern Fünne, das Handlungsbefugnig für 
erlofhen zu erflären. 

- Hieraus fann jedoch noch keineswegs gefolgert werden, daß die Behörden 
in allen Ausgleihungsfällen ohne Unterfchied bemüßigt find, zur Erlöſchungs— 
erklärung zu fohreiten, und daß felbft in ſolchen Fallen, wo Fein betrüglicher 
Banferott ftatt gefunden hat, wo feine bloße Sceinausgleihung ver— 
muthet ‚werden kann, und wo die Gattinen der Handelsleute auf ihre 
liquiden Forderungen zu Gunften der Handlungsglaubiger Verzicht leiften, 
darauf durchaus Feine Rüfficht genommen werden fünne. Eine folde 
rüffihtslofe Strenge würde nicht nur dem Geifte der Gefeze in Konfurs- 
angelegenheiten offenbar widerftreben, jondern auch die unliebfame Folge 
nach fich ziehen, daß die Oattinen der Handelsleute, weit entfernt, auf 
ihre Anfprüche und Forderungen zu Gunften der Gläubiger ihrer Männer 
Verzicht zu leiften, vielmehr bei jeder Gelegenheit jo viel als möglih von 
dem Vermögen an fih zu ziehen bemüht jein würden, um ſich nad) einem 
ausgebrodhenen Konfurje, in fo fern felbit Verzichtleiftungen auf liquide 
Forderungen das Handelsrecht ihrer Männer, folglih nicht felten die 
einzig erübrigende Duelle einer Erholung von unverfchuldeten Unglüfg- 
fällen zu retten nicht vermöchten, die Mittel Fünftiger Subfiftenz zu 
fihern. Daher auch die f. f. allg. Hoffammer die Entfheidung, womit 
in einem fpeziellen Falle ein Handlungsbefugniß für kaſſirt erklärt wurde, 

Handb. d. jof, ©. O. 40 
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aufgehoben, diefes Befugniß unter Beobachtung der für folhe Fälle vor- 
gefchriebenen Anordnungen wegen der Fondsauswerfung aufrecht erhalten, 
und der Regierung dießfalls die gefezlihe Amtshandlung aufgetragen hat. 


Snsbefondere für Defterreih ob der Enns: 


1447. Inſtruk. für die polit. Obrigfeiten des falzburger und des 
Innkreiſes, kdg. durch Reg. Zir. v. 2. Nov. 1825 (6.539). 


$. 21. Nach den beftehenden h. Vorfchriften vom 9. Dft. 1769, 
22. Kebr. 1770, 20. Nov. 1778 und mehrerer nachgefolgten Vdgen., 
muß jede Handlung, bei der fih aus der vorgelegten Bilanz zeigt, daß 
die Gläubiger über 12 Perzent verlieren, eingezogen, und aus dem Mer— 
- Fantilprotofolle ausgeftrichen werden; der Konkursprozeß mag ordentlich 
abgehandelt oder über Einverftandnig und gütlihes Abfommen mit den 
Gläubigern aufgehoben werden. 2 


Sn diefer Hinfiht find auch die Juſtizbehörden angewiefen, jobald 
der Konkurs bei einer Handlung angemeldet wird, hiervon der politifchen 
Stelle mit Vorlegung der Bilanz Nachricht zu geben, um jenes vorfehren 
zu können, was in Dandlungsfahen zur Aufrehthaltung des nöthigen 
Kredits verordnet ift, 


Da jedoch diefe Vorfchrift feit einiger Zeit ganz außer Acht gelaffen 
ift, ſo wird ſämmtlichen Gerichts: und Konfursinftanzen in Deiterreich ob 
‚der Enns aufgetragen, fich in Uebertragung der Handlungs: und Ges 
werbsfreiheiten nicht einzumengen, fondern wenn derlei Geſchäftsgegen— 
ſtände fi mit ihrem Wirfungsfreife verweben, zur Handhabung der 
Nechtspflege und Aufrechthaltung der politischen Verfaſſung gemeinſchaft— 
lich mit der politiihen Behörde zu Werfe zu gehen, und jedesmal bei 
einem Konfurje höchſtens nach Verlauf von 6 Wochen der ft. den Aftiv- und 
Paſſivſtand der Handlung oder der ordentlihen Landesfabrif vorzulegen. 
(Zir. des n. 8. A. ©. v. 26. April 1802.) 

$. 22. Hieraus ergibt fi, daß der Negierung die Entfheidung zu- 
ftehe, ob eine in Konfurs verfallene Handlung fortzufezen, oder aber ein- 
zuziehen fei. 


1448. Def. d. 0. d. Reg. v. 5. März 1820 3. 3960 (P. 82). 


Die h. Kommerzhoffommiffion hat bei Gelegenheit- eines ſpeziellen 
Falles mit Def. vom 22. Febr. d. J. Z. 483, verordnet: Sp wenig, als bei, 
Gemwerböverleihungen die Ausweifung eines Unternehmungsfondes in 
einer gejezlihen Beftimmung gegründet ift, eben jo wenig können die für 
den Handelöftand ergangenen Beftimmungen der Kallittenordnung umd 
des Kridainterimale, vermöge welchen bei einem 128 überfteigenden Ver: 
lufte der Gläubiger, auch der Verluft des Handelsrechtes feſtgeſezt iſt, 
auch auf die Klaſſe der Gewerbsleute in der Art ausgedehnt werden, daß 
im Falle einer ſolchen Krida der Gewerbsmann auch ſeines Gewerbrechtes 
verluſtig, oder aber als ungeeignet anerkannt werden ſollte, ein neues 
Gewerbe für die Zukunft zu erlangen. 
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Insbeſondere für Trieft: 


1449. Hfd. v. 10. März 1788 N. 793, an das in. u. o. ð. A. ©. 


Jener fallirte Handelsmann in Trieft fol von einer fünftigen Hand: 
lung in dem dafelbitigen freien Seehafen ausgeſchloſſen fein, bei welchem 
feine Gläubiger , alle zufammeu genommen, einen Verluft von 20 oder 
mehr vom Hundert am ihren richtigen Forderungen erleiden, das ift, deifen 
richtiger Paſſivſtand den wahren Aftivftand um 20 oder mehr vom Hundert 
„überfteigt. 


£1450. Hfd. v. 6. Juni 1791 N. 161, an alle A. ©. 


Für den triefter Plaz werden folgende Bögen. erlaſſen: 

3. Wird geftattet, daß ein durh Unglüfsfälle in die Zahlungsun- 
vermögenheit gerathener Negoziant, wenn auch die Gläubiger mehr als 
20 Prozent verlieren follten, dennoch das Negoz fortfezen könne; doc 
muß ſich ein ſolcher Negoziant bei dem Gub. ausweifen, daß er dur Un— 
glüfsfälle in die Zahlungsunvermögenheit gerathen fei, und daß er durch 
fremde Unterftüzung das vorige oder neue Negoz unternehme; worüber 
er jodann nah Umftänden die Bewilligung des Gub, zum ferneren 
Negoz zu erwirfen hat. 


Bonden dDinglihen Gemwerben. 


1451: Rommerzhffomdef. vom 18. Febr. 1818 N. 1421, an alle ft. 


Ueber die Frage: ob eine in Konfurs verfallene Handlung, wenn 
derfelben eine radizirte oder verfäuflihe Gerechtſame zu Grunde liegt, 
au bei einem 12 vom Hundert überfteigenden Verluſte der Gläubiger 
in die Maffe einbezogen und veräußert werden dürfe ® wird erklärt: 
dag fo lange noch radizirte und verfäufliche Handlungen beftehen, folche im 
Falle eines Konfurfes immer in die Maffe gezogen werden müffen und 
zum Beften derjelben veräußert werden fünnen. ©. 4576 u. f. 


6. Der Kridatar unterliegt dem Verfonalarrefte. 


1452: Hfd. v. 18. Dez. 1786 N. 603, an alle A. ©. 

a) Die Idee, als ob wider einen Kridatarius auch auf Anlangen 
des Gläubiger8 der Arreſt nicht mehr bewilliget werden könne, fei ganz 
irrig, da gemäß $. 362 der ©. D. die Befreiung vom Arrefte nur dem- 
jenigen gebührt, der dur Unglüfsfülle, folglih ohne fein Verfchulden, 
in die Zahlungsunvermögenheit verfällt, und alfo berechtigt ift, zu be- 
gehren, daß die Abtretung der Güter, mit denfelben anklebenden Rechten, 
ftatt habe. 


7/1453. Hfd. v. 23. Aug. 1793 N. 118, an das n. ö. N. ©. 


Ueber ein in Konfursfällen gefhöpftes Urtheil, wodurch eine angemeldete 
Forderung für liquid erfannt worden, kann, fobald es zur Rechtswirkung 
gelangt ift, wider den Kridatarius die Werfonalerefuzion ertheilt werden, 


ohne daß es gegen denfelben einer neuerlichen Verhandlung und eines 


neuerlihen Urtheiles bedarf. 
40* 
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7. Dem Kridatar gebührt feine Alımentirung. 


f 1454. Hfb. v. 16, Aug. 1782 N. 70, an das mah. Trib. 


Ohne ausdrüflihe und freiwillige Einwilligung der Gläubiger fonne 
aus der Konfursmafle dem Schuldner eine Alimentirung nicht abgereicht . 
werden. 


8. 7. (oder $. 75 der ©. O.) 


Da ein Konfurs eröffnet wird, fol der Richter zugleich a) ei 
nen Vertreter der Mafle (Curatorem ad lites) aufftellen,. Nur 
auf dem Lande, da die Gläubiger fich einhellig zur Liquidirung vor 
dem Gerichtöhalter einverftehen, Fann Diefer mit den Bläubigern 
felbft die Liquidirung vornehmen, doc) fo, Daß derſelbe zuwörderft 
das ganze Geſchäft durch Vergleich abzuthun fich alles Fleißes be— 
ftreben, fonft aber der Ordnung nad) verfahren fol; b) eben mit 
der Eröffnung des Konfurfes fol der Richter dad Vermögen des 
Berfchuldeten zugleic in die Sperre nehmen, beſchreiben und ſchä— 
zen lafjen, wie auch c) nad) Vernehmung und Einwilligung der 
befannten, und im Orte des Gerichtes anweſenden Gläubiger, 
oder auch, wenn ed die Noth erheifchte, von Amtswegen einen 
Berwalter des Vermögens (Curatorem bonorum) beftellen; und 
endlich d) alle, welche eine Forderung an den Berfchuldeten haben, 
durch ein öffentliches Edift vorladen, und denſelben auftragen, 
dag fie ihre Forderungen bis an einem zu beftimmenden Tage an: 
melden follen, widrigend fie von dem vorhandenen Vermögen, in 
fo weit e8 die Öläubiger, die fi) melden werden, erjchöpfen, ab- 
gewiefen fein würden. 


a) Aufftellung eines Maffjevertreterg; f. oben lit. a. 


1453: Hfd. v. 15. San. 1787 WR. 620, an d. v. 8.9. ©. 


s) So weit bei einem auf dem Lande entitehenden Konfurfe das 
ganze Liquidirungsgefhäft von dem Nichter durch Dergleih abgethan 
werden fann, bedarf es der Aufftellung eines Vertreters der Maffe nicht; 
warn Dagegen Diefe Ausgleihung nicht zu Stande fümmt, ift auch ‚der 
Richter auf dem Lande an die allg. Ordnung gebunden, nnd muß folglich 
einen Vertreter der Maffe iu der Verfon eines im Orte befindlihen Ad— 
vofaten, oder ſonſt in Sachen verftändigen Mannes, eines obrigfeitlihen 
Beamten oder Mitnachbars aufitellen. 


/ 1456. HP. v. 18. Mai 1790 N. 23. an d. gal. A. ©. 

0) Dem ernannten Vertreter der Konkursmaſſe ift allemal zugleich 
nod ein Subftitut von Seite des Gerichts beizugeben, damit im Falle 
des Todes, der Erfranfung oder fonftiger Verbiuderung desfelben, die 
Konfursverbandlung nicht in Stillftand gerathe. 


- 
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1457. Hfd. v. 18. Juli 1800 N. 503, an das im. ö. N. ©. 

Die Landrechte und Magiftrate haben bei der Vertheilung der 
Kuratelen an vertrauenswürdige Advofaten mit billiger Gleichheit forgfal- 
tig vorzugehen, auch, wo es nicht lediglih um Vermögensverwaltungen 
fondern um Entdefung und Handhabung allfälliger Gerehtfame zu thun 
ift, die zu diefem Zweke nothwendigen Kuratelen nur den Advokaten zu 
verleihen. 


b) Sperre, Gnventur und Schäzung; f. oben hit. b ır. 
1576 u: f. 


1458. Reiol. v. 31, Dft. 1785 N. 489, an alle Ü ©. 


g)- Künftig foll eine Mappirung eines im Konfurfe verflochtenen 
Gutes nur in jenem Falle, und von jenem Theile des Gutes ftatt finden, 
worüber eine Örenzftreitigfeit fhon befteht oder beforgt wird; Die übris 
gen Güter, oder die außer allem Streit beftehenden Angehörungei des 
Gutes follen nie mappirt, ſondern lediglih nah Anordnung des; Gefezes 
far, umftandlih und genau befchrieben werden, 


e) Aufftellung eines Maſſeverwalters; f. oben lit. c. 


1459. Hfd. v. 11. Mat 1786 N. 547, on d.n. 0.9. ©, 


Den bei einem Konfurfe einfchreitenden Gläubigern iſt unbenommen, 
zum Verwalter des Vermögens über das in einem Lande befindliche Ver— 
mögen denjenigen zu benennen, der. über das Vermögen des nämlichen 
Schuldners in einem andern Lande ald Vermogensverwalter bereits be- 


ſtellt iſt. 


1460. Hfd, v. 27. Juli 1787 N. 702, an das mähr. A. ©. 


Wenn e8 auf die gerichtliche Benennung eines Vormundes, Mitvor— 
mundes oder Vermögensverwalters in den k. k. böh. öſt. deutfhen Erb— 
landen anfomme, könne von einer erbländiihen Juſtizbehörde ein aus— 
wärtiger fremder Unterthan nie dazu benennt werden. 


1461. Ofd. v. 7. April 1790 R. 8, an das gal. A. ©. 


-d) So weit die Benennung der Verwalter der Konfursmaffe von dem 
Richter abhängt, foll zu dieſem Amte Fein Fremder berufen werden. So 
weit dagegen die Wahl von den Gläubigern abhängt, foll zwar dem freien | 
Willen derfelben nicht vorgegriffen werden, doch muß der Konfursrichter 
Sorge tragen, daß der benannte WVermögensverwalter, fo lange feine 
Verwaltung dauert, fih im Lande aufhalte. 


d) Ediftalyorladung der Gläubiger; f. oben lit. d) und 
das Formular des Ediftes in der ©, J. I. $. 85. 
1462. Ofd. v. 9. April 1790 N. 12, and. n. u. ö. A. © 


In Konfursfällen kann e8 feine andere Aufforderung der Gläubiger 
zur Anmeldung ihrer Forderungen geben, als die von dem Richter Durch das 
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Edikt bei Eröffnung. des Konkurſes von Amtswegen geſchieht“ Daher 
würde es ein unordentliches Benehmen des Vertreters der Konkursmaſſe 
fein, wenn er aus dem Umftande, daß ihm ein oder anderer Gläubiger 
befannt fei, die Gelegenheit nehmen wollte, wider denjelben ‚eine befon= 
dere Aufforderungsflage zu überreichen. 


Ausn.; f 365, 2: u. 4. 


e) Aemtlihe Befanntgebung des eröffneten Kon 
furfes; f. S. 9. 


&) der Gerichtftelle des Fiskus: 


f 1462. Hfd. v. 15. Jan, 1787 N. 617, an alle A. ©. 


Sobald bei einem ausbrehenden Konfurfe aus dem Geftändniffe 
des Schuldners, aus dem obrigfeitlichen Nrotofolle, oder aus jonftigen 
Umftänden befannt wird, daß eine der fisfalämtlihen Vertretung zugewie— 
fene Forderung einjchreite, ift von dem Konfursrichter die Anzeige jedes- 
mal der Gerictitelle des Fisfus zu machen, damit das Fisfalamt deffen 
verftändiget, und zur Anmeldung und Liquidirung der Forderung verhalten 
werde; gleichwie auch ſodann mittelft der Gerichtitelle des Fisfus die 
Aeußerung desjelben in allen jenen Fällen abzuferdern ift, wo in dem 
Zuge des Konfurfes die Meinungen der Gläubiger vernommen werden 
müſſen. 


6) der Landesſtelle und der Gefällenverwaltung; 
ſ. 1444 D u. 1447. 


1464. Hfd. v. 13. März 1816 N. 1220, an daß n. ö. U. ©. 


Es hat fich der Fall ergeben, daß bei den in Krida verfallenen Handels— 
leuten der einen folhen Handeldmann treffende Mangelserfaznicht herein- 
gebracht werden fonnte, weil die Banfalverwaltung erjt zur Kenntniß 
der Krida gelangte, als der dieffällige Konfurs bereits aufgehoben war. 

Damit num Fünftig ähnliche Falle nicht eintreten, ift die Verfügung 
zu’ treffen, daß in Zufunft immer fogleich, als ein Handlungshaus im die 
Krida verfällt, die Banfalverwaltung Durch das Landrecht oder der Mas 
giltvat zu dem Ende in die Kenntniß gejezt werde, damit von derfelben 
vüffichtlich der von dem Banfalararium zu machenden Forderungen jogleich 
das Nöthige eingeleitet werden Fünne, 


1465. Hfd. v. 3. März 1826 N. 2169, an das ti. ö. Füftenl. U. ©. 


Die Beftäatigung der angemeldeten Handlungsditen in Trieft ſteht 
dem küſtenländiſchen Gub. zu, und wenn dajelbit ein berechtigter Handels— 
mann in Konfurs verfällt, hat das triefter Merfantil- und Wechſelgericht 
dem Gubernium alle jene Ausfünfte über den Aktiv- und Paſſivſtand zu 
ertheilen, deren dasfelbe zum Behufe der Entjheidung bedarf, ob der 
Handeldmann wegen ‚des feinen Gläubigern zugebenden Verluſtes des 
Dandlungsbefugniffes verluftig fei oder nicht. ©.$. 134 der J. u. St. MO. 
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* f) Unterſuchung und Beftrafung des Kridatars: 


1466. Ofd. v. 18. Dez. 1786 N. 603, an alle ©. A. 


b) In jedem Konfurje ohne Ausnahme foll von der Konfursinftanz 
wider den Schuldner von Amtswegen die Unterfuchung eingeleitet, daher fo 
wie der Konfurs ausbricht, wenn er der Flucht verdächtig ift, wider ihn 
der Nrreft verhänget, und, wann einer der $. 369 der ©. D. enthaltenen 
Umſtände eintritt, oder er fih nicht ausmweijen fann, daß er zur Zeit der 
fonteahirten Schuld fich mit allem Grunde zahlungsfähig glauben fonnte, 
wider ihn mit Beftrafung vorgegangen werden. 


1467. Hfd- v. 24. Auguft 1795 N. 251, an alle A. ©. 


Die Gerihtsbehörden ſollen mit mehr Ernſt und Genauigfeit die 
Unterfuhung wider Kridatarien vornehmen, die boshaften, betrüglihen 
und leihtfinnigen Schuldenmacher den Gejezen gemäß beitrafen, auch dieſe 
Vorſchrift nicht bloß bei den Fünftigen, fondern bei den noch hangenden, 
ſo weit jih hierzu genüglihe Inzichten darftellen, genaueft beobachten; 
endlich fich gegen die X. ©. von drei zu drei Monaten über den Fortgang 
und den Erfolg diejer Unterfuchungen nebſt Anzeige der wider die Schul- 
digen verhängten Strafe, oder aber der Urfachen der erfannten Unjchuld 
ausweiſen; Die A. ©. aber jollen fich mit derlei bloßen Anzeigen nicht 
genügen, fondern, wenm ihnen gegründete Bedenfen und Zweifel auffallen, 
ob wohl bei derlei Unterfuhungen mit der erforderlichen Genauigfeit und 
Gründlichfeit, oder mit Nachficht vorgegangen worden, fi die Aften jelbit 
vorlegen, und nad deren Erforfhung den ©erichtftellen die nöthige Wei— 
fung zugeben laflen. 


1468. Hfd. v. 1. April 1817, an alle A. ©. (©. 176). 


Da wahrgenommen wurde, daß von den Konfursbehörden bei Aus- 
bruch der Konfurfe die Unterfuhung wider die Kridatare, den bejtchen- 
den höchſten Vorfchriften zumider entweder ganz unterlaffen, oder Diefelbe 
doch nicht mit Thätigfeit fortgefezt werde; jo wird hiermit verordnet: die 
Borfchrift des Hfd. vom 24. Auguft 1795 fi) gegenwärtig zu halten, 
daher fih von den Konfursbehörden von drei zu Drei Monaten das Ver: 
zeichniß der anhängigen Kriden, fo wie auch zugleich den Ausweis über dei 
Fortgang der eingelangten Unterfuhung vorlegen zu laſſen, und diegfalls 
feiner Zögerung aud in jenen Fallen nicht, wo die Güterabtretung ges 
heben, welches beinahe immer der Fall ift, Plaz zu geben. 


1469. Hfd. v. 31. Jänner 1818 N. 1411, an alle A. ©. 


Wenn nah Eröffnung eines Konfurfes die Gemeinglaubiger zur Be— 
feitigung der Konfursverhandlung erflären, daß fte fich mit einem geringen 
Theile ihrer Forderungen begnügen, und fich einen größeren Verluft, als 
12 vom Hundert gefallen laffen, zugleich aber auch die Bitte beifügen, daß 

er Konfurs aufgehoben, und der Kridatar in den Betrieb der Handlung 
wieder eingejezt werde, it nach dem Inhalte des Hfd. vom 9. Jänner 
1788 N. 763 fowohl, als nach jenem des Hfd. vom 24. Auguft 1795 
N. 251 der J. ©. S., ungeachtet der von den Gläubigern angebotenen 
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DBerzichtleiftung auf einen größern Theil, ald 12 vom Hundert ihrer For- 
derungen, die Unterfuhung mit dem Kridatar vorzunehmen, und fann der⸗ 
felbe in feinem Falle in dem Betriebe feiner Handlung gelaſſen werden. 


1470. Ihfd. v. 6. April 1827, an dasın. ö. N. G. G. 


Daß die in dem Hfd. v. 24. Auguſt 1795 u. 1. April 1817 vor— 
gejchriebenen vierteljährigen Berichte nur von den Gerichten, welche eine 
Unterfuhung gegen einen in Konfurs gerathenen Schuldner zu führen in 
dem Falle find, und nur fo lange diefe Unterfuchung dauert, zu überrei- 
chen ſeien. 


1471. Zir. des in. ö. füft. A. ©. v. 29. Mai 1835 (P. Steier. 165). 


Gemäß berabgelangten h. Hfd. der F. k. oberften Zuftisftelle vom 
18. Mat 1. 3. 3. 3085, wird fämmtlihen, dieſem k. f. A. ©. unter: - 
ftehenden Zuftizbehörden das an das k. f. m. 8. A. ©. unterm 6. April 
1827 erlaffene h. Hfd. befannt gegeben, vermöge deffen die in den h. Hfd. 
vom 24. Aug. 1795, und 1. April 1817 vorgefchriebenen viertljährigen 
Konkursberichte nur von den Gerichten, welche eine Unterſuchung gegen 
einen in Konkurs gerathenen Schuldner zu führen in dem Falle ſind, und 
nur, ſo lange die Unterſuchung dauert, zu überreichen ſeien. 


Mittel zur ämtlichen Unterſuchung. 


14372. Ofd. v. s. Febr. 1782 RN. 34. 


Da ſich in Kriminal- und Konkursverfahrungen manche Fälle ergeben 
können, wo die ſchleunige und zuverläſſige Juſtizverwaltung fordert, die 
an die Kridatarien oder Inquiſiten einlangenden, oder von flüchtigen Ver— 
brechern etwa einkommenden Briefe gerichtlich zu eröffnen, ſo werde zwar 
bewilligt, daß in derlei Fällen ſolche Briefe von den Poſtämtern an die 
Kriminal- oder Konkursgerichte, gegen Empfangſcheine ausgefolgt werden; 
doch ſollen die genannten Juſtizbehörden ſich dieſer Erlaubniß bei ſchwerſter 
Verantwortung in keiner Art zum Abbruche des allgemeinen Zutrauens 
mißbrauchen, und alſo nur, wenn es die rechtliche Nothwendigkeit in ge— 
dachten Vorfällen erheiſcht, die Ausfolgung anſuchen. 


1473. Fahrpoſtordnung v. 6. Juli 1838. 

8. 22. Die der Poſtanſtalt zum Transporte anvertrauten Sendun— 
gen werden an Die vom Verſender auf der Adreſſe ald Empfänger (Adreſſa— 
ten) bezeichneten Perſonen, oder an deren Bevollmäcdhtigte, mit Ueberge— 
bung derjelben aber ihrem gefezlichen Vertreter, falls derfelbe der Poſt— 
anftalt von der Gerichtsbehörde namhaft gemacht worden ift, und ſich mit 
der gerihtlihen Aufſtellung als Vermögensverwalter jener Perfon legiti- 
mirt, gegen Empfangsbeftätigung (Abgabsrezepiffe) ausgefolgt. 

2474. BÖriefpoftordnung v. 6. Nov. 1838. 

$. 31. Dem gefezlihen Vertreter oder gerichtlich beſtellten Vermö— 

gensverwalter eines Adreflaten werden die an dieſen lezteren gerichteten 


Briefpoftfendungen übergeben, wenn die Gerichtsbehörde denfelben zu die 
fem Zweke der Poſtanſtalt nambaft gemacht bat. 
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1475. Hfd. v. 5. Nov. 1787 N. 740, an alle A. ©. 


Die Koften zur Verfolgung und Habhaftwerdung eines flüchtigen 
Kridatarius find aus der Konfursmafle zn beftreiten, 


$. 8. (oder $. 76 der G. OD) 


Den Tag, bis an welchem die Gläubiger ihre Forderun: 
gen ‚anzumelden haben, foll der Richter nad) Beichaffenheit der 
Umftände beftimmen, doch niemals weiter hinaus, als auf 6 
Monate, und auf Feine Fürzere Zeit, ald auf 30 Tage, und 
zwar jederzeit mit Einfluß der Ferien. 


#1476. Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an das i. 9.4. ©. 

p) Die in dem Einberufungsedifte beftimmte Anmeldungsfrift laßt 
feine Erweiterung su, derjelben Verjaumung fann nur durh den Weg 
der Wiedereinjezung i in den vorigen Stand fanirt werden; wohl aber fünnen 
zur Heberreihung einer ordentlich inftruirten Liquidirungsklage Frifterwei- 
terungen bewilligt werden. 


1477. Hfd. vom 13. Juli 1789 N. 1031, an alle U. ©. 

a) Wenn bei einem Konfurfe das Fiskalamt ala Gläubiger einzutre= 
ten, und eine feiner Vertretung zugewiefene Forderung anzumelden hat, 
läuft dem Fisfalamte die namlihe Frift, die allen übrigen Gläubigern in 
dem Konvofazionsedifte ausgejezt iſt; das Fisfalamt muß alfo auch bis 
zu dem in dem Edifte beftimmten Tage feine Anmeldung überreichen. 


$. 9, (oder $. 77 der ©. D.) 


Das Edift fol, wie ed jeden Ortes Herfommens iſt, an; 
geichlagen und Fundgemadht, die vorgemerften Gläubiger aber 
befonders vorgeladen, und jedem Derfelben die Vorforderung - 
ſo zugeftellt werden, wie einem Beklagten nach Maßgabe feiner 
Anwefenheit oder Abwefenheit Die erfte Klage in Folge der Ge; 
richt3ordnung zugeftellt werden muß, ©. G. J. J. 9. 87, 


1478. Hfd. v. 7. April 1785 N. 4103, an alle A. ©. 

‚Die im $. 9 der 8. D., und in dem anmit übereinftimmenden $. 
77 der G. D. Anbefohlene befondere Vorforderung der vorgemerften 
Gläubiger zum ausgefohriebenen Konfurfe fei auf alle jene Glau- 
biger ohne Ausnahme, aber auh auf Diefe allein zu verftehen, 
die auf eine Realität durch gerichtliche Wormerfung ein Pfandrecht 
erhalten haben, wie immer fodann nad den verſchiedenen Landesverfaſſungen 
die Vormerkung geſchehen fein möge, durch die auf eine Realität das Pfand- 
recht erwirft worden. ° 


1479. Hfd. v. 18. April 1788 N. 812, an das i. u. 0.0. A. ©. 


Die im $.-77. der ©. D. dem Konfursrichter aufgetragene befon⸗ 
dere Vorladung der vorgemerkten Gläubiger hat keinerdings unter Auf: 
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fezung einer neuen Frift zur Anmeldung, ſondern unter derjenigen zu ges 
jheben, die für alle Gläubiger in dem Konvpfazionsedifte einfommt *). 


/1480. Hfd. v. 16. März 1811 N. 935, ar das böh. A. ©, 


Die Anfrage: ob auch die fuperintabulirten und fuperpränptirten 
Gläubiger eine Kridarealität insbefondere von dem eröffneten Konfurfe 
verftändigt, und auf die Liquidirung angewiefen werden müffen, wird 
Dahin entfchieden: e8 liege in der Natur der Sache, daß das Gejfez Die 
fuperpränotirten und fuperintabulirten Gläubiger befonders von dem aus— 
gebrochenen Konfurje verftandigen zu laffen nicht beabfichtigen könne, 
weil nur die Gläubiger des verfchuldeten Kridatars ihre Forderungen zu 
liquidiren angewiefen find, ein auf einer Kridarealität fuperpränotirter 
oder fuperintabulirter Gläubiger aber fein Gläubiger des Kridatars, ſon— 
dern der Gläubiger eines Konfursgläubigers ift. 

Da unrerdeifen den fuperintabulirten oder fuperpranotirten Gläu— 
bigern einer Kridarealität daran gelegen ift, damit auch jene Forderung, 
worauf fie fuperintabulirt oder fuperpranotirt find, zum Konkurſe liquidirt 
werde, und fie aus Nachläſſigkeit ihres Schuldners nicht um ihren Zahlungs: 
fond gebracht werden; fo foll es zwar bei der bisher bei dem boͤh. Land: 
rechte beftehenden Hebung, in Konfursfällen nicht blos die pränotirten und 
intabulirten, fondern auch die juperpränotirten und fuperintabulivten Gläu— 
biger von dem ausgejchriebenen Konkurſe insbefondere zu verftändigen, 
fein VBerbleiben haben. Doch muß, wenn auch die fuperpränotirten pder 
fuperintabulirten Gläubiger einer Kridarealität die ihnen zur Hipothek die— 
nende Forderung zum Konfurfe in Geftalt einer Klage anmelden, dieje 
Anmeldung bis zum Ausgange des Liquidazionstermines bei den Aften 
aufbewahrt, und nur dann dem Konfursmaffevertreter zur Einrede zugeftellt 
werden, wenn die intabulirte oder pranotirte Hauptpoft von dem Eigen- 
thümer derfelben während des Termines zu liquidiren unterlaflen worden 
wäre, weil fonft unnöthiger Weife zwei Liquidazionsprozeſſe über eine und 
diefelbe Poft abgeführt würden, welches bei der Fünftigen Klaſſifikazion 
pder dem Zahlungsausweife zu Srrungen Anlaß geben Fonnte, 

Bringt jedoch der intabulirte oder pränotirte Gläubiger indem Kon: 
vokazionstermine felbft die Liquidazionsklage an, fo ift die proviſoriſche 
Liquidagiondanmeldung des fuperintabulirten oder fuperpranptirten Gläu— 
bigers demfelben mit der Verftändigung von der in rechter Zeit von dem 
Hauptglaubiger eingefommenen Liquidazionsanmeldung sn 

Endlich verfteht es fich von felbft, daß ein juperpränofirter oder ſuper— 
intabulirter Gläubiger einer Kridarealität nur die Forderung feines infa= 
bulivten oder pranotirten Schuldners proviforifch, nicht aber feine eigene 
fuperintabuliete oder fuperpranotirte Forderung zum Konkurſe anzumelden 
babe, weil eine derlei Liquidazion mit dem Konfurdmafjevertreter verhan— 





*) Das Hfd. v. 18. Sept. 1801 N. 538, hat verdrdnet, daß den unbefannten 
Pfandaläubigern Feine Vertreter zu beftellen ſeien, weil es Fein Geſez vor— 
fchreibe. Diefes Hfd. gilt nicht mehr, weil der $. 276 des a b. ©. B. über: 
haupt anordnet, daß für die unbefannten Theilnehmer »an einem Gefchäfte«, 
wozu Die Konfursverhandlung aud) gehört, Kuratoren zu beftellem find. 
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delt werden muß, Diefer aber nur die Konfursmaffe, nicht aber einen Kon— 
fursgläubiger gegen feine Gläubiger vertreten fünne. S. LOSG6 u: 1987: 


$. 10. (oder $. 78 der ©, D,) 


Sleih nad) Empfang des Dekretes ſoll der aufgeftellte 
Vertreter mit den befannten Gläubigern liquidiren, und mit 
den übrigen nad dem Maße, als fie fich anmelden; wenn er 
vor Verftreichung der zur Anmeldung gefezten Frift mit allen 
“ vollftändig liquidirt hätte, wäre bei Beſtimmung feiner Beloh— 
nung bejondere Rükſicht auf feinen Fleiß zu tragen. 


1481. Reſol. v. 31. Oft. 1785 N. 489, an alle A. ©. 

r) Der Richter hat dem Vertreter der Konkursmaſſe bei bemerfendem 
Saumfal von Amtswegen aufzutragen, die haftenden Sazihriften in der 
vorgejihriebenen Zeit zuerftatten, und gegen den in Erftattung feiner Saz— 
ſchrift faumigen Gegentheil nach Verfliegung der beftimmten Frift, die Ins 
votulirung der Aften anzufuchen. 

1482. Hfd. v. 18. Mai 1790 R. 23, an das gal. U. ©. 


q) Der Maffevertreter joll von zwei zu zwei Monaten fi vor dem 
Konfurdrichter ausweifen, was über jede angemeldete Forderung eines 
Gläubigers gefhehen fei; wo die Sache haftet, und daß feiner Seits nichts 
verabfaumt worden. 


$. 11. (der $. 79 der ©. DO) 


Die Gläubiger follen ihre Anmeldung in der Geftalt einer 
förmlihen Klage einreichen, darüber ader ſoll ſowohl bei dem 
Gerichtsprotofolle, ald von dem Vertreter felbjt eine genaue 
Vormerkung gehalten, daraus feiner Zeit ein verläßliches Ber: 
zeichniß verfaßt, und dieſes mit den Aften zur Abfaffung der 
Klaſſifikazion eingelegt werden. 


1483. Hfd. v. 1. März 1734 N. 253, an das v. ö. A. ©. 

a) Dem Landrechte fei in Folge des F. 11 der Konfursordnung die 
Führung des Verzeichniffes über die vorfallenden Anmeldungen der Gläu— 
biger aufzutragen, und daher müſſe dasſelbe gleich nach verfloffener Anmels 
dungsfrift verfaßt fein, fodann aber mit den Aften zur Verfaſſung der 
Klaſſifikazion eingelegt werden. 

/ 1484. Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an d. i. ö. A. G. 

M Ein Kreditor Fanıt beileberreihung einer Anmeldungsklage ſchon 
. nie zu einer Kauzionsleiftung angewiefen werden. 

1483. Hfd. v. 5. März: 1787 N. 642, an alle A. ©. 

Sn; Um der h. Refol.. vom 15. Zänner 1787 deito fiherer Genüge zu 
leiften, welche die Konfursforderung, die niht 56 fl. überfteigt, der Ent: 
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rihtung einer Tare enthoben hat, foll auf jeder Schrift, die im Laufe der 
Liquidirung einer folhen Schuldforderung überreicht wird, von außen bei 
der Rubrik auch der Betrag der bei dem Konfurfe angemeldeten Schuld- 
forderung beigefezt werden. 
$. 12. (oder $. 80 der ©. 9.) n 
Ueber jede folhe Anmeldung ift, wie über jede andere 
Klage zu verfahren; es hat aber in dieſer jeder Gläubiger nicht 
allein die Richtigfeit feiner Forderung, fondern auch das Recht, 
Eraft deſſen er in Diefe oder jene Klaſſe gefezt zu werden be; 
gehrt, zu erweifen und auszuführen. 


1486: Hfd. v. 15. Sanner 1787 N. 621, an alle A. ©. 


w) Auch in Konfursfällen kann die Anmeldungsflage in das münd- 
lihe Verfahren eingeleitet werden, wenn die Summe geringfchäzig ift, oder 
die Forderung fih auf Urfunden gründet, die in Folge der Gerichts— 
ordnung vollkommenen Ölauben verdienen. 7 


1487. Hfd. v. 15. Mat 1786 WR. 549, an alle A. ©. 


Sp wie über eine bei einem Konfurs gefchehene Anmeldung das 
Berfahren gefchloffen, die Akten inrotulirt, und der Spruch über Die 
Nichtigkeit der Forderung gefhöpft ift, fol deſſen Zuftellung von dem 
Richter gejhehen, und nicht nöthig fein, die übrigen Liquidazionsurtheile, 
pder die Abfaffung der Klaffififagion über fammtlid angemeldete Gläu— 
biger abzuwarten. 


Liquidirung Des Eigenthumes. 


148 8. Hfd. v. 19. Aug. 1825 N. 2126, an-alle A. ©. 


Ueber die Anmeldung und Liquidazion des Eigenthbumsrechtes gegen 
Konkursmaſſen wird mit Aufhebung des Hfd. vom 11. Sept. 1788 N. 
892 der J. ©. S., Folgendes angeordnet: 

Das“ Eigenthumsrcdht ift der Konfursordnung gemaß binnen der 
Ediftalfrift mittelft einer Anmeldungsflage auszuführen, und darin zugleih - 
für den Fall, daß dem Kläger das Eigenthum nicht zuerfannt würde, die 
ihm unter diefer Vorausfezung etwa aus anderen Rechtsgründen zufte- 
hende Forderung anzugeben. 

Der Maffevertreter foll ohne Vernehmung des Ausfhuffes der Gläu- 
biger weder über diefe Klage verhandeln, no über die Anſprüche des 
Klägers eine Erflärung abgeben. ©. 1489. 

In dem Liquidazionsurtheile muß dem Kläger das Eigenthum ab- oder 
zuerfannt, nnd im erften Falle zugleich über die allenfalls angemeldeten 
anderen Nechte entichieden werden. 

In beiden Punften dient das Erfenntnig bei weiteren gerichtlichen 
Verhandlungen und bei der KHlaffıfifagion zur Richtſchnur, und Fann in 
der Folge auch, fo viel das dem Kläger zugeftandene oder abgejpro- 
chene Eigenthumsrecht betrifft, durch Vorrechtsklagen nicht beftritten werden. 
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Jedoch ift dem Kläger das ihm von dem Gerichte zuerfannte Ei— 
genthum vor Verlauf der Ediftalanmeldungsfrift nicht zu verabfolgen, 
wenn er nicht bis zu Diefer Zeit der Konfursmafle fir den Fall Sicher: 
heit leiftet, dag etwa von einem Dritten Anfprühe auf denfelben Gegen- 
ftand angemeldet würden. 


1489. Ihfd. v. 6. Juni 1826 N. 2188, an das im. ö. küſtenl. X. ©, 


Sn Erläuterung des Hfd. vom 19. Auguft 1825 N. 2126 der J. ©. 
©., wegen der Eigenthumsflagen gegen die Konfursmaffen wird bedeutet: 
daß, wenn zu der Zeit, wo der Maffevertreter über eine Eigenthumsflage 
gegen die Konfursmaffe verhandeln oder eine Erflärung abgeben fol, noch 

fein Ausfhug der Gläubiger gewählt ift, die befannten und in dem Ges 
richtsorte anwefenden Gläubiger ſelbſt zu vernehmen feien. 


Liquidirung eines Fideifommißgutes, 


7 1490. Hf. v. 1. März 1799 N. 456, an das n. ö. 4. ©. 


Ueber die Umtsanfrage: 1) ob der Fideifommißfurator bei einem ſich 
ergebenden Konfurfe das Fideifommißgut anzumelden und zu liquidiren 
habe; 2) ob fohin feine Stimme bei der Wahl eines Vertreters nach dem 
Werthe der mit dem Bande des Fideifommiffes befhmerten beweglichen und 
unbemweglihen Entien zu zählen fei, wird feftgefezt: 

Daß, fo viel es den erften Punkt betrifft, der Fall des von dem Fi- 
deifommißfurator bei der Konfursmaffe anzumeldenden Fideifommiffes in 
KRüfficht derjenigen Immobilien, wie auch der dazu gehörigen Entitäten 
und des fundi instructi, worauf das Band des Fideifommiffes landtäflich 
vprgemerft ift, wovon daher nur der Fruchtgenuß, nicht aber die dem 
Kridatar nicht eigenthümlihe Subftanz zur Konfursmaffe gezogen werden 
kann, nicht eintreten fünne; wo hingegen es fih von felbt verfteht, daß 
der Kurator jeine Anfprüche auf jene unbeweglichen Güter, auf welche das 
Band des Fideifommiffes nicht landtaflih vorgemerkt ift, die von dem Kri— 
datar als allodial befeffen, und als allodial in deſſen Konfursmaffe gezogen 
worden, wie auch auf die zur Konfursmaffe gezogenen beweglichen Fidei- 
fommißgüter eben fo wie die wegen Alienirung, Onerirung und Deteriv- 
rirung des Fideifommiffes an den Kridatar oder die Konfurdmaffe zu 
ftellende Forderung gehörig anzumelden und zu liquidiren habe, in Folge 
deſſen er auch, jo viel es den zweiten Punkt betrifft, in Rüfficht feiner 
aus diefen Verhältniffen angemeldeten Forderungen eben fo, wie jeder an 
dere Gläubiger anzufehen ift; wegen der zur Konkursmaſſe gar nicht gehö— 
rigen Subſtanz der mit dem landtäflicd vorgemerften Bande des Fidei- 
fommiffes belafteten unbeweglichen Güter hingegen, da er dießfall gar nicht 
Konfursgläubiger ift, auch bei der Wahl eines Maffeverwalters nicht ein- 
zuſchreiten, und die Gläubiger in der bevorftehenden freien Wahl nicht zu 
hindern; fondern während des Konfurfes gegen die Gläubiger feine Ob— 
forge auf das Fideifommißgut in feiner anderen Art, als außer dem Kons 

kurſe gegen den Fideifommiginhaber felbft zu verwenden hat. 
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Anmeldung des Zehentrechtes und der Grunddienſt— 
barfeiten. 


1491. Hfd. v. 19. Juli 1792 N. 33, an das gal. A. ©. 

a) Sp wie von Klaffifizirung eines Zehentrechtes Feine Frage fein 
fann, fo find zwar auch alle übrigen Grunddienftbarfeiten zur Anmel— 
dung bei der Krida, aber zu feiner Klaffififazion geeignet, fondern wenn 
ihr Beftand rechtlich berichtigt worden, find foldhe nur bios in den Grund» 
inventarien und refpeftive Abjhäzungen anzumerken, mithin Die — 
Berechtigten dabei unbeirrt zu erhalten. 


1492. Hkzd. v. 15. März. fg. v. der weſtgal. Hofkommiſſion den 
17. April 1798 (8. 206). 

Die Zehentgerechtigfeit, fo wie alle übrigen Grunddienftbarfeiten, 
find zwar zu einer Anmeldung bei der Krida, nicht aber zu einer Klaj- 
fifizirung geeignet, und jene Zebente, die aus einem Privatvertrage 
zwifchen Adeligen und Geiftlihen herrühren, fo wie auch jene, welche 
die Adeligen vermöge Kontrafts von unterthänigen Gründen abnehmen, 
find von der Perfon felbft, welche den Kontraft einging, und in dem Be— 
fige des daher rührenden Zebents ift, ohne Beiſtand des fünigl. Fisfus im 
Konfursfalle zu Liquidiren, für die Nachfolger dieſer Perſon aber die Ze— 
hente von Seite des Föniglihen Fisfus anzumelden, die rükſtändigen Ze— 
bente hingegen nicht nur anzumelden ſondern auch zu liquidiren. 


Beweismittel; f. 1436, 415 u. f., u. 1166. 


# 1493. Refol. v. 31. Okt. 1785 N. 489, an alle A. ©: 


fff) Bei Verfaſſung des Klaffififazionsurtheiles ift der Richter an 
die ausdrüfliche oder ftillfchweigende Eingeftehung des Vertreters der Maife 
über die von dem Gläubiger anbegehrte Klaffe Feinerdings gebunden, ſon— 
dern es foll jene Klaife beftimmt werden, die aus dem von dem Gläubiger 
angegebenen, von dem Vertreter der Maſſe eingeftandenen 
Fafrum nah Vorfchrift der Rechte fließt. " 


$. 13. (oder $. 81 der ©. 9.) 


Nachdem über alle Anmeldungen, welche bis zur Verftrei: 
chung der in den Edikten beftimmten Frift eingefommen find, das 
Verfahren geichloffen und die Aften inrotulirt find, ſoll über jede 
Anmeldung in Betreff der Richtigkeit der Forderung der Spruch 
insbefondere geichöpft, zugleich aber die Klaſſifikazion Der ſämmtlich 
angemeldeten Öläubiger abgefaßt, und gehörig fundgemacht werden. 


/1494. Reſol. v. 14. Juni 1784 R. 306, an alle A. ©, 

£) Die $. 81 der ©. D. und S. 13 der K. D. anbefohlene Kund— 
machung des Klaſſifikazionsurtheiles habe foldhergeitalt zu gefcheben, daß, 
fo wie jedem Gläubiger der Spruch über die Nichtigkeit feiner Forde- 
rung zugeftellt wird, alſo unter einem dem Verwalter des Vermögens 
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und dem Mertreter der Maffe das Klaffififagionsurtheil- feines vollen 
Inhalts zugeitellt werde; jedem Gläubiger aber die Zuftellung des Aus— 
zuges des Klaffififazionsurtheiles, fo viel es feine angemeldete Anfor- 
derung betrifft, mit dem Anhang zugehe, Daß er den ganzen Inhalt des 
Klaffififazionsurtheiles bei dem Verwalter des Vermögens oder Vertreter 
der Maſſe einfeben, auch auf Anmelden bei dem Richter eine Abjchrift 
des Urtheiles überfommen fonne. 


1495: Hfd. v. 13. Zuli 1789 N. 1031, an alle A. G. 

b) Hat es allerdings feine Nichtigfeit, daß der Auszug der Klaſſi— 
fifagion, jo viel es die bei einem Konfurfe von dem Fisfus angemeldete 
Forderung betrifft, jo wie die Erinnerung, warn die ganze Klaſſifikazion 
bei dem Bertreter der Maſſe und Verwalter des Vermögens einzufehen 
ift, dem Fisfalamte zugejtellt werden müſſe. 


1496: Reiol. v. 11. Sept. 1784 N. 336, an das mähr. A. ©. 

m) Wenn über die gegen ein Liquidazionsurtheil ergriffene Appellazion 
durch Das Appellazionsurtheil eine Nenderung vorgeht, fet dieſe Nenderung 
bei Verfaſſung der Repartizion fich genau gegenwärtig zu halten, ohne daß 

es nöthig fei, fich Durch die vorgefommene Klaflififagion beirren zu laſſen. 


$. 14. 


Bor allen Gläubigern find jene zu ſezen: a) welche ihr eigen: 
thümliches. bewegliches oder unbewegliches Gut, jo zur Zeit des 
eröffneten Konfurfes in der Mafle annoch unverwendet gefunden 
worden ift, zurüffordern; b) jene, welche nad) eröffnetem Kon— 
kurſe für die Maſſe ſelbſt etwas verwendet, oder für Diefelbe ge: 
arbeitet haben, al$ der Vertreter der Maffe und der Verwalter 
des Vermögens. ©. $. 16. 


149%. ®. D. v. 1. Oft. 1763, Art. XLVI. 


Bon dem Vorzuge der Wechfelbriefe vor gemeinen Schulöverfchrei= 
bungen in’ Concursu Creditorum. 

Lezter Abjaz. Dbiges verfteht fi auf jenen Fall, wann das 
auf einen förmlihen Wechfel gegebene Geld bei dem Wechsler nicht mehr 
vorhanden, fondern ausgegeben und entäußert worden ift; da aber 
fothbanes Geld bei ibm Wechsler fih annoch realiter befindet, bat 
es den Vorzug vor allen anderen Schulden, und kann der Geber ſolches 
vorhandene Geld wiederum vindiziren *). 


1498. Hfd. v. 25. Oft. 1790 N. 69, an alle A. ©. in Folge b. 
Entſch. 
a) Das bei den Tabakverlegern ſich vorfindende unverkaufte Tabak— 


*) Dasſelbe verordnet die ital. Ueberſezung der W. D.: Editto di cambio 
vom 2. April 1765 für Trieft und das Litorale, Art. 46 u. die Gonslitutio camb. 
v. 22. Juli 1775 für Oftgal. Art. 46. ” 
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materiale ift allerdings ein Eigenthum des Kameraltabafgefälles und alfv 
ein wahres Nerarialgut. 

b) Die für das verfchliffene Tabafmateriale eingegangenen. Gelder, 
bis fie zur Gefällsfaffe abgeführt find, können als ein Nerarialgut Eniper* 
dings angefehen und behandelt werden. ©. 365. 


1499. Zir. v. 27. April 1824 H. 432 (Mil. 45). 


Nach einer von der f. f. oberften Zuftizitelle anher mitgetheilten, 
an das n. 8. A. ©. unterm 28. Febr. 1824 erlaffenen Zir. Vdg. ift das 
leztere angewiefen worden, daß, da die Verbindlichkeit, die Koſten der 
Löfhung eines ausgebrochenen Feuers zu bezahlen, als eine nad, dem 
allg. Gefeze auf dem Haufe jelbit haftende Lat angefehen, und der zur 
Bermeidung eines bevorftehenden Schadens gemachte Aufwand von jedem, 
deffen Vermögen dadurch gerettet worden ift, erjezt werden müſſe, die 
Forderungen diefer Art allen auf das * einverleibten Schuldpoſten 
vorzuziehen ſeien. 

Welches ſämmtlichen Militärbehörden zur Wiſſenſchaft, und in * 
Militärgränzen auch zur Darnachachtung bekannt gegeben wird. 


$. 15. 

In die erfte Klaffe find zu fezen, jene, welchen hiermit ein 
vorzügliches Recht ertheilt wird: a) die zur Begräbniß des Ber; 
fhuldeten nothwendigen Unfoften ); b) die erforderlichen Trauer: 
unfoften, doc nur in dem Falle, warn der Verfchuldete vor Er— 
Öffnung des Konfurfes geftorben ift; c) Die Hausgenofjen, welche 
um Koft oder Lohn, oder um beides zugleich einem Herrn dienen, 
mit ihrem von Drei Jahren her rüfftändigen Liedlohn, von der Er: 
Öffnung des Konkurſes zurüf zu rechnen: d) die Aerzte, Wund: 
ärzte und Apothefer mit dem, was ſie von einem Sabre her anden 
Berfchuldeten für ihre Bemühungen und abgegebene Arzneien zu 
fordern haben; e) die Rauchfangkehrer ebenfalls mit ihrem Ver; 
dienfte von einem Jahre her vom Tage des eröffneten Konkurſes 
zurüf zu rechnen, 


Zu c) 
1500. Hfd. v. 1. Juli 1782 N. 61, an das ti. u. 0. d. W. ©. 


ec) Die Forderungen der Advofaten fünnten bei einem ausbrechen- 
den Konfurfe. eben fo wenig den Forderungen der Liedlöhner in der 
Klaffififazion gleich gehalten werden. fo wenig in die dritte Klaffe die aus 
Depositis herrührenden Forderungen zu klaſſifiziren ſind, da alle in dem 
$. 19 nicht ausgedrükten ehemaligen Vorzugsrechte in dem Patente, mittelſt 


* 


*) Ueber das Vorzugsrecht der Begräbnißkoſten bei Sträflingen ſ. Hfd. v. 
7. Febr. 1817 im chronologifhen Reg. 
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deffen die Konfursordnung publizirt worden ift, — und unwirkſam 
erklärt ſind. 


1501. Hfd. v. 15. Jan. 1787 N. 621, an alle A. ©. 

x) Das den Hausgenoffen in dem $. 15 der 8. D. ad ec. einge- 
räumte Vorzugsrecht Fann ihnen nicht beftritten werden, wenn fie wirklich 
zur Zeit des ausgebrodhenen Konfurfes nicht mehr in Dienften ihres 
Schuldners ftehen. 

y) Das den Hausgenoſſen eingeraumte Vorrecht kommt auch den 
Kindern des Schuldners zu ſtatten, wenn ſie bei ihm in Dienſten ſtehen. 


1502. Hfd. v. 27. Sept. 1792 N. 54, an das in. ö. A. ©. 
ec) Sobald Handlungsbediente einem Herrn um Koft oder Lohn, 
oder um beides dienen, unterliegt es feinem Anftande, daß diefelben 
unter dem Ausdrufe: Hausgenoſſen zu verftehen feien. 


1503. Hfd. v. 26. Nov. 1802 N. 584, an das n. ö. A. ©. 
Die Sciffleute, da fie dem Schiffmeifter um Koft und Lohn dienen, 
haben bei Konfurfen über das Vermögen desfelben das den Hausgenoffen 
in dem $. 15 der 8. D. zugedachte Vorrecht zu genießen. 


1504. Hfd. v. 24. Aug. 1803 N. 622, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben den 15.85. der K. D., in Bezug auf die Priori- 
tät der Schiff- und Stuferlöhnungen in fich Krncheipät Konfursfällen da— 
bin zu erläutern gerubt: daß jowohl in Defterreih ob als unter der Enns 
die Löhnungen der Schiffleute, und derjenigen, welche Pferde und Leute, 
die bei den Schiffmeijtern für Koft und Lohn während einer Wafferreife 
dienen, zu Schiffzügen jtellen, oder die fogenannte Stuferlöhner, in jo 
weit Diefelben bei dergleichen Reifen verdungen wurden, und ihre order 
rungen nicht über drei Jahre, vor Eröffnung eines Konfurjes zurüf zu 
rechnen, rüfftändig find, bei jedem Konfurfe eines Schiffmeifters den Haus— 
genoſſen, weldhe für Koft und Lohn dienen, gleich zu halten, folglich in 
der erften Klaffe zu Flaffifiziren ſeien. 


Abjchlagszahlungen. 


/ 1505. Hfd. v. 23. Sept. 1785 N. 469, an alle A, ©. 


b) Wenn das Konfursvermögen nicht hinlänglih wäre, Die gemäß 
$. 15 der 8. D. in.die erfte Klaſſe verjezten Gläubiger insgefammt ganz 
zu befriedigen, follen diefelben die Zahlung nad) dem Verhältniſſe Des 
Betrages ihrer Forderungen, obne unter fih ein Vorrecht zu genießen, 
empfangen. 

$. 16. 


Die landesfürftlichen Gaben und die obrigfeitlichen * 
derungen ſind ſo zu klaſſifiziren, wie es bisher kraft der beſte— 
henden Geſeze üblich war. 

Handb. d. joſ. ©. ©. 4 
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Allgemeine Beftimmungen‘: 


31506: Pat. Wien den 30. San., in Defter. den 22. Juni 1756 
(8. 3. 308). 


Bei den fich ereignenden Kriden werden den in Danden der Kridarien 
befindlihen und denenfelben anvertraut geweiten Regimentsſteuern, dann 
anderen dem höchſten Aerarium angehörigen Geldern ihre Klaſſen, nach 
welchen ſolche in Zukunft abgelegt werden ſollen, ausgemeſſen und anmit 
verordnet, daß 

1. die bei einem Kridarius oder nach deſſen Abſterben annoch in 
Natura vorhandenen Regimentsſteuer- und andere Gelder des Aerariums 
ein wahres Eigenthum desſelben, und reſpektive des Regimentes zu vin— 
diziren, mithin vor allen zu der erſten Klaſſe abzulegen, ingleichen auch 
die von den annoch in Natura vorhandenen Waaren, rükſtändigen Zoll— 
gebühren ohne Unterfhied, ob der Zoll geborgt, oder aber im Fall der 
Defraudazion nicht entrichtet worden, den oberwähnten Steuern gleich zu 
achten, folglih auch dergleihen rufftändige Zollgebühren eben fo, wie die 
in der Natur anno vorhandenen Regimentsſteuer- und andere Nerarial- 
gelder in die erite Klafje eriten Drtes zu fezen, und. zwar vorzüglich von 
jenen annoch vorhandenen Waaren, wovon der Zoll valftändig iſt, zu 
bezahlen jein. Wohingegen 

2. die bei einem Kridarius von feinem Grund annoch rükſtaͤndige, 
mithin auf demſelben ohnedem haftende Steuern vermög der Novell. 
declarat. E. e. 30. in die privilegirte zweite Klaffe gehören. So viel 
ed weiters 

3. die einem legitimo exactori bereits abgeführte, von diefem aber 
in eigenem Genuß verwendete Steuergelder, wie auch die von einem Kri— 
Darius ſchon verzehrfe, und zu feinem Nuzen verwendete Negimentsgelder, 
dann die rüfftandigen Zollgebühren von den in der Natur nicht mehr vor- . 
bandenen Waaren, und die von den Zolleinnehmern, nicht minder von den 
öffentlihen Kafebeamten bereits eingenommenen, von diefen aber auch in 
eigenen Genuß bereits fhon verwendeten Zoll- und alle übrige dem Nera- 
rium gebührende Gelder anbetrift, allen diefen gleicherwähnt verzehrten 
Steuer:, Militärs, Zoll und Nerarialgelder foll hiemit an dem Mobiliar- 
vermögen des Schuldners Das Privilegium- praelationis dergeftalt ein 
beraumt fein, daß namlich dergleichen Forderungen gleich nach den ohne— 
dem an der gefammten Verlaſſenſchaft vorzüglichit privilegirten Begrabniß- 
foften fonft vor allen anderen Gläubigern forderft von des Kridarius zu 
veräußern fommenden Meubeln und anderen nicht landtäflihen, ftadt- 
oder grundbücherlihen Vermögen, infoweit felbes binlanglich ift, bezahlt 
werden, für das übrige aber follen dergleichen Korderungen 

4. an das landtäflihe, ftadt-, grumdbischerlihe, oder fonftige Real— 
vermögen des Schuldners folgendermaßen gemwiefen werden, daß ſolche 
binfünftig in den deutfchen Erblanden, wo Randtafeln bereits ſchon be— 


*) ©. in meiner Themis, 3. 9. die Abhandlung des Herrn Prof, Dr. Hai: 
merl über die Klaffififazion der Steuern im Konkurfe. 
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findlih, oder annoch errichtet werden, wie ingleichen respectu der ſtadt— 
und grundbücherlihen Realitäten in der 3. Klaffe der Hipotheken nad 
den bereits landtäflihen, ftadt- oder grundbücherlich haftenden Schulden 
im legten Drt gefezt werden, es wäre dann, daß dergleichen verzehrte 
Steuer-, Militärs, Zoll- und andere dem Nerarium gehörige Gelder vorhin 
fhon landtaflih, ſtadt- oder grundbücherlich vorgemerkt worden, in wel— 
chem Falle diefe den landtäflich, ftadt = oder. grundbücherlich vorgemerften 
Schulden gleihzuachten, folglih in die 3. Hipothefalflaffe in derjenigen 
Priorität, wie jelbe ſolche durch die landtäfliche, ftadt= oder grundbücher- 
liche Einverleibung erworben haben, zu erlegen fommen; und gleichwie 
5. den izt gemeldt bereits verzehrten Zoll- und anderen dem 
öffentlihen Aerarium gehörigen Geldern nicht nur durch den Kauzions— 
weg, und durch- prönungsmäßig öftere Unterfuhung des Kaffeitandes, 
fondern auch durch das auf allen Nothfall fogleich zur Hand ftehende Ta— 
bularfiherheitsgefuh genüglich durchgeſehen werden. kann; alſo fteht auch 
dem Militär und Banfal, ſo dem Bublitum und Kameral frei, warn und 
wie fowohl das Militare und Banfale, als auch das Politifum und Ka— 
merale respectu der oberwähnten bereits verzehrten Steuer- Milttärz, 
Zoll- und anderen obgedachten Nerarialgelder die tabularz, ſtadt- oder 
greundbücherliche Sicherheit fuchen will, und werden von der k. Zandtafel, 
wie aud bei den Stadt= oder Grundbüchern dergleihen Einverleibungen 
allemal umfonft, mithin ohne Abforderung einer Tare zu vollziehen 
fein. ©. 839. u. I. Anh. 6. 12. 


1507. Pat. v. 10. Nov. 1764. 


Wir Maria Therefia ꝛc. ıc. entbieten allen u. f. w., unfere k. f. und 
fandesfürftlihe Gnade und geben denfelben hiemit gnädigft zu vermehmen. 

Was malen wir zwar durch das unterm 22. Juni 1756 publizirte Pat. 
in Betreff deren Steuer-Regiment3 = und andern Gelder unjeres höchſten 
Aerarii, wie ſolche bei einer fich ereignenden Krida zu Flaffifiziren feien 
und unter andern S. 3. dafelbft verordnet haben, daß denen einem legitimo 
exactori bereits abgeführten, won diefem aber in proprios usus verwen 
deten Steuern nder Landesanlagen, wie auch denen von einem Kridatario 
ſchon fonfumirten und zu feinem Nuzeu verwendeten Negimentsgeldern, 
dann denen rüfftändigen Zollgebühren vom denen in natura nicht mehr 
vorhandenen Waaren, und denen von den Zolleinnehmern nicht weniger 
von unferen publifen Kaffenbeamten bereit3 angenommenen, von diefen 
aber auch in usus proprios fhon verwendeten Zoll- und all übrigen Un— 
ferm höchſten Aerario publico gebührenden Geldern am dem Mobilar- 
vermögen des Debitoris das privilegium praelationis dergeftalt gebüh— 
ren, Daß derlei Forderungen gleih nad denen ohnedem vorzüglichit pri 
vilegirten Begräbnißfoften, foniten vor all — andern Creditoribus vorderſt 
von des Cridatarii zu veräußern fommenden Mobilien und andern nicht 
landtäflihen, ftadt- oder geundbücerlihen Vermögen, in wie weit ſolches 
hinlänglich ift, bezahlt werden folle. 

Wie zumalen aber an Uns von einigen unjern Stellen die weitere 
a. u. Anfragen gejchehen find, wie e3 mit denen auf Die leztere Kranfheit 
des Cridatarii, wie auch zu Errichtung des Inventarii für die Kommiſſa— 

\ 41* 
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vien und Ruratoren benöthigte Unfoften, dann mit den rüfftändigen Lied— 
lohns-Forderungen, wann felbe drei Jahre nicht überfteigen, des Vorrechtes 
halber in dem Mobilarvermögen gegen obgedachte Unjere Aerariiforde— 
rungen zu halten ſeien? — Als wollen Wir unfere a. h. Willensmeinung 
nach denen allg, Rechten und unveränderlihen Beobachtung hiemit dahin 
allergnädigft erklärt haben, daß durch erwähnte vor die Errichtung des 
Inventarii, wie auch vor die Kommiffarien und Kuratoren gebührende, 
nicht weniger auf die leztere Kranfheit und Begräbniß des Cridatarii auf- 
geloffene Unköſten, dann die Liedlöhner (jedoh nur von deren lezteren 
drei Jahren) denen Nerarüforderungen vorgehen, in allen Mebrigen aber 
es bei dem obenangeführten Pat. de dato 22. Juni 1756 fein unabäuder- 
lihes DVerbleiben habe. 


Grundfteuer: 


1508. Hfd. v. 23. Sept. 1796 N. 312, an das n. 8. N. ©. 


Die Eröffnung eines Konfurfes kann den in der Landesverfaflung 
gegründeten Rechten der ftändifchen Sequeftragion ob der Kontribus 
zionsrüfftände feinen Abbruch thun, fondern diefe Sequeftragion kann 
- ungehindert des eröffneten Konfurfes nicht nur fortgefezt, fondern au 
neu angetreten werden, und muß der Kontribugionsrüfftend bei ausge— 
brochenem Konfurfe zwar dem Vermögensverwalter angezeigt, er muß 
aber nicht vor dem Konfurfe liquidirt werden. ©. 92. , 


/1509. Hfd. v. 3. Febr. 1821 N. 1737, an das böh. A. ©. 


Bor Eröffnung des Konfurfes verfallene Steuerbeträge find zwar 
binnen der allg. feitgefezten Ediftalfrift bei der Konfursinftang anzuzeigen 
oder anzumelden; jedoh kann über die DVerbindlichfeit der Maſſe oder 
des Gemeinfhuldners zur Bezahlung der Steuern, oder über den Betrag 
der Steuerrüfftände, auch im Konfurfe feine gerichtlihe Verhandlung oder 
Entfheidung ftatt finden; fondern die Konkursinſtanz hat die durch Amts— 
urfunden oder Verfügungen politifher oder Kameralbehörden ausgewie— 
fenen Steuerrüfftände blos dem Maffevertreter und Vermögensverwalter 
befannt zu mahen, in das Klafjififazionsurtheil aufzunehmen, und Die 
Berichtigung derfelben, fo weit fie nach den Geſezen und dem Zuftande 
der Maſſe möglich ift, zu veranftalten. Dem Maſſevertreter bleibt unbe— 
nommen, gegründete Einwendungen gegen die Forderungen der Steuer— 
amter bei höheren politifhen und Kameralbehörden anzubringen. In 
Küfficht der erft nach eröffnetem Konfurfe verfallenen Steuern bedarf es 
feiner Anmeldung; fie find von dem Vermögensverwalter zu berichtigen, 
und in der Rechnung über die Verwaltung der Maffe in Ausgabe zu 
bringen. ©. 128. .,) uhr EML 

1510. Vdg. d. fteier. Gub. v. 30. Sept. 1825 3. 21255 (9.344); 


fog. in Illir. durch Vdg. d. laib. Gub. v. 20. Of. 1825 
3. 16592 (9. 306). 


Don der h. Doffanzlei wurde fich über die Frage die Belehrung 
erbeten: »Ob das privilegirte Hipothekarrecht der öffentlichen Verwaltung 


für einen dreijahrigen Steuerrüfftand durch die von Zeit zu Zeit erfolgen: 
den. Betreibungen oder bewilligten Zahlungsfriften in der Verjährung un— 
terbrochen werde ?« mit h. Hkzd. v. 10. Sept. d. J. Z. 2821, wurde 
hierüber im Einverftändniffe mit der k. k. oberſten Zuftisftelle Nachſtehen⸗ 
des erinnert: 

Die Frage geht dahin, ob — wenn von einem Kontribuenten die 
Steuerzahlung von Zeit zu zeit betrieben worden ift, ohne daß fie 
erfolgte, oder wenn ihm Termine zugeftanden wurden, das privilegirte 
Hipothefarreht auch auf einen längern Zeitraum als von drei Jahren 
wirfen fünne, und ob es fohin Auf jenen von drei Jahren nur dann be- 
fhranft fei, wenn der Kontribuent dur diefe Zeit feine Erinnerung 
pder mwenigftens feine Erefuzion erhielt, und ihm auch Feine Frift zur 
Zahlung zugeftanden wurde ? 

Diefe Frage laßt fich nicht bejahend beantworten, denn das privilegirte, 
auf einen dreijährigen Steuerrüfftend befhranfte Hipothefarreht hat mit 
der Verjährung Feine Verbindung. Es zeigt fih nur dadurch wirkſam, 
daß Die Öffentlihe Verwaltung ihre Anfprühe auf einen dreijährigen 
Steuerbetrag, wenn er im Rüfftande haftet, mit einem Pfandrehte auf 
dem ftenerbaren Gute vor andern auf eben dieſem Gute verficherten Ver- 
bindlichkeiten geltend mad. 

Db der Rüfftand betrieben, erefutirt und doch nicht eingebracht, 
ob Zahlungsfriften bewilligt wurden, ändert in dieſen Verhältniſſen 
nichts, vielmehr würde jede Nufficht darauf Unzufömmlichfeiten aller Art 
zu Kolge haben; denn da nicht vorauszufezen ift, daß irgend ein Kon— 
tribuent, ohne mit einem Crefuzionsfchritte befucht zu werden, drei 
- Sabre lang mit der Steuerzahlung zurüfhalten kann; jo würde das pri= 
vilegirte Pfandrecht der üffentlihen Verwaltung unbeftimmt in der Zeit, 
und. dadurch der Nealfredit vollends untergraben, weil e8 an jedem 
Mapitabe fehlte, um das Marimum der Summe zu beftimmen, auf 
welche die Staatöverwaltung ihr Vorzugsrecht geltend machen kann. 
Träte aber der Fall ein, daß ein Kontribuent bei einem drei= und 
mehrjährigen Steuerrüfftande der Erefuzion entginge, jo wäre e8 nad 
jener Anficht auch folgereht, daß die Staatöverwaltung nicht mehr als 
den dreijährigen Steuerbetrag zu forderir habe, im Anfehung des Mehr- 
betrages hingegen fih die Verjährung gefallen laffe. 

Nun fihert aber das privilegirte Hipothefarreht nur die Summe 
eines dreijährigen Rükſtandes, ohne daß, wenn derfelbe diefe überfteigt, 
das Recht, auch den größern Betrag vorzugsweiſe zu fordern, erlofchen 
wäre, oder mit andern Worten, für den Betrag einer dreijährigen 
Steuer ift die Staatsverwaltung durch ein Vorzugsrecht gedeft, für den 
Betrag, der diefe Summe überfteigt, genießt fie feinen Vorzug, ſon— 
dern ſteht in gleichen Verhältniffen mit Privaten, die Forderungen zu 
ftellen haben. 


/151 1. ofd. v. 1. Sept. 1826 R. 2219, an das in. ö. küſtenl. A. G. 


Die Beilage enthält das von der k. vereinten Hoffanzlei unter dem 
10. Aug. 1826 am das fteierifhe Gub., über einige Anfragen der 
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fteierifchen Stände, das auf drei Jahre befchränfte Hipothefarrecht der 
landesfürftlihen Steuerrüfftande betreffend, erlaffene Hfd. 


Beilage. HfD. vom 10. Aug. 1826, an das fteier. Gub.. 


Ueber die Anfragen der Stande Steiermarfs, hinſichtlich des mit 
os. vom 10. Sept. 1825 (Hfd. vom 16. Sept. 1825 W. 2132 der 
J. ©. ©.), auf drei Fahre beſchränkten privilegirten Dipothefarrechtes 
der Iandesfürftlihen Steuerrüfftände, wird bedeutet; 

1. Das mit den Steuerrüfftänden verbundene Pfandrecht ift zwar, 
in jo fern es gegen Dipothefargläubiger wirkſam fein foll, auf drei 
Jahre beſchränkt; allein hieraus folgt nicht, dag nach drei Jahren auch 
die Schuld des Grundbefizers felbit erlofhen fei. Gegen ihn Fann alfo 
auch wegen älterer Rüfftände die Sequeftrazion geführt werden, nicht 
nur, wenn gar feine Schulden auf dem Gute haften, fondern auch, 
wenn einige Schulden auf das Gut einverleibt find, aber die Bezah- 
fung des Kapitals nicht. fällig iſt oder nicht verlangt wird, und die 
Zinfen desjelben nur einen folhen Betrag erreihen, daß nah Abzug 
derfelben und aller übrigen laufenden Ausgaben noch etwas an den 
Einfünften des Gutes erübrigt, worauf auch von jedem Chirographar— 
gläubiger nach dem Hfd. vom 12. Oft. 1790 N. 63 der. I. ©. ©, 
die Erefuzion geführt werden fünnte. 

2, Die Frage: ob auch mehr als’ drei Jahre alte Rüfftände, ins- 
befondere Rüfftände von 1820, das Vorrecht vor den Hipothekar— 
gläubigern deshalb genießen, weil bejondere Paten zu Derfelben Be— 
zahlung bewilligt wurden, ift bereits in dem Hkd. vom 10. Sept 1825 
verneinend beantwortet. 

3. Die Dauer der Sequeftragion ift zwar an fich auf Feine be— 
ftimmte Zeit beſchränkt; jedoch kann fie nicht fo weit ausgedehnt wer— 
den, daß an Steuern mehr als der feit den lezten drei Jahren rüf- 
ftandige Betrag, mit Zurüffezung der Hipothefargläubiger, eingebracht 
werde. Sollten daher Steuerrüfftande wahrend der Sequeftrazion Drei 
Sabre alt werden, fo findet wegen diefer älteren Rüfftande die Seque— 
ſtrazion, zum Abbruche der Hipothefargläubiger, nicht mehr ftatt. 


B5E2. Vog. d. fteier. Gub. v. 16. Dez. 1829 3. 6523 (P. 564). 


Ueber die vorgefommene Anfrage, ob bei einer Lizitazion der Ueber— 
ländgrumdftüfe zur Berichtigung der Steuerrüfftande der erzielte Meift- 
bot ohne Nüfficht der auf dem Ueberland intabulirten Gläubiger ganz 
‚zur Tilgung der auf dem Hauptgrund haftenden Steuerrüfftände ver- 
wendet werden fünne, wurde mit Hoffanzleivdg. vom 24. Nov. 1829, 
3. 1386, Folgendes erinnert: Es iſt zu unterfcheiden, ob die Steuerz 
Renam von Grundſtüken und Gebäuden herrühren, die zu dem un— 
trennbaren, ein Ganzes bildenden Beſizthume des Steuerpflichtigen 
gehören, ob ſie von ſolchen Grundſtüken aushaften, die dieſem Beſiz— 
thume nicht angehören, ſomit frei veräußerliche Grundſtüke und Gebäude 
(ſogenannte freie Ueberlände) ſind. — 

Im erſten Falle kann der ganze Rükſtand mit dem dem Steuer— 
fond gegenüber den Sazgläubigern zuſtehenden privilegirten Pfandrechte 
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von dem untrennbaren Befizförper hereingebracht werden, es mag dieſer 
Rükſtand wirflih nur von einer oder einigen Warzellen der diefem un— 
trennbaren Befizthume angehörenden Grundſtüke oder Gebäude aus- 
baften. Denn durd die Einführung des Parzellenfatafters ift in dem auf 
das Grundbuchspatent von 1768 zu jechftens ımo. gegründeten ftill- 
fhweigenden Pfandreht Feine Aenderung gefezlich eingetreten, Dagegen 
liegt e8 jhon in der Beſtimmung eben dieſes Vatentpunftes, dag die 
Haftung für die Steuerrüfftände des untrennbaren Körpers, mit Gel- 
tendmahung de3 privilegirten Pfandrechtes gegenüber von Sazgläubi- 
gern, nicht auf freie Weberlande übertragen werden könne, weil es 
darın ausdrüflih heißt: daß jolher Rükſtand nur bei jenem Gut, Haus, 
Gewerb und Grund, wovon derſelbe erwachfen, keineswegs aber bei 
einem andern, obſchon dem namlihen Eigenthümer gehörigen, und eben 
folcher Botmäßigkeit unterftehenden Smmobilium erholt werden möge. 
Aus dem im Erefuzionswege eingebrachten Kauffchillinge freier Ueber: 
lande können daher, jofern darauf Vorzugsrechte von Sazgläubigern 
haften, unter Geltendmahung des privilegirten Pfandrechtes gegenüber 
denfelben nur jene Steuerrüfftände eingebracht werden, welche aus der 
Steuer herrühren, die wirklich auf dieſen Grundftüfen angelegt ift, und 
inner dem gejezlihen Termine von drei Jahren aushaftet. S. LL29. 


1513. Vog. des fteier. Gub. v. 20. Zuni 1837. 3. 2808 (9. 157). 

Der Fall, dag der Steuerfond bei einem Konfurfe mit einem über 
3. Jahre alten Steuerrüfftande in die 4. Klaffe gefezt war, hat zu der 
Frage DVeranlaffung gegeben: in wie fern den Steuerforderungen ein 
Pfandrecht auf die fteuerpflichtige Realität gebühre ? 

Laut h. Bdg. der E, F. ver. Hoffanzlei v. 30. Mat d. J. 3. 991, ift 
fih hierüber mit der E.F, oberften Zuftizftelle in das Einvernehmen gefezt wor- 
den und e8 wurde bis zur Erlaffung der weitern Beſtimmung einftweilen die 
Weiſung ertheilt, vor der Hand feine außergerichtliche Kaufſchillings— 


“ vertheilung, bei welcher es fih um die Bedefung von Steuerrüfftänden 


bandelf, anzuerfennen; wenn den dreijährigen Steuerrüfftänden nicht 
das Vorreht vor allen Hipothefarglaubigern, den mehr als Dretjäh- 
rigen Steuerrüfftänden aber das Pfandrecht hinter allen übrigen Hipo- 
thefargläubigern eingeräumt wird. Was aber die Frage anbelangt, welche 
Klaffe den nicht intabulirten Steuervorenthaltungsbeträgen gebührt? fo 
ift fich in Diefer Beziehung ftets den gerichtlichen Entjheidungen zu fügen *). 


- 9) Kontribuzionsfhüttböden in Böhmen: Def. d. böh. Gub. v. 18. 
März 1837 3. 12799 (P. 103). 
Sn Folge a. h. Entihl: v. 25. Febr. u. Hfzd. vu. 3. März 1. 3. 3.5316, 


wird bedeutet: »ad d. daß unter den zur Eintreibung der Getreiderüfftände 


anzumendenden Zwangsmitteln nur die Beichlagnehmung der Fechſung mit Be- 
obachtung der in der polit. Erefuzionsordnung angegebenen geſezlichen Beſchrän— 
kungen zu verſtehen ſei, und daß eine gerichtliche Eintreibung dieſer Reſte nur 
gegen die einheimiſchen, zur Körneraufſchüttung nicht verbundenen obrigkeitlichen 
Emfiteuten ftatt finden koͤnne; adf. daß die Aktivforderungen der Kontribuzions 
getreideanftalt in Krida= und gerichtlihen Grefuzionsfällen, da denfelben Fein 
bejonderes Pfandrecht gejezlich eingeräumt ift, nur nach dem Zeitpunkte der er: 
wirkten Sicherſtellung hinter den früheren Prandgläubigern zu berechnen feien.« 
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Erbfteuer: 
31514. Erbſteuerpat. vom 15. Dft. 1810 W. 91a. 


5.48. Wenn weder eine Vorftellung gemaht, noch ein Rekurs ergriffen 
worden ift; fo ift die Erbfteuer bis zu dem in dem Def. beftimmten Tage 
zu berichtigen. Im Unterlaffungsfalle wird die faumfelige Partei zugleich) 
zum Erlage 10perzentiger Strafinterefen von dem ausftändigen Betrage, 
die von dem in dem Def. beftimmten Tage zu laufen haben, verhalten, 
und die rüfftändige Erbfteuergebähr fommt den Strafintereflen entweder 
gleich im politifhen Wege eingetrieben oder nad) Erforderniß die gehörige 
Gerichtftelle um die Eintreibung im fürzeften Wege angegangen werden. 
7. Sn Konfursfällen find diefe Erbfteuerrüfftände in die Hipothekar— 
flaffe, jedoch nach den wirklich früher intabulirten Poſten zu fezen. 


Berzehrungsfteuer: 


ZA515- HN. v. 1a. März 1831 N. 2507, an alle Lt. 


Aus Anlaß einer gemachten Anfrage, auf welche Weife in Konfurs- 
fällen Anfprüche des Nerars, die demfelben aus einer Pauſchalabfindung 
mit verzehrungsfteuerpflichtigen Parteien, und an Pachtſchillingen für ver— 
pachtete Verzehrungsfteuer gegen den Wächter zuftehen, ‘geltend zu machen, 
und von den Konfursbehörden bei der Klaffifizirung und Vertheilung des 
Konfursvermögens zu behandeln jeien, wird Folgendes eröffnet: 

1. Pachtſchillings- und Abfindungsrüfftande der Verzehrungsfteuer 
müffen bei der Koukursbehörde gehörig angemeldet werden. 

2. Dem Aerar fteht auf die von den fteuerpflichfigen Parteien ſchul— 
digen Abfindungspaufchalten dasſelbe gefezlihe Vorzugsreht zu, das es 
in Beziehung auf die übrigen landesfürftlihen Steuern und Abgaben 
genießt. 

3. Auf Forderungen hingegen, die das Nerar gegen einen Verzeh— 
rungsjteuerpächter aus dem mit ihm gefchloffenen Vertrage zu ftellen hat, 
fommt denfelben Das oberwähnte Vorzugsrecht nicht zu. 


Zollgebühren; |. 1506 u. 1507. 


1516: Hp. v. 24. März 1800 N. 497, an alle Banfaladminiftraz. 


Bei Kontrabandfällen, wo ein Konkurs eintrit, ift der Zollbetrag, 
fo wie der Betrag der von dem Aerariv für die Unterfuchung befteittenen 
Unföften von dem Strafbetrag abzufondern, und jene Beträge bejonders, 
zu liquidiren, und als landesfürftlihe Giebigfeiten nad dem $. 16 der 
allg. 8. D. zu Haflifiziren *). 


— 


*) Wie gegenwärtig die Haftungen wegen Gefälldgebühren und Strafen gel 
tend zu machen find, enticheiden die neuen Gefällsgejeze; |. ingbejondere Die 
$$. 200— 206 u. 24 der 3. u. St. M. O. u. 152 u. f. u. 893 des St. über ©. 1. 
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Erwerbfteuer: 


151 7. Erwerbſteuerpat. v. 31. Dez. 1812 $. 18 (©. 475.); für 
Krain, den villaher Kreis u, das Küftenland v. 16. Dez. 1815 
$. 18 (©. 630.) für den ſalzburger-Inn- u. Hausruffreis v. 
22. San, 1824 $. 30 (©. 57). 


Die Rüfftände find auf vorläufige Ermahnung 14 Tage nach der 
Verfallszeit mit Militärerefuzion, und im außerften Falle, durh Pfän- 
dung und Verkauf der Habfeligfeiten des Steuerpflichtigen, wobei jedoch 
alle Werkzeuge und Vorrichtungen zur Ausübung des Gewerbes ver- 
fhont bleiben müffen, herein zu bringen, wobei Wir übrigens in Rük— 

. fiht der Gewerböfteuer in Konfursfällen dem Aerarium eben jene Nechte 
vorbehalten wiffen wollen, welche demfelben bei den übrigen landesfürft- 
lihen Steuern gleichfalls zufommen *). 


1518. Hkzd. v. 7. Aug. 1817 R. 1357, and. n. ö. Neg. 


In Konfursfällen ift die Erwerbfteuer von der Konkursmaſſe bis 
zur gänzlihen Zurüflegung des Gewerbes zu entrichten. 


1519. Hkzd. v. 19. Juni 1832 3. 18275 Vdg.d. 1. 8. Reg. v. 11. 
Juli 1832 3. 37969 (P. 323). 


Die k. F. vereinigte Hoffanzlei hat aus Anlaß der von dem wiener 
Magiftrate gemachten Vorftellung gegen die angeordnete kridamäßige 
Eintreibung der Ermerbfteuerrüfftäande von folhen Kontribuenten, deren 
Nachlaß nicht Einmal zur Defung der Kranfheits- und Leichenfoften hin- 
reicht, Folgendes erinnert: 

1. Es fann dem Magiftrate Feine allgemeine Ermädhtigung ertheilt 
werden, in Konfursfällen und bei Verlaffenfhaftsabhandlungen unter ge— 
wiffen Verhältniffen des Vermögensſtandes von, der Anmeldung liqnider 
Ermwerbfteuerrüfftände an und für ſich abzuftehen, und dadurd über die 
Uneinbringlichfeit folder Rüfftände gewiſſer Maßen zu erfennen; es wird 
vielmehr jederzeit die Pflicht des Magiftrates fein, die gehörige Anmeldung 
und Geltendmachung der beſtehenden Steuerrüfftände in Konfursfällen und 
bei Berlaffenfhaftsabhandlungen zu veranlaffen, und es wird fodann der 
Verlaſſenſchafts- oder Konfursbehsrde. zuftehen , über die Befriedigung 
der Steuerforderung nach den Geſezen zu entjcheiden. 

2. Jene Verpflichtung fchließt aber den Beruf des Magiftrates nicht 

‚ aus, in Fallen, wo die gerichtlihe Geltendmahung der Steuerforderung 
feinen Erfolg verfpricht oder die Liquidität derfelben einem Bedenfen un— 
terliegt, wegen der Verzichtleiftung und Abfchreibung gehörig einzufchrei= 
ten, wo e3 ſodann der Regierung zuftehen wird, über die Verfolgung der 
Forderung nad den vorliegenden Beweifen und erforderlichen Falls über 
DVernehmung der f. k. Kammerprofuratur in Gemäßheit der beftehenden 
Steuervorfgriften zu entjcheiden. 


*) Dieje Anordnung kommt auch wörtlich in dem $. 26 der für N. S. erfloſ⸗ 
ſenen Erläuterungen des obigen Pat, vor (Ofd. v. 14. Jänner u. Vdg. d. n. ö. 
Reg. v. 15. Febr. 1813. ©. 64). 
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3. Endlich wird es feinem Anftande unterliegen, gleichzeitig mit den 
landesfürftlihen GSteuerrüfftänden auch den rüfftändigen ftädtijchen Zus 
fhlag, wenn für die Abjchreibung desfelben Feine Begründung und Be— 
rechtigung vorhanden ift, durch die FE. Kammerprofuratur anmelden, und 
verhandeln zu laffen, wobei fich jedoch fpeziell auf die in Gemäßheit der 
Hoffanzleiverordnung vom 27. März 1832 (f. LE H)erlaffene Zirfular- 
verordnung vom 12. April 1832 nicht berufen werden fan, da diefe nur 
von dem Vorrechte der landesfürftlihen Realfteuern vor grundherrlihen 
Forderungen handelt. 


Konfurrenzbeiträge; f. 39 vorlezt. Abf. 
1520. Vog. d. fteier. Gub. v. 8. Jan. 1827 3. 381 (9. 1). 


‚ Die h. Hoffanzlei hat mit Vog. vom 21. Dez. v. J. 3 35162, 
bei Gelegenheit der Vorftellung einer Konfursmaffevertretung gegen die 
erefutive Eintreibung eines rüfftändigen Wafferbaufonfurrenzbeitrags von 
einer in Konfurs verfallenen Herrfchaft Folgendes eröffnet: 


Die Wafferbaufonfurrengbeiträge find zwar allerdings gleich der lan— 
desfürftlihen Grundfteuer als dingliche, auf dem Grunde haftende Ver- 
bindlichfeiten anzufehen, und da ihre Beftimmung nur auf politifche An— 
prönungen beruht, auch im politifhen Wege einzutreiben, Sn dem Falle 
eines Konfurjes bleiben zwar auch alle während des Konkurſes erft er— 
wachjenden laufenden Abgabenfhuldigfeiten immer nod einer blos po— 
litiihen Erefuzion unterworfen, aber alle von der frühern Zeit vor dem 
Ausbruhe des Konfurfes herrührenden Abgabenrüfftände dürfen nad den 
beftehenden Gefezen nicht mehr im politifhen, fjondern im Rechtswege 
eingetrieben werden und find wie alle Forderungen bei der Konfnrsmaffe 
anzumelden, wobei es dem Fisfus ald Vertreter folher Forderungen, 
welche ſich auf öffentliche Zweke beziehen, überlaffen bleibt, das nur auf 
die Klaflififazion fich beziehende privilegirte Hipothekarrecht der: nicht 
-über drei Sabre fich erfirefenden Abgabenrüfftände geltend zu machen. 


1521: Hkzd. v. 30. Nov. 1837 3. 30179; Zir. d. 0.0, Reg. v. 15: 
De}. Z. 38919 (U. 1838. 60). 


Se. f. k. Majeftät haben feftzufezen gerubt: 

‚a) Daß fich in Abficht auf die aus den Objeften der Konkurrenz⸗ 
auslagen ausgeſchiedenen Waſſerbauten genau an die mit Hkzd. v. 
10. Nov. 1830 bekannt gemachte a. h. Entſchl. v. 30. Okt. 1830 zu 
halten ſei. S. 39® u. 392 vorlezter Abſaz. 

b) Daß die Konkurrenzbeiträge und Ausſtände ganz nach den für 
. die direkten Steuern beſtehenden Vorſchriften eingebracht und bei der 
gerichtlichen Eintreibung gleiche Vorrechte mit den landesfürſtlichen Steuern 
genießen ſollen und 

e) daß die Konkurrenzbeiträge mit der ſorgfältigſten Rükſicht auf 
die Schonung der Befteuerten ausgemittelt werden füllen, worüber Die 
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vereinte Hkz. zu wachen, und zu diefem Ende fich in der gehörigen Ueber: 
fiht der dießfälligen Gebahrung zu erhalten habe. 


Taren; f. 56. 


2522. Dat. v. 1. Juni 1816 N. 1249. 


$. 1. Vom 1. Aug. des heurigen Jahres angefangen, müffen nach— 
ftebende Abgaben in Konv. Münze entrichtet werden: 

a) die Zoll- und Dreißigftgebühren u.f. w.; b) die in die Staats— 
faffen einfliegenden Juſtiz- und alle politifhen, dann Kameral- 
taren in der ganzen Monarchie; c) die in den deutſchen Provinzen 
eingeführte Ermwerbfteuer; d) die Perjonalfteuer, welche unjere Unter 
thanen in den deutfchen Provinzen entrichten; e) die von der Juden— 
fhaft zu entrihtenden Abgaben. 

$. Zur Erleichterung der Steuerpflihtigen werden alle dieſe 
Abgaben ven den dermal auf denfelben haftenden Zufchlägen befreit, 
und auf die urfprünglihe Ausmaaß herabgefezt. — 


1523. Shfd. v. 17. März 1832 3. 7612. Def. d. boͤh. A. G. v. 
26. 3. 5657. 


Se. k. f. Maj. haben mit h. Hfd. v. 17. März I. 3.3.7612 aus 
Gelegenheit in einem fpezififihen Kalle in Betreff eines von der k. k. 
Kammerprofuratur in Vertretung des k. k. Tarfondes wider eine Kon— 
fursmafle angefprohenen Tarreftes zu erfennen befunden: daß die Ge— 
richtstaren fo wie andere landesfürftlihe Steuern und Abgaben unter 
die Mittel, den Staatsaufwand zu beftreiten, insbefondere aber dazu ge— 
hören, die Koften der Gerichtsverwaltung zu bedefen, — auch dur die 
beftehenden Tarpatente alle früheren in Tarfachen beftehenden Gefeze 
und Gewohnheiten für aufgehoben erklärt worden find, und bei landes- 
fürftlihen Gerichtsbehörden alle Gerichtstaren in den Staatsſchaz ein- 
fliegen, auch die Forderungen an dieſen ©erichtstaren als indirefte 
Steuern zu Folge S. 16 der a. 8, D. wie andere landesfürftliche 
Gaben zu Flaffifiziren, folglich in die erfte Klaffe zu ſezen ſeien. 


1524. Note der böh. 8. ©. V. v. 15. Dez. 1833 3. 55609, an 
die Kammerprofuratur. 


Ueber den in Folge der fhäzbaren Zufhrift v. 8. Juli. J. 3. 4928 
Pol. von der 8. G. V. erftatteten Bericht, wie Nerarialtaren bei vorkom— 
mender exekutiver Feilbietung einer Realität des Tarfchuldners zu Flaffie 
fiziren find, hat die b. k. E. allg. Hoffammer mit Def. v. 12. Nov. 1833 
Nachſtehendes zu erlaffen geruht. 

In die vierte Klaſſe der Gläubiger wird der gefezlihe Vertreter des 
a. h. Nerard nur mit jenen Forderungen gefezt, welhe er aus einem: 
Privatrechtöverhältniffe zu machen bat. Dagegen find landesfürſtliche 
Gaben, worunter Tar- und Stempelgebühren offenbar auch gehören, in 
die erfte Klaſſe zu fezen, indem es gleichviel ift, ob diefelben direfte oder 
indirefte Steuern find, da beide aus dem Finanzrechte des Staates ent= 
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fpringen und nirgends eine Ausſcheidung der lezteren von den erfteren in 
Beziehung auf dieſes Vorzugsrecht gejezlich begründet werden fan. So— 
gehören auch Tranffteuer = und Zollgebührenrüfftande vermöge Pat. v. 
28. Dez. 1782 und Hfd. v. 24. März 1800 in die erite Klaffe. Mit 
Rükſicht auf diefe Grundfaze ift von der k. f. oberften Zuftizftelle mit Bei- 
ftimmung der allg. Doffammer, vermöge Hfd. v. 17. März 1832 3. 7612 
entjhieden worden, Daß der wider die Konfursmaffe des Seligman Joachim 
Dfner als liquid zuerfannte Tarreft pr. 12 fl.7'/, fr, K. M. in die erfte 
Klaffe zu verfezen fe. Obwohl diefe Entiheidung bios über einen fpe- 
ziellen Konkursfall erfloffen ift, jo ift jolche nichts defto weniger auf Kon— 
fursfälle ausjchlieglich zu beſchränken, fie ift vielmehr zufolge der voraus— 
gefhiften Bemerkungen auf alle Erefuzionsfälle ohne Unterſchied anzu- 
wenden, befonders da auch mit der unter Beiftimmung des oberften Ge— 
rihtshofes von der k. f. vereinigten Hofkanzlei erlaffenen Zir. Vdg. v. 27. 

därz 1832 3. 3781 — 1618 (1. 1129) den landesfürftlihen Steuern 
ausdrüklich bei Konfurfen und gerichtlihen Erefuzionen, wobei das Rechts— 
verhältniß der Kammer feine Anwendung leidet, das Vorrecht felbft vor 
allen grundherrlihen Forderungen eingeräumt wurde, und übrigens auch 
bei den Gerihtshofitellen den Stempel= und Targebühren diefed Vorzugs- 
recht in beiden Fallen unbefchränft zugeftanden wird. 


Obrigkeitliche Forderungen; ſ. 1128 u. 1120. 


1525. 9fd. v. 15. Jän. 1787 N. 620, an alle A. ©. 


k) Die Zebentforderungen können unter jene obrigfeitliche Forderungen 
nicht gezahlt werden, von denen der $. 16 der 8. D. handelt, jondern 
unter diefer Benennung find nur jene Forderungen veritanden, Die wahr- 
baft ex nexu subditelae entftehen, einer Obrigfeit aus der Eigenjchaft 
ihrer obrigfeitlihen Gerechtſame gebühren, und genießen diefelben das 
ihnen in diefem $. zugewiefene Klaffififazionsrecht nur, jo weit fie nicht 
über drei Jahre haftend find. 


$. 17. 


In Die zweite Klaffe find zu fezen jene, welche auf das 
Bermögen des Berfchuldeten ein Pfandrecht (pignus vel hy- 
pothecam) haben, nad) Maßgabe der Zeit, da fie das Pfand: 
recht erhalten haben, oder nach Vorfchrift Der beftehenden Land— 
tafel- und Vormerfungspatente, jedoch nur in Anfehung Desje: 
nigen Gutes, welches ihnen verpfändet ift. ©. 753u.935. 


/ 1526: Refol. v. 11. Sept. 1784 N. 336, an das mäh. W. ©. 


n) Der Sinn des $. 17 der 8. D. fünne nicht anders, als dabin auf- 
genommen werden, daß die Pfandgläubiger, fo weit dasjenige Gut, das 
ihnen verpfändet ift, ihrer Zahlung nicht zureichte, unter die Gemeingläus 
biger zurüf zu fezen feien. 


$: 18. 

Die Zinfen von einem Wfandfapital haben das nämliche 
Borreht, ald dad Kapital felbft von drei Sahren her, vom 
Tage des eröffneten Konfurfes zurüf zu rechnen; wären fie aber 
fchon vorher Doc) unausgefezt eingeflagt worden, fo hätten ſowohl 
jene, welche von drei Jahren, vom Zage der eingereichten Klage 
zurüf zu rechnen, herrühren, als jene, welche nad) der Klage 
bis zum ausgebrochenen Konfurs verfallen find, das nämliche 
Vorrecht zu genießen, 


1527. Refol. v. 31. Dft. 1785 N. 4189, an alle A. ©. 

a) Den mit einem Pfandrechte verfehenen Gläubigern follen die wah- 
vend des Konkurſes laufenden Intereſſen von dem Erträgniffe der Hipo— 
thef, fo weit dasfelbe zureicht, nach Ordnung des zwifchen ihnen beftehen- 
den früheren Rechtes gezahlt werden. 

1528. Hfd. v. 13. Jan. 1786 W. 513, an alle A. ©. 


Den während des Konfurfes laufenden Sntereffen find gleihe Rechte 
mit dem Kapital eigen. 


1529. Hfd. v. 15. Jan. 1787 N. 621, an das in. u. o. 5.4. G. 
qg) Jene Zinjen, welche giltig bedungen worden nach den Gefezen, 
die im Drte der gejchloffenen Schuld beftehen, können allerdings giltig 
Elafjifizirt werden, wenn fie auch höher, als die hier Landes üblichen find *). 
7/1530. Hp. v. 1. März 1809 N. 886, an das n. ö. A. ©. 


Wenn von den Gläubigern Feine Zinfen, aber der Verfallstag be- 
dungen worden, diefer aber erſt nach dem verhängten Konfurfe eintrit, 
gebühren dem Gläubiger dennod die Verzugszinfen. 


$. 19, 


In die dritte Klaffe gehören jene, welhen vor den Ge 
meingläubigern hiermit ein Vorrecht ertheilt wird: nämlid) a) 
die Pupillen, und jene, die den Pupillen in den Geſezen gleich) 
gehalten werden, falls fie mit feinem Pfandrechte bedeft find, 
wenn der Berfchuldete ihr Gerhab, Kurator, Gütervermalter, 
oder ihre Obrigfeit ald Obergerhab war; b) der Fisfus, mit 
dem, was er an landesfürftlichen nen wegen ihres Dienfted 
zu fordern hat”); c) die förmlichen Wechfelbriefe; d) jene, ob— 


*) Derjelbe Grundfaz ergibt fih) aus den SS. A u. 37 des a. b. G. B. 

**) Die Verzehrungsiteuerpächter find Feine bevollmächtigten Cinnehmer des 
Aerars, es kann daher im Konfurfe für ihre Schuld an das Nerar die dritte 
Klaſſe nicht in Anſpruch genommen werden (Hfd. v. 10. Zuli 18323. 17844 an 
die illir. 8. G. V. ©. Dessary Handbuch der Verzehrungsfteuer; Wien 1839 
©. 297). ©. aud) 505 das Formular der Weiberverzichtsurkunde. 
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fhon nur trofene Wechſelbriefe, welche von Handelsleuten an 
die Landesfabrifen, oder auch an folche erbländifche Manufak— 
tursarbeiter, welche leinene, oder auch Waaren von Wolle, Kot: 
ton, Seide, Leder, Glas, Gold und andern Metallen verferti; 
gen, ausgeſtellt worden find, in fo weit jede Fabrik oder Fabri— 
Fant ihre erzeugten Waaren ein Jahr vor dem ausgebrochenen 
Fallimente geborgt haben. Wie dann auch diejenigen, "welche 
obernannten erbländifchen Fabriken oder Manufaktursarbeitern 
einiged Geld oder Materialien auf trofene Wechfelbriefe in dem 
lezten Jahre vor dem Berfalle geborgt haben; e) das Ehemeib 
des Verſchuldeten in Rükſicht des wirklich zugebrachten und einft: 
weilen nicht etwa zurüfgeftellten Heirathsgutes, wie auch in 
Rükſicht der verfchriebenen Widerlage, fo weit dieſe den Betrag 
des wirflic abgeführten Heirathsgutes nicht überfchreitet, falls 
Diefe Forderungen des Eheweibes mit feinem Pfandrechte be: 
deft find, Und haben alle in diefe Klafje gefezten Gläubiger, 
wenn das DBermögen nicht erfleflih wäre, fie insgefammt zu 
befriedigen, ohne einiges Vorrecht unter fich zu genießen, ihre 
Abfchlagszahlungen lediglich nah dem Verhältniffe ihrer Forde— 
rungen zu empfangen, 


15313: Hfd. v. 20. Juni 1782 N. 54, an die in. ö. Reg. 


F: e) Da in dem Patent, gemäß deflen Die Konfursordnung Fundgemacht 
worden, alle in diefem Gefeze nicht enthaltenen Prioritäten aufgehoben 
erflärt find, fo fünne weder den Forderungen der Advokaten in dem Klaſſi— 
fifazionsurtheile ein Vorzugsrecht eingeräumt, noch die Morgengabe des 
Weibes, die vielmehr als eine bloße Schanfnig in die jechite Klaſſe gehört, 
dem Heiratsgute gleich gehalten, noch fonften ein Gläubiger, der nicht in 
dem S. 19 der Konfursordnung ausgedrüft it, unter dem Titel eines 
Vorrechts den Gemeinglaubigern vorgefezt werden. 


Zu c); |. 1424. 


1532. Hfd. v. 12. Sept. 1806 N. 784, an alle A. ©. 
Der den Wechfelbriefen in dem Art. 46 der ®. O. und $. 19 der 
K. D. eingeraumte Vorzug vor anderen gemeinen Schuldverfhreibungen, 
und folglich in Konfursfällen die Verfezung derfelben in die dritte Klaffe, 
gebührt dem Traffaten wider den Traffanten und deſſen Konfursmafle in 
Betreff des Rüferfazanfpruches der won ihm afzeptirten und bezahlten 
Tratta, außer dem Falle des Art. 26 der W. D., nicht. 


— 1533. Hfd. v. 28. Aug. 1807 (kdg. in R. u. O. O. dem 11., und 
in Sn. O. den ı4. Sept. 1807 ©. 606). 


Se. Majeftät haben über einen a. u. Vortrag zu entſchließen be- 
funden : 
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Gleichwie die unterm 12. Sept. 1806 kdg. gefezlihe Erflärung des 
Art. 16 der W. O., daß den aus afzeptirten und bezahlten Tratten ent- 
fpringenden Rüferfagesforderungen des Traffaten gegen die Konkursmaſſe des 
Traffanten fein Vorzug, und alfo derfelben Reihung in die dritte Klaffe 
nicht gebühre; nur für fünftige Fälle der erſt aus fpäteren Afzeptagionen 
entjpringenden NRüferjazesforderungen die feitgefezte Vorſchrift ertheile; 
fo werde andurd der Erkenntniß der Gerichtshöfe, über die in Streit kom— 
menden, aus früheren Afzeptazionen und Zahlungen entfpringenden Rük— 
erfazforderungen aus dem Art. 16 der W. O., und dem S. 19 der K. O. 
zuzufommen erachtenden VBorzugsrechte nicht vorgegriffen, noch einige Gren- 
zen in ihrer nach den beftehenden Gefezen erachtenden Rechtsbeurtheilung 
andurch geſezt. 


Zu e): 

1534. 8. 1260 des a. b. ©. B. 

Wenn über das Vermögen des Mannes bei ſeinen Lebzeiten ein 
Konkurs eröffnet wird, ſo kann die Ehegattin zwar noch nicht die Zurük— 
ſtellung des Heiratsgutes und die Herausgabe der Widerlage, ſondern 
nur die Sicherſtellung für den Fall der Auflöſung der Ehe gegen die Gläu— 
biger verlangen. Sie iſt überdieß berechtigt, von Zeit der Konkurs— 
eröffnung den Genuß des witiblichen Unterhaltes, und wenn keiner be— 
dungen iſt, den Genuß des Heiratsgutes anzuſprechen. Dieſer Anſpruch 
auf den einen oder den anderen Genuß hat aber nicht ſtatt, wenn bewieſen 
wird, daß die Ehegattin an dem Verfalle der Vermögensumſtände des 
Mannes Urſache ſei. 

§. 20. 


In Betreff der Zinſen, ſo von den in dieſer dritten Klaſſe 
geſezten Poſten ausſtändig ſind, ſoll eben jenes beobachtet werden, 
was oben im $. 18 von den Zinſen der Pfandkapitalien ver— 
ordnet worden ift. 

$. 21. | | 

In die vierte Klaſſe find zu fezen: der Fiskus mit dem, 
was er aus einem Kontrafte fordert, und alle übrige Gemein- 
gläubiger, Alle diefe haben an dem überbleibenden Vermögen 
nad) dem Berhältniffe ihrer Forderungen ohne Unterfchied Theil 
zu nehmen, und in Betreff der Zinfen ift eben jenes zu beob; 
achten, was in dem $. 18 von den Zinfen der Pfandgläubis 
ger verordnet worden it. 


$.,22, 


| In die fünfte Klaffe gehören die Zinfen, welhen hier nicht 
gleiches Vorrecht mit dem Kapital beigelegt worden ift, und 
zwar ohne Unterfchied nur nach dem Verhältniſſe ihres Betrages. 
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$. 23. 

In die ſechſte Klaſſe endlich find zu ſezen: a) jene, welche 
aus einer blos wohlthätigen Handlung des Berfchuldeten, z. B. 
ein Bejchenfter, zu fordern haben, ebenfall® ohne Unterfchied 
nad) dem Berhältniffe ihrer Forderungen; und nach diefen b) 
der Fiskus mit den ihm zuerfannten Strafgeldern, und zwar 
die ein jo andern Forderungen, wenn fie mit feinem Pfand; 
rechte bedeft find. 


1535. Hfd. v. 1. Juli 1782 N. 61, an d. in. u. o. ö. A. ©. 


d) Wegen Klaffifizirung der Morgengabe oder fonftiger den Weibern 
gefhehener Schanfungen fei ſich nad jenem zu achten, was im $. 23 der 
K. D. von Klaffifizirung der aus einer blos. wohlthätigen Handlung her- 
rührenden Forderungen in die jechite Klaffe geordnet ift. 


# 1536. Hd. v. 7. Dez. 1789 N. 1082, an ſämmtl. A. 6. 


Bei einem eröffneten Konfurfe wird dem Weibe des DVerfchuldeten 
das Necht eingeräumt, vom Tage des eröffneten Konfurfes aus der Kon- 
kursmaſſe alles dasjenige zum Unterhalte zu fordern, was fich diefelbe für 
den Fall der e Verwitwung in den Eheverträgen zum witiblihen Unterhalte 
bedungen hat; wo übrigens wegen der Klaffe, die 4, Forderung zufteht, 
fi) lediglich nad) dem $. 23 der 8. D. zu achten ift. ©. 1534. 


$. 24. 


Wenn in einem Konfurfe ein Bergz, Pod, Hütten: oder Ham: 
merwerf, oder fonftiges dahin gehöriges Gut begriffen ift, find in 
Beziehung auf Diefes Vermögen, nicht aber in Rüfficht der übrigen 
Konfursmaffe, denen in dem 15. $. einfommenden Gläubigern in 
der erften Klaffe folgende Gläubiger, und zwar nad) jener Ord— 
nung, welce hier ausgedrüft ift, vorzufezen: a) der landesfürft: 
liche Fiskus oder Diejenigen Grundherren, weldye des Bergzehentes 
oder Des Bezuges der Erb, Chur: oder Duatembergelder insbefons 
dere befugt find, in Anfehung des ihnen von den erzeugten Metallen 
und Mineralien bereit geftürzten, oder von derlei Erzeugungen 
fchon für fie von dem Verfchuldeten in Geld eingehobenen und nicht 
abgeführten Zehenten, Frohnen oder Urbar-, dann Erb-, Holz, 
Chur-, wie auch Quatembergeldern, jedoch leztere nur von drei 
QDuartalen, vom Tage des ausgebrochenen Konkurſes zurüf zu 
rechnen; b) die Gewerfen, in Anfehung der fchon gefchloffenen 
und bei dem Vermögen des Verfchuldeten befindlichen Ausbeute ; 
c) wie auch wegen der zum Betriebe des Bergbaues baar erlegten 
und in des Verfchuldeten Händen verbliebenen Zubuße und Vers 
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laged, Dann ſonſtiger gemeinfchaftliher Werfsvorräthen und Ma: 
terialien; d) die Berg-, Poch⸗, Hütten-, Hammer: und Bergfabri: 
Fenwerfsarbeiter in Anfehung ihrer Arbeitslohnsforderungen, je; 
doch nur von zwei Quartalen, von der vor dem eröffneten Kon: 
kurſe gefchehenen lezten Bergrechnung zurüfzu rechnen; e) die For: 
derungen der Knappſchafts- oder Bruderladen in Anfehung des 
von dem Berjchuldeten Denen Arbeitern zwar von ihrem Lohne 
abgezogenen, jedoch nicht in die Knappfchafts: oder Bruderlads; 
kaſſe abgegebenen Brudergeldes oder fogenannten Büchfenpfennings ; 
f) die Erbftöllner in Anfehung des Erbftollenneuntels oder fonfti: 
ger Erbftollgebühr,; g) jene, welde an dem Schacht-, Geftäng,, 
Waffer- und andern fogenannten Berawerföfteuern oder Zinfen 
etwas zu fordern haben, jedoch nur in Rüfficht zweier Quartale, 
von der vor eröffnetem Konkurſe geſchehenen Iezten Bergrechnung 
zurüf zu rechnen; wie aud) jene, welche an Hütten und Poch— 
werfözinfen etwas zu fordern haben, jedoch nur auf ein Jahr lang, 
von Zeit der vor eröffnetem Konfurfe gefchehenen lezten Bergred): 
nung zurüf zu rechnen. 
$. 25. 

Auf gleiche Art find in ſolchem Falle den im $. 19 ein; 
fommenden Gläubigern in der dritten Klaffe vorzufezen: die 
Verleger, welche zum Betriebe der Werfer, dann Unterhaltung 
der Arbeiter den Verlag an Geld, Bergerforderniffen und Le; 
bensmitteln vorgefchofien haben, wenn fie fich bevor als wirf- 
liche Berleger in den Bergamts: oder Berggerichtsbüchern ge; 
hörig haben vormerken laffen, jedoh nur in Rükſicht zweier 
Duartale, von der vor dem eröffneten Konkurſe gefchehenen 
legten Bergrechnung zurüf zu rechnen, 


$. 26. 

Den Gläubigern follen zwar auch nad) eröffnetem Konkurſe 
die Intereſſen fortlaufen, es find ihnen aber jene Unfoften nicht 
zuzuerfennen, welche fie zur Liquidirung ihrer Forderungen ver; 
wendet haben, ©. $. 18. 


1337. Hfd. v. 18. Mat 1781 N. 17. 

Allen in einer Konfursmafle 'verflochtenen Parteien, welchen an 
ihren Forderungen aus der Konfursmaffe nicht mehr als 56 fl. zufließen, 
jei Fünftig die Juramentstare nachgefehen; in allen übrigen Fällen aber 
habe e3 über die von Creditoribus eines Konfurfes abzulggenden Eide 
bei der derzeit beftehenden Tare fein Bewenden. 

Handb. d. jof. ©. 9, 42 
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1538. Hfd. v. 23. Sept. 1785 N. 469. 


D ‘Der Gläubiger habe Die Liquidagionsurtheilstare zu —— 
ohne daß er an die Konkursmaſſe einen Regreß nehmen könne, doch 
nur für feinen Theil, nicht aber für den als feinen Gegentheil ftreiten= 
den Vertreter der Maſſe; es wäre denn, daß er in den Erfaz der 
Gerichtsfoften ausdrüklich verfällt würde. 


# 1539. Hfd. ». 12. Juni 1786 N. 553, an ſämmtl. A. ©. 


Bon dem in einem Konfurfe ergehenden Klaſſifikazionsurtheile jol 
die Urtheilstare nur einmal abgenommen, dagegen von den Auszügen, 
welche jedem Gläubiger von ſothanem Urtheile, jo viel feine Forderung 
betrifft, zuzuftellen find, nur die Schreibtare nad der fiebenten Rubrife 
der Taxordnung, wie für jede andere von dem Gerichte ertheilte Abfchrift, 
bezogen werden. 


1540. Hfd. v. 15. Jan. 1787 N. 618, an fammtl. A. ©. 


Bei jenen gerichtlichen Verhandlungen, welche über die Anmeldung 
einer Forderung bei einer Konfursmaffe für fich geben, fol dann feine 
Tore abgenommen werden, wann die angemeldete Forderung die Summe 
von 56 fl. nicht überfteigt, 


1541. Hfd. v. 5. März 1787 N. 642, an fammtl. A. ©. 


Um der h. Refoluzion vom 15. Jän. 1787 defto fiherer Genüge zu 
leiften, welche die KRonfursforderung, die nicht 56 fl. überjteigt, der Ent— 
. richtung einer Tare enthoben hat, ſoll auf jeder Schrift, die im Laufe 

der Liquidirung einer jolhen Schuldforderung überreicht wird, von außen 
bei der Nubrife auch der Betrag der bei dem Konfurfe angemeldeten 
Schuldforderung beigejezt werden. 


/ 1542. Hf. v. 7. Sept. 1789 N. 1047, an famntl, A. ©. 


a) In dem Konfursprozeile ift der Vertreter der Maſſe tarfrei; doch 
folfen die Gläubiger, die mit ungegründeten Forderungen fich bei dem 
Konfurfe angemeldet haben, und daher in den Erfaz der Koften verfällt 
werden, aud alle diejenigen Taren in das Taramt abzuführen fhuldig fein, 
welche der Vertreter der Maffe, wenn er nicht die Tarfreiheit gende, zu 
bezahlen gehabt hatte. 


/ 1543. Hfd. v. 24. Juni 1790 N. 30, an fammtl. A. ©. 


Die durch Vdg. vom 7. Sept. 1789 in Konfursprogeffen dem Ver: 
treter der Konkursmaſſe eingeräumte Tarbefreiung bat fid) auch auf den 
Verwalter der Konfursmaffe zu erftrefen. 


1544. Hfd. v. 19. Sept. 1793 M. 125, an das wm. 8. A. ©. 


Der $. 26 der Konfursordnung, gemäß deſſen jeder Gläubiger die 
Liquidirungskoſten felbt zu tragen bat, findet auch dann jtatt, wenn wirk⸗ 


“ 
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lid der Schuldner bei Ausſtellung des Schuldbriefes fich zum Erfaze der 
Gerichtsfoiten Durch Kontrakt verbunden hätte, 


1545. Ofd. v. 24. Jän. 1794, fdg. in D. D. am 24., in Maäh. 
am 25., in Böh. am 27., in R. ©. am 28. Febr; in 
Krain am 1., in Kärnten am 5., in Trieft am 8. und ©. 
D. am 10. März (8. 97). 


Man hat zu erklären befunden, daß dem Bertreter einer Konkursmaſſe 


die Stempel- und Tarfreiheit nad) dem Sinne des fdg. Hfd. v. 7. Sept. 1789 


allgemein, und jomit nicht allein bei Nemtern, wo die Taren in das Ka— 
merale einfließen, fondern auch bei Privatgerihtsbarfeiten zufomme, jedod) 
gegen dem, daß der Taren= und Stempelbetrag einftweilen vorgemerft, 
und wenn er eine Ötreitfahe cum expensis behauptef, dann derjelbe 
von dem Gegentheile eingebracht werde; um widrigens das ohnehin ganz 
erjhöpfte und für die Gläubiger nicht zureihende Vermögen mit Stempel 
und Taren nicht noch mehr zu verfürzen. 


1546. Ofd. v.7. Dez. 1798 N. 242, an das o. ö. A. ©. über Anfrage. 


Sp wie es einleuchtend iſt, daß der Vertreter einer Konfursmaffe 
(wenn derjelbe nicht zum Abbruche der Zuftiz von jeder Appellazion hintan— 
gehalten werden will) wegen der wider ihn erfolgten Beitätigung des 


Urtheiles erfter SInftanz keineswegs jedesmal, wenn auch wider ihn Fein - 


Muthwille eintrit, zur Bezahlung der Koſten aus Eigenem verurtheilt 
werden könne; eben jo offenbar iſt es, daß der Gegentheil, zu deſſen 
Gunſten das Urtheil der erften Inſtanz beftätiget wurde, die Taren nicht 
tragen fünne. Es wird daher die Weifung dahin ertheilt: daß der Ver: 
treter einer Konkursmaſſe, welder wider das Urtheil erfter Inftanz appel- 
lirt, feine Taren zu entrichten babe, wenn er wirklich fachfällig würde; 
außer es jollte von dem A. ©. befunden werden, daß er die Appellazion 
muthwillig ergriffen, und alſo Die Taren aus Eigenem zu bezahlen habe. 


f 1547. Hfd. v. 23. Dez. 1802 N. 587, am alle Et. 


Bei den jpeziellen Vdgen. von den Jahren 1789 und 1790, fraft 
deren die Vertreter und Verwalter einer Konfursmafje von dem Gebraude 
des Stempelpapieres und der Entrihtung der Taren befreit fein follen, 
bat es ungeachtet des neuen Stempelpatentes v, 5. Okt. d. 3., bis zur 
erfolgenden weitern Entſchl. zu verbleiben. 


# 1548. Ofd. v. 26. April 1819 N. 1556, am das in. ö. A. ©. 
In den gegen eine Kridamaffa anhängigen Liquidirungsprozeflen find. 


auch Die Durch die Appellazgion des Maffevertreters verurfachten Gerichts: 
foiten, ungeachtet der erfolgten Beftätigung des Urtbeiles der erften In— 
ffanz, gegen einander aufzuheben, wenn nicht der Mafjevertreter wegen 
offenbaren Muthwillens zur Vergütung derfelben aus feinem eigenen Ver— 
mögen verurtheilt wird. 


549. Shfd. v. 5. Juni 1838, an alle U. ©. (3. 452). 
Die be k. allg. Hofkammer hat unterm 15. Mai 1838 3. 17179, 


- über vorgefommene Anfragen in Betreff des für die Kpnkurseröffnungs- 


49% 
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edifte zu gebrauchenden Stempels im Einverftändniffe mit der k. k. oberſten 
Juſtizſtelle entjchieden, Daß in dem Sinne der a. h. ausgeſprochenen Be- 
freiung von dem Stempel für den Vertreter nnd Verwalter einer Konz» 
kursmaſſa die Konfurseröffnungsedifte feinem Stempel unterliegen. 


& 97. 


Den Unterthanen auswärtiger Staaten foll in Rüfficht 
ihrer Forderungen gleiches Recht wie den Inländern ertheilt 
werden, e8 wäre dann, Daß Die Forderung einen Unterthan 
eines folchen Staates beträfe, allwo den Unterthanen der öſter— 
reichifhen Monarchie nicht gleiches Recht mit den eigenen Uns 
terthanen ertheilt wird, in welden Fällen das gegenfeitige Recht 
(jus reciprocum) genau zu beobachten iſt ”). 


*) Sn den Sahren 1787 — 1791 wurde rüffihtlich vieler Kantone und Bezirfe 
der Schweiz angeordnet, daß die d. Gerichte einem Echmeizer gleiches Recht 
wie dem eigenen Unterthane, in Konfurs= und Erefuzionsfällen ertheilen jollen, 
wenn er nur darthut, daß er zu dem Kantone oder Bezirfe gehöre, deſſen Ob: 
rigfeiten in jenen Sahren die Zufiherung ertheilten, Daß auch fie. den ö. Uns 
terthban wie den Eingebornen behandeln. Da aber das b. G. B. vom Fahre 
1811 im Allgemeinen anordnet, daß jeder Fremde in zweifelhaften Fäl- 
len die Rezivrozität beweifen müfle; fo find, wenn es dem Richter zweifelhaft 
erfheint, ob die in den Jahren 1787 —1791 von den damaligen DObrigfeiten 
der Schweiz gegebenen Verfiherungen auch gegenwärtig noch aufrecht beftehen, 
auh die Schweizer jener Kantone und Bezirfe gegenwärtig nach dem $. 27 
der 8. O. und 8. 33 des a.b. ©. B. zu behandeln. Dieſes dürfte um ſo wer 
niger einem Zweifel unterliegen, als jchon damals das Hfd. vom 20. Okt. 1788 
N. .906 rükſichtlich der Gleichitellung ‚ver Schweizer des Landes Neuenburg 
oder Balengin mit den d. Unterthanen ausdrüflih anordnete, Daß der Richter 
darauf zu ſehen habe, daß die zugejagte Gleichhaltung auch dort genau gehal- 
ten werde. R 

Es dürfte genügen, jene alten Wogen. hier blos zu zitiven: 

Hfd. vom A. Sept. 1757 N. 725 (Kanton Zürd); 5. Nov. 1787 N. 742 
(Kanton Bern); 12. Feb, 1788 N. 780 (Munizipalftadt Winterthur); 5. Mai 
1788 N. 818 (Stadt und Republik Bajel); 16. Sun 1783. N. 843 (Kanton 
Shafhaufen und Städte Aarau, Baden, Biel, Brugg, St. Gallen, Lenzburg, 
Mellingen, Michlhauſen, Zoffingen); 7. Juli 1783 %. 853 (Kanton Freiburg, 
berneriihe Munizipalftadt Veterlingen (Payerne), Fürſtbiſchof von Baſel, gefür: 
fteter Abt von Pfäfers); 14. August 17838 N. 872 (Stadt und Republif Genf); 
21. Auguft 1788 N. 877 (Bezirk des Fürftabtes zu St. Gallen); 1. September 
1788. N. 881 (Stadt Stein am Rhein); %@. Oft. 1788 N. 906 (Land Neuen: 
burg (Neufebatel) und Balengin); 23. Oft. 1783 N. 907 (Stadt Bremgarten); 
10. Nov. 1788 N. 917 (Bezirk des Fürftabtes zu Cinfiedeln und die Stadt 
Saufanne); 26. Nov. 1789 N. 1079 (Stadt Altftetten im obern Rheinthale). 

Dagegen wurde verordnet, daß die Bürger und Inſaſſen des Kantons Uri 
(Hfd. vom 16. Juni 1785 R. 842), der Kantone Schwiz und Unterwalden unter 
und ob dem Kernwalde (Hfd. v. 23. Oft. 1785 N. 907), der Stadt Rapperswil 
(Hrd. vom 16. Februar 1789 N. 974) und der deutichen Gemeindevogteien, wo 
die eidgenöffifchen Stände der Schweiz regieren (Hfd. vom 25. Auguft 1791 
N. 197), nur dann, wenn ihre Forderungen mit einem Unterpfande verjehen 
find, nad gleichem Nechte mit den k. k. Unterthanen behandelt, dagegen, jo weit 
— fein Unterpfand haben, allen andern Gläubigern nachgeſezt werden 
ſollen. 
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1559. Hfd. v. 14. Aug. 1786 N. 572, an das v, ö. A. ©. 


Wenn bei einem Konkurfe fremde Untertharen ald Gläubiger vor: 
fommen , ift ſich zwar nad) dem $. 27 der K. D. zu achten; wo aber zwei— 
felhaft ift, ob die Fatjerlihen Unterthanen in dem Staate des eintretenden 
ausländifhen Gläubigers gleiher Rechte mit den eigenen Unterthanen diefes 
Staates theihaftig find, ſoll dem Ausländer die zuerfannte und Flafifizirte 
Forderung nur gegen dem erfolgt werden, daß derfelbe glaubwürdige 
Urfunden feiner Obrigkeit beibringe, daß dieſe in ähnlichen Fällen den 
d. Unterthbanen gleihes Recht wie den Eingebornen wiederfahren 
laffen wolle. 


1551: Hfd. vom a. uni 1789 N. 1015, an alle A. ©. 

i) Den Unterthanen der ottomanifchen Worte ſoll in Konfursfällen 
gleihes Recht wie den eigenen Inſaſſen ertheilt, und fie in der Klaſſifi— 
kazion gleich gehalten werden, ohne daß nöthig fei, von denſelben Zeug- 
niffe der beobachtenden Reziprozität abzufordern. 

1552. S. 33 des a. b. ©. 3. 


Den Fremden fommen überhaupt gleiche bürgerliche Rechte und Ver: 
bindlichfeiten mit den Eingebornen zu, wenn nicht zu dem Genuffe diefer 
Rechte ausdrüflih die Eigenfhaft eines Staatsbürgers erfordert wird. 
Auch müfen die Fremden, um gleiches Recht mit den Eingebiornen zu ge= 
niegen , in zweifelhaften Fällen bemeifen, daß der Staat, dem fie ange: 
bören, die bierlandigen Staatsbürger in Nüfficht des Rechtes, wovon 
die Frage ift, ebenfalls wie die feinigen bebandle. 


$. 28. (oder $. 82 der ©. D,) 


- Wider den in Betreff der Richtigfeit Der Forderung ge 
ſchöpften Spruch fteht dem Gläubiger fowohl, als dem Ver— 
treter, falld der eine oder der andere bejchwert zu fein glaubt, 
der Weg der Appellazion offen, wider die Klaflififazion aber 
foll nicht appellirt werden, fondern jenen Flaffifizirten Gläubi— 
gern, welche vermeinen, daß fie in eine befjere Klaſſe hätten 
geſezt werden follen, oder welche einem andern fein. VBorrecht 
zu beftreiten gedenken, ift in der Klaflififazion vorzubehalten, 
ihre Klage binnen 30 Tagen einzureichen. 


$. 29. (oder $. 83 der ©. OD.) 


Sene, welche bis an den in den Ediften beftimmten Tag 
ihre Forderung nicht angemeldet haben, find nicht mehr anzu: 
hören, wenn ihnen auc ein Kompenfazionsrecht gebührte, oder 
wenn fie audy ein eigenthümliched Gut von der Maffe zu for: 
dern hätten, oder wenn ihre Forderung auch auf ein Tiegendes 
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Gut des Verſchuldeten vorgemerkt wäre, folglich, wenn ſie in 
die Maſſe ſchuldig wären, müßten fie ungeachtet des Kompen— 
ſazions⸗, Eigenthums- oder Pfandrechtes, fo ihnen ſonſt zu ſtat— 
ten gekommen wäre, ihre Schuld abtragen; daher iſt in der 
Klaffififazion zu erflären, daß alle ohne Ausnahme, welche fich 
nicht angemeldet haben, abgewiejen jeten. 


1553. Efd. v. 7. Febr. 17383 N. 120 an d. mäh. Tribunal. 


b) Sn Folge des $. 29 der K. O. haben fi unftreitig bet der Konz 
fursinftang auch jene zu melden, welchen ein Pfandrecht auf ein Vermögen 
des Verſchuldeten eigen if. 


Ausnahmen: D Im Handlungsperfehre: 


1554. Pat. v. 5. April 1782 N. 40, 


Zur Vermeidung aller irrigen Folgerungen aus dem S. 83. und 324 
der allg. ©. D. wird erflärt: 

1. Daß jenes, was von der Anmeldung bei Verluft des Kompen— 
fazionsrechtes in dem $. 83 der ©. D. einfommt, auf jene Gläubiger 
nicht zu verftehen fei, welche mit. dem Schuldner in Handlungsverfehr und 
Korrefpondenz geftanden, fonach gegen einander ordentliche Bücher ges 
führt haben, maßen derlei Gläubiger nur dann, wann fie an die Kon— 
kursmaſſe ihres haftenden Schuldreftes halber eine Forderung zu ‚stellen 
gedenfen, und zwar bei DVerluft desfelben, fi anzumelden haben; wo 
Dagegen, fo weit ihre Dandlungsbücher, und der hieraus formirte Konto 
oder Bilanz eine Ausgleihung zwiſchen Forderung und Schuld ausweifet, 
fie zue Anmeldung nicht gehalten, wohl aber dem Vertreter der Konkurs— 
maſſe, wann er fie ob der Nichtigfeit der Bilanz, des Konto, oder ob der 
ihrer Seit3 haftenden Schuld anzugehen gedenft, dießfalls Nede und Ant— 
wort zu geben fchuldig fein jollen. 


2) Bei verpfändeten Wechjeln: 


/1555- fd. v. 13. Juli 1789 N. 1033, and. n.u.v»oD.NM ©. 

b) Derjenige, der fich legitimirt, einen afzeptirten Wechfel pfand— 
weiſe inne zu haben, ift bei deffen Verfallgeit allerdings berechtigt, von 
dem Afzeptanten die Bezahlung zu erhalten, und anmit feine Forderung 


zu faldiren, gegen dem, daß er das Uebermaß dem Eigenthiumer, und im 
Konfursfalle der Maſſe zurüfftelle. 


3) Forderungen aus förmlichen Wechfeln und aus 
dem Kommiffioushandel: 
/ 1556. ©. D. v. 1. Dft. 1763. . 
Art. XLIII. Wie es in Kallimenten mit denen in Händen habenden Effek— 
tertzu halten ſei? — Weil auch der Kaufmannsſtilus mit fich bringt, daß, falle 
einer von einem Tertio Effeften in Handen, und für feine eigene Rechnung 
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dann auch für andere von demfelben abfonderlich zu fordern hat, der Tertius 
aber feine völlige Zahlung thut, ein jeder, er fei einheimifch oder fremd, 
zuvörderft von demjenigen, was er in Händen bat, auch fonft, wann er 
es vor Ausbrehung eines Fallimentes am fich zu ziehen weiß, feinen eige- 
nen Konto (jedoch unbejhadet des einem anderen etwa zuftehenden Eigen- 
thumes, oder ehevor hierauf geführten Sperr oder Anſaz) zu faldiren be— 
fugt jei, ſo laſſen auch Wir es fernerhin noch dabei bewenden. 

Art, XLIV. Bon Kommiffionswaaren. — Wie dann derjenige, jo 
von einem anderen Waaren in Kommiſſion zu verfaufen empfangen, dabei 
aber von demjelben mit Wechfel und fonften bezogen und beläftigt worden, 
wegen feines Vorſchuſſes an den empfangenen Effekten fih zablhaft zu 
machen Fug und Macht haben, auh, da in Fallimenten und fonften ſolche 
Waaren mit Arreft oder Verbot belegt würden, mehr nicht, ald das Resi- 
duum, oder die Uebermaß herauszugeben fchuldig fein folk. 


Art. XLV. Don den Pfandern in Wecfelfahen und dem Jure Re- 
tentionis. — Ein Pfand, fo ein Inhaber eines mit Proteft zurüfgefehr- 
ten oder allbier zu zahlen geftellten Wechfelbriefes von dem Ausgeber oder 
Indoſſanten zu feiner Sicherheit empfangen bat, follvon anderen Credi- 
toribus mit feinem Arreft belegt werden fünnen, als nur in fo weit feine 
Prätenfion weniger betragt; es foll auch der Briefsinhaber nicht können 
angehalten werden, folhes Pfand weder zum Theil, noch ganz heraus— 
zugeben, bevor er ſowohl für fein Kapital als Intereffe und Unfoften 
vollfommen vergnügt ift; wann hernach die Zeit, worauf das Pfand ver- 
jezt worden, verfloffen ift, foll der Eigenthümer, dem es zugehört, 
jfolche3 gegen Bezahlung des Kapitals und Intereffe einlöfen, im widrigen 
aber dem Inhaber frei ftehen, das Pfand gerichtlich tariren zu laffen, 
es auch pendente Concursu gerichtlich zu verfaufen, und fi davon be- 
zahlt zu machen; den Ueberreſt aber muß er gerichtlich deponiren, oder 
im Fall aufdie Uebermaß fein Verbot gefchlagen ift, dem Eigenthümer 
und in casu Cridae ad Massam zurüfgeben *). 


DH Das Ef. f Pfandamt DBerfazamt) ift berechtigt, 
verlafjene Pfänder felbft zu verfteigern: 


1557. Pat. vom 1. Febr. 1785 N. 385. 


$. 7. Solche verlaffene Pfander werden in üffentlihen Verſteige— 
rungen veräußert. 

$. 8. Nach geendigter Verfteigerung ift das Amt verbunden, den 
Ueberſchuß des eingegangenen Kaufjchillings über das auf dem Pfande 
baftende Darlehen, Intereſſen und die zu fünf Prozent anzurechnenden Ver— 
fteigerungsgebühren dem Pfandgeber gegen Rüfgabe des Pfandzettels 
hinaus zu bezahlen. 


*) Diejelben Ausnahmen finden ftatt : nach der italienischen Ueberſezung der 
W. D.: Editto di cambiv vom 2. April 1765 für Trieit und das Litorale, Art. 
XLIM. XLIV. XLV., und nad der lateinifhen W. D.: Constitutio seu norma 

cambialis vom 22. Suli 1775 für Oftgalizien Art, XLIII. XLIV. XLV. 
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1558. Hfd. v. 3. Aug. 1795 N. 245, an d. n. ö. N. ©. 


Da die wiener Kommerzialbanf vermöge ihres Inſtitutes und Privi- 
legiums nie Gläubiger, fondern vielmehr Schuldner der zur Bedefung 
der geleiteten Vorfehüffe erhaltenden Waaren gegen den ihr oft unbe- 
fannten Eigenthümer der Waare, oder Inhaber ihres dieffälligen Gegen- 
fheines in gleicher Art, wie das Verfazamt tft, fo Fann dieſelbe weder 
zur Herausgabe ihrer zur Bedefung erhaltenen Waare in eine Konfurs- 
maffe, noch zur Anmeldung einer Forderung bei dem Konfurfe verhal- 
ten werden. 


5) Bei der priv. vd. Nazionalbanf; f. 913 u. 914. 


6) Durch Kauzionen gedekte Aerarialrükſtände; 
ſ. 365. 


7) Steuern; ſ. 1508 u. f. 


8) Ausmeffung des Verdienftes des Vertreters und 
VBermwalters der Maffe: 


1559. Hfd. v. 27. Zuli 1792 N. 36, an das gal. A. ©. 


b) Bei Ausmeffung der Nemunerazionen für die Vertreter und Ver: 
walter der Konfursmaffe fol mit Mäßigung vorgegangen werden. Zu 
diefem Ende ſoll der Vertreter der Maſſe ein Verzeichnig feines Deser- 
viti einlegen, worüber vom Gerichte der Kreditorenausfhuß zn verneh- 
men, und nad) gehöriger Mäßigung der eigentliche Betrag zu beftimmen 
ift. In Rüfficht des Vermögensverwalters aber ift fih nad) der * 
vom 18. Mai 1790 zu achten. 


/ 1560. Hfd. v. 15. April 1803 N. 602, an d. weſtgal. A. ©. 
über deſſen Anfrage. 


Die Nemunerazionen für den Verwalter und Vertreter der Gant- 
maſſe müflen nach der 8. O. F. 155 *) aus dem Oantvermögen beftritten 
werden, und find Feineswegs von den fich hierzu erflärenden Gläubi— 
gern nach dem DBetrage ihrer Korderungen zu bezahlen, indem die Ver: 
walter und Vertreter des Öantvermögens zum Nuzen der Maffe zu ar— 
beiten verbunden find; es daher unbillig wäre, daß nur jene Gläubiger, 
die in die Nemunerazion eingewilligt haben, von ihren Forderungen dieſe 
Berwalter und Vertreter der Gantmaſſe entjchädigen und belohnen follten. 
Wogegen, jo viel es die von den Glaubigern ihren Ausſchußmännern bes 


*) 6, 155 der gal. ©. D., welcher lautet: »Bevor zur Vertheilung des Ver: 
mögens geichritten wird, soll jowohl der Vermögensverwalter, falls nicht jchon 
bei feiner Beftellung der Betrag feiner Fünftigen Belohnung wäre ausgemejfen 
worden, als auch der Vertreter der Maffe, über feinen Verdienft ein umftänds ' 
liches Berzeihniß dem Gerichte vorlegen, und jede in demjelben angejezte Ar: 
beit mit Beilegung der betreffenden Verhandlungsaften beweiſen, worüber der 
Richter den Kreditorenausichuß zu vernehmen, und, wenn der Betrag übertries 
ben wäre, dieſen auch von Amtswegen zu mäßigen hate. 
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ftimmten Remuneragionen betrifft, da dergleihen Ausſchußmänner von 
dem Gefeze aus feine Vergütung an die Konkursmaſſe ftellen fünnen, 
diefe Vergütung ihnen nicht von der Öantmaffe, fondern von den hierzu ein= 
verftandenen Gläubigern geleitet werden muß; Daher fie fi) wegen der 
Bezahlung am die zur Nemunerazion ſich erflärenden Gläubiger, ohne daß 
dieſe Angelegenheit in die Kridaverhandlung gezogen werde, insbefondere 
zu verwenden haben. 


$. 30. (oder $. 84 der ©, O.) 


Sener, welcher zu einer WVorrechtöflage berechtigt zu fein 
glaubt, hat bei Verluſt diefes Rechtes binnen 30 Tagen vom 
Tage der kundgemachten Klaffififazion wider alle Diejenigen, 
welche er dießfalls anfprechen will, feine Vorrechtöflage einzu; 
reihen, und zugleih, jedoch befonderd zur Aufftellung eines 
gemeinfchaftlichen Rechtöfreunded um eine Tagſazung anzulangen, 


/ 1561. Hfd. vom 15. Jän. 1787 N. 620, an alle N. ©. 


D In jeder Vorrechtsflage fünnen allerdings neue Behelfe angebracht 
werden, und ift der Kläger dießfalls nicht blos auf jenes befchranft, was 
er bei der Anmeldungsflage angebracht hat. 


1562: Hfd. v. 13, Zuli 1789 N. 1031, an alle A. ©. 


e) Hat das Fisfalamt wegen Erhaltung der Urfunde und Behelfe 
zur Begründung der Vorrechtsflage ſich ganz in jener Art zu benehmen, 
wie es fih zur Ueberfommung der Behelfe bei andermweitigen Klagen be- 
tragen muß. 

d) Sobald in einer Vorrechtsflage das Fisfalamt mit mehreren ande— 
ren Gläubigern als Streitgenoffe verflohten ift, muß die Vorrechtsflage 
bei des Fisfalamtes gehöriger Inftanz ausgetragen werden, und hängt es 
lediglich von. den übrigen Streitgenoffen ab, ob fie auch ihre Sache dem 
Fisfalamte zur Vertretung überlaffen, oder einen andern gemeinfchaftlihen 
Rechtsfreund, der jedoch den Prioritätsprozeß mit dem Fisfalamfe gemein 
fhaftlih abzuführen hat, beftellen wollen. ©. 1441. 


$ 31. (der $. 85 der G. D,) 


Wenn er feine Vorrechiöflage binnen der beftimmten Frift 
nicht einreichen könnte, foll er längſtens binnen drei Tagen vor 
Ausgang derfelben eine weitere Frift anfuchen, und foll ſich ſodann 
fowohl in Rüfficht des Unfuchens, als Der fohinigen Ertheitung auf 
eben jene Urt benommen werden, wie e8 in der allg, G O. in 
Rükſicht der Friften zur Erftattung der Einrede vorgefehen wor: 
den ift. 
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$. 32. (oder $. 86 der ©. DJ 

Bei der Tagfazung follen die Beklagten einen gemeinschaft: 
lichen Rechtsfreund benennen; wenn fie. aber hierinfalls uneinig 
wären, ſoll jener, auf welchen die mehreren Stimmen der Anwe— 
jenden ausfallen, Dazu beftellt werden, und wenn jie feinen nam: 
haft machten, hat der Richter. auf ihre Gefahr einen zu beftellen. 


# 1563. Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an das in. ö. A. ©. 

n) In allen Fällen der Konfursbebandlung, wo die Mehrheit der 
Stimmen der Gläubiger den Ausſchlag gibt, ift diefe Mehrheit nah den 
Köpfen zu zählen, wenn fie nicht das Gefez ausdrüflich nach dem Betrage 
der Forderungen zu berechnen befiehlt. 


$. 33. (oder $. 87 der ©, DJ 


Die Vorrechtsklage ift dem gemeinfchaftlihen Nechtsfreund 
zuzuftellen, und darüber, wie über jede andere Klage zu verfah- 
ren, auögenommen, Daß die erfte Friſt zur Erftattung der Ein: 
rede nur auf 14 Tage zu beftimmen ift. 


1564. DfD. v. 15. Jan. 1787 N. 621, on alle A. ©. 

z) Ueber die Frage: ob die überreichte Vorrechtsklage nur in Rüf- 
fiht jener Gläubiger wirfe, welche die Vorrechtsflage angebracht haben, 
oder ob fie auch jenen Mitgläubigern zum Vortheil gereiche, die es ihres 
Drtes bei der Klafififazion bewenden liegen? erfolgte Die Aufklärung: 
wenn ein Öläubiger behauptet, daß ihm ein befferes Recht gebührt, als 
mit dem er in der Klaffififazion einfümmt, dann kann ihm das Vorrecht 
nur gegen jene zu ftatten fommen, wider welche er das Vorrecht ange— 
+ fprohen hat. Wenn aber ein oder anderer Gläubiger behauptet, daß ein 
in eine höhere Klaffe verfezter Gläubiger in eine mindere Klaffe geböre, 
aldann Fommt eine derlei behauptete Vorrechtsflage allen jenen zu ftatten, 
denen der Beklagte vorgegangen: ift. Nur kann ſodann der Obfieger von 
jenen Gläubigern, die durch die behauptete Vorrechtsflage Vortheil 
ziehen, die Vergütung der Prozeßkoſten fordern. 


$. 34. (oder $. 88 der ©. ©.) 

Der Verwalter des Vermögens foll die feiner Verwaltung 
anvertrauten Güter wie ein guter Hausvater beforgen, alle Baar: 
haften und Koftbarfeiten, wenn die Gläubiger fih nicht ausdrük— 
lich erflären, diefelbe in feinen Händen laffen zu wollen, in die ger 
rihtliche Verwahrung geben, die Forderungen der Maſſe gütlich 
oder gerichtlich einbringen, jene Güter aber, welche dem Verderben 
unterliegen, und jene, deren Unterhalt viel koſtet und keinen Nuzen 
ſchafft, bei Zeiten, jedoch gerichtlich feilbieten laſſen, dergeſtalt, 
daß, wenn ein derlei Gut ohne Gefahr eines Schadens bis zur 
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zweiten oder dritten Feilbietung nicht zurüfgehalten werden fünnte, 
dasſelbe aud) bei der erften Feilbietung unter der Schäzung zu ver; 
faufen wäre, 


1565: Refol. v. 31. Okt. 1785 N. 489, an alle A. ©. 


s) Ad $. 34 der K. O. Ueber jene Forderungen einer Konkursmaſſe, 
welche der Vertreter der Maffe *) gegen die Schuldner bei verjchiedenen 
Inſtanzen etwa einzutreiben hat, fol fich derfelbe alle Monate gegen den 
Konfursrihter ausweiſen, was in jedem Geſchäfte geſchehen ſei, wo die 
Sache hafte, und daß feiner Seits nichts verabſäumt worden. 


$. 35. (oder $. 89 der ©. DJ 


Gleich nach Verftreihung der zur Anmeldung beftimmten 
Frift foll der Vertreter der Mafle wider ſämmtliche Gläubiger um 
eine Tagfazung bitten, dieſe aber follen bei der Tagſazung den im— 
mittelft aufgeftellten. Verwalter des Vermögens beftätigen, oder 
einen anderen durch die Mehrheit der Stimmen wählen, 


/1566: Hfd. v. 16. Zuli 1787 N. 695, an alle A. ©. 


Die Mehrheit der Stimmen der zur Auswahl eines Vermwalters der 
Konfursmafe fonfurrirenden Gläubiger fei nicht nach der Zahl der Per- 
fonen der Stimmenden, jondern nah dem Betrage der Forderung zu 
zählen. 


71567. Hfd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an das gal. A. ©. 


n) Zur Gewinnung der Zeit ift gleich in dem Edifte zur Eröffnung 
des Konfurfes auch unter einem der Tag, allenfalls der dritte nach Verlauf 
der Anmeldungsfrift feftzujezen, um in Gemäßheit des S. 35 und 36 der 
K. D. einen Vermögensverwalter und Krediterenausſchuß zu wählen; wo— 
bei auch zugleich auszumachen iſt, ob, wie bald, und auf was Art ent— 
weder zum Verkaufe der een zu fehreiten, oder wie es mit Verwals 
tung derjelben zu halten fei. ©. I461 u. 1574: 


$. 36, (oder $. 90 der G. O.) 


Bei eben dieſer Tagſazung ſollen die Gläubiger einen Aus— 
ſchuß aus ihnen ebenfalls durch die Mehrheit der Stimmen er— 
wählen, bei welchem der Vertreter des Vermögens ſich in ſchwe— 
ren Fällen Raths zu erholen, und ihm — Rechnung zu 
haben wird. 


*) Bedeutet: Verwalter der Maſſe, weil dieſer nad) — 34 der K. O. 
berufen iſt, die Forderungen der Mare einzutreiben. 
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Stimmenmehrheit: 
7 1568. Hfd. v. 12. Febr. 1818 N. 14119, an die A. ©, in Wien, 
Klagenfurt, Fiume, Prag und Brünn. | 

Bei der Wahl des Kreditorenausfchufes ift die Mehrheit der Stim— 
men. nicht nach der Zahl der Gläubiger, fondern nad) dem Betrage der 
angemeldeten Forderungen zu berechnen; und kann bei diefer Wahl jedem 
Konfursgläubiger, der die Stelle eines Ausſchuſſes anzunehmen bereit ift, 
außer den Forderungen derjenigen, die ihn dazu wählen, auch feine For— 
derung ohne Anftand zu gute gerechnet werden. 


Befhranfungen der Wahl. 


/ 1569. Hfd. ». 8. Febr. 1790 N. 1098, an das n. u. v. ö. A. ©. 


Da der Kreditorenausfhuß nicht blos von den Kreditoren, fondern 
aus denfelben gewählt werden muß, fo ift der Mißbrauch, mittelft deffen 
bierzu Advokaten beftellt worden, die feine Gläubiger für ihre eigene Per- 
fon find, aller Orten abzuftellen. 


/ 1570. Hfb. v. a7. Dft. 1798 N. 138, an alle A. ©. 

Ein Fisfalamt oder ein Individuum desfelben fann bei einem Kon— 
furfe nie die Stelle eines Kreditorenausfchufes befleiden. 
1571. Hfd. v. 7. April 1790 N. 8, an das gal. A. ©. 


c) Ein Gläubiger fol nicht anders zum Kreditorenausfhug benannt 
werden fünnen, als wenn er fich verpflichtet, während des Konfurfes ſich 
im Drte der Konfursverhandlung aufzuhalten, 


7 1572. Hfd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an das gal. N. ©. 


r) Den Gläubigern ift an Handen zu laffen, daß fte nie weniger ala 
drei Gläubiger zum Ausfhufe benennen follen. ©. 1374, 1575 
und 1582. 


Ungiltigkeit ver Wahl des Verwalters und Kreditoren— 
Ausſchuſſes. 


1573. Ofd. v. 9. kdg. von der oſtgal. A. den 29, Suli 1799 (8. 232). 


Sua Caesareo Begia Majestas — resolvere dignata est, quod 
a Sphis 92 et 93 ordinis Judiciarü »($. 35 u. 36 d. jof. 8. D.)« re- 
cedi nequeat, sed in casibus obvenientibus Insinuatio dolosa fieti- 
tiarum praetensionum, ita uti quivis alius stellionatus puniri et elec- 
tiones, in quas talis stellionatus influxum haberet, everti possint. 


$. 37. (oder $. 91 der ©. D,) 

Wollten die Gläubiger feinen Verwalter, oder aud) Feinen 
Ausschuß wählen, oder e8 erfchiene bei der Tagſazung derfelben 
feiner, fo hat der Nichter einen auf ihre Gefahr zu beftellen; 
wären aber die Stimmen der Anwefenden gleich, fo foll der Rich; 
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ter einen der in Vorfchlag aebrachten, nach feinem Ermeflen be: 
ftätigen, ©. 1460 u. 1461. 


$. 38. (oder S. 92 der ©. D,) 


Der keftätigte oder neu erwählte Verwalter foll ohne Zeit: 
verluft die gerichtliche Feilbietung Des nod) vorhandenen Vermö— 
gend beforgen. 


$. 39. (oder $. 93 der ©. DO, 


Was weder bei der erften, noch bei einer zweiten Feilbietung 
wenigftend um die Schäzung an den Mann gebracht werden fann, 
dieſes ſoll bis nach der verfaßten Klaſſifikazion und ausgetragenem 
Vorrecht aufbewahrt werden, Nach diefem aber fol alles Ver— 
mögen, was noch vorhanden it, folalich auch die allfälligen 
Sculdfcheine und Forderungen der Maffe (wenn die Gläubiger, 
welche vorläufig zu vernehmen find, foldye nicht übernehmen woll; 
ten) den Meiftbietenden, ohne auf eine Schägung zu fehen, ver: 
fauft werden, 


Verwaltung und Veräußerung der Maſſe. 
Allgemeine Grundfäze. 


#1574: Hfd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an das gal. A. ©. 


m) Bei Beftellung der Verwalter des Konfursvermögens find die 
Gläubiger in den Begriff zu fegen, daß es ganz von dem einftimmigen oder 
überwiegenden Befund der Gläubiger abhänge, die Punfte, die in. die 
Dermögensverwaltung nad Befchaffenheit der Umftände einfchlagen, zu 
beftimmen, fomit dem Sequefter eine angemeſſene Inftrufzion vorzufchrei- 
ben und feftzufegen, ob er in Eid zu nehmen, ob und was von demfelben 
für eine Sicherheit zu beftellen, ob die Gelder oder die Güter, der Maſſe 
in feinen Handen zu laffen, oder zur gerichtlihen Verwahrung zu bringen, 
wie überhaupt die Verwaltung jelbft zu führen, zu welchen Zeiten Rech— 
nung zu legen, und wie fich mit Aufnahme der Rechnung zu benehmen; 
ingleihen was ihm etwa für eine Belohnung auszuwerfen, oder ob folde 
allenfall3 auf ein gewiſſes Prozent von dem einbringenden reinen Einkom— 
men einzurichten nicht rathfamer fet u. dgl. Auch ift ihnen ünbenommen, _ 
über des Sequefters Gebahrungsart Aufficht zu tragen, und bei findender 
Nothwendigkeit mit demfelben Abänderung zu treffen, wovon jedoch dem 
Gerichte die Anzeige zu machen ift. Eben jo bleibt es dem Befund der 
Glaäubiger anheim geitellt, ob fie in Anfehung der liegenden Güter den 
Weg der Verpachtung, auf wie lang und mit welhen Modalitäten ein- 
fhlagen; wie auch, aus wie viel Gliedern fie den wählenden Ausſchuß be- 
ſtehen lajlen, was für eine Gewalt fie demjelben einräumen, oder was 
für Schranfen fezen, und etwa für eine Belohnung fie beftimmen wollen. 
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1575- Hfd. v. 13. Marz 1812 N. 978, an das mahr. A. ©. 


Bei Konfursverhandlungen liegt nicht dem Gerichte, fondern dem 
Ausſchuſſe der Konfursgläubiger ob, darauf zu Dringen, damit von dem 
Vermögensverwalter Rechnung gelegt werde, und nur die Öläubiger ha— 
ben für die nuzbringende Anlegung der Konfursmaffegelder zu forgen, das 
Gericht aber iſt verpflichtet, Darüber zu wachen, Damit der Vermögens— 
verwalter und der Gläubigerausfhuß, die ihnen bei ihrer Wahl von den 
Gläubigern eingeräumten Befugniffe nicht überfchreiten, nnd ihren Obliegene 
beiten Genüge leiften. Der für jede Konfursverhandlung beftimmte Re— 
ferent bat die im Zuge derjelben zu treffenden Verfügungen dem Magier 
firate vorzutragen, der Magiftrat felbft aber das Erforderliche anzuordnen. 


Snsbefondere a) Poftregale; f. 1059 u. f.; b) Kreuz 
yartifel und Reliquien; ſ. 892; c) Nerarifhe Mon- 
turftüfe; fe 347; d) Penfionen; f. 874; e) Gewerbe; 

ſ. 1444 u. f. 


Schäzung und Feilbietung derfelben: 
1576: Hfd. v. 1. Suli 1803 N. 615, an das n. ö. A, ©. 


In Zufunft ift bei vorfommenden Schäzungen der verfänflichen Ges 
werbe in Erefuziond= oder Kridafällen fih nicht mehr nah der Einlage 
zu achten; fondern jedesmal auf die feither dur Die Vermehrung von 
dergleihen Gewerben eingetretenen Zeitumftände, dann auf den auf- 
rechten oder abgewürdigten Stand derfelben Bedacht zu nehmen, und mit 
Rükſichtnehmung auf alle Umſtände Der dermalige vermeintliche Werth entwe— 
der von dem Vorfteher ſolcher Innungen, oder von den aus derfelben Gremium — 
gewählten Schäzmännern, gegen ihre vorläufige Beeidigung zu beftimmen, 


1577. Def. d. mäh. Gub. v. 30. Juli 1824 3. 21384 (9. 276). 


Mit Def. der h. Hofanzlei v. 15. d. M. 3. 20857 ift entjchieden 
worden, daß der Normalpreis verfaufliher Gewerbe bei öffentlichen Ver— 
fteigerungen nur in wiener Wahrung angenommen werden könne. 


f 1578. Shfd. v. 5. Nov. 1831 N. 2534, an d. m. u. in. D., fir, 
böh., mäh. u. gal. U. ©. 


| In einem wieder vorgefommenen Falle ift neuerdings zu behaupten 
gefucht worden, daß durch das Hfd. v. 1. Zuli 1803 N. 615 der J. ©. ©. 
gegen die früheren und fpäteren Geſeze, weldhe die Veräußerung einer 
verkäuflichen Gewerbsgerechtſame über den Normalpreis ohne Ausnahme 
verbieten, in Exekuzions- und Kridafällen die Schäzung und Verfteigerung 
einer folhen Gewerbsgerechtfame über den Einlagswerth geftattet werde, 
obgleich dadurch blos bewilligt wurde, den Werth von verfäuflihen Ge— 
werbsgerechtſamen nach den eingetretenen Zeitumftänden geringer, als die 
urfprünglihe Einlage ausweift, in Anſchlag zu dringen, um die Ver: 
fteigerung einer folhen Gerechtſame, deren voriger Werth durch die 
erfolgte Vermehrung der perfünlihen Gemerbsbefugnife eine Vermin— 


— 
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derung gelitten hat, nad Dem damals beftandenen Patente v, 31. Jan. 
1801 R. 519 der J. ©. ©, aber gerihtlih unter dem Schägungswerthe 
nicht verfauft werden durfte, durch Herabjezung des Ausrufspreifes zu 
erleichtern, und dadurch die Erefuzionsführer ſowohl, ald die Konkurs— 
gläubiger von einer Verlegenheit zu befreien, welcher fie dur die Ein- 
antwortung einer folhen Gewerbögerechtfame um den Einlagswerth zu ihrem 
Eigenthume ausgejezt werden fonnten. 

Damit nun irrigen Auslegungen des angeführten Hfd. durchaus vor— 


gebeugt werde, wird das A. ©. ſich dieſe Erflärung gegenwärtig zu halten, 


und wenn die ihm unterftebenden Behörden eine entgegengejezte Anficht 
äußern jollten, fie darnach zu belehren haben. 


1579. Vdg. d. n. ö. Reg. v. 24. Jan. 1834 3. 3550 9. 64). 


Wenn gleich die Neg. Vdg. v. 15. Oft. 1790 3. 19005, welche bei 
der Abtretung eines zeffionarifhen Gewerbes blos die Ablöfung der vor— 
räthigen Waaren und Gerätbihaften geftattet, eine Beſtimmung des 
Preijes für das Gewerbsrecht jelbft jedoch unterfagt, durch den Hpferlaß 
v. 17. Sunt 1791 3. 2513 dahin abgeändert worden tft, daß auch die 
zeſſionariſchen Gewerbsbefugniſſe veräußerlich jeien, daß aber der urſprüng— 
lihe Werth nicht überfchritten, und zu dieſem Ende in den bei dem Ma— 
giitrate vorhandenen Vormerfungsprotofollen über zeflionarijche Gewerbe 
angemerft werden foll, jo fand Die Neg. dennoch bei dem Umftande, daf- 
die erwähnte Hof. Vdg. diefe Maßregel nur auf fo lange aufrecht erhalten 
wiffen wollte, bis die Sache wegen der Gewerbe überhaupt regulirt jein 
wird, fi laut ihrer Vdg. v. 28. Juni 1803 3. 12492 nicht beftimmt, 
von der durch das Neg. Zir. v 12. März 1795 nicht geänderten bisher 
fortbeftehenden Uebung, vermöge welcher die zeffionarifhen Gewerbe einer 
Schuldvormerfung nicht für fähig gehalten wurden, abzugeben. Die feit 
Diejer Zeit immer mehr hervorgetretene Gleichfürmigfeit in der Gefchafts- 
behandlung der zeflionarifchen Gewerbe binfichtlic ihrer Uebertragung und 
Einfhaltung in das obrigfeitlihe Vormerfprotofoll mit den übrigen ver- 
fauflihen Gewerben veranlaßte aber bereits die Neg. Vdg. v. 27. Jän. 
1814 3. 2167, durch welche eingefchärft wurde, Daß in Anfehung des 
Rormalpreifes und der VBormerfung der auf den Fammergütifchen, fo wie 
auf allen übrigen niht radizirten Gewerben, worüber die 
Bormerfprotofolle bei dem magiftratifhen Grundbuchsamte geführt werden, 
auf diejenige Art vorgegangen werde, welche die angenommenen Gewerb$- 
geundfäze bei verfäuflihen Gemwerben erheiſchen. 

Durch die mit der Hofkanzlei-Vdg. v. 24. Juni 1830 3. 14364, er- 
öffneten a. h. Entſchl. v. 2a. Dt. 1826 und ı2. Jan. 1830 tft endlich 
das in dem oben angeführten Hoferlaffe v. 17. Juni 1791 vorbehaltene 
Geſchäft der Einlöfung aller Faufrechten Gewerbe in Wien geregelt, und - 
biebei fein Unterfchied zwifchen den zeſſionariſchen und den übrigen verfänf- 
lihen Gewerben in Wien gemacht worden. Hiernach verfchwindet jede 
Urfache, aus welcher bei den zefionarifchen Gewerben hinfichtlidy ihrer bi- 
pothefarifchen Eigenfchaft eine Ausnahme von den übrigen verfäuflichen 
Gewerben gemacht werden fol. 
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“1580. Hd. v. 12. Juni 1835, an d. n. ö. Reg; Ihfd. v. 1. 
Zul, an d. n. ö. A. G. (Pichl 139), u, hkr. Zir. v. 10. Febr. 
1836 F. 2 (Mil, 15).* 

Se. Ef. Majeftät haben mit a. h. Entſchl. v. 2. Juni 1835 anzu- 
prönen geruht, daß diejenigen Dominikalbeſizer, welche auf ihren Domi— 
nikalbeſizungen in N. D. ſich im Belize von Gewerben befinden, die fie 
auf eigene Rechnung oder Durch Pächter betreiben, und welche in dem 
ftandifhen Gültenbuche als Beftandtheile des Dominifalförpers eingetra= 
gen find, folhe Gewerbsbetriebe gleich anderen gutsherrlihen Rechten 
nicht nur fortan ausüben, fondern aud jedoch nur gleichzeitig mit dem 
ganzen Dominifalförper, an jeden fünftigen Befizer ——— können. 

In ſo fern ſolche Gewerbe bis nun abgeſondert von dem Dominikal— 
körper mit oder ohne einer dazu gehörigen Realität veräußert worden 
ſind, ſei der Beſizſtand aufrecht zu erhalten, und es ſeien ſolche Gewerbe, 
wenn ſie vor ihrer Veräußerung in dem ſtändiſchen Gültenbuche ein— 
getragen waren, oder in dem Grundbuche oder Gewerbsprotokolle ord— 
nungsmäßig vorkommen, auch als radizirt und rükſichtlich verkäuflich an— 
zuerkennen. 

Für die Zukunft findet aber eine gültige Veräußerung von ſogenann— 
ten Dominikalgewerben, eigentlich gutsherrlichen Rechten, abgeſondert 
von dem Gutskörper, nicht mehr ſtatt, und es find Daher Veräußerungen 
Diefer Art für die Zufunft gefezlich unterfagt. 


Berfihleiß des Waarenlagers im offeiten Gewölbe. 


21581. Hfd. v. 25. Jan. 1782 (Zimmerl: Alphab. Handbudh. Wien 
1798. ©. 148; 1805, ©. 150). 

Bei Gelegenheit des DVerfalles eines Handelsmannes foll man ſich 
gegenwärtig halten, daß, wenn die Gläubiger die Erlaubniß anſuchen, zu 
ihrem Beſten das Gewölbe weiters offen zu halten, und das Waarenlager 
durch die aufgeftellte Adminiſtrazion verfchleißen zu laffen, ihnen diefer 
billige Verfauf.allemal auch geftattet, und dazu eine zureichende Frift be— 
ftimmt werden möge. 


f) Berfauf unter der Schäzung; f. 1076 u. fi Beie 
bietung der Maffe überhaupt; |. $. 327 der ©. she 
fammt den Iovellen. 


5) Kegung und Prüfung der Rechnung des Maffe- 
verwalters; f. 402 u 1575- 


A582. Hfd. v. 18. Mai 1790. N. 23, an das gal. A. ©. 

s) Der Ausfhuß kann die Rechnungen. über die Konfursmaffe mit 
Einvernehmung des Vermögensvermwalters auch außergerichtlich, ohne Zeit: 
verluft, durchgehen, und mögen nur jene Mängel und Anftande zur ges 
richtlihen Entjcheidung gebracht werden, die nicht ftandhaft aufgeklärt, 
oder im Wege gütlichen Einverftandniffes behoben werden können. 

4) Jedem Gläubiger fteht e8 frei, bei Aufnahme der Nechnungen zu 
erjcheinen, und folhe nach Belieben auch fonft einzufeben. 
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$. 40. (sder $. 94 der G. O.) 


Wer aus der Maffe ein liegendes Gut auf was immer für 
eine rechtlihe Art an ſich gebracht hat, dem foll der Richter Die 
Urkunde darüber, welche, um an das Eigenthum gebracht zu wer: 
den, erforderlid) ift, ertheilen. E 


$. 41. (oder 6. 95 der G. D.) 


Sobald das Vermögen dermaßen berichtigt ift, Daß mit Dem: 
felben Die Zahlung ganz oder zum Theil geleiftet werden kann, foll 
im erften Falle ohne weiters, im zweiten aber auf Begehren der 
Öläubiger von dem Verwalter des Vermögens die Bertheilung 
desfelben nad Maßgabe des Vorrechtes eines jeden Gläubigers 
verfaßt, mit allen Beilagen dem Ausfchuffe übergeben, und deflen 
jeder Gläubiger gerichtlich erinnert werden. Jedoch follen jene 
Släubiger, welchen unftreitig ein Vorrecht gebührt, auch ohne ge: 
Dachte VBertheilung abzuwarten, fo bald möglich abgefertigt wer: 
den. ©. 1496. 


'$. 42. A $. 96 der ©. D,) 


Jedem Gläubiger fteht frei, Die Vertheilung bei dem Aus: 
jchuffe einzufehen, zu unterfuchen, und dawider feine allenfälligen 
Einwendungen gerichtlich anzubringen, Doch foll er e8 binnen 14 
Tagen nad) gedachter Erinnerung thun, mwidrigend Damit nicht 
mehr gehört werden; die wider die Vertheilung eingebrachten Ein: 
wendungen aber find über vorläufige Einvernehmung jener Gläu— 
biger, Die fte betreffen, zu entjcheiden, ©. 396. 


1583. Hfd. v. 13. Juli 1789 R. 1031, an alle A. ©. 

e) Muf auch der Fisfus fich nach dem Geſeze achten, wo die Repar- 
tizion nur dem Kreditorenausfhufe zuzuftellen, und jeder Gläubiger, aljo 
auch der jure privatorum gaudirende Fisfus, fie dafelbit einzufehen be— 
rechtigt ift. Wo hingegen fich 

f) von felbft verfteht, Daß die Anſtände, welche über die Vertheilung 
entitehen, fie mögen von dem Fisfus gegen andere Gläubiger, oder von 
anderen Gläubigern gegen den Fiskus erregt werden, immer bei dem Land- 
rechte ausgetragen werden müffen. 


/ 1584. Hfd. v. 24, Oft, 1807 N. 822, and. gal. A. ©. 


Dei Anbringung und Entſcheidung der Befhwerden wider eine Krida- 
repartizion verordnen weder der $. 96 der allg. ©. D., noch der $, 42 der 
allg. 8. D., mit welhem auch der $. 158 der neuen gal. ©. D, überein- 
ſtimmt, die Beſchwerden über die Kridarepartigion in Form einer Klage 
anzubringen, in das rechtliche ——— einzuleiten, und durch Urtheil zu 

Handb. d. joſ. ©. O. 43°. 
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entſcheiden; ſondern lediglich, daß ſolche binnen der peremtoriſchen Friſt 


von 14 Tagen gerichtlich angebracht, ſohin von dem Gerichte über vor— 
läufige Einvernehmung derjenigen Gläubiger, welche fie betreffen, ent- 
fchieden werden follen. Es kann Daher eine nicht in Form einer Klage 
angebrachte Beſchwerde Darum nicht verworfen werden. Allein eben weil 
Das rechtliche Derfahren nirgends vorgejchrieben it, und hierzu um fo 
minder ein Grund vorliegt, da die wechjeljeitigen Rechte der Gläubiger 
unter fih vor der Repartizion ohnehin ſchon im ordentlihen Rechtswege 
entfchteden fein müflen, und die Beſchwerden nur auf diefe bereits rechts— 
kräftigen Entfheidungen fich gründen fünnen, find diefelben lediglich mit- 
telft Anbringens bei Gerichte zu überreichen, und über Vernehmung der 
Sntereffenten ohne Weitlaufigfeit Durch Beſcheid salvo recursu zu erledigen. 


$. 43. (oder $. 97 der ©. DI 


Wenn binnen 14 Tagen wider die Bertheilung feine Ein: 
wendungen gemacht, oder nachdem dieſe entjchteden worden find, 
hat der Ausſchuß Die Vertheilung unter feiner Fertigung zu Ge: 
richtshänden zu erlegen, woſelbſt fie zurüf zu halten, dem Verwal: 
ter der Maffe aber hiervon eine Abfchrift mit der Auflage zuzu: 
ftellen ift, Daß er hiernad) den ſich meldenden Gläubigern die Be— 
zahlung unverzüglich leiſten ſoll. 


$. 44. (oder $. 98 der G. O.) 


Der Verwalter des Vermögens hat jedem Gläubiger den auf 
ihn berechneten Betrag gegen Quittung abzuführen, von jenen 
Gläubigern, welche ihre Forderungen ganz erhalten, die Zurükſtel— 
lung der Schuldſcheine und Aushändigung aller Liquidirungsaften 
vorläufig abzufordern; bei jenen Gläubigern aber, welche ihre 
Forderungen nur zum Theil erhalten, den Betrag der geleifteten 


Zahlung auf den Original: Schuldichern genau anzumerfen, und 4 


nach eingelegtem Gegenfcheine abzufchreiben; für jene Gläubiger 
endlich, welche fi) ihrer Zahlung halber binnen drei Monaten 
nicht anmelden, den auf fie ausgemefjenen Betrag, jedoch für jeden 
insbeſondere in Die gerichtliche Verwahrung zu geben, 


$. 45. (oder $ 99 der ©.D) 

Ueber die Abfertigung der Gläubiger hat der Verwalter ge: 
meinfchaftlidy mit dem Ausfchuffe drei Monate, nachdem ihm die 
Abſchrift der Vertheilung in Folge des 43. $. zugefertigt worden 
ist, feinen ausführlichen Bericht an den Richter zu erftatten, und 
diefem Berichte die von jedem Gläubiger ausgeftellte Quittung, 
zurüfgeftellten Schuldfcheine und ausgebändigten Aften, dann 1 die 


z 


rt 


| 
| 
| 
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Erlagsſcheine über die allenfalls in Die gerichtliche Verwahrung 

gegebenen Beträge anzufchließen, der Richter aber fell dieſen Be: 

richt genau durchgehen, und wenn die Abfertigung der Gläubiger 

der *zurüfbehaltenen Driginalvertheilung gemäß, und fonft in 

allen richtig befunden wird, den Konfurs als beendigt erklären, 
©. 1427. 


1585- Zir. v. 9. Mai 1827.H. 109 a. (S. d. M. ©. ©. 9ı. 
RK. 57). 
Nach der von der k. k. oberften Zuftizftelle unterm 24. v. M. 
N. 2226, dem Hpffriegsrathe gemachten Mittheilung iſt der k. ungariſchen 
Hofkanzlei unterm 2. März I. J. N. 1225, eröffnet worden: daß 
nach den Gefezen der deutjch= öfterreihiihen Erbitanten es feinem Gläu— 
biger unterfagt jei, wenn über jeinen Schuldner vor deffen Perſonalinſtanz 
der Konfurs eröffnet wird, derfelbe aber auch in einer anderen Provinz 
Realitäten befizt, die Forderung bei der Konfursinftanz, und zugleich bei 
der fompetenten Behörde der anderen Provinz, wo der Schuldner Reali— 
täten befizt, anzubringen und gerichtlich zu verfolgen, jondern die Folge 
lediglich diefe ift, daß, falls er bei dem Konfurje einen Theil feiner For— 
derung erlangt hat, der Schuldner bei Erefutirung jener Nealitären ihm 
das beim Konfurs Empfangene in Abrehnung bringen fünne, und ums 
gefehrt, wenn er durch Erefutirung der Realitäten in der anderen Provinz 
zu feiner Forderung ganz oder zum Theil gelangt it, der Vertreter der 
Konfursmaffe ihm das Erlangte in Abrehnung bringen fann. Welches 
anmit zur Wiſſenſchaft befannt gegeben wird. 


Beendigung des Konfurfes. 


1586. Hfd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an das gal. U. ©. 


u) Die Beendigung des Konfurfes ift wegen einer noch nicht einges 
braten Aftivforderung nicht aufzuhalten. 


1587. Hfd. v. 1. Dft. 1808 N. 862, an d. weitgeal. A. ©. 

Nach dem S. 162 der G. O. »($. 45 der jof. 8. D.)« bedarf es weder 
eines eigenen Ediftes , noch einer Kurrende an die Advokaten, noch fonft 
einer öffentlihen Kdg. über den beendigten Konfurs, fondern es tft hin— 
reicheud, wenn der Konkursrichter darüber ſeinen etlichen Schluß auf 
das Rubrum, oder eine Abfchrift des nach dem- $. 162 zu erftattenden 
Finalberichtes ſezt, und folden dem Maffevertreter und Verwalter, dann 
dem SKreditorenausfhuffe , deren Wirffamfeit erlofhen it, endlich dem, 
Kridatar, oder feinen Erben, wenn fie befannten Aufenthaltes find, rath— 
ſchlägig zur Wiffenfhaft erinnern läßt. 


Neues Vermögen. 


f 1588. Refol. v. 11. Sept. 1784 N. 336, an alle A. ©. 
b) Benn immer ein verfchwiegenes oder neu erworbenes Vermögen 
- eines Rridatarit a nz ſoll dasfelbe, fo lang von den bei dem Kon— 
434) 


* 
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furfe angemeldeten Glaubigern nicht alle gänzlich befriedigt find, in die 
Konfursmaffe eingezogen, und in der Vertheilung alſo, ala ob es gleich 
urfprünglich dafelbft eriftirt hätte, behandelt werden. 


f 1589. Hp. v. 16. Mat 1835 3. 12227, an alle Ct. (Pichl 99); 
u. hkr. Neff. v. 5. Aug. F. 892 (Mil. 158). 

Se. k. k. Majeftät haben durh a. h. Entichl. v. 27. April 1835 
zu erfennen befunden, daß die Anordnung des Hfd. v. 11. Sept. 1784 
N. 336 der J. ©. ©. lit. b. und de3 145. $. der gal., fo wie des 
137 $. der italien. G. D. auch auf ein dem Kridatar noch vor Beendi- 
gung der Konfursverhandlung, und jo lange während derfelben alle ange— 
meldeten Gläubiger mit ihren liquidirten Forderungen nicht völlig befrie- 
Digt worden find, angefallenes Erbreht oder Vermächtniß zu verftehen 
fei, daher dem Maffaverwalter das Befugniß zuftehe, zu einer ſolchen 
Erbſchaft die Erbserflärung mit dem Vorbehalte des Inventars zu überrei- 
hen, und das Vermächtniß anzunehmen. 


J. Anhang. 


Verfahren in Eheſtreitſachen. 


1590. Hfd. v. 23. Aug. 1819 WR, 1595, an alle A. ©. 


Zu der in dem Anhange folgenden Vorſchrift über das Verfahren in 
- ftreitigen Eheangelegenbeiten wird bemerkt: dag aud bei Verhandlungen 
um die Ungiltigerflärung und um die Trennung der Ehe dasjenige zu beobach— 
ten ſei, was die geltende Gerichtsinftrufzion über die Zugiehung und Ein— 
flußnehmung der Kameral- und politifhen Repräfentanten überhaupt vor— 
fhreibt, fo wie Dagegen in Folge Hfd. ». 13, Nov. 1816 N, 1296 der 
J. G. ©., wenn e8 fih um Judenehen in Gemäßheit der SS, 133, 134 
und 135 des a. b. ©. 3. handelt, weder eine fisfalaämtlihe Vertretung 
einzutreten bat, noch die Beiziehung eines politischen Repräfentanten zur 
Verhandlung oder ea; von Seite der Gerichtsbehörden noth— 
wendig ift. - 


Anhang. 


(Den Militärger. kdg. d. das Zirf. v. 30. Nov. 1819 H. 1255; 
Mil. 310.) 

Se. Majeftät haben, um das in den SS. 94, 97 u. 107 des b.G. 82. 
angedeutete ämtliche Berfahren in ftreitigen Eheangelegenbeiten mäher zu 
beftimmen, und eine gleihförmige Verhandlung diefer wichtigen Rechtſache 
bei den Gerichten zu bewirfen, folgende Vorſchriften, die von num an 
theild bet Scheidungen von Tifh und Bett, theils bei Ungiltigerflärung 
und Trennung der Ehen anzuwenden find, feftzufezen geruht: 


I. Verfahren über die Scheidung von Tifh und Bett. 


Allgemeiner Grundſaz. 


57: Streitigkeiten der Eheleute über die Scheidung von Tifch und 
Bett müſſen bei der im $. 107 des a. b. ©. B. vorgeſchriebenen Unterſu— 
hung im Wefentlihen nah den allg. Grundfäzen des rechtlichen Verfah— 
rens in Streitfahen behandelt, und dabei die Vorjchriften der SS. 21 und 
22 der weſtgal. ©. D. über die mündlihe Verhandlung flreifiger Rechts— 
angelegenheiten, jedoch fo zur Anwendung gebracht werden, wie es der 


— 
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Begriff und Zwef einer von Amtswegen zu pflegenden Unterfuchung 
fordert *). 


Nähere Beftimmungen desſelben. 


$. 2. Insbeſondere ſoll der Richter 1. die ſtreitenden Theile jeder— 
zeit perſönlich vorladen und vernehmen, allenfalls zuerit den Flagenden 
Ehegatten allein vorfordern und zu vorläufiger näherer Aufflärung der 
Umftände und Beibringung der erforderlichen Beweismittel anmeifen. 

$. 3. Er ſoll 2. die Streitigfeiten der Eheleute immer durch gütli- 
‚hen Vergleich dahin beizulegen verfuchen, daß entweder das Scheidungs- 
gefuch freiwillig zurüfgenommen, oder die aus vollgiltigen Gründen ver: 
langte Scheidung von dem anderen Theile ohne rechtlihes Erfenntnig auf 
beftimmte oder unbeftimmte Zeit bewilligt werde. 


$. 4. In der Verhandlung ſelbſt iſt er 3. an feine anderen Regeln | 


gebunden, als die das Wefentliche einer einfahen, zwefmäßigen und gründ= 
lihen Unterfuchung über die rechtlihe Beſchaffenheit des Scheidungsgefuches 
ausmachen. Nicht angebrahte Scheidungsurfachen fol er nicht einmengen, 
auch weder den Parteien noch ihren Vertretern Umtriebe zur Verlänge— 
rung der Unterjuchung geftatten. 

$. 5. Minderjährige oder unter Ruratel ftehende Eheleute haben 
fih zwar a. in Anfehung ihrer aus der ehelichen Geſellſchaft herrührenden, 
blos perſönlichen Rechte und Verbindlichkeiten ſelbſt zu vertreten, jedoch 


wire 





>) Die in dem obigen Abfaze zur allg. Richtſchnur, folalich auch für die Pro⸗ 
vinzen DE joſ. ©. D., vorgefihriebenen SS. der gal. ©. D. lauten: 

: Bei der Taafazung haben die Parteien ihre Reden vorzubringen, 
der Hichter aber joll alles, was zur verläßlihen Erörterung des Faftums und 
der. beiden Theilen zu ftatten fommenden Beweiſe gehört, ſo weit die Parteien 
oder ihre Vertreter es hieran bewenden laffen, in das Klare fezen, und be- 
fonders darauf fehen, daß die Partei in ihrem Rechte aus Abgang der Form: 
lichkeiten nicht leide, und daß ihr die linfähigfeit, das Faftum und ihre Behelfe 
deutlich vorzulegen, nicht zum Schaden gereiche; vorzüglich aber fol der Richter 
erheben: 1) ob feine Gerichtsbarkeit in Hinficht auf die Perjon des Geklagten 


und auf den Gegenftand des Streites gegründet ſei; 2) ob beide Theile be: 


rechtigt jeien, fih ſelbſt zu vertreten; 3) ob nicht ein oder der andere Theil 
berechtigt fei, von einem Dritten die Vertretung zu begehren; 4) worin das 
Faktum beſtehe, worauf jeder Theil ſich gründe; ob eine Urkunde darüber er— 
richtet worden ſei; ob Jemand, und wer dabei zugegen war, und darüber Zeug— 
niß geben könne; ob ein Theil dem andern den Eid auftragen wolle und koͤnne, 
und ſelbſt ſich dazu anbiete; 5): jeden zur Sache dienlichen Umftand, den ein 
Theil für fih angeführt, und den der andere nicht von felbjt, oder nicht deut: 
lich beantwortet hat, foll ihm der Richter insbejondere vorhalten, und ihn dar— 
über mit feiner deutlichen Antwort — überhaupt aber keinen vor dem 
andern begünſtigen, ſondern fi der genaueſten Unparteilichkeit befleißen ; 6) 
das Begehren zu ftelfen, ift den Parteien lediglich überlaſſen; nur hat der Kich- 
ter das etwa undeutlich ausgedrüfte Begehren nach dem Sinne der Partei auf: 
flären zu laflen, und u! verftändlich ın das Protofoll aufzunehmen. 

$. 22: Wenn auf Zeugen ſich berufen wird, ſoll fie der Richter, jo fern 
fie unter feiner Gerichtäbarkeit ſtehen, zur Tagſazung zuziehen, und in Gegen— 
wart beider Theile um ihr Wiſſen befragen, oder der Partei, die ſich darauf 
bezieht, die Beibringung eines ſchriftlichen Zeugniſſes auftragen. 
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follen mit ihnen auch ihre eltern, Vormünder oder Kuratoren zu den 
gerichtlihen Verhandlungen, zugezogen werden. > 

$: 6. Wenn 5. der auf die Scheidung belangte Ehegatte der gericht- 
lihen Vorladung niht Folge leiftet, fo fol er durch fchiflihe Zwangs- 
mittel zu erfeheinen genöthigt, und nur, wenn dies nicht thunlich wäre, 
nad) vorausgegangener Warnung ver den Folgen feines Ungehorfames, 
auf Ausbleiben gegen ihn erfannt werden. Wäre der Aufenthalt desfelben 
- unbekannt, fo ift nach Vorfchrift des S. 498 *) der ©. D. für Weſtga— 
lizien gegen ihn zu verfahren. 

87. Dem Protofolle über die gerihtlihen Verhandlungen muß 6. 
jedeizeit Name, Stand, Wohnort, Gewerbe, Alter und Religion der 
beiden Eheleute, die Zeit der gefhloffenen Ehe, die Anzahl, das Alter 
und Gefchleht der Kinder angemerkt, auch daraus erfichtlich fein, ob 
Ehepakten errichtet worden jeien. 27 


Unzuläffiger Borbehalt bei einer freiwilligen 
Scheidung. 


$. 8. Bei Bewilligung einer zu Folge beiderfeitigen Einverftänd- 
niffes angefuchten Scheidung fann fein Vorbehalt weiterer rechtlicher Ver— 
bandlungen über Unterhalt der Ehegattin. und Kinder, Auseinanderfezung 
"des Vermögens oder andere gegenfeitige Anfprüdhe der Eheleute zuges 
laffen, mithin, in. fo fern nicht beide Theile über alle diefe Gegenftände 
vollftändig und unbedingt ausgeglichen find, der Scheidung nur durch 
rechtliches Erfenntniß aus den in dem $. 109 des b. ©. B. vorkommenden. 
Gründen ftatt gegeben werden. 


Bemweisführung. 


5. 9. Die Zuläßigfeit und rechtliche Kraft des Beweiſes überhaupt, 
und insbefondere des Beweijes durch das Geſtändniß oder den Eid der 


*) Dur Shfd. v. 22. Oft. 1819 3. 6353, wurde allen A. ©. bedeutet: daß 
dieie Berufung auf den $. 498 der wefigal. ©. D. nur von der italieniſchen 
Ueberſezung derfelden zu veritehen ſei, welcher mit dem $. 512 des deutſchen 
Urtertes der weſtgal G. DO. ®. 329 der J. ©. ©. zuſammentrifft. 

Diefer $. lautet: Wenn der Kläger angibt, daß der Beflagte feinen Wohn: 
ort außer dem Erblande habe, oder dag ihm deſſen Wohnort nicht befannt jet, 
und auch dem Richter des Beklagten Aufenthalt im Lande nicht wiſſend iſt, jo 
foll zur Vertretung des Beklagten auf feine Gefahr und Unfoften ein Kurator 
beftellt, und diefes ihm durd ein öffentliches Edift zu dem Ende fundgemadt 
werden, damit er dem bejtellten Vertreter feine Behelfe mittheile, oder einen 
andern Sahmalter dem Gerichte namhaft mahe. Bon diefer Kundmachung 
duch Edift Fan fih nur jener befreien, der, bevor er die Erblande verließ, fei- 
nem Richter einen Bevollmächtigten anzeigt, dem in feiner Abwejenheit Die Zu— 
frellung mit der Wirfung, als ob fie zu eigenen Händen geihehe, zu leiften 
fomnte. Webrigens, wenn Kläger überwiefen werden fann, daß er gefliſſentllch 
den Wohnort des Beklagten verfchwiegen habe, fo it das ganze Verfahren Mull, 
und er die Koften, die das Edift und die Beſtellung eines Kuvators veranlapt 
hat, zu zahlen fchuldig, auch überdieß zu einer verhältnißgmäßigen Strafe zu 
ziehen. 

©. $. 391 der jof. ©. 9, 
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Ehegatten, ift fo viel die Scheidung von Tifh und Bett betrifft, mad) der 
allg. VBorfchrift der ©. D. zu beurtheilen *). 
$. 10. Sn fo fern beide Theile über die entfheidenden Thatumftände 


nicht zu vereinigen find, fol der Beweis durch Zeugen oder Kunſt- 


verjtäandige durch einen Bejcheid, wogegen jedem Theile der Rekurs offen 
fteht, zugelaffen, auf den Haupt oder Erfüllungseid aber durch Urtheil 
erfannt werden. _ 

$. 11. Bei Vernehmung der Kunftverftändigeu und Zeugen muüſſen 
die allg. Vorſchriften der G. D., in fo fern fie auf die Beweisfraft der 
Ausfagen wefentlihen Einfluß haben, genau beobachtet werden. Die 
Fragen, welche an die Zeugen geftellt werden follen, bat der Richter felbft 
zu entwerfen; jedoch Dabei auch die allenfalls von den Parteien geftellten 
Fragefüze zu benuzen. Er kann nach Erfordernig der Umſtände auch 
fremder Gerichtsbarfeit unterworfene Zeugen ſelbſt vernehmen, und fi) 
zu folhem Ende an ihren gehörigen Richter verwenden, daß fie zum 
Verhöre zu erfiheinen angewiejen werden mögen. 


Urtheil und Befhwerden dagegen. 


$. 12. Nach ganzlih beendigter Unterfuchung muß die Scheidung 
son Tifh und Bett durch Urtheil bewilligt oder abgefchlagen, und im 
erftern Falle zugleich ausdrüflich erfannt werden? ob der eine oder Der 
andere Ehegatte, oder jeder Theil, oder Feiner von beiden, an der 
Scheidung Schuld trage. 

Für die Rechtsmittel und Beſchwerden gegen das Urtheil gilt Die 
allg. VBorfhrift der ©. O. 

Fände der obere Richter weſentliche Gebrechen in der Unterfuhung, 


fo fol er vor ntRbeRRuNg, der Hauptſache die Fehler von Amtswegen 
verbeſſern laſſen. „” — 
uf: . * JB arr 


1. Verfahren über die Ungiltigfeit und Serie der Ehe. 


Allgemeiner Grundſaz. 


$. 13. Die bier für das Verfahren über Die Scheidung von Tiſch 
und Bett ertheilten Vorſchriften finden auch in den Fällen einer Unter— 
ſuchung über die Ungiltigfeit oder angeſuchte Trennung der. Ehe -($. 97 
und die folgenden des a. b. ©. 3.) in fo fern ihre Anwendung, als 
fie fich mit den Anordnungen des Geſezes über die Anfrechthaltung der 
Ehen, über die Unzuläßigfeit des Beweiſes durch Eid oder Geftändnig 
der Ehegatten, und über die von Amtswegen einzuleitende Unterfuhung 
der im $. 94 des b. ©. B. angeführten Ehehinderniffe vereinigen lafjen. 


*) Shfd. vom 26. Juni 1829, an alle A. G. 3. 2315 den Milttärg. kdg. durch 
Zir. v. 6. Mai 1830. F. 695 c. Mil. 102. 

Laut Eröffnung der F. k. vereinten Hoffanzler it im S. 9 der Vorſchrift 
über das Verfahren in ftreitigen Eheangelegenheiten, welche ſämmtl. A. ©. mit 
hierortigem Defrete vom 23. Aug. 1819 N. 1572 mitgetheilt wurde, der Schreib: 
6 al Dir daß anftatt des Mortes Ehegatten das Wort Ehegattin 
erſchein 
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Nähere Beftimmungen desfelben, 


$. 14. Insbeſondere foll der Richter beide Eheleute und denjent- 
gen, dem er die Vertheidigung der Ehe anvertraut, perſönlich vor— 
laden, dem leztern die überreichte Schrift oder eingelangte Anzeige 
“ Sammt Beilagen mittheilen, jeden Theil über den Gegenftand der Unter- 
fuhung zwefmäßig und in gehöriger Drdnung verhandeln lafen, die 
nöthigen Aftenftüfe und Urkunden abfordern, oder ſelbſt herbeiſchaffen; 
Zeugen und Kunftverftändige vernehmen, auf folche Art die entjcheiden- 
den Thatumftände vollftandig aufklären, dabei die für die Ungiltigfeit 
oder Auflöfung der Ehe angeführten Gründe zwar in ihr volles Licht 
fezen, aber auch firenge prüfen, und eine giltige Ehe gegen jede will 
führliche Anfehtung von Amtswegen in Schuz nehmen; überhaupt Die 
Verhandlung fo leiten, daß die Ungiltigfeit der Ehe, oder das Recht, 
die Auflöfung derſelben zu verlangen, entweder ohne Rüffiht auf eigenes 
Geftändnig oder Uebereinfommen der Eheleute Flar erwiefen, oder Die 
Unmöglichfeit dieſes Beweiſes außer Zweifel gefezt werde. 


Berfuch einer Wiedervereinigung. 


15. Wäre das Geſuch des einen Ehegatten um Ungiltigerflärung 
oder Auflöfung der Ehe auffallend ungegründet, fo foll er vorerft allem 
vorgeladen und durch zwekmäßige Vorftellungen wo möglich dahin vermocht 
werden, von feinem Vorhaben freiwillig abzuftehen. 

5. 16. Kann im Falle einer mit Recht für ungiltig angegebenen 
Ehe das Hindernig durch nachträglihe Dispenfazion, Einwilligung der 
in ihren Rechten gefranften Perfon oder Genehmigung der Behörde ges 
- hoben werden; fo muß die Vorfchrift des s. 98 des b. ©. 2. zur Anwen 
dung gebraht, auch bei einer von Afatholifen angefuchten Auflöfung der 
Ehe nad Beichaffenheit der Umftände eine gütlihe Ausgleihung zu bewir⸗ 
ken, und die getrennten Gemüther wieder zu vereinigen geſucht werden. 


Pflichten des Vertheidigers der Ehe. 


$. 17. Wer zur Vertheidigung der Ehe beftellt ift, hat über alle als 
Grund der Trennung oder Ungiltigerflarung angegebene Umftande genaue 
Erfundigung einzuziehen; in wie fern der Antrag in dem Geſeze gegrünz 
det und durch vollftändigen Beweis unterftüzt jei, oder weldhe Einwen— 
dungen und Bedenken demfelben entgegen ftehen, forgfältig zu unter= 
fuchen und fi hierüber gegen das Gericht gründlich und gewiſſenhaft zu 
äußern. 

Hätte er hierin irgend etwas verfehen, fo muß er von dem Richter 
von Amtswegen zurecht gewiefen werden. 


Urtheil und Rechtsmittel dagegen. 


$. 18. Nach geihloffenem Verfahren muß durch Urtheil entfchieden 
werden. Falt dasjelbe für die Giltigfeit oder gegen die Trennung Der 
Ehe aus), fo finden dagegen die im Allgemeinen zuläßigen Rechtsmittel 
und Beſchwerden ftatt. Ergeht es aber auf die Ungiltigfeit und Trennung 
der Ehe, jo muß der aufgeftellte Wertheidiger derfelben immer ohne wei: > 
tere Rüffcage in der gewöhnlihen Frift die Appellazion, und in dem Falle, 
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wo zwiſchen Katholifen, oder wenn ein Theil katholiſch ift, auf die Nichtig- 


feit dev Ehe erkannt wird, felbit bei gleichförmigen Urtheilen die, Revifion 
anmelden, und nach dem Wechſel der Appellaziens- oder Nevifionsfchriften 
die Afteneinfendung an die höhere Behörde verlangen. Hierauf ift- Die 
erjte erfennende Behörde und der beigezogene politifche Nepräfentant von 
Amtswegen zu wachen ſchuldig *). 

$. 19. Wenn die Ehe für ungiltig erklärt oder getrennt wird, muß 
nad eingetretener Rechtskraft dieſes Erfenntniffes von Amtswegen die 


Verfügung getroffen werden, daß dasfelbe nach Anleitung des 5. 122 des 


. ©. 3. in das Trauungsbud) eingetragen werde. 


4594. Hfd. v. 24. Dez. 1819 N. 1639, an alle U. ©. 


Ueber die Anfrage: wie der lezte Saz des $. 12 der durch Hfd. ». 
23, Hug. 1819 N. 1595 der I. ©. ©. erlaffenen Vorſchrift über das Ver— 
fahren in ftreitigen Eheangelegenheiten zu verftehen, und von dem Ober— 
gerichte in Anwendung zu bringen ſei? wird zur Richtſchnur worgefchrieben: 

Der $. 12% der genannten Vorſchrift fordert nicht, daß der obere 
Richter bei Wahrnehmung wefentliher Gebrechen in der Unterfuchung eines 
ftreitigen Ehefalles ohne weiters das Urtheil des unteren Richters aufhebe, 
und eine nene Unterjuchung und Urtheilsſchöpfung anordne; weil bisweilen 
ein Gebrechen, welches nad) den eingelangten Aften als wefentlich erfcheint, 
bei näherer Aufklärung fich nicht mehr als ſolches darftellt; oder weil dem— 
jelben ohne Kaffazion des Urtheiles, Die immer eine Verzögerung und 
Vermehrung der Koften und Arbeit zur Folge bat, auf eine andere den 
Parteirechten unfchädliche Art abgebolfen werden kann ; z. B. der untere 
Nichter hätte offenbar nicht alle auf Die Entjheidung Einfluß habende 
Umftände erhoben, ohne daß die Urfache davon in den Akten bemerkt 
worden wäre, der obere Richter aber hätte Gründe zu vermuthen, daß 
eine jolhe Erhebung wegen der befonderen Befhaffenheit des Falles viel- 
leiht unmöglich "war; oder der untere Richter hätte einen Zeugen nicht 
beeidigt, weil er deſſen Ausfagen für unerheblich hielt, dem oberen Rich- 
ter aber jchienen diefe Ausſagen erheblich, mithin die Beeidung des Zeugen 
nothwendig zu fein. 
Derſelbe S. 12 ſchreibt aber auch nicht vor, daß der obere Richter 
dem unteren auftrage, fich nach gehobenen Gebrechen zu erflären: ob er 
bei feinem Urtheile verbarre, oder wie,er folhes nunmehr abzuandern ges 
denke; denn Diefes ift im $. 438 des erften, und im S. 403 des zweiten 
Theiles des Strafgefezes nur für den Fall angeordnet, als ein noch nicht 
fundgemadhtes Kriminalurtbeil won Amtswegen dem Obergerichte vorgelegt 
wird; hier aber iſt der Fall vorausgefezt, daß ein den Parteien bereits Fund» 


*) Hfd. v. 12. März 1817 N. 1324, an alle A. ©. 


In jedem Falle, wo zwiſchen Katholifen, oder wenn ein Theil katholiſch iſt, 
auf die Nichtigfeit der Ehe erfannt wird, hat der aufgeftellte Defensor matrimonii , 


Immer ohne weitere Rüffrage in der gewöhnlichen Frift die Appellazion, und bei 
gleihhförmigen Urtheilen die Revifion anzumelden, und die Afteneinjendung nach 
dem Wechjel der Appellazions- oder Reviſionsſchriften an die höhere Behörde zu 
verlangen. Hierüber ift die erfte erfennende Behörde und der intervenirende po— 
litiſche Repraſentant von Amtswegen zu wachen ſchuldig. 


F 
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gemachtes Zivilurtheil durch das von einer derfelben ergriffene Rechtsmittel 
an den oberen Richter gelangt, in welhem Falle dem unteren Richter das 
Befugniß, fein Urtheil abzuändern, nicht mehr zugeftanden werden fann. 

Hieraus ergibt fich von felbft, daß der $. 12 der Vorſchrift Die Art 
und Weife, wie von dem oberen Richter die Verbefferung der als wejent- 
lich befundenen Gebrechen in der Unterfuhung eines Ehejtreites einzuleiten 
fei, abfichtlih nicht beftimmt; fondern es dem Ermeijen desfelben über- 
laffen habe, diefes nah Befchaffenheit der Umstände entweder durch 
Aufhebung des unterrichtlichen Urtheiles, durch, befohlene Ergänzung der 
Unterfuhung, Nachtragung einer unterlaffenen Förmlichkeit, oder durch 
Abforderung einer näheren Aufklärung zu bewerfitelligen, 


1592. Hfd. v. 22. Sept. 1821 N. 1802, an das gal. A. ©. 


‚ Weber die Frage: wie in Fallen vorzugehen fei, wenn ein Pupill 
ohne Einwilligung der Bormundfchaftsbehörde fich verebelicht, das Land— 
recht diefes Ehehindernig von Amtswegen unterfucht, durch Die nach— 
träglih ertheilte Einwilligung behoben, johin das Kreisamt wegen Wie⸗ 
dereinſegnung dieſer Ehe um die nöthige Verfügung erſucht, dieſes aber, 
ſo wie das Gubernium, die Wiedereinſegnung verweigert hat, wird be— 
deutet: daß 

a) nicht blos der Vormund, ſondern auch die Vormundfchafts- 
behörde berechtigt ſei, die Giltigfeit einer ohne ihre Einwilligung von 
Minderjährigen gefchloffenen Ehe zu Folge der S$ 94 und 96 des a. b, 
G. 3. zu beftreiten; daß jedoch 

b) in Hinficht des Verfahrens, welches in folhen Fällen zu beobachten 
wäre, im Allgemeinen feine Weifung ertheilt werden könne, fondern der Klug- 
heit und Umficht des Richters überlaffen werden müffe, wie in jedem einzelnen 
Falle vorzugehen fei; weil der Richter fich nicht mehr in der Lage befindet, 
wie bei einer erft einzugehenden Ehe, fondern über manche NRüffichten, 
welche früher auf fein Urtheil hätten Einfluß nehmen dürfen, hinausgehen, 
- und fein Augenmerk nunmehr dahin richten muß, ob er unter den vor— 
waltenden Umftänden die Bewilligung ertheilen könne. Dieſe hat er mur 
dann zu verweigern, wenn fehr wichtige Gründe ihn dazu auffordern, 
Ueberbaupt foll die VBormundfchaftsbehörde fih ihres Befugniffes, die Ehe 
zu beftreiten, fo lange nicht bedienen, als es nur mit dem Intereſſe des 
Pupillen vereinbarlich ift. Uebrigens ift 

e) in Fallen, wo die Vormundihaftsbehörde die Bewilligung zur 
Ehe nachgetragen hat, eine wiederholte feierliche Erflärung vor dem Geel- 
forger und zwei vertrauten Zeugen, wieder $. 88. des a. b. ©. B. an— 
ordnet, nicht nothwendig, folglih auch 

d) die Nothwendigfeit der Wiedereinfegnung nicht vorhanden. 


1593: Hfd. v. 17. Juni 1825 N. 2112, an das gal. U. ©. 


Mit Beziehung auf das Hfd. v. 22. Sept. 1821 R. 1802 der J. 
©. ©. über das Verfahren in Fällen, wo ein Pupille ohne Einwilligung 
der Vormundſchaftsbehörde ſich verehelicht, und ungeachtet der nach— 
träglich ertheilten gerichtlichen Bewilligung die politiſchen Behörden die 


u 
x 
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Wiedereinfegnung verweigern, wird bedeutet, daß der in dem $, 96 des 


a. b. ©. 3. enthaltene Ausdruf: Vormundſchaft, auf die VBormunds-- 


ſchaftsbehörde nicht auszudehnen ift. 


2594. Hkzd. v. 13. Juli 1837 3. 17418, an alle ft; Def, des 
böh. Gub. v. 26. 3. 36453 (9. 355), d. mäh. Gub. v; 28. 
3. 27839 (9. 114) u. bfr. Neff. v. 15. Sept. F. 1122. 


Laut einer von der k. k. oberften Zuftizftelle an die k. k. h. Huf: 
Fanzlei gerichteten Eröffnung haben Se. Majeftät mit a. h. Entſchl. ». 
14. Mai 1837 Folgendes zu beftimmen gerubt: 

»Auch wenn das Eheband durd den Tod eines, oder felbit beider 
Ehegatten bereits aufgelöft ift, kann eine ämtliche Unterfuchung über die 
Giltigfeit dieſer aufgelöften Ehe vor der dazu berufenen Behörde ftatt 
finden, in ſo _ferne um die dießfällige Erhebung und Entfheidung von 
Dazu gefezlich berechtigten Intereſſenten zur Geltendmachung privatrecht- 
liher Anfprüche, von dem Kriminalvichter zum Behufe feiner Amtshand- 
lung, oder von einer adminiftrativen Behörde im Intereſſe der Staats: 
verwaltung angefucht wird. Im erftern Falle find die Interefjenten zur 
Seltendmahung, fo wie jedenfalls zur Verwahrung ihrer privatrechtlichen 
Anfprüche berechtigt, bei der Unterſuchung einzufchreiten, dem Gerichte die 
ihnen zu Gebote ftehenden Behelfe und Beweismittel vorzulegen, und 


gegen Entjcheidungen, wodurch fie ſich gefränft erachten, nah Maßgabe 


der Gefeze im Wege der Appellazion oder des Nefurfes bei dem höhern 
Richter Abhilfe zu fuchen.« 


1395. Vdg. d. böh. A. ©. v. 1. Aug. 1837 2. 12726, an d. böh, 
Landrecht. 

Ge. k. k. Majeſtät haben mit h. Hfd. v. 25. v. M. Z. 3682, dem 

k. k. A. ©. in Erledigung des Berichtes v. 5. Juni l. J. 3. 8868, 

wodurch die Vorſtellung beziehungsweiſe Berufung des böh. Landrechtes 

um die höchſte Entſcheidung wider den aus Gelegenheit eines ſpeziellen 


Falles am 12. Febr. 1837 3. 2729, dem Landrechte ertheilten Appella- 


zionsauftrag wegen Beiziehung eines polit. Repräfentanten auch ſchon 


zur Verhandlung im Zuge des rechtlihen Verfahrens bei Ehetrennungss . 


prozeifen vorgelegt worden ift, zur weiteren Verfügung bedeutet, daß 
gemäß der mit Shfd, v. 23. Aug. 1819 N. 1595 der J. ©. ©. fig. 
Vorſchrift über das gerichtlihe Verfahren in Rechtöftreitigfeiten auf 
Nichtigfeitserflärung oder Trennung einer Ehe zwifchen chriftlichen Ehe— 
leuten die Beiziehnng des polit. Nepräfentanten nur bei Schöpfung des 
Urtheiles"und bei der Erledigung ergriffener Nefurfe, wie dieß das Hfd. 
v. 22. Aug. 1797 N. 367, verordnet, Feineswegs aber im. Zuge der 
Rechtsverhandlung ftatt finde. 


1596. Hfr. Neff. v. 30. Aug. 1837 H. 799 (in Bob. kdg. durch 
Gub. Def. v. 10. Dez. 3. 61035 9. 543). 

Ueber den im Einvernehmen mit der F. f. Doffanzlei, der oberſten 
Juſtizhofſtelle und Hpffommiffion in Zuftizgefezfachen von dem Hofkriegs— 
rathe an Se. Majeſtät bezüglich der vorgefommenen Anfrage: 

1. Ob zur Beftreitung einer Ehe, welcher das Hinderniß des $. 54 


Set 


“ und - 
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de8b. 6.2. entgegenftebt, für die Militärbehörden eine Perfon aufzutreten, 
und als Kläger das Verfahren bis zu Ende zu betreiben und zu verfolgen 
babe, oder ob es hinreichend fei, daß von Seite der Militärbehörde, oder 
in ihrem Namen, das in dem $. 94 des b. G. B. bezeichnete Anfuchen bet 
dem fompetenten Gerichte geftellt werde? und 

2. ob für den Fall, als die Mitwirkung eines Klägers nothwendig 
fein follte, der Fiskus berufen fet, als folder aufzutreten, unterm 3. April 
1833 von dem Hoffriegsrathe erftatteten a. u. Vortrag, haben Allerhöchit- 
diefelben dto. Zichl unterm 17. Aug. 1837 a. g. zu entſchließen gerubt: 
daß es zur Anfechtung der von einem Militär ohne gehörige Bewilligung 
eingegangenen Ehe eines eigens bejtellten Vertreters nicht bedürfe, daher 
auch diefe Anfehtung dem Fisfus nicht zu übertragen, und die Unterfuchung 
von dem Fompetenten Gerichte, jobald es die Anzeige erhält, von Amts- 
wegen.zu pflegen jet. 

Da es nun in Folge Diefer a. h. Entſchl. zur Anfehtung der von 
einem Militär ohne gehörige Einwilligung eingegangenen Ehe eines eigens 
beftellten Klägers nicht mehr bedarf, und der Fisfus zu diefem Zweke nicht 
mehr aufzuftellen ift, fo find Fünftig die gegen die Mannfchaft wegen un— 
erlaubt eingegangener Ehe abgeführten Unterfuhungs- und Kriegsrechts- 
aften jener Militärbehörde, welcher das Recht der Heiratsbewilligung zu— 
ftand, und die daher durch die ohne Bewilligung eingegangene Ehe in ihren 
Rechten gefränft iſt, zuzuftellen, welche ſonach, in jo ferne fie fich zur 
nachträglichen Ertheilung der Bewilligung nicht bewogen finden follte, das 
mit den Aften belegte gehörig motivirte Anfuhen um Auflöfung der Ehe 
dem im Lande aufgejtellten Judieio del. mil: vel mixt. zu überreichen 
haben wird. Teen 

Das Jud. del. mil. vel mixt. hat ſonach entweder den Fisfus oder 
einen andern verftändigen und rechtihaffenen Mann zum VBertheidiger 
der Ehe aufzuftellen, und ihm das eingelangte Anfuhen um Auflöfung der _ 
Ehe fammt den Aften zur Neußerung zuzuftellen, zugleich aber die in dem 
bfr. Reif. v. 30. Nov. 1819 H. 1255 vorgeſchriebenen Erhebungen von 
Amtswegen einzuleiten, über die von dem Vertheidiger der Ehe erftattete 
Aeußerung, die wegen Annullirung der Ehe eingefhrittene Milttärbehörde 
um ihre Gegenäußerung, und den Vertheidiger der Ehe um feine Schluß 
außerung zu vernehmen, und ſonach, wenn aud die von Amtswegen zu 
pflegenden Erhebungen vollfommen beendet find, mit Zuziehung des Feld- 
friegsjefretärs als polit, Reprafentanten das Urtheil zu fällen, und ſolches 
der wegen Annullirung der Ehe eingefchrittenen Milttärbehörde, als auch 
dem Vertheidiger der Ehe zuzuftellen. 

Sollte das Urtheil auf die Aufrechthaltung der Ehe ausfallen, fo muß 

e3 der um die Annullirung der Ehe eingefchrittenen Militärbehörde über- 
lafien bleiben, ob fie es Dabei bewenvden laffen, oder dagegen in der ge— 
fezlihen Frift die weiteren Schritte thun d. i. den Appellazionszug antreten 
wolle, für welch’ lezteren Fall fodanı der Wertheidiger der Ehe um feine 
Aeußerung vernommen, und ſolche fammt der ganzen Verhandlung an- das 
Dbergericht einzufenden fein wird. Für den Kal, ald das erftrichterliche 
Urtheil auf die Annullirung der Ehe ausfiel, hat es bei der beftehenden 
Vorſchrift, daß der Vertheidiger der Ehe die Appellazion, und falls es 
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Beſondere Vorſchriften bei Judenehen. 


159%. Hfd. v. 13. Nov. 1816 N. 1296, an alle A. ©. 


Wenn eine Zudenehe in Gemäfheit des S. 135 des b. Gefezes mit- 
telft einer von dem Manne gegen das Weib geftellten Klage getrennt wer- 


den foll, oder wenn es, nach der dem jüdischen Eheleuten vermöge ihrer 


Religionsbegriffe in den SS. 133 und 134 eingeräumten vollen Freiheit 
auf die Trennung der Ehe mit mwechfeljeitiger freier Einwilligung anfommt, 


und fp auch in dem Falle einer wegen eines Ehehinderniffes bevorftehenden _ 


Ungiltigfeitserflärung einer Judenehe, hat weder die fisfalämtliche Ver— 
tretung einzutreten, noch ift die Beiziehung eines polit, Repräfentanten 
zur Verhandlung oder Entjcheidung von Geite der Gerichtsbehörden 
nothwendig, - > 


1598. Hfd. v. 10. Aug. 1821 N. 1789, an alle A. ©. 


Sn Hinfiht der Trennung und Scheidung jüdischer Ehegatten, wenn 
ein Theil oder beide zur hriftlihen Religion übergetreten find, haben Se, 
Majeftät zu befchließen geruht: daß vor der Trennung fowohl, als au 
vor der Scheidung jüdischer Eheleute, wovon ein Theil zur chriftlichen 
Religion übergetreten ift, jederzeit zuerft der kompetente hriftliche Geel- 
forger und Religionslehrer dem chriftlich gewordenen Ehetheile hierwegen 
die geeigneten Ermahnungen mache; wobei es ihm auch unbenommen bleibt, 
diefelben gleichfalls dem jüdifch gebliebenen Ehetheile, wenn derjelbe frei— 
willig feiner Einladung Gehör gibt, zu Gemüthe zu führen, 

Nach fruchtlos verfuhten Ermahnungen des chriftlihen Religions- 
lehrers bat ſodann das betreffende Gericht den Vergleichsverfuch mit bei- 
den Eheleuten vorzunehmen, und erft, wenn auch diefer vergebens war, 
fein Amt weiter nach) den Öefezen zu handeln. 

Penn ferner beide jüdifchen Eheleute zur chriftlihen Religion über— 
getreten find; fo ift es ihnen felbft zu überlaffen, ob fie ihre Ehe durch 


priefterlihe Einfegnung ihres neuen betreffenden Seelforgers geheiligt 


haben wollen, 


1599. Hfd. v. 13. Zan, 1827 N. 2250, an alle A. ©. 


Ueber die Frage: wie Die durch das Gefez im Allgemeinen erklärte 
Ungiltigfeit einer ohne Freisamtliche Bewilligung geſchloſſenen Judenehe 
in den vorfommenden einzelnen Fallen zur Wirkfamfeit gebracht werden 
fol? haben Se, Majeftät in Erwägung: daß 

1) im $S. 124 des m. b. ©. B. die Einholung der Freisamtliher 
Bewilligung als ein Erforderniß zur Schliefung einer giltigen Judenehe 
vorgeſchrieben; 


— — 
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2) im $. 129 eine Zudenehe, die ohne Beobachtung der gefezlichen 
Vorſchriften geſchloſſen wird, für ungiltig erklärt, und 
— 3) im 5 130 die Beitrafung der Dawider Handelnden nah dem 
Strafgefeze über ſchwere Polizetübertretungen angeordnet worden tft, zu 
erflären befunden: daß eine ohne Beobachtung der gefezlihen Vorſchriften 
gejchloffene Judenehe ipso facto ungiltig fei, weil fie eigentlih gar nicht 
zu Stande gefommen ift; und Daß es demnad bei ſolchen Ehen des Ver— 
fahrens, welches im Allgemeinen bei den mit einem Hinderniffe bebafteten 
Ehen vorgeſchrieben ift, nicht bedarf, mithin diefe Vorfchriften, und na— 
mentlich die SS. 94 und 97 des a. b. ©, B., auf Judenehen nit an— 
wendbar find. . J 


1600. Hkr. Vdg. v. 28. März 1827 B. 1034 (Mil. 39). 
Durch diefe Vdg. wird den Militärgerichten das vorhergehende Hfd. 
mit dem Anhange mitgetheilt: 5 
»Indem man voritehende a. h. Entſchl. dem Generalfommando zur 
Darnahahtung und gleihmäßigen Kundmahung in der unterftehenden 
Militärgrenze mittheilt, wird dem Generalfommando bemerft, daß, 
nachdem im $. 124 des a. b. ©. B. zur Schliefung einer gültigen Judenehe 
die Freisamtliche Bewilligung ald Erforderniß vorgefchrieben tft, anftatt 
des Kreisamtes in der f. k. Militärgrenze, vermöge der dort beftehenden 
Zivilverwaltung, der betreffende Kommunitätsmagiftrat oder das be— 
treffende Regiment einzutreten haben, und daher bei Schliefung 
einer Judenehe daſelbſt vor allem die Einwilligung diefer lezteren er— 
forderlih fei; daß ferner, da vermöge obiger a. h. Entſcheidung im 
$. 130 Die Beftrafung der dawider Handelnden nah dem Strafgefeze 
über ſchwere Polizeiübertretungen angeordnet ift, in der f. k. Militär- 
grenze aber das Strafgefez über ſchwere Polizeiübertretungen nicht ver- 
bindliche Kraft hat, in vorfommenden derlei Fallen gegen die damwider 
Handelnden die für die f. k. Armee und in der Militärgrenze beite- 
henden Strafgejeze in Anwendung zu bringen feien. 


1601. Hfd. v. 19: Mat 1827 N, 2277, an alle U; ©, 


Ueber den vorgefommenen Zweifel, wie fih in dem Falle zu be- 
nehmen ſei, da urfprünglih jüdiiche Ehegatten, wovon ein Theil zur 
chriſtlichen Religion übergetreten, der andere aber im Judenthume zurüf- 
geblieben ift, von dem ihnen im S. 136 des a. b. ©. 3. eingeräumten 
Befugniffe Gebrauh mahen, und die Auflöfung ihrer Ehe erwirfen 
wollen ; und insbefondere, ob die Uebergabe und Annahme des Scheider 
briefes, deffen in den SS. 134 und 135 des a. b. ©. 2. erwähnt 
wird, auch durch Bevollmächtigtigte ftatt finden könne, und an welche 
Förmlichkeiten der chriftlich gewordene Gatte bei der Beitellung eines 
Bevollmächtigten, bei der Ausitellung, Uebergabe oder Annahme des 
Scheidebriefes gebunden fei, haben Se. Majeftät zu erflären geruhtz, 

1. Die Uebergabe und Annahme des Scheidebriefes Fünne durch 
Bevollmächtigte ftatt finden. 

2. Der katholiſch oder chriftlich gewordene Ehetheil habe, wenn er 
einen Bevollmächtigten beftellen will, jederzeit ein der israelitiſchen 


676 I. Anh. Verfahren in Eheftreitfachen. 


Religion zugethanes Individuum hierzu zu erwählen, und die Vollmacht 
auf eine folhe Art auszuftellen, daß in derjelben nichts den Grund— 
fügen und Vorfhriften der Fatholifhen, oder der fonftigen riftlichen Re— 
ligion, zu der er ſich befennt, zumiderlaufendes enthalten fei; fonft 
aber, in fo weit hiernach thunlich, alle in den jüdischen Religionsge- 
brauchen gegründete etwaige Gewiſſenszweifel des jüdiſch gebliebenen 
Ehetheiles befeitigt werden, und fomit auch diefer die Ehe für voll- 
fommen aufgelöft zu halten, feinen gegründeten Anftand nehmen könne. 


4 


m. Anhang. 


Verfahren bei Den Militärgerichten. 


26502. Adaptirungspat. v. 20. April 1782 N. 16. 


Auch bei den Militärjuftizbehörden fol die allg. ©. D. v. 1. Mat 
1782 anzufangen, mit folgenden Mäßigungen beobachtet werden. 

$. 1. Es ſoll die eigene Milttärgerichtsbarfeit, fo wie ſolche der— 
zeit beſteht, auch Fünftighin beibehalten werden, und hat von den Re— 
gimentern und Korps, den aufgeftellten Länder - judiciis delegatis 
militaribus et mixtis, überhaupt von allen Militärjuftizbehörden erfter 
Inſtanz, außer der in den Militärgrenzen beftehenden befondern Ver— 
faſſung der Rechtszug über die Erfenntniffe der erften Inſtanz nur allein 
in revisorio an den Hoffriegsrath als die iu militaribus beftellte Revi— 
fionsftelle zu geben *). 

5. 2. Auch bei den Militarjuftizbehörden fol vom 1. Mai 1782 
anzufangen, die allg. G. O. in allen jenen Punkten, in denen nicht mittels 
gegenwärtigen Gefezes aus befondern, bei dem Militärförper einjchreis 
tenden Betrachtungen einige Abweihung ausdrüflich gejtattet wird, genau 
beobachtet werden. Nur werden folgende Mäßigungen beitimmt: 

$. 3. In Beziehung auf den 14. $. der allg. ©. D. werden jene 
Parteien enthoben, jo vor einer Militärjuftizbehörde in einem Rechts— 
ftreite verfangen find, von Beiziehung eines Rectsfreundes, felbit in 
dem Falle, daß deren einige an dem Gerichtsorte beftehen follten. Doc 
wird der Richter in Folge- S. 20 auf das genauefte bejorgt fein, damit 
alles, was zur verläßlihen Erörterung des Faktums, und der beiden 
Theilen zu itatten fommenden Beweiſe gehört, in das Klare gefezt 
werde **), 


*) Gegenwärtig geht von allen Militärgerihten erfter Inftanz, die Militär- 
grenze nicht ausgenommen, der Rechtszug an das allg. Militär - A. ©. in Wien 
als zweite Inftanz, und von diefem an den Hoffriegsrath als dritte Inſtanz 
(Ofd. v. 30. Sept. 1815 N. 1178; Hfd. v. 12. Nov. 1802 N. 538 und Juris: 
difzionsnorm für die Marine v. 21. Sept. 1824, $. 4). 

**) Wollen aber die Parteien einen Rechtsfreund beitellen, jo können fie fid) 
durch die für das Zivile bejtehenden Advofaten vertreten laffen. Ausgenom: 
men: a) bei dem judieium deleg. mil. mist. in Wien, bei weldem nur die 
Hoffriegsrathsadsofaten, welche aus den Hof: und Gerichtsadvofaten zu Wien, 
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8.4. Im Beziehung auf den 15. $. wird erklärt, daß bei den 
Regimentern, Korps im Lager, bei der Armee, und in den Grenzen 
inggemein mündlich verfahren werden foll; und in gleiher Art- hat au 
das mündliche Verfahren bei den judiciis deleg. mil. et mixt. 
insgemein ftatt; die ausgenonmmenen Fälle find: a) wenn der ©egen- 
ftand des Streites über 200 fl. beträgt; b) in Rechtshandeln, die aus 
einer zugefügten Unbild entſtehen; c) wenn beide Theile durch gemein- 
fhaftlihes Einverftandnig fich zum fohriftlihen Verfahren felbit erflärt 
haben; d) wenn der Richter aus wichtigen Mejadheh die Einleitung des 
ſchriftlichen Verſahrens nöthig findet. 

$. 5. In Rükſicht des 28. 8. wird befohlen, daß das über das 
mündlihe Verfahren zu führende Protofoll den Parteien jedesmal,_ auch 
wenn fie nicht befonders darum bitten, vorgelefen, und zur ae de 
gung zugeſtellt werden müſſe. 

$. 6. Sn Abſicht auf den 34. $. wird dem Militärrichter — in 
den zum ſchriftlichen Verfahren geeigneten Streitſachen die Anordnung 
einer Tagſazung geſtattet; damit entweder eine gütliche Ausgleichung 
verſucht, oder das Verfahren in die rechtlichen Wege geleitet werde. 

h $. 7. Im Beziehung auf das 10. Kap. der allg. ©. O. wird 
erklärt, daß zwar auch die vor Militärjuftizbehorden über Nerarialrech- 
nungen entftehenden Prozeffe nach Vorſchrift der allg. ©. O. geführt, 


Dagegen in NRüfficht der vor Einleitung des eigentlihen Prozeſſes nö— 


thigen Einfchreitung der Buchhalteret und fjonftigen Verfügungen bei 
dem Rechtszuge in revisorio ſich die h. Entſchl. vom 16. Mai 1772 
gegenwärtig ‚gehalten werden joll *%. ©. 1607 u. 1608. 

$. 8. In Beziehung auf das 26. Kap. verfteht es fih von felbft, 
dag, gleichwie alles, was vor dem Richter verhandelt wird, in ein or— 
dentliches Gerichtsprotofoll eingetragen werden muß, alſo auch, _ wenn 
ein gerichtliher Vergleich zu Stande fommt, diefer genau und umftand- 


lich nah Maß des getroffenen Einverſtändniſſes dem Rathsprotofolle 


eingetragen, von den Parteien gefertigt, and denſelben auf Anfuchen 
in Abſchrift ausgehandigt werden müffe ne 

$. 9. Jenes, was in der allg. ©. D. von dem Perſonalarreſte ein= 
fließt, ift auf jene Parteien, die unter die 5 ilitärgerichtsbarfeit gehören, 
nicht anwendbar, maßen wider dieſe Schulden halber eine Arreftirung 
ihrer Perſon nicht ftatt finden kann, doch find ſich die höchften wegen 
Hintanhaltung der Einfhuldung unter dem 27. Sept. 1752, 22. Junt 


nach einer vorläufigen Prüfung aus den Militärgefezen von dem Hofkriegs— 
rathe beitellt ge die Parteien zu vertreten befugt find. Enſtr. für das 
allg. Mil. A. ©. v. 5. Dez. 1802. S. 30. b) In Ungarn, Siebenbürgen und 
in der Mititärgrenge: * 1604 u. 1605. 

*) Später wurde durch das Patent v. 1. Mai 17855 N. 131 ein befonderes 
Verfahren bei Militärrechnungsprozeften eingeführt. Gegenwärtig gilt das 7. 
Zir. Neff. v. 23. März 1804, wodurd die obige Vdg. v. 16. Mai 1772 und 
das Pat. v. 1. Mai 1783 aufgehoben wurden; f. 328 u. f. 


**) ©, 828, ift den — insbeſondere zur Darnachachtung Fdg. wor— 
den durch hkr. Reif, v. 6. Dez. 1825 H. 1296. ©, aub 2618, 
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1753 ergangenen Anprönungen auf Das genauefte gegenwärtig zu 
haltet. ©. 837 u f. [ 

$. 10. Auf gleiche Art ift auch gegen die der Militärgerichtsbarfeit 
unterftehenden Parteien mit der gerichtlihen Pfändung und Abnahme 
mittelft des Profoßen nicht vorzugehen, fondern die Realerefuzion, 
wo fein anderes bewegliches oder unbewegliches Vermögen vorhanden, 
mittelft Bewirfung des beftehenden Gage: oder Penfionsverbotes ab— 
zuführen *2 ©. S39 u. S9A u. f. 

‘8. 11. Sn Betreff des S. 134 wird erklärt, wie nach den bei den 
Kegimentern oder Korps zur Beforgung der Nechtsangelegenheiten ange— 
ftellten Auditorem der ihnen derzeit eingeräumte Bezug der Gerichtötaren 
nad) jener Taxordnung, Die ihnen eigens vorgefchrieben werden wird, noch 
ferner beigelaffen, und auf gleiche Weife auch bei den judiciis delegatis 
die Abnahme der Taren beftimmt werden joll. ©. 1622; S. 53 u. 59. 

$. 12. Und da anmit auch den Militärjuftizbehörden wegen den bei 
denfelben vorfallenden Konfursverhandlungen die genaue Befolgung der 
unter dem 1. Mai 1781 kdg. allg. 8. D. vom 1. Mat. 1782 anzufangen, 
ausdrüflich befohlen wird, als wird lediglich erklärt, daß, wenn wider 
einen der Milttärgerichtsbarfeit unterworfenen Schuldner ein Konfurs 
entſteht, in der Klaflififagion die Forderungen der haftenden Aerarial- und 
Regimentsgelder allen anderen Glaubigern, jedoch nur in Rükſicht des— 
jenigen Vermögens vorgejezt werden jollen, welches mit feinem Fauft- 
pfande, oder mit feinem fonftigen durch Vormerfung bei den Landtafeln 
oder Vormerkbüchern, durch ertheilte obrigfeitliche Sazbriefe, oder durch 
anderweitige nach der verfchiedenen Verfaflung der k. f. Länder rechtsgiltige 
Art erwirkten ausdrüflihen Pfandrechte behaftet iſt )Y. ©. 839. 


*) Vdg. d. allg. A. ©. der Armee v. 16. Sept. 1805. 

Der $. 10 des obigen Patentes Fann nicht anders verftanden werden, als 
daß die zur Milttärequipage oder zum Milttärdienfte gehörigen Fahrnife in 
Feine Pfändung zu. ziehen feien, und eine Abnahme derfelben durch den Profo— 
"sen gar nicht ftatt habe; dann daß eine Vormerfung auf die Gage erft dann 
zu bewilligen ſei, wenn Fein anderes bewegliches oder unbewegliches Vermögen 
vorhanden ift. Sit alfo ein anderes Vermögen von dem Gläubiger augefpro: 
hen, jo Fann das Gericht demjelben diejes Recht nicht weiter verjagen, als er 
etwa auch) einige zum Milttärdienfte oder zur Feldequipage gehörige Stüfe mit 
in die Pfändung ziehen wollte. Ob derjenige, gegen den die Erefuzion ange- 
ſucht wird, außer der Feldequipage und demjenigen, was zum Militärdienite ger 
hört, andere Fährniſſe befizt, muß fih bei Ausführung der Pfändung zeigen, 
und es Fann daher dem Grefuzionswerber nicht aufgebürdet werden, daß, er die 
gefammte bei dem Erefutirten vorbandene Sinrichtung vorläufig ſpezifiziren 
Sl! ©. 8838. 


=?) Hfr. Vog. ©. 7. Febr. 1808 X: 14 u. 15. 

Daß Konfurseröffnung nach den beftehenden Gefezen, insbefondere nad) In: 
halt des Ndaptirungspatentes vom 20. April 1782 $. 12, worin die allg. K. O. 
namentlich den Milttärjuftizbehörden zur Befolgung bei den vorfallenden Kon: 
Fursverhandlungen vorgejhrieben, und zwifchen Offizieren und anderen der Mi: 
litärgerichtsbarfeit unterworfenen Schulönern Fein Unterſchied gemacht wird, 
auch gegen Dffiztere bei ihren Lebzeiten ftatt haben, daß aber danebſt gegen 
ſolche, welche ihre Unſchuld nicht zu erweifen vermögen, fondern als muthwil- 
lige Schuldner ericheinen, auch die Friegsrechtlihe Behandlung einzutreten habe. 
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Zum 1. Kay. der ©. D. Verfahren, wenn im Laufe 
des Prozefjes Inzichten vorfommen: 


1603. Zir. v. 18. Jän. 1822 H. 59 (Mil. a). 


Ueber eine beim Zivile vorgefommene Anfrage, wie fih der Richter 
zu benehmen habe, wenn ſich im Laufe eines Zivilprozeffes Anzeigen eines 
Verbrechens oder gerichtlich zu verhandelnden Vergehens ergeben, und ob 
er bis zur Beendigung der Unterfuhung das rechtlihe Verfahren einzu— 
ftellen oder wenigſtens die Entſcheidung des Zivilprozefes bis dahin zu 
verfchieben habe, iſt zufolge a. h. Entſchl. Se. Majeftat mit Zurüfweifung 
auf die für das Zivile und Militär gleich verbindlichen SS. 1338, 1339 
und 1340 ded a. b. ©. 2. in dem Hfd. vom 6. März 1821 N. 1030, 
folgende Belehrung ergangen. Wird erft im Laufe des Prozeffes eine 
beftimmte Perſon eines Verbrechens oder eines gerichtlich zu behandelnden 
Bergebens auf folhe Art angeflagt, daß die Beihuldigung für eine zur 
Einleitung der Unterſuchung hinreichende rechtlihe Anzeigung zu halten 
ift; fo muß, in fo fern der Erfolg diefer Unterfuhung auf die Ent- 
fheidung der Streitfache wefentlihen Einfluß haben fünnte, das Ver— 
fahren im Zivilrechtswege eingeftellt, und das Erkenntniß des Gtraf- 
gerichtes abgewartet werden. Iſt der Ausgang der Unterfuhung für 
die Entſcheidung des Prozeiles gleichgiltig; fo ift zwar der Zivilrechts— 
zug ununterbrochen fortzufezen, und nad gefhloffenen Akten zu erken— 


nen, immer aber find die vorgefommenen vechtlihen Anzeigungen eines. 


Verbrechens oder gerichtlich zu behandelnden Vergehens dem das Straf 
recht ausübenden Gerichtsheren der Vorſchrift gemäß jegleih von Amts— 
wegen mitzutbeilen. 


Nach diefer neuen gefezlihen Verfügung haben ſich fammtlihe 


Milttärgerichtsbehörden, da hierdurch die Anordnungen der SS. 38 und 
41 des 19. Art. der thereftanifhen peinl. ©. D. genauer und deut- 
licher bejtimmt werden, von nun an zu benehmen. ©. 155 u. f. 


3u 1602. $. 3. 


1604. Hfr. Vdg. v. 28. Juni 1810 €. 730, an das flavon. u. 
kroat. Mil. A. G. und das ungar. Generalfommando. 


Um fowohl der Winfelfchreiberei in der Grenze überhaupt Schranz 
fen zu fezen, als den Schaden und Nachtheil von den vor Militärs 
gerihten in Streit verfangerren Parteien abzuwenden, die ihre Rechts— 
angelegenbeiten oft in den Militärgefezen unerfahrnen Advokaten anzu— 
vertrauen ſich bemüßigt finden, ift man mit der ung. Hofkanzlei dahin 
überein gefommen, daß fünftig nur folhe ung. Advofaten zur Vertre— 


tung der Parteien vor den Militärgerihten zugelailen werden follen, - 


die bei einer vorbergegangenen ordentlihen Prüfung den Beweis der 
in diefen Gefezen fih erworbenen vollen Kenntnig abgelegt und den 
stallum adyocandi mittelft Def. erhalten baben. Was die k. ung. 
Hpffanzlei hierüber unter Einem an die k. Gtutthalterei veranlaßt, 
enthält die abfchriftlihe Anlage, worüber Folgendes zur Richtſchnur 
feftgejezt wird: | 
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1. Iſt dieſe Prüfung in Slavonien jedesmal bei dem dortigen, und eben— 
fo in Kroazien bei dem dortigen A. ©., fo lang dieſe beſtehen, und bis das 
neu organifirte allg. Militärgrenz- U. ©. feinen Anfang nimmt *), unter 
dem gewöhnlichen Prafidis, mit dem Bedacht vorzunehmen, daß nur den da— 
bei nebft erwiefener guter Moralität fähig befundenen, der stallus mittelit 
Def, für alle Militärfora in Ungarn et annexis provinciis ertheilt werde. 

2. Hat jeder, der um die Prüfung anlangt, nebit den Zeugniffen 
über die auf einer erbländifchen Univerfität oder Afademie mit gutem Fort- 
gange erlernten Rechtswiffenihaften, auch das Diplom über die bei den 
foris hungarieis erlangte Advofatur, fo wie von feiner Obrigfeit oder 
von den Gerichtsbehörden , vor denen er advozirt hat, das zu obigem 
Ende erforderlihe Moralitätszeugnig beizubringen. 

3. Die Gegenftände der Prüfung find folgende: a) die allg. ©. O. 
und das Adaptirungspatent derfelben für die Militärgerihte v. 20. April 
17825 b) das für die deutfhen Erblande beftehende a. b. G. B.; e) die 
Vorſchriften über die Verlaffenfhaften und Militärteſtamente; d) der 
Rechtszug und die Zuftizverfaffung in den Militärgrenzgen überhaupt umd 
das Örenzgrundgefez v. 3. 1807 insbefondere. Aus allen diefen Gegen— 
ftänden ift die Prüfung fo genau als ftreng vorzunehmen, über die Fragen 
und Antworten ein Protofoll zu führen, urd wegen Ausfertigung des 
Def. nah der ad 1. fhon gemachten Bemerfung fih zu achten. Eben 
dieſe Vorſchrift ertheilt man unter Einem dem’ ung. Generalfommande, 
weil auch bei diefem jene ung. Ndvofaten, die zur Vertretung der Par— 
teien vor den Militärgerichten in Ungarn und annex. prov. zugelaffen 
werden wollen, fich der Prüfung unterziehen fünnen; zugleich aber nimmt 
man bieraus Anlaß, fowohl das gedachte Generalfommando, als das 
flav. und kroat. Militärgrenz- A. ©. hiermit anzuweiſen, ſich nicht nur 
wechjelfeitig die von Zeit zu Zeit geprüften und zugelaffenen Individuen 
unter einander felbjt befannt zu geben, fondern auch hiervon die unter— 
geordneten Gerichtftellen in die Kenntniß zu ſezen, und darüber zugleich 
dem Hoffriegsrathe von Fall zu Fall die Anzeige zu machen. 


2605- Vodg. an das allg. Milit. U, ©. vom 23. Aug. 1826 ©. 
907 (Mil. 339). 


Vertretung der Militärgrenzer durch penfionirte Auditore und Sindizi. 

Se. Mojeftät haben über einen erftatteten a. u. Vortrag in Betreff 
der Frage, ob penfionirte Auditore und Grenzfindizi zu Parteienvertre- 
tungen in der Militärgrenze berechtigt feien, mit a. h. Entſchl. vom 8., 
berabgelangt den 13. Aug. 1826, Nachſtehendes zu beftimmen geruht: 

»Ich geftatte zwar, daß der Hoffriegsrath penftonirten, in der Grenze 
lebenden Auditoren und Sindifern,, wenn es das Beſte ter Juftizpflege 
erheiſcht, fie von jeher ganz tadellos und hierzu in jeder Hinficht vollkom— 
men geeignet find, die Befugniß zu Parteienvertretungen gegen ein mä- 
Figes ihnen vorzufchreibendes Honorar ertheilen fünne; will aber, daß 


, 9 An die Stelle der Grenz-A. ©., jo wie des allg. Mil. Grenz. ©. trat 
im Jahre 1815 das allg. Mil. A. G. in Wien, von weihem es gegenwärtig ab- 
hängt, welhes Grenz - en. -Rommando zu diefer Prüfung delegirt werden fol. 
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hierbei ftrenge auf den Bedarf gefehen, und nur ſolchen Penſioniſten diefe 
Berechtigung bewilligt werde, welche alle eben von Mir ausgedrüften 
Eigenfchaften befizen , und daß fie derfelben bei allenfälligem Migbrauche 
fogleich verluftig erklärt werden, was ihnen Daher auch in Voraus zu 
bedeuten iſt.« 

Bon diefer a. h. Entjhl. wird das A. G. mit der Weifung in 
Kenntniß gejezt, daß hiernac das vereinte banal = warasdiner = farlftädter, 
das banater und flavonifhe Generalfommando anzuweifen fei, Wertres 
tungsbewilligungsgefuche der in ihrem Bezirfe im Penftonsftande lebenden 
Auditore und Sindifer dem allg. Milit. A. ©. berichtlih mit Berüffichti- 
gung des eintretenden Bedarfes und mit Detatllirung der Dualififazion 

. der DVertretungswerber einzubegleiten, und daß das allg. Milit. A. ©. 
diefe Geſuche fofort fammt den Einbegleitungsberichten mit der eigenen 
Wohlmeinung dem Hpffriegsrathe von Fall zu Fall vorzulegen habe, 


Zum 5. Kay. Widerflage gegen Ungarn. 
1606: Vdg. de3 Mil. U. ©. v. 22. Oft. 1805 3. 4312, 

Ueber einen in der Grenze fich ergebenen Nechtftreit ift Se. Majeftat 
vom Ef. Hofkriegsrathe wegen der nach der allg. ©. D. gegen einen Ungar 
ftatt zu gebenden Widerflage unterm 3. Febr. 1798 gemeinfchaftlich mit 
der Fönigl. ung. Hofkanzlei ein Vortrag erftattet worden, und hierüber 
die a. h. Entſchl. dahin erfloffen: Da die in den Militärgrenzen beftehende 
G. O. die Drovinzialeinwohner des Königreiches Ungarn nur fo weit verbin— 
det, als fie auf das von Ungarn vor Militärgerichten angebrachte Klagrecht 
angewendet werden muß; fo kann fic) Des Rechts der Widerflage gegen Ungarn 
vor Militärgerichten nicht bedient werden, den einzigen Fall ausgenommen, 
wenn die Gegenforderungen aus dem nämlihen Kontraft oder aus dem 
nämlihen Geſchäft entftünden, aus welhem von dem Unger die Klage 
angebracht worden iſt; denn da in diefem Falle dem Ungar nüzlicher ift, 
daß dieſe Öegenforderungen nicht in der Einrede, fondern in einer Wider- 
flage angebracht werden; fo muß der Ungar auf diefe Gegenforderungen, 
auf die er, wenn fie via exceptionis angebracht würden, Rede und Ant— 
wort zu geben fchuldig wäre, auch auf dem Wege der Widerflage Nede 
und Antwort geben, und kann dabei feinem Richter ſich nicht entziehen, 
- dem er das dießfällige Gefchaft Durch feine Klage unterzogen bat. 

Welche a. h. Entſchl., die von Seite des f. k. Hofkriegsrathes bereits 
unterm 13. Aug. 1798 ©. 524 dem Mil, A. ©. in Slavonien befannt 
gegeben worden ift, dem — zur. Bejeitigung illegaler Fürgange zur 
Wiffenfhaft befannt gemacht wird. 


Zum 10. Kap. Abminiftratives Verfahren mit Mil 
tärrechnungen. 


2607. Zir. v. 17. Juli 1829 M. 1919 (Mil. 90). 


Um den Nechnungslegern die ftrengfte Verbindlichkeit aufzulegen, die 
yon der Hpffriegsbuchhaltung berablangenden Nehnungsanmerfungen in 
den feitgefezten Terminen nicht nur zu erläutern, fondern auch die bemän— 


a 
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gelten Rechnungspoſten vollftandig zu berichtigen, mithin jeder willführ: 
lihen Verzögerung in der jchuldigen Rehnungsrichtigfeit mit einemmale 
Schranfen zu jezen, bat der Hoffriegsrath in Webereinftiimmung mit 
dem Generalrechnungsdireftorium beihlofen, die Hoffriegsbuhhaltung 
zu berechtigen, und dieſelbe zugleich anzuweifen, über alle Red: 
nungen won- fammtliden Militärförpern und Branden, 
bei welhen der feftgefezte Termin zur Erftattung. der 
Erläuterung über hberabgelangteRehnungsanmerfungen 
um ſechs Monate in Friedens, und um zwölf Monate in 
Kriegszeiten überfhriiten worden tft, ohne daß der Red: 
nungsleger Durch eine erwirfte Terminsverlängerung das 
zu beregtigt war, die bedingte Erledigung von Amts- 
wegen. auszufertigen, alle nicht erläuterten, und Das 
ber niht beridhtigten Erfazpoften den Rehnungslegern 
zur Laft zu fhreiben, und auf den ungeſäumten Erfaz 
zu dringen, 

Den Behörden wurde bei Befanntmahung diefer getroffenen Vers 
fügung aufgetragen, allen unterftehenden Rechnungslegern, welche dem 
Aerar Rechnung abzulegen haben, davon Kenntnig zu geben, um den— 
felben einzuprägen, daß fie gleich nad) Empfang der Rechnungsanmer- 
tungen fich um die geforderte Legitimazion der bemängelten Poſten zu 
bewerben haben, und wenn diefe Legitimazion vor Ablauf des von der Hof- 
Friegsbuchhaltung beftimmten Erläuterungstermines duch öftere Anregung 
nicht beftimmt erhalten werden könnte, es ihre Pflicht und ihr eigener Vortheil 
erheifd,e, daß fie die obwaltenden Hinderniffe und Anftände ihrer unmittelbar 
vorgejezten Behörde zur eigenen Mitwirfung anzeigen, welche Stelle die 
geeignete Verwendung eintreten zu laffen, und folhe mit Nahdruf zu 
verfolgen haben wird. Hierbei werde es dann auf die Beurtheilung 
anzufommen haben, ob dem Rechnungsleger eine Terminserftrefung, und 
bis warn — entweder aus eigener Berechtigung der’ zunächſt vorgefez- 
ten Stelle, oder mittelit einzubolender Entjheidung des Hoffriegs- 
rathes, welhem jedoch die nbwaltenden Anftände genau angezeigt werden 
müfen, zu geftatten. So fern hiernach der Erlauterungstermin von 


Seite der Behörde felbit verlängert werden wäre, muß von diefer Ter- _ 


minserftrefung, und bis wann, der Hoffriegsbuchhaltung mit einer 
eigenen Note Kenntniß gegeben werden, weil diefelbe widrigens nad) 
Ablauf der halben und bezüglich Sahresfrift ohne weiters zur bedingten 
Erledigung mit Fürfchreibung des Erfazes fihreiten würde, wogegen die 
vom Hpffriegsrathe ausgehenden Erläuterungsterminsverlängerungen der 
Hoffriegsbuchhaltung gleich von hier aus befannt gegeben werden. 

Zur ficheren Erreichung des vorgefezten Zwefes haben die Neferen- 
ten. der Behörden in der ohnehin zu unterhalten verprdneten Bormerfung 
über Die herablangenden Rechnungsanmerkungen, und ihrer bejtimmten 
Erläuterungstermine,, jede einem Nechnungsleger aus rüffihtswürdigen 
Gründen genehmigte Terminsverlängerung verläßig vorzumerfen, und bet 
Verantwortung darüber wachen zu laffen, daß diefer erftrefte Termin 
nicht überfchritten werde, was auch für den Fall zu geſchehen hat, wenn 
es aus den angefnüpften Verhandlungen hervorgehen follte, daß eine 
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abermalige Terminserftrefung zu genehmigen befunden würde, weil, wenn 
dieſe Vorſicht unterlaffen werden follte, bei Erfazfürfchreibungen der 
Referent ald Mithafter angefehen werden müffe; deßhalb werde wiederholt 
angeordnet, die herablangenden Rehnungsanmerfungen nicht, wie e8 
früher geſchah, den Rechnungslegern als sub Couvert zur Erftattung 
der Erläuterung hinauszugeben, fondern diefe, nachdem fie vorher genau 
gewürdigt worden, mit Anführung dev richtig erfeheinenden Mängelpunfte 
mittelft befonderen Aufträgen den Nechnungslegern befannt zu- geben, 
auf ihre vollftändige Erläuterung in der beftimmten Zeit zu dringen, und 
nicht zu geftatten, daß ohne erhebliche, außer der Wirffamfeit der Rech— 
nungsleger liegende Hinderniffe eine Terminsverlängerung eintrete, weil 
nur durch diefe Sorgjamfeit die bisher in der Rechnungsrichtigfeit ftatt 
gefundenen Verzögerungen hintangehalten werden fonnen. 


1608. Zir. v. a. März 1830 I. 944 (Mil. 37). 

Vermöge Erpffnung der k. f. allg. Hoffammer v. 10. Febr. 1830, 
1505/F. 8. haben Se. Majeftät unterm 26. Jan. d. J. allergnädigft zu 
befihliegen gerubt, daß der bisher üblich gewefene , fogenannte Reſervat— 
punft in den Nehnungsabjolutorien der öffentlihen Behörden von nun 
an wegzulaffen ſei. Um jedoch alle diejenigen, welche an öffentliche Be— 
hörden über öffentliche Gelder und Gefhäfte Rechnung zu legen verpflichtet 
find, über die Wirkungen zu belehren, welche mit den ihnen zu erthei— 
lenden Abfolutorien oder Erledigungen in vim absolutorii verbunden 
find, haben Se. Majeftät zugleich befohlen, allg. befannt zu machen, Daß 
die in den vd. Staaten wegen der VBormundfchaftsrechnungen beftehenden 
gefezlihen Vorſchriften auch auf ihre Rechnungen Anwendung zu finden 
haben, daher, wenn in der Rechnung etwas vergeflen wird, oder was 
immer für ein Verftoß unterlaufen ift, folhes, auch wenn es nad) ertheil- 
tem Abfolutorium oder Rechnungserledigung entdeft wird, weder dem 
NRechnungsleger, noh dem üffentlihen Fonde zum Nachtheil gereichen 
kann, fo wie auch der Rechnungsleger durch diefe Urfunde von der Ver— 
bindlichkeit aus einer fpäter entdeften argliftigen Handlung nicht losge— 
zählt wird. Mebrigens haben Se. Majeftät gleichfalls zu beftimmen ge- 
ruht, Daß die gegenwärtige Kundmahung auf die nach den befonderen 
Einrihtungen des Militärs üblichen periodifhen Perſonal- und- Finals 
abrechnungen der rehnungsführenden Körper felbft mit ihren Parteien, 
welche unter dem Vorbehalte der etwa noch nachfolgenden Hoffriegsbuch- 
haltungsvorſchreibungen und Bemänglungen ausgefertigt werden, Feine 
Beziehung habe. 


zum 15. Kap Von den Urfunden. 


Die vom Könige gefertigten Abfchriften (transumta) 
der in Ungarn deponirten Teftamente haben volle 
Nechtsfraft. 


1609. Zir. v. 7. Dft. 1827 F. 1212 b. (Mil. 14.) 
Die k. k. oberfte Zuftizftelle hat mittelft Hfd. v. 11. Auguft 1827 
3. 4712 dem böh. A. ©. eröffnet: daß die bei der ungarifchen Doffanzlei, 


> 
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ſo wie auch an andern glaubwürdigen Orten des Königreiches Ungarn in 


deposito erliegenden Teftsmente in origine nie mehr ausgefolgt werden 
dürfen, wohl aber nöthigen Falls in authentifher Form tranfumirt zu 


- werden pflegen, welche transumta, vom Könige unterfertigt, im Umfange 


des ganzen Reiches ihre volle Nechtsfraft haben, und fo angejehen werden, 
als wenn die in deposito erliegenden Urfunden felbft überreicht würden. 
Diefes Hfd. wird auch gefammten Militärbehörden zur Darnachachtung 
und weiterer Kdg. befannt gegeben. 


Berzichtsreverje der Frauen der Militärbeamten. 


1610- Hr. Vdg. v. 11. April 1826 ©. 1095, an alle Generalfom., 
das Nrtilleriehauptzeugamt nnd die Hoffriegsbuchhaltung 
Mil. 268). 


Um für-das a. h. Nerar bei dem bedeutenden Pulver- und Sal: 
nitergefchäfte, in Fallen von Dienftvergehen oder fonftiger Schuld und 
Bernahläffigung, eine größere Sicherheit zu erzielen, findet. man in Ueber— 
einſtimmung mit den, rüffichtlich aller übrigen in Verrechnung jtehenden 
Beamten, beftehenden Beitimmungen es angemeſſen, zu verordnen, daß 
von nun an die Bräute der fich verehelihenden Pulver- und Salniter— 
beamten, oder auch die bereit3 angetrauten Frauen folder Individuen, 
welche erſt in Pulver- und Salniterftellen befördert werden, die näm— 
lihen Weiber Verzichtsurfunden auszuftellen haben, welche bei gleichen 
Beranloffungen von den Frauen -anderer verrechnender Milttärbeamten 
ausgeftellt werden müfen, wenn fie anders nach dem etwaigen Ableben 
ihrer Gatten Anfpruch auf eine Penſion haben wollen, und welche in 
der legalen ungezwungenen Erflärung beftehen, daß fie bei ſich zeigen- 
den Werarialerfäzen ihrer Gatten, mit ihrem Heirathsgute, oder jonft 
geftüzt auf wie immer Namen habende, dem weiblichen Geſchlechte von 
den Gefezen etwa bewilligte Vorzüge und Einreden, nie eine Prio— 
rität oder Vörreht an dem Vermögen ihrer Gatten vor dem a. b. 
Aerarium, rüffichtlich der gegen leztere ſich äußernden Nerarialforderuns 
gen, anfuchen oder behaupten wollen. 

Damit aber bei Ausftellung ſolcher Verzichturfunden weder Unfüge 
pder für das Aerar nachtheilige Verfälihungen noch fpäterhin Entſchul⸗ 
digungen oder Einreden der Frauen eintreten können, als ob ſie über 
die Natur und die geſezlichen Folgen dieſer Reverſe im vorhinein nicht 
gehörig belehrt worden ſeien, findet man weiters beizufügen, wie ſolches 
in der Verpflegsbeamteninſtrukzion vom Jahre 1782 rükſichtlich der von 
Verpflegsbeamtenfrauen auszuftellenden derlei Reverfe ebenfalls bereits 
vorgejehen tit, dag 

a) der Ausftellungsaft diefer Reverfe im vorfommenden Falle immer 
von einer, bei dem im Lande aufgeftellten judieium delegatum militare 
mixtum, dem Stabsauditoriate oder Regimentsgerichte niedergefezten Kom— 
miflion vorgenommen werden muß; 

b) daß von diefer Komiffion der Neversausftellerin ausdrüflih und 


faßlich zu erflären ift, ſowohl die Verbindlichkeit, weiche ihr durch den 


ausgeftellten Revers zuwächft, als auch die Folgen der Penfionsunfähigfeit, 
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welche für jie aus der etwaigen Verweigerung diefer — 


entſtehen würde; 
ec) dag in die von der gedachten Kommiſſion dießfalls beizuſezende 


Klauſel ausdrüklich die Beſtätigung eingeſchaltet werden muß, daß der 


Braut oder Gattin die eingegangene geſezliche Verbindlichkeit gehörig er— 
klärt, und ihr die Folgen davon befannt gemacht worden ſeien. 

Von dieſer geſezlichen Beſtimmung werden ſämmtliche Artilleriebehör— 
den verſtändigt, und das Artilleriehauptzeugamt angewieſen, ſtrenge darauf 
zu halten, daß dieſe Anordnung genau eingehalten, der nach dem folgenden 
Formulare auszuftellende Nevers von Fall zu Fall an das Artilleriehaupt- 
zeugamt eingefendet, und von Demfelben der hoffriegsrathlichen: Depofiten- 
adminiftragion übergeben werde. 

{ f 
Sormulare 


Berzichtsreverg, 


Nachdem, den beftehenden a. h. Vdgen. gemäß, die Bräute aller in 
f. k. Dienften ftehenden, oder die Frauen der in folche eintretenden Beam- 
ten, in ſo fern leztere eine mit Geldverrechnungen verbundene Anftellung 
haben, zur Verfiherung des a. h. Aerars und Hintanhaltung fhadlicher 
Beeinträchtigung, die Weiberverzichte einzulegen haben, jo reverfire ich 
hiermit, und verfpreche, Fraft des gegenwärtigen Inftrumentes, daß, wenn 
fich Dur ein neuerlihes Verfhulden meines Chemannes (hier folgt 
der vollftändige Taufrund Zuname, dann die Charge ded 
Ehemannes), über kurz oder lang eine Aerarialforderung wegen der 


in Verwahrung oder Verrechnung habenden Verlagsgelder, Naturals, dann - 


Material- und fonftigen Vorräthe, fo wie auch Requifiten, äußern follte, 
ic) mit meinem Heirathsgute, Widerlage, und allen Anforderungen, von 
was immer für einer Art, dem a. h. Nerar nachgehen, und an dem Ver— 


ee v—— 


mögen meines Ehegatten fein VBorrecht vor demjelben bis dahin anfuchen - 


foll und wolle, bis das Aerar nicht vollftandig befriediget ift. Ich erkläre 
zugleich, daß mir Die gejezlihen Folgen der durch den gegenwärtigen Re— 
vers eingegangenen Verbindlichfeit deutlich erflärt worden feien, und daß 
es mir daher wohl bewußt ift, Daß ich jowohl auf die oben bemerften, ala 
alle etwa fonft dem weiblichen Geſchlechte dießfalls durch Die Gefeze zuge— 
ftandenen Begünftigungen in den bemerften Fallen gegen das a. h. Aerar 
feinen Anfpruch zu machen berechtiget bin. 

Zu mehrerer Befräftigung meine und der hierzu erbethenen Herrn 
Zeugen, Diefen jedoch ohne Nachtheil und Schaden, eigenhändige Namens- 
und Petfchaftsausfertigung. 

(Hier folgt das Datum) 
(L. S.) Johann N. N. (L. S.) Thereſia N. N. 
als erbethener Zeuge als Braut oder Gattin des N. N. 
(L. 8.) Franz N. N. 
als erbethener Zeuge. 

Daß die Thereſia N. N. (Braut oder Gattin) des N. N. in die Aus— 
ſtellung des vorſtehenden Verzichtsreverſes, nachdem ihr die Natur und 
die geſezlichen Folgen dieſer Reverſirung in Gegenwart der gewählten 
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Zeugen umjtandlich erflärt worden find, freiwillig eingemwilligt, und ſolche, 
fammt den beiden Zeugen, dem Herrn N. N. und dem Herren N. N, 
eigenhändig ausgefertigt habe, wird hiermit amtlich beftätiget, 

Sp gejehen am — 


1611. Zir. vom 11. Mai 1826 O. 1558 (Mil. 289). 


E3 ift befunden worden, um dem a. h. Nerar, in Fallen von Dienftes- 
vergehen oder fonftiger Schuld und Vernachläffigungen, eine größere Si— 
cherbeit zu geben, die nach der Verpflegsinftrufgion vom Jahre 1782 für 
die Bräute und attinen der Verpflegsbeamten vorgejchriebenen Ver— 
zichtsreverfe auch für die Frauen der Dberverpflegsverwalter aus dem 
Grunde auszudehnen, weil diefe Oberbeamten, obgleich in feiner eigent- 
lihen Verrechnung ftehend, in der Eigenfchaft als Kontrolleurs der in ihrem 
Anftellungsorte befindlihen Verpflegs- und Bettendepartements, dann 
Magazinsfaffen, für die Richtigkeit diefer Kaffen, und des dießfälligen 
Rechnungsweſens mit verantwortlich find. Die Generalfommanden werden 
daher beauftragt, diefe Vorſchrift gleichartig, wie ſolche bei den Vereheli— 
Hungen anderer Verpflegsbeamten ohne Unterfchted der Charge befteht, 
auch bei Heirathen der Dberverpflegsverwalter in Wirfung treten zu laſſen. 
Damit jedoch die von den Brauten oder Öattinnen der Oberverpflegsver- 
walter auszuftellenden Verzichtsurfunden eine für ihre Neverfirung ange— 
meſſene Form erlangen, und zur Vermeidung aller Abweihungen aud eine 
Gleichförmigfeit mit den Reverfen aller Verpflegsbeamtensgattinen erzielt 
werde, wird das weiters folgende Formulare zu dem Ende hinausgegeben, 
um in diefer Gemäßheit jammtlihe Verpflegsbeamten und Gerichtsbehör— 
den zur Darnachachtung mit dem Bemerfen zu verftandigen, daß Fünftig- 
hin nur nach diefer Form die Verzichtsreverfe ber Heirathen der Ver— 
pflegsbeamten auszuftellen find. 


> 


Sormulare 
Verzichtsrevers. 


Nachdem, den beſtehenden a. h. Vdgen. gemäß, die Braͤute aller in 
k. k. Dienften ftehenden, nder die Frauen der in foldhe eintretenden Ver— 
pflegsbeamten vom DOberverpflegsverwalter bis inelusive Verpflegsaffi- 
ftenten, weil diefe Beamten entweder eine mit Geldverrechnungen ſelbſt 
pder Doc mit Kaſſe- und Magazinskontrolfirung verbundene Anftellung 
befleiden oder befleiden fünnen, zur Verfiherung des a. h. Nerariums u. 
f. w. wie im Formulare 1610. 


1612. Zir. v. 5. Mai 1829 N. 1490 (Mil. 73). 


Um fi die Beruhigung zu verfhaffen, daß die auszuftellenden Ver— 
zichtöreverje der. Ehefrauen jener in Verrechnung ftehenden Beamten, 
deren Dienftleiftung mit einer Kauzion verbunden iſt, und die zugleich 
eine ordentlihe Hauptrehnung zu führen und zu legen haben, nicht etwa 
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in der Folge die Einwendung der Minderjährigkeit pon Seite der Ehe⸗ 
frauen, welche den Revers unterzeichneten, entgegen geſtellt werden könne, 
hat von nun an jene Gerichtsbehörden, welche einen ſolchen Revers be— 
ſtätigt, ſich von der Großjährigkeit der Ausſtellerin, und wenn dieſelbe 
minderjährig iſt, von der Zuſtimmung der Obervormundſchaftsbehörde ge— 
nau zu überzeugen, und daß, und wie dieß wirklich geſchehen, auf dem 
Verzichtsreverſe ausdrüklich zu bemerken. 


Die Bücher der Schenker haben keine Beweiskraft. 


1613: Zir. v. 24. Sept. 1830 F. 1502 (Mil. 437). 


Die von der k. k. oberften Zuftizftelle unterm 18. Juni d. J. erlaffene 
Normalvdg., daß den Gewerbsbücern der Weinz, Bier: und Branntweins 
fchenfer Feine Beweisfähigfeit zufomme, daher nach Den SS. 119 u. 120 
der allg. ©. D. deren Bücher auch feinen halben Beweis liefern, wird Den 
fammtlihen Militärbehörden zur Darnahahtung und Kundmahung be= 
kannt gemadt. ©. 518. 


Zum 14. Kap. Bon dem Zeugenbemweife; $. 161. ° 
Zeugeneide des Klerus, 


1614: Hfr. Vdg. vom 11. Nov. 1828 ©. 1226, an das allg. Mil. 
4.6. Mil. 182). 


Sn Folge. einer, über erftatteten a. u. Vortrag, am 31. Okt. 1828 
erfloffenen a. h. Refoluzion ift für die Zufunft die Fatholifhe Feldgeiftlich- 
feit in Kriminalangelegenbeiten, der Geiftliche möge als Zeuge oder Be— 
fhädigter vor Gericht erfcheinen, uach dem Hfd. vom 12. Okt. 1789 zu 
beeidigen ; wonach auch der, in causis civilibus fowohl als eriminalibus 
den allg. Gefezen und der weltlichen Obrigfeit unterftehende griechiſch nicht 
unirte Klerus fortan zu behandeln fommt; dagegen hat es rüffichtlich der 
Fatholifhen Geiftlichfeit in den Militärgrenzen, fo weit diefe im causis 
criminalibus den ungarifchen Didzefanfonfiftorien zugemwiefen ift, bei den 
bisher dafelbit beftehenden Gefezen und bei der feitherigen Beobachtung 
fein Bewenden zu behalten. 

Das A. ©. hat ſich darnach fowohl felbit zu achten, ald auch Die 
Landes- und Grenzgeneralfommanden, und dur dieſe die Konfiftorien 
utriusque ritus, danı das Feftungsfommando zu Mainz anzumeifen, 


Zeugenverhör beidem Konfiftorium. 


1615: Hfr. Vdg. v. 2. April 1833 O. 430, an das Gen. Kom. in 
Siebenbürgen (Mil. 35). 

Aus Anlaß einer verweigerten Stellung der Militärzeugen in einer 
bei dem Fatholifhen Konfiftorium in Siebenbürgen anbängigen Eheſtrei— 
tigfeit haben Se. Majeſtät unterm 21. März 1833 a. h. zu vefolviren 
gerubt: 

»Da die. Züsilgerihtsbehörden in den Szeklerftühlen vüffichtlich der 
vor denfelben ablaufenden Prozeſſe in Gemäßheit der Normalvorſchrift 
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vom 11. Juli 1825 zur Abhörung der Milttärgeugen berechtigt find, und 
das Erfenntniß über die Eheftreitigfeiten zwifchen den Fatholifhen Grenzern 
der gedachten Szeflerftühle zur Wirffamfeit des biſchöflichen Konfiftoriums 
gehört, jo geht Mein Wille dahin, daß die Abhörung der Militärzeugen 
durch die geiftlihen Kommiffäre vorgenommen werden dürfe«. 

Wornach fih das Gen. Kom. zu benehmen, und auc die dortländt- 
gen Grängregimenter anzuweiſen hat. 


- Das Zeugenverhör ift nicht vorzulegen, wenn der 
Zeuge die Verwandtſchaft nicht angegeben hat. 


1616. Zir. v. 31. Dez. 1831 F. 2269 (Mil. 153). 


Nachſtehende Normalvorfchrift der k. k. oberften Zuftizitelle vom 3. 
Juni 1831, an das böhm. A. ©. wird den unterftehenden Militärbehör- 
den zur Wiſſenſchaft befannt gemacht: 

»Dasfelbe hat dem Drtsgerichte Liebshaufen über den vorgefommeuen 
Fall, wo von einem Zeugen, wahrjcheinlih aus Sprahunfenntnig und 
Mifverftand, die Verwandtfchaft mit dem Zeugenführer über die vorge— 
baltenen allg. Kragitüfe nicht angegeben, von dem Gerichte aber, jedoch 
erft nah Abſchluß des Zeugenverhöres, das Gegentheil deſſen in Erfah 
rung gebracht wurde, zu bedeuten, daß ein derlei Zeugenverhör nicht zu 
fiftiren, und höhern Orts vorzulegen, jondern lediglich hierüber das Amt 
nad den Geſezen zu handeln ift«. 


Zum 25. Kap. Bon dem Refurfez $. 267. 


1617. 3ir. v. 9. Mai 1827 H. 409, b. (Mil. 92). 


Nach dem unterm 3. Marz l. J. N. 1266, ergangenen Hfd. find in 
diejenigen Befcheide, mittelft welchen nbergerichtlihe Nefurserledigungen 
den Parteien befannt gegeben werden, auch die herabgelangten Entſchei— 
dungsgründe der obergerichtlich verfügten Aufhebung oder Abänderung der 
erftrichterlihen DVerbefiheidung aufzunehmen. Wonach fi ſämmtliche 
Militärgerihte zu benehmen- haben. 


3u 1602. $. 8. 


1618. Hfr. Zir. v. 13. Aug. 1822 H. 857 (Mil. 119) für die 
Negimentsgerichte in der banat., flav. und froat. Gränze, und 
für das Czaikiſten-Bataillonsgericht. 

Sn Folge der a. bh. Entſchl. Sr. Majeſtät v. 27. Sult d. J. wird 
nachſtehende Vorjchrift zur genauen Befolgung hinausgegeben. 

$.-1. Zeder Gränzer, Handels- oder fonftige Gewerbsmann in den 
vorgenannten Militärgränzen foll, bevor er feinen Gegner bei dem Re— 
giments- oder Ezaififtenbataillonsgerichte belangt, jeine Klage bei dem 
Kompagniefommando des Beflagten mündlich anbringen. Das Kompagnie= 
fommando bat beide Theile auf einen Rapportstag zur Kompagniefejjion 
vorzurufen, und ohne den geringiten Zwang eintreten zu laffen, mit ge— 
böriger Klugheit und Befcheidenheit zwifchen den Streitenden einen Ver— 
gleich zu verfuchen. Kommt diefer zu Stande, jo ift er im ein eigenes 
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Protokoll in genauen und beftimmten Ausprüfen einzutragen, und fowohl 
von den Parteien, und falls Diefe des Schreibens unfundig find, von 
den durch fie erbetenen Namensfertigern, die fich in dieſer Eigenſchaft 
mit zu unterfhreiben haben und der Rapportsfeffion unterfertigen zu laffen. 

$. 2. Ein in diefer Form errichteter Vergleich erlangt die Kraft 
eines gerichtlihen Vergleiches, doch kann die Erefuzion darüber auf Ver— 
langen der Partei nie von der Kompagnie, fondern nur auf Delegazion 
des Regiments- und refpeftive Bataillonsfommande von dem Regiments- 
oder Bataillonsgerihte nach Vorfehrift der allg. ©. D. bewilligt werden. 
Zu diefem Ende bat ſich jener, der über einen folhen Vergleich die 
Erefuzion anfuhen will, an das Kompagniefommando zu wenden, dem: 
felben das bewegliche oder unbeweglihe Vermögen feines Schuldners, 
welches er in die Erefuzion zu ziehen wünfht, mit der Bitte namhaft 
zu machen, fein Gefuch zu Protofoll zu nehmen, und diefes an das Re— 
giments- und rüffichtlich Bataillonsfommando einzufenden, Damit lezteres 
durch das Gericht Das gefezmäßige verfüge; doc bleibt es jedem unbe- 
nommen, fih mit einem folhen Erefuzionsgefuche auch unmittelbar an 
Das Negiments- und ruffichtlih Batsillonsfommando zu wenden. 

$. 3. Kommt der verfuhte Vergleich bei der Rapportsſeſſion nicht 
zu Stande, und will der Kläger den Streit vor das Negiments- oder 
Bataillonsgericht zur Entſcheidung bringen, fo ift ihm von der Kompagnie= 
vapportsfefion ein Zertififat auszuftellen, daß der Vergleich von derfels 
ben fruchtlos verfucht worden ift. Ohne Beibringung diefes Zertififates 
kann der Negiments= und refpeftive Bataillonsfommandant den Recht— 
ftreit an das Regiments- oder Bataillondgeriht nicht delegiren. - - 

$. 4. Die Gerichtäbehörde foll, wie dießfalls ohnehin die Vorſchrift 
ihon befteht, mit Ausnahme der Rechnungs und eines nder des anderen 
fehr verwifelten und wichtigen Prozeſſes durchaus das mündliche Verfah— 
ren mit Befeitigung aller Advokaten oder fonftigen unbefugten Vertreter 
einleiten, und ſich Dabei -ftreng nad, dem $. 20 der allg. G. D. und 


der darüber ergangenen Erläuterungen benehmen. Bevor zur Aufnahme . 


des mündlichen Verfahrens gefchritten wird, bat dieſelbe mit Beobad)- 
tung desjenigen, was Dießfalld der S. 269 der allg. ©. D. vorfchreibt, 
den Vergleich noch einmal zu verfuchen, und wenn auch diefer Verfud) 
mißlingt, foldhes im Cingange des Protofolles mit Beilegung des im 
$. 3 vorgefchriebenen Kompagniezertififates ausdrüklich anzumerken, allen- 
falls bejonvders bei Nechnungsprogeffen der Dandelsleute, den Parteien 
auch bemerflih zu machen, dag es ihnen frei ſtehe, ſich auf Schiedsrichter 
zu vergleichen *). f 


*) Sp der fiebensürgiihen Grenze find die Örenzprofuratoren angewieſen, 
die Zuftandebringung gevichtlicher oder außergerichtlicher Wergleiche nad dem 
Sinne. der Randesgeleze noch vor Ginleitung eines Prozeſſes auf eine freund: 
fhaftlihe Art, ohne allen Zwang und Bedrohung von Seite der Militärvorge— 
fezten zu verfuchen, und wenn ſich die Parteien freiwillig dazu verftehen, in 
deren eigenen Namen von dem betreffenden Stuhlgerichte ſchriftlich zwei Aſſeſ— 
foren zu erbitten, die unverzüglich zu ernennen find, vor denen die Parteien, 
umd wenn fie wollen, auch nad vorläufiger Berathung mit andern rechtskun— 
digen Männern ihren Vergleich einzugehen haben. Damit aber ein folder vor 


“ 
u ee 
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Zum 30. Kap. Dffiziere als Sequeſter. 


16139. Hfr. Vdg. v. 21. Marz 1830 G. 866, an das gal, Sen, 
Kom. (Mil. 61). ; 


Der Hoffriegsrath findet feinen Grund, die aus dem Penſions- oder 
Quittirungsftande als Sequefter verwendet werdenden Dffiziere während 
Diefer Verwendung ihren Militärcharafter ablegen zu laffen, da diefe Wid- 
mung nur vorübergehend und feine ftabile Zivilbedienftung ift. Nur ers 
fcheint es nothwendig, dag — weil aus einer ſolchen Geſchäftsführung 
Rehnungsprozeile erwachſen fünnen, deren Entjheidung dem Zivilrichter 
zuſteht, jomit den Dffizier für einen folhen vom eigenthümlihen Terri— 
torialbefiz verfchiedenen Fall fremder Zurisdifzion unterorönen, — fein 
Dffisier eine derlei Verwendung ohne Generalfommandogenehmigung über- 
nehmen dürfe; damit das Gen. Kom., nad feiner Kenntnig der Eigen- 
fchaften der in feinem Bezirfe Domizilirenden penfionirten und mit Cha— 
räfter quittitten Offiziere, Rompromittirungen der Dffizierscharge bei 
ſolchen Individuen duch Verweigerung feiner Genehmigung vorzubeugen 
in der Lage ſei, aus deren Handlungsweife mit Grunde folhe Kom— 
promittirungen zu beforgen ftehen, indem befanntlih Fein Offizier der 
Militärjurisdikzion entjagen kann. 


Zum 31. Kap. Exekuzion a) des fundus instructus in 
der Grenze: 


1620. Hkr. Vdg. v. 20. Juni 1818 O. 611, an das allg. Mit, 
N. G. (Mil. 204). 


In fo weit die Gefeze überhaupt, und der $. 28 der Gränzgrund— 
gefeze insbefondere es geftatten, daß Das zum fundus instructus nicht 
gehörige Vieh oder Geräthe in Erefuzion gezogen werden fünnen, hat 
fih das Geriht in eine Entiheidung, was dazu gehörig ift oder nicht, 
nie einzulaffen, fondern dieſes ift bei der Kompagnieſeſſion mit Beiftim- 
mung des VBerwaltungsoffiziers zu beftimmen, doc iſt zur Verfteigerung 


den erbetenen Aſſeſſoren freiwillig und beſtimmt eingegangener Vergleich die 
gefezlihe Kraft und Wirkung erlange, haben die zu Diefem Geſchäfte emittirten 
Aſſeſſoren über diefen Aft eine nad) den Landesgefezen verfaßte Urfunte, und 
zwar in vier Parien auszufertigen, von denen jeder Partei eines in authenti- 
ſcher Form einzuhändigen, eines bei dem Archive des Stuhlgerichtes, das andere 
aber bei dem Archive des betreffenden Regimentes aufzubewahren tft. Für die 
genaue Einhaltung dieſer geiezlihen Vorſchrift find nicht nur die Örenzpro- 
Furatoren, fondern auch die Negimentsfommandanten felbit verantwortlich, wel— 
he nebft dem Regimentsauditor darauf zu fehen haben, daß die Grenzproku— 
vatoren fich hiernacdh genau benehmen, und befonders die in authentifcher. Form 
verfaßten VBergleihspapiere immer richtig hinterlegt und gehörig regifirit werden. 
Bei der Viſitazion der NRegimentsgerichte haben ſich die vifitirenden Staabsau— 
ditore davon zu überzeugen und darüber zu relazioniren. (Hfr. Vdg. v. 27. 
Sert. 1320 H. 994 an das fiebenbürg. Gen. Kom. — Bergmapr bürg: R. 
3. Th. ©. 19). 
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felbft erft Dann zu fchreiten, wenn über den, dem Regimentskommando vorge: 


fegten motivierten Bericht Der Kompagnie, Das Regimentskommando, mit Bei- 
ftimmung des Verwaltungshauptmannes, die Bewilligung dazu ertheilt hat. 


b) gegen ungarifche adelige unbegüterte Frauen der 
Militäriiten. " 


1621. Zir. v. 14. Aug. 1819 H. 821, an alle Gen. Kom. (Mil. 
240); u. a. h. Entſchl. v. 13. Zuli 1819 N. 1578. 


Ueber die Frage: in wie fern unbegüterte ungar. adelige Frauens— 


perfonen, die an Männer, welche der Milttärjurisdifzion unterftehen, ver- _ 


ebelicht find, dem Gerichtftande ihrer Männer zu folgen haben, geruhten 
Se. Majeftät vermöge a. h. Entſchl. v. 13. Juli diefes Jahres über die 
bierinfalls ſchon beftehenden, auf die ungar. Yandesgefeze gegründeten a. 
b. Refoluzionen zur Vermeidung Fünftiger Mißverftändniffe, weiters ge— 
fezlich auszufpredhen,, daß: 


1) Ungarifche adelige unbegüterte Frauensperjonen, welche an Manz 
ter, die der Militärjurisdifzion unterfteben, verebelicht find, ihres. ungar. 
Adels unbefchadet, fo weit es fih um Erfüllung perfönliher Verbindlich- 
feiten bandelt, vor dem fompetenten Militärrichter belangt, auch von die— 
fem auf ihr unter der Militarjurisdifzion befindlihes Vermögen die Exe— 
kuzion bewilligt und vorgenommen werden könne. 


2) Wenn der Gläubiger zur Einbringung der von dem Militarrichter 
zuerfannten Summe die Erefuzion auf ein in Ungarn befindliches frei dis— 
ponibles Vermögen der Schuldnerin führen will, dieſe Erefuzion zwar aud) 
von dem Militärrichter zu bewilligen, wegen Bollzug derſelben aber jeder— 
zeit Die Anzeige an den Hoffriegsrath zu erftatten ift, Damit die Fünigl. 
ungar. Doffanzlei angegangen werde, viefelbe in Folge des 17. Diätal- 
artifel8 durch den dortländifchen gebührenden Richter nach den Landes 
gefezen vornehmen zu laffen, dann : 


3) auf den Fall, als es fich bei der vorzunehmenden Erefuzion 
zeigt, daß entweder das in die Erefuzion zu ziehende Vermögen fein frei 
Disponible8 Vermögen der Schuldnerin ſei, oder die Rechte eines Dritten 
Dabei verlegt werden, der Erefuzionsrichter die fiy ergebenden Anftände 
der fünigl. ungar. Hofkanzlei anzuzeigen, und dieſe ſonach diefelben dem 
Hpoffriegsrathe zu eröffnen hat, um den Erefuzionswerber Davon verftändigen 
und anweiſen zu fünnen, Damit er entweder zur Einbringung feiner Forderung 
ein anderes Vermögen jeiner Schuldnerin nambaft mache, oder wenn er 
auf der Fortfezung der Erefuzion nach den ungar. Landesgeſezen zu bes 
ftehen glaubt, feine Rechte dafelbft nach diefen Gefezen auszutragen habe, 
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ı622. NORM A*) 
Wie 
Auf Unfern Allerhöchſten 
Kaiſerl. Königlichen Befehl 
bey Unſern 


een enter 
u Fuß, und zu Pferd 


- Sn Juſtitz-Sachen Fünftighin fürgegangen 
werden folle, 


OT — 
Gedrudt bey Johann Peter v. Ghelen, Kaiferl. Königl. Hof: Buchdrudern, 1754. ' 





Wir Maria Therefia von GDtted Gnaden Römiſche Kaife- 
rin, in ©ermanien, zu Hungarn, Böheim, Dalmatien, Ervatien, Scla— 
vonien, ıc. ıc, Königin, Erz-Herzogin zu Defterreich, Herzogin zu Bur— 
gund, Ober- und Nieder-Schlefien, zu Steyer, zu Cärnten, zu Crain, 
Marggrafin des Heil. Römifhen Neihs, zu Mähren, zu Burgau, zu 
Dber- und Nieder Laußnitz, gefürftete Grafin zu Habfpurg, zu Flan- 
dern, zu Tyrol, und zu Görz, Herzogin zu Lothringen, und Baar, Groß— 
Herzogin zu Tofcana, ꝛc. ıc. 


Jurisdietion deren NRegimentern. 


1. Haben alle Unfere Negimenter zu Fuß, und zu Pferd über die 
Dazu gehörige Officiers, Staabs-Partheyen, Unter-Officiers, und Ge— 
meine, nicht minder über ihre bey dem Regiment befindliche Weiber, 
Kinder und Dienftbotten, dann die mithabende Marquetenter, Fleiſch— 
bader ze. ꝛc. in allsvorfallenden Civil- und Criminal- Sachen, als erfte 
Instanz, die Erfanntnuß, oder Macht, und Gewalt folhe zu unter- 
fuhen, und zu entfheiden, auch die gefprochene Urthel nach Maag, und 
Weis, wie in nachfolgenden gemeldet wird, zu vollftredfen, welches die 
fogenannte Jurisdietion ift, fo denen würflihen Obriften, das tft, de— 
nen Regiments -Snnhabern eingeraumet worden, und unmittelbar durch 
felbe, oder die zeitlihe Regiments-Commendanten geübet wird. Wie 





>) Diefe Militärjuftignorme v. 25. Suni 1754 ift noch jest ein Hauptgefez für 
die Militärgerichte. - Da aber die Eremplare derfelben bereits fehr felten gewor— 
den find, fo habe ich fie hier in Folge des mehrfeitig geäußerten Wunfches aus einem 
gedruften Driginale wörtlich und ganz treu abdrufen laffen. Nur die $$. 22—33 mit 
den Dazu gehörigen Formularien lit. B, welche von der peinlichen Frage handeln, und 
die legte Beilage, welche die alte Tarordnung enthält, habe ich nicht aufgenommen, 
en Beiben nicht mehr bejteht und auch in doftrineller Beziehung von Feiner Be— 

eutung ift. 
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nun aber ein Obrifter, oder Commendant zu Verwaltung des Rich— 
ter- Amts einen Auditor bat, der von denen gemeinen militarischen Red): 
ten, auch Kriegs-Gebräuchen vollfommentlic unterwiefen feyn folle, weis 
len die mehrefte Verantwortung eines ungerechten Ausfpruchd, oder un- 
ordentlihen Abhandlung demfelben als Richter zur Laſt fallet, wovon 
in burgerlihen Sachen Haab, und Gut, und in peinlihen Leib, und 
Leben abhanget. Sp ift 


Die Regiments: Obriften und Commendanten können die Auditores aufnehmen. 


2. Keiner für einen Auditor anzunehmen, von deſſen Fähig-Ge— 
fchiflichfeit, und anderen erforderlihen Eigenfchaften man nicht voraus 
verficheret, Dahero denen Regiments-Innhabern, und mit ihrer Bewilli- 
gung denen Regiments = Commendanten, wie bishero, alſo auch Fünftig 
eingeraumet ift, fih Auditeurs auszufuchen, und ob fie zu Führung der Cor- 
respondenz gefchiet feynd, felbiten erforfchen, oder Durch jemand in Sachen 
Verftändigen erforfhen zu laffen, jedoch folle in Zufunft fein Auditor 
angeftellet, noch vor foldhen in feinen Vorfallenheiten erfannt werden, 
welcher nicht von dem Hof = Kriegs -rathlichen Justiz - Collegiovein fhrift- 
liches Zeugnuß feiner befißenden erforderlihen Nechts » Gelehrfamfeit, und 
anderen nöthigen Eigenfchaften vorweiſet. 


Sedwelcher Auditor folle vorhero durch Hof-Kriegsräthliche Commission exami- 
niret werden, 


3. Muß ein von dem Obriften, oder Commendanten ausgefucht- 
und dem Hof-Kriegs-räathlihen Justiz - Collegio zum Auditor fürge- 
fhlagene Candidatus durch die Hof = Kriegs = räthlihe Justiz - Com- 
mission mit Zuziehung des General- Auditorn, wann einer allhier gegen= 
wärtig ift, de Studio et Juris Praxi gründlich geprüffet, ihme auch über 
einen abgeführten Inquisitions - Prozeß das Votum informativum zu 
verfaffen, und nach Gutbefund der Commission einem allhier abgeführten 
Civil-Proceß zu erledigen, aufgetragen, und hiernach von deſſen Taug— 
lichfeit obberührte Urfund ertheilet, oder abgefchlagen, und dem Regi— 
ment3-Obriften, oder Commendanten bedeutet werden. 


Der Eyd des Auditors. 


4. So bald ein examinirt- und für tüchtig erfennter Auditor beym 
Regiment angelanget, hat er vor einer zufammen gejeßten Commission 
den nach der Formulare A. fürgefehtiebenen Eyd abzulegen, um ſich feiner 
Pflicht, und Schuldigkeit in allen Vorfallenheiten deſto angelegenſamer 
zu erinnern, und ein gleiches iſt mit denen bey denen Regimentern der— 
malen angeſtellten Auditoren, bey welchen es noch nicht geſchehen, nad) 
Erhaltung gegenwärtiger Norms zu bewerfftelligen. N 


Des Auditors Gage, 


. Die foldergeftalten aufgenommene Auditores haben nicht allein die 
—— ſondern auch Secretarii- Gage zu genieſſen, und ſolle ihnen die 
Secretarii- Gage fo viel weniger fünnen entzogen werden, indeme jed- 
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welhem Obriſten, und Commendanten bevorjtehet, bey deſſen Aufıreh- 
mung, und vor dem Examen fih von des Auditor, in Führung Der 
Correspoudenz , babenden Tüchtig- und Gejchiklichfeit hinlänglih zu 
erfundigen. 


Ohne erheblihen Urſach, und gepflogener ordentlichen Webergab auch Richtig: 
keit, nicht zu entlaffen. 


6. Die einmal angeftellte Auditores, es mag ihnen ein Officiers- 
Titul beygeleget feyn, oder nicht, follen ohne erheblihen Urſach, nad 
bioffer ungegründeten Willfur eines Regiments-Commendanten nicht 
entlaffen werden, bey ihrer Entlafjung aber gehalten jeyn, alle zum 
Auditoriat - Amt gehörige Protocolla, Schriften, und Acta ihrem Nach— 
folger mit Drdnung zu übergeben, auc bis ein anderer Auditor, deme 
folhe Ubergab zu befhehen hat, beym Regiment eintrittet, folle 
feiner feines Dienft entlaffen, oder abgefertiget werden. 


Der Auditor bleibt in Herren: Dienft subordinirt dem Commendanten, oder 
vorgejegten Officier. 


7. Bleiben die Auditores denen Dbriften, und Regiments - Com- 
mendanten, wann diefer auch der Obrift - Wachtmeifter, oder ein Daupt- 
mann wäre, in Herren-Dienft mit gemefjener Subordination, und Ges 
borfam untergeben, und fünnen von dem Commendanten nicht allein zu 
ihrer Schuldigfeit durch Befehle angehalten, fondern wegen ihrer etwann 
verfpürenden Nachläßigfeit, oder Fehltritte, auf die Art, wie andere 
Officiers beftraffet werden, es follen aber auch die Dbriften, und Com- 
mendanten denen Regiments- Auditorn wider ihren Willen feine Privat- 
Correspondenz aufdringen, noch geringere VBerrichtungen zumuthen. 


Wie ein Auditor ſich verhalten, und aufführen folle. 


8. Sollen die Auditores, in Betrachtung des ihnen anverfrauten 
Richter = Amts, fih vor andern einer ehrbaren, tugendhaft- und 
nüchteren Aufführung befleiffen , in die Uneinigfeiten der Officiers nicht 
mifhen, noch zu ein= oder anderen ungeziemend= oder zwieträchtigen Un— 
terredungen, oder gefährlihen Unternehmungen gebrauchen laſſen, noch 
auch den Saamen der Uneinigfeit ausftreuen, jondern auſſer gerichtlich 
all- mögliches zur benbehaltenden guten Subordinations-mäßigen Ein- 
verftändnuß, und Einigkeit beytragen, im Gericht aber , wie es die Ger 
rechtigfeit, und Richter-Amt erforderet, ganz unpartheytifh zu Werk 
geben, fih aller ungleihen, oder wol gar unmwahrhaften Berichtgebung 
enthalten, aud) ihre rihterlihe Meynung nicht aus Neben - Abfihten, Haß, 
oder Freundfchaft, fondern wie es die That felbften nach denen Umjtänden 
gewiffenhaft erheifhet, in allen Vorfallenheiten ohne Unterſchied in denen 
abfallenden Berichten abftatten. “ 


. Der Auditor hat auch die Taren zu genieflem. 


9. Haben die Auditores, nebſt ihrer Gage, auch die am Ende 
diefer Instruction ausgemeſſene Taren zu genieflen. ° 
45* 


N 
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Der Auditor folle den Verpflegs- und Dienfts - ftand willen. 

10. Überhaupt follen die angehende Auditores von der interlichen 
Verfaſſung eines Regiments, deſſen Verpflegs - und Dienft - Stand, 
auc was vom Höchſten bis Niedrigften eines jeden Schuldigfeit, und Ver— 
richtung jeye, fi genugjam erfundigen, und unterrichten laffen, damit fie, 
wann eine foldhe Frag in Judicando vorfallet, ſich darnach zu achten wiffen. 

Die Gefüge, nach welden der Auditor bey Gericht fürzugehen hat. 

11. Die Gefäße, nach welchen die Regiments - Gerichter, und 
Auditores die vorfommende Rechts - Sachen aburtheilen follen, ſeynd 
nach Unterfihied der Fälle vor allen die Kaiferl. Königliche Kriegs - Ar- 
ticul, die allgemeine gejchriebene Rechten, wie folche in denen Katferl. 
Königl. Erblanden angenommen, und eingeführet, die peinlihe Hals- 
gericht3= Drdnungen Caroli V., Ferdinandi II. und Josephi I. mit 
denen in Civil- und Militar - auch Criminal- Sachen, denen Regimen— 
tern in Kraft einer Satzung fund gemachten allerhöchften Verordnungen. 
Unter denen Krieg -Articuln haben den Vorzug die von Leopoldo I. 
Olorwürdigfter Gedächtnuß vorgefchriebene, von Uns gnädigft beftättigte, 
und von denen jammentlichen Regimentern bejchworne, nad) diefen folgen 
jene des Ferdinandi II., und Maximiliani I. 


Die eingeführte Militar- Gebrauch feynd auch zu beobachten. 

12. Die Auditores follen fih in Acht nehmen, daß fie nicht dur 
allzu genau- und ungereimte Gebrauchung deren in Schulen erlernten 
allgemeinen Justinianeischen Rechten, wider Die eingeführte Militar- 
Verfaſſung, und wolhergebrachte Gebräuche einrathen, oder fprechen, 
hingegen auch Die militarische, Freyheiten nicht jo erweiteren, daß ans 
durch denen Göttlichen, und natürlichen, oder Kaiſerl. Königl. neueren 
anderen Geſätzen zuwider gehandlet werde. 


Alle Circular - Verordnungen feynd in einem befondern Buch einzutragen. 
13. Alle Gejätb - mäßige Verordnungen, Circularia, und Rescripta : 
follen durch die Auditores von Wort zu Wort in ein befonderesNovellen- 
Bud) eingetragen, und in Judicando zur Rihtjhnur genommen werden, . 
foferne aber Über deren eigentlihen Verftand, oder jonften ein rechtlicher 
Zweiffel vorfallet, folle die Erflärung nicht von dem General - Auditor, 
wie bishero vielfältig gefhehen, jondern von dem Hof-Kriegs-räthlichen 
Justiz- Collegio in einem von dem Regiments - Commendanten unter- 
fchriebenen Anbringen, oder Bericht anverlanget, und gewärtiget werden, 
Ubrigens würdet 


Criminal-Handlungen. 


Iſt fi in denen Vorfallenheiten nad) dem Regulameut vom Jahr 1737. und 1751. 
zu richten, mit der bejonderen Anmerfung, daß in delictis exceptis Die 
Kriegs-rechts-Acta ante publicationem sententiae an das Hof» Kriegsräth- 
fiche Suftiß » Collegium einzufenden jeynd, weder follen ungewöhnliche Straf: 
fen verhänget werden. 


14. Die Zuftiß, nach Geſtalt deren Vorfallenheiten anderft in Civi- 
libus, und anderft in Criminal - Sachen abgehandlet, von dem leöteren, 
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und zwar auf was Weis die Verhör, Ordinari- und unpartheyiſche 


Kriegs > oder auch Stand- Rechte zu halten, was darbey in allen Begeben- 


heiten zu beobachten, auch wie Die Executiones an denen Delinquenten 
zu führen jeynd, all diefes it in dem unterm 1. Martit 1737. publieir- 


“ten, danır dem [ehtern in denen Jahren 1750. und 1751. allen Regi- 


menfern zu Pferd, und Fuß vorgejchriebenen gedrusften Regulament ganz. 
deutlich enthalten. 


Welchen allein noch beizurucken kommet, — jo lang ein Regiment 
ohne würklichen Dbriften ſtehet, die dabei vorfallende Kriegs- Rechten 
mit dem Sentenz ante publicationem an das Hnf- Kriegs = rathliche Ju— 
fti5- Collegium eingefendet, Diejes auch von denen Cavallerie - NRegimen- 
tern, die das Jus Gladii, und agratiandi nicht fo frey, und uneingefchranfet, 
wie die Infanterie, und Dragoner exerciren können, damalen, wann fie 
an feinen commandirenden Generaln angewiefen ſeynd, von allen Re— 
gimentern aber überhaupt in delictis exceptis atrocissimis, in specie 
lese Majestatis divine, vel humane, Perduellionis, Duelli, false 
Monetz , und Heresis beobachtet werden müffe, und wann übrigens eine 
Parthey wider einen Sentenz, der nicht auf eine Leib- und Lebens- ſon— 
dern andere Straff ausfallet, nach der Publication bey dem Kaiferl. 
Königl. Hof- Kriegs - rathlichen Juſtitz-Collegio fih beſchwäret, feynd 
die Acta cum motivis auf Anbegehren ebenfall® zu überreihen. Anſon— 
ften haben die Regiments - Obrifte eben fo, wie die Auditores, fih wol 
in Acht zu nehmen, damit feine bei dem Militari nicht üblich- oder ver— 
bottene Straff, wie da ſeynd, Nafen, und Ohren abfehneiden, Brand- 
mal, Brennung auf der Stirn, oder dergleihen Straffen, wodurdh ein 
Delinquent zum liederlihen Lebens - Wandel verleitet werden kann, ver: 
banget , weder mit aufferordentliher Schärfe, oder allzugrofien Milde, 
fürnemlih, wo dem Publico an Zeigung eines offentlihen Beyſpiels ge— 
legen iſt, willfürlicd verfahren werde, um andurd zu verhüten, daß man 
denen wirflihen Regiments - Obriften in Criminalibus ihre Jurisdiction 
einſchränken zu laſſen keine Urſach habe. 


Die Compagnie-Commendanten haben in denen Vorfallenheiten die Facti species 
dem Regiments-Commendanten einzuſchicken. 


15. Die Criminal-Proceß bey denen Regimentern werden mit der 
Arretirung, und Verhör angefangen, weilen aber geringere Fehler, 
Nacläßigfeiten, und Ubertrettungen nicht criminaliter durch das Regi— 
ment, jondern bey denen Compagnien abgeftraffet werden, fo haben die 
Compagnie-Commendanten, wann ein Zweifel, ob das Factum cri- 
minal feye, oder nicht, durch eine verfaflende Facti speciem ſich bey 
dem Regiments » Commendanten anzufragen, ob der Bejhuldigte dem 
Regiment zu übergeben ſeye, oder nicht ? 

Und eine dergleihen Facti species ift von dem Compagnie-Com- 
mendanten, fo oft ein Arreftant in das Stockhaus überlieferet wird, 


dem Regiments =» Commendanten zu überreichen, oder fogleich einzu= 
ſchicken, Damit fich der Auditor, und das anftellende Verhör in Entwerf: 


fung der Fragſtücke zu richten wilfe. 
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Wann eine Entleibung erfolget, ift jederzeit das Visum repertum durch Erfahrne 
einzuziehen. 


16. Bey einer vorgegangenen Entleibung ift ohne Verfchub, und noch) 
vor Beerdigung des Entleibten der todte Corper durch den Regiments— 
pder anderen erfahrnen Chyrurgum, in Beyſeyn des Auditor, wann er 
im Ort gegenwärtig, oder nicht zu weit entfernet, auch zweyen Officiers, 
oder anderen Zeugen zu befichtigen, die befundene Wunden, und wie 
folche befchaffen, auch, ob felbe tödtlih, oder warumen der Tod erfolget 
feye, oder habe erfolgen müſſen; mit allen ſich darbey erzeigenden Umſtän— 
den ausführlich von dem Chyrurgo zu befchreiben, und diefe Befhreibung, 
oder fogenannte Visum repertum haben auch die andere gegenwärtig 
geweßte, zur Befichtigung commandirte Zeugen zu unterfertigen, folgends 
denen Fünftigen Inquisitions - Acten beyzulegen. 

Sleichergeftalten ift bei gefahrlihen Verwundungen der Verwundete, 
fo lang er no) im Stande zu reden, in Gegenwart zweyer Zeugen über 
die wichtigfte Umftände der That zu befragen, um andurd die Fünftige 
Haupt Unterfuchung zu beforderen. 


Jeder Arreftant folle von denen andern Inquisiten abgejünderter wohlserwahret, 
und erjt had) publicirten Sentenz ein Geiftlicher zugelaſſen werden. 


17. Sp oft ineinem Verbrechen mehrere verfanglich, und alſo mit Arreſt 
belegt, zur Inquisition gezogen werden, feynd felbe vor, und währenden 
Verhör, fo viel die Gelegenheit zulaſſet, abgeſöndert zu halten, aud dem 
Profofen einzubinden, Damit denen Arreftanten Feine ſchrift- pder mind 
lihe Einverftäandnuß verftattet und alle Gelegenheit hierzu abgeſchnit— 
ten werde. 

Sole aubh in Criminal-Sahen, es ware dann ein Mrreftant in 
augenfcheinlicher Todes = Gefahr, bis nad) publieirten Sentenz, fein 
Geiftlicher zu ihme gelaffen werden, um dem Gericht die Erforfhung der. 
Wahrheit nicht befhwärlih, oder Die Ausführung der Zuftig in andere 
Weeg nicht hinderlich zu machen. 


Sft dem Praesidi, und jedem Assessori erlaubt, bey dem Verhör dem Auditor 
an Handen zu gehen, was er noch von dem Inquisito auszuforfchen habe. 


18. Bey dem Verhör liget zwar dem Auditor ob, die Fragftüde 
zu fegen, und diefe fowol, als des Inquisiten Antworten, zu proto- 
colliren, doch kann nicht allein der Prases, fondern auch jedwelcher 
Assessor nad) feinem Gutbefund dem Auditori an Handen geben, was 
für Umftande noch mehrers zu erheben, und nachzuforfchen, and wie In- 
quisitus zu befragen wäre, in jolhem Fall aber hat der Praeses den In- . 
quisitum abtreten zu laffen, Damit das Nöthige zu Fortführung des Vers 
hör eingeleitet werden könne. 


Hat der Auditor dem Inguisito feine Auſſagen vorzulefen. 


19. Hat es beydem bisherigen bey dem Militari üblichen Gebrauch zu 
gebleiben, daß man bei denen Verhören die Fragftüfe, nnd des Inquisiti 
Antworten in der dritten Perſon feße, und benenne, nur daß alle Dunfel- 
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beit vermieden werde, wobey der Auditor nicht allein die Fragftüfe, und 
Antworten, jondern auch, wo die Inquisition weitläufig, die Blätter zu 
numeriren, und nach vollendeten Verhör dem Inquisito vorzulefen, und 
folches mit denen Worten: Praelecta confirmat, anzumerfen, oder 
- wann Inquisitus was Erhebliches, oder Weränderliches "beybringet, es in 
dem Protocollo ordentlich anzumerken hat. 

Sollte der Inguisit ein Ober-Officier ſeyn, muß ihme unten am Tiſch 
ein Stuhl zum Sitzen, und bis zu Publieirung des Urthels fein gebüh- 
vender Titul gegeben werden. 


Wann der Inquisit der Teutihen Sprad nicht fündig, ift ein Dollmetſch zu be- 
eydigen, und zu gebrauchen. 


20. Wann der Inquisit der Teutſchen Sprach nicht fündig, und es 
auf Leib, und Leben gehet, ift ein in beeden Sprachen genug erfahrner 
Unter-Officier als Dollmetſch zu beeydigen, welcher die. dem Inquisito 
ftellende Fragen demfelben in feiner Sprach deutlich vorfaget, und erflä- 
ret, auch auf gleiche Weis dejlen Antworten dem Auditori ad Protocol- 
lum giebet, und hat man zu mehrerer Verläßlich- auch Sicherheit noch eins 
oder anderen der nemlichen fremden Sprad) Fündigen Assessoren zum Ver— 
bör mitbeyziehen. 


Alles, was den Inquisitum beihwäret, oder deffen That RD ift ex 
officio genau zu unterjuchen. 

21. Weilen in Criminal- Sachen feine Advocaten, noch ſchriftliche 
Antworten zugelaflen werden, jondern die Inquisiten fih perfünlih von 
Mund in Die Feder verantworten müffen, jollen die Auditores, und übrige 
Richter wolbedacht ſeyn, bei all-denen Inquisitions- Proceffen das Amt 
eines Richters, zugleich aucd) eine Advocaten, und Anflägers zu vertret- 
ten. Sie haben Dane nicht allein dasjenige, was den Inquisiten beſchwä— 
tet, jondern auch dasjenige, was zu deffen Behelff, und Vertheidigung 
gereihen mag, und Inquisitus felbft anzuführen, oder aus Unverſtand ein= 
zumenden unferlafjen hat, genau zu erörtern, und in feine verläßlihe Ge— 
wisheit zu bringen, damit die Einfältige nicht aus Unwiſſenheit zu ſcharf 
verurtheilet, Die verfchmigte Boswicht aber Durch ihre erfonnene falfhe Er— 
Dichtungen, aus Nachſicht des Gerichts, ungeftrafft nicht gelaffen werden *. 


Das geichloffene Verhör hat der Praeses, und Auditor dem Regiments- Com- 
mendanten zu überreichen. 

34. Warn das Examen, oder Vorhör vollendet, und der Auditor 
das Factum hinlänglich erörteret zu fenn glaubet, wird das Verhör von 
dem Praeside, und Auditor zu dem Regiments- Commendanten getras 
gen, welcher nach deſſen Uberlefung, oder auf deren beeden mündlichen . 
Rapport ein Kriegs-Recht anzuordneit, oder fonft zu befehlen hat, falls er 
bei Durchgehung des Verhör ein- und anderes zu feiner Information, oder 
wol auch zu mehrerer Ersrterung der That, Erfundigung deren Zeugen 
fchaften, oder fonften noch ımterfuhen, und das Verhör nochmalen vor⸗ 
nehmen zu laſſen vor nöthig findet. 


*) ©. die Note ©. 693, 
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Wo ein Kriegs: Necht anzuordnen, ift in dem Regulament vorgefchrieben. 


35. In welhen Fallen ein Kriegs-Necht angeordnet werden folle, ift 
zwar in obbemeldten denen Negimentern mitgetheilten Regulament vor- 
gefhrieben, doch Fanın der Regiments- Commendant aud) des Auditors, 

wann ihme deſſen Rechts-Gelehrſam- und Erfahrenheit befannt ift, gutacht: 
lihe Meinung bey derley- ein Kriegs-Recht zu erforderen ſcheinenden Be- 
gebenheiten mündlih einholen, und mit ihme vorhero alles umftandlich 
überlegen. 


Ein Kriegs: Recht ift auch nöthig, wann der Inquisitus nicht kann geftraffet wer— 
den, wann nur das Verbrechen an ſich ſelbſten eine Tods- oder andere 
ſchwäre Straff verdienet. 


36. Zu Anordnung eines Kriegs-Rechts iſt eben nicht nöthig, daß 
ein Inquisit zu einer Tods- oder anderen ſchwären Straff verurtheilet wer- 
de, jondern, wann nur das Verbrechen nach feiner Natur, und Eigenfchaft 
eine jolche Beftraffung, denen Rechten gemäß, auf ſich hat, obſchon die 
begleitende offenbare Umftände fo geartet feynd, daß man den Thäter ent- 
weder gar nicht, oder nicht ſchwär beftraffen laifen fünne. Zum Erem- 
pel: Es hätte einer feinen -Aggressorem würflich entleibet, jedoch Die 
Schranfen der rechtlichen Nothwehr nicht überfchritten, diefe That tft ein 
Todtſchlag, Thäter aber gleichwolen auſſer aller Straff, welches letztere 
durch ein förmlich-beſetzendes Kriegs⸗ Recht alſo erkennet werden muß, um 
der Juſtitz, und dem Publico ein Genügen zu thun. 


Das Verhör, und Kriegs-Recht folle auffer in gröſten Nothfällen, nicht auf 
einen Tag beftimmet werden. 


37. Die Regiments» Commendanten follen auffer dem Nothfall, als 
etwann bey gählingen Aus- Marche, oder bevorjtehenden Kriegs- Opera- 
tionen niemalen das Verhör, umd Kriegs Necht zugleich auf einen Tag, 
oder Session anbefehlen, damit dem Auditor zu Uberlegung des Facti, 
und deren Umftanden, dann zu Unterrichtung des Kriegs-Rechts hinlang- 
lihe Zeit gelaffen, und aus Ubereilung in fo wichtigen Gefchäften nicht 
unverbeflerlihe Fehler begangen werden. 


Dem Inquisito ift erlaubt, aus erheblichen Urfachen wider die Assessores Ein— 
wendungen zu machen. 

38. Bey Eröffnung des Kriegs-Recht folle das erfte ſeyn, den Inquisi- 
ten zu befragen, ob er nicht wider ein- nder anderen aus denen gegen=- 
wärtigen Assessoren etwas einzuwenden, oder was fo bedenkliches vorzu— 
bringen wille, daß der Assessor wider den Inquisiten nicht Mit-Richter ſeyn 
fönnte, in welhem Fall, und wann die gemachte Einwendung nach Abfret- 
tung des Inquisiti, und desjenigen Assessoris, über vorläuffig bey dem 
Kriegs-Rechts- Assessorio gefchehenen Umfrag, und genommener genugfas 
mer Erwägung in denen Rechten gegründet, oder wenigften nicht für fo 
unerheblich, oder verwerflich befunden wird, ift ein anderer von gleichen 
Character des Nusgefchloffenen zum Kriegs-Necht zu commandiren, be— 
fonders in Prlicht zu nehmen, und nach erforderender Nothdurft feines 
Verhalte zu unterrichten. 
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Auf was Weis der Richter: Eyd einzurichten ſeye. 


- 39. Den Rihter-Eyd, nnd alle übrige bey denen Kriegs - Öerichtern 
ablegende Juramenta folle man alfo einrichten, daß hierdurd nicht allein die 
Römiſch-Catholiſche, fondern auch die Proteftanten gebunden werden, 
nemlich mit denen zulebt beyzufegenden Worten: So wahr uns (oder 
mir) GOtt helffe, und fein heiliges Evangelium Nah In— 
halt der anfindigen Formulae des Richter-Eyds, sub Lit. C. 


Das Votum iaformativam muß ſchriftlich abgefaſſet werden. 


40. Der Auditor ſolle in denen Kriegs-Rechten fein Votum infor- 
mativum unter feiner Fertigung fchriftlich beylegen, und dem Assessorio 
zum mehreren Begriff ganz Flar, und ausführlid vortragen, damit man 
bey vorfommender Befchwerde, zu des Auditor eigenen Sicherheit, ſich 
Daraus umftändlich erfehben, auch ob, und was fir Fehler etwann unter- 
(offen ſeynd, erfennen möge. ; 


Sf nach denen auf die That ausgemeffenen Rechten der Straff halber einzu⸗ 
richten, weder kann das Kriegs-Recht von denen klaren Geſetzen abgehen. 


41. Sin dem Voto informativo muß das Factum, oder unterſuchte 
That, wie weit felbe auf den Inquisitum legaliter erhoben, oder nicht, 
alle linderende, und befhmwärende Umftände, die dahin gehörige Kriegs— 
Articul, und Gefege, dann des Auditoris in Sachen findende rechtliche 
Meynung deutlich angeführet werden, fürnemlich auch, ob die Straff ın 
denen Geſetzen ausdrüclich auf diefes Verbrechen fhon vorgeſehen, oder 
des Richters willfürlihen Ermeffung überlaffen feye, in welchen erfteren 
Fall, und wann die Umſtände nad denen Rechten die Strafe nicht 
änderen, fann das Gericht von denen klaren Gefegen nicht abgehen, 
wohingegen im le&teren Fall des Auditor Meynung denen beyfigenden 
Mit:Richtern nur zu einer Anleitung, und leichteren Begriff der Sachen 
Dienet, auch jedwelhen frey bevorftehet, nach feinem befindenden Ge— 
wiffen, und Einfiht eine dem Verbrechen gemäſſe Straff zu benennen. 


Der Auditor ift in feinem Vortrag nicht irr machen zu laffen. 


42, Sp lang der Auditor fein Votum informativum vorfraget, 
folle er darinnen nicht unterbrodhen, noch ihme mit Ungeftümme einge? 
redet werden, nach deſſen gemachten Vortrag aber jeder aus denen 
Assessoren befugt ſeyn, die etwann habende Anftande, oder Zweifel 
beyzubringen, und deren Erläuterung zu verlangen, welche der Auditor 
nad) feinem Wilfen, und Begriff umftändlih zu beantworten, und zu 
erflären hat. 


Bey jedem peinlichen Urthel muß das Corpus Delicti, und der Beweis der That 
auf den Inquisitum erhoben werden. z 


43. In Criminalibus feynd zu DVerurtheilung des Imquisiti zwey 
Hauptſtuck jederzeit vorhero zu erheben, und zu erörteren: 

Erftlid, das Corpus Delieti, nemlich, Daß das Verbrechen wirk- 
lih begangen worden. 
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Anderteng, daß foldhes der inhaftirte Inquisitus begangen habe; 
und follen der Richter den allgemeinen Recht-Satz vor Augen haben, - 
dag in Criminalibus zur Verdammung des Beichuldigten der Beweis 
jo Flar, als das Sonnenliht am hellen Mittag fenn müſſe. 


Eines jeden Assessorn Votum ift befonders zu protocolliren. 


44. Wann nach gejchehenen Abtritt die Vota Claſſen-weis ad Pro- 
tocollum.gegeben worden, muß der Auditor jedwedered Votum quoad 
substantialia ausführlich, und nicht etwann relative auf die vorgehende, 
wie viele Auditores duch Mißbrauch mit denen Worten: Confirmi- 
ren jih mit denen vorhergehenden, oder: judieant utipre- 
cedentes, zu thun pflegen, protocolliren, dann die Votanten fonnen 
nichts unterfchreiben, was fie nicht wiffen, und fie follen ach willen, 
was andere Claſſen votiret haben. A 


Wie bey Abfaffung des Urthels die Vota zu zählen ſeynd. 


45. Weilen der Sentenz nah Mehrheit deren Stimmen abgefaffet 
merden muß, fo baben die Auditores disfalls die Regul zu beobachten, 
daß in einem aus 14. Verjonen befegten Kriegs-Recht eigentlich 9. Vota 
gezählet werden, wovon denen 6. Paaren, oder Claſſen der Benfiteren 
jedem Paar eines, dem Presidi zwey, und dem Auditor, nebit dem 
Voto informativo, aud ein Votum deeisivum zufommet, doch werden 
jene Vota, welche wider den ausdrüflihen Inhalt deren Kriegs- Articul, 
oder andere befannte Rechten lauffen, und deren vffenbare Nichtigkeit 
vor Augen liget, obwolen etwann eine Claſſe auf des Presidii gemachte 
vorherige Gegen - Erinner- und Vor ſtellung davon nicht abſtehen wolte, 
gar nicht gezählet, jedoch muß ſolches in dem Protocollo angemerket 
werden. 


Das Kriegs⸗ Recht ſolle ſich deren Worten: Gnad, oder Begnädigung, 
nicht gebrauchen. 


46. Der Auditor ſolle in dem secundum Vota majora, vel un- 
animia abfaffenden Sentenz, wo nicht ad penam ordinariam gefpro= 
hen wird, fich deren Worten: Aus Gnad, Begnädigung, und 
dergleichen enthalten, maffen Das Gericht Feine Gnad zu geben, fondern 
die verdiente Straff nah denen Rechten auszufprechen hat, indeme Die 
Geſätze felbften die Maß der Beftraffung bejtimmen, und nach denen 
in Actis vorfommenden Umſtänden entweder linderen, oder verſchärfen. 


Jedoch ift dem Praesidi, und Auditori erlaubt, die Urfachen einer Begnädigung 
dem Obriſten oder Negiments- Commendanten bejonders vorzuftellen. 


47. Es ift aber dem Presidi, und Auditor nicht benommen, nad 
gefprodhenen Urshel ihre Meynung, und Urfachen, warum der Con- 
demnirte entweder gelinder geftraffet,. oder gar begnädiget werden könte, 
münd- oder fchriftlih worzuftellen, welches ſonderlich denen Obriften, und 
Negiments-Commendanten, die das Jus Gladii nicht haben, zufommet, 
sumalen fie, was des Negiments Nutzen, Beförderung des Dienfts, oder 


- 
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die Billigfeit erforderet, am beiten einſehen, dahero auch an den com- 
mandirenden Generaln, oder denjenigen, fo das Jus Gladii hat, bey 
Einfhieung des Urthels ausführlich vorftellen, und einrathen können, 
warn nur Dabey Feine Neben-Abfihten geheget werden. 


Die Beitättigung des Kriegs-rechts-Urthels Tolle geichehen mit denen Worten: 
Fiat Publicatio, & Executio. 


48. Sollen die Regiments-Inhaber, und Commendanten, denen 
das Jus Gladii zufommet, wann fie einen Criminal-Sentenz ratifiei- 
ren, ſolchen jederzeit felbit unterjchreiben, und unterfiegelen, mit Beyſe— 
Bung der Wort: Fiat Publicatio, & Executio:' Dder Teutjh: 
Diejer Sentenz folle publieiret, und vollzogen werden. 
Dergeftalten, daß der subalterne Staabs - Officier,, der Preses, und 
Das Kriegs-Recht in jo wichtigen Sachen einen mündlichen Befehl, oder 
Ratification anzunehmen, oder zu vollziehen nicht ſchuldig jeynd. 


Sit der volljogene Sentenz zu protocolliren. 


49. Der Auditor hingegen bat lettlich in dem Sentenz, auch in 
dem baltenden Regiments» Gerichts- Protocollo anzumerfen, ob, wie, 
und wann folder exequiret worden. 


Das Gaffen- Lauffen ift nad) denen ergangenen Regulamenten einzurichten. 


50. Wie bey Andietir- und Vollziehung des Gaffen-Lauffen fürzu— 
geben, ift fih nad dem obangezogenen gedrucften allgemeinen Regula- 
ment, dann der unterm 20. Sunt 1753. eirceulariter publicirten Vor— 


ſchrift zu achten. 


Die vom Regiment detachirt-tehende Officiers können in Nothfällen au 
Stand-Redt halten. 


51. In nothdringenden Fällen, wo ein jchleuniges Beyſpiel darzu⸗ 
zeigen die Umſtände erheiſchen, können die vom Regiment mit einiger 
Mannſchaft detachirt-oder commandirt = ftehende Officiers, wann ih— 
nen auch das Jus Gladii ausdrücklich nicht übertragen iſt, noch der bis— 
hero eingeführten Ubung gleichwolen Stand-Recht halten, und das aus— 
geſprochene Todes-Urthel an der Stelle exequiren laſſen. 


Werden die Nothfäll angemerfet, wo derley Stand-Recht Platz hat. 


52. Damit aber dabey Fein Mißbrauch unterlauffe, tft zur Richt— 
Ihnur zu nehmen, daß folhes 1) nur wegen entjtandenen Aufruhr, und 
Meuterey, einreifjender Desertion, und überhand- nehmenden Plündes 
rung, um dem Ubel zeitlich zu teuren, zugelaſſen. 

2) Daß die arrestirte Ubertretter ohne Gefahr weder zum Regi— 
ment gelieferet, noch fonft an ein nahe liegendes Militar- Commando 
übergeben werden fünnen. 

3) Daß die That offenbar, oder ftehenden Fuß auf den Beſchuldig— 
fen erweißlich. 

4) Noch niht 24. Stund verfloffen. 
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5) Zu der Tods- Straff nicht gefchritten werde, es feye dann, der 
commandirende Officier babe vorhero die mithabende Dber- und Unter- 
Officiers zu Nath gezogen, und mit ihnen, wo nicht ein ganzes, oder 


wo der Abgang deren Officiers, und nöthigen Kriegs = Leuten die Zahl 


nicht ergänzen laflet, wenigftens halbes Stand-Recht gehalten, darbey je- 
doch allemöglihe Nehts-Drdnung, und was vom Stand-Recht in dem 
Regulament vorgeſehen tft, beobachtet; 

6) Daf jenes, ſo das Kriegs-Necht gefprodhen hat, unveranderlich 
exequirret, und fodann Dem Negimente-Commendanten gehörig anges 
zeiget werde, 


Givil- Handlungen. 
Seynd alle Civil-Klagen bey denen Regiments - Commendanten anzubringen. 


53. Wer in Civil- Sadhen einen bey dem Regiment ftehenden 
Stabs-Ober- oder Unter-Officier, Stabs-Perſon, oder Prima-Pla- 
nisten belangen will, muß feine Klag bey dem Regiments - Commen- 


danten, deme die Jurisdietion anvertrauet ift, als bey der gehörigen. 


erften Instanz, münd= oder fchriftlih anbringen *). 


Wann die Schuld richtig, wird die Gage zur Halbiheid abgezogen. 


54. Geftehet der Beflagte die Schuld, oder folhe wird aus Gie- | 


gel, und Brief richtig befunden, und der Beflagte zur Bezahlung Feine 


andere Mittel darzeigen Fann, tft die Betragnuß von deſſen Gage, wie | 
Diefe eingehet, allzeit zur gewöhnlihen Halbfcheid abzuziehen, auc mit | 
dem Abzug fo lang fortzufahren, bi8 die Schuld in Capitali, et In- ! 
teresse, wann eines verjchrieben, oder im widrigen von Zeit Der er= | 


ften Klag zu 5. vom Hundert vollftändig abgeführt worden, 


Sit doc zu beobachten das den 22. Junii 1753. in Sachen ergangene Ediet. 


55. Doch ift diesfalls das unterm 22. Jun. 1753. in Schulden- | 
Sachen der Dber-Unter-Officiers, und Gemeinen publieirte Kaiſerl. 


Königl. Ediet, und zwar, fo viel die von Zeit her deſſen Publication 


* 


).Hfr. Reſk. v. 12 Juni 1821 C. 568, an das allg. Mil.-A. G. (Mit. 14n: | 


Ein Auditor Fann nach. den S. 53 und 59 der- Suftiznorm v. 25. Juni 1754 
für feine Perfon in Zivilrehtfachen ohne Delegazion des Negimentsfommando 
weder ein Urtheil ſchöpfen, noch einen gerichtliben Vergleich giltig aufnehmen; 
wenn ihm aber die erfte Klage von dem Negimentsfommandanten zur Amts: 
handlung einmal übertragen ift, fo bedarf es in dem ganzen Zuge des Verfah- 
rens feiner weiteren Uebertragung, weil fi) fodann ſowohl der gerichtliche Wer: 
gleich, als auch das Urtheil auf ſolche gründet, und zu derlei Verhandlungen 
ohnedies zwei Offiziere als Beifizer zugezogen werden müſſen. 

Wofern aber ein gerichtliher Vergleich außer dem Rechtswege aufgenom: 
men werden foll, muß hierum bei dem NRegimentsfommando das Anjuchen ges 
ftellt, von diefem hierzu der Auftrag ertheilt, und fodann der Vergleich bei einer 
Tagiazungsfommifftion aufgenommen werden. - 


Er gg 1 erg eng 
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gemachte Schulden betrift, Fünftig in Judicando zur Richtſchnur zu 
nehmen, 


Die Intimation des Gage- Abzug geihiehet an den Regiments - Quartiermeifter, 
welcher ſolches genau beobachten jolle. 


56. Was aljo der Regiment? - Commendant mit dem Auditor 
ohne weiteren gerichtlihen DVerfahrung erfennet, oder durch Vergleich 
abgethan hat, ift von dem Auditorn in dem Gerichts-Protocoll ein- 
tragen zu laffen, und da der Gage-Abzug gefhehen jolle, ift es dem 
Quartiermeiſter fchriftlich zu bedeuten, v. g. Der Lieutenant N.N. 
feye von dem Dandelömann N. N. wegen jhuldigen v. g. 
60 fl. belanget, und für recht befunden worden, dem be- 
Elagten Lieutenant Die Helfte feiner Gage fo lang innen 
zu halten, und dem Flagenden Handelsmann gegen feiner 
Befheinigung bezahlen zu laffen, bis der Kläger in Ca- 
pital, erweißlihen Intereſſe, und Unfoften völlig be 
friediget ift, welchen Abzug alſo er Quartiermeifter ver- 
anftalten folle. 

Das Datum eines foldhen Intimati giebet dem Creditori vor allen 
foäter Fommenden anderen Olaubigeren den Vorzug, und fallet dem 
Duartiermeifter zu Laft, wann er eigenmächtig einen anderen Credi- 
torem, fo fein dergleihen Verbott, und Erfolglaffung erhalten hat, 
vorzüglich bezahlen follte, 


Die Zahlungs: Anweifung fann auch iu Wien durch den Regiments - Agenten 
geichehen. 


— 57. Kann dem Kläger, was er zu forderen hat, zu Erfparung 
anderweitiger, Unföften, auch in Wien bey dem beftellten Regiments- 
- Agenten angewieſen, und entrichtet werden. 


Die Prioritäts- Entfheidung zwiſchen denen Creditoren. folfe durch das Regi- 
ments= Gericht vorgehen. 


58. Wann jedoch mehrere Creditores mit richtigen Forderungen 
zu gleicher Zeit fih melden, und des Vorzugs halber nicht einig feynd, 
bat der Regiments » Commendant die Entjheidung dem Regiments— 
Geriht aufzutragen, und nad deſſen Ausjpruh dem Duartiermeifter 
das Verbott, und Ausfolglaffung fehriftlih zuzufertigen, und wofern 
der Commendant ohne rechtliche Erfanntnuß eine Parthey vor der 
andern, der es nicht gebühret, abfertigen laffete, jo folle dem andurd 
Verfürzten wider den Commendanten den Regress zu ſuchen, aller- 
dings bevorſtehen. 


Die ad Contradietorium fommende Klagen jeynd bey dem Regiments - Gericht 
vorzunehmen, mit Beyziehung noch anderer Ofliciers. 


59. Sollte aber der Beklagte die Forderung in quanto, vel quali, 
oder das Factum der Klag widerfprehen, und ſowohl der Kläger, wie 
der Beklagte beym Regiment gegenwärtig feyn, oder beeder Theilen 


706 1. Anh. Mil, Zuftiznorm, 6. 60 — 66. 
ihre Gewalt=-Trager, und Necht3- Freund leicht erfcheinen fonnen, hat 
der Negiments=-Commendant die Unterfud = und Entjheidung der 
Sache dem Regiments = Gericht aufzutragen, und dad an ihne einges 
langte Anbringen mit folgenden Worten zu verbiheiden: e. g. Dem 
Kegiment3-Geriht zu Fürfehrung rehtliher Nothdurft 
zuzuftellen. Stab3-Quartier N. den (Ponatur Dies, Mensis, 
et Annus.) 

N. N. 


Kaiferl Königl. Obrifter, und 
Regiments-Commendant. 


Sn ſolchem Kal werden dem-Auditor nad) Wichtigfeit der Sache, 
nebft dem Preside, wentigftens noch 2. Officiers, als beyfigende Mit- 
Richter zugegeben, jedoch, daß der Preses jederzeit im Character 
höher, als der Beklagte feye; und vor dieſer alſo beſetzten Commis- 
sion haben die Partheyen zur beftimmten Zeit ihre Nothdurft mündlich 
zu handeln, der Auditor ei jolhe ad Protocollum zu nehmen, 
und warn die Sach in einem Verhör genugfam erürteret werden Fan, 
fogleich nach der erften Session den Verlaß, oder — zu ſchöpfen, 
und denen Partheyen hinaus zu geben. 


Das Protocollum haben nebft dem Auditorn die Assessores, auch die Partheyen, 
wann felbe des Schreibens, und Leſens Fündig, mit zu unterfertigen. 


60. Die Assessores werden zu dem Ende zu denen mündlichen 
Verhören gezogen, Damit das Protocollum, und dasjenige, was gerichtlich 
abgehandlet wird, jederzeit vollfommenen Glauben erhalte, dahero die 
Assessores das Protocollum nebft dem Auditor auch zu unterfchreiben 
haben, und warn die Partheyen des Leſens, und Schreibens Fündig, 
folle auch von felben das Protocollum mitzunterzeichnet werden. » 


Die Judicata feynd von dem Auditor allein zu unterfchreiben. 


Hingegen wird der Verlaß, oder Abſchied alleinig von dem 
EN verfaßt, und mit Vorſetzung e. g. der Formalien: Bon des 
Löbl. N. (Ponatur Nomen Regiments-) Gerihts wegen. 


(L. S.) N. N. 
Lieutenant, und Auditor. 


unterfhrieben, und befiglet, für deſſen Legalitet er allein zu haf— 
ten bat. 


Werden angeheftet die Entwurf, wie ein Protocol, Verlaß, und Abſchied ein: 
jurichten. 


62. Sn einer Sententia definitiva folle nicht allein das einge— 
flagte Quantum, fondern auch die etwann zuerfannte Intereſſe, Scha- 
den, und Unköften in eine Summa zufammen gefchlagen, und benen- 
net, dem beflagten fehuldigen Theil eine kurze Zahlungs » Frift gefeßet, 
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- im Entftehungs- Fall aber auf das Verbott, und Erfolglaffung der 
Gage-Halbjheid angetragen werden. 

Wie ein ſolches Protocoll, gefhöpfte Verlaß, und Abſchied ein- 
zurichten feye, enthalten die sub Lit. D. E: et F. angeheftete Ent- 
würffe. i 


Wie die Klagen einzurichten. 


63. Wann der Kläger weit entfernet, und aljo gezwungen, oder 
ihme fonft gelegen, feine Klag fohriftlich einzureichen, bat er das erfte 
Klag-Libell an den NRegiments- Commendanten mit aufjchreibender 
gehöriger Titulatur abzufchiefen,, oder überreichen zu laffen. 


Die Regiments» Agenten haben die ihnen bejtellende Klagen an die Regimenter 
fiher abzuſchicken. 


- 64. Zu Erleichterung derley rechtlihen Handlungen fünnen. jene 

Kläger , welhe in Wien, oder unmeit davon wohnhaft, die erite an 
den Regiments - Commendanten eingereihte Klag dem beftellten Agen- 
ten des Regiments, unter weldhen der Beklagte ftehet, zuitellen, die 
Regiments-Agenten aber feynd gegen Empfang des Poft-Geld ſchul— 
dig, das Anbringen fiher an das Regiment zu befördern, und dem Klä- 
ger ein Recepisse, oder Executions- Schein auszuhändigen, wodurd 
Kläger die befchehene Execution, und allenfalld dad Gravamen pro- 
tracte, vel denegate Justitie darzeigen Fünne. 


Wie der Auditor über eine folche an ihne gelangende Klage fich zu verhalten. 


65. Eine folhe an den Regiments - Commendanten eingelangte - 
fchriftlihe Klag, wann der Beklagte die Schuld nicht völlig eingeftehet, 
oder gänzlich widerfpricht, oder die Klag felbiten nicht jo richtig darge— 
zeiget wird, hat der Commendant mit denen Worten: Dem Regi— 
ments-Geriht zu Fürfehrung rechtlicher Nothdurft zus 
zuftellen. Stabs-Quartier N. (Ponatur Dies, Mensis et An- 
nus.) zu verbfcheiden, und dem Auditor zuftellen zu laffen, welcher 
legtere davon eine Abfhrift dem Beklagten hinausgibet, mit der Verb- 
fheidung: Der Herr Beflagte bat feinen Beriht inner 8. 
oder 14. Tagen (nah Umftänden, und Entfernung) dem Regi— 
ments-Geriht einzureihen. Stab3-Quartier N. den ıc. 
Falle der Beklagte mit Einreihung feines Berichts faumfeelig ſeyn 
jollte, hat der Auditor jolhes dem Regiment =» Commendanten ex 
 officio anzuzeigen, damit diefer den Beklagten zu Erftattung des Bes 
richt8 anhalte. 


Was felber in Contradictorio vor dem ſchöpfenden richterlihen Ausſpruch in der 
E Berfahrung zu beobachten hat. g 


66. Wann der Auditor aus dem Bericht des Beklagten  erfiehet, 
Daß er in der Sad fprehen kann, hat er ohne weiteren Zuwarten den 


Spruch ſchriftlich abzufaſſen, fald aber der Beflagte den Grund der 
Klage, oder ſonſt einen wichtigen Umftand widerfpriht, oder eine ſchein— 
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bare Exception, fo die Haupt Sache felbften berühren thut, einwendet,- 
wird folhe dem Kläger um feine Replic zu decretiret, und entweder von 
ihme felbften erhoben, oder dem Negiments- Agenten gegen Gebühr 
beftellet, der diefe Replie dem Kläger durch die Poft, warn er abmwefend 
oder wann er gegenwärtig, durch eine Gerichts = Perfon zuftellen zu laſſen 
bat; des Klägers hierüber erftattende Replie aber wird dem Beflagten 
um feine Duplie zugefertiget, und da er diefe erftattet, und dem Kläger 
bievon zum Erfehen eine Abjchrift communieiret, jo hat der Auditor 
mit Zugiehung des hierzu fhon benennten Assessorii den Ausſpruch abs 
faffen, denen Partheyen zn eröffnen, und abfchriftlich hinauszugeben; hie— 
bey ift befonders zu merfen, daß nicht erlaubt jeye, in der, Duplic neue 
Documenta beyzubringen, fondern dem Beklagten oblige, feine rechtliche 


Gegen = Behelfe in der Exception zu melden, und beyzulegen, er fünnte, 


Dann zeigen, Daß er die neue Documenta erſt nach der Zeit zu Handen 
befommen fünnen, oder ausgefindiget habe, in welchem alleinigen Fall 
dem Kläger über derley Documenta feine fchriftlihe Gegen- Nothdurft 
auf einen Bogen zu verfaffen, und dem Auditori einzureichen veritattet 
wurde, fo der Auditor anzunehmen, dem Beklagten zu communiciren, 
und deffen gleihmäflige Beantwortung denen anderen Actis beyzulegen, 
forthin bei deren Erledigung denen Rechten nach darauf zu reflectiren hat. 


Wann auf die Replic geſprochen werden könne. 


67. Sit aber aus der Replie zu erfehen, daß die angeftellte Klag 
gegründet, Dahingegen des Beklagten Einwendung unerheblich, fo ift der 
Beklagte zu Feiner Duplie zu laflen, fondern der Kläger in via Execu- 
tionis zu verbfheiden, und facta intimatione von dem Auditor zu er— 
fennen, was Rechtens ift. 


Wie in Weifungs:Sahen, und Zeug: Führungen fürzugehen. 


68. Wann ein Rechts-Sache fo befhaffen,, daß von einem Theil der 
Beweis geführet werden müffe, hat der Auditor durch eine bloſſe Verb— 
fheidung folches zu veranlaffen, und die Parthey dahin anzuleiten, daß 
fie den ergriffenen Beweis entweder durch Abhörung der Zeugen, oder 
Durch andere in Rechten fürgefchriebene Weege ohne Weitläuffigfeit ab- 
führe, nur daß die eydlihe Zeugen-Abhörung jederzeit mit Zuziehung 
ein Paar von dem Negimentd-Commendanten darzu beorderenden Offi- 
ciers, ald Assessoren geſchehe. 


Seynd in denen gerichtlichen a) nur die Essentialia Processus zu be: 
obachten. 


69. All- diefes muß zwar ordentlich, jedoch summarissime, und auf 
das Fürzefte abgehandlet, und ohne unnöthigen Weitläufigfeiten nur die 
zur Legalitet eines Ausfpruchs, oder gerichtliher Verhandlung von Rech— 
ten unumgänglich erforderliche Hauptftud beobachtet werden, Damit das 
Hof- Kriegs -räthlihe Juſtitz- Collegium , wann von ein= oder anderen 
Theil eine Befchwerde dahin gelanget, aus denen Acten hinlänglich er— 
fehen fünne, ob die wefentlihe, und Daupt= Erfordernuffen nicht aufler - 
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Acht gelaffen worden, dahero fi auch der Auditor mit denen Motivis 
decidendi jederzeit gefaßt zu halten hat, auf daß er folche mit denen inter 
- partes verhandleten Nothdurften, und wo die Sache mündlich verhandlet 
worden, auch das Verhörd-Protocoll nad jeinem völligen Inhalt, und 
allen Benlagen auf Abforderung deſto verläßlicher abftatten, und ein— 
ſchicken Fünne. 


Der Ausſpruch ift zu exequiren, wan die Revision nicht angejuchet worden. 


70. Sp bald ein foher Sprud in feine Rechts - Kräften erwachien, 
welches der Auditor aus denen allgemeinen Rechten, und der Deiterrei- 
chiſchen Praxi willen, und dem Regiments-Commendanten, mie auch 
denen Vartheyen beybringen muß, aldann hat der Commendant auf Be- 
gehren des fiegenden Theild, wann nemlich die zur Anmeldung der Revi- 
sion gejegte Zeit verfloffen, den Ausfprud zur Execution bringen zu 
laffen, die Juſtitz nicht aufzuhalten, noch zu hinderen, widrigens er, oder 
feine Erben den hieraus entipringenden erweißlihen Schaden denen Par— 
theyen zu erfegen haben wurde. 


Dem von dem oberen Richter abgefordert- und erfiattenden Bericht feynd deren 
Partheyen Acıa beyzulegen. 

71. Der von dem Hof Kriegs -räthlihen Zufti=Collegio über einer 

Parthey wider einen Regiments-Ausſpruch mahende Beſchwärde abge— 

«forderte Bericht it von dem Auditorn zu verfallen, an den Regiments— 

Commendanten zu rubriciren, und mit denen Motivis decidendi unver- 
ſchloſſener zu überreichen, Damit diefer deffen Inhalt einjehen, und an 
gedachte Instanz begleiten fünne. 

Es muß aber jederzeit der Parthey Bejhwerdens- Anbringen, fammt 
deren Partheyen verhandleten zum Spruch eingelegten Acten, oder warn 
über eine mündliche Kothdurfts - Handlung der Sprud ergangen, das ge- 
führte Protocollum auch beygeleget, und was ad acta gehöret, nichts 
zurudfgehalten werden. 


Seder Flagenden Parthey ift fchleunige Juſtitz zu verfchaffen. 

72. Wann ein Burger, oder anderer Inwohner in Schulden-Sadhen 
wider einen Officier flagt, ift der Negiments - Commendant fhuldig, ihme 
entweder Die Befridigung zu verfchaffen, oder was Rechtens it, durch 
‘ Das Regiments-Gericht erfennen, und was diefes ausgeſprochen, wann e3 
einmal zu Neht3-Kräften erwachjen, zur Execution bringen zu laffen, 
unterlaßt er beedes, Fann er des hieraus entfpringenden Schaden halber 
belanget werden. 


Der Commendant, oder auch Auditor hat zu haften, wann einer Parthey ein 
Unrecht widerfähret. 


73. So oft ein Regiments - Commendant ohne vorhergehender recht- 
liher Erfanntnuß von eines verfehuldeten Officiers Gage zum Nachtheil 
- anderer klagenden Partheyen etwas auszahlen laſſet, und es alſo in der 
That befunden wird, darvor hat der Chramentähe und deffen Erben der 
fich befhwärenden Parthey zu haften, und die Erfegung zu leiften, 
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Geſchiehet aber eine dergleichen widerrechtliche Zahlung auf Gutachten 
des Auditor, oder Erfantnuß des Negiments- Gericht, hat der Auditor, _ 
deme obliget Die Rechten zu Herliehrn, Dafür Ned, und Antmpp zu geben, 


Stehet denen Partheyen bevor, be dem Suftis = Collegio de —— vel de- 
negata Justitaâ ſich zu beklagen. 


74. Wann eine Parthey auf ihr ſchriftliches Anlangen von dem Re— 
giment inner 6. Wochen keine Ausrichtung, noch Verbſcheidung erhaltet, und 
durch des Agenten Recepisse, oder in andere Weege verläßlich dar— 
zeigen fann, daß die Klag dem Regiments = Commendanten zugefommen, 
ftehet jelber bevor, die Klag bey dem Hof: Kriegs-räthlihen Zuftig- 
Collegio anzubringen, welches nah Befund, und Beſchaffenheit deren 
Umständen das Nöthige zu verprdnen, und dem Regiments - Commen- 
danten, oder Auditer de protracta, vel denegata Justitia zu Ver⸗ 
antwortung zu ziehen wiſſen wird. 


Eines Officier muthwillige Beſchwärde Fann auch nach Geftalt der Sachen mit 
Arreji beſtraffet werden. 


75. Wann der Negiments-Commmendant in zweifelhaften Sachen 
einem Officier ohne rechtlicher Erfanntnuß die Befriedigung auferleget, 
und der Officier (verftehet fich in wichtigen Schuld - Sachen) glaubet, ihme 
unrecht gefchehen zu ſeyn, kann er ohne Verlegung der Subordination 
die rechtliche Erfanntnuß anverlangen, jo ihme nicht zu verweigeren, Doch, 
wann ſich bey deſſen Unterfuchung erzeiget, Daß deilen Befchwerde uner- 
beblih, auch in der That muthwillig geweſen, jo jolle er nicht allein Die 
Gerihts-Unföften bezahlen, jondern fann von dem Regiments-Com— 
mendanten wegen diefer feiner muthwilligen Beſchwärde mit zeitlichen 
Arreft geftraffet werden. 


Denen Compagnie- Commendanten it erlaubt, Sahen, die von Feiner Wichtig: 
keit jennd, auf der Steil abzuthun. 


76. Dahingegen in geringeren, von einem Burger, oder Landmann 
Hagender Sahen Injurie- Händel, und Excessen, fann nicht allein 
der Regiments- fondern jeder Compagnie - Commendant bey feiner 
Compagnie ohne allen rechtlihen Verfahren nah dem mohleingeführten 
Gebraud) dem Kläger die gebührende Ausrichtung verfchaffen, um hierdurch 
alle nachtheilige Weitläufigfeiten zu vermeiden, und gute Manns- Zucht 
zu erhalten. 5 

Solite jedoch der Kläger mit dergleichen gültlihen Verfahrung nicht 
zufrieden feyn, ſondern gerichtliche Erfanntnuß anverlangen, kann ihme 
folches nicht abgejchlagen werden, und ift er fodann an den Regiments— 
Commendanten zu verweifen. 


Kan der Commendant den Auditor zu feiner Schuldigfeit verhalten, jedoch gegen 
die Rechten zu handlen nicht obligiren, 


77. Kann der Regiments -Commendant dem Auditori feiner Dingen 
befehlen, daß er wider die offenbare Nechten, oder gegenwärtige In- 
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struction handle, oder urtheile, jedoch kann er das Gerichts - Proto- 
ecollum, und die Acta ſich jederzeit vorzeigen laffen und wie verfahren 
wird, nachſehen, maflen ihme obliget, den Auditor zu Befchleinigung der 
Zuftig, wie andere Untergebene, zu ihrer Schuldigfeit anzuhalten. 


Der Auditor kann einen dergleichen widerrechtlihen Befehl höherer Drten anzeigen. 


78. Wann der Regiments - Commendant in Rechts »- Sahen dem 
Auditor etwas zu thun, oder zu unterlaffen anbefehlet, was der Auditor 
wider die Rechten zu lauffen vermeynet, muß der Auditor mit aller Be— 
fcheidenheit diefen feinen Gegen=- Befund dem Commendanten vorftellen, 
und fall deffen unerachtet der Commendant auf feinem Befehl beharret, 
bat der Auditor einen fhriftlihen Befehl zu begehren, welchen der Com- 
mendant zu des Auditors Legitimation zu geben, und nachmals der 
Auditor auf de Commendanten Verantwortung zu vollziehen hat, auffer 
in Fällen, wo einer Parthey unerfeglicher Schaden, und Nachtheil daraus 
erfolgen fünnte, oder es eines Unfchuldigen Ehre, Leib, und Leben, 
oder Stimplung deren Gliedmaffen betreffete, wo niemand zu gehorſamen 
fhuldig, und ift dem Auditori nicht verwehrt, eine ſolche Begebenheit mit 
allen Umftänden dem im Land commandirenden Generalen, oder Hof: 
Kriegs -räthlihen Zuftig - Collegio anzuzeigen. 


Die Revision ift inner Zeit 30. Tägen anzufuchen. 


79. Nachdeme bey dem Regiments - Gericht in Civil-Sahen einmal 
geiprodhen, und der Sentenz publiciret, oder denen Partheyen gehörig 
fund gemacht worden, jole einem, oder dem anderen Theil, oder aud) 
beeven, wann fie ſich Durch den Ausfpruch beſchwäret zu ſeyn glauben, 
zugelaffen ſeyn, ihre Beihwärde, und Revision bey dem Hof= Kriegs 
rätblihen Zujtig- Collegio inner Zeit 30. Tagen, Unferer Kaiferl. Königl. 
Revisions-Drönung gemäß, anzufuchen. 


Diejer Terminus diefer 30. Tägen kann auch auf 2 Monat erweitert werden. 


80. Bei denen in Stalien, Niederland, und Siebenbürgen liegen- 
den Negimentern, oder warn die revidirende Parthen weit won dem 
Kegiment entfernet, fann an ftatt deren 30. Tägen 6. Wochen, oder 2. 
Monat veritattet werden, welches lestere bei dem oberen Richter berubet. 


Nach verftrichenen diejen Fatalien it der Regiments: Ausfpruch zu exequiren. 


81. Nach verftrihenen 30. Tagen, von Zeit. des denen Partheyen 
publieirten Ausjpruhs, wann von dem Dof- Kriegs: rathlihen Juſtitz— 
Collegio an das Regiment wegen der angefucht- und bewilligten Revi- 
sion nichtS gelanget, folle die Revision für desert gehalten, das Urthel 
des Regiments-Gerichts für Rechts-kräftig angefehen, und ohne weiterer 
Anfrag vollzogen werden, und hat die revidirende Parthey wegen der an 
das Regiment ergangenen, und dafelbft richtig eingeloffenen Revisions- 
Zulafungs = VBerprdnung mit dem gewöhnlichen Poft- Amts - Attestato fi) 
gefaßt zu halten, um nad Erfordernuß ſolches gebrauchen zu fünnen, 
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Wann die Revision angefucht, und zugelajien, jeynd die Acta mit ‘denen Motivis 
sententiae, durch den Regiments Commendanten an dad Hof= Kriegs: räth: 
fiche Suftig = Collegium einzuſchicken. 


82. Sofern die Intimation der bewilligten Revision in obbemeldter 
Zeit dem Regiment zufommet, bat der Auditor, wann die Partheyen gegen- 
wärtig, mit deren Zuziehung die Acten zufammen zu richten, und vidimirte 
Protocolls -Extract, fo viel die nemlihe Causam angehet, wie auch 
die Motiva beyzulegen, oder wann die Partheyen abweſend ſeynd, alles 
ex officio zu verrichten, die verpetſchirte Acten mit denen Motivis dem 
Kegiments = Commendanten obgedachter maffen zu überreihen, damit 
folhe von dem Commendanten mit defjen Begleitungs - Schreiben an das 
Hof- Kriegs -rathlihe Juſtitz- Collegium eingefendet werden fünnen, 


Die Revisions-Tax ift dem Auditori zu bezahlen. 


83. Der Revisions-Werber hat die Tax vor Collationir- und 
Copirung der Acten dem Regiments- Auditor, oder fo ihme leichter, 
dem Regiments =» Beftellten in Wien zu erlegen. 


Die Revisions - Anbringen ſeynd umftändlic einzurichten, und zu belegen. 


84. In dem an das Hof- Kriegs -rathliche Zuftiß » Collegium ein- 
reihenden BRevisions - Anbringen feynd nebit beylegenden publieirten 
Sentenz alle Beweg -Urfahen zur Beſchwärde umftandlih, klar, mit 
einer gebraudhenden befcheidenen nicht anzüglihen Schreib-Art anzu- 
führen, Damit man daraus, ob die Revisions-Zulaffung zu bemilligen 
feye, oder nicht, erfennen, und dem Regiment das Nöthige verprdnen, 
auh wann um einen Execution-Stillftand zugleich gebetten wird, 
folhen der Verordnung beyfegen möge, maffen die Revisions- Zulaf- 
fung vor ſich felbiten die Execution des gefchöpften Sentenz nicht 
einftellet. 


Die Revisions - Erfantnuß ift genau zu vollziehen. ? 


85. Wird die Revision geftattet, und der Spruch des Regiments— 
Gerihts nach Einlangung deren Acten beftättiget , oder abgeänderet, 
forthin dem Regiment bedeutet, hat der Commendant nad) deſſen In— 
halt genau fürzugehen, und die Juſtitz zu ertheilen. 


Wie in Sterb- Fällen mit der Sperr, und Inventur fürzugehen feye. 


86. Sn Sterb> und DVerlaffenihafts- Fällen ohne Unterfchied deren 
Perfonen hat der Auditor gleich anfanglicd mit Zuziehung zweyer com- 
mandirten Officiers zu fperren, das Teftament zu fich zu nehmen, nicht 
minder ded Verftorbenen Petjchaft in ein Papier zu wicklen, und zu 
Verhütung alles Unterfchleifs fogleich zu verpetjchiren. 

Wann die Erben, oder nächfte Befreundte bey dem Regiment fich 
einfinden,, in deren Beyſeyn, oder im mwidrigen in bloffer Gegenwart 
deren bey der Sperr mit= geweßten, oder anderen Offieciers bey ſich 
in feinem Quartier zu publieiren,, aud zu Ende des Teftamets denn 
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Tag der befihehenen Publication, dann bie gegenwärtig gemweßte zu 
benennen, und ſeine ‚Festigung beyzuſetzen. 


Deren Soldaten beſondere ‚Privilegia, und Freyheiten in Teftaments -Saden, 
weilen jeder wirklich-dienender Soldat gewärtig feyn muß, wo hin, und 
wie er commandiret wird. 


87. Wann von der Gültigfeit eine Militaris Testamenti die 
Frag entftehet, ift jelbe nad denen militarischen befonderen Rechten 
zu entjheiden, und bat nad der dermaligen Militar - Verfaflung der 
Unterfchied, oder Beobachtung, ob der testirende Soldat in der fo= 
genannten Expeditione militari, vel Procinetu begriffen gewejen, oder 
nicht? feinen Statt, maffen jedwelher Kriegsmann, fo lang er den 
Spld, oder Gage genieflet, und der Pflicht, auch Dienfts nicht ent— 
laffen ift, zu Frieden= wie zu Kriegs= Zeiten gemärtig ſeyn muß, ob 
pder wohin er commandirt, und zu Unferen Allerhöchſten Dienften 
gebraudhet werde, folgjam beitandig in Bereitfhaft der Expedition fte= 
bet, und eben darumen von denen, denen wirflihen Soldaten zu ſtatten 
fommenden befonderen Freyheiten nicht kann ausgefhlofen werden; 
bat alfo eines ſolchen Kriegsmann letzter Willen, da er felben eigen- 
bandig fchreibet, und unterfihreibet, oder zweyen Zeugen eröffnet, feine 
vollfommene Gültigfeit, und Kraft, weder werden andere mehrere Ber 
weisthüme, oder Zierlichfeiten hierzu erforderet, ohne Unterſchied des 
Orts, deifen Aufenthalt, der Zeit, und Hinfcheiden. 


Wie die Inventur, und Schäßung vorzunehmen. 


88. Sit fürnemlih bei allen Sterb - Fallen zu ſehen, ob nebft der 
Wittib minderjährige Kinder oder etwann viele Schulden vorhanden, 
wornach die Inventur, und Schägung mit Benziehung noch zmeyer 
Officiers ; aud) fo es feyn kann, anderer des Werth deren Effecten 
findiger Männer vorzunehmen, das Inventarium mit guter Drdnung 
zu ‚verfallen, und hievon fowol, wie dem Teftament, Codicill, oder 
Heyrath8 > Brief denen interefjirten Wartheyen auf Anlangen Abſchriften 
zu ertheilen, hingegen die Compagnie - und Negimentd-Schriften von 
denen anderen VBerlaffenjchafts - Schriften abzufündern, und dem Regi— 
ments -Commendanten zu überreichen. 


Wie der Verfauf deren Effeften, und Liquidirung deren Passiv-Schulden zu 
veranjtalten. 


89. Die Efferten feynd an den Meiftbietenden gu verfaufen, und 
bey jedem Stuck die Käuffere mit Namen, und Condition in der Ver— 
faufs= Verzeihnuß zu bemerfen. { 

Mit Denen Creditoribus iſt die Liquidation oder Unterfuhung 
ihrer Forderungen, und zwar, wann es thunlich, mittels Vernehmung 
deren Erbs-Sntereffirten, oder fonften ex oflicio zu pflegen, und 
der verbleibende Weberreft für die Kinder, oder Erben in die Regi— 
ment3- Cassa bis auf anderweitige Anordnung einzulegen. 

Doch ift mit Verfauffung deren Effecten der Unterſchied zu Feld, 
und in Feinds- Gefahr, dann in QDuartieren zu beobachten, und in 
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erfteren beeden Fällen, was nicht leicht mitzubringen, ohne Verſchub 
licitando zu Geld zu machen, in Quartieren aber, wo es die Umſtände 
zulafjen, vorhero deren Befreundten Willen, oder Gefinnung einzuholen. 


Auf daß aber mit guter Ordnung, und Vorfichtigfeit hiebey ver— 
fahren werde, iſt 


Die Bergerhabung derem Pupillen, und Berfiherung ihres Vermögens. 


90. Denen minderjährigen Kindern, warn auch eine Mutter vor= 
handen, wenigſtens fo lang jelbe bey dem Regiment ftehet, ein an— 
ftandiger Gerhab zuzugeben, welcher währender Zeit der Verlaſſenſchafts— 
Abhandlung, und bis zu gepflogener allfeitiger Nichtigkeit die Kinder 
vertrittet, und woferne die Wittib zur Anlegung deren Kindern vätter- 
lichen Erbtheil feine genugfam gefiherte Gelegenheit vorfchlagen könnte, 
wäre das Geld in dem Wiennerifhen Stadt: Banco, oder bey denen 
Land- Ständen auf den Namen deren Kindern anzulegen, und die 
Obligation in der Regiments - Cassa bi8 zu Deren Kindern Majorenni- 
tet, oder Stands-Nenderung aufzuhalten, oder Unſerem Kaiferl, Königl. 
Hof- Kriegs » räthlihen Juſtitz- Collegio ad deposita pupillaria zu 
überreihen, von Seiten des Regiments » Commendanten aber deſſen 
genaue Vollzug zu bejorgen. 


Die nemlihe Vorſichtigkeit ift nach Abfterben deren Officiers- Ehegattinen zu 
gebrauchen. 

91. Hat der Negiments- Commendant ebenfalls darob zu feyn, 
auf dag bey Abiterben eines Officiers Ehegattin, wann diefe minder— 
jährige Kinder. binterlaffet, derenfelben anfallende mütterlihe Erbs- 
Portion fogleid) in quanto , et quali ausgefindiget, zu dem Ende der 
Heyrath3= Contract, oder Teſtament eingefehen, und die Abhandlung 
dergeftalten gemacht werde, damit Die Kinder ihres mütterlihen Erbguts 
Fünftighin genugſam verfihert, auch fonderheitlih, wann ihr Vater ad 
secunda Vota jchreitet, quoad bona Paterna, et Materna feine 
Streitigfeit erwachjen, oder separatione Bonorum eine weitere Unter 
fuhung nöthig jeyn möge; und obgleich 


Die Pupillar-Obligationes feynd in der Regiments: Cassa aufzubehalten, oder 
dem Hof-Kriegs-räthlichen Zuftiß-Collegio einzufenden. 

92. Der Batter feines unvogtbaren Kinds Vermögen zu genieffen bat, 
zu verftehen von mittelmaßigen Vermögen, dann bey nahmhaft vor— 
bandenen Gut dem Water ein geziemendes Quantum zu Verpflegung 
des Kinds auszumerffen wäre, fo hat Doch der Regiments- Commen- 
dant auf die Verfiherung, und gute Anlegung des Capitals Sorge 
tragen, und wo ed die Umftände erforderen, darüberhin die Original-Obli- 
gationes in die Regiments-Cassa depositiren zu laffen, oder an das 
Hof-Kriegs-räthliche Zuftig- Collegium einzufenden, 


Seynd die Erben fowol bey Liquidation deren Creditoren, als auch 


mit 93, Iſt ohne vorläufiger Einvernehmung deren Erbs - Sntereffirten 
denen Creditoren nicht zu liquidiren,, weder denenjelben eine 
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Zahlung zu leiften, oder Die letztwillige Vermachtnuſſen, auſſer was die 
Funeralia, dann die tempore mortis in Dienft, und Verpflegung ge? 
ftandene Bediente angehef, zu entrichten, dahero 


Nach ihrer vorläufigen Erklärung, 


94. Denen Testamental-. oder Erben ab intestato, oder. wiſſent— 
lihen Befreundten von eines Officiers Todtfall unverjhieblih Nach: 
richt zu geben, und derenfelben Erklärung einzuholen, folgbar 


Bey Verfauffung deren Effecten regulariter einzusernehmen, 


95. Mit Verfauffung deren Effecten, auffer in obiger sub Numero 
88. angemerfter Begebenheit, oder fo viel die etwann vorhandene Pferd, 
und Sachen, die ſich nicht- langer aufbehalten laſſen, anbetrift, oder wol 
auch, wann wegen bevorjtehenden Aus-Marche ded Regiments ders 
gleichen Derlaffenfhafts -Effecten nicht füglich mitgeführet, weder an 
einem genugfam ficheren Ort zuruckgelaſſen, weder von denen Erben wer 
gen weiter Entlegenheit eine Antwort erwartet werden fünte, in fo lang 
zuruck zu halten, nichts defto weniger ift 


Damit die Erben Feine Urſach haben einer partheylidien Handlung ſich zu 
beflagen. 


96. Die Beichreib- und Inventirung deren Effecten, wann Die 
Erben von dem Regiment abwefend ftehen, ob fie auch fonften simpli- 
eiter fih der Erbſchaft unterziehen dörften, zu Vermeidung all= widriger 
Muthmaſſung einer etwann gefchehenen ungebührlichen Veräufferung jeder- 
zeit auch von darumen nöthig, weilen aller bey denen Negimentern 
fterbenden Staabs- und anderen Ober - Officiers Verlaffenfhafts - In- 
ventaria nebit Teftamenten Unjerem Kaiferl. Königl. Hof-Kriegs-Rath, 
und nunmehro Hof-Kriegs-räthlichen QJuftig = Collegio laut des an— 
noh im Jahr 1720. den 5. San. eireulariter intimirten Befehl in 
copiis authentieis eingejendet werden follen. 


Mad — — Richtigkeit kan denen Erben gegen Revers die Ver— 
laſſenſchaft eingeantwortet werden. 


97. Wann die Erben nach vorläufiger sive ex —— sive 
ab Intestato durch gerichtlihe Urkunden, auch Taufffchein beybringenden 
Legitimation bey dem Regiment fih Erbs erfläret, und um Cinants 
wortung der Verlaffenfhaft angelanget, mit denen Legatariis, auch 
anderen Ereditoren die Richtigkeit gepflogen, und darüberhin fohriftlihen 
Revers, kraft deffen fie der nemlihen Verlaffenfchaft halber bey dem Res 
giment jederzeit Red, und Antwort zu geben, und felbes fhadloß halten 
zu wollen ſich anheiſchig machen müffen, gefertigter eingelegt haben, fan 
ihnen die DVerlaffenfchaft extradiret, jedoch muß von dem über Abzug 
deren Funeralien, nöthigen Auslagen, und nV dem Erben ver- 
bleibenden Vermögen, warn der Erb nicht von der Militar- fondern 
auswärtigen Civil- Jurisdietion ift, und diefes Vermögen ex Militari 
gehet, dem Invaliden - Instituto das Patent -mäffige Abfahrt » Geld, 
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nemlich von dem in Unferen Kaiferl. Königl. Erblanden bleibenden 5. 
Per Centum, und auffer Unferen Kaiferl. Königl. Erblanden gehenden 
Vermögen 10. per Centum vorhero abgezogen, und dem dad Regiment 
zur Zeit respicirenden Kriegs-Commissario hievon gleih Nachricht 
ertheilet, auch eine Abjchrift des Inventarii communiciret werden. 


Die Crida-Abfchied feynd nach denen gemeinen Redten abzufaffen, mit Beob: 
achtung des Vorzugs deren Cassa-Schulden. 


98. Solte eines Officiers Verlaſſenſchaft allzufehr verfchuldet, und 
nicht zulänglich ſeyn, bat der Auditor nach vorläufiger Convocation, 
und Anmeldungen deren Creditoren die Zahlungs- Eintheilung denen 
gemeinen Nechten gemaß zu machen, dergeftalten jedoch, Daß jenes, 
was der Verftorbene aus der Negiment- Cassa auf feine vor Die Zeit 
gefallene Verpflegung entweders zu viel, oder wol auh in gröſter 
Noth Darlehens weis empfangen, oder dahin ſchuldig verbleibet, all- 
anderen Schulden, was diefe auch immer für eine ſeyn mögen, ohne 
Ausnahm vorgehe, und ex Massa abzufragen, dahingegen andere bey 
dem Regiments binterlaffene Particular- denen auswärtigen Creditoren 
gleich zu. halten, und lediglich jene, die etwann von des Defuncti 
Compagnie gewefen, und demfelben eredidiret haben, denen übrigen 
Chyrographariis nach dem eingeführten Militar- Gebrauh ob-Privi- 
legium personale vorzufegen feynd, wie das sub Lit. G. entworffene 
Formulare eines Classifications- oder Cride - Abjchieds ausmeifet. 


Sft der Auditor in allen Gerihts: Sachen zu gebrauchen: und in feiner Amti— 
rung nicht zu verhinderen, weder auffer denen Nothfällen deſſen Verrich— 
tung einem andern Officier aufzutragen. 


99. Hat ein Regiments- Commendant, gleihwie in allen übrigen 
Suftis = Jurisdietions - und Gerichts = Vorfallenheiten, alſo aud in 
Sterb= Fällen, und Derlaffenfchafts » Abhandlungen den Auditor als 
beygegebenen Richter zu gebrauchen, und ihn bierinnfall® nicht zu hin— 
deren, weder durch andere Officiers hinderen, oder vorgreiffen,, oder 
dejjen nach der Tax-Drönung ausgewiefene Jura verfürzen, oder ent— 
ziehen zu laffen, bey Vermeidung ſchwärer Verantwortung, aud Er— 
feßung des etwann daraus denen Partheyen erfolgenden Schaden, mit— 
hin, wann gleich wegen weiten Entlegen= oder Abweſenheit des Audi- 
tors durd) einen anderen Officier provisoriö modö ob periculum di- 
stractionis eine Sperr fürgenemmen wurde, ift doch mit Der Inventur, 
und weiteren Abhandlung bis zu des Auditors Ankunft, falls. jolche 
niht auf eine lange Zeit fi verfchiebete, insgemein zuzumarten, um 
hierdurch alle Dlegaliteten, Unordnung, und at denen Par: 
theyen ſchadliche Unternehmungen zu vermeyden. 


Mit dem gebrauchenden Auditor eines anderen Regiments hat der Regiments: 
Auditor die Taren zu theilen. 


100, In jenen Fallen, da der Auditor in Regiments» Angelegen- 
heiten, oder anderen den Herrn-Dienft unmittelbar-betreffenden, nicht aber 
in eigenen, oder Parthey = Gejchäften, oder aus Bequemlichkeit vom 
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Kegiment abwefend wäre, und indeffen bey Abfterben eines Officiers 
zu Verrichtung deren dißfalls nöthigen gerichtlichen Verhandlungen ein 
anderer Auditor erfuchet werden müfte, in folhen Fall hätten beede 
Auditores die nach der Tax - Drdnung gebührenden Jura, und Taren 
mit einander gleich zu theilen. 


Seynd zwey Protocolla zu halten, eines über die Pupillaria, und das andere 
über-die Civil-Klag-Sachen, und Criminalien. 


101. Hat der Auditor zwey Protocolla mit denen juxta ordinem 
alphabetieum angehefteten Regiftern zu halten, in dem einen alle Pupil- 
laria, und VBerlaffenfhafts-Abhandlungen , in’ dem zweyten all=- andere 
Civil- und Klag-Sachen umftändlih einzutragen, damit man die 
Nomina deren Partheyen, die Befhaffenheit, und Entjheidung deren 
vorgefommenen Klagen, den Vermögens » Stand deren Berftorbenen, 
die Erben, Rinder, deren Education, und Verfiherung ihres Vermö— 
gens zu. allen ‚Zeiten verläßlich erfehen möge, feynd auch Die Criminal- 
Proceß befonders eingetheilter zu halten, und mit Benennung deren De- 
linquenten, ihres Verbrechen, und Straff von Jahr, zu Jahr zu re- 
gistriren, 


Uber die Cireular- Verordnungen ift eim befonderes fogenanntes Novellen- Bud) 
zu halten, und wie dieſes einzurichten jene. 


102. Weilen die Erfahrung lehret, daß unerachtet deren. ſeit einem 
halben Szculo an die Regimenter vielfältig ergangenen Öefät; = mäßigen 
Verordnungen, auch publieirten Edieten, deren Inhalt wenigften Theils 
beobachtet, fondern vielmehr bey denen Vorfallenheiten völlig. auffer Acht 
gelaflen worden, welches daher zu rühren fcheinet, daß dergleichen eins 
lauffende Rescripta, und Verordnungen Stuck- und einzel- weis von 
vielen Negiments- Commendanten einige Zeit lang herumgetragen, dem 
Auditorn nicht anvertrauet, von diefem aber auch öfters ohne Drdnung 
verwahret, gar nicht protocolliret , anderen unnöthigen Schriften beyge— 
leget, und zurudfgelaffen, folgfan in Vergeſſenheit gejeget werden. 

So follen fünftighin die Regiments - Auditores alle an die Negimenter 
ergebende Gefät - mäßige Circular - Verordnungen nad ihrem völligen In— 
halt in ein befonderes fogenanntes Novellen - Buch eintragen, und zu 
folhem Ende von denen Regiments -Commendanten, wie felbe an fie 
gelanget, fo bald die anbefohlen-gehörige Publication gefhehen, denen 
Auditors jederzeit ohnverweilt mitgetheilet werden; damit aber durchaus 
eine Gleihförmigfeit ſeye, hat bey jedem Regiment der Auditor ein 
folhes Novellen-Buch verfertigen zu laffen, und darinnen alle von Zeit 
Unſerer angetrettenen Regierung an die Negimenter ergangene Circularia 
nach ihrem vollen Inhalt mit beobachtender ordentlihen Ab- und Einthei> 
lung deren Jahrgängen einzufchreiben, und diefes von Zeit gegenwärtiger 
Instruction in einer Jahrs-Friſt zu bewerkſtelligen, worbey fih von 
felbften verftehet,, daß won jedwelher Circular- Verordnung der Haupt: 
Inhalt in einen kurzen Begriff zufammen gezogen, in dem Rand des Blat 
vpraudgefeget, und in demnach Drdnung deren Buchftaben verfaffenden 
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Negifter eingetragen werden müſſe, damit man gleich die Sache, oder 
Materie in denen aufgezeichneten Blätteen nahfuhen, und finden fünne. 


Alle ältere Edicta, und Verordnungen, welche durch die fpätere nicht abgeände- 
vet worden, jeynd ebenfalls noch zu beobachten. 


103. Die ältere vorhin ergangene Circular- Verordnungen, in fo 
weit felbe durch die nachgefolgt- fpätere nicht abgeändert, widerrufen, 
pder aufgehoben worden, bebalten ihre Kraft, und binden diejenige, 
denen fie vorgefchrieben, dahern haben die Negiments Auditores von 
ſolchen, fo viel möglich, gleihmäßige gute Kantnuß einzuholen, und im 
Judicando darauf zu ſehen. 


Alle Jahr ift commissionaliter zu unterfuchen, ob der Auditor feine Protocolla 
richtig gehalten. 


104. Mit Anfang eines jeden neuen Jahrs, da ohne diß die Regi— 
menter in Winter» Quartieren liegen,  follen die Regiments - Commen- 
danten durch eine in tauglichen «Officiers beftehende Commission die 
obbejchriebene Protocolla, und Novellen - Buch, auch die übrige Acten, 
und Schriften durchſuchen laffen, ob folhe von denen Auditoren’ in ges 
böriger Drdnung, und Richtigfeit gehalten werden, bey etwann vermer- 
fender Nachläßigkeit, oder Gebrehen aber die Auditores zu ihrer Schuls 
Digfeit anhalten, auch nach Befund beftraffen. Kr 

Diefe Durhfuhung ift auch bey jedmaliger Beförder - vder Austret- 
fung des Auditors vorzunehmen, und wann ein anderer Auditor aufge= 
nommen wird, ihme alles mit Ordnung zu übergeben, weder erfterer, 
bis diefe Uebergab nicht gefchehen, von dem Regiment zu entlaffen, weder 
abzufertigen. 


Der llebertretter gegenmsärtiger Instruction ift gemeffen zu beftraffen, auch die 
hierdurd etwann benachtheiligte Partheyen ſchadlos zu halten ſchuldig. 


105. Spfern Fünftighin Befhwärden vorkommen, und fich erzeigete, 
daß jolche aus Unwiſſenheit, oder wiffentliher Webertrettung gegenwär— 
tiger Instruction, oder anderer für die Negimenter herausgegebenen Sa— 
tzungen herrühren, jollen die darwider Handlende zur Verantwort= aud) 
befindenden Dingen nach verdienten gemeffenen Beitraff- und Erfegung 
des denen Partheyen hierdurch verurfachten Schadens gezogen, und ver— 
halten werden. 


Wann ein erhebliher Anftand wider den Inhalt diefer  Instruction vorfallete, 
fönte jelber angezeiget werden. 


106. Sollten folche Umftände vorfallen, wegen welchen von dieſer 
Instruction ‚in etwas abzumweichen die vor Augen ligende Billigfeit, oder 
Vermeydung eines groffen unmwiderbringlihen Schadens erheifchete, in 
dieſem Fall, wo. die Gefahr an der Zeit, und der hieraus entjpringende 
Schaden unerjeglich wäre, kann zwar das. Gericht, oder der Regiments— 
Commendant von dem buchftäblihen Inhalt abgeben, jedoch folle er 
Ihuldig ſeyn, die aufferordentlihe Werfahrung , und deſſen Urfach alfo- 
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gleih dem Hof⸗ Kriegs -rathlihen Suftit = Collegio zur weiteren Ent— 
jhliefung anzuzeigen. 

Sofern aber die Sache einen Anftand leidet, bat ſich das Gericht, 
und der Negiment3-Commendant mit Einberichtung der die Sache be— 
gleitenden befonderen Umftande des Verhalts halber anzufragen, und 
Beſcheid zu erwarten, jollte ein= oder das andere unterlaffen, und in 
Erfahrenheit gebraht werden, wurde man die Uebertretfende, und die 
daran Schuld tragen, mit verdienter ſcharfer Straf.belegen laffen. 


Der Auditor hat feine Taxen nad) der geſetzten Ordnung zu nehmen, dody nicht 
zu überjchreiten. 


Shlieglihen Fann der Auditor für feine Bemühung nad) der beyge- 
bogenen bejonderen Ordnung Lit. H. feine Taxen, und Jura von denen 
Partheyen abforderen, welhe Tax-Drdnung nicht zu überfchreitten, auch 
in allen ſich darnach zu richten, jedoch aber nur auf die Officiers,, und 
niht auf Die Gemeine, oder arme Partheyen, jo Tax-frey jeynd, 
zu verftehen it. Wornah dann alle Negiments-Obrifte, Commendan- 
ten, Auditores, und denen es oblieget, fih zu richten, und diefer Uns 
ferer gnädigften Vorfchrift auch erntlihen Willen, und Meynung gemäß 
zu verhalten, widrigens aber die darinnen ſchon vorgefehene auch noch 
ſchwärere VBorantwortung, nebft Unjerer Ungnad, und Beitraffung zu 
erwarten haben werden. Wienn den 25. Monats-Tag Junii, im Ein⸗ 
tauſend, Siebenhundert vier und funfzigſten Jahr. 


MARIA THERESIA. 


(L. S.) 


Caſpar Graf von Cordova. 


Ad Mandatum Sacrae @aes. 
Regiae Majestatis proprium. 
Franz Gabriel von Seppenburg. 
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Beslaagem 
Lit: As 


Eydes-Formul eines neuzaufgenommenen Regiments— 
Auditors, fo zugleich Regiments-Secretariusift, 


ICh N. N. ſchwöre zu GOtt dem Allmächtigen einen wahrhaft - un- 
verfalfcht» cörperlihen Eyd, daß, nachdeme ich zu dem Löbl. N. Regi— 
ment ald Auditor, und Secretarius aufgenommen, und angeftellet bin, 
ih nicht allein als ein in Ihro Nom. Kaiferl, auch zu Hungarn, und 
Böheim Königl. Majeſtät Pflichten, Dienft, und. Befoldung stehender 
Militar- Beamter Allerhöchft- Derofelben Nugen, und Frommen ſuchen, 
und beförderen, Schaden, und Nachtheil aber nad) meinen Kräften ab» 
wenden, fordern auch in Diefer mir anvertraut- und aufgetragenen Amti— 
rung fowol des Lobl. Regiments -Snhabern, und würfliden Dbriften, 
als deſſen Commandanten dem zeitlihen Obriften, und fo in deffen Ab- 
wefenheit bey dem Löbl. Regiment das Commando führen werden, nad) 
Maß, wie ſolches von Ihro Kaiferl. Königl, Majeftät, und Dero Hof- 
Kriegs Rath vorgejhrieben, oder anno vorgefchrieben werden wird, 
oder font durch die bisherp übliche Militar-Observanz wol eingeführet 
ift, all gebührenden Gehorſam, und Parition leiften, die mir auftragend- 
oder fonft von Amts = wegen obligende Functiones mit möglicher Sorgfalt 
fleißig, und genau verrichten, Die Zuftis, fo viel an mir beruhet, gewiſſen— 
baft, unpartheyifh, und ohne Eigennutz, mit Hindanfegung all-menſch— 
lihen Reſpect, und Anfehen, auch nach der von Allerhöchften Orten er- 
theilten Instruction administriren, annebit ald Regiments, Secreta- 
rius- die mir obligende Correspondenz nad meinem beften Verſtand, 
und möglichen Fleiß, auch pflihtmäßiger Verfchwiegenheit führen, und 
verfehen, und fonft all= dasjenige thun, und beobachten wolle, und folle, 
was einem rechtſchaffenen Regiments - Auditor, und Secretario zuftebet ; 
Sp wahr mir GDtt helfe, das heilige Evangelium, und die ohne Mackel 
empfangene allerfeeligfte Jungfrau, und Mutter GOtte8 MARIA. Amen. 


Int! & 


Formula des im Kriegs-Recht abzulegenden Ridter- 
Eydes. 


WIr Richter, und Beyſitzer ſchwören zu GOtt dem Vater, GOtt 
dem Sohn, GOtt dem Heil. Geiſt, Drey Perſonen, und einem einigen 
GOtt einen wahrhaftigen, aufrichtigen, und cörperlicheu Eyd perſönlich, 
daß auf Anklage, und Antwort, Red, und Widerrede, That, und 
Widerſprechung, und was hier gerichtlich wird vorgetragen, auch in die— 
ſem gegenwärtigen Gerichte, und Rath gehandlet werden, wir ſowol dem 
Armen, als dem Reichen, dem Reichen, als dem Armen nach Unſerem 
beſten Wiſſen, und Gewiſſen, nach der Wahrheit, und eigentlichen Er— 
kanntnuß, ohne Anſehung einiger Perſon, nad Göttlich- und menſch— 
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lihen Gefägen, empfangenen Kriegs - Articuln, und anderen uns vor— 
gefchriebenen Gefäs mäßigen Verordnungen, und Gebotten  urtheilen, 
und richten, und uns an feine Ehre, Hoheit, Rejpect, Gunſt, Frennd- 
fhaft, Verwandtſchaft, oder andere Urfachen, weder aus Forcht, Feind- 
ſchaft, Haß, Widerwillen, einiges Intereſſe, oder ſonſt jemand kehren, 
und wenden, oder etwa den fihuldig Befundenen frey laſſen, und den 
Unfchuldigen verdammen, fondern auf folhe Weiſe ſprechen wollen, wie 
wir es dermaleins vor dem Richter -Stul GDttes, und feiner Majeftät 
verantworten fünnen. Wie wir dann auch schwören, alles dasjenige, 
was in gegenwärtigen Gerichte wird abgehandlet werden, heimlih zu 
halten, und fo lang bey uns verfchwiegen ſeyn zu laflen, bis das erfol- 
gende Urthel publiciret worden. 
Sp wahr ung GDtt helffe, und fein heiliges Evangelium. 


EH. 1). 


Actum bey dem Löbl. N. Regiments-Geriht im Stabs— 
Quartier N. den (Ponatur Dies, & Annus). 


Praesentibus infra scriptis, 


VOr diefem Lobl. Regiments - Gericht erfiheinet N. (Ponatur No- 
men, et Conditio Actoris) zeiget vor e. g. eine Original - Obliga- 
tion, (ift anzumerfen das Datum, Tag, und Jahr, wo die Obligation 
ausgejtellet, wann ein = fo anderes darinnen enthalten) vermög welcher 
dieſes Löbl. Regiments N. (Ponatur Nomen, et Character des Be: 
Flagren) ihme Kläger wegen herausgenommenen, und nicht bezahlten 
Waaren 130 fl. fhuldig zu fenn befennet, und foldhe in Zeit 6. Mo— 
naten baar abzuführen verfpriht,; weilen aber Kläger nach verfloffenen 
Zahlungs - Termin auf fein öfteres höflihes Zufchreiben, auch mündliche 
Beſchickung feine Befriedigung in der Güte nicht. erhalten fünnen, feye 
er bemüßiget, richterlihe Assistenz anzufuhen, mit Bitte, ihme die 
Bezahlung deren vorgedachten 130. fl. ſammt denen anduch verurſach— 
ten Gerihts- und Neis- Unföften zu verfchaffen. 

Sollte Kläger ein ſchriftliches Klag - Libell fhon eingereichet, und 
mündlich nichts neues mehr vorgebracht haben, Fan fih das Protocollum 
nur auf das fchriftlihe Klag - Libell beziehen, und felbes ad Acta 
nehmen. Hierauf wird des Beklagten Nothdurft, oder Antwort protocol- 
liret, und angenerfet, ob er feine Handfchrift, und Pettichaft für richtig 
erfennet, oder fonft etwas eingewendet, e. g. der Beflagte hat zwar 
Die von dem Kläger producirte Original-Obligation der Unterſchrift, 
und Fertigung halber in fo weit für richtig erfennet, dargegen aber einge- 
wendet, Daß Kläger feine gelieferte Waaren überfeget, welche aud zum 
Theil ſehr verdorben wären befunden worden. 

Kläger replieift: Beflagter habe die Waaren felbit behandlet, es 
feye ihme freygeftanden, felbige um den Werth anzunehmen, oder nicht? 
Kläger hätte die Waaren wo nicht theurer, Doch gewiß um den nemlihen 
Preis an andere Käuffer anbringen Fünnen, ob die Waaren verdorben 
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gewefen, oder nicht, feye er nicht fchuldig zu glauben, auch gehe ihme 
nichts an, wann die Waaren nach der Hand im nacher- Haus-führen, 
oder fonft etwa gelitten, wiederholet fein obiges erftes Begehren. 


Der Beflagte duplieiret, man müfte ihme als einem Offieier wol 
glauben, man fennete die Gewohnheit, und Eigenfchaft deren Kaufleute, 
warn er auch zahlen jollte, wäre doc gewiß, dag die Waaren nad ihrem 
innerlihen Werth niemals fo viel betragen, noch könte er die Zahlung 
dermalen leiften, malen er andere nöthigere Auslaagen hatte; er hoffe 
alſo, das Lobl. Regiments - Geriht werde die Sah nah Billigfeit 
entjcheiden. 


Nahdeme die von denen Partheyen pro, & contra vorgebradte 
Nothdurften in dem Protocollo furz, doch Far angemerfet worden, auf 
welche das Geriht im Judicando zu reflectiren hat, und welche fon= 
derlic) in wichtigeren Proceſſen, im Fall eined Recurs der höhere Richter 
nothwendig willen muß, bat das ©eriht auch nach Umftanden ein= und 
anderes ex Officio summarissime zu ermeſſen, ald im gegenwärtigen 
Casu, des Klägerd Gerichts- und Reis-Unföften, aud da es auf ein 
nambaftes anfommet, die Sntereffe A 5 pro Cento von Zeit der ange- 
brachten erften Klag: alsdann aber das Protocollum zu fhlieffen, und 
wie bey anderen Verhören zu unterfchreiben. 


Zur Beglaubigung des Protocolls ift nachftehende Fertigung ıc. 


Lak 4% 


Formula eines Verlaſſes, das ift, eines ſolchen Aus— 
ſpruchs, jo auf mündlide Bernehmung deren Par 
theyen gefhöpfet worden. 


ANheute zu Ende gefesten Dato ſeynd auf die von Shro Kaiferl. 
Königl. Majeſtät Obriften, und des Lobl. N. Regiments- Commendan- 
ten Herrn N. beſchehene Delegation, und vorgegangene Erforderung 
vor jebt = gedacht = Löbl. Regiments - Gericht erfchienen N. als Kläger 
eines, dann dieſes Löbl. Regiments N. als Beflagter anderen Theils, 
und ift in puncto auf eine e. g. Obligation dd. &c. (N. ift anzumer- 
fen das Insirumentum, worauf geflagt wird) eingeflagter (Ponatur 
Summa libellata) von Seiten des Klägers hingegen eingewendter Ueber— 
fegung deren für die pretendirende Summa, e. g. gelieferten Waaren 
it überhaupt die Exeption anzumerfen) über die von beeden Theilen 
mündlich vorgebrachte Nothdurft, auch eingelegte fohriftlihe Urkunden zu 
Recht erfennet worden. 


Der Beklagte N. ſeye ungehindert feiner Weigerung dem Kläger die 
eingeflagte . . fl. Capital, famt dem anmit ex Officio auf ... fl...» fr. 
ermefjenden Gerichts-, und Reis- Unfoften, zufammen mit 2... fl... fr. 
zu bezahlen fhuldig, und folle in deffen Entitehung bey der Negiments- 
Cassa das Verbott auf des Beklagten Gage -Halbjcheid, und bey erft 
fallender Zahlung die wirkliche Ausfolglaffung bis zu Des Klägers vollſtän— 
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digen Befriedigung, auf-des Klägers weiteres Anlangen verwilliget werden. 
Actum Stabs - Quartier N. den’... Monat, Jahr. * 
Bon des Lobl. Kaiſerl. Königl. N. Regiments-Gerichts wegen. 


(L. S.) V. X. 
Regiments-Auditor. 


Lit. F. 


Formula eines Abſchieds, oder Sententie definitive, 
fo. zwiihen Partheyen auf gewechslete Schriften 
geſchöpfet wird. 


SR der fchriftlihen Verfahrung zwifhen N. Klägern eines, dann 
diefes Lobl. Regiments (Ponaltur Nomen, et Ciharacter) Beklagten 
anderen Theil. Die von dem Kläger (it der Inhalt der Klag yuoad 
substantialia zu ſetzen) e. g. anbegehrende Cinantwortung der ihme 
von dem Titio in Kraft deſſen den 5. Martii 1748. gemadhten, und den 
6. Majt 1754 publieirten Teitament erblich. hinterlaffenen, von dem 
Beklagten ftrittig = mahenden PVerlaffenihaft über des Klägers bereits 
beihehene Erbs - Erklärung . betreffend, gibt das Kaiferl. Königl. 
Löbl. N. N. Regiments- Geriht auf die von deffen Commendanten 
Kaiferl. Königl. Herrn Obriften N. beſchehene Delegation über die von 
beeden eingebrachte, und collationirte jhriftlihe Nothdurften zu resht- 
lihen Ausiprud. 

Die gebettene Einantwortung habe Statt, und folle ungehindert des 
Beklagten Einwenden die angelegte Jurisdicetions - Sperr eröffnet, und 
die Verlaffenjhaft dem Herın Kläge gegen gewöhnlichen Revers, et præ— 
stitisprestandis auf weiteres Anlangen eingeantwortet werden. Compen- 
satis Expessis. Lata, & publicata est hec Sententia. Stabs— 
Quartier N. den (Ponaltur Dies, et Annus.) 


Lit. G. 


Formulare eine$ Classifications- oder Cridæ-Ab—⸗ 
fchieds, da bey Abfterben eines Officiersdeffen bins 
terlaſſenes Vermögen zur Abftofjung aller vorfom- 
menden Passiv-Schulden nicht hinlänglid befun- 
den wird. 


FR der über Weyland N. N. bey dem Löbl. X. N. Negiment ges 
weßten (Ponatur Character) feel. Berlaflenihaft angeordneten Convo- 
cation die hiebey angemeldete Credits -Partheyen an einen, dann den 
zu Vertrettung erwehnter Verlaſſenſchaft ex Officio verordneten Curato- 
rem ad lites N. N. anderen Theil, (daferne aber, wie es gemeimiglich 
gefchiehet, fein Rechts= Gelehrter vorhanden, der ald Curater ex Officio 
aufgeftellet werden fünte, wird nah Ly Credits- Vartheyen gefetet, und 
ihre an gedahte Verlaffenfchaft jtellende Anforderungen betreffend) gibt 
das Kaiſerl. Königl, Lobl. N. N. Regiments Gericht auf die von deilen 


724 I. Anh. Mil. Zuftiznorm, 


Commendanten- (Titl) Herin Obriüten N. N. befchehene Delegation, und 
die per Edieta ad Valvas (oder nad Umftänden durch offentlihen Trom— 
melfchlag, oder durch offentlihe Zeitungen vorgeloffene Gerichts = bräu= 
chige Citation) hiernächſt die zwifhen bemeldten Credits -Partheyen, 
und den aufgeftellten Curatorem ſchrift- und mündlich - verhandlete Noth- 
durften (oder von ermeldten Credits- Partheyen ex Officio vernommene 
fhrift - und mündliche Nothdurften) zu rechtlichen Ausſpruch, und will 
die Eintheilung in folgende Claſſen gemaht haben, und zwar follen be— 
zahlet werden: 

N. Hier Drts feynd die Creditores, oder Schulden in die gehörige 
Classes einzutheilen, die Classes aber nad Vorſchrift, und Anleitung 
deren allgemeinen Rechten, und übliden Militar-Gebräuden, auch vor— 
bandenen befonderen Circular - Sagungen zu entwerfen, und einzus 
richten. | 

Der Schluß ift zu mahen: Dahingegen folle all-jenen, welche fi 
bey diefem ordentlich publieirten Concursu gar nicht gemeldet, das ewige 
Stillſchweigen auferleget ſeyn. 

Publicata est hæc Sententia. Stabs-Quartier N. den .. Maji 1753. 
Von des Löbl. Kaiſerl. Königl. N. N. Regiments-Gerichts wegen. 


(L. S.) N. N. 
Regimentd-Auditor. 


— 


III. Anhang. 


Verfahren bei den Berggerichten. 


1623. Pat. v. 1. Nov. 1781 N. 275. 


5. 11. Die berggerichtlichen Juſtizbehörden haben ſich ſowohl in erſter 
Inſtanz, als in dem Appellazions- und Reviſionszuge genau nach der unter 
dem 1. Mai diefes Jahres geſezmäßig vorgefchriebenen allg. ©. D. zu 
achten, Nur im folgenden Punften wollen Se. Majeftät wegen der be- 
fonderen Rüffihten, fo bei dem Bergbaue einfhreiten, Ihre landesfürft- 
lihe Geſinnung dahin eröffnen. 

$. 12. In Beziehung auf den 15. $. diefer allg. ©. D. wird erflärt, 
daß über die Frage: ob mündlich oder fchriftlih zu verfahren ſei? fich bei 
den Berggerichten, fie mögen in den Hauptftädten oder auf dem Lande 
beftellt fein, nad) jenem geachtet werden foll, was in diefem 15. $. dießfalls 
auf dem Lande verordnet worden ift, 

$. 13. Sn Betreff des 62. S. wollen Se, Majeſtät, daß vor den 
Berggerichten feine andere Widerflage angebracht werden fünne, als welche 
einen Gegenjtand betrifft, jo gemäß gegenwärtigen Gefezes der Gerichts- 
barfeit der Berggerichte unferworfen worden; dagegen ift auch bei den 
übrigen Richtern feine Widerflage anzunehmen, die eine nach gegenmwärtiger 
Vorſchrift zu den Berggerihten gehörige Angelegenheit beträfe. 

$. 14. Zu den in dem 65. $. beftimmten Aufforderungsfallen find 
aud jene zu zählen, wo es fih um die Markſcheidung, um die Kiefung der 


*) Die erften 10 SS. diejes Patentes handeln von der Kompetenz der Berg- 
gerichte, welche Fein Gegenftand diefes Handbuches iſt; daher find jene $Ge hier 
nicht aufgenommen. Nur wird bemerft, daß gegenwärtig der Rechtszug nicht 
mehr an eigens bejtellte X. ©. und die F. k. Hoffammer, mie es die 9. u. 10 
des obigen Pat. beftimmen, fondern an die überhaupt beftehenden Zivil-A. ©. 
und an die oberfte Juftizftelle geht. (Pat. v. 3. April 1783 N. 126, $. 5 u, 6;. 
und v. 10. Zuli 1733 N. 156, 8.5 u. 6.) 
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Gänge, Klüfte, dann um Grubenfeldvermefjung und freigefahrne Zechen 
handelt. Und follen hierbei jene Vorfichten beobachtet werden, welche in 
einigen ganz befonderen Fällen in den landesfürftlihen Berggeſezen und 
Bergwerfslehensprdnungen vorgefchrieben find. 


$. 15: In Rüffiht des 72. S. ift bei einem vorfallenden Bergwerfs- 
baue wegen der Grubenfeldverfhtenung, Gangausrichtung, und befonders 
der Währzüge ſich nach den landesfürftlichen Berggefezen genau zu achten. 


$. 16. Bei dem 80. $. »($. 12 der K. D.)« wird befohlen, daß, wenn 
die Anmeldung einer Forderung vorfällt, die einen Gegenstand betrifft, fo 
gemäß gegenwärtigen Gefezes der Gerichtsbarfeit der Berggerichte unter- 
worfen worden, die Anmeldung zwar bei dem Konfursrichter in dem 
79. $. >08. 11 der K. D.)« vorgefehenen Brotofolle vorgemerft, der Gläu— 
biger aber angewtefen werde, nicht allein die Nichtigkeit feiner Forderung, 
fondern auch das Recht, Fraft deifen er im diefe oder jene Klaſſe gefezt zu 
werden begehrt, wider einen eigens aufzuftellenden Vertreter der Maſſe 
bei dem Berggerichte zu ermweifen und auszuführen. ©. 1624, 1. 


- $. 17. In Beziehung auf den 189. $. wird geftattet, Daß, wenn 
es in Streitigfeiten, fo zu den Berggerichten gehören, auf die Beaugen- 
fheinigung ver Streitfache anfame, den Parteien, ungeachtet im dent Orte 
fchon beftändige Kunftverftandige angeftellt fein ſollten, dennoch aud) fremde . 
Kunft- und Bergverftandige dem Nichter zur Benennung vorzufchlagen ge— 
ftattet, der Nichter jedoch an den Vorſchlag eben nicht gebunden fein foll. 


$. 18. Bei dem 198, $. wollen Se. Majeſtät die Kunftverftändigen 
wegen schriftliher Abfaffung ihres Befundes zwar zur möglichiten Be- 
förderung verhalten. Höchftdiefelben gejtatten jedoch, daß, wenn dieſe 
Abfafung nicht fogleih zu Stande fommen fünnte, den Parteien dennoch 
vor derjelben Vollendung von dem Nugenfcheine aus einander zu gehen 
bevorſtehen joll. > 


x 


$. 19. Senes, was in dem 248. $. von den protofollirten Hand- 
lungsgefellfhaften gejagt worden, ift auch auf die Gewerffihaften zu 
verftehen. 


$. 20. Bei dem 269. $. ift darob zu fein, Daß die Parteien bei 
den zur Verfuhung der Güte beftimmten. Tagfazungen felbit erfcheinen, 
Sollte aber ein Sachwalter einfchreiten, fo it über die vorgefommenen ' 
Bergleihsvorfchläge Die Erftrefung der Tagfazung ohne beider Theile - 
freiwilliges Einverftändnig nur einmal zuzulaffen, der Sachwalter aber zu 
verhalten, eine fchriftlihe unbefchränfte Vollmacht zur Eingehung eines 
Bergleiches mitzubringen, widrigens, wenn auch bei diefer erftreften Tag- 
fazung ein Vergleich nicht zu Stande käme, einem weiteren Verſuche der 
Güte in der betreffenden Streitfache nicht mehr ftatt gegeben werden joll. 


$. 21. Im Betreff des 270. $. wird befohlen, daß in den zu den 
Berggerichten gehörigen Nechtsangelegenbeiten den Parteien die Erwählung 
eines Schiedsrichters auf Feine andere Art geftattet fein foll, als daß fie 
ſich zugleich aller weiteren Bejhwerdeführung begeben, daher wider einen 
Ausfpruch des Schiedsrichters Fein Theil, außer dem Falle eines offenbaren 
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Betruges, gehört werden joll, und alfo in den berggerichtlihen Angelegen- 
beiten der 274. $. nicht anwendbar ift. 

$. 22. Bei dem vom Verbote auf fahrende Güter handelnden 28. Ka— 
pitel wird erflärt, daß zwar die nach dem Quartalsſchluſſe bereits gefchloffene 
Ausbeute unter die fahrenden Güter gezählt, Dagegen darunter die Berg- 
theile, Erz⸗ und andere bei den Gruben und Werfern befindlihe Vor— 
räthe, Werkzeuge, wie auch das zum Werfsverlage beftimmte baare Geld 
oder Biftualien, und jonftige zum Werfsbetriebe beigefchaffte Erforderniife 
nicht begriffen werden follen. ©. 8S2. 


$. 23. In Rüffiht des 294. 8. wird befohlen, daß bei den Berg-, 
- Boch, Schmekhütten und fonftigen Werfgaden, die in ununterbrohenem 
Betriebe erhalten werden müſſen, fih die Parteien gleich bet der gemäß 
293. $. vorgejehenen Tagſazung, ohne Geftattung einer Frift über den 
aufzuftellenden werfsfundigen Sequefter vergleichen und ihn dem Gerichte 
vorjhlagen, widrigens der Richter nah Maß des 295. $. fogleich einen 
auf ihre 'gemeinfame Gefahr aufitellen joll: wo im übrigen wegen der Zeit 
der dem beftimmten Sequefter obliegenden Rechnungslegung ftatt der in 
dem 297. $. beftimmten Frift jene zu beobachten fommt, die in den Berg: 
gejezen hierwegen ausgemefjen tft. ©. 1628. 

$. 24. Was im 302. $. und allen jonftigen SS. der allg. ©. D. von 
Einverleibung des Urtheiles, der gerichtlihen VBdgen oder des Vergleiches - 
in eine Landtafel, in ein Stadt- oder Grundbuch geſagt worden, dieſes 
nämliche iſt in Beziehung auf Bergwerksſachen von den Berggerichtsbüchern 
zu verſtehen. ©. 1627. 


$. 25. In Rüffiht des 311. $. wird erflärt, daß, wenn die Ere- 
Fuzion nicht ob einer Forderung geführt wird, Die fih auf eine Berg— 
fhuld gründet, oder weldher das Bergwerk oder Werfgaden durch ordent- 
lihe Eintragung in die Berggerichtsbücher ausdrüflih verpfandet wor- 
den, der Kläger zu feiner Befriedigung die Bergmerfe oder Werfsgaden 
nur dann namhaft machen könne, wenn der Beklagte mit feinen anderen 
Zahlungsmitteln verfehen fein ſollte. Sp weit num auf die Bergwerfe 
und Werfsgaden felbit die Erefuzion nicht geftattet wird, in jo weit 
fol! auch eine befondere Erefuzion auf die dazu gehörigen Materialien, 
Borräthe, Werkzeuge und > jonftige zur Werfsmantipulagion gehörigen Dinge 
nicht zugelaffen werden. ©. 1624, 2. 


$..26. Bei dem 305. und 342. $. wird befohlen, dag dem Ger 
richtsdiener, wenn ſeine Einſchreitung Bergwerksgüter beträfe, jedes— 
mal ein von dem Berggerichte abgeordneter Werkverſtändiger zugegeben 
werden ſoll. 


$. 27. In Beziehung auf den 376. $. wird befohlen, daß bei den 
Berggerichten feine anderen Ferien, als an den Sonn- und gebotenen 
Feiertagen, dann den üffentlihen Bethtagen gehalter werden jollem. 


$. 28. Bei dem von Zuftellung der gerichtlichen Vdgen handelnden 
36. Kapitel der ©. O wird erflärt, daß, wenn eine gerihtlihe Vdg. 
ganze Gemwerffhaften betrifft, die Zuftellung anftaft der Gewerkſchaft 
unter dem Namen des Bergwerfes, der Zeche oder Werfgadens dem 
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gewerffchaftlihen Schicdytmeifter oder Verweſer in feine Wohnung, oder, 
falls er am ©erichtsorte, bei dem Bergwerfe und Werfgaden nicht an- 
weſend fein follte, auf die Zechen- oder Huthäufer, pder wenn derglei- 
hen auch nicht vorhanden find, auf die Kauen, Gäppel oder andere 
Werksgebäude in Gegenwart der Steiger, Hutleute oder Werfsauffeher 
zu gefchehen habe. Wonach dem -Schichtmeifter oder Verweſer von felbft 
obliegt, den Gewerfen hiervon Nachricht zu ertheilen. 


$. 29. Wer bei den Berggerichten zur Advofatur gelaffen werden 
will, demfelben liegt ob, fich bei dem für die Berggerichte des betref- 
efendn Landes beftimmten A. ©. über das Bergmwefen und die Berg- 
rechte eben fo der ordentlihen Prüfung zu unterwerfen, wie im a11.$. 
vorgefchrieben worden. ©. 1625- 


' Ss. 30. Wenn ein Advokat eine Angelegenheit einer Gewerkſchaft 
zu vertreten hat, jo ift genug, wenn die Vollmacht, mit der er ſich ge— 
mäß 416. $. zu verfehen hat, von dem gewerfichaftlihen Schichtmeifter 
oder Verweſer, oder demjenigen ausgeftellt und unterferfigt wird, der 
fonften zur Unterfertigung im Namen der Gewerfjhaften berechtigt ift. 


$. 31. Wer bei einem Berggerihte als Richter angeftellt zu werden 
ſuchet, ift fchuldig, neben den Vorfichten des 430. $. annoch über die 
ihm in den Bergwerfsgefhäften eigene Wiffenfhaften und Erfahrenheit 
Zeugniffe beizubringen, und fi der. bei den Berggerichten beftimmten 
Prüfungsart zu unterwerfen. ©. 1625 u. 1630. 


$. 32. Sp wie nun in allen übrigen durch gegenwärtige Vdg. nicht 
ausdrüflih näher erflärten Punkten die allg. G. D. vom 1. Mai 1782 
anzufangen, aud bei den berggerichtlihen Inftanzen genaueft zu befol- 
gen und zur Richtſchnur zu nehmen ift, als werden in den andurd be= 
ftimmten Rechtsgegenftänden alle derzeit beftandene Gefeze und Gewohn- 
heiten aufgehoben und unwirffam erklärt. Wo dagegen in den übrigen 
durch die allg. G. D. und gegenmwärtiges Gefez nicht entjchiedenen Fallen 
fih die landesfürftlihen Berggefeze und Bergwerkslehensordnungen ge- 
naueft gegenwärtig zu halten find. 


1624. Pat. v. 22. San, 1789 N. 961. - 


Damit das in Berggerichtfahen unterm 1. Nov. 1781 erlaffene Pa- 
tent der auf das Befte des Bergbaues abzielenden Abfiht gemäß beobachtet 
werde, ward erflärt: 


1. Daß, gleihwie den Berggerichten das Erkenntniß in allen Recht— 
ftreitigfeiten zufteht, welche den Bergbau und was dahin gehörig it, be— 
treffen, oder mit dem Bergdienfte in unmittelbarer Verbindung ſtehen, 
und eigentlich die Bergdisgiplin angehen; alfo auch in Konfursfällen nur 
die Anmeldungen, welche aus einem dahin einfchlagenden Klagrechte her— 
rühren, vor das Berggericht zu ziehen find, fonft aber die Berggerichte 
feineswegs bei Nechtsangelegenheiten der Bergbeamten, Arbeiter oder 
Bergwerfsverwandten anders einzufchreiten haben, als in fo fern fie die 
an fie gelangenden Verfügungen anderer Gerichtsbehörden vollftrefen. 
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2. Die Eintreibung (Erefuzion) auf Bergwerfe oder Werfsgaden 
kann nur dann bewilligt werden, wenn diefe entweder durch ordentliche 
Eintragung in die Berggerihtsbücher ausdrüflih verpfandet worden find, 
oder wenn der Beklagte feine anderen Zahlungsmittel hätte, Aber auf 
alles, was zum Betriebe des Bergbaues unentbehrlich ift, als Werkzeuge, 
Vorräthe und dergleichen Gegenftände insbefondere, kann die Eintreibung 
von den Gerichten nie bewilligt werden. 


1625: Hfd. ». ı8. Juli 1797 N. 359, and. boh. A. ©. 


So wie durch das Patent vom 1. Nov. 1781 für die Advokaten, 
welche vor Berggerihten den stallum ausüben wollen, eine ſcharfe Prü- 
fung über das Bergwejen und die Berggefeze bereits befohlen tft; fo follen 
auf gleihe Art auch die KRompetenten um die Magiftratsftellen in den 
Bergftädten, fo weit fie der Prüfung unterliegen, einer gleihen Prüfung aus 
den Berggefezen unterworfen, und diefe dermaßen vorgenommen werden, daß 
zum Afte der Prüfung vondem A. ©. ein Bergrath beigezogen werde. In 
Rükſicht der in den Bergftädten wirklich dienenden Magiftratsräthe wird ge— 
ordnet, daß, wenn fihbet einem oder anderem wider Vermuthen wirflich ein 
Mangel an Kenntniß der Berggejeze darftellen jollte, fo joll der Betreffende 
fich binnen einer zubeftimmenden Zeitfriſt die dießfällige Kenntniß beizulegen 
verhalten, und er ſonach der Prüfung unterzogen werden, wo.er jodann, im 
Falle fih eine Unfähigkeit daritellte, er jedoch nicht anders, als nach vor— 
läufiger Anzeige an die Hofſtelle und erfolgter h. Entſchl. entlaffen wer— 
den ſoll. 


1626; Hfd. v. 13. Dez. 1817 N. 1395, an d. in. ö. U. ©. 


Bei Berggerichten können auch definitive Erfenntniffe von. einer 
aus dem Bergrichter und zwei geeigneten Aſſeſſoren nebft einem Aftuar 
beftehenden Verſammlung gejhöpft werden. 


1627. Hfd. v. 1a. Dft. 1831 N. 2532, and. in. ö., gal., fir. u. 
bob. A, G 


Auf Muthungen zum Bergbau und auf die darüber ausgefertigten, 
keine Belehnung enthaltenden Muthſcheine findet keine gerichtliche Ein— 
verleibung oder Vormerkung ſtatt. 


1628. Def. d. böh. Gub. v. a. Febr. 1836 3. 5047 (P. 53). 


Aus Anlaß des von einem F. k. Berggerichte wegen der flreitigen 
Grundentfhädigung verhängten Bergbauverbots, findet die f. f. Hof 
fammer in Münz- und Bergweſen Folgendes zu bemerfen: 


Wenn auch fo manches, wegen der veralteten Sprahe der böhmi— 
fhen Bergordnungen unverftändlich tft, fo ift Doch der oberfte Grund— 
faz des Bergredhts: den Bergbau im fortwährenden ununterbrodhenen 
Betriebe zu erhalten, und alle Störungen desjelben zu befeitigen, faft 
in jedem einzelnen Kapitel aller befannten Bergordnungen, und durd) 
oft deutlih und nachdrüklich erfchienene nachträgliche Geſeze ausgefpror 
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hen. Den Grundjaz, einen Bergbau im fortwährenden Betriebe zu er- 
halten, haben die neueren Geſeze felbft in jenen Fällen ausgefprocen, 
in. denen ein eingeflagtes Recht auf eine Bergentität nicht mehr ftreitig, 
fondern duch einen ſchon geſchöpften richterlichen Spruch entjchieden ift; 
jo müflen fih nach dem $. 23 der VBerggerichtsprdnung vom 1. Nov. 
1781, in Rüffiht des S. 249 der allg. ©. DO. »Da bei Berg-, Pod: 
und Schmelzhütten, und fonftigen. Werfgaden, die in ununterbrodenem 
Betriebe erhalten werden müfen« die Parteien gleich ohne der Geſtat-— 
tung einer Frift über den fachfundigen Sequefter veraleichen, und nad 
Dem. Patente vom 22. Jän. 1789 darf felbit bei einer gerichtlihen Exe— 
Euzionsführung von den Gerichten nie auf die zum Betriebe des Berg- 
baues nothwendigen Werfzeuge, Borräthe und dergleihen Gegenftände, 
um den Bergbau nicht zu hemmen, eine Eintreibung bewilligt ‚werden. 


Nach dem zweiten Abfaze desfelben Patents kann eine Erefuzion 
auf Bergwerfe oder Werfsgaden nur dann bewilligt werden, wenn diefe 
entweder” durch ordentlihe Eintragung in die Berggerichtsbücher aus— 
drüflich verpfändet worden find, oder wenn der Beflagte Feine andern 
Zahlungsmittel hätte, Den k. k. Berggerichten wird Daher gemäß die— 
jem Hfd 0.6. Jan. l. 3. 9. 3. 14966 vom Jahre 1835 verordnet, 
mit der Nuflegung eines Bergbauverbots nur in jenen wenigen Fallen, 
in welhen die Bergordnung denfelben zwiihen ftreitenden Parteien aus— 
drüflich 'befiehlt, vorzugehen, und den oberſten Grundſaz des Bergrech— 
tes, die Bergwerfe im fortwährenden, ununterbrochenen Betriebe zu er- 
halten, nie außer Acht zu laffen. } 


1629: Bdg. d. böh. Gub. v. 21. April 1836 3. 18479, an das 


pribramer Berggericht (P. 601). 

Aus Anlaß einer geſtellten Anfrage: ob von einem Schürfer im 
Voraus eine Kauzion wegen Grundentſchädigung verlangt werden könne? 
wurde dem k. Berggerichte Folgendes erwiedert: 


Nach den älteren Landesgeſezen, nach König Wenzels Bergordnung 
U. Buch 1. Kapitel, Bergwerksvertrag vom Jahre 1534, und 1575 
und joachimsthaler Bergordnung IE. Theil Artikel J. war zur Aufſuchung 
sen Erzlagerſtätten und Minerallagern, die Erwirfung der berggericht— 
lichen Bewilligung (der Schurflizenz) nicht nothwendig. Erft in der 
Folge und zwar durch die berggerichtlihe Manipulazionsinftrufzion $. 58 
und 142 wurde, um die Sihürfer bei ihrem Unternehmen "gegen die 
gewöhnlihen Einjprüce, und gegen die häufig: gelegten Dinderniffe von 
. Seite der Orundbefizer fiher zu ftellen, verordnet: daß Jedermann, der 
einen Schurf zu legen gejonnen ift, diefes fein Vorhaben unter Bezeich— 
nung der Gebirgsgegend, wo er einzufchlagen gedenft, mit der. Bitte 
um, Ertheilung der Bewilligung hierzu, dem kompetenten Berggerichte 
pder Bergamte anzuzeigen habe. 


Durch die erlangte Schurfbewilligung erhält der Schurflizenzwerber 


die geſezlich beftimmte Frift, hiedurch das Necht, gegen Vorzeigung derfel: 
ben, an jeder Stelle des in feinem Geſuche angedeuteten Bezirfes, ohne der 
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Zuftimmung des Grundeigenthümers zu bedürfen, Metalle und Minera— 
lien aufzufuchen, zu dieſem Ende die Erdoberfläche zu verrizen, und in das 
Fernere des Gebirges, mittelit aufzuteufender Schähte, oder eines anzu— 
ſchlagenden Stollens, einzudringen, das aus den Schähten oder Stöllen 

geförderte Erdreih, Geſtein und Gerölle auf die Halde zu ftürzen, und 
zu tem aufgeworfenen Schürfen, Behufs der Herbeifhaffung von Baus 
und snderen Materialien die nöthige Kommunikazion auf fremdem Grunde 
berzuitellen. 


Vor Legung des Schurfes jelbit ift jedoch der Schürfer verpflichtet, 
fih mit ter erlangten Schurflizenz bei dem obrigfeitlihen Amte des Bezir- 
fes, worauf feine Schurfbewilligung lautet, anzumelden, und ſich mit den 
von diejen Amte erhaltenen Anmeldungsbeftätigung bei dem Befizer, auf 
deffen Grund er einzufchlagen gedenft, zur legitimiren, 


Uebrigens wird in den Berggerichtögefezen dem Schürfer die Ver- 
bindlichfeit auferlegt, fich jeder muthwilligen Befhädigung oder Kränfung 
des Grundeigerthümers zu enthalten, und ihm den durch die geworfenen 
Schürfe an jenen fteuerbaren Grundftüfen werurfadhten Schaden: und 
entgangenen Nizen zu erjezen, worüber entweder ein gütliches Ueberein- 
fommen zwifcher deu Parteien zu treffen, oder bei deſſen Wichtzuftand- 
fommien, der Entſchädigungsbetrag berggerichtlich zu beſtimmen ift. 


Bon einer Verbindlichkeit des Schürfers, dem betreffenden Grund: 
Eigenthümer für ten durch Deftrufzion feines Grundes in eventum zuzu— 
fügenden Schaden oder entgehbenden Nuzen, eine Kauzion überhaupt, 
und im baren Gelte insbefondere vorhinein zu leiften, und von einem 
Rechte des Grundeigenthümers, fich ohne vorläufiger Kauzionsleiftung der 
Schürfung auf feinem Grunde zu widerfezen, und eine Pekuniarkauzion zu 
fordern, tft in den Berggefezen nirgends die Nede, und es war eine Be— 
ftimmung hierwegen am fo weniger nothiwendig, ald durch die oben ange— 
führte Entfhädigungsserbindlichfeit des Schürfers einerfeit3 der Beein— 
trächtigung des Bergbaues durch überfpannte Entfhadigungsanforderun- 
gem des Grundbefizers für den durch das Schürfen verrizten Boden vor- 
gebeugt, andererfeits dem Grundeigenthümer für den duch das Auffuchen 
vor Mineralien auf feinen Gründen ibm wirflih zugefügten Schaden 
oder entgangenen Nuzen eine folhe Entfhädigung zugemwendet wird, wie 
ſolche Jedermann für die Abtretung feines Eigenthums an den Staat, 
wenn ſolche das allgemeine Intereſſe gebietet, nah S. 365 b. ©. 2. zu 
fordern berechtigt ift. i 


Es hat ſonach jeder Grundbefizer dem fich gehörig legitimirenden 
Schürfer die Aufjuhung von Mineralien auf feinen Gründen mit Vor— 
behalt feines Entſchädigungsanſpruchs für dem wirklich zugefügten Scha- 
den, und de facto entgangenen Nuzen, unweigerlich zu geitatten, und 
iſt Diefe Verbindlichkeit als eine geſezliche Grundlaft anzujehen;  weßhalb 
von dem Schürfer wegen des zugefügten möglihen Schadens oder ent- 
gehen dürfenden Nuzens vorhinein eine Sicherftellung um fo. weniger ge— 
fordert werden kann, als ſolche bergrechtlich nicht gegründet tft, und durch 
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vorläufige Leiftung derfelben dem im allgemeinen Intereffe gelegenen Berg- 
baue durch Abſchreken bauluftiger Unternehmer zu nahe getreten würde, 


Hiernah bat das k. Berggericht die obrigfeitlihen Berggerichtsſub— 
ftituzionen zu belehren, 


1630. Kdg. des böh. U. ©. v. 9. Jan. 1837 3. 310 (9. 7). 


Dem k. böh. A. G. wird mit Ihfd. v. 27. Dez. 1836 3. 8165 im 
Einvernehmen mit der k. k. Hoffammer in Münze und Bergmefer bedeu- 
tet; daß jolange über die Bedingungen der aus dem Zivil- und Ariminal- 
Zuftizfache geprüften Individuen zur appellatorifhen Prüfung aus dem 
DBergrechte nicht neue Beftimmungen werden erlaffen werden, von dieſen 
Individuen der Ausweis einer im Bergmwefen genommenen Praris oder 
auf einer erbländifchen Univerfität beftandenen Prüfung niht gefordert 
werden fünne. r 


1631. Def. d. böh. Gub. v. 8. Febr. 1837 3. 6088, an die k. Berg- 
gerichte (P. 57). 


Es bat fih der Fall ereignet, daß durch lange Verhandlungen der 
Parteien eine nothwendig zu verhängen gewefene Segueftrazion dur 
_ eine geraume Zeit hbinausgefchoben wurde, wodurd der Verfall des Berg— 
baues und eine Gefährde der dem Staate an demfelben zufehenden Rechte zu 
drohen begann, Diefer Zuftand wurde nur dadurch kerbeigezougen, daß 
man Nechte und NRechtsftreitigfeiten der Parteien mit jener dem Staate 
jederzeit unbeſchränkt zufommenden Bergregalität und der aus ihr fließen- 
den Dberauffiht auf den PBrivatbergbau fonfundirte, 


Der Inhalt der Bergordnung und insbefondere der $. 53 der Mani 
pulazionsinftrufzion für die k. k. Berggerichte vom Sahre 1783 ſchreibt 
vor, Daß die Berggerichte bei vorfommenden mindern Bejchwerden, dann 
bei jolhen Angelegenheiten, welche feinen Verſchub leiden, und eine 
fchleunige Abhilfe erfordern, ohne allen weitern Rechtsformlichfeiten die 
Streitigfeiten in der Güte beilegen jollen, und wenn fie dieß nicht ver— 
mögen, fo haben fie zur Verhütung des Schadens und Hemmung des 
Werfsbetriebes jelbit von Amtswegen die nöthige Vorfehrung zu treffen. 
Durch diefe Anordnungen der Berggefeze ift einem jeden Berggerichte 
nicht blos die Befugniß ertheilt, fondern die Pflicht aufgelegt, zu dem 
eben befagten Zwefe von Amtswegen zu handeln. Unter dasjenige Vor— 
fehrungsmittel, welches die berührten Nachtheile am füglichiten abzuwen— 
den vermag, tft die Sequeftragion der Zechen das gefezlich ausgefprochene 
und zugleich Das am meisten zufagende. 


Den f. Berggerihten wird daher gemäß Defrets der ka f. Hoffammer 
in Münz- und Bergmwefen vom 19. Zan. l. 9. 3. 14374 v. 9. 1836- auf- 
getragen, daß abgefehen von was immer für anderen in Frage ftehenden 
Verhandlungen, in allen jenen Fallen, in denen ein Bergbetrieb Scha— 
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den oder Hemmung, oder die a. h. Bergregalitätsrechte irgend eine Be— 
einträchtigung erleiden follten, Dann wenn andere gelindere Vorfehrungs- 
mittel bei der betreffenden Partei fruchtlos geblieben wären, von den 
£. k. Berggerihten von Amtswegen als die den Bergbau zu überwadhen 
babenden Behörden eine Kameraljequeftragion, einzuleiten ſei. Dieſe 
Art der Sequeftragion ift von jener durd die ©. D. zu verhängende, 
welche blos wegen den zu beeinträchtigenden Privatintereffen von dem 
Zuftigrichter bewilligt wird, wejentlih zu unterfheiden, und Fann mit 
oder auch ohne ihr ftatt finden, fo wie die höhere Befhmwerdeführung 
über eine eingeleitete Kameraljequeftragion nicht an die Zuftiz, ſon— 
dern an die Berglehensbehörden zu leiten ift. Dieje Verordnung ift 
den Unterbehörden und fammtlihen Gewerfen zu ihrer genauen Dar 
nachachtung gehörig Fund zu machen. 


1632. Def. d. böh. Sub. v. 23. Mai 1838 3. 26131, an die F, 
Berggerichte zu Joachimsthal, Pribram, Kuttenberg und Mieß 
(P. 281). 


Auf die Anfrage: ob wegen Hereinbringung rüfftandiger Gebühren 
von aufgelaffenen Berggebäuden auch die in denfelben vorfindigen Gezäbe, 
Erzvorräthe ıc. gerichtlich in Befchlag genommen werden fünnen: hat die 

f. Hoffammer in Münz- und Bergmwefen mit Defret vom 
6. Mat... 9. 3. 12959 v. J. 1837 bedeutet: daß, da nach der 
joachimsthaler Berg-Ordnung II. Theil Art. 72, fo wie nach der jvachims= 
thaler Reformazion vom Jahre 1564 und 1588, aufgelafjene Zehen von _ 
allen darauf haftenden Schulden und Laſten befreit find, und als folche 
wieder in das landesfürftlihe Freie zurüffallen, es von ſelbſt folge, daß 
weder der Fisfus, noch fonft Jemand Anderer, was immer für eine ER 
derung auf aufgelaffene Zehen geltend machen fünne. 


In fo ferne nun nad den Berggefegen von diefem Grundfaze keine 
Ausnahme enthalten tft, folgt alles, was nach den SS. 29a u, 297 a. B. 
G. 3. als ein Zugehör einer Zeche betrachtet werden muß, demfelben 
Schikſale, dem die Zeche felbit unterworfen wird. 


Danum in Beziehung der Gezähe weder in der jvachimsthaler, noch 
in der hengfter und jchlaggenwalder Bergordnung irgend eine Ausnahme 
enthalten ift, jo Fann in den Bergrevieren, wo dieſe Bergordnungen Gil- 
tigkeit haben, dasjelbe bei aufgelaffenen Zehen nie in gerichtlichen Be— 
ihlag genommen werden, jondern gebührt nach dem worausgelafenen 
Grundfaze, in jo lange die Zeche im Freien liegt, dem Landesfürften nad 
feinem Regalitätsrehte, und bei der Wiederaufnahme derfelben,, dem 
neuen Mutbher. 


Die Ausnahmen, welche in diefer Beziehung über das Zugehör einer 
Zehe, nad dem II. Theil Art. 6. 10. 21. und 86., fo wie in dem Appen— 
Dir zum 6. Art. der joachimsthaler Bergordnung, dank Art. 5. der heng- 
fter Zinnbergordnung beftehen, haben auch nur für die ihnen beftimmte 


34 IH. Anh. Verfahren b. d, Berggerichten. 


Frift und Bedingungen zu gelten, nach deren Verjährung oder Nichtvor— 
bandenfein, auch dieſes Zugehör den allg. Rechtspringipien nad, als folches 
beurtheilt werden muß. 


Diefe Vdg. haben die E. f, Berggerichte bei vorfommenden Fallen zu 
beobachten, und dem untergeordneten Berggerichtsfubftituzionen und Ge- 
werkſchaften zur Darnahadtung vorzufchreiben. 


IV. Anhang. 


Verfahren bei den Wechfelgerichten. 


1633. Pat. v. 9. April 1782 N. a1. 


Auch bei den Merfantilbehorden folk die allg, ©. D,wom.1. „Mai 1782 
angefangen, mit folgenden Mäßigungen beobachtet werden: 

S. 1. Von den Merkantil- und Wechſelgerichten erfter Inſtanz bat 
fünftig ebenfalls der Appellazionszug an das in jeden Lande beftehende 
allg. A ©. zu gehen. ° 

8. 2. Auch in Merkantil, "Handlungs = und Wechſelgeſchaͤften iſt ſich 
ſowohl in erſter Inſtanz, als in dem Appellazions- und Reviſionszuge ge— 
naueſt nach der unterm n. Mai v. J. geſezmaͤßig vorgeſchriebenen allg. G. 
D: zu achten; nur in folgenden Punkten wird vorzüglich ob der in den 
Merkantilz und Wechfelgefchäften erforderlichen ganz befonderen Beförde— 
rung die landesfürftlihe Gefinnung dahin eröffnet: 

9098. Im’ Beziehung auf den 15. $. der allg. ©: D. find. Die Streit- 
fürhen ſo über fürmlihe Wechfelbriefe vorfallen, unter diejenigen Rechts- 
angelegenheiten zu zählen, die aus dem Gefeze zum mündlichen" Verfahren 

geeignet find. ©. 1634. 
5 8.04. Bei dem 35. 44, und 51. $. wird dem Richter die Befugniß 
eingeräumt, aus wichtigen Urfachen in Merfantil= und Handlungsgeſchäf— 
ten zur Erftattung der Sazfchrift kürzere Friften zu bejtimmen, als ın den 
fonftigen FROMNSangelsgenheieh geſezmäßig find, 

$. 5. In Rüfficht des 38. 45. und 31." $. wird: der Richter dahin 
angemiefen, in Merfantil=- und Handlungsgefhäften die Erweiterung der 
Friſten ohne wichtige Urfachen nicht zu bewilligen. jr 

$. 6. Die fürmlihen Wechfelbriefe, welche unter einer öffentlich bes 
fannt gemachten und gehörig profofollivten Firma ausgeftellt find, werden 
jener Vorſichten enthoben, die gemäß S. 114 für die Giltigfeit der ſon— 
ftigen Schuldverfhreibung gefezmäßig find. ©. 1636. u. f. 

$..7, Was in dem 17. Kapitel der allg. G. D. von dem Bemeife 
duch Runftverftändige vorgefchrieben ift, bat ſich auch auf jene Falle, zu 
verftehen, wo in Merfantil- und Handlungsftreitigfeiten ein Beweis durch 
Handlungsverftäandige geführt werden wollte. 

$: 8. In Beziehung aufden $. 251 wirddie Frift zur Hinausgebung 
der Beweggründe des ergangenen Urtheils auf 24 Stunden befchränft. 


— 
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$. 9. In Rüfficht des 25. Kapitels der allg. ©. D. wird erflärt, daß 
die zur Anmeldung der Appellazion oder Revifion, nder Nullitätsflage, 


wie auch zur Meberreihung der diepfälligen Befchmwerdefchriften auf 12 


Tage beftimmte Frift in Merfantil-, Handlungs- und Wechfelgefhäften 
auf 8 Tage herabgefezt fein fol. ©. 1639. —* 

$. 10. Bei dem $. 300 wird verordnet, Daß in einem Spruche, mit— 
telft welchem die Bezahlung einer Merfantil-, Handlungs= oder Wechfel- 
fhuld befohlen wird, die Frift zur Bezahlung der Schuld nur auf 3 Tage 
beftimmt werden fol. ©. 1640 — 1644. 

$. 11. Zn Abficht auf das von Zuftellung der gerichtlihen Vdgen. han— 
delnde 36. Kap. der G. D. wird erflärt, daß, wenn eine gerichtliche Vdg. 
u Handlung betrifft, die Zuftellung an den Firmenführer zu gefhehen 
babe. 4 

$. 12. Se. Majeftät geftatten zwar den bei den Merfantil- und 
Wechfelgerichten dermal bereits angenommenen Notaren die Vertretung 
der Parteien in den alleinigen Merfantil-, Handlungs- und Wechjelge- 
fhäften; jedoch haben fich diefe genaueft nad) jenem zu achten, was in dem 
38. Rap. der ©. D. den Advofaten in Annehmung und Vertretung der 
Parteien anbefohlen worden. Künftig aber foll Niemand als Notar aufs 
genommen werden, der fich nicht felbft der befonderen Prüfung über eine 
gründliche Kenntniß in den Merfantil-, Handlungs = und Wechſelgeſchäften, 
auch der den Advofaten gemäß $. 411 vorgefchriebenen Prüfung unter- 
worfen bat, und bei derfelben tüchtig befunden worden ift.. ©. 1646: 

$. 13. Wenn ein Advofat oder Notar eine Angelegenheit einer 
Handlung zu vertreten hat, dann iſt genug, wenn die Vollmacht, mit 


der er ſich gemäß $. 416 zu verfehen hat, von dem Führer der Firma aus— 


geftellt und unterfertigt worden ift. 

$. 14. Sp wie nun in allen übrigen durch gegenwärtige Vdg. nicht 
ausdrüflich näher erklärten Punkten die allg. ©. D. vom 1. Mai 1782 
anzufangen, auch in Merfantil-, Handlungs- und Wechjelgejhäften ge— 
naueft zu befolgen, und zur Richtſchnur zu nehmen iſt; alfo werden Dagegen 
alle auf diefe Verfahrungsart in Merkantil- und Wechſelgeſchäften Bezie- 
bung nehmende dermalige Gefeze und Gewohnheiten aufgehoben und uns 
wirffam erflärt 5; wo Dagegen die in dem Erbländern beftehenden Wechjel- 
gefeze und Rechte in allem übrigen aufrecht verbleiben, und fi daher 
genaueft gegenwärtig zu halten find. 


1634: Hfd. vom 21. Sept. 1792 N. as, an das trieſt. A. ©. 


a) Die einer Wechfelflage unterlaffene Beilegung des Driginal- 
wechſels fann nie die Veranlaffung werden, ed von gefezmaßiger Ein— 
leitung in das mündlihe Verfahren abfommen zu laffen. 


1635. Hfd. vom 28. Oft. 1793, an das gal. A. ©. (K. 323). 


Daß der Kläger nicht fogleih in der Klage die Eigenfhaft des 
Beklagten (ob er nämlich vermöge S. 1 des Wechjelpatentes vom 24. 
Mai 1793 trofene Werhfelbriefe auszuftellen befugt fei) zu erweijen 
fhuldig fei. ü 
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41636: Hf. v. 24. Dft. 1807 N. 823, and. n. 0.9. ©. 

Kein öffentliher Handlungsgefellihafter, der zur Firmirung berech— 
tigt ift, darf in Gefhäften der Handlungsfozietät unter einem andern 
Namen, außer der protofollirten Firma, einen Wechjel ausftellen, in fei- 
nen eigenen Gefhäften darf aber nur derjenige Handlungsgefellfhafter 
unter eigenem Namen trofene Wechjel ausftellen, welcher ſchon für fich 
in Gemäßheit der Hfd. vom 25. Hornung 1791 N. 117, und vom 24. 
Hornung 1792 WR. 260 der J. ©. ©. zur Ausftelung trofener Wechfel 
geeignet ift. 


1637. Hfd. v. 24. Sept. 1787 N. 726, an alle A. ©. 


Wie der Giro eines Wechſels feine Schuldverfchreibung fei, jo 
könne auch die in dem S. 114 der allg. ©. D. nur auf die Schuldver- 
fhreibung gerichtete befondere Vorſchrift auf denfelben nicht angewendet 
werden. Es unterliege auch feinem Anftande, daß, obgleih der Giro 
in bianco vermöge der W. D. nicht gelte, Doch jeder nah der W. O. 
eines Giro fähige Wechjelbrief giltig girirt werden fünne, wenn gleich) 
der gefezmäßige Inhalt des Giro nicht durchaus eigenhändig von dem 
unterferfigten Giranten gefchrieben ift. 


1638: Hfd. v. 1. Sept. 1821 R. 1794, an alle A. ©. 


Zur näheren Beftimmung einiger Vorfchriften der Wechfelordnung 
und des Patents vom 25. Feb. 1791 N. 117 der Zuftisgefezfammlung, 
wird Folgendes verordnet: 

1. Trofene Wechfel jollen gegen diejenigen, denen die Gefeze die 
Ausftellung derfelben verbiethen, auch dann Feine Giltigfeit und Be— 
weisfraft haben, wenn fie von dergleichen Perfonen und von Handels- 
und Gewerbsleuten, die fih durch trofene Wechfel zu verbinten fähig 
find, gemeinfhaftlih ausgeftellt worden wären. 

2. Die Vorfchriften des Patents vom 25. Feb. 1791 über die 
Ausftelung trofener Wechjel gelten aud für die Afzeptazion derfelben. 
Diefe Afzeptazion ift gegen Perfonen, welche der Austellung trofener 
Wechſel unfähig find, ohne rehtlihe Wirfung, obgleih der Wechfel von 
einem Handels- nder Gewerbömanne, der fich felbft durch jede Art von 
Wechſeln verpflihten Fann, ausgeftellt wäre. An die Drdre eines Dritten 
lautende, aber an dem Drte der Austellung zahlbare Wechfel, find auch) 
hierin andern trofenen Wechfeln gleich zu halten, 

3. Der Giro eines trofenen Wechjeld hat gegen Perfonen, die der 
Ausstellung diefer Wechfel unfähig find, nur die Kraft einer gemeinen 
Zeſſion, und begründet gegen fie weder das Wechfelrecht, noch die Ge— 
rihtsbarfeit des Wechfelgerichts, wenn auch der Wechſel ſelbſt von einem 
Dazu berechtigten Handels- oder Gewerbsmanne ausgeftellt ift. 

4. Für fürmliche oder trofene Wechfel von wem immer geleiftete 
Bürgfhaften find nah dem gemeinen Rechte zu beurtheilen. Die Klage 
gegen den Bürgen gehört vor eben das Gericht, bei welchem derfelbe 
wegen einer andern Bürgfchaft belangt werden Fünnte. 

5. Wenn mehrere Perfonen fürmlihe oder trofene Wechfel ohne 
den ausdrüflihen Vorbehalt, daß jeder nur für feinen Antheil die Wech- 
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ſelſchuld übernehmen wolle, gemeinfchaftlich ausjtellen, giriren, oder ak— 
zeptiven: jo haften, in jo fern fie ſich Durch Wechjel zu verpflichten über- 
baupt fähig find, Alle für Einen, und Einer für Alle, © 


1639. Ihfd. v. 22. Jän. 1839 3.388, an d. n. 8.4. ©, — "St. 
Reif, v. 28. März; F. 425. 


Sn Erledigung der Anfrage des n. ö. Merkantil⸗ u. Wechſelgerichtes 
über die Friſten, welche in Handels- und Wechſelgeſchäften zu dem Ap— 
pellazions-, Reviſions- und Nullitätseinreden ertheilt werden ſollen, wird 
dem n. ö. A. ©. aufgetragen, dem n. ö. Wechſelgerichte zu eröffnen, 
Daß die Vorjchrift Des 9. S. des Pat. v. 9. April 1782 auch auf Aps 
pellazions=, Revifions = und Nullitätseinreden anzumenden fei. 


Zahlungsauflage binnen 24 Stunden. 


2640. Hfd. v. 16. März 1811 N. 933, an alle A. ©. 


Der über den Art. 20 der Wechfelordnung vom J. 1763, welcher 
die Wiedererflattung und Bezahlung eines mit Proteft zurüfgefommenen 
Wechſels in continenti, das tft: binnen 24 -Stunden beftimmt, entſtan⸗ 
dene Zweifel, ob über eine ſolche Klage, in welcher der Inhaber einer 
retournirten Tratte die Zurükzahlung des Wechſelbetrages binnen 24 
Stunden begehrt, vorläufig eine Tagfazung angeordnet, oder ob dieſe 
Zurüfzablung fogleich vermittelft Befcheides binnen 24 Stunden aufer- 
legt werden joll, wird dahin entſchieden: dag, wenn der Driginalmechjel 
und Driginalproteft über den geforderten Wechfelbetrag, und über die 
Netourfoften die Driginalretourrehnung ſammt dem Kourszeftel: der 
Klage beigelegt werden, die Zurüfzahlung in Folge des Art. 20 der 
Wechſelordnung jogleich mittelft Bejheides binnen 24 Stunden bei jon- 
ftiger Exekuzion auferlegt werden ſoll. Wo übrigens dem Ausſteller oder 
Indoſſanten bevorſteht, alle ſeine Einwendungen binnen 24 Stunden bei 
dem Richter anzubringen und darzuthun. 


1643. Hfd. vom 15. Sept. 1823 N. 1966, an die A. ©. in Nieder— 
öſterr, Inneröfterr. u. Küftenl., Böhmen, Mahren u. Schle— 
fien, und in Galizien. 


Zur Behebung des Zweifeld: ob in Gemäßheit der W. D. die ſo— 
gleihe Erefuzion auch gegen den Afzepianten eines fürmlichen Wechjets 
ftatt finde, und wie fich hierbei zu benehmen fei® wird erflärt: Daß die 
VBorihrift des Hfd. vom 16. Marz 1811 N. 933 der J. ©. ©, aud) 
gegen die Afzeptanten eines fürmlihen Wechfeld zur Anwendung ge— 
bracht werden fünne. In dem Falle, daß der Ausfteller des Wechjels, 
der ©irant oder Afzeptant, binnen der in dem erwähnten Hfd. feſtge— 
jezten Frift folhe Einwendungen angebradht hätte, wodurd feine Ver— 
bindlichfeit zur Bezahlung des Klägers zweifelhaft wird, ift dem Lezte— 
ren auf Anſuchen wenigitens die Erefuzion bis zur Sicherftellung zu 
ertheilen, mithin entweder die Deponirung des Schuldbetrages zu bes 
wirfen, oder die gerichtlihe Pfändung vorzunehmen. 
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1642. Hfd. v. 27. Dez. 1828 N. 2379, and. n. ö. 4.6, 


Ueber die Anfrage: ob gegen die Ausfteller und Giranten in Wien 
zahlbarer fürmliher Wechfel der Auftrag, binnen 24 Stunden zu be- 
zahlen, ftatt finde? wird erwidert: Daß die allgemeinen Ausdrüfe des 
Hfd. vom 16. März 1811 N. 933 der J. G. ©. aud die in Wien 
zahlbaren fürmlihen Wechſel in fi begreifen. 


1643. Hfd. v. 18. Juni 1830 3. 2645, an d. böh. A. ©. 


In Erledigung des Berichtes v. 20. April 1830 3. 5671 über die 
Frage: ob das Hfd. v. 15. Sept. 1823 auf Wechſel anwendbar fei, 
welhe son Ausländern in das Innland gezogen find, wird dem A. ©. 

hiemit bedeutet: daſſelbe werde bezüglich dieſer Anfrage auf den allge- 
mein lautenden Inhalt des Hfd. v. 15. Sept. 1823 N. 1966 der 5. 

©. ©. verwiefen, welcher die Zuläffigfeit von Zahlungsauflagen gegen 
die Afzeptanten fürmliher Wechfel Ffeineswegs auf die im Auslande zahl- 
baren Wechfel befchränft. 


1644. Vodg. d. böh. 4. 6. v. 23. April Has 3 7374, on d. böh. 
Wechſelger. 


Sn Gemäßheit h. Hfd. v. 17. April 1838 3. 1384 wird dem böh. 
Merfantil- und Wechjelgerihte in Erledigung des Berichtes vom 26. 
Sänner 1838 3. 953 die angefuchte Belehrung über die Anfrage, ob 
die Einwendungen gegen Wechfelflagen auf 2aftündige Zahlung als 
Einrede oder aber ald Klage zu behandeln jeien — dahin ertheilt: daß 
die Klage, worüber die Auflage zur Zahlung binnen 24 Stunden er— 

+ folgt, und niht die Einwendungen als erfte Schrift anzufehen, und daher 
außer den im Geſeze bezeichneten Fällen einer geftattlihen Triplif und 
Duadruplif über eine derlei Einwendung gegen einen Naftrag zur Zah: 
lung binnen 24 Stunden nur noh 2 Reden oder Schriften, ala) 
die Replif und Duplif ftatt finden können. 


Bornahme der Erefuzion. 


1645. Hfd. v. 6. April 1789 R. 997, an das t. u. o. ö. A. ©. 


Sp weit ein bemweglihes Gut in die Wechfelerefuzion genommen 
wird, ftebt zwar dem Wechfelgerichte in dem ganzen feiner Gerichts— 
barfeit zugewiejenen Bezirfe zu, das Richteramt felbft zu verwalten, 
folglich auch Schäzungen und Feilbietungen der beweglihen Güter nicht 
nur jelbft zu bewilligen, fondern auch dur feine Abgeprdneten felbit vor— 
zunehmen; da aber dejjen Status zu der Abordnung des felbit eigenen 
Perjonals für derlei Geſchäfte nicht zureichen würde, fo ift auch dem Wech— 
felgerihte unbenommen, die Vornehmung diefer Handlungen des Rich— 
teramfed der in dem Drte jelbit befindlichen Gerichtsbehörde zu — 
laſſen, und dieſelbe hierum zu requiriren. 

So weit aber ein unbewegliches Gut in die Exekuzion fällt, fat" das 
Wechjelgericht Fein anderes Recht, als die Erefuzionsihritte der Drdnung 
nach zu bewilligen; was dagegen die wirflihe Vollziehung der dieffälligen 

> gerichtlichen Bogen. betrifft, ftebt diefe der betreffenden Realgerichtsbar- 
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feit zu, wie folches der $. 20 der für Steiermark unterm a1, April 1784 - | 
kundgemachten Zurisdifzionsnorma deutlic, erklärt. | 


Kotare. 


- 1646: Hfd. v. 1a. Feb. 1824 N. 1989, an alle A, ©,, mit Aus- 
nahme des dalmatinifchen. 


Sn denjenigen Provinzen, auf welche die zu Folge h. Entſchl. vom 
7. Auguft 1820 in Betreff des d. Notariates erlaffene neue Vorſchrift v. 

9. Juni 1821 N. 1766 der J. ©. ©. »(f. 453), fi bezieht, ift 

1) von den ſeither ernannten, aber etwa noch nicht beeidigten, fo 
wie auch von den fünftig neu ernannt werdenden vffentlihen Notaren, 
der Amtseid nach der mitfolgenden allgemeinen Eidesformel, und zwar 
von den erfteren fogleich, Fünftig aber 

2) von jedem neu ernannt werdenden Notar erft dann abzunehmen, 
bis für denfelben das Notariatsdiplom bei dem A. ©. eingelangt fein wird, 

3) Bei der nun bloß auf das Geſchäft der Wechſelproteſte beſchränkten 
Amtswirkſamkeit des ö. Notariates iſt in den Provinzen, auf welche die 
neue Vorſchrift ſich bezieht, jenen Notaren, die feine zur Ausübung der 
Landesadvokazie berechtigten graduirten Doktoren find, die Wertretung. 
der Parteien bei Wechſel- und Merfantilgerichten nicht zu geftatten, und 

a) fowohl bei den Wechfel- und Merfantilgerichten, ald auch bei den 
A. ©., ein eigenes Vormerfbuh über die in jeder Provinz, auf welche 
fih die neue Vorſchrift bezieht, ſchon beftehenden und Fünftig ernannt 
werdenden Notare auf eben die Art zu führen, wie es Durch das Hfd. v. 
3. Jänner 1788 N. 760 der J. ©. ©. den politifhen Landerftellen ver- 
ordnet worden war. 


1647. Hfd. v. 3. Janner 1788 N. 760, an alle Fänderft. 


Die Kreirung der öffentlichen Notarien ift den Länderftellen über- 
laffen, dieje follen von denfelben einen eigenen Eid abnehmen, über deren 
Kreirung ein befonderes Protofoll führen, in dDasfelbe das von jedem ge— 
wählte Notariatszeihen und Inſiegel, den Tag des abgelegten Eides, 
und des ihm nach der vorgefchriebenen Form ertheilten Diplomes verläßlich 
vormerfen, und die Beftätigung des abgelegten Eides von demfelben ei= 
genhändig mit Beifezung feines Namens eintragen laſſen. 


V. Anhbang. 


Verfahren in Ausziehſtreitſachen. 


A. In Wien. 


1648. Pat. v. 18. Okt. 1782 N. 93. 


In der Stadt Wien und derſelben Vorſtädten iſt ſich in Ausziehungs— 
geſchäften alſo zu achten: 

1) Hat es zwar auf jenen Vorſtadtsgründen, wo bisher die viertel— 
jährige Ausziehung und damit auch verknüpfte Aufkündigung und viertel— 
jährige Zinſenentrichtung beſtanden iſt, bei dieſer Beobachtung ter ges 
dachten vierteljährigen Ausziehung und vierteljähriger Zinszahlung, in 
Anbetracht dieſer Gegenden, noch fortan ſein Bewenden; in der Stadt 
und innerhalb dem ganzen Umfange der Linien aber, wo bisher die halb⸗ 
jahrige Ausziehung eingeführt war, joll die vierteljährige Auffündigung 
(wenn nicht dur einen Beftandfontraft ein kürzerer oder längerer Termin 
bedungen worden ift) jedesmal längftens binnen 14 Tagen geſchehen; näm— 
lih jene von Michgeli bis Georgi binnen 14 Tagen nach Fichtmeffe, das 
ift, bis 15. Februar, und jene von Georgi bis Michaeli längitens binnen 
14 Tagen nah Johanni, das ift, bis 7. Zuli, und daher die Auffündt- 
gungen, die nicht binnen diejer hiermit fejtgefezten Zeitfrift, fondern etwa 
erft den 16. Feb. oder 8. Juli gefcheben, nicht mehr angenommen, und als 
ganz ungiltig gehalten werden. ©. 1652, 4) u. 1653- 

Rah folder Geftalt gefhehener Auffündigung und nad verftrihenem 
Georgi- und Michaelitage hat der ausziehende Beftandmann (er möge mit 
was immer für einem Charafter befleidet fein) binnen den nächften 8 Tagen 
mit Räumung eines Theiles feiner Wohnung den Anfang zu mahen, und 
der einziehenden Partei zur Unterbringung einiger ihrer Effeften einen 
binlänglihen fhiffamen Plaz einzuräumen, und fodann foll nach ganz ver: 
fioffenen 14 Tagen die Wohnung vollftändig geleert und übergeben werden; 
fo fern aber binnen 8 Tagen nach Georgi, das ift, den 2. Mat, oder um 
die Michaelizeit am 8. Dftober der neu einziehenden Partei zur Unterbrin- 
gung ihrer Effekten fein hinlänglicher Plaz von der ausziehenden Partei 
geräumt wäre, fo wird noch an demfelben Tage auf Anlangen der richter- 
liche Beiftand, mit Zuziehung der Wahe, zur Räumung eines fhiffamen 
Plazes ertheilt werden, welches auch in jenem Falle zu verftehen ift, wenn 
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nach den ganz verfloffenen 14 Tagen, namlicd zu Georgizeit am 7. Mai, 
und um Michaelt am 14. Dftober die Zbobmung nicht vollftändig — 
wäre; damit man aber bei Gericht, daß die Aufkündigung wirklich geſchehen 
ſei, verſichert ſein möge, ſo ſoll 

2) eine jede Aufkündigung, es möge der Beſtandverlaſſer ſeinem Be— 
ſtandinhaber, oder dieſer jenem aufgekündet haben, entweder durch eine 
ſchriftlich ausgeſtellte Beſcheinigung desjenigen, dem aufgekündet worden 
iſt, oder durch einen Schein über die geſchehene gerichtliche Aufkündigung 
alſo gewiß dargethan werden, als im widrigen eine andere Aufkündigung, 
wenn ſie gleich durch Zeugen oder in andere Wege bewieſen werden wollte, 
nicht für giltig angeſehen, ſondern verworfen werden ſoll. ©. 1654. 

Wenn nun die Aufkündigung vorerwähnter Maßen rechtsbeſtändig 
dargethan worden; ſo wird hiermit weiters 

3) verordnet, daß, im Falle jene Partei, welcher hufaethnder. worden, 
ein Recht zu haben vermeinte, fich der ihr gefchehenen Auffündigung zu 
widerfezen, diefelbe ihre Einmwendung dagegen den 4. Tag (fo mit Aus- 
jhliegung des Tages, an welchem die Auffündigung gefchehen, zu verſtehen 
it) alfo gewiß beibringen fol, als im widrigen ſolche Einwendungen nicht 
mehr gehört, fondern der Auffündigung ohne weiters ftatt gegeben werden 
fol; wenn aber 

4) eine dergleichen Einwendung binnen den beftimmten vier Tagen 
vorgefchriebener Maßen gehörig eingereicht worden ift, fo fol hierauf eine 
Tagfazung mit dem Anhange beftimmt werden, daß beide Theile dabei fich 
alfo gewiß einfinden follen, wie im widrigen von Amtswegen, was Rech— 
tens ift, erfannt werden — wo alsdann das dießfalls ergangene Ur- 
theil noch den nämlichen Tag den beiderſeitigen Parteien vom Gerichte 
zugeſtellt werden ſoll. Falls aber 

5) ein oder der andere Theil durch ſolche ergangene Erkenntniß be⸗ 
ſchwert zu fein vermeinte, ſoll feine Appellazion hierüber geftattet fein, 
jedoch demſelben der Rekurs an das kak. n. ö. A. ©, und zwar ungehin— 
dert der etwa einlaufenden Ferien längſtens binnen den nächſten 6 Tagen, 
von Zeit des zugeftellten Urtheiles (Gworunter jedoch der Tag der Zuftel- - 
lung des Urtheiles und der beigebrachten Beſchwerde nicht gerechnet werden 
fo) zu nehmen, und. feine Beſchwerde mit Auslaffung aller zur Haupt: 
fache nicht dienlichen. Einwürfe ohne Wiederholung deffen, was fehon bei 
den Nothdurftshandlungen in der erften Inftanz vorgefommen, nach mög— 
lichfter Kürze beizubringen, ſohin feine Beſchwerdeſchrift dem Richter erfter 
Snftanz zur ungefäumten Einbegleitung der verhandelten Aften und der 
Beweggründe feines Urtheiles an das A. ©. einzureichen bevorftehen. Und 
Damit die bemeldeten vorgefchriebenen Termine genau beobachtet werden, 
fo wird 

6) verprdnet, daß fowohl die in der erften Inftanz wider die geſchehene 
Auffündigung einzureichenden Einwendungen, ald auch die an das k. 
A. ©. zu verfaffenden Beſchwerdeſchriften mit den Worten: in Ausgtes 
bungsjfahen, von außen bezeichnet, und die dazu beftimmten Tage und 
Zeit für beftandig fortlaufend gehalten. und verftanden werden ſollen, der— 
geitalt, daß im Falle der zur Einreihung der Befchwerde wider die geſche— 
bene Aufkündigung vorgefchriebene Tag in die Ferien einfiel (nur allein 
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die Sonn- und gebotenen Feiertage ausgenommen), die Parteien derglei- 
hen Anbringen dennoch zur weiteren Vorkehrung an die Behörde alſo ges 
wig zu überreihen haben werden, als im widrigen ein folhes Anbringen 
ohne alle Ausnahme für ungiltig gehalten fein fol. Wenn von dem A. ©. 
das Urtheil der erften Inſtanz nicht beftatigt worden, ſteht dem ſich Dur 
das Urtheil des A. ©. beſchwert achtenden Theile anjtatt der Revifion der 
weitere Refurs an die k. k. oberfte Zuftizftelle bevor, wobei fih wegen der 
Friften und fonftigen Verfahrens durchgehends in jener Art zu benehmeu 
it, wie bei dem Refurfe an das n. 5. A. ©. hier eben vorgejchrieben wor— 
den ift. 

7) Sind alle bier vorerwähnten Vdgen., welche auf den ganzen Um— 
fang innerhalb der Linien fich erftrefen, nicht allein auf die Auffündigung 
der in und vor. der Stadt befindlihen Wohnungen und Zimmer, fondern 
auch in Abfiht auf die vorgefchriebene Zeit und Art der Auffündigung, 
dann des bei entitehendem Streite vorgefhriebenen Verfahrens und hier— 
bei zu beobachtenden Friften auf die Keller, Ställe, und was immer der— 
gleihen in Beftand verlaffen werden kann, zu verjtehen. 


1649. Hfd. vom a. Nov. 1784 N. 360, an das n. 0.4. ©. 


Da das vorzüglihe Verhaltnig zwiſchen einem Hausherrn und feinem 
Hausmeifter, Gärtner, Portier und dergleichen, ganz oder zum Theil an— 
ſtatt des Lohnes die freie Wohuung geniegenden Leute in dem Dienjtfon- 
trakte befteht, alfo feien diefelben bei vorfallender Dienftesentlafjung auch 
in Abfiht auf die Auffündigung der Wohnung und Ausziehung nad dem 
Dienftbotenpatente zu behandeln; es wäre denn, daß Durch befondere Kon: 
trafte zwifhen dem Hausherrn und derlei Dienftleuten in Beziehung auf 
die ihnen eingeraumte Wohnung etwas anderes wäre bedungen worden. 


1650. Hfd. v. 18. Nov. 1784 N. 366, and. n. 8.9. ©. 


Die Klagerechte wegen ausftäudigen Zinjes, jo weit fie inner den 
Grenzen der Linien der Stadt Wien ad illata et invecta gefüyrt werden, 
feien bei dem wiener Stadtmagiftrate ald judieio universali cum dero- 
gatione omnium instantiarum anzubringen, ohne Rüfficht, unter weſſen 
Gerichtäbarfeit die beflagte Partei oder das Haus gehört, in welchem die 
in Die Klage gezogene illata et invecta befindlich find. 


1651: Hfd. vom 15. Jan. 1789 N. 953, an das n. u. v. ö. A. ©. 
Sn den über die Auffündtgung, entftehenden Streitigkeiten tft fih nach 
dem in dem Pat. vom 18. Dftober 1732 vorgejchriebenen Nechtszuge nur 
in fo weit zu. benehmen, bis die dießfalls entftandene Klage entjchieden ift. 
Wenn aber diefe Entſcheidung auf den ordentlihen Beweis durd Zeugen 
ausfällt, dann ift fich Darüber nach dem gewöhnlichen Rechtszuge zu achten. 


1652. Hfd. v. 28. April 1811 N. 944, an die n. 6. Reg. 


1. Die Erbauung neuer Häufer wird in Wien Gedermann, mit Aus— 
fhlug der Juden, in fo fern fie nicht poffeffionsfähig find, geftattet. 

2. Eigenthümer von ganz neu, auf noch unbenüzten Bauftellen auf 
geführten Haufern haben ſich einer Befreiung von allen ordentlichen und 
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außerordentlihen Steuern, dann von der Milttäreinguartirung durch 20 
nach einander folgende Jahre zu erfreuen. Dagegen haben Befreiungen 
a) von Beiträgen für Gemeindeauslagen; b) von der Klaffenfteuer, wel: 
che von dem Einfommen der Perfon, und micht von der Realität entrichtet 
wird, niemals ftatt. TR 
3. Das Recht zu Aftermiethen, in fo fern es nicht von den Haus- 
eigenthümern durch befondere Verabredung mit dem Beftandnehmer auf 
eine oder die andere Art befchranft wird, bleibt für die Zufunft ohne alfe 
Einfhränfung Jedermann, jedoch nur unter der Bedingniß geftattet, daß 
der Afterbeftandverlaffer in der Wohnung, von welcher er Theile verläßt, 
felbit wohne. Wo diefes Bedingniß nicht erfüllt ift, wird die After- 
miethe al3 eine gefezwidrige Handlung erklärt, und derjenige, der Diefer 
Anordnung zuwider handelt, verfällt in die bisher durch den'g. 6 der 
Zirkularvdg. v. 12. Mai 1802 beftimmte Strafe des Erlages des halbjäh— 
rigen Zinsbetrages der ganzen Wohnung. Uebrigens bleibt die Vorfchrift 
$. 8 der gedachten Zirfularvpdg. fortan in ihrer Kraft, daß nämlich der 
Miether einer Wohnung, der wegen einer unvermutheten Abreife oder 
wegen anderer Verhältniffe die Wohnung felbft zu bewohnen gehindert 
wird, feine Wohnung in Diefem Falle für Die Dauer des mit dem Haus— 
inhaber gefchloffenen Kontraftes, oder wenn Fein Kontraft befteht, läng— 
ftens auf ein halbes Jahr in Afterbeftand verlaffen darf, und daß Diefes 
Befugniß auch dem Erben des Beftandmannes, welcher mit Tode abgegan— 
gen ift, zufomme. Es ift aber in jedem folchen Falle der Beftandmann 
oder der Erbe verbunden, noch vor der Aftermiethe die Anzeige an den 
Stadtmagiftrat zu machen, und der diefe Anzeige zu machen unterläßt, 
wird ebenfall® mit dem Erlage des halbjährigen Zinsbetrages beftrafet. 
4. Die Auffündigungszeit wird von nun an in der Stadt und auf 
den bürgerlihen Gründen anftatt um Lichtmeß und Johanni, auf Die gegen 
wärtigen Ausziehtermine, namlih auf Georgi und Michaeli, derge- 
ftalt verlegt: daß a) die Auffündigung von beiden Theilen immer nur 14 
Tage vor und 14 Tagenac Georgi oder Michaeli giltig gefheben kann. 
b) Daß die Auffündigung ihre Wirfung erft auf den darauf folgenden 
Auszieh- und Auffündigungstermin äußere, fo daß, wenn z. B. zu Georgi 
1811 aufgefündigt würde, die Wirfung der Auffündigung erft auf Mi— 
chaeli 1811, und wenn zu Michaeli 1811 aufgefündigt wird, die Wirfung 
davon erft auf Georgi 1812 eintreten fol. 
c) Daf jede Steigerung ebenfalld mit dem nächſten Ausziehtermine 
auf diefelbe Art, wie die Auffündigung zu gelten habe. | 
Auf den niht bürgerlihen und fonftigen Freigründen hat 
diefelbe Einrichtung nur mit dem Unterfchiede zu beftehen, daß die Auf 
findigungstermine nur vierteljäahrig anzunehmen find. | 


1653: Hfd.v. 7. März 1818 N. 1429, and, n. d. U. ©. 


Die Auffündigung einer Wohnung fann aus dem Grunde, weil fie 
früher als 14 Tage vor Georgi oder 14 Tage vor Michaeli überreicht wor- 
den ift, keineswegs ald ungiltig erflärt, und weder von dem Gerichte von 
Amtswegen verworfen, noch von dem andern Theile zurüfgelegt werden, 
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1654: Hfd. vom 8. Feb. 1833 N. 2592, an alle A. ©. 


Da Zweifel darüber erhoben worden find, ob die gerichtliche Aufkün— 
digung vermietheter Wohnungen und anderer Beitandtheile der Gebäude 
binnen der beftimmten Frift zugeftellt werden müſſe, oder ob es hinreiche, 
diefelbe binnen dieſer Frift bei Gericht zu überreichen, nder zu Protokoll 
zu geben ; dann ob diefe Auffündigung demjenigen, gegen welchen fie ge= 
richtet ift, in feine eigenen Lande zageſten werden müſſe, ſo wird hiermit 
zufolge a. h. Entſchl. v. 26. Jän. d. J. Nachſtehendes angeordnet: 

1) Die Aufkündigung iſt nicht von dem Tage, an dem ſie bei Gericht 
überreicht, oder zu Protokoll gegeben wird, ſondern von dem Tage der 
wirklich erfolgten Zuſtellung an die Partei an wirkſam, die Zuſtellung muß 
daher vor Verlauf der in den Ausziehpatenten, in dem bürgerlichen Ge— 
ſezbuche oder in dem Miethvertrage zur Aufkündigung feſtgeſezten Friſt ge— 
ſchehen. Es iſt die Sorge der Partei, welche gerichtlich aufkündiget, ſich 
zu einer Zeit an das Gericht zu wenden, wo die Zuſtellung der Aufkün— 
digung noch vor Ablauf der Friſt füglich erfolgen kann. Die Gerichte haben 
dieſe Zuftellung fo viel möglich zu befchleunigen. 

9) Die gerichtlihe Auffündigung muß, wenn dem Miethmanne aufs 
gekündigt wird, ihm felbit zugeftellt, und in feine Hände übergeben werden. 

Iſt er abwefend, oder nicht anzutreffen, fo bat der zur Zuftellung abge— 
prönete Gerihtsdiener die Auffündigung fogleich in Gegenwart der allen= 
falls anmwefenden Hausgenoſſen und zweier Zeugen in dem Innern der 
Wohnung, oder went fie verfchloffen wäre, von außen bei dem Eingange 
anzufchlagen. Wird dem Eigenthümer des Haufes aufgefündet, fo ift die 
Auffündigung entweder ihm felbft, oder wenn er nicht anmwefend, oder in 
feiner Wohnung nicht zu treffen wäre, demjenigen, welcher über das Haus 
die Aufficht führt, zuzuftellen. 

Findet fih Niemand, dem die gegen den HDauseigenthümer gerichtete 
Anffindigung zugeftellt werden könnte, fo ift fie im Haufe in Gegenwart 
zweier Zeugen anzufchlagen. Das Anfchlagen der Auffündigung gilt in 
allen diefen Fällen für die Zuftellung. Nach Umftänden kann aud für ab- 
weſende Werfonen, denen aufgefündet wird, von dem Öerichte ein Kurator 
beftellt, und diefem die Auffündigung übergeben werden. 


B. Sn Klagenfurt. 


1655. Hfzd. für Kärnten v. 19. Dft., fdg. durd die dortige Landes— 
bauptmannfhaft unterm 31. Dft. 1792 (K. 490). 


Se, Majeſtät haben genehmigt, daß das für die Refidenzitadt Wien 

vorgeſchriebene Ausziehungspatent auch für die Hauptftadt Klagenfurf 

anwendbar gemacht werde. Zu dieſem Ende wird für gefammte Haus— 

befizer und Einwohner leztgedachter Hauptſtadt, und ihre Vorſtädte, von 

welchem Stande ſie immer ſein mögen, folgende Vorſchrift vom 1. Zar, 
1793 angefangen, zur genaueften Nachachtung ertbeilt. 

| $. 1. Zur Auffündigung der gemiehteten Wohnungen werden Die 
bisher gewöhnlichen Zeitfriſten auch fünftig dergeitalt zu beobachten fein, 
daß 14 Tage vor und nach Lichtmeſſe, dann 14 Tage vor und nach Jo— 
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bannes, die Wohnung aufgefündigt, und im erften Falle zu Georgi im 
zweiten Falle aber zu Michaelis geräumt werden folle, jo zwar, daß nad) 
Verlauf der vorgefchriebenen Auffündigungszeit eine fpätere Auftändigung 
nicht angenommen werden dürfte, _ 

Doc bleibt es den Hausinhabern unbenommen, mit ihren Miethpar- 
theien. bejondere Verträge zu fchliegen, in welchem Falle. beide Kontra— 
henten nach, den dafelbit eingefchalteten Bedingungen fih zu verhalten ver- 
bunden find, 

$: 2. Nach folcher Geftalt gefhehener Auffündigung, und nad ver- 
ftrihenem Georgi oder Michaelistage, hat der ausziehende Beftandsmann 
(er ſei wer er wolle) binnen den nächſten 8 Tagen einen Theil ſeiner Woh— 
nung zu räumen, um der neu einzuziehenden Parthei zu Unterbringung 
ihrer Geräthſchaften einen ——— ſchikſamen Plaz anzuweiſeu, nach 
völlig verfloſſenen 14 Tagen aber die Wohnung vollſtändig zu leeren, 
und zu übergeben. 

Wenn jedoch binnen 8 Tagen: nach Georgi, das iſt, dem 2. Mai, 
oder um Michaelis, am 8. Dftober, der neu einziehenden Partei zu 
Unterbringung ihrer Geräthſchaften von dem ausziehenden Beftandsmann 
fein binlängliher Raum angewiejen würde, fo ift dieſer Parthei auf ihr 
Anlangen noch an demſelben Tage zur Räumung eines fchiffamen Plazes 
der richterliche Beiſtand zu leiften, welches auch in dem Falle zu gejche- 
hen bat, wenn nad den ganz verfloffenen 14 Tagen, namlich zu Georgi 
am 7. Mai, und zu Michaelis am 14. Dftober die Wohnung, wicht voll⸗ 
ſtändig geräumt wäre. 

$. 3. Damit aber das Gericht von der wirklich geſchehenen Auf 
kündigung verfichert jei, jolle eine jede Auffündigung, ſowohl won Seite 


des Beftandverlaffers, ald von dem Beftandsinhaber entweder durch eine . 


ihriftlihe ausgeftellte Beſcheinigung deffen, dem aufgefündigt worden, 
oder Durch einen Schein über Die gefchehene gerichtlihe Auffündigung, 
dargethan werden, eine andere Auffündigung, wenn aud Durch Zeugen, 
oder andere Wege bewieſen, ift nicht für giltig anzufehen. ©. 1654. 
$..4. Wenn die Auffündigung nach obiger Weiſung ordentlich ge⸗ 
ſchehen, jene Partei aber, welcher aufgekündigt worden iſt, ein Recht zu 
vermeinte, die ihr geſchehene Aufkündigung nicht anzunehmen, ſoll 
fie ihre Einwendung dagegen binnen 8 Tagen (mit Ausſchluß des Tages, 
an dem die Auffündigung geſchehen ift) beibringen; fpäter wird Feine 
Einwendung mehr gehört werden, fondern fol die Auffündigung giltig 
fein. 
5. Iſt nun eine folhe Einwendung in der beftimmten stägigen 
Frift gehörig eingereicht worden, ſo muß mit Vorrufung beider Theile 
ungejaumt eine Tagjazung beftimmt, und was Nechtens ift, erfannt, das 
Urtheil aber noch an eben dem Tage beiden Parteien von dem Berichte 
zugeftellt werden. Sollte eine der zur Tagfazung vorgerufenen Parteien 
Dabei nicht erfcheinen, fo bat der Richter des Ausbleibens ungeachtet 
das Urtheil von Amtswegen zu fällen. 
$. 6. Glaubt fi) einer oder der andere Theil durch das ergangene 
Erkenntniß beſchwert, jo foll zwar feine Appellazion hierüber geftattet; 
jedoch demfelben ver Rekurs an das in. 8. A. G., und war ungehin— 
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. dert der etwan einlaufenden Ferien, längftens binnen dem’ nächſten 6 
Tagen von Zeit des zugeftellten Urtheild an, (worunter der Tag der 
Zuftellung des‘ Urtheils, und der beigebrachten Bejhwerde nicht gerech- 
net werden foll,) zu nehmen, und feine Befhwerde, mit Hinweglaflung 
aller zur Hauptfahe nicht dienlihen Einwürfe, ‚ohne Wiederholung deſſen, 
was ſchon bei den. Rothdurftshandlungen in erfter Inſtanz vorgefommen, 
nach möglihfter Kürze beizubringen, fohin feine Beſchwerdeſchrift dem 
Richter erfter Inſtanz zur ungeſäumten Einbegleitung der verhandelten 
Akten, und der Bewegungsgründe feines Urtheild am das A. ©. einzu- 
reichen, unbenommen bleiben. 

$. 7. Damit die vorgefchriebenen Friften genau beobachtet werden, 
ſollen fowohl die in der erſten Inſtanz wider die gefchehene Auffündi- 
gung einzureihenden Einwendungen, als aud die an das k. k. A. ©. 
zu verfaſſenden Befhmwerdefhriften, mit den Worten: In Aus zie— 
bungsfahen, von außen bezeichnet, und die dazu beftimmten Tage 
und Zeit für beftändig fortlaufend gehalten, und. verftanden werden, jo 
- zwar, daß im Falle der zur Einreichung der Beſchwerde wider die gefhehene 
Auffündigung vorgefchriebene Tag in die Ferien einfiele (nur allein‘ die 
Sonn= und gebotenen Feiertage ausgenommen) die Parteien dergleichen 
Anbringen dennoch zur weitern Vorfehrung an die Behörde um fo gewiſſer 
einzureichen haben, als im widrigen Falle auf ein ſolches Anbringen ohne 
Ausnahme Feine Rüffiht genommen werden fol. 

$. 8. Zur Vermeidung aller Verzögerungen, und Bejfeitigung jedes 
Mißverftandniffes, wird hiemit der organifirte Magiftrat der Hauptftadt 
Kiagenfurt ald unmittelbare erfte Inftanz zur Entjcheidung der in Auszie— 
bungsfachen vorkommenden Streitigfeiten ohne Rüfficht, wohin Die beklagte 
Partei, nder das Days gehören, ausdrüklich beftimmt, und find auch alle 
Klagen wegen ausftändiger Miethzinfe jedoch nur ſo weit auf die illata 
& invecta gegriffen werden fol, ohne Unterfchied der Perfon, bei diefem 
Magiftrate anzubringen. 


GC. Sn Prag. 
1656- Hkzd. v. 9. März 1805 N. 719, and. böh. Gub; 


Um der k. Hauptitadt Prag einen allg. Maßſtab an die Hand zu ge— 
ben, nach welhem fih bei Auffündigung und Räumung der Wohnungen, 
Zimmer, Gewölbe, Keller, Ställe und dergleichen zu benehmen ift, wird 
- Folgendes hiermit verordnet: 

1) Innerhalb des Burgfriedens diejer k. Hauptftadt joll die viertel- 
jahrige Auffündigung (wenn nicht duch einen Beftandfontraft ein fürzerer 
oder längerer Termitt bedungen- worden ift), jedesmal längftens binnen 
14 Tagen gefhehen, namlich: 

a) jene von Lichtmeg bis Georgi, binnen 14 Tagen nah Lichtmeß, 
das ift, bis 15. Februar; 

b) jene von Georgi bis Safobi, binnen 14 Tagen nach Georg, das 
iſt, bis 7. Mai; 

c) jene von Jakobi bis Galli, binnen 14 Tagen nach Jakobi, das 
ift, bis 7. Auguſt; und endlich 
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d) jene von Galli bis Lichtmeß, binnen 14 Tagen nad Galli, das 
ift, bis 29, Dftober, und daher follen die Auffündigungen, welche nicht 
binnen diejer feitgejezten Zeitfrift, fondern etwa erft den 16. Februar, 8. 
Mai, 8. Auguft und 30. Oktober gefhehen, nicht mehr angenommen, fon= 
dern für ganz ungiltig gehalten werden. 

Kac ſolcher Geſtalt gefhehener Auffiindigung, und nach verſtri— 
henem Lichtmeß⸗, Georgi⸗, Jakobi- und Oallitage hat der ausziehende 
Beitandmann (er möge mit was immer für einem Charafter befleidet fein), 
binnen den nahften 8 Tagen mit Räumung eines Theiles feiner Wohnung 
den Anfang zu machen, und der einziehenden Partei zur Unterbringung 
einiger ihrer Effeften einen hinlänglic ſchikſamen Plaz einzuräumen, dann 
joll nad) ganz verfloffenen 14 Tagen die Wohnung en —* und 
übergeben werden. 

So fern aber binnen 8 Tagen nach Lichtmeß, * iſt, nen 10. Febe; 
binnen 8 Tagen nach Georgi, das tft, den 2. Mai; binnen 8 Tagen nad) 
Safpbi, das. ift, den 2. Auguſt; und endlich binnen 8 Tagen nah Galli, 
das ift, den 24. Dftober, der neu einziehenden Partei zur Unterbringung 
ihrer. Effekten fein hinlänglicher Plaz von der ausziehenden Partei geräumt 
wäre, jo wird noch an demjelben Tage auf Anlangen der richterliche Bei— 
fand, mit Zuziehung der Wache zur Räumung eines ſchikſamen Plazes 
ertheilt werden, welches auch in jenem Falle zu verjtehen ift, wenn nach 
den ganz verflojlenen 14 Tagen, namlich zu Lichtmeß am 15. Februar, zu 
Georgi am 7. Mai, zu Jakobi am 7. August, und zu Galli am 29. Okt. 
die Wohnung nicht vollſtändig geräumt wäre. Here 

2) St Ausziehungsgejhäften wird für Die Stadt Prag ber prager 
Magiſtrat, ohne Rükſicht auf die Eigenſchaft des Hausbeſizers und des 
Miethers, und ohne Rükſicht auf die Realgerichtsbarkeit, welcher das 
Haus unterſteht, zu nehmen, als kompetenter Richter in erſter Behörde 
beſtellt. 

3) Damit man aber bei Gerichte darüber, daß die Aufkündigung wirk— 
lich geſchehen ſei, verfichert fein möge, fo fol eine jede Auffündigung, es 
möge der Beitandverlaffer feinem Beitandinhaber, oder diefer jenem auf- 
gefündigt haben, etweder durch eine fihriftlich ausgeftellte Beſcheinigung 
desjenigen, dem aufgefündigt worden tft, oder durch einen Schein über 
die geſchehene gerichtliche Auffündigung alſo gewiß Dargethan werden, als 
im-widrigen eine andere NAuffündigung, wenn fie gleich durch Zeugen, oder 
in. andern Wegen bewiejen. werden: follte, nicht für giltig angejehen, 
fondern verworfen werden fol. ©. 3654. 

4) Wenn nun die Auffündigung vorerwäahnter Maßen vehtsbeftandig 
dargethan worden, fo wird hiermit weiters verprdnet: daß, im Falle jene 
Partei, welcher aufgefündigt worden ift, ein Recht zu haben vermeinte, 
fih der ihr geſchehenen Auffündigung zu widerfezen, dieſelbe ihre Ein 
wendung Dagegen am 4. Tage (welches mit Ausfchliefung des Tages, an 
dem die Auffündigung geſchehen, zu verftehen it) um jo gewiſſer beibrin= 
gen fol, als widrigens eine ſolche Einwendung nidyt mehr gehört, fondern 
der Auffündigung ohne weiters ftatt gegeben werden fol. 

5) Wenn aber eine folhe Einwendung binnen den beftimmten a Tagen 
vorgefchriebener Maßen eingereicht worden-ift; jo ſoll hierauf eine Tag: 
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fazung mit dem Anhange beftimmt werden, daß fich beide Theile dabei um 
jo gewiſſer einfinden jollen, als fonft von Amtswegen erfannt werden 
würde, was Nechtens ift, wo alsdann das dießfalls ergangene Urtheil noch 
am nämlihen Tage den beiderfeitigen Parteien vom Gerichte zugeftellt 
werden joll. 

6) Falls aber ein oder der andere Theil Dur ein ſolches ergangenes 
Erfenntniß beſchwert zu fein vermeinte, ſoll feine Appellazion hierüber 
geftattet fein, jedod demfelben den Refurs an das k. A. ©., und zwar uns 
gehindert der etwa einlaufenden Ferien längitens binnen den nächſten 6 
Tagen, von der Zeit des zugeftellten-Urtheiles (mworunter jedoch der Tag 
der Zuftellung des Urtheiles und. der beigebrachten Bejchwerde nicht ges 
rechnet werden fol!) zu nehmen, und feine Beſchwerde mit Auslaflung 
aller zur Hauptſache nicht dienlihen Einwürfe ohne Wiederholung deifen, 
was jchon bei den Nothdurftshandlungen in erfter Inſtanz vorgefommen, 
nach möglichfter Kürze beizubringen, fohin feine Beſchwerdeſchrift dem Richter 
erfter Inſtanz zur ungeſäumten Einbegleitung der verhandelten Akten und 
der Beweggründe feines Urtheiles an das A. ©. einzureichen, bevorſtehen. 

7) Damit die gedahten vorgefchriebenen Termine genau beobachtet 
werden, wird verordnet: Daß fowohl die in erſter Inſtanz wider die gejches 
bene Auffündigung einzureichenden Einwendungen, ald aud die an das 
f. U. ©. zu verfaffenden Bejchwerdejhriften mit den Worten: in Aus- 
ziebungsfahen, von außen bezeichnet, und die dazu beftimmten Tage 
und Zeit für beftandig fortlaufend gehalten und verftanden werden jollen, 
dergejtalt, daß, im Falle der zur. Einreichung der Bejchwerde wider. bie 
geſchehene Auffündigung vorgefhriebene Tag in die Ferien fiele (nur allein 
die Sonn- und gebotenen Feiertage ausgenommen), die Parteien der— 
gleichen. Anbringen dennoch zur weiteren Vorfehrung an die Behörde um 
fo gewiffer zu überreihen haben werden, als im widrigen ein ſolches An— 
bringen ohne alle Ausnahme für ungiltig gehalten fein foll. 

Wenn von dem f. U. ©. das Urtheil der erften Inſtanz nicht be 
ftätigt worden, ‚fo fteht dem ſich durch das Urtheil des f, A. ©. beſchwert 
ahtenden Theile, anftatt. der Reviſion, der weitere Refurs an die F. f. 
oberite Zuftizftelle bevor, wobei ſich rüffichtlih der Friften und des ſon— 
ftigen Verfahrens durchgehends in jener Art zu benehmen ift, wie bei dem 
Rekurſe an das f. A. ©. hier oben vorgefhrieben ift. 

8) Alle hier vorerwähnten Vdgen., welche ſich auf die innerhalb des 
Burgfriedens der k. Hauptitadt Drag liegenden Viertel erftrefen, find nicht 
allein auf die Auffündigung der Wohnungen und Zimmer, fondern auch in 
Hinfiht auf Die vorgefchriebene Zeit und Art der Auffündigung , dann des 
bei entftehendem Streite vorgefchriebenen Verfahrens, und der hierbei 
zu beobachtenden Friften, auf die Keller, Ställe, und was immer dergleichen 
in. Beitand verlaffen werden kann, zu verftehen. 


D. Sn, Zinz. 
1657. Hfd. v. 15. März 1833 N. 2602, and. n. 8.4. ©. 


Meber die Auffündigung und Räumung vermietheter Wohnungen, 
und anderer Beitandtheile der Häufer in der Hauptſtadt Linz, und über 
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die Klagen wegen der dafür bedungenen Miethzinfe wird hiermit nach- 
ftehende, für alle Häufer, welche zur Stadt Linz, oder zum Marfte Ur: 
fahr nummerirt find, oder künftig noch nummerirt werden, giltige Vor— 
ſchrift ertheilt. 

$. 1. Alle gerichtlihen Verhandlungen über die Auffündigung und 
Räumung der Wohnungen, und über die während der Dauer des Mieth- 
vertrags verlangte Bezahlung oder Sicherftellung der Miethzinfe gehören 
in erfter Inſtanz vor das Stadt- und Landrecht zu Linz. wer 

Diefe ausjchliegende Gerihtsbarfeit des Stadt- und Landrechts er- 
ftreft fich auf fammtlihe, was immer für einer Nealgerihtsbarfeit un— 
terworfene Häuſer ohne Ausnahme, und auf alle Hauseigenthiumer, und 
Miethleute mit Einfhlug der Militärperfonen. Nur ift gegen’ die Lez- 
teren die Erefuzion durch Erfuchfchreiben an die Militärbehörde zu be— 
wirfen. 

$. 2, Die Auffündigung der Miethe muß entweder durch einen ge- 
richtlihen Zuftellungsfchein, oder durch eine fchriftliche, der Tag des 
Empfangs bezeichnende Befcheinigung des Hauseigenthiimers oder Mieths- 
mannes, welchem aufgefündigt wird, dargethan werden. Eine außer: 
gerichtliche Auffündigung, worüber Fein ſolcher Empfangfchein beigebracht 
werden Fann, tft ungiltig, und jeder andere Beweis darüber unzulaffig. 

$. 3. Eine gerichtlihe Auffündigung Tann bet dem Stadt- und 
Landrechte ſchriftlich überreicht oder mündlich zu Protofoll gegeben werden. 

$. 4. Die gerichtlihe Auffündigung muß, wenn dem Miethsmanne 
aufgefündigt wird, ihm felbft zugeftellt, und in feine Hände übergeben 
werden. Iſt er abwefend, oder nicht anzutreffen, fo bat der zur Zuftellung 
abgeordnete Gerichtsdiener die Aufkündigung jogleich in Gegenwart der 
allenfalls anmwefenden Hausgenoffen, und zweier Zeugen in dem Innern 
der Wohnung, oder wenn fie verfchloffen wäre, von außen bei dem 
Eingange anzufchlagen. Wird dem Eigenthümer des Haufes aufgefündigt, 
fo ift die Auffündigung entweder ihm felbft, oder wenn er nicht anmefend, 
oder in feiner Wohnung nicht zu treffen wäre, demjenigen, welder über 
das Haus die Aufficht führt, zuzuftellen. Findet fih Niemand, dem die 
gegen den Hauseigenthümer gerichtete Auffündigung zugeftellt werden 
fönnte, jo it fie im Haufe in Gegenwart zweier Zeugen anzufchlagen. 
Das Anfchlagen der Auffündigung gilt in allen diefen Fällen für die Zu— 
ftellung. Nach Umftänden kann auch für abwefende Perſonen, denen auf- 
gekündigt wird, von dem Gerichte ein Kurator beftellt, und diefem die 
Auffündigung übergeben werden. 

$. 5. Die Auffündigung der Wohnungen kann, in fofern nicht Darüber 
eine andere ausdrüflihe Uebereinfunft getroffen it, mar in beftimmten 
Friften, und fo gefhehen, daß die Miethe fich mit einem der a auf Licht» 
meſſen, Georgi, Jakobi, und Michaelis fallenden allgemeinen Termine 
der Wohnungsveränderungen endigt. 

Für Lichtmeffen muß die Auffündigung längftens am 13. Dftober des 
vorhergehenden Jahres; für Georgi längftens am 16. Februar Desfelben 
Jahres; für Jakobi längftens am 8. Mai desfelben Jahres; und für 
Michaelis längftens am 8. Auguft desjelben Jahres erfolgen. Eine nad) 
Verlauf dieſer Tage gefchehene Auffündigung ift für den nächitfolgenden 
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Termin der W Wohnungsveränderungen ungiftig, fie kann nur für einen 
fpäter folgenden Termin gelten, wen fidy der Auffündigende hierüber be— 
flimmt geäußert hat. ©erichtlihe Auffündigungen müffen, um giltig zu 
fein, binnen den oben beftimmten Friſten nicht nur bei Gericht überreicht, 
jondern auch demjenigen, gegen welchen fie gerichtet find, sugeftellt werdem 
Sie find alfo bei dem Stadt- und Landrechte zu einer Zeit einzureichen, 
oder zu Protokoll zu geben, wo die regelmäßige Zuſtellung noch füglich 
vor Ablauf der Friſt erfolgen Fann. 

$. 6. Nach gehörig geſchehener Auffündigung fol der Miethsmann 
binnen der auf den Lihtmeß-, Georgi-, Jakobi- oder Michaelstag nächſt— 
folgenden fieben Tage mit.der Naumung der Wohnung den Anfang machen, 
und demjenigen, welcher fie nach ihm bezieht, einen zur Verwahrung eines 
Theile der Fahrniſſe des Lezteren hinreichenden ſchiklichen Plaz, wo mög— 
lich die Halfte der Wohnung, einrgumen. Binnen der auf den Lichtmeß-, 
Georgis, Jakobi- oder Michaelistag nächſtfolgenden 14 Tage muß die 
Wohnung volftändig geleert, und übergebem werden, Wenn nicht am 
ten Tage Mittags ein Theil der Wohnung oder am 14 Tage Mittags 
die, ganze Wohnung geräumt wäre, fo joll diefe Räumung auf ſchriftliches 
oder mündliches Anjuchen desjenigen, dem daran gelegen tft, noch an dem— 
jfelben Tage von dem Gerichte mit Hilfe der Wache beiwirft werden; es 
jei denn, daß die Nothwendigfeit einer, polizeilihen Vorforge von den 
Dazu —I— Behörden erkannt wird. 

$. 7. Wenn derjenige, welchem ‚aufgefündigt worden iſt, ER 
aus —— Gründen Widerſpruch erheben will, ſo ſoll er binnen der 
auf den Tag des Empfangs der Aufkündigung nächſtfolgenden 4 Tage ſe ine 
Erklärung hierüber bei dem Stadt- und Landrechte überreichen, oder zu 
Protokoll geben, und zugleich die Orände, aus denen er die Auffündigung 
für unzuläffig halt, anführen. "Nah Verlauf diefer Frift wird er mit 
feinen) Einwendungen mehr gehört, und die Auffündigung, Telbit wenn 
fie zu jpät gejchehen wäre, für giltig angejeben. 

$. 8. Wird binnen der feſtgeſezten Frift die Erklärung, welche Se 
MWiderfpruc gegen die Auffündigung enthält, überreicht, oder zu Protokoll 
gegeben, fo ift fierals ‚eine Klage zu betrachten, und. darüber: zur mündli= 
hen Verhandlung auf möglichſt kurze Zeit eine Tagfazung mit dem Ans 
bange ‚anzuordnen, Daß im. Falle, des Ausbleibens des einem oder Des 
andern Theild, ohne weitere Vorladung desfelben, fogleich das Erfenntniß 
erfolgen würde. Das Urtheil fol nach gefchloffener Verhandlung unver— 
züglich gefhönft, und wo möglich noch an demfelben Tage fammt den Ent- 
Iheidungsgründen beiden Theilen zugeftellt werden. 

$. 9. Gegen das Urtheil findet feine Appellazion, fondern nur ein 
Rekurs ſtatt. Die Nefursfhrift, in weldher allenfalls sugleidh t die Be- 
ſchwerden anzuführen find, muß binnen der auf den Tag der Zuftellung 
des Urtheils nachitfolgenden 3 Tage an das Stadt- und Candredt zu Linz 
überreicht werden. Das Stadt- und Landredt hat den zu gehöriger Zeit 
übergebenen Refurs ſammt allen Aften, und den Entjheidungsgründen 
ohne Anordnung einer Snrotulirungstagfazung fogleih an das A. ©. ein: 
zuſenden, und hiervon dem Gegner des Rekurrenten Nachricht zu geben, 
zu ſpät angebrachte Rekurſe aber ſelbſt, und von Amtswegen zu verwerfen. 
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$. 10. Hat das A. G. das Urtheil der erften Inftanz abgeändert, fo 
kann dagegen mit Beobachtung der Vorfchriften des vorhergehenden Para— 
graphs der Rekurs an die oberfte Zuftizftelle ergriffen werden. 


$. 11. Wird ein Beweis durch Zeugen, oder Kunftverftändige ange- 
boten, fo bat das Gericht, in fo fern es denfelben entſcheidend findet, 
nicht durch Beiurtbeil zu erfennen, fondern die Zeugen oder Kunſtverſtän— 
digen ſogleich durch Beſcheid vorzuladen, der ©. D. gemäß zu verneh- 
men, und nach beendigtem Zeugenverhöre, oder Augenfchein unverzüglic 
die Hauptfache zu entfcheiden. Den ftreitenden Theilen foll die Vorladung 
der Zeugen oder Kunftverftandigen befannt gemacht und geftattet werden, 
der Beeidigung der Zeugen oder dem Augenfcheine beizumohnen. 


Bejondere Fragftüfe können bei der zum Zeugenverhöre angeord— 
neten Tagjazung übergeben werden. Beweisjchriften oder Beweisein- 
reden find nicht anzunehmen. 


$. 12. Gegen die Vorladung der Zeugen oder Kunftverftandigen 
findet fein Refurs ſtatt. Den ftreitenden Theilen, welche den zugelaf- 
fenen Beweis überflüfftg oder unerheblich finden, fteht frei, fih in den 
Bejchwerden gegen das Urtheil über die Hauptfache zugleich gegen die 
Folgen des Beichluffes über die Beweisführung zu vertheidigen. 


$. 13. Zeugen, die nicht in den 4 Kreifen der Provinz Defterreich 
ob der Enns wohnen, oder wegen anderer Hinderniffe nicht fogleih ab— 
gehört werden können, werden nicht zugelaffen. 


$. 14. Der Beweis durch den Eid fol, wenn in lezter Inſtanz 
erfannt worden it, binnen 3 Tagen nad Zuftellung des Urtheild ans 
getrefen werden. 


$. 15. Ale ſchriftlichen Eingaben, welche fih auf die Auffündigung 
einer Wohnung beziehen, find von außen mit, den Worten: »In Aus-— 
ziehſachen« zu bezeichnen. 

$. 16. Die in den SS. 5, 6, 7, 9, 12 und 14 diefer Vdg. feftge- 
fezten Friften laufen auch an Sonn- und Feiertagen und andern Fe— 
rialtagen ununterbrochen fort. Nur wenn der lezte Tag der Frift auf 
einen Sonntag oder gebotenen Feiertag fallen würde, verlängert ſich 
diefelbe bis an das Ende, oder in dem Falle des g. 6 bis zum Mit: 
tage des nächftfolgenden Werftages. 


$. 17. Ueber die im 5. 1. diefer Vdg. bezeichneten Klagen wegen 
rükſtändiger Miethzinfen, ift nach der allg. Vorfchrift der ©. D., jedoch 
mündlich zu verhandeln. ; 


$..18, Die für Wohnungen bier ertheilten Vorfchriften gelten auch 
für vermiethete Keller, Ställe, Gewölber, und andere Beitandtheile, und 
Zugehsrungen der Gebäude, 


$. 19. Sn fo fern dem Stadt- und Landrechte zu Ling duch den 
$. 1. der gegenwärtigen Vdg. eine früher andern Gerichten zugeftandene 
Jurisdikzion übertragen wird, find für die diesfälligen Amtsverrichtungen 
nur jene Taren abzunehmen, welche bei den gedachten Gerichten geſez— 
lich befteben. 
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E. Sn Gräz. 


41658. Kurrende des fteier. Gub. v. 25. März 1837 ers 4823 
(PB. 63 u. 3. 151). 


Vermög berabgelangten h. Hfzd8. v. 23. Febr. d. J. 3.3473, wird 
hiermit über die Auffündigung und Räumung vermietheter Wohnungen 
und anderer Bejtandtheile der Häufer in der Hauptitadt Gräz und in 
den dazu gehörigen Vorftädten, und über die Klagen wegen der dafür 
bedungenen Mietbzinje zu Folge a. h. Entſchl. vom 14. Jänner d. J. 
nachitehende, für alle Haufer, welche zur Stadt Gräz und den dazu ge— 
börigen Vorftädten nummerirt find, oder Fünftig nummerirt werden, gil— 
tige Vorſchrift ertheilt: 


5. 1. Alle gerihtlihen Verhandlungen über die Auffündigung und 
Räumung der Wohnungen, und über die während der Dauer des Mieth— 
verfrages verlangte Bezahlung oder Sicherftellung der Miethzinfe gehö— 
ven in erfter Inſtanz vor den Magiftrat der f. k. Hauptitadt Gräz. 
Diefe ausfchliegende Gerichtsbarfeit des benannten Magiftrates erftreft 
fih auf fammtlihe Häufer der Hauptſtadt Gräz und der dazu gehöri- 
gen Vorſtädte ohne Ausnahme, und auf alle Hauseigenthümer und Mieth- 
leute mit Einfhluß der Militärperfonen, nur iſt gegen die Leztern die 
Erefuzion durch Erſuchſchreiben an die betreffende Militärbehörde zu 
erwirfen. 


5. 2, Die Auffindigung der Miethe muß entweder durch einen ge— 
rihtlihen Zuftellungsfhein, oder durch eine jchriftlihe, den Tag des 
Empfanges bezeichnende Beſcheinigung des Hauseigenthümers oder Mieth- 
mannes, welhem aufgefündigt wird, dargethan werden: Eine außer- 
gerichtlihe Auffündigung, worüber fein folder Empfangfchein beigebracht 
werden fann, ift ungiltig, und jeder andere Ausweis darüber unzuläfig. 


$. 3. Eine gerihtlihe Auffündigung kann bei dem gräger Magis 
ftrate fchriftlich überreicht oder mündlich zu Protokoll gegeben werden. 


$. 4. Die gerichtliche Auffundigung muß, wenn dem. Miethbmanne 
aufgefündigt wird, ihm felbit zugeftellt und in. feine Hande übergeben 
werden. Iſt er abwefend, oder nicht zu treffen, fo hat der zur Zus 
ftellung abgeordnete Gerichtsdiener die Auffündigung fogleich in Gegen 
wart der allenfalls anweſenden Hausgenpffen und zweier Zeugen in dem 
Innern der Wohnung, oder wenn fie verfchloffen wäre, von Außen bei 
dem Eingange anzufhlagen. Wird dem Eigenthümer des Haufes auf: 
gefündigt, fo ift Die Auffündigung entweder ihm felbit, oder wenn er 
niht anmefend oder in feiner Wohnung nit zu treffen wäre, dem— 
jenigen, welcher über das Haus die Aufficht führt, zuzuftellen. Findet 
fih Niemand, dem die gegen den Hauseigenthümer gerichtete Auffündigung 
zugeftellt werden fünnte, fo ift fie im Haufe in Gegenwart zweier Zeus 
gen anzufhlagen. Das Anfchlagen der Auffündigung gilt in allen diefen 
Fällen für die Zuftelung. Nach Umftänden kann auch für abmwefende 
Perfonen, denen aufgefündigt wird, vom Gericht ein Kurator beftellt, 
und diefem die Auffündigung übergeben werden. 
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5. Die Auffündigung der Wohnungen Fann, infoferne nicht dar— 
über eine ausdrüflihe Webereinfunft getroffen ift, nur in beftimmten 
Friften und fo gefheben, daß die Miethe fih mit einem der vier auf 
Lichtmeß, Georgi, Jakobi und Michaeli hiermit beftimmten allg. Termine 
der Wohnungsveranderungen endigt. Für Lichtmeg muß die Auffündi- 
gung längftens am 13. Dftober des vorhergehenden Zahres, für Georgi 
längitens am 16. Febr. desfelben Zahres, für Jakobi längſtens am 8. 
Mai desjelben Jahres, und für Michaeli längitens am 8. Auguft des— 
felben Sahres erfolgen. Eine nah Verlauf diefer Tage gefhehene Auf- 
fündigung iſt für dem nachitfolgenden Termin der Wohnungsveranderung 
ungiltig, fie kann nur für einen fpäter folgenden Termin gelten, wenn 
fih der Auffündigende hierüber beftimmt geäußert bat. ©erichtliche Auf- 
fündigungen müffen, um giltig zu fein, binnen den oben beftimmten Friften 
nicht nur bei Gericht überreicht, fondern auch demjenigen, gegen welchen 
fie gerichtet find, zugeftellt werden, fie find aljo bei dem gräzer Ma- 
giftrate zu einer Zeit einzureichen oder zu Protofoll zu geben, wo die 
regelmäßige Zuftellung noch füglich vor Ablauf der Frift erfolgen Fann. 


$. 6. Wenn Derjenige, welchem aufgefindigt worden tft, dagegen 
aus rechtlichen Gründen Widerfpruch erheben will, fo foll er binnen der 
auf den Tag des Empfanges der Auffündigung nadhitfolgenden vier Tage 
feine Erflarung hierüber bei dem gräzer Magiſtrate überreichen, oder 
zu Protokoll geben, und zugleich die Gründe, aus denen er die Auffün- 
digung für unzuläßig halt, anführen. Nach Verlauf Diefer Zeit wird er 
mit feiner Einwendung mehr gehört, und die Auffündigung felbit, wenn 
fie zu fpat gefchehen wäre, für giltig angefehen. 


$. 7. Wird binnen der feftgefezfen Frift die Erflärung, welche den 
Widerſpruch gegen die Auffündigung enthält, überreicht, oder zu Pro— 
tofoll gegeben, fo ift fie al8 eine Klage zu betrachten, Darüber zur 
mündlihen Verhandlung auf möglift Furze Zeit eine Tagfazung mit dem 
Anhange anzuordnen, daß im Falle des Ausbleibens Des einen oder des 
andern Theiles ohne weitere Vorladung desjelben fogleich das Erkennt— 
niß erfolgen werde. Das Urtheil fol nach gefchloffener Verhandlung 
unverzüglich geſchöpft, und wo möglih nod an demfelben Tage ſann 
den Entſcheidungsgründen beiden Theilen zugeſtellt werden. 


$. 8. Gegen das Urtheil findet feine Appellazion, ſondern nur ein 
Rekurs ſtatt. Die Rekursſchrift, in welcher allenfalls zugleich die Be— 
ſchwerden anzuführen ſind, muß binnen den auf den Tag der Zuſtellung 
des Urtheiles nachfolgenden drei Tagen an den gräzer Magiſtrat über— 
reicht werden. Der Magiſtrat hat den zur gehörigen Zeit übergebenen 
Rekurs ſammt allen Akten und den Entſcheidungsgründen ohne Anord— 
nung einer Inrotulirungstagſazung ſogleich an — A. G. einzuſenden, 
und hiervon dem Gegner des Rekurrenten Nachricht zu geben; zu ſpät an— 
gebrachte Nefurfe aber jelbit von Amtswegen zu verwerfen. 

$. 9. Hat das A. ©. das Urtheil der erſten Inftanz abgeandert, fo 


fann dagegen mit Beobahtung der Vorfchriften des vorhergehenden Para- 
graphes dev Rekurs an die oberfte Zuftizitelle ergriffen werden. 
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$..10. Wird ein Beweis durch Zeugen oder Kunftverftändige ange— 
bothen, jo hat das Gericht, infoferne es denfelben entfcheidend findet, 
nicht duch Beiurtheil zu erfennen, fondern die Zeugen oder Kunftverftäne 
digen jogleich durch Bejheid vorzuladen, der G. D. gemäß zu vernehmen, 
und nad) beendigtem Zeugenverhör oder Nugenfchein unverzüglich die Haupt— 
fahe zu entjcheiden. Den ftreitenden Theilen jol die Vorladung der 
Zeugen oder Kunftverftändigen befannt gemacht und geftattet werden, der 
Beeidigung der Zeugen oder dem Augenſchein beizumohnen. Befondere 
Frageftüfe Fönnen bet der zum Zeugenverhör angeordneten Tagfazung 
übergeben werden, Beweisfchriften oder Beweiseinreden find nicht anzu= 
nehmen. 


$. 11. Gegen die Vorladung der Zeugen oder Kunftverftändigen fin- 

det fein Rekurs ftatt. Den ftreitenden Theilen, welche den zugelaffenen 

Beweis überflüffig oder unerheblich finden, fteht frei, fich in den Beſchwer— 

den gegen das Urtheil über die Hauptfache, zugleich gegen die Folgen des 
Beſchluſſes über die Beweisführung zu vertheidigen. 

" & 12. Zeugen, die nicht in der Provinz Steiermarf wohnen, oder 


wegen anderer Hinderniffe nicht jogleich abgehört werden Fünnen, werden 
nicht zugelaffen. 


$. 13. Der Beweis durh den Eid foll, wenn in lezter Inftanz 
darauf erfannt worden ift, binnen drei Tagen nach Zuftellung des Ur- 
theil8 angetreten werden. 


5. 14. Alle fhriftlichen Eingaben, welche fich auf die Auffündigung 
einer Wohnung beziehen, find von Außen mit den Worten: »in Aus— 
ziehfachen» zu bezeichnen. 


$. 15. Nach gehörig gejchehener Auffündigung und rechtsfräftiger 
Entjheidung der -allenfalld dagegen gemachten Einwendungen, foll der 
Miethsmann binnen den auf den Lichtmeß-, Georgis, Jakobi- oder Mi- 
haelstage nächftfolgenden fieben Tagen mit der Räumung der Wohnung 
den Anfang machen und demjenigen, welcher fie nach ihm bezieht, ei- 
nen zur Verwahrung eines Theiles der Fahrniſſe des Lezteren hinreis 
enden jchiflihen Plaz, wo möglich die Hälfte der Wohnung, einräu- 
men. Binnen den auf den Lichtmeß-, Georgi-, Jakobi- ober Michaels- 
tog nächſtfolgenden 14 Tagen muß die Wohnung vollftändig geleert und 
übergeben werden. Wenn nicht am fiebenten Tage Mittags ein Theil 
der Wohnung, oder am vierzehnten Tage Mittags die ganze Wohnung 
geräumt wäre, fo joll dieſe Räumung auf fchriftliches oder miündliches 
Anfuhen desjenigen, dem daran gelegen tft, noch an demfelben Tage 
von dem Gerichte mit Hilfe der Wache bewirft werden; es fei denn, 
daß die Nothiwendigfeit einer polizeilichen Vorforge von den dazu be— 
rufenen Behörden erfannt werde. 


$. 16. Die in diefer Vdg. beftimmten Friften laufen auch an Sonn— 
und Feierfagen und an andern Ferialtagen ununterbrochen fort; nur 
wenn der lezte Tag der Frift auf einen Sonntag oder gebotenen 
Feiertag fallen würde, verlängert fich diefelbe bis an das Ende, oder 
in dem Falle des S. 15, zum Mittage des nächſtfolgenden Wochentages. 
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$. 17. Die für Wohnungen bier ertheilten Vorfchriften gelten auch 
für gemiethete Keller, Ställe, Gewölbe, jo wie andere Beftandtheile und 
andere Zugehörungen der Gebäude. 

$. 18. Ueber die im erſten Paragraphe dieſer Wdg. bezeichnete 
Klage it nah den Vorſchriften der allg. ©. D., jedoh mündlich, zu 
verhandeln. 

$. 19. Für alle in diefer Vdg. vorfommenden Amtsverrichtungen 
bat der Magiftrat der ka f. Hauptitadt Graz die Taren ohne Unterfchied 
der Zurisdifzionen nach der vierten Klafle des Patents vom 1. Nov. 
1781 abzunehmen. 





Ä Allgemeine 
Suftrufzion 


für die Zufizfiellem" 


2659. Patent v. 9. Sept. 1785 N. 464 *). 


ft Meier gegenwärtigen Patentes wird die allgemeine Inſtrukzion 
über das eigentlihe: Benehmen im Verhandlung der den’ Quftizitellen an: 
vertrauten Geſchäfte mit den beftimmt, daß dieſe Inſtrukzion bei allen 
A. Gy: Landredten, adelichen Zuftizadminiftragionen, und ordentlic ve: 
gulirten Magiftraten der böh. 8. deutihen Erbländer durchgehends auf 
dad Genauefte beobachtet werden, und zur allgemeinen einzigen Nicht: 
ſchnur dienen fol. 

Diejenigen Moagiftrate und Gerihtsbehörden, die. bisher nach den 
allgemeinen Grundſäzen noch nicht hergeſtellt werden konnten, follen bis 
zu ihrer erfolgenden: gleihen Regulirung dieſe Inſtrukzion in fo weit 
befolgen, ald es ihnen vermöge ihrer dermaligen DOrganifirung möglich 
fein wird **). 0: 

Gleich den Rechtsbehörden haben auch die Parteien, weldhe vor Ge— 
richt Recht ſuchen oder nehmen, und ihre Sachwalter fich aus diefer In— 
ftrufzion diejenigen Punkte gegenwärtig zu halten, welche auf derfelben 
eigened Benehmen Beziehung haben. 

Zur Erleihterung der Drdnung und Deutlichfeit find die Gefchäfte, 
worüber. in gegenwärtiger Inſtrukzion die Vorſchrift ertheilt wird, in 
zwei Hauptabtheilungen gefondert. 

Die erſte Abtheilung enthält den allgemeinen Gang, welchen ein 
bei Gerichtitellen einfommender Auffaz vonder Einveihung bei dem Ein- 

reihungsprotofolle bi8 zur Beilegung in die Regiftratur zu halten hat. 
| Die zweite Abtheilung gibt die Anmweifung, wie die einzelnen Ge— 
genftände nach ihrer Verjchiedenheit zu. behandeln find. 


*) Diefes Pat. das Manipulaziongvat. oder die Gerihtsinftrufzion genannt) _ 
hat in allen Provinzen verbindliche Kraft, in welchen entweder die jofephinifche 
oder Die weitgaliziihe ©. D. gilt. Hiervon ift blos Galizien ausgenommen, wo 
die weitgaliziiche Inſtrukzion v. 27. Nov. 1801 feit dem 1. Nov. 1807 (8) 
eingeführt ift. 

FF) Auch für Militärjuſtizbehörden tft, in fo weit bei denfelben nicht befondere 
Einrihtungen und Vorſchriften beſtehen, diefe Inſtr. brauchbar; |. 17665. 
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58 1. %. 1. 9. Einreihungsprotofoll. F. 1 — 3. 


GErſte AUbthbeilung 


Erfter Abſchnitt. 
Bon Einreihung der Schriften und dem Einreichungsprotokolle H. 


Bei den mit Magiſtraten vereinigten Wechſelgerichten. 


1660. Hfd. v. 17. März 1785. 

Mit 1. Juli d. J. ſoll das dermal für ſich allein beſtehende Mer— 
kantil- und Wechſelgericht in Prag aufgehoben erklärt und dasſelbe mit 
dem prager Magiſtrate dermaßen vereint werden, daß jedoch die Mer— 
fantil= und Wechſelgeſchäfte unter der vorigen Benennung des Merkan— 
til- und Wechſelgerichtes fortgeführt, unter dieſer Benennung von den 
Parteien exhibirt, von dem Magiſtrate expedirt, daher das protocollum 
exhibitorum, Rathsprotokoll und Regiſtratur über die Wechfel- und - 
Merfantilgefhäfte abgefondert geführt, die Beratbichlagungen in beſon- 
deren Sizungen, denen zwei von dem Handelftande gewählte beeidigte 
Beifizer mit Stimmung, jedody unentgeldlich, zu interseniren haben, auf 
genommen und die eingehenden Taren verrechnet werden follen. 


2661. Hfd. v. 1. Nov. 1786 N. 592. 


Den 1. Nov. 1786 ward das troppauer Merfantil- und Wechſel— 
gericht mit dem dafigen Magiftrate dergeftalt vereinigt, daß die Mer- 
Fantil= und Wechfelgefhäfte in dem Einreihungs- und Ratheprotofolle, 
dann in der Negiftratur, abgefondert gehalten, unter dem Namen des 
troppauer Wechfelgerichtes erpedirt, zu den Berathſchlagungen in diejen 
Geihäften aus dem Gremium dortiger Handelsleute zwei Handlungs- 
verftändige beigezogen werden follen. 


Beftimmung des Einreihungsprotofolles,. 


1662. Hfd. v. 12. Febr. 1788 N. 781, an das böh. A. ©. 


Das Einreihungsprotofoll ift allein zur Ueberreihung der Schrif- 
ten, und was in deffen Folge in dem erften Abfchnitte der Snftrufzion 
befohlen ift, beftimmt; dasfelbe kann alfo Feinerdings zu Ausfünften für 
nachfragende Parteien verwendet werden **). 


) Zur Evidenzhaltung der Zivil: und Kriminalgeihäfte find diejelben von dem 
Einreihungsprotofolle bis zur Hinterlegung in die Regiftratur in abgefonderten 
Regiftern zu verzeichnen; f. 2674, $. 7. 

*) Es gibt Peine Zeugniffe über die nicht angemeldete Appellazion oder Re: 
vifion, f. 883. 
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1663. Hfd. v. 5. April 1791 Ne 134, an das böh. A. ©, 
a) Bei dem Einreihungsprotofolle Fann nichts mündlih angebracht 
werden. 
; $. 1, 
Bei Aufſäzen in gerichtlihen Gefchäften muß durchaus alles 
Unnüze vermieden, und nur, was zur Sache jelbit gehörig. ift, 
ordentlich ausgeführt werden. Daher was immer von Parteien, 
Obrigfeiten, Untergeordneten oder aud von vorgefezten Behör: 
den an Gerichtftellen gelangt, weder bei Unterzeichnung, nod) 
bei der Adrefje felbft einer fogenannten Courtoifie bedarf, Es 
ift genug, wenn von außen der Name ded Gerichted, wohin 
die eingereichte Schrift gehört, angezeigt wird. 

©. % 14 der ©. O. u. 1S16 u f. 


92% | 
Der ordentlihe Gang eines Exhibitums ift an die Gtelle 
jelbft und derfelben Einreichungsprotofoll; bei Geheimniffen oder 
anderen bedenflihen und wichtigen Umftänden aber fünnen Stel; 
len und Parteien ihre Schriften unmittelbar an den Vorfizen: 
den des Gerichtes enden. Dieje Schriften müfjen verfchloffen 
überreicht und Die Aufjchrift an den Vorfizenden gemacht werden; 
Verſchloſſen ift auch alles zu überreichen, was von einer 
untergeordneten Behörde an eine höhere gefendet wird, 


3. 

Zu dem Einreichungsprotofolle hat jedes Gericht in dem 
ihm zugewiefenen Haufe ein eigenes Zimmer zu beftimmen, wo 
die. einfommenden Schriften übernommen werden. Hier hat 
Die Ueberreihung zu Handen des Protofolliften zu gefchehen, 
welcher außer dem Amte weder ein Erhibitum annehmen, noch 
im Amte die Annahme unter was immer für einem Vorwande 
verweigern Darf. 


1664: Hfd. v. 10. März 1788 N. 795, an das n. ö. A. ©. 


a) Ein zum Einreihungsprotofolle überreichte Stüf kann unter 
feinem Borwande mehr zurüfgegeben, fondern muß in jener Yen wie 
es die Inſtrukzion fordert, behandelt werden. 


1665: Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an das in. ö. WU ©, 


) Ein Erhibitum kann deßwegen, weil es im beutfher Sprache 
. verfaßt iſt, Feinerdings zurufgewiefen werden. 
49* 
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$. 4. 


Das Einreichungsprotokoll muß täglich, die Sonn: und 
gebotenen Feiertage nicht ausgenommen, von 8 bi8 11 Uhr 
Vormittag, Dann von 3 bis 6 Uhr Nachmittag offen gehalten 
werden. Außer Diefen Stunden bleibt e8 verfchlofien. Es ift 


die Vorfehung zu treffen, Daß dasjenige, was auf der Poft ein 


gefendet wird, von dem Gerichtsdiener jederzeit mit möglichfter 
Beförderung abgeholt und dem Einveijungeprotofolle —— 
ben werde. 


1666: Hfd. v. 10. März 1788 N. 795, an das m. 3. a. 6 
d) Das Gremium der Advokaten iſt neuerlich anzuweiſen, daß ſie 
ihre Kanzleien anhalten ſollen, die Ueberreichung der Exhibiten, ſo weit 
es thunlich iſt, beſſer einzutheilen, und nicht immer alles eben in der 
lezten halben Stunde zu überreichen. 


1667: Hfd. v. 27. Juli 1789 N. 1040, an das n. ö. A. ©. 


Da der Gerichtstag-fih nur nach den, dem Gerichte außgemeifenen 
Amtsftunden reguliert, ſo ift, nah gefchloffenem Einreihungsprotofolle 
feine Schrift mehr vom Tage der Einreichung bei dem Prafidium, ſon— 


dern von dem folgenden Tage zu präfentiren; und kann folglich durch 


die Einreihung bei dem Prafidium die Falfrift nicht gerettet werden. 


1668: Hfd. ». 11. Sinner 1831 N. 2500, an alle A. ©. 


Die a. h. Entfhl. v. 17. Dft. 1830, wodurd die Amtsftunden bei 


allen Hilf3- und Mantpulazionsamtern landesfürftliher Behörden bis auf 
die. zweite Nachmittagsftunde beſchränkt worden find, hat an den für die 


Einreihungsprotofolle der Gerihtsbehörden in. dem 4. $. der I. Abth. der. 


Snfte. v. 9. Sept. 1785 und im 6. $. der Inſtr. v. 27. Nov. 1801 feit- 


gefezten Amtsftunden, welche auch Fünftig genau zu beobachten find, nichts 


— 
8. 5 


Der Protokolliſt iſt ſchuldig, die überreichte Schrift in 
Gegenwart desjenigen, der ſie übergibt, mit der Zahl zu be— 
zeichnen, die ihr nach der Zeitordnung der geſchehenen Ueber— 
reichung zukommt; dieſe Zahl läuft vom 1. Jänner bis lezten 
Dezember des Jahres fort; der Protokolliſt hat Darauf zu ſehen, 
daß in den Zahlen feine Srrung unterlaufe, Feine Zahl über: 
fprungen, feine zweimal angefezt, oder Bruchzahlen eingemengt 
werden. Die. Aufzeichnung der Zahl hat fichtbar von außen 
unter der Aufjchrift zu gefchehen, und find daſelbſt Tag, Mio; 
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nat und Jahr der geſchehenen — * mit aller ©e; 
nauigfeit anzumerfen ). 


1669: Hfd. v. 10. März 1788 N. 795, an das n. ö. 4. ©. 


€) Die im S. 5 der Inftrufzion befohlene Bezeihnung der über- 
‚ reichten Schrift hat mur dann in Gegenwart der Partei zu gefchehen, 
wenn dieſe es ausdrüflich verlangt. 


$. 6. 


Mer fi über die. gefchehene Ueberreihung einen Beweis 
verfchaffen will, hat auf einem befonderen Bogen die Abfchrift 
der Rubrik des übergebenen Erhibitums zum Protofolle mitzu— 
bringen; dann ift der Protofollift ſchuldig, Diefe Abfchrift, nach— 
dem er foldye mit der Urfchrift gegen einander achalten, mit 
der nämlichen Zahl als dieſe zu bezeichnen, auch darauf den 
Tag, Monat und Jahr der Ueberreihung anzumerfen. 

Diefer Beweis muß auch dann nicht verweigert werden, 
wenn ihn die Partei erft nad) der Ueberreichung fordert. 


1679. Hfd. v. 10. März 1788 N. 795, an das m. ö. A. ©. 

b) Die Rezepiflen, weldhe von dem Einreihungsprotofolliften in 
Folge $. 6 der Inſtrukzion derjenigen Partei, die es verlangt, zu er— 
folgen find, bedürfen feines Stempeld. Nur wenn fte in der Folge zum 
Beweiſe der gejhehenen Zuftelung dem Gerichte vorgelegt werden, tft 
fih nad dem Stempelpatente zu achten. 


1671: Hfd. v. 13. Juli 1797, an alle Lit. 

Es ift vorgefommen, daß bier und da bei den Einreichungsproto- 
follen der Gebrauch beitehe, den Parteien auf Verlangen fogenannte 
Nrotofollsertrafte oder Zeugniffe, daß fie ein Gefuch oder Vorftellung 
bei dem Protokolle eingereicht haben, gegen Entrihtung einer Tare hin— 
auszugeben. Diefer Gebrauch wird hiermit allgemein abgeftellt, und da- 
gegen verordnet, daß diejenige Parter jelbit, welhe eines ſolchen Pro— 
tofollsertraftes oder Zeugniffes bedarf, eine mit dem Stempel verſehene 
Copiam rubri des eingereihten Anbringens zu dem Protofolle zu bringen 
babe, und von dem Brotefolsdireftor dann nur das Präfentatum mit 
feiner Unterfertigung beizufezen, hierfür aber Feine Abgabe oder Bezug, 
unter was immer für einem Namen, bei jhwerfter Verantwortung zu 
fordern oder anzunehmen fei. 


Fertigung der Poftrezepiifen. 
1672. Hfd. v. 6. Aug. 1825 N. 2121. on ale .G. u 
Die Poftwagensdirefzion bat der allg. Hoffammer die Anzeige er- 


°—- *) Unter diefe Zahl (numerus exhibiti) wird in Geftait eines Bruches auch die 
Referentenzahl geſchrieben; ſ. $. 26. c. 
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f 


ftattet, Daß Die Unterfertigung und Betätigung der Rezepiffen über Poſt— 
wagenfendungen an Behörden häufig von den Amtsdienern geſchehe. Da 
num diefer Gebrauch zu Anftänden Anlaß gegeben hat, fo ift Das Zwek— 
mäßige zu verfügen, damit dergleihen Empfangsbeftätigungen Fünftig 
immer von dem Protofollsdireftor felbft, oder in ‚deffen Verhinderung 
von feinem Stellvertreter unterfertigt werden. Ä 


5.7 


Nach gefchehener Ueberreichung hat der Protofollift, wenn 
er nicht durch neue Parteien verhindert wird, die Zahlen der 
Schriften, die Gerichtöbehörde, von welcher fie fommen, den 
Sefchleht3: und Zaufnamen der Parteien, welche die Schrift 
betrifft, endlich mit wenigen Worten Das Wefentliche des Gegen: 
flandes in das Kinreichungsprotofoll nah der Zahlenreihe eins 
zutragen. Zu Diefem Ende fann der Protofollift in allen Fäl— 
len, wo Die Rubrik nicht von außen überfchrieben ift, den Ums 
fhlag mit der Behutfamfeit, daß das Siegel nicht verlegt werde, 
eröffnen. In diefem Falle ift der Umfchlag und Die darin entz 
haltene Schrift mit der nämlichen Zahl zu bezeichnen, und der 
Umfchlag bis zur erfolgten Erledigung der Schrift zurüf zu 
halten. Gollten in einem Umfchlage mehrere Schriften ein: 
fommen, fo find fie nad) fortlaufender Ordnung der Zahlen 
zu bezeichnen, Auf dem Umfchlage ift jede Zahl anzumerken, 
wenn auch zwifchen Der Zeit der gefchehenen Ueberreihung und 
des eröffneten Umfchlages mehrere andere Stüke übergeben, 
und alſo Die Reihen der Zahlen unterbrochen worden find, 


$. 8. 


Diejenigen Schriften, welche unter der Auffchrifts »An 
den Vorfizenden« überreicht worden, darf der Protofollift nicht 
eröffnen, In dieſem Falle hat er den Ueberfchlag mit der Zahl, 
fo der überreichten Schrift nach der Zeitordnung zufommt, zu 
bezeichnen, Die Zahl in das Protofoll einzutragen, und einen 
angemefjenen Raum zu laffen, Damit ja, wenn die überreichte 
Schrift von dem Vorfizenden dem Einreichungsprotofolle zu: 
fommt, Die ordentliche Eintragung gefchehen fünne, Sn dem 
Einreihungsprotofolle ift neben der fürgetragenen Zahl aus: 
Drüflih anzumerfen: »An den Präfidenten« — oder: »An den 
Bürgermeifter«, damit man fogleich Die Urfache wife, warum 
die ordentliche Eintragung nicht gefchehen fei, 
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9.9 
Wenn bei einer erften Behörde eine Schrift nad Map 
der. Gerichtsordnung Doppelt, oder mit mehreren Rubrifen ein: 
gereicht wird, ift jede Schrift oder jede Rubrif mit der nämz. 
lihen Zahl zu bezeichnen, die Eintragung in das Protofoll aber 
nur einmal zu machen. Und ift an der Seite anzumerfen; 
doppelt, oder mit z. B. vier Rubrifen. 


$. 10. 


Bon den einfommenden Schriften muß die Eintragung in 
dad Protvfoll immer ungefäumt geſchehen. Der hierzu beftellte 
Beamte Darf feinen Amtsort nicht eher verlaffen, bis alle an 
demfelben Tage vorgefommenen Schriften ordnungsmäßig ein: 
getragen find, 

$. 11. 


Um bei dem Einreichungsprotofolle durch eine fonzentrirte 
Vormerfung den Gang jeded Geſchäftes von feiner Ueberreis 
hung bis zur Beilegung in die Negiftratur leicht überfehbar _ 
zu machen, joll das Einreichungsprotofoll in gedruften, abge: 
theilten Bögen von gleihem Formate geführt, und bei jedem 
Bogen oben angemerkt werden: Einreichungsprotofoll vom 3. B. 
1. Sinner 1736. An Sonn: und Feiertagen ift Ferialtag zu 
ſezen. Wäre an einem Tage gar nicht3 eingereicht worden, fo 
ift der Lauf der Protofolldtage dennoch nicht zu unterbrecden, 
fondern anzumerfen: Einreichungsprotokoll vom z. B. 1. Jänner 
1786. Iſt nichts eingekommen. 


$. 12: 


Das Einreichungsprotofol hat aus folgenden fieben Ru: 
brifen oder Kolumnen zu beftehen: 
a) Zahl der überreichten Schrift, Die nad) Vorſchrift des 
Su zu führen i 
b) Gegenſtand der überreichten Schrift, nad) Anleitung 
des $. 7, 
-. €). Tag ber Erledigung, welcher aus den täglich nad) dem 
*) inter die Zahl (numerus exhibiti) wird in Geftalt eines Bruches auch die 
Zahl geſezt, unter welcher dieſes Stük dem Referenten in feinem Ternione zus 


gewieſen erſcheint; |. F. 26, c. darunter wird dann der Name des Referenten 
geſchrieben; 1. $- 15 u. 21. 
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Ende der Rathöfizung zurüffommenden Referententernionen zu 
BI iſt. ©, $, 28, 

d) Zag der vollendeten Exrpedizion; Diefer ft aus dem 
von dem Erpeditor laut $. 96 täglich zu erhaltenden Verzeich- 
niffe zu erheben. 

e) Zag der Zuftellung. 

f) Tag der von der Partei felbft —— Erhebung; 
Ueber welche beide Rubrifen ebenfalld von dem Erpeditor täg⸗ 
lich die Auskunft einzuholen iſt. 

8) Tag der Abgabe in Die Regiſtratur; dabei iſt zugleich 
der Faszifel und die Zahl anzumerfen, worunter Die Schrif—⸗ 
ten beigelegt find. 


$. 19. 


Wenn mit einer Schrift etwas gerichtlich erlegt werden 
fol, iſt Diefelbe bei dem Einreihungsprotofolle nicht anzuneh: 
men. Der Ueberbringer muß fie an einem ©erichtstage bei 
verfammelter Rathsfizung fammt demjenigen, was er Dadurch 
der gerichtlichen Verwahrung übergeben will, überreichen; wo 
ſich Damit nach Dem neunten Abjchnitte Der zweiten Abtheilung 
zu benehmen ift, 
$. 14, 


Zeftamente können bei dem inreichungsprotofolle über: 
reicht werden, nur muß in dieſem Falle angemerft werden, 
von wen Dad Teftament iſt; dasſelbe muß in dem Gtande, 
in Dem e8 überreicht worden, belaffen, folglih wenn es ver; 
fchloffen war, nicht geöffnet werden, Wenn aber von dem 
Ueberreicher auf die baldige. Eröffnung des Teſtamentes ge: 
dDrungen würde, fo hat er Dasfelbe dem Borfizenden, oder in 
deſſen Abwefenheit dem, der die Stelle vertrit, zu übergeben, 


1 

Sp wie von Zeit zu Zeit die Eintragung der Schriften 
berichtigt ift, find Die eingetragenen, welche bereits beftimmte 
Referenten haben, fogleich abzufondern, die einem Referenten 
zugehörigen zufammen zu legen, und in die Referententernio- 
nen einzufchreiben. In der erften Kolumne des Einreichung 
protofolles ift unter der Ddafelbft aufgeführten Zahl der Name 
des Referenten anzumerken, Damit der Vorfizführende erinnert 
werde, daß die Zutheilung eines Referenten nicht mehr nöthig fei, 
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Da es zur Pflege der Gerechtigkeit ſehr zu wünſchen ift, 
daß der Referent den Parteien nicht befannt werde, fo ſoll 
auf der überreichten Schrift: weder der Anfangsbuchſtabe von 
dem Namen ded Referenten, nod) eine andere Bezeichnung ges 
fezt werden, woraus die Partei Anlaß erhielt, ihren Referen: 
ten zu erfahren. 

$, 16. 

Sedesmal, ſobald die Protofollsbögen der vormittägigen, 
und fo auch die von der nachmittägigen Einreichung berichtigt 
find, müffen fie dem VBorfizenden oder Vice-Vorſizenden, wenn 
der erftere dieſem die Beforgung ausdrüklich aufträgt, zugeichtkt 
werden. Diefes hat des Tages zweimal zu geſchehen, Damit 
der Präſident von den eingefommenen Schriften Nachricht er; 
halte, und zu denjenigen, die noch Feine beftimmten Referenten 
haben, den Referenten bezeichne. 

Die Aften jelbft find dem Vorfizenden nur dann zu ſchi— 
fen, wenn fie an ihn überfchrieben jind. 


$. 17. 


Die zugefendeten Protofolldbögen hat der Vorfizende, ‚oder 
deffen Stellvertreter, nach dem davon gemachten Gebraude ſo— 
gleich wieder an den protofollführenden Beamten zurüfgelangen 
zu machen, von welhem fie ordentlich foliirt werden; täglich) 
muß von den überreichten Schriften, ehe derſelbe die Amts; 
zimmer verläßt, Die Eintragung in ein genaues Kegifter ge 
jchehen, in welchem nur der Name der Parteien, von welchen 
Schriften vorgefommen, anzumerfen, und fi nicht auf die Zahl 
der überreichten Schrift, fondern auf das Blatt des Protofol; 
les, auf welchem die Schrift eingetragen worden, zu berufen 
it. Sind von der nämlichen Partei mehrere Schriften einge: 
fommen, fo wird Diefelbe dennoch nur einmal genennt, aber 
alle Blätter werden angedeutet, Die auf fie Beziehung haben. 
Daher zur Vorſicht in dem Negifter der Name der Wartet 
nicht zu enge aneinander zu fezen, fondern jeder einiger Raum 
zu laffen ift, Damit alle Diefelbe betreffenden weiteren Blätter 
beigefügt werden fünnen, 


$. 18. 
Mit den Einreichhungsprotofollsbögen hat der Vorſizende 
auch die unter ſeiner Aufſchrift eingelangten Schriften zurük 
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zu fenden, er fände denn Diefelben oder diejenigen, die er laut 
des $. 21 abgefordert hätte, auch wichtigen Urfachen zurüf zu. 
halten; in diefem Falle ift den Einreichungsprotofolldbögen von 
demfelben mit eigener Hand beizufezen: »zurüfgehalten.« Der 
Vorſizende ift fchuldig, über derlei zurüfgehaltene Schriften felbft 
ein Vormerfungsprotofoll zu führen, und in demfelben den Ge 
genftand, Die Urfache der Zurüfhaltung, und was er damit vorz 
gefehrt habe, anzumerken, um fich auf jeden Fall darüber höher 
ren Ortes rechtfertigen, und Stüf für Stüf ausweifen zu fünnen. 


$. 19. 

Wenn ein mit der Auffchrift: »An den Vräfidenten« eins 
gelangtes Stüf von demfelben mit dem Einreichungsprotofolle 
nicht zurüf fommt, ift er am nächſten Rathstage Daran zu er; 
innern, Damit entweder die Uebergebung, Die weitere Eintra; 
gung in das Protofoll, Zutheilung an einen Referenten, und 
die Anzeige in dem Referententernion gefchehe; oder wenn der 
Vorfizende das Stüf nicht dahin zu geben fände, in dem Ein; 
reichungsprotofolle in der erften Kolumne unter der Zahl des 
Erhibitums bemerkt werde: »Nicht wieder zum Protofolle ge; 
fommen.« 

$. 20. 


Zu Ende eines jeden Monates find die einzelnen Blätter 
des Einreihungsprotofolle8 in guter Ordnung zufammen zu 
binden, und in dem Amtözimmer aufzubewahren. 


Zweiter Abſchnitt. 
Bon Zutheilung der Schrift an den Referenten. 


$. 21. 

Wenn der Vorfizende den Bogen des Einreichungsproto; 
Folles erhält, fo bat er ihn ſogleich durchzugehen, und unter 
jede Zahl, wo nod fein Referent beftimmt ift, den Namen 
Desjenigen Rathes zu fezen, Den er zum Referenten ernennen 
will. Es hängt von dem Vorſizenden ab, ob er eine Schrift 
vor der Zutheilung felbft einfehen, und von dem Einreichungs: 
protofolle abfordern wolle. 
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$. 22. | 

Die Wahl der Referenten und Zutheilung fteht dem Bor: 
figenden zu. Jeder Rath ift ſchuldig, das ihm zugetheilte Re 
ferat zu bearbeiten; nur wenn er mit den Parteien oder dem 
Gefchäfte in einer dem Vorfizenden unbefannten Verbindung, 
die ihm verhinderte, das Neferat zu übernehmen, ftände, Fann 
er fih deſſen suf die $. 31 angezeigte Art entichlagen; Die 
Käthe Fünnen ohne Vorwiſſen und ausdrüflihe Einwilligung 
ihres Vorfizenden die zugetheilten Referate nicht verwechſeln. 
Jede bemilligte Beränderung des Neferates aber iſt in dem 
Einreihungsprotofolle anzuzeigen, damit in dem Referenten 
ternion des Rathes, fo das Referat übernommen, die Anzeige 
geſchehe. 

$. 23. 


Bei Zutheilung der Referate hat der Vorfizführende ſich 
folgende Grundfäze gegenwärtig zu halten: a) wenn ein Refe— 
rat einen unmittelbaren Zufammenhang mit einem vorhergehen; 
den hat, ift der Referent ohne wichtige Urfache nicht abzuän— 
dern. Daher ift bei den erften Behörden jeder Stiftung, jedem 
Fideikommiſſe, jedem Pupillen, jeder Verlaffenfchaft, jedem Rech— 
nungsleger, jedem Konfurfe, den Landtafelgefhäften, jeder erften 
Klage, ein eigener Referent zu beftimmen, und von demfelben 
alles, was in dieſes Gefchäft einfchlägt, zu übernehmen; b) zwis 
ſchen den Referenten find die Gegenftände ſtets jo einzutheilen, 
dag ein jeder fich überhaupt die nöthigen Kenntniffe in den 
meiften allgemeinen Gefchäften erwerben fünne; c) jeder Rath 
fol zwar nach feinen verhältnigmäßigen Kräften und guten Wil; 
len angewendet, feiner aber mit zu häufiger ‚Arbeit beladen, 
eben jo auch feiner zu fehr geſchont, fondern unter denfelben 
in Zutheilung der" Arbeit eine billige Gleichheit beobachtet wer: 
den; d) fein Gefchäft fol einem Rathe, der mit Demfelben oder 
mit befangenen Parteien in einigem Zufammenhange fteht, zu: 
getheilt werden; e) Die invotulirten Prozeffe find in Anfehung_ 
ihrer Wichtigkeit oder Weitwendigfeit einzufehen, und zwiſchen 
den Näthen jo zu vertheilen, daß feinem Nathe auf einmal 
zwei Prozefje von großem Umfange zufommen; derjenige Rath, 
dem eine beſonders weit ausfehende Arbeit zugetheilt worden, 
ift auf einige Zeit mit anderen Prozeffen zu verfchonen; und 
hätte ein folder bereits mehrere, noch nicht in die Arbeit ge: 
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nommene Prozeffe in Händen, follen ihm weniaftens die Alte: 
ren abgenommen, und unter andere minder befchäftigte Räthe 
vertheilt werden, 


Zu a). u 
1673: Reſol. v. 31. Okt. 1785 N. 489, an alle U. ©. 


iii) Bei allen Landrechten, wo die landtaflihen Gefhafte wegen 
ihred weiten Umfanges einem einzigen Referenten nicht zugetheilt wer— 
den können, fei in den Landtafelgefhäften jedem Kreife ein einziger Re— 
ferent zuzumeijen. 


Zu d): f. $. 62. 
zu e): f. 1. Abth. $. 70, 


f) Vertheilung der Geſchäfte bei Geridhten mit der 
Zivils und Kriminalgerihtsbarfeit. 


16%74- Hfd. ». 21. Juli 1820 WR. 1677, an das m. d,, in. D., fir, 
füftenl. u. gal. A. ©. 


Bedacht, nähere Vorfhriften über die zwekmäßige Vertheilung der 
Zivil» und Kriminalgefhäfte unter die Räthe jener Kollegialgerichte feft- 
zufezen, welchen die Ausübung diefer beiden Zweige der Gerichtsbarkeit 
übertragen ift, haben Se. Maj. zu beftimmen geruht: 

$. 1. Die Gerichtsbarfeit über Zivil- und Kriminalgefchäfte iſt bei 
den damit betheilten Kollegialbehörden dem ganzen Körper verliehen. 
Der Gerichtövprftand ift für die gründliche, kraftvolle und ſchnelle Be— 
handlung beider Gefchaftszweige insbefondere verantwortlich und zugleich) 
verpflichtet, auf eine der Gerechtigfeit und den Geſchäften nicht nach— 
theilige Weife, allen Räthen Gelegenheit zur Erlangung gründlicher 
Rn der Geſchäfte beider Gattungen zu verfchaffen und fie darin 
zu üben, 

5. 2. Seder Rath ift Dagegen fchuldig, fih in beiden Gejhafts: 
gattungen durch Bearbeitung derfelben immer mehr zu vervollfommnen 
und Die ihm zugetheilten Referate zu bearbeiten. A 

$. 3. Auf welche Art diefe Hebung aller Räthe in beiden Geſchäfts— 
zweigen und jomit die Zutheilung der rüffichtlihen Gegenftände an die 
Räthe bei jeder einzelnen Stelle am zwekmäßigſten und mit dem beſten 
Erfolge bewirkt werden könne; dieſes wird jeder Gerichtsvorſtand mit 
Rükſicht auf die eigenthümlichen Verhältniſſe der ſeiner Leitung anver— 
trauten Stelle ſelbſt beſtimmen und ſich darüber auf jede Anforderung 
des Obergerichtes gründlich ausweifen. 

$. 4. Sollte der Gerihtsvorftand es dienftnüzlich finden, ftatt einer 
allgemeinen, gleichzeitigen, gleihen Vertheilung der Gefchäfte beider Gat— 
tungen unter alle Räthe irgend eine Art Vorzugsreferate, oder einen 
periodifhen Wechſel in den Zivil- und Kriminalreferaten einzuführen ; 
jo follen felbft in diefen Fallen den Referenten die von ihnen bereits 
angefangenen Kriminalunterfuchungen, fo wie die denſelben bereits zus 


% 
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getheilten Zivilgefhäfte, wenn nicht befonders erheblihe‘ Gründe eintre- 
ten, nicht abgenommen, fondern von denfelben fortan ihrem Ende zus 
geführt und erledigt werden. Insbeſondere aber jollen die dem Refe— 
rate eines Rathes einmal zugewiefenen Berlaffenihaftsabhandlungen, 
N flegebefohlenen, Fideikommiſſe, Stiftungen und Konfurfe, in je weit 
es fich, außer den Anmeldungen, dabei nur um die: ämtlichen Einfchreiz 
tungen handelt, demfelben auch im Falle eines zeitlichen. Uebertrittes 
vom Zivil- zum Kriminalreferote, wenn nicht eine unausweichliche Noth— 
wendigkeit folches. gebietet, niemals abgenommen, ſondern diefe von ihm 
fhon angefangenen Geſchäfte, wovon jedes nur ein Ganzes ausmacht, 
fortan von demfelben beforgt und beendigt werden. 

$. 5. Da alle Einrichtungen, innere Verfügungen und Bedürfniſſe 
einer ſolchen Stelle, fie mögen auf das Zivil- oder Kriminalfach Bezug 
nehmen, doch immer, nur auf Die Gefammtverhältniffe des ganzen Kör— 
pers berechnet werden müſſen; jo hat eine Trennung des Kanzleirefe- 
rates für das Zivil-. und Kriminalfach unter zwei Räthe nicht ftatt, ſon— 
dern das ganze Kanzleireferat ift immer nur einem Rathe zu übergeben. 

$.6. Alle Räthe haben in der Regel, und in fo weit fie durch drin— 
gende Geſchäfte nicht amtlich verhindert find, zu allen Ratbfizungen über 
Zivil- ſowohl als Kriminalgefhäfte zu erjcheinen. » Meberhaupt find 
nach erfolgten Vortrage der zur vollen Rathsverfammlung geeigneten 
Stüfe, in der Regel die Kriminalgegenftände vor. allen anderen zu er- 
ledigen, Darüber jedoch immer ein abgefondertes Rathsprotokoll zu füh— 
ren, fofort aber die übrigen minder dringenden Zivilgegenftände in Vor— 
trag zu bringen. > | 

$. 7. Zur Evidenthaltung der Zivilz fowohl als der Kriminal⸗ 
geſchäfte find dieſelben, von dem Einreihungsprotofslle angefangen. bis 
zu ihrer Hinterlegung in die, Regiftratur, in abgefonderten Regiftern zu 
verzeihnen. In die Neferententernionen können jedoch die Geſchäfte 
beider Gattungen eingetragen werden; nur find diefelben darin auf eine 
Art auszuzeihnen, daß fih ihre Unterfheidung dem Auge leicht und 
deutlich darftelle, | | 

5. 8. An den Vorſchriften der allg. ©. 3. vom 9. Sept. 1785 
wird durch Die gegenwärtige Anordnung nichts geändert. 


$. 24. 


Fände der Vorfizende einen Gegenftand von großer Wich— 
tigfeit oder befonderer Rükſichten würdig, fo fteht ihm frei, 
dazu nod) einen zweiten Rath ald Korreferenten zu benennen; 
Diefe Benennung aber hängt niemals von der Bitte der Par: 
tei, fondern einzig von dem Befinden des Vorfizenden ab, wel; 
cher jedoch verpflichtet .ift, in jedem Falle, wo die Partei einen 
Korreferenten begehrt, Das Gefchäft näher einzufehen und zu 
beurtheilen, ob vielleicht die Wichtigkeit der Sache Die Bitte 
der Partei rechtfertige, ste 
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Betreibungsgefuche find nicht dem Referenten zu 
geben. 
1675. Refol. v. 31. Dt. 1785 N. 4189, an das gal. A. ©, 


nnn) Sedes Geſuch, wodurd die Erledigung eines Gefchäftes von 
der Partei betrieben wird, foll nie dem Neferenten, fondern dem Vice— 
präfidenten übergeben werden, Damit er nad Unterfuhung der Sache 
dem Präfidenten jenes an Händen laffe, was zur Beförderung und Ber 
rubigung der Partei dienlich fein mag. 


— 


Dritter Abſchnitt. 
Von Befoͤrderung der überreichten Schriften an den Referenten. 


$..25. 


Sobald der Einreihungsprotofolldbogen von dem Präſi— 
denten zurüfgelangt, find die Schriften nad) der in dem Ein: 
reichungsprotofolle bemerften Zutheilung abzufondern, den Rä— 
then Die ‚betreffenden in den Keferententernionen zuzufchreiben, 
und Denfelben des Tages zweimal, fobald möglich, durch Die 
Gerichtsdiener wohl verwahrt und verfiegelt, Damit: nichts ent: 
falle, oder eröffnet, oder gelefen werden: fünne, zuzufchifen. 
Diefe Zufchifung gefchieht nur nad) der Wohnung des Rathes 
in dem Gerichtsorte; wenn der Rath ſich außer dem Gerichts: 
orte aufhält, hat er unter feiner Verantwortung die Anftalt zu 
treffen, Daß er Die zugefchiften Schriften richtig und zu rechter 
Zeit befomme; wäre bei einem Stüfe ein Korreferent ernannt, 
fo ift Davon fowohl der ernannte Referent, ald Korreferent 
- mittelft eines beigelegten Zetteld zu benachrichtigen. 


§. 26. J 


Die Referententernionen ſind ſo zu führen: a) daß jeder 
Rath ſeinen abgeſonderten Ternion habe, in welchem zur Seite 
eine Kolumne leer gelaſſen wird, um daſelbſt die Zahl, unter 
welcher die Schrift in dem Einreichungsprotokolle erſcheint, und 
den Tag, an welchem ſie vorgetragen und erledigt worden, an— 
merken zu können; b) daß mit ausdrüklicher Anmerkung eines 
jeden Tages die Zahl des Exhibitums eingetragen werde, welche 
dem Referenten zugetheilt worden; wobei aber nicht nöthig iſt, 
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diefer Zahl die aanze Rubrif, unter welcher fie in dem Ein; 
reichungsprotofolle fteht, beizuſezen; c) daß bei jedem Referen: 
ten die Zahlen, welche vom erften Jänner bis lezten Dezem: 
ber des Jahres fortzulaufen haben, angezeigt, und die Zahl, 
die jeded Stüf in Dem Neferententernion hat, dem Stüfe rüf: 
wärts beigefezt. werde, 

©. $.5 u. 1674- $. 7. 


$. 27. 


Am Ende jedes Monates hat der Vorfizende oder deflen 
Stellvertreter Diefe Ternionen zu durchgehen, diejenigen Zahlen 
der Referate, bei Denen zur Geite der Tag der Erledigung 
nicht angemerft ift, mit Rükſicht auf die den Näthen $. 39 
zur Bearbeitung vorgejchriebene Frift auszuzeichnen, und jedem 
Referenten das Berzeichniß davon zu. dem Ende zu übergeben, 
damit Diefer am nächſten Rathötage ſich ausweife, welche Stüfe 
wirklich erledigt: feien, wo alſo nur. die Anmerkung der Erle: 
digung unterblieben ift, oder warum die übrigen in: der. vor: 
gefchriebenen Zeit nicht in Vortrag gebracht. worden; der Bor: 
fizende wird die Zulänglichfeit der Entichuldigung zu beurtheis 
len, allenfall3 eine verhältnigmäßige Frift zu beftimmen, und 
wenn die von ihm gefchehenen Erinnerungen ohne Wirkung fein 
follten, die verfäumte Amtspflicht an Die vorgefezte Behörde 
anzuzeigen haben, damit der faumfelige Rath allenfalld vom 
Amte und Befoldung fufpendirt, oder fonft nach Verdienft und 
Umftänden behandelt werde, 


$. 28. 


Diefe Ternionen find an den Rathötagen vor Anfang der 
Sizung in die Rathftube zu geben. Nah Ende der Sizung 
find fie zu dem Einreichungsprotofolle zurüf zu fenden, um fie 
no am nämlichen Tage dDurchzugehen, daraus, was in der Gi: 
zung erledigt worden, zu entnehmen, und hiernady die dritte 
Kolumne des Einreichungsprotofolled nah $. 11 auszufüllen, 


$. 29, 


Am Ende jedes Jahres find die Referententernionen in 
Ordnung zu bringen, und in der Regiftratur durd 10 Jahre 
aufzubehalten, Nach Verlauf diefer Zeit können fie faffirt werden. 
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Vierter Abſchnitt. 


Don der Ausarbeitung zum Fünftigen Referate. 


$. 30. 

Vor allem hat der Referent zu fehen, ob die Zahlen ſei— 
ner Referate richtig find. DBemerfte er eine Srrung, fo hat 
er fogleich bei dem Protofolliftien wegen dieſes Berftoßes Er: 
Fundigung zu nehmen, Bei ftern ähnlichen Srrungen, auch 
wenn fie. jogleich gehoben würden, ift Dem Vorfizenden die An: 
zeige zu machen, um mehrere Genauigkeit bei dem Einreichungs— 
protofolle zu erhalten, 


$, 31. 

Sollte der Referent bei einem zugetheilten Stüfe Babes 
nehmen, daß ihn eine dem Chef unbekannt gewefene Verflech— 
tung mit dem Gefchäfte oder der Partei hindere, das Referat 
auf fih zu nehmen, fo hat er am nächiten Nathstage dem Bor; 
fizenden den Anftand zu eröffnen, Damit Diefer nad) —— 
niß der Sache einen anderen Referenten ernenne. 


1676. Hfd. v. 1. April 1784. 

Jeder Fall, wo ein Exhibitum von einem Rathe an einen anderen 
zum Referate übertragen wird, foll dem Protofolle Erhibiforum ſogleich 
zu dem Ende angezeigt werden, damit das Exhibitum in dem Referenten— 
bogen ——— Rathes, der es übernommen hat, vorgeſchrieben werde. 


$. 32, 
ft aber der ernannte Referent zum Bortrage des Nom 
zugetheilten Stükes geeignet, fo hat er ſogleich die Schriften 
fammt den Beilagen genau zu durchleſen, und dem. Gefchäfte 
diejenige Ueberdenfung und das reife Nachfinnen zu widmen, 
das ihn in Folge des abgelegten Dienfteided vor Gott und 
feinem Landesfürften außer Verantwortung fezt, 
9.00: | 
Wenn in einem Gefchäfte Schriften von mehreren Par; 
teien in einem Tage vorkommen, fo hat der Referent dieſe 
Schriften im Zufammenhange zu bearbeiten. 
$. 34. 
Der Neferent bei einem Appellazionsgerichte Hat: den Ab⸗ 
ſprüngen, mittelſt welcher Parteien ihre ordentlichen erſten In— 
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ſtanzen übergehen wollten, nicht ſtatt zu geben, und die Ge— 
ſchäfte nicht weiter an das Appellazionsgericht zu ziehen, als 
ed Der ee Weg fordert, und die Gerichtsordnung BR 


$. 35. 


Ueber diejenigen Stüfe, die nach den Flaren Worten der 
Gerichtsordnung zu erledigen find, Diejenigen, Die bloß eine Ein: 
leitung betreffen, oder wenn Die überreichte Schrift fo kurz und 
Ddeutlidy ift, Daß fie ganz abgelefen werden Fünne, ift dem Re; 
ferenten erlaubt, Das Referat mündlich abzuftaiten, über alfe 
anderen aber hat er auf einen befonderen halbbrüchigen Bogen 
ſein Reſttat ſchriftlich aufzuſezen. 

a) In dem Eingange des Referatsbogens hat er die Zahl, 
unter welcher das Stük in dem Einreichungsprotokolle ſteht, 
anzumerken. 

b) Dann iſt auf der einen Spalte des Referatsbogens 
ein zuverläffiger Auszug des Gejchäftes zu verfaffen, fein Be; 
helf oder Beweis zu übergehen, die Bitte von Wort zu Wort, 
wie fie. in der überreichten Schrift einfommt, auszudrüfen, auch 
die Ordnung der Berlagen, und bei den weitläufigeren die zur 
Sache gehörigen ‚Stellen auszuzeichnen, unt Beil der: Berath: 
ſchlagung nicht die Rathsverſammlung durch langes an 
einem unnüzen Zeitverlufte auszuſezen. 

c) Auf der anderen Spalte hat er feine Meinung; ohne 

. etwas zu wiederholen, was fchon in dem Auszuge vorfommt, 
und mit fchließender Bündigfeit zu fegen. ©. 1699, 

d) Am Ende der Meinung ift der Beſcheid, das Urtheil 
oder die Erpedizion wörtlich zu entwerfen, nach welder ver 
Neferent Die Erledigung zu fchöpfen alaubt, Bei einer Erle— 
Digung, welche die Erftattung eines Berichtes, einer umftänds 
licheren Präfidialnote, eines Erfuchfchreibens, oder fonft einer 
ausführlicheren Erpedizion veranlaßt, kann fih in dem Refe— 
ratöbogen mit wenigen Worten auf den Diesfalld insbeſondere 
entworfenen Auffaz berufen werden, 

e) Endlicd hat der Referent dem Referatöbogen feinen 
Namen beizufezen. 


$. 36. 
Don den Referatöbögen find bei Appellazionsgerichten auch 


die überreichten Rezepiffe über die dem Landgerichte zurükge— 
Handb. d. Gerichtsinftrufzion. 50 


* 
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ſchikten Akten, die Tabellen der Kriminal- und Zivilgerichte, 


die bloß zur Nachricht genommen werden, bei welchen alſo nicht 


das geringſte zu erinnern iſt, enthoben. Bei ſolchen Stüken 
hat der Referent nur die Zahlen des Einreichungsprotokolles 
der Rathöfizung mit der Bemerfung vorzulegen, Daß e8 zur 
Beilegung in Die Regiftratur gehörige Stüfe find. 


$. 37. 


Sollte ein Rath die Erlaubniß,. über Furze und bündige 
Schriften feinen Auszug zu machen, zu feiner Bequemlichkeit 
mißbrauchen, und auch weitläufige Schriften ihres vollen In— 
haltes ablefen laſſen, jo it er zur Verantwortung zu ziehen, 
und ihm von dem Vorſizenden aufzutragen, bei dem fich offen: 
barenden Mangel der Unterfcheidungsfraft über alle Referate 
Auszüge zu verfallen. | 

$. 38. 

Vor anderen hat der Referent folche Stüfe, zu welden 
ein Korreferent ernannt ift, in die Bearbeitung zu nehmen, 
und nad) ihrer Vollendung die Aften dem Korreferenten, jedod) 
ohne feinen Referatsbogen, zuzuſchiken; der Korreferent faßt 
den Auszug und das Votum darüber auf den bejonderd mit 
der Zahl des überreichten Stükes bezeichneten Bogen auf Die 
nämliche Art, wie dem Referenten vorgefihrieben ift, und ſchikt 
nach geichehener Bearbeitung das Stüf ebenfalls, ohne feinen 
Referatöbogen, dem Referenten zurüf. 


$. 39, 


Ein Referent bei der Appellazion bat die eigentlichen Ay: 
pellazionsgefchäfte, als: einbegleitete Kriminalz und Zivilprozeß: 
aften, erftattete Berichte über Refurfe und Nulliräten; die Ne; 


ferenten bei den erften Behörden aber die gefchlofienen Pro; - 


zeffe, Die zur endlichen Erledigung übergebenen Verlaſſenſchafts— 
Abhandlungen und Rechnungen, binnen 30 Tagen, alle übrigen 
Stüfe aber bei dem Appellazionsgerichte binnen 8 Tagen, bei 
den erften Behörden am nächften Rathstage zu erledigen, Wenn 
aber die Ueberreichung erft den Nachmittag des unmittelbar 
vor der Rathefizung bergehenden Tages gefchehen ift, fo find 
die Stüfe an dem zweiten folgenden Rathötage zu erledigen. 
Bei befonderen Umftänden und nad Erforderniß des Gegen: 
ftandes kann der Vorfizende dem Referenten eine längere Frift 


1677: 775 


einräumen, oder auc eine mehrere Befchleunigung auftragen; 
Daher, wenn bei einem zugetheilten Gefchäfte der nächte Raths— 
tag ohne Nachtheil der SZuftizpflege nicht abgewartet werden 
fönnte, hat der Referent, fobald er von dem Gefchäfte Die nö— 
thige Einfiht genommen, ſich mit dem Vorſizenden über die; 
jenigen Vorkehrungen einzuvernehmen, Die dem Dienfte ange 
mefjen find, und fteht dieſem in einem folden Falle frei, zu 
einer ſolchen augenblidlihen Berathſchlagung noch einen oder 
anderen Rath beizuziehen. 


1677. Hfd. v. 15. Jänner 1787 N. 619, an alle A. ©. 

€) Die in der Snitrufzion zur Erledigung der Prozeffe vorgeſchrie— 
bene Frift fei genaueft bei jenen Prozeffen ohne alle Ausnahme zu bes 
obachten, wo durh die Verzögerung die Zuftiz wirklich litte. Als da: 
über ftreitige Vertretungen, wo bis zum Austrage der Vertretungsflage 
der Prozeß gehemmt wird; die Prozeſſe über Vorzugsrehte, wo oft bis 
zu deren Ausgang die ganze Konfursmaffe unvertheilt bleiben muß; die 
Prozeſſe, die zwijchen zweien Behörden der Zurisdifzion halber geführt 
werden, wo, während dem die Richter unter fich ftreiten, die Jüſtizver— 
waltung auf.fih beruhend verbleibt. Derlei Prozeſſe feien daher mit 
aller möglihen Beförderung auszuarbeiten, und zur Erledigung zu bringen. 


$. 40. 


Der Rath einer erften Inſtanz, welchem eine Stiftung 
zum Referate zugewiefen ift, hat von dem Beftande diefer Stif— 
tung ein ordentliches Rapulare zu führen, in Ddiefem die Be: 
Ihafenheit der Stiftung und zu weldhem Endzwefe, und mit 
welchen. Bedingniffen fie beftimmt fei, genau anzumerfen, den 
Stiftungsfond gründli und umftändlicd anzuführen, alle ſich 
hierbei ergebenden Veränderungen anzumerfen, die Kuratoren der 
Stiftung und die Theilnehmer derfelben einzutragen, und dann, 
was immer in Beziehung auf Diefelben vorfällt, aufzuzeichnen, 
damit, wenn von ihm eine Auskunft gefordert würde, er Ddiefelbe - 
in Furzer Zeit zuverläffig abgeben, und, wenn ein anderer Nefe: 
rent beftimmt würde, Diefem fogleich Die nöthige Kenntniß dar: 
über ertheilen fünne. 


$. Als 


Eben fo bat der Neferent, dem ein Fideikommiß zum Refe— 
rate zugetheilt wird, über die wahre Beichaffenheit des Fideikom⸗ 
miſſes ein Rapulare zu halten, in dasſelbe die Beſchaffenheit des 
Fideikommißinſtitutes, die eigentlichen Fideikommißgüter mit den 

=. 50 * 


776 1.A. 4. A. Ausarb. 3. Ref. u. Verwend. d. Ausfult.ıc, S.a1. 


etwa hierbei auffallenden Bemerkungen, die Fideikommißbeſizer 
und Kuratoren, die Laſten des Fideikommiſſes, Die etwa zu lei⸗ 
ftenden Depurirungen genau und umftandlich einzutragen, auch 
alle in Beziehung auf das Fideifommiß vorfallenden Angelegen: 
heiten von Zeit zu Zeit anzumerfen, Damit er nicht nur zuverläf; 
fige Ausfunft, wenn diefelbe nöthig wäre, ertheilen könne, fon: 
dern aud), wenn bei einem oder anderem Fideifommiß, befonderd ° 
in Rükſicht der aufgetragenen Depurirungen, eine Saumfeligfeit 
bemerft würde, dießfalls die nöthigen Erinnerungen bei allgemei; - 
ner Rathöverfammlung gejchehen, und mit. den erforderlichen 
Vorkehrungen eingeichritten werden möge. Damit der Vorfizende 
verſichert ſei, daß das vorgefchriebene Rapular wirklich geführt 
werde, hat er ſich dasſelbe oͤfters unter dem Jahre vorlegen zu 
laſſen. 


1678. Hfd. v. 11. Mai 1787 N. 677, an alle U. ©. 


Bon Einfendung der Fideifommißtabellen an die höhere —— hat 
es in Hinkunft ganz abzukommen. 


Verwendung des unteren Rathsperfonales. 


1679. Hfd. vom 27. Mat 13825 N. 2098, on das n. ö. A. ©, 
(Hfd. v. 23. Sept. 1825, an alle A. ©.) 

Es ift firenge darauf zu halten, daß Das untere Rathöperfonale in 
Erfrankungsfällen, oder. bei Abwefenheit oder Abgang Des einen oder 
anderen unter demjelben, den unbefeztem Dienſtpoſten unentgeldlich ver: 
ſehe; das A. ©. aber von dem unteren Rathsperſonale des Landrechtes 
Die —* nöthige Aushilfe fi) unentgeldlich verſchaffe, die Auskultanten 
die hierdurch nicht verſehenen Dienſte des unteren Rathsperſonales des 
Landrechtes verſehen, und auch allenfalls bei dem A. ©. ſelbſt zur Aus⸗ 
hilfe verwendet werden. 


Ausfultanten. 


1680. Hkzd. v. 14. Zuli 1837 3. 17402; Vdg. d. mög, u. fteierm, 
Sub. v. 12. Aug. 3. 30599 (P. 126) u. 13534 (9. 138); 
d. n. ö. Reg. v. 13.; des ilfir. Gub. v. 17.; des böh. Gub. 
v. 21. 3: 40251 (9. 384) u. d. gal. Sub, v. 15. Gept. 
3. 53261. - 
Die das Inftitut der Ausfultanten betreffenden, aus verfchiedenen 
Anläſſen und zu verfchiedenen Zeiten ergangenen einzelnen Vorfchriften 
werden zu Folge der a. h. Entſchl. v. 7. Janner 1837 mit den zeitgemä— 
Ben Erläuterungen in nachftebende Vdg. zufammengefaßt zur allgemeinen 
genauen Darnachachtung befannt gemacht. 
$. 1. Das Inſtitut der Ausfultanten ift eine Pflanzſchule für Ju— 
ftigbeamte. 
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. 2. Die Ernennung der fiftemifirten und der überzähligen Ausful- 
tanten. ift der oberften Juſtizſtelle nad) den ihr ertheilten befonderen Wei- 
fungen überlaffen. Die oberfte Zuftizftelle ift in der Regel nicht gebun— 
den, den Kandidaten gerade an dem angefuchten Drte eine Ausfultanten 


ſtelle zu verleihen, fondern befugt, diefelben, jo weit es mit der Sicher— 


ftellung des Unterhaltes der Bittiteller und mit ihren bisherigen Verhält- 
niffen vereinbarlih ift, wohin fie am meiften paffen, oder wo deren Aus— 
bildung am leichteften und füglichften erwartet werden fann. 

$. 3. Mit Beachtung dieſer Rüffihten fonnen auch unentgeldlich 
dienende Ausfultanten nah dem Gutachten der untergeordneten Behör- 
den von der oberiten Zuftizftelle von Amtswegen zu anderen Zuftizfolle= 
gien überfezt werden, in welchem Falle diefelben außer der Vergütung der 
normalmäßigen Reiſekoſten feinen Anſpruch auf irgend ein weiteres Ent— 
geld haben. 

$. 4. Ausfultanten können auch felbit in der Abficht, ihre Sprach— 
fenntniffe zu erweitern, und ſich Dadurch für den Dienft bei den Zuftiz- 
follegien der verjchiedenen Provinzen zugleich brauchbar zu mahen, um 
zeitlihe Meberjezung anfuhen, fobald fie die nöthigen Vorfenntniffe in 
der Sprahe, worin bei dieſen Zuftizfollegien die Gefhäfte verhandelt 
werden, auszumeijen vermögen. Dieſe Ueberfezungen, welche auf unbe— 
ftimmte Zeit und auch mit Beibehaltung der Adjuten von der oberjten 
Suftizftelle über Gutachten der untergenrdneten Behörde bewilligt wer— 
den fünnen, haben jedoch nur auf eigene Koften der Bittfteller. ftatt, 
und fie-fönnen au nur über Bewilligung der eberften Zuftizftelle und 
Gutachten der untern Behörden auf gleiche Weife den Rüftrit erlangen, 

$. 5. Ausfultanten haben unter ſich feinen Rang. Weber ihre Be- 
förderung wird ohne alle andere Rükſicht nur Verdienft und Fähigkeit 
entjcheiden. 

$. 6. Sn der Regel ift zur Beſezung erledigter fiftemifirter Aus— 
fultantenftellen fein Konkurs auszufchreiben; dem oberſten Gerichtshofe 
ift jedoch vorbehalten, wenn er es nöthig findet, die Konkurs-Ausſchrei— 
bung zu verfügen. 

87 Bewerber um Ausfultantenftellen müffen ihre Gefuche dem- 
jenigen Juſtizkollegium erfter Inſtanz überreichen, bei welchem fie ange— 
—* zu werden wünſchen, und folgende Belege anſchließen: 

a) den Taufſchein oder in geſezlicher Form die Ausweiſung über 
Alter, Geburtsort und Stand; 

b) das von einer inlandifchen Lehranftalt ausgeftellte Abſolutorium 
über die vom Bittfteller aus ſämmtlichen worgefohriebenen juridifhen Lehr— 
gegenftänden gut beftandenen Prüfungen; 

€) die Zeugnifjfe über die allfallige praftifhe Verwendung; 

d) die Ausweifung über die Spracfenntniffe, welche der Bittſtel⸗ 
ler nebſt der eigenen Mutterſprache beſizt, mit der Fertigkeit, in der— 
Feer nicht nur geläufig ſprechen, ſondern auch Aufſäze entwerfen zu 
önnen; 


e) die Wahlfähigkeits-Dekrete für das Zivil- und Kriminal⸗ Rich⸗ 
teramt, oder wenigſtens für eine Auskultantenſtelle; 
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f) den Beweis, daß des Bittſtellers Unterhalt bis zur Erlangung 
einer beſoldeten Dienſt-Stelle durch ſein eigenes Einkommen oder durch 
eine in einer rechtsverbindlichen Form von einer dritten Perſon ausge⸗ 
ſtellte Unterhalts-Erklärung zureichend geſichert iſt. 

Wenn der Unterhalt von einer dritten Perſon zugeſichert iſt, muß 
dargethan werden, daß dieſe Perſon, unbeſchadet der Pflichten gegen die 
eigenen Familienglieder, dieſem ihrem Verſprechen vermöge ihrer Ver— 
moͤgenskräfte nachkommen kann und zugleich die Mittel näher bezeichnet 
werden, aus welchen der Unterhalt geleiſtet werden ſoll. 

g) Die genaue Angabe, ob und welche Verwandtſchafts- oder 
Schwägerfchafts-DVerhaltniffe zwifchen dem Bittiteller und etwa einem 
Beamten der Stelle, bei welcher derfelbe als Ausfultant einzutreten 
wünfcht, oder mit einem zur Vertretung der Parteien bei Diefer Bes 
hörde berechtigten Advokaten beftehen. ’ F 

$. 8. Seder unbedingt ernannte Nusfultant ift bei dem Juſtiz— 
follegium, bei welchem derfelbe feine Beftimmung erhielt, nach den be— 
ftehenden Vorſchriften in Eid und Pflicht zu nehmen, und von Diefem 
Tage an Fann er feine wirkliche Dienftzeit berechnen. 

5. 9. Bedingt — gegen Ablegung der Prüfungen — zu Aus— 
Fultanten ernannte Zöglinge der therefianifshen Ritterafademie oder des 
wiener Stadtfonviftes fonnen die verliehene Ausfultantenftelle nur je— 
nenfalls und nicht eher antreten, daher auch nicht eher in Eid und Pflicht 
genommen werden, als wenn fie fih bei der nberften Zuftizftelle mit 
dem Wahlfähigfeit3-Defrete für eine Ausfultantenftelle auszuweiſen im 
Stande find. 

Hierzu ift von der oberften Zuftisftelle ein peremtorifher Termin 
von 6 Monaten einzuräumen, welcher aus erheblihen Gründen auf wei— 
tere 3 Monate Jerlongent werden kann und nach deſſen frucktlofem Ver— 
laufe der Ernannte feiner Stelle und des ihm allenfalld verliehenen Ad— 
jutums ohne weiters für verluftig zu erflären ift. 

Diefe bedingt ernannten Ausfultanten können ihre Dienftzeit eben— 
falls nur von dem Tage des abgelegten Dienfteides zu zählen anfangen. 

$. 10. Sene Ausfultanten, welche ein Adjutum genießen, und bei 
ihrer Aufnahme nur die Wahlfähigfeit für eine Ausfultantenftelle aus— 
gewiefen hatten, find bei Verluſt der Stelle und des Adjutums verpflich— 
tet, binnen 3 Jahren von dem Tage ihrer Beeidigung ſich auch mit dem 
Wahlfähigkeits-Dekret für das Zivil- und Kriminal-Richteramt auszu— 
weiſen. 

5. 11. Die Auskultanten ſollen — ſogleich von ihrem Eintrite in 
den Dienſt an — auf eine ihrer künftigen Beſtimmung angemeſſene Art 
und zu Arbeiten, woraus ſich ihre Anlagen und Kenntniſſe beurtheilen 
laſſen, verwendet und wenn fie von Seite ihrer Geiſtesgaben, ihres Ka— 
3 oder ihres Fleißes für den Dienft fih nicht vollfommen brauch- 

bar bewähren, um gefchifte Näthe zu werden, nicht erwarten laflen, ſo— 
bald man hierüber hinlänglihe Gewißheit erlangt bat, ohne weiters ent— 
laſſen werden. 

z. 12. Wenn ſchon den Auskultanten ohne befondere Genehmigung 
der oberften Zuftizftelle ein Referat zu führen nicht geftattet iſt, und 
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ohne Genehmigung des A. ©, diefelben auch ald Kriminal- Inquirenten 
oder Votanten nicht verwendet werden dürfen, was nur im eriwiefen 
dringenden, und der oberſten Zuftizftelle nachträglich anzuzeigenden Falle, 
und in jedem Falle nur bei ſolchen Ausfultanten, welche das Wahlfähig- 
feitö- Dekret für das Nichteramt befizen, geftattet werden kann: fo iſt 
doch nach Gutbefinden des Amtsvorſtehers zu verfügen erlaubt, daß fie 
den Räthen an die Hand gehen, und für diefelben Aften = Auszüge und 
Nefersts- Entwürfe mit Beiſezung des Gutachtens über Prozeſſe ſowohl 
als Kurrenzien ausarbeiten dürfen. g 

$. 13. Die Ausfultanten werden nebftdem nach Ermeſſen des Amts 
vorftehers auch zu den Amtsobliegenheiten der Aktuare, Raths-Proto— 
folliften, und Sefretäre beftimmt,  eingeübt und verwendet. 

$. 14. Um folhe Rechtsfandidaten zu unterftüzen, deren Ermer- 
bung für den Zuftizdienft wegen ihrer ausgezeichneten guten Eigenfchaf- 
ten in jeder Beziehung wünfchenswerth fein könnte, die aber weder ein 
eigened Einfommen, noch eine Unterftüzung von ihren Angehörigen haben, 
um fih wahrend einer allfälligen Dienitleiftung als Ausfultanten bis 
zur Erlangung einer befoldeten Dienftitelle anftändig erhalten zu kön— 
nen, ift gejtattet, die Geſuche derfelben um Verleihung einer Ausful- 
tantenftelle mit dem Antrage auf Gewährung eines außerordentlihen 
Adjutums von jährlihen 200 bis 300 fl. vorlegen zu dürfen mit dem, 
dag folhe Ausfultanten ſodann nah dem Ermeffen der oberften Juſtiz— 
ftelle verwendet werden follen. 

$. 15. GSiftemifirte Ausfultanten =» Ndjuten, 'welche bei einzelnen l. f. 
Zuftizfollegien aus befonderen Gründen feitgefezt wurden, werden nur 
von der oberſten Zuftizitelle verliehen. 

Diefelbe wird, wenn bei der Stelle, wo das fiftemifirte Adjutum 
erledigt ift, fih ein Ausfultant befindet, der diefer Aushilfe bedarf, weil 
in feinem oder dem Einfommen derjenigen, welche den Unterhaltungs 
revers ausgeftellt haben, eine folhe Veränderung vorgegangen ift, daß 
er auf feinen zureishenden Unterhalt nicht mehr rechnen fann, ‘das. Ad— 
jutum diefem Ausfultanten, wenn aber mehrere Dürftige vorhangen find, 
demjenigen, der fih in jeder Hinficht durch gutes Benehmen vor. den 
Uebrigen auszeichnet, endlich bei gleicher Dürftigfeit und gleichen Eigen- 
[haften dem im Dienfte älteften Ausfultanten verleihen. 

Hiebei fommen auch jene Ausfultanten der Stelle, welche ein au— 
Berordentlihes Adjutum beziehen, eben jo in Berüffichtigung, als wenn 
fie diefe Unterftüzung nicht genößen, indem, wenn fie den Vorzug ver- 
Dienen, ihr außerordentlihes Adjutum einzuziehen und fie mit dem fifte- 
mifirten zu betheilen find. 

$. 16. Sollten bet derfelben Stelle feine folhen Ausfultanten be- 
ftehen, welche dieſer Aushilfe zu bedürfen erweifen fünnen, dann iſt die 
Erledigung der mit dem fiftemifirten Adjutum verbundenen Ausfultan- 
tenjtellen mittelft Konkurs-Ausſchreibung zu verlautbaren und die Edifte 
auch in der wiener Zeitung einzufchalten, und wenn fich Feiner anmel— 
den follte, welcher das Adjutum zu entbehren im Stande wäre, fol 
dDiefe mit Adjutum verbundene Ausfultantenftelle folhen Kompetenten 
verliehen werden, welche die im F. 14 bezeichneten Eigenfchaften befizen. 
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$. 17. Der Bezug-fowohl eines fiftemifirten ald außerprdentlihen Ads 
jutums hört dann auf und muß eingeftellt werden, wenn der Ausfultant aus 
anderen Mitteln zu ‚einem bis zu, feiner beſoldeten Anftellung geficher- 
ten Einfommen gelangt, weldes das Adjutum felbft überfteigt. 

$. 18. Die Zivil= und Kriminal-Zuftizkollegien haben, ‚wie bisher, , 
zugleich mit den jährlihen Arbeitsausweifen aud die vorgeichriebenen 
Tabellen über die Verwendung der Ausfultanten vorzulegen und bei 
diefer ©elegenheit anzuzeigen: 

a) welhe Ausfultanten fih durch Talente und Kenntniffe, und 
welche durch ganz vorzüglihen Fleiß ausgezeichnet haben; 

b) weldhe aus denjelben ſich nod nicht der Zivil: und Sriminal- 
Kichteramtsprüfung unterzogen, und welhe Note jene erlangten, die im 
Laufe des. Sahres felbe beitanden haben; 

€) welhe Verfügungen mit Beziehung auf die Fähigfeit, Rechtlich⸗ 
keit, Fleiß, Sittlichkeit und übrige Aufführung etwa für Einzelne der 
Auskultanten ſich als nothwendig darſtellen. 

Die Behörden haben ihre Berichte und Antrage mit Gewiſſenhaf— 
tigfeit, firenger Unparteilichfeit und ohne einer unzeitigen Milde Paz 
zu geben, zu erftatten, Damit jene Ausfultanten, welche feine Talente 
baben, um jo mehr. diejenigen, welchen es an Fleiß, Verwendung, Sitt— 
lichkeit oder Redhtichaffenheit fehlt, in gehöriger Zeit entfernt und die 
Aufnahme vorzügliher Subjefte nicht verhindert werde, 

Es wird übrigens zum allgemeinen Wiſſen angedeutet, daß nad 
dem lezten zehnjährigen Durhjhnitte bei den, den Senaten des ober— 
ften Gerichtshofes in Wien untergeordneten landesfürftlichen Gerichts— 
ftellen jährlih 33 Ausfultanten ernannt wurden, und daß nur: 24 bes 
‚foldete ſiſtemmäßige Dienftespläge im Konzeptsfache, zu welchem fie un— 
mittelbar vorzurüfen ‚pflegen, ſich eröffnet haben. 


Ueber die Prüfung der Ausfultanten f. 1368 u. f. 


Verwendung und Ausbildung der Praktikanten; j. 1359. 


1681. Hfd. v. 17. Sept. 1821 N. 1796, an das in. d. A. ©. 


Zur Kriminalpraris bei dem Magiftrate zu Grätz find mir ſolche 
Individuen zuzulaffen, welhe die vorgefchriebenen Rechtsſtudien mit ent— 
fprehendem Erfolge bereits vollendet haben. In Ruffiht der Beihaf- 
tigung dieſer Praftifanten ift ihnen die felbftftändige Aufnahme von That- 
erhebungen. nicht anzuvertrauen; auch find die Ausarbeitungen ihrer Vor— 
trage über Unterfuchungen, unter der genaueften Auffiht und Kontrolle 
der Kriminalveferenten, bei der lezteren ftrengfter Verantwortung, zu 
halten. 


1682. Hfd. v. 12. März 1824 N. 1992, an alle A, ©. 

Ein auf ſolche Art »(beim Kriminalgerichte)« beeidigter Praftifant 
bat nach Gutbefinden des Vorſtehers des Gerichtes, Aftenauszüge, Re— 
feratsentwürfe ‚und andere gerichtliche Aufjäze, unter Auffiht und Ver— 
antwortlichfeit des Neferenten zu verfertigen, oder bei Verhören der 
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Angefhuldigten und- der Zeugen das Protofoll zu führen.. „Zu „den 
Rathsſizungen des Gerichtes darf Fein Praftifant zugelaffen werden. 


1683. Hfd. v. 13. Febr. 1829 R. 2383, an alle AG. 

Es ift durchaus nicht zu geftatten, dag Kriminalpraftifanten als 
Verhörsbeifizer, wie fie.der $. 288, I. Th. d. St. G. B. fordert, ver- 
wendet werden; und ift diefer Gebrauch dort, wo er allenfall3 befteht, 
als ein Unfug aljogleih und mit allem Ernjte abzuitellen. Dagegen 
unterliegt e8 aber feinem Anjtande, zu ihrem befferen Unterridhte, ala 
Aktuare bei Kriminalunterfuchungen gebraucht zu werden. ©. 1364, 2. 


Fünfter Abſchnitt. 
Von dem Vortrage, der Berathſchlagung und Erledigung. 


Bei Kollegialgerichten ſind in der Regel alle Ge— 
genſtände in der Sizung vorzutragen und zu erledigen. 


1684. Hfd: v. 30. Jänner 1792 N. 246, an alle A. ©. 


a) Bon den Stellen foll nichts verfüget werden, was nicht vorher 
im Rathe feibft vorgetragen und behandelt worden iſt; und von nun 
an hat die Erftattung der Präfidialvorträge oder Noten, ohne daß die 
Gegenftände im Rathe felbft von ihrem Referenten vorgetragen worden, 
gänzlich aufzubören, wenn nicht über einen oder den andern Gegenftand 
nur die Meinung des Chefs allein zu hören verlanget, und ſolches aus— 
drüflich angeordnet wird. 


Ausgenommen: 


1685: Hfd. v. 20. Zuli 1790 N. aı, an d. gal. 4. ©. 

b) Bei Bewilligung der Arrefte foll fih an die VBorjchrift der ©.D. 
genau gehalten, das Benilligungsgefuch nicht anders, als in verfammel- 
tem Rathe erledigt werden. Nur wo Gefahr am Verzuge ift,. bleibt 
dem Bürgermeifter unbenonmen, den Arreft einftweilen bis zu der in- 
nächſter Rathfizung zu erfolgen habenden Erkenntniß zu bewilligen. 


16S6- Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an das in. ö. A. ©. 

h) Kur in dringenden Fällen, wo Gefahr am DVerzuge ift, ſoll fich 
das Präſidium des Befugnifes, das Gefhäft in: Zirfulagion zu jezen, 
bedienen, und auch dabei die Vorfhrift wegen der Zahl der Votanten 
beobachten. — 


4 


5.42. 2 
Jedes Gericht hat an den zur Abhaltung der Amtſizungen ın 
jeder Woche beffimmten Tag in dem Gerichtöorte zufammen zu 


’ 
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kommen; Da die Zahl der Tage, und die eigentlichen Tage der 
Woche diefer Rathfizungen nicht Die nämlichen fein können, fo find 
jedem Gerichte Die zu feiner Sizung beftimmten Tage insbeſon— 
dere angewiefen; diefe follen von den erften Behörden genau bei; 
behalten werden, weil die Wartei wiffen muß, wann ihr Richter 
vor Gericht fize, Beiden Appelluzionsgerichten aber ift Dem Prä— 
fidenten geftattet, in einer oder anderer Woche einen Rathstag 
hinweg zu laflen, und an den übrigen Rathstägen die Sizung 
etwas zu verlängern; verfteht fich jedocd), Daß dieſe Erlaubniß nie 
zum Abbruche des Dienftes und zur Bequemlichfeit der Räthe, 
ſondern vorzüglich zur Dienftbeförderung, und um den Räthen zu 
ihren Ausarbeitungen mehrere Zeit zu gewinnen, gebraucht werde, 


$. 43. 

Auch ift dem Vorſizenden unbenommen, aus gegründeten 
Urfahen außer den eigens beftimmten Rathstägen befondere 
Rathsverſammlungen über ein oder andered Gefchäft vornehmen 
zu lafjen, und zu Denfelben die Zahl der Räthe auszuwählen, 


$. 44. 

Die Rathfizung wird Damit eröffnet, daß die dem Gerichte 
zugefommenen Generalien und Refoluzionen abgelefen, und Die 
etwa hierüber nöthigen und dringenden Exrpedizionen ungefäumt 
beforgt werden, Bon den höchften Entjchließungen, Die nicht eine 
bloße Parteifache, fondern ein Normativum betreffen, muß jedem 
Rathe ein gedrufted oder gefchriebenes Exemplar gegeben werden, 
Bei den übrigen Erhibiten ift dem Vorfizenden nach der ihm be: 
kannten mehreren oder minderen Dringlichfeit des Geſchäftes zu 
überlaffen, in welcher Reihe und Ordnung er fie vorgetragen haben 
wolle. Nur ift fi gegenwärtig zu halten, Daß bei den Prozeſſen, 
fo viel möglich, derjenige aus den bearbeiteten in Vortrag zu 
bringen fei, welcher dem Gerichte früher übergeben worden tft, mo; 
fern nicht etwa bei einem fpäter anhängig gemachten die am Ver: 
zuge unterwaltende Gefahr eine mehrere Beförderung fordert, 


1687. Hfd. v. 19, Mat 1786 N. 550, and. n. ö. A. ©. 

a) Wenn in den beftimmten Rathstägen bei der gewöhnlichen vor= 
mittägigen Rathſizung wegen der zu häufigen Kurrenzien der Vortrag 
der bereit8 ausgearbeiteten Prozeffe zum Nachtheile der Zuftizpflege er- 
liegen gelaffen werden müßte, follen in dieſen vormittägigen Sitzungen 
blos die Prozeſſe referiert, fodann aber in machmittägigen befonderen 
Sizungen die Kurrenzien erledigt. werden. 
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1688. Hfd. v. 14. Juni 1822 N. 1878, an das Prafid. eines A. ©, 


Es iſt genau darüber zu wachen, daß nicht das Dienſtalter der 
Räthe, ſondern das Alter der zum Vortrage bereit liegenden Stüke, 
den Vorrang zum Vortrage, nur mit Ausnahme der äußerſten Dring— 
lichkeit, zu geben habe; und es liegt dem Prafidium ob, die Räthe dahin 
zu bringen, Daß fie nad eben der Maßgabe ältere Stüfe vor den neue- 
ren bearbeiten, ohne darauf zu fehen, wie viele. Nummern fie zur Si— 
zung bringen. Ferner ift zu veranlaffen, daß die Sizungen entweder 
verlängert, oder mehrere Sizungen gehalten werden, damit alle zum 
Bortrage bereits bearbeiteten Stüfe vorgetragen werden können. ©.1756- 


$. 45. 


Bei. Gerichtftellen, wo es die Anzahl der Beilizer zuläßt, 
ift Die Rathsverſammlung, je nachdem es die Beförderung des 
Dienftes fordert, in mehrere. Sizungen (Senate) zu theilen, 
Bei den Appellazionsgerichten muß jeder Senat immer aus 
einem Präfidium, vier NRäthen, einem Gefretär und einem 
KRathöprotofolliften bejtehen. Eine aleihe Beſezung hat aud) 
bei den erften Behörden in allen Gejchäften zu gefchehen, Die 
nicht ausdrüflich zu einer minderen Befezung geeignet find, 
Die Wahl der NRäthe, Sefretäre, Protofolliften, die jedem Se; 
nate beizumohnen haben, hängt täglih. von des Präfidenten 
Willfür ab; doc follen die einmal zufammengefezten Räthe 
bis zur Vollendung der ihrem Senate zugewiefenen Gefchäfte 
nicht mehr abgerufen werden, und, wenn es jih um Fortfezung 
einer angefangenen, ungehindert der Vorfehung des $. 35 nicht 
vollendeten Berathichlagung handelt, müflen die vorhin zuſam— 
mengefezten Räthe bei der Berathichlagung belaffen werden. 


Befezung der Rathsverfammlungen und Tagfa 
zungen. 


1) Bei landesfürflihen Kollegialgeridten eriter 
Inſtanz und bei jenen Magiftraten, welche wenigiteng 
aus drei geprüften Räthen beftehen. 


1689. Hfd. v. 9. Febr. 1822 N. 1836, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben die Anwendung der für die Tribunale erfter In— 
ftanz in dem Iomb. venez. Königreihe erlaffenen h. Vorſchrift, zur Be— 
handlung und Erledigung der Zuftizgefhäfte in mehr oder minder zahl- 
reihen Nathsverfammlungen, auf die landesfürftlihen Kollegialbehorden 
erfter Inſtanz, welche der oberften Zuftizitelle zu Wien unterftehen, wie 
folgt, zu genehmigen gerubt: 
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F $. 1. In voller Ratheverfammlung find in Vortrag zu bringen *): 
Dienft- und Beförderungsfahen; alle von höherer Behörde eingelang- 
ten Verordnungen jeder Art; Gutachten über neue gefezlihe Vorſchrif— 
ten; alle Befheide, womit eim gerichtlihes Depofitum zurüfgemwiefen, 
angenommen, oder der Partei wieder verabfolgt wird; Die Veräußerung 
der den Minderjährigen oder Pflegebefohlenen gehörigen unbeweglichen 
Güter; Strafurtheile über Verbrecher, die nad dem Gefeze lebensläng- 
lihe Kerfer- oder Todesitrafe verwirft haben. 

$. 2. Bei Kollegialgerihten, wo die Zahl der Rathe, ohne den 
Vorfizenden, auf mehr als ſechs feftgefezt ift, muß über folgende Ge— 
genftände die Berathichlagung in Senaten von einem PVorfizenden und 
vier Räthen aufgenommen werden: 


a) über fohriftlih verhandelte Prozeffe, wenn nad geſchloſſenem 


Verfahren ein End- oder Beiurtheil geſchöpft werden ſoll; 

b) über die Eröffnung eines Konkurſes; 

e) über alle wichtigere, nicht ſtreitige Rechtsangelegenheiten, ins— 
befondere über die Frage: wann und unter welhen Bedingungen eine 
Berlaffenfhaft eingeantwortet werden foll; über bie Beftellung eines 
von dem Dater der Mündel nit benannten Vormundes; die endliche 
Erledigung einer Vormundfhafts- oder Kuratelsrehnung; die Verehe— 
lihung eines Minderjährigen, und die Genehmigung der im Namen der 
Mündel und Pflegebefohlenen von ihren Vertretern gefhloffenen Ver— 
träge; über die Nachfiht des Alters; über Verfügungen, wodurch gegen 
Wahn- oder Blödfinnige, oder Verfhwender eine Kuratel verhängt, die— 
felbe wieder aufgehoben, eine Vormundſchaft über die Zeit der Minder- 
jährigfeit hinaus verlängert, eine Nachſicht des Alters bewilligt wird; 

d) über Kriminalfahen: wenn ein Urtheil gefällt, oder wenn ent— 
fhieden werden foll, ob eine Kriminalunterfuhung einzuleiten, davon 
abzulaffen, diefelbe wieder aufzunehmen, ſei; ob. zum prdentlihen Ver— 
höre zu [reiten ; ob der Angejhuldete zu verhaften, oder während der 
Unterfuhung in Freiheit zu laffen. fei. 

S. 3. Bei Kollegialgerichten, Die nur aus dem Vorfigenden —T 
ſechs oder einer geringeren Anzahl von Räthen beſtehen, kann die Be— 
rathſchlagung über Die im S. 2 erwähnten Gegenſtände in Senaten von 
einem Vorfizenden und zwei Räthen aufgenommen werden. Pur zu den 


Beratbfchlagungen über Kriminalurtheile iſt auch bei diefen Behörden - 


Die nach dem S. aıs, J. Th. des Strafgefezes erforderlihe Zahl von 
Stimmführern zuzuziehen. 

$. 4. Ueber alle übrigen Geſchäfte tft ohne Rükſicht auf die Zahl 
der Mitglieder des ganzen Kollegialgerichtes ‚ in Senaten von einem 
Vorſizenden und wenigftens zwei Näthen zu berathichlagen, 

$. 5. Dur die obigen Vorfchriften, welche einzig auf die wirf- 
lihen Räthe des Kollegiums Bezug nehmen, wird an den beftehenden 


*) Ueber Anfrage des böh. A. G.: ob auch über die Dienftbefezungen der ihm 
unterftehendent Magiftrate im vollen Rathe zu berathichlagen fei? wurde dem: 
felben mit Hfd. v. 5. April 1822 bedeutet: daß ſich dieſe Vorſchrift nur auf die 
darin bezeichneten Kolle gialgerichtsbehorden erſter Inſtanz beziehe. 
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Ansrdnungen, wegen Beiziehung der Handelsbeiſizer zu den Berath- 
fhlagungen in Handels- und Wechfelgegenftänden, nichts geändert: 

$. 6. Mündlihe Kl iagen und mündliche Verhandlungen über ftret= 
tige Rehtjahen fünnen in Gegenwart eines einzigen Rathes zu Proto— 
fol genommen werden. Zu Zeugenverhören find zweit Näthe, oder ein 
Nath umd ein Ausfultant abzunrdnen. Der Inrotulirung der Akten 
bat nur ein Rath beizumohnen. Andere Tagfazungen müjlen in Sena— 
ten von einem Borfigenden und wenigſtens zwei Räthen vorgenommen 
werden. 

5. 7. Zu Kriminglunterſuchungen iſt nur ein Rath abzuordnen, 
welcher jedocd die Vorſchriften des J. Theiles des Strafgeſezes über die 
Beſezung des Kriminalgerichtes genau zu beobachten hat. 

$. 8. Dem Ermeſſen des Vorfizenden bleibt überlaffen, wo dazu 
befondere Gründe eintreten, zur Beratbichlagung, oder zu mündlichen 
Verhandlungen, eine größere Zahl von Näthen zuzuziehen, als nad) der 
gegenwärtigen DVorichrift erforderlich ift. Snsbefondere fann er Ge— 
fchafte, wobei e8 darauf anfommt, das Gericht gegen Verantwortlichfeit, 
oder die Theilnehmenden gegen unwiderbringlihen Nachtheil ficher zu - 
ftellen, oder fih über gleihe Grundfäze zu vereinigen, an verftärfte Se— 
note, oder an die volle Rathsverfammlung verweifen. 

$. 9. Jeder Berathichlagung oder mündlihen Verhandlung muß 
außer den dazu abgeordneten Räthen, der gefezlihen Vorfehrift gemäß, 
ein Protofolsführer beimohnen. 

$. 10, Nah diefen Vorſchriften haben fich nicht minder auch jene 
Magiftrate genau zu benehmen, welde wenigitens aus drei, oder aber 
aus mehreren im Juſtizfache geprüften wirflichen Räthen beftehen. 


1690. Hf2. v. 9. Juli 1825 N. 2118, an d. ga. WG. 

Durch die h. Entjchliefung v. 1. Dez. 1821, welhe allen A. ©. 
mit Vdg. v. 9. Febr. 1822 N. 1836 der J. ©. ©. befannt gemadt 
wurde, haben Se. Maj. eine beftimmtere Weifung, als die allg. ©. J. 
enthält, ertheilt, welche Zujtizgejchäfte im mehr oder minder zahlreichen 
Ratheverfammlungen erfter Inftanz zu verhandeln und zu erledigen feien. 

Da nun die Befizitörungsangelegenheiten, oder ſogenannten Pro- 
visoria, weder unter jenen Gefchaften, welche nach F. ı in voller Raths— 
verfammlung in Vortrag zu bringen find, noch unter jenen, wo nad 
$..2 zur Berathichlagung nebft dem Vorfizenden vier Räthe erfordert 
werden, ausgezeichnet find; fo trit die Anwendung des $. 4 ein, wo. es 
heißt: Ueber alle übrigen Gefhafte ift ohne Rükſicht auf die Zahl der 
Mitglieder des ganzen , Kollegialgerichte8 in Senaten von einem Vor— 
figenden, und wenigftens zwei Rathen zu berathfchlagen. Sollte jedod) 
ein folhes PBroviforium von befonderer Wichtigkeit fein, fo it es nad 
dem $. 8 dem Ermeffen des Vorfizenden überlaffen, eine größere Zahl 
son Räthen zuzuziehen. 


1691. Hfd. v. 16. Zuli 1830 N. 2474, an d. gal. A. G. 


In Redtitreiten, wobei Räthe oder Prafidenten des undheilenden 
Gerichtes ala PURE eintreten, führt zwar Die Unterlaflung, die dar— 
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über mit Ausſchluß derfelben zu pflegende Berathung einem verftärften 
Senate zuzuweiſen, die Folge der Nullität nicht herbei; jedoch bleibt es 
ungeachtet der allg. Beftimmung des Hfd. v. 9. Febr. 1822 N. 1836 
der I. ©. ©. dem Ermeffen des DVorfizenden anheim geftellt, nach Um— 
ftanden, Angelegenheiten, wo Räthe und Prafidenten ald Parteien eins 
treten, in einem verftarften Senate in Vortrag bringen zu laffen. 


- D Bei Magiftraten, die weniger als drei geprüfte 
Räthe haben. 


1692. Hfd. v. 14. Nov. 1786 N. 594, an d. böh. A. ©. 

Bei einem Magiftrate kann jede Berathichlagung ſowohl über ge= 
fhloffenes mündliches als fchriftliches Verfahren, und die fohinige Ur— 
theilfhöpfung vor einer Verfammlung von einem Prafidio und zwei 
Räthen, unbedenflih gejhehen, und wird eine mehrere Zahl nicht er— 
fordert. Im übrigen, wenn aud diefe Zahl der Käthe nicht eingeſchrit— 
ten hätte, müffe das gefchöpfte Urtheil allerdings aufgehoben, und dem 
betreffenden Magiftrate mit Bemerfung diefer Urfache, und gegen dem, 
den in minderer Zahl eingefchrittenen Amtsperjfonen obliegenden Erjaz 
aller Schäden und Unfoften, aufgetragen werden, die Berathſchlagung 
und Erledigung neuerlich aufzunehmen, und ohne Rükſicht auf das vor— 
bergegangene Urtheil, was Rechtens ift, zu erfennen. 


1693. Hfd. v. 9. Sept. 1788 WR. 891, an d. böh. A. ©. 

Penn bei einem ordentlich organifirten Magiftrate der Fall eintrit, 
daß aus den benannten Magiftratsrathen der eine oder der andere bet 
dem vorfommenden Gefchäfte nicht interveniren könnte, und alfo die zur 
Berathſchlagung erforderlihe Zahl von wenigitend zwei Näthen und einem 
Präſidium mangelte, jo wird gejtattetf, daß der dem Magiftrate zuge⸗ 
gebene ſtädtiſche Repräſentant mit ordentlicher Stimmung in das Bf 
fende Gefchäft einfchreiten fonne. 


8) Insbefondere bei dem Merfantil- und Seege— 
richte in Trieft. 


1694. Hfd. v. 27. Juli 1821 N. 1782, an das füftenl. A. G. 


Die Erfahrung hat bewieſen, daß das ausnahmslofe Erfcheinen der 
Beifizer aus dem Handlungsftande bei allen Vorträgen in den häufige 
und länger dauernden Nathfizungen des Merfantil- und Geegerichtes 
zu Trieft, denfelben einen oft ſchädlichen Zeitverluft verurjacht und des— 
halb auch ein minder genaues Erfcheinen zur Folge "babe, wodurch nicht 
jelten eine Verzögerung der RNathserledigungen herbeigeführt werden 
fan. Zur Erleichterung der Berufspflichten der erwähnten Dandeld- 
beifizee und zur thunlicheren Beforderung der Nathserledigungen, wird 
Daher verordnet: 

1. Die Merfantilbeifizer find von dem Erfcheinen bei Vorträgen 
uber Abhandlungs- und Watjengefhäftsgegenftände, und bei biogen Kur— 
renzien, in der Regel zu entheben und dazu nur dann beizuzieben, wenn 
folches das Präſidium in einzelnen Fällen, zur Aufklärung ‚oder nähe— 


ren. Erörterung befonderer Handlungsobjefte, nothwendig oder nuzlich 
finden follte. 

2. Solche Gegenftände find deshalb entweder in abgefonderten 

Rothiizungen, oder zu anderen Stunden in Bortrag zu bringen, als 

welhe den Handelsbeifizern zu ihrem Erſcheinen im Rathe beftimmt wer— 

den jollen. 

3> Die Vorträge dagegen über alle übrigen Gegenftände, wobei 
die Handelsbeifizer zu erfcheinen haben, find auf folche beftimmte Tage 
und bejtimmte Stunden zu verlegen, an melden. denjelben ihr Erfchei- 
nen am wenigften im Betriebe ihrer eigenen Gefhäfte zum Abbruch ge— 
reichen wird. 

4. Sp wie man daher aber auch von dem Eifer der Handelsbei- 
figer erwartet, daß Diefelben in Erwägung dieſer ihnen zugebenden Er— 
leihterung zu den nun befchränfteren Tagen und Stunden ihres Er— 
fheinens im Rathe entweder jelbit, oder bei wahrhafter Verhinderung, 
durch den von ihnen zu benahridtigenden GSubftituten, immer genau 
erfheinen werden; eben fo wird auch das Prafidium des Merfantil- 
und Seegerichtes Darüber aufmerfjam zu wachen, und jeden dadurch zu 
veranlaffenden Aufenthalt in den Rathſizungen forgfältig zu vermeiden 
haben. 


1695. v. 25. Nov. 1825 N. 2147, an d. Füftenl. A. ©. 


. Da wahrgenommen worden, daß die Beweife über Seeunfälle bei 
dem Merfantil- und Wechfelgerihte in Trieft blos von dem Sekretär 
aufgenommen, von diefent verwahrt und dafür eine Tare von A fl. be— 
zogen werde, welches weder den Vorſchriften der Amtsinftrufzion ent- 
fpriht, nody mit. dem, in den übrigen Seegouvernementsbezirfen beob- 
achteten Verfahren übereinftimmt; fo tit bejchloffen worden, dem. triefter 
M, und W. Gerichte vorzufghreiben, Fünftig die Urfunden über See— 
unfälle (prove di fortuna) durh einen Rath und Aftuar aufnehmen 
zu daffen und nad Weifung der Amtsinftrufzion zu behandeln, die ge— 
fezlihen Taren aber durch das Taramt dem Nerar zu verrechnen, 


4) Beiden Appellazionsgeridten. 


1696: Ihfd. v. 30. April 1838 3 2440 (3. 441). 


Ueber die zu den Berathichlagungen der A. ©. erforderliche Zahl 
der. Stimmführenden wird hiermit, zufolge a. h. Entſchl. vom 21. April 
1838, nachſtehende Vorſchrift ertheilt: 

$. 1. In voller Rathsverſammlung müſſen vorgetragen werden: 

a) Neue Geſeze und Verordnungen, über deren Einführung be— 
reits entſchieden iſt, und alle Aktenſtüke, welche dem A. G. zur Beleh— 
rung und Darnachachtung dienen, oder auf die Amtsverrichtungen oder 
Dienſtverhältniſſe der Beamten desſelben Einfluß nehmen. 

)A. h. Entſchließungen Sr. Maj. und Beſchlüſſe des oberſten Ge— 
richtshofes, wodurch landesfürſtliche oder Magiſtratsbeamte ernannt, pen— 
ſionirt, ſuspendirt, entlaſſen, überſezt oder degradirt, Advokaten oder No— 
tarien ernannt, ſuspendirt, oder von der Advokatur oder dem Notariate 
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entfernt werden, in fo ferne ſich dieſe Verfügungen auf dem A. ©, wit: 
tergeordnete Perſonen beziehen. 

ec) Referate über die Anftellung, Penſionirung, Sisyerrieiiäg; Ent: 
laffung, Ueberjezung oder Degradirung und andere wichtige Dienftange- 
legenheiten der: eigenen Beamten und Diener des A. ©., oder über Aen— 
derungen in der Einrichtung, Bejezung oder den Amtsvorfchriften Des 
A. ©., und Hofdekrete, welche eine Entjcheidung über Gegenjtände dies 
fer Art enthalten. 

d) Verhandlungen über die eigene Jurisdikzion des A. G. 

F. 2. In Senaten von wenigſtens acht Stimmführenden und einem 
Vorſizenden ſind in Vortrag zu bringen: 

a) Gegenſtände der Geſezgebung, worüber ein Gutachten des A. ©. 
dem oberften Gerichtshofe vorgelegt, oder einer andern Behörde mitge— 
theilt werden fol; Berichte untergeordneter Behörden, worin eine allg. 
Belehrung angefucht wird; Vorfchläge zu Aenderungen in der Einrich— 
tung, Bejezung oder den Amtsvorfohriften der Gerichte erfter Snftanz. 

b) Dienftverleihungen bei den dem A. G. untergeordneten landes- 
fürftlien "und anderen Zuftizbehörden, Penſionirung, Suspendirung, 
Entlaffung, Ueberſezung oder Degradirung der Beamten diefer Behör— 
den, Bewilligung zeitliher Aushilfen in den Dienftverrichtungen der Be— 
amten; das 4. ©. mag über alle diefe Angelegenheiten aus eigener 
Macht verfügen oder ein Gutachten abgeben. 

©) Referate über die Ernennung oder Suspendirung der Advoka— 
ten und Notare, oder über ihre Entfernung von der Advolatur oder 
dem Notariate. 

 d) Ertheilung der Zeugnife über. die Fähigkeit zum Richter, Aus⸗ 
kultanten, Advokaten oder Notar; Abnahme der Zeugniſſe über die Fä— 
higkeit zum Richteramte. 

e) Erledigung der. Berichte über Viſitazion der Gerichte: erſter 
Inſtanz. 

) Jurisdikzions-Streitigkeiten ö. Gerichte mit auslandiſchen Be⸗ 
börden: 

g) Referate über die Verhandlungen über Ungiltigfeit oder Tren⸗ 
nung der Ehe. 

h) Topeserflärungen, die zum Behufe Der Wie derverehelichung an⸗ 
geſucht werden. 

i) Referate über Kriminalakten, wenn von dem A. ©. auf Todes- 
ftrafe erfannt werden foll, oder wenm in erfter Inſtanz Darauf erfannt 
worden ift. 

3. Bei A. ©, im Brünn, Innsbruck und Zara find die in dem 
$. 2 erwähnten Gegenſtände ſämmtlich in voller Rathsverfammlung zu 
verhandeln. - Sedoch Fünnen bei dem mähriſch-ſchleſiſchen und tirelifchen 
A. G. die Beratbichlagungen über die. Ernennung der nicht bei einem 
landesfürftlihen KRollegtalgerichte dienenden Beamten, und über alle 
Dienftangelegenheiten derfelben, in Senaten von ſechs Räthen und einem - 
Vorfizenden vorgenommen werden. 

$. 4. Die in den vorhergehenden Paragraphen für Dienftangele: 
genheiten der Beamten ertheilten Vorfohriften gelten auch für Berath- 
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ihlagungen über proviſoriſche, oder mit einem Taggelde verbundenen 
Dienfte, und über eine auf beftimmte Zeit befhränfte Praxis. 

$. 5. Sn den in den SS. 2, 3 und A vorgefchriebenen größeren 
Rathsverfammlungen ‚muß, ‚der Präſident des A. G. oder deſſen Stell: 
vertreter den Vorſiz führen. 

Bei A. G., die mit einem Bize Praſidenten en find, hat auch 
dieſer, falls er nicht verhindert iſt, an der Berathſchlagung Theil zu neh⸗ 
men, und wird, wenn er nicht den Boris führt, ın die feſtgeſezte Zahl 
der Stimmführenden gerechnet. 

6. Ale in, ‚gegenwärtiger. Vdg. an den vollen- Rath pder an 
einen größeren Senat nicht verwieſenen Geſchaͤfte der U. ©. fönnen in 
Genhte® von vier Räthen' und einem Vorſizenden erledigt werden. 

9: 7.1 Dem Ermeſſen des Prafidenten: bleibt: worbehalten, einzelne 
aungelegenbeitent, zu deren Entjheidung nach Der allg. Vorſchrift eine ge— 
ringere Zahl von Stimmführenden hinreichen würde, zur Vermeidung 
eines Widerfpruches in den gerichtlichen Erfenntnifen, oder eines in. nicht 
ſtreitigen Rechtsfachen den Theilnehmenden drohenden unwiederbringlichen 
Nachtheiles, oder aus anderen wichtigen Gründen, vorhinein, oder wäh— 
rend der Berathſchlaͤgung, an einen zahlreicher beſezten Senat, oder an 
die volle Rathsverſammlung zu verweiſen. Der Vize-Präſident, der in 
einem Senate den DVorfiz führende Appellazionsrath und jelbft der Re— 
ferent fönnen, wenn fie Diefe Vorſicht nöthig finden, auf die Zuziehung 
mehrerer oder aller Räthe zur Berathichlagung bei dem Präfidenten anz 
tragen, welcher darüber Die Beſtimmung treffen wird. 


6.46. 


Bei weſer Abtheilung hat der Voiſtz ende darauf zu 6 
daß die Rathe ſtets verwechlelt werden, damit das Gremium 
Gelegenheit habe, ſich wechjelweife mit allen Eigenfchaften und 
Kräften: aller Glieder befannt zu machen. Ingleichen ſoll die 
Abtheitung fo geichehen, daß Fein Senat vor dem anderen zu 
jeher überhäuft oder erleichtert werde, ſondern die Arbeiten, fo 
viel, möglich, gleich eingetheilt werden, und die Geſchäfte nir; 
gends in das Stoken gerathen fünnen. 


$. 47; ) 


Der Bortrag von dem Referenten Iſhieht daß er das 
Exhibitum, oder den hieraus gemachten Auszug ſammt ſeinem 
ſchriftlichen Votum ableſet; die ſämmtlichen dem Prozeſſe bei— 
liegenden Urkunden ſollen an den Stellen, auf die ſich eine 
Partei bezieht, oder aud), wenn es Der Vorſizende, der Refe— 
rent „oder ein anderer Rath nöthig, finden folkte, nad) ihrem 
ganzen ‚Inhalte, und zwar nicht won Dein Referenten, fondern 

Handb. d. Gerichtsinftrufzion. 51 
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von einem anderen Rathe, dem während des Refetates die 
Akten zu übergeben find, abgeleſen werden. | 


1697. Hfd. v. 30. Jänner 1792 N. 216, an alle WG. 

b) Die nah Hof zu erftattenden Berichte müffen in dem berfam- 
melten Rathe wörtlich abgelefen, an der Meinung des Referenten nichts 
geändert, die dafür und darwider angebrahten Gründe, mit Nahmbaft- 
mahung der Räthe, fo diefer nder jener Meinung beigepflichtet haben, 
fpezififch aufgeführt werden; doc bleibt dem Präſidio immer frei, feine 
eigene oder befondere Meinung dem Vortrage beizurüfen. 

1698. Ofd. v. 21. Sept. 1792 N. 48, and. triefter M. u. W. A. ©. 

e) Beim Vortrage eines Prozeſſes follen die Urkunden nicht erft 
nad beendigtem Votum des Referenten, fondern gleich. da abgeleſen 
werden, wo ſich eine oder andere Partei auf diefelbe bezieht, ie 

1699. Hfd. v. 18. Juni 1795 N. 236, an alle A. ©. 

a) Die Käthe haben bei Neferirung eines jeden Prozeſſes die ver— 
bandelten Aften mit aller Aufmerffamfeit auch in der Abſicht zu durch— 
gehen, um. die unterlaufenen Verzögerungen zu erheben, wo dann in 
dem Voto vor Berührung der Sache jelbit die eingetretenen. Erftre- 
fungen und Frifterweiterungen der Beratbfihlagung vorzulegen find, da— 
mit, fo weit folhe durch Feine erhobene giltige Umſtände gerechtfertigt 
werden, der Advokat nicht blos mit Verweis und foharfer Ahndung, ſon— 
dern auch mit ernftliher Strafe angejehen werde. 

b) Wenn Erftrefungen und SFrifterweiterungen blos wegen Ver— 
binderung des Advokaten ob anderer Gefchäfte, oder wegen deſſen Ab- 
weſenheit ob anderer Kommiffionen angejuht, oder ſonſtige Umftande, 
wenn fie auch in fich giltig wären, dennoch nur blos erzahlt, und mit 
nichts belegt werden, fo find alle drei Benehmungen für muthmilfige 
Verzögerungen, befonders im Appellazions- und Nevifionszuge, anzu— 
fehen, daher auch bei Inrotulirung der Aften alle Geſuche um Friſt— 
erweiterungen ‚angejchloflen werden müjfen. 


$. 48. 

Dem Referenten ift unter Ablefung des Neferated nicht 
einzureden; weder der Vorfizende, noch ein Rath foll, ehe an 
ihn das Votum kommt, zu bemerfen geben, wohin feine Mei; 
nung abzielt, fondern der Referent ift ruhig anzuhören. Nur 
wenn ein Rath ein Faktum nicht wohl verftanden hätte, fteht 
ihm frei, hierüber mit Anftand von dem Referenten die Auf; 
klärung zu verlangen, Die ihm aud aus den Akten zu erthei— 
len, und dann mit der Ablefung Des Referates fortzufahren ift. 


$.49. RL 
Nach vollendetem Referate fol in den Fällen, wor ein 
Korreferent beftimmt ift, Diefer ein Tchriftliches Votum, und 





. 
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zwar auch den feiner Geitd verfaßten Ertraft, wenn er mit 

dem des Referenten nicht, Durchgehends übereinftimmte, ‚ablefen; 
dann gefchieht ‚Die Umfrage unter den übrigen Rüthen nach 
der Reihe und Ordnung, in welcher fie ſizen. 


%. 50. 


Kommt bei den Appellazionsgerichten oder Landrechten ein 
Erhibitum zur Beratbichlagung zu bringen, weldes das landes: 
fürftlihe Fisfalamt in was immer für einem feiner Vertretung 
zugewieſenen Geſchäfte betrifft, mithin auch in Lehens- und 
Wucherſachen, oder. eine Streitſache zwiſchen Herrn. und Unter; 
than u. dgl. ; ſo hat der Referent in der nächften Rathsverſamm— 
lung dem Borfizenden die mündliche Anzeige Davon zu machen, 
Damit der ernannte Kameralrepräfentant und politifche Rath 
zur Berathichlagung beigezogen werde; doch jollen am, näm— 
lihen Tage nicht beide Repräfentanten zugleich) vorgeladen, oder 
fall die beichränfte Zahl der den Landesitellen zugegebenen 
Räthe Die Benennung eined eigenen bejtändigen Repräfentan; 
ten nicht zuließe, Dem DEANDEARER, der politifchen Stelle der zur 
Berathſchlagung beftimmte Tag und, der ‚eigentliche Gegenftand 
befannt: gemacht werden, Damit von Fall zu Fall derjenige Rath 
ald Repräſentant abgeordnet werde, der in der Sache die voll; 
fommene Kenntniß befizt, und für Die Zeit Der bei Der Juſtiz— 
ftelle gehaltenen Berathichlagung bei der politifchen Stelle ent; 
behrt werden fann; Daher auch der Vorfizende Rükſicht nehmen 
foll, daß, fo weit: die nöthige Zuftizbeförderung es nicht uns 
umgänglid) madıt, Die Mepräfehtanten nicht zu oft wegen ein; 
zelner Stüfe und Kleinigkeiten vorgerufen und andurd) in ihren 
anderweitigen Dienftgejchäften gehindert werden, 


I. Dolitifhe Repräfentanten. 


1700. Hfd. v. 17. März 1826 RN. 2175, an d. mahr. WU. G. 


Da bei den politifchen Länvderftellen die Sefretäre zur Verfrefung 
der Räthe als Referenten verwendet werden, und der Referent zunächſt 
und am füglichiten der Beitimmung eines Nepräfentanten zu entſprechen 
im Stande: iſt, kann weder aus den Worten, 'nod aus dem Zweke der 
beftehenden Gefeze ein Anſtand abgeleitet werden, einen’Guberniaffefre- 
tar, wenn er zu dem Landrechte oder A. ©. als — abgeord⸗ 
net wird, in dieſer Eigenſchaft zuzulaſſen. 

5 
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Sie find’ beizuziehen: 
1) ın gFis kalgeſchaften age ſ S. 50; 


1701. Sf. v. J Janner 1795 N. 211, an d. böh. x. 6. 


Dadurch, daß eine Fiskalangelegenheit gemäß Vdg. v. 30. Nov. 
1789 einem anderen Advokaten zur Vertretung anvertraut worden, ift 


an der wegen Beiziehung der Kameral- oder politifhen Repräſentan- 


ten zu der Beratbichlagung derlei Angelegenheiten beſtehenden Verfaſ⸗ 
hung‘ nichts BE worden. | S. 1315 u, 1316. 


2) in Lehenſtreit fachen; ſ56. 505 
"4702. Hfd.v. 9. Mat’ 1785 Ni 430, an alle A, ©! 


In jenen Lehensprozeſſen, bei deren Verhandlung das NA 


eingefloffen it, habe der Kameralrepräſentant bei wer ‚gerichtlichen Be: 
rathſchlagung und, Erledigung zu interveniren, wo Dagegen jene Pro— 
zeſſe in Lehensgeſchäften, welche ohne Einſchreitung des Fiskalamtes ab- 
geführt worden, auch, ohne Beiziehung eines Repraͤſentanten hethtaſchize 
und erledigt werden ſollen. 


1703: HP. v. 2. Juli 1813 N. 1061, am din: Dr %. ©. 

Se, Mai. haben zu verordnen befunden: 

a) Daß die Landrehte in Oeſterreich ob und unter der Enns und 
das m. 8. A. ©. bei allen Entfheidungen in Streitfahen, welche auf 
landesfürſtliche oder Privatleben fich beziehen, politifhe Repräfentanten 
zur Berathung einladen: ſollen, welchen Repräfentanten mit jenen des 
Kammeralärariums gleiche Rechte vorzubehalten waren. 

b) Daß bei. dem Landrechte in Wien und bei dem n.; 8.4... in 
der Regel der Lehenpropft oder Anwalt, oder in deſſen Verhinde— 
rung ein n. d. Negierungsrath, bei dem Landrechte in Linz ein Regie— 
rungsrath der dortigen Regierung, nomine delegato der ——— zu 
erſcheinen habe. 

€) Daß die ſchon beitehende 304. 0.23. Sept. 1785, gemäß wel⸗ 
cher in allen Streitſachen, wo ein landesfürſtliches Lehen einfließt, das 
Fiskalamt vor Schöpfuͤng des Urtheiles um ſeine Meinung zu verneh⸗ 
men, befohlen iſt, mit Ausdehnung auf alle Lehenſtreitfälle, wo dem 
Fisfus die Vertretung auch nicht aueh erneuert werden foll. 


©. 1733 — 1735. 


3) bei Religions- Studien- oder Stiftungsfonden; 


1704: Hfd. v. 15. April 1788 RW, sıı,.an alle A. ©. 

Bor Entiheidung aller, auf den Religions-z, Studien- oder Gtif- 
tungsfond Beziehung habenden Prozeile, ſoll in Dinfunft jedesmal bier- 
von vorläufig. mittelft der. Landesftelle den betreffenden Kommiflionen 
Die Anzeige gemacht, bei deren, Vortragung jelbit aber immer, eben fo 
wie, in Kameral- und Bankalgeſchäften ein Reprafentant des milden 
Fondes beigegogen werden, 
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4) beim Armeninftitutez 


1705: Hfd. v. 9. Janner 1789 R. 950, an alle TC 
Auch ‚bei jenen Streitfahen, ‚bei welchen das Armeninftitut ald Klä— 
ger oder ald Beflagter einjhreitet, it zur Entſcheidung ein politifcher 
Repräfentant zuzuziehen. ee Eat ea 


5) in Streitfahen zwiſchen Obrigkeit und Unter: 
than; |. S. 50 und 110 u. HUN zu 2); 
1706. Hfzd. v. 11. Dez. 1834.3.,30460, an ale Lſt. Aichl 152) 
Se. E. f. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 29. Nov, 1834 anzus 
ordnen. gerubt, daß bei den Berathungen über Rechtitreite zwifhen Obrig— 
feit und Unterthauen auf Staats- und Fondsgütern nur ein politifher, 
niht aber auch ein Kameralrepräfentant. beizuzieben jet. 


6) in Eheftreitfahen; ſ. 8519 6. 15 u. 1595; 
1707. Hfd. v. 2. Zuli 1802. N. 564, an d. gal. U. ©. 

Die Frage Über die Ungiltigfeit oder Trennung einer Ehe zwiſchen 
Sndividuen, welche zu dem Militärförper ‚gehören, ift nicht beit den Re— 
gimentern oder Korps, jondern allezeit bei, Dem judieio deleg., milit. 
mixto oder. pure militari zu verhandeln; und. ift dazu der bei dem Ge— 
neralfommando angeftellte. Feldfriegsjekretär. als Neprafentant der poli— 
tifhen Stelle beizuziehben. ©. 1596- 


7) beider Todeserflärung zur Wiedervereheligung; 
ſ. $. 112 u. 114 des a. b. ©. B. im Vergleiche mit dem Schlufle 
des $. 115; 


8) beim Zeugenbemetfe über denTod eines Vermiß- 
ten zur Wiedervereheligung; f. 5389 $. 65 
9) bei Surisdifziongjtreitigfeiten; 
41708. Hfd. v. 77. Jänner 1827 N. 2252, an alfe A. ©. mit Aus- 
nahme des dalmat. | 
Streitigfeiten über das Recht der Jurisdikzion zwiſchen Dominien, 
oder Dominien. und organifirten Magijtraten überhaupt, find auf dem 


Rehtswege zu verhandeln, und zwar vor den Landrechten der betref- 
fenden Provinz, und im Gegenwart des politiihen Repräfentanten. 


10) bei Seeprijen; 
1709. Hfd. v. 31. Zuli 1804 N. 675, an d. in. ö. 2. ©. 


Streitigkeiten in Seeprifenangelegendeiten find zwar auch künftig 
vor dem ordentlichen Richter auszutragen; jedoch it dabei jedesmal ein 
von den politifhen Verhandlungen unferrichteter Repräſentant beizu- 
sieben, dem es obliegen wird, in Betreff diefer Verhandlungen die er 
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forderlihen Aufſchlüſſe zu geben und; nöthigen: Falles auch das Konklu⸗ 
fum zu fiftiren. 


II. Kameralrepräfentanten”); ſ. 1187, 1701 u. 1706. 


1710. Hfd. v. 2. Nov. 1827 W. 2314, an d. in. dv. WC 


In Betreff ded Benehmens der unterftehenden Stadt- und Land» 
rechte bei Ausmaß der fürperlihen Strafe gegen mittellofe Gefällsüber- 
treter wird verprdnet: 

1) Daß auch bei dem Erfenntniffe auf körperliche Strafen wegen 
Vergehen wider die Gefeze in Gefällfahen, ein Kammeralrepräfentant 
zur Berathſchlagung beizuziehen, dieſem die Siſtirung des Beſchluſſes, 
ſo weit ſolche in den Geſezen überhaupt erlaubt iſt, zu geſtatten, und 
im Falle der erfolgten Siſtirung von dem Gerichte erſter Inſtanz Be— 
richt an das A. ©. zu erſtatten, und von dieſem ebenfalls mit Zuzie— 
bung eines Repräfentanten zu entjcheiden fei. 

2) Verfteht es fich von felbit, daß auch der Verurtheilte, welcher 
durch das Erkenntniß der erften Inſtanz bejchwert zu fein erachtet, da= 
gegen Beſchwerde führen, und dieſe bei den höheren Gerichten anbrin= 
gen fünne. 

3) In Betreff der Frage, wie die Urtheile zur Kundmahung und 
Vollziehung zu bringen find, ift das Erfenntnig zur Kundmachung und 
Vollziehung unmittelbar an das Bezirksgericht, in defien Bezirke ſich der 
Schuldige befindet, zu fenden, und diefes von allen dem A. ©. unter- 
geordneten Landrechten zu beobachten; wobei übrigens gleichzeitig auch 
die Gefällsbehörde, welche die Unterfuhungsaften dem Landrechte zu— 
gefendet hat, in der vorgefchriebenen Form in die Kenntniß des ge— 
ihöpften Erfenntniffes gejezt werden muß. 


127 11. Hfd. v. 19. März 1830 N. 2453, an alle A. ©. 


Die Erfenntniffe auf Leibesftrafen gegen Gefällsgefezüubertreter find 
von der Gerichtsbehörde unmittelbar der Fompetenten Drtsobrigfeit zur 
Kundmahung und eolgtehung mitzutheilen, und ift hiervon gleichzeitig 
die Gefallsadminiftragion in die Kenntniß zu fezen. Die allg. Hofkam— 
mer bat zu diefem Ende alle Gefällsadminiftragionen angewieſen, bei 
Zufendung der Akten an die zur Schöpfung des Urtheiles berufene Be— 
hörde, ſtets genau die Ortsobrigkeit zu bezeichnen, durch welche die Be— 
Fanntmahung und Vollziehung des Erfenntniffes zu geſchehen haben 
wird; weil außer dem, und falls diefe Obrigkeit nicht der Gerichtsbehörde 
zweifelsfrei befannt it, das Erfenntniß lediglich der Gefällsadminiftra- 
zion zur eigenen Veranlaflung des Erforderlichen eröffnet werden müßte. 


*) An die Stelle der früheren getrennten Gefällsbehörden find die vereinten 
Kameralgefällenverwaltungen und die wiener Tabaffabrifendirefzion getreten, von 
weldyen gegenwärtig die Kameralrepräfentanten zu den Gerichten erfter und zwei: 
ter Injtanz abgeordnet werden. In dritter Inftanz find die Mitglieder der allg. 
Hoffammer die Repräfentanten. 
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1712. Hfd. v, 14, Okt. 1831 N. 2531, an alle A. ©. 


Die Gerihtsbehörden haben fich bei Beftimmung der durch Ver— 
gehen gegen die Gefällägefeze, und duch Tabak - Schwärzungen insbefon- 
dere verwirften forperliben Strafen nah dem Hfd. v. 5. Nov. 1813 
" R. 1076 der J. ©. ©. zu benehmen, weldes die ältere Vdg. v. 22. 
Juli 1802. R. 571 der J. ©. ©.*) außer Kraft fezt, und vorfchreibf, 
dag im Falle eines Widerjpruches in den Entjheidungen der Gefälls- 
Adminiftragion und der Gerichtsbehörde vor Ausfertigung des Straf 
urtheild die höhere, Entiheidung eingeholt werden folle. Wenn daher 
der Beſchluß des Landrechtes, welcher mit Zuziehung des Kameral-Reprä— 
fentanten zu fallen ift, mit. dem Erfenntniffe der Gefälls - Ndminiftrazion 
über die Strafe im Widerfpruh fteht, fo muß derfelbe vor der Ausfer— 
tigung dem A. G. vorgelegt werden, welches gleihfalls mit Zuziehung 
eines Kameral-Repräjentanten nah den Gejezen zu entfcheiden hat. 


' 1713. Hf. v. 10, Oft. 1834 3- 35632, an alle Lit. u. K. G. V. 


2) Die Vertretung des Poſtgefälls bei den Gerichtsbehörden liegt 
als Kameralrepräfentanten der f. k. Kameral: Gefällen- Verwaltung ob. 


*) Hfd. v. 22. Zuli 1802 N. 571. 


Wenn das Landrecht eine ihm von der Tabaf- Gefällen-Adminiftrazion zur 
ferneren Beurtheilung vorgelegte Nozion zur Behebung geeignet finden follte, 
hat dasjelbe in Zufunft, ohne fih in Sachen in ein weiteres Erkenntniß einzus 
laſſen, jedesmal die diesfällige Anzeige der volitifchen Landesftelle zu machen, 
welche alsdann entweder das Möthige zu verfügen, oder aber nach Befund den 
Fall der höchſten Behörde zur weiteren Entiheidung vorzulegen haben wird. 


Hfd. v. 5. Nov. 1813 N. 1076, an d. mäh. A. ©. 


Ueber das eigentliche geſezmäßige Benehmen der Gerihtsbehörden bei Aus— 
meſſung Förperliher Strafen in Gefälls- Prävarifazionsfällen, und bei Tabak— 


Schwärzungen insbefondere wird bedeutet: 


._ 2» Das Landredht habe bei Beurtheilung der Hinlänglichfeit eines Geftänd- 
nifles fi mit der Weiſung des höchſten Hfd. v. 24. Dez. 1806 zur begnügen, 
folglih in einzelnen Fälleır zu ermeſſen, ob hierauf mit Beruhigung ein Urtheil 
auf Förperlihe Strafe begründet werden könne. 

2) Die Strafbemeilungen: der noch jest beftehenden verſchiedenen Gefälls- 
gefeze find Durch das alla. Strafgefezbucdh für nicht aufgehoben zu achten, und 
eben jo wenig jind die Reweisarten des Kriminal: Prozeites mit allen geiezlichen 
Erforderniffen derzeit auf die Gefällg:Hebertretungen ausgedehnt. Indeſſen fteht 
„dem Landrechte in einzelnen Fällen allerdings die Beurtheilung zu: ob eine 
rechtsfräftig gewordene Nozion, die vorhin nicht ſchon im Zivilverfahren gerecht- 
fertigt worden ift, nad den Aften Bevdenklichfeiten zurüflafle, um darauf eine 
förperliche, beſonders jchwerere Strafe zu begründen, und ob nod etwas zu er- 
gänzen jei. Eben jo Fann eine angemeilene Strafmilderung und Movdififazion 
jtaft finden, wie dies die Hfd. v. Fa Sult 1789, 29. April 1790, 29. Sult 1791 
und 272 Dez. 1793 deutlich mit Beftimmung der gehörigen Schranken feſtſezen. 
Wenn übrigens in einzelnen Fällen zwiſchen der Gefällsadminiftrazion und der 
Gerihtsbehörde über die Strafausmeflung fih Widerſprüche ergeben: fo ver- 
fteht es fih won jelbit, daß vor Ausfertigung des Strafurtheils Die höhere Ent: 
jheidung angejucht werden muß, 
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UI. Montaniftifche TE A 
us] 51. ’. SC 


Auf gleiche Art hat auch bei den NR in 
den Gefhäften, in denen. eine Berggerichtsbehörde. in erſter 
Inſtanz eingejchritten hat, ein von der Hoffammer in Münz 
und Bergweſen beftimmter Kepräfentant zu erfcheinen. 


1714. Hfd. v. 21. Mat 1792, far In. D. (Re a1). 


Das A. ©. bat in den das Bergweſen betreffenden Fallen, wenn 
auch die Rechtſache in erſter Inſtanz nicht bei einem Berggerichte ver⸗ 
handelt worden iſt, jedesmal den montaniſtiſchen Repraſentanten beizu⸗ 
ziehen, und ſich hiernach zu achten. 


“iu 83313 


1715- Hfd. v. 15. April 1793 RW. 98, an d. in. 0. ©. 


In allen das Bergwefen mittelbar oder unmittelbar betreffenden 
Rechtsangelegenheiten, folglich auch wenn folche Streitigfeiten in ſolchen 
Waldſachen vorfallen, welhe die Gewerkſchaften und Werfer treffen, ft 
jedesmal ein montaniftifher Repräſentant beizuziehen. 


1716: Hf. v. 31. Dft. 1796 WR. 318, an d. in. 0.9. ©. 
Künftig Fann die Beiziehung eines montaniftifchen Nepräfentanten 
beit Entjcjeidung der von dem Berggerichte an das im. 8, A. gelan- 
genden Rechtſachen befeitigt werden. 


1717. Hfd. v. 29. Sept. 1827 N, 2311, an d. n. ö. A. 6. 


In Fällen, wo bei dem Stadt- und Landrechte zu Salzburg: zum 
Vortrage eines das Berg- und Salinenweſen betreffenden Prozeſſes 
die Beiziehung eines Neprafentanten nothwendig ft, it der Berg - und 
Salinendireftor zu Salzburg ) jedesmal anzugehen, hierzu einen der 
Bergräthe als Repräſentanten zu bejtimmen. 


IV. Geſeze über das Verfahren, wenn Repräfentanten 
 einfchreiten. 


a) Zu welchen gerichtlihen Berhandlungen fie ve 
zuzieben find; f. 1187. 


1718. Hfd. v. 26. Dez. 1785 N. 508, an d. in. u. o. ö. A. ©. 
Prafidenten. i 


b) Die ss. 50 u. 51 des Patentes vom 9. Gept. 1785 über die 
Manipulazion bei den Gerichtftellen befohlene Sntervenirung eines po— 
litiichen, Kameral- oder montaniftifchen Nepräfentanten, verſteht fih nur 
auf die Falle, wo die Erledigung von Folgen ift, nicht aber, wo es fi 


*) Geit 1. Nov. 1834 ift die ſatzburgiſche Bergweſensdirekzion mit der tirol 
Berg- und Salinendirekzion vereinigt worden (a. b. Entſchl. v. 16Mai 1834). 
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blos um eine Einleitung,’ oder um hg eines höchſten Auftrages 
handelt. 


1719. Ofd. v. 9. Dez. 1794 N. 204, an d. in. ö. A. ©. 


Die Beiziehung der politiſchen, Kameral-, Bankal- oder montani— 
ſtiſchen Repräſentanten zu den gerichtlichen — — trifft nicht 
Die Fälle, wo nur Vorberichte abgefordert, Einleitungen getroffen. werden, 
oder es ſich um Friſtertheilung oder Rechtsförmlichkeiten handelt, ſondern 
nur jene Falle, wo, ein Urtheil, oder auch ‚über Rekurſe eine ordentliche 
Entſcheidung erfolgt, und ſie kann auch in ſolchen Gegenſtänden über- 
gangen werden, wo Gefahr am Verzuge ift, und es nur auf eine provijo- 
riſche Verfügung anfommt. 
"4 42®: Ofd. v. 22. Aug. 1797 WR. 367, an alle A. ©. 

Die Kameral- und politiihen Repräfentanten haben bei den erften 
Inſtanzen nur zur Erledigung der ordentlich abgeführten Prozeije, und bei 
den Straferfenntniffen über Nozionen der Gefallsadminiftragionen zu erſchei— 
nen ;'bei dem A. G. aber follen fie nicht nur zur Erledigung der Brdentiih 
abgefüßvten Prozeſſe, ſondern auch zur Erledigung der Rekursfälle bei— 
gezogen werden. ©. 1505. 

1721. Hfd. v. 11. Zänner 1822 3. 18606, an alle Lit. (©. 26.) 

Es it bereits öfters der Kal vorgefommen, daß Fisfalprozeffe, in 
welchen der Fiskus fi auf die VBerjahrung oder ſonſt eingetretene ge= 
fezlihe Unftatthaftigfeit einer gegen ihn erhobenen Klage berief, vom 
oberften Gerichtshofe aus dem Grunde zum Nachtheile der Kammer ent= 
fhieden wurden, weil die untern Gerichts = Inftanzen duch Beiur— 
tbeile den Kläger zur Ausführung eines angebotenen Beweiſes oder 
zu einer fonftigen Handlung zugelaſſen hatten, deren Giltigfeit die Anz - 
nahme der Klage vorauszufezen ſchien, abgleih fie der Unterrichter nicht 
bejtimmt ausſprach. 

Der hiernach praftifch angedeutete Grundfaz, daß dergleichen vor— 
läufige Erkenntniſſe auf die meritorifhe Würdigung der NRechtsverhält- 
niſſe Einfluß nehmen, und ſelbſt die Berükſichtigung weſentlicher Be— 
helfe im Final-Urtheile ausſchließen können, dürfte bisher weder von 
den k. Fiskalämtern, noch von den Kameral-Repräſentanten gehörig auf— 
gefaßt und beobachtet worden ſein, daher man nothwendig findet, in 
ihrer geſchärften Aufmerfjamfeit zu bezeichnen, und ausdrüflich zu erin— 
nern, daß nicht nur die verfönlihe Erfcheinung der Kameral -Repräfen- 

tanten bei Schöpfung der gerichtlihen Zwiſchenurtheile in Fisfalangele- 
genheiten auf feinen Fall’ zu übergehen, fondern auch die Ergreifung 
des Nppellazionszuges gegen diefelben, und die etwa den Umſtänden 
angemejjene Siftirung dort, wo ſolche richterlihe Sprüde ein Prajudiz 
für das Endurtheil beforglih machen, niemals zu verfaumen jet. 

b) Den Repräfentanten find vorläufig die BEI 
akten und das Referat mitzutheilen. 

W722. Hfd. v. 28, Febr. 1788 N. 791, an d. in. u. 0.0.9. ©. 


Dem zur Berathſchlagung eines Peogefles beifigenden politiihen oder 
Kameralrepräfentanter jollen allerdings die Prozeßaften auf fein Ver— 
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langen mitgetheilt werden; doch ift von Seite des Prafidiums die Auf: 
merfjamfeit zu nehmen, daß die Akten nicht länger, als nöthig iſt, zurük— 
gehalten, und Die Beratbichlagung nicht über Die Maß verzögert werde. 


1723. Hfd. v. 8. April 1793-R. 97, and. bh. A. ©: 7 


Die Gerichtsbehörden follen den Gefälldrepräfentanten, die Bet der 
Berathſchlagung eines ihre Beiziehung fordernden Geſchäftes zu erfchei- 
nen haben, vorläufig die Prozefaften zur Einfiht mittheilen; doch darf 
deswegen die zur Erledigung der Geſchäfte vorgefchriebene Frift nicht 
überfchritten werden. 


1724. Hfd. v. 26. Sept. 1800 N. 509, an alle A. ©. 


Zur Aufrehthaltung landesfürftliher Gerechtfame wird allen A. ©. 
wiederholt aufgetragen: hs, 

1) Daß bei Fisfalprozeffen die Prozeßakten und die Meinung des 
Referenten jederzeit vor der Berathſchlagung dem Kameraltepräfentan- 
ten mitgetheilt werden follen, um fih das Gejhäft genau. befannt zu 
machen, ſolches mit Gründlichfeit aufzunehmen, und allenfalls nach Vor— 
ihrift des S. 53 der Inftr. vom J. 1785 das Urtheil zweiter Inftanz ein- 
ftellen zu Fünnen, wie foldes von den oberften Zuftizbehörden ohnehin be- 
obachtet wird. \ h 

2) Daß den untergenrdneten Zuftizftellen zur Pflicht gemacht werde, 
bei der Berathung und Urtheilfhöpfung über dergleichen Fisfalgegenftände 
die diesfalls fhon beftehenden politiihen Verordnungen jederzeit zur Nicht- 
fhnur zu nehmen, und fih von allem willfürlihen Verfahren forgfaltig 
zu enthalten, auch jene Gegenftände, welche blos zur politifhen Entfchei- 
dung geeignet find, gar nicht in gerihtlihe Verhandlung aufzunehmen, fon= 
dern glei anfangs von den Gerihtfhranfen zurüf und an die zuftändige 
Behörde zu mweifen *). 





”) Def. d. böh. Sub. v. 2. Zuli 1818 3. 28377 Gadh. 282). 

Gelegenheitlich einiger bei der k. k. oberſten Suftizftelle zur Verhandlung 
gefommenen Kontrabandrechtsftreite hat diefelbe die Bemerfung gemadht, dag 
die von den X. ©. den Kameralrepräfentanten mitgetheilten Prozeßakten durch 
auffallend unverhältnigmäßig lange Zeit aufgehalten und ſelbſt alsdann nod mit 
einer blos Ichriftlihen Aeußerung, worin der Rathſchluß des k. k. A: 6, für den 
Fall, wenn ſolcher gegen die f. f. Kammerprofuratur ausfallen follte, fiftit wurde, 

Demzufolge werden gemäß Hfd. v. 22. Mai 1. J. 9. 3. 22572 auf Ein— 
ſchreiten der oberiten Suftizftelle die Repräfentanten niht nur au mehrerer Be: 
ſchleunigung der Gefchäfte und genauerer Befolaung ver Vdg. v. 28. Febr. 1788, 
vom 8. April 1793 und 26. Sept. 1792 angewiejen, jondern auch zur Beobach— 
tung des 53. $. der 1. Abth. der Juſtizinſtrukzion vom 9. Sept. 1785 und Des 
Hfd. v. 20. April 1805 verhalten, nach deren Sinn und Abficht der Repräfen: 
fant, wenn er mit dem ihm mitgetheilten Gutachten des Juſtizrathes nicht eins 
verftanden tft und jogar das Konkluſum zu fiftiren gedenfet, bei der Berathſchla— 
gung des Gerichtes immer perjönlich zu ericheinen hat, wozu der Kameralreprä- 
jentant ſelbſt dann verpflichtet bleibt, wenn wirklich der Antrag des Juſtizrefe— 
renten zu Gunſten des Fisfus ausgefallen ift, indem oft der Kall eintrit, daß 
bei der Gremialverhandlung gegen den Antrag des Juftizreferenten ganz ‚andere 
Anfihten aufgejtellt werden, wo es jodann der Neprälentanten Pflicht ift, die 
Sache des Fisfus wo möglich mit überzeugenden Gründen zu unterftüzen und 
zu vertheidigen. ©. 1226. 
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2725. Shfd. v1. Juli 1826, and, in. 0. U. ©. (2. 1827. 327.) 

Daß die fleierifch=illieifhe Zollgefällenadminiftragion von der k. k. 
allg. Hoffammer beauftragt wurde, es von der Einleitung, daß aft die Ge— 
fallgadminiftrazionen die Zuftizreferate vorläufig zur Belehrung der Kam— 
meralrepräfentanten eingejendet werden, abfommen zu laffen, und vielmehr 
jolhe Repräfentanten bei den eriten Snftanzen zu beftellen, welche ihrer 
Beftimmung felbit Genüge leiften fönnen, ohne vorläufig Belehrungen 
anzujuchen *). 

ec) Berfahren, wenn der Repräfentant dem Refe— 
ratsbogen fein »Einverjtanden« beifezt. 


1726. Hfd. v. 20. April 1805 N. 726, an d. gal. A. ©. 

Bei Fisfalprozeflen, wenn der Repräjentant fein vidit beigejezt hat, 
und fomit bei den Vortrage jelbft nicht zugegen iſt, hat das A. ©, in Fal- 
len, wo der Beſchluß wider den, dem h. Aerarium günftigen Antrag des 
Referenten ausfällt, ein foldhes Urtheil vor der Erpedirung dem Reprä— 
jentanten zur Aeußerung, ob er dasjelbe ſiſtiren wolle, nochmals mitzus 
theilen. 


d) Verfahren, wenn der Repräfentant zur Berath- 
Ihlagung erfheint, und Recht desfelben zur Siftirung 
in zweiter und dritter Inſtanz. 

$. 52. 

Wenn bei einem Geſchäfte ein Repräfentant einzufchreiten 
hat, ift Diefer nad) dem Referenten um feine allenfälligen Er: 
innerungen zu vernehmen. In welchem Falle dann auch Die 
im 44, $. .vorgejchriebene Ordnung der Gefchäfte zu unter: 
breden, und, fobald der Repräfentant anweſend ift, mit den 
übrigen Gefchäften inne zu halten, und diejenige Angelegenheit, 
wegen welcher er da ift, vorzunehmen fein wird. 

$, 53. 


Der Kameralrepräfentant, oder auch in Unterthansfachen 
der von Geite der politiſchen Stelle beiftzende Rath, hat nad) 
dem Referenten und Korreferenten zwar das erfte Votum; Doch 
it dDasjelbe in Rükſicht des Konklufums nicht zu zählen, fon; 
dern hat den übrigen Stimmen nur zum Vorunterrichte zu 
dienen, Daher der nämliche Nepräfentant, der bei Berath: 


7). Diefe Anordnung bezog fi auf die vormalige Gefällsadminiftrazion zu 
Gräz, welche zu den landrechtlichen Sizungen zu Klagenfurt und Laibach fub- 
alterne Beamte als Repräfentanten: beftellte, welhe dann häufig die ihnen mit- 
getheilten Juftizreferate der Adminiftrazion um Belehrung eingejendet haben. 
Eine ſolche Cinjendung, Feineswegs aber die Mittheilung des Juſtizreferates an 
den Nepräfentanten oder an die Stelle, deren Mitglied er ift, wird durd die 
obige Anordnung aufgehoben. 
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ſchlagung des Gefchäftes in erfter Behörde zugegen wär, audı 
bei der DBerathichlagung des nämlichen Geſchäftes in der zwei: 
ten Behörde zugegen fein fann. Dem Repräfentanten ift vor: 
behalten, wenn er beweifen zu fünnen vermeinte, daß durd) 
das Konkluſum eine unrichtige Auslegung eines Geſezes ge: 
ſchehe, und andurd in Fisfalangelegenheiten eine ſchädliche Ver; 
änderung eines. Finanzgeſchäftes, oder eine Irrung der Finanz: 
pperazionen, Daß in den Unterthbansangelegenheiten eine Abwei— 
hung von dem allgemeinen Sifteme, eine dem Kontribuzions: 
und Nahrungftande des Unterthanes fehädliche Kränfung er: 
folge, die Expedizion des Konflufums zurüf zu halten, und zu 
fordern, daß die Sache der F, k. oberften Juſtizſtelle vorgelegt, 
und höhere Entiheidung gewärtigt werde... Es foll fich aber. 
zuvörderft befliffen werden, Das Gefchäft mit Gründlichfeit auf: 
zunehmen, damit ohne wichtige Lirfache eine folhe Siftirung 
nicht geichehe. ©. 1724. | 


1727. Hfd. v. 17. Dez. 1784 N. 379, an alle U. ©. 

Wenn bei der Erledigung eines Fisfal- oder Unterthansprozeffes, 
der nach der beftehenden Verfaſſung erfcheinende Kameral- oder poli- 
tifche Repräfentant die Schöpfung des Urtheiles nur in einem oder ande— 
ren Punkte einzuftellen verlangt, ift das Urtheil in den übrigen Punften 
den Parteien zuzuftellen, demjelben aber beizufezen, daß in den mit der 
Einftellung belegten Punkten die weitere Entfhliefung nachfolgen werde. 
Der oberften Zuftizftelle aber ward aufgetragen, daß über derlet 
durch Einftellung an diefelbe gelangten Aften die zweifache Ueberlegung 
aufgenommen werden joll: ob die geſezmäßige Erforderniß bei der geſche— 
benen Einftellung vorhanden fei, und dann wie die Sache rechtlich, zu ent— 
fheiden fomme. Wenn nun bei diefer Beratbichlagung, die bei ganzlich 
verfammeltem Rathe aufzunehmen tft, die meiften Stimmen dahin abgehen, 
daß der vorliegende Fall zur Einftellung nicht geeignet gewefen, oder daß 
die Streitjache wider das Fisfalamt, oder die Unterthanen zu entfcheiden 
jet, und zugleich die vereinten Hofitellen, welche durch ihre Neprafentan- 
ten bei diejer Beratbichlagung zu erfcheinen haben, diefer Meinung nicht 
beiftimmten, fei die Sache durch Vortrag Sr. Majeftät vorzulegen; da— 
gegen Damals der Schluß ohne weiteres nach den meiften Stimmen zu 
fhöpfen, und auszufertigen, wenn die Nepräfentanten dev vereinten Hof: 
ftellen demfelben beiftimmen, oder ein folher zum Vortheile des Fiskalam— 
te3 oder der Unterthanen ausgefallen tft. 


1728. Hfd.v. 14. Jänner 1788 N. 765, an d. in. u. o. ö. A. ©. 


Wenn in einem Gefchäfte, worüber das angetragene Appellaziens- 
urtheil von dem politifhen oder KRameralrepräfentanten filtirt wird, von 
der Landesitelle die Beweggründe eines ſolchen Urtbeiles verlangt wer- 
den, find diefelben der Kandesitelle unverweigerlich und mit aller Beför— 
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derung mitzutbeilen, und kann zu Feiner Entfhuldigung dienen, daß die 
ganze Sache der Revifionsftelle bereits übergeben worden. 


41729. Hfd. 0. 26. Sept: 1792, an alle Lit. (8. 446). 

Se. Majeftät haben beſchloſſen, daß in flreitigen Angelegenheiten, 
wo ed auf Entjheidung eines Partifularrechtsfalles oder einer Nechtsfrage 
anfommt, das nad der Mehrheit der Stimmen gefällte Urtheil durch den 
Banfsl= wder »Kameralreprafentanten nur in dem Kalle filtirt werden 
fonne, wenn es erſt noch um die Auslegung eines Geſezes oder die wirf: 
liche Beirrung einer Finanzoperazion zu thun. ift. 


1730. Hfd.v. 15. März 1796 N. 286, an d. mähr. A. ©. 


Die Kameralrepräfentanten find durch das Landesgubernium: an: 
gewiefen worden, die Urtheile erfter Inftanz in den Fisfalangelegenheiten 
nicht zu ſiſtiren, fondern wenn fie das Nerarium dadurch beſchwert zu fein 
glaubten, den Fiskus zur Ergreifung der Appellazion anzumweifen. 


1731. Sf. ». 25. April 1800, and. n. b6. ©. (8. 208). 

Da von der k. auch k. k. Hoffammer, Finanz= und Kommerzhofitelle 
vermöge erlaffener Note v. 18. v. M., den janimtlihen Banfal- und Zoll- 
gefälfenadminiftratoren, der Tabaf- und Siegelgefällsdirefzion, wie auch 
der v. D. Regierung und Kammer, die Weiſung ertbeilt worden, daß von 
den bet der erjten Inſtanz einfchreitenden Kameralrepräfentanten Feine 
Siftirung der Urtheile veranlaßt, fondern der Fisfus zur Ergreifung des 
Rekurſes oder der Anpellagion angewiefen werden ſollte; fo find hiervon 
fämmtliche untergenrdnete Landrechte zur Nachachtung zu verftändigen. 


1732. HfD. v. 13. April 1825 N.2087, an die Eotto = und die Ta— 
baf- und Stempelgefallsdirefzionen u. an alle Zollgefällsver- 
waltungen, 

Aus mehreren an die, oberfte Zuftigftelle gelangten Gefällsprozeſſen 
wurde. erfeben, daß die Öefalläreprafentanten bei den A. ©. die da vor: 
fommenden Beſchlüſſe über, Gefallsprozeile, ohne daß es die Vorſchrift der 
allg. Amtsinftr. erheiſchte, vielfaltig fiftiren. 

Da nach dem $. 53, ‚eriter Abth. der allg. Amtsinftr. vom 9. Sept. 
1785) WR. 464 der J. G. ©,, die Siftirung eines das Urtheil erfter In: 
ftanz — Appellazionsbeſchluſſes (enn bei nicht 
gleichförmigen Urtheilen bleibt das ordentliche Rechtsmittel der Reviſion 
übrig) nur dann ſtatt finden kann, wenn der Gefällsrepräſentant bewei— 
ſen zu können vermeinte, daß durch das Konkluſum eine unrichtige Aus— 
legung eines Geſezes geſchehe, und dadurch in Fiskalangelegenheiten 
eine. ſchädbiche Veränderung eines Finanzgeſchäftes oder 
eine $rrung der Finanzoperazionen erfolge: jo wird dieſelbe 
zur Vermeidung der Siftirungen, ‚welche bios Zeitverluft und Verzöge— 
rung der gerichtlihen Bejchlüffe veranlaffen, auf ausdrüflihes Anfuchen 
der oberften Suftizftelle zur genauen Beachtung der Vorfihrift der erwähn— 
ten Amtsinftr. angewiefen *). 


— Ausnahme: Recht des Repraäſentanten, auch in erſter Inſtanz zu ſiſtiren; 
1710. 
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V: Einvernehmung des Fiskfalamteg;f. 1416 u 1421. 


1733. Hfd. v. 23. Sept. 1785 N, 169, an alle A. ©. 


a) Daß in allen Streitfachen, wo ein landesfürftlihes Lehen mit ein- 
fließt, wegen der -Fürforge für das unterwaltende Intereſſe der. landes- 
fürjtlihen Lehensherrlichkeit Das Fisfalamt, wenn es auch in die Verband 
lung nicht eingejchritten ift, fondern die Vaſallen unter fich, oder gegen 
einen Dritten bios um das Ererzizium eines Rechtes geftritten haben, 
dennoch vor Schöpfung des Urtheiles um feine Meinung vernommen wer: 
den joll, damit vor dem richterlihen Sprude die gehörige Aufklärung: ge— 
ſchehe, und in der pflihtmäßigen-Nükficht für den. landesfürftlihen. Dienft 
vorläufig erhoben werde, ob nicht der Vafall etwa zum Schaden des Do- 
minii directi den Prozeß geführt habe. ©. 1703, €). { 

1734. fd. v. 8. Juli 1831 N. 2519, an d. mäh. N. G. 
Dem mähr. fchlef. A. G. wird das Dekret der vereinigten Hoffanz- 


let wegen der Vertretung des Fiskalamtes in Lehenſachen v. 23. Juli 
1829 mitgetheilt. Beilage. 


1735. Hkzd. v. 23. Juli 1829, an d. mähr. Gub, 


Die Vertretung des oberften Lehensherrn liegt dem Fisfalamte nur 
dann. ob, wenn zwijchen dieſem und feinen Vaſallen Streitigfeiten ob— 
walten. Iſt Dagegen der Vaſall ald Nfterlehensherr entweder. mit jeis 
nen Aftervafallen, oder ift einer und der andere ald Gutsbefizer mit fei- 
nen Gutsunterthanen in einen Rechtſtreit verwifelt: ſo haben, die erite- 
ren, namlich der Vaſall und Aftervafall, auf die fisfalamtliche Vertretung 
feinen Anfpruch, jondern fie haben fich felbit durch) ihre Bevollmächtigten auf 
eigene Koften zu vertheidigen, und dann kann das Fisfalamt feine Vertre- . 
tung den Unterthanen der Lehengüter ohne Anftand leiften, wenn nicht Dabei 
eine Kollifton mit den Rechten des oberften Lehensherrn eintrit, für welchen 
Fall’dasjelbe allerdings darauf anzutragen hätte, daß den Unterthanen allein 
von der Landesitelle ein befonderer Vertreter zugetheilt werde. Eine folche 
Kollifton laßt fich jedoch damals. nicht behaupten, wenn darüber im Rechts: 
wege zu ftreiten geftattet bleibt, ob die Folgen landesfürftlicher allgemeiner 
Anordnungen in Finanz- und Steuerfahen, die auf den Werth landesfürft- 
licher Zehen Einfluß haben können, die Lehenbefizer oder ihre Unterthanen 
treffen jolen. 

Außerdem ift durch das Hfd. v. 23. Sept. 1785 N. 469, a) zum Schuze 
der Rechte des nberften Lehensherrn ſchon vorgefchrieben, dag in allen Streit 
fachen, wobei das Intereſſe der landesfürftlichen Lehensherrlichkeit unterwals 
tet, das Fisfalamt, wenn e8 an der Verhandlung nicht Theil genommen bat, 
fondern die Bafallen unter fich, oder gegen einen dritten geftritten haben, _ 
vor Schöpfung des erften Urtheiles vernommen werden foll, ob nicht der Va= 
ſall etwa zum Schaden des oberſten Lehensherrn den Prozeß geführt bat, 


$. 54. 
Wenn von dem wirflichen VBorfizenden eine Rathſizung 
gehalten wird, fo hat der Vize-VBorfizende bei der gefchehen: 
den Umfrage die lezte Stine zu führen, 
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een leber den Rang in der Sizung. 
eh Bei landesfürftlihen Kollegialgerihtem 
a) Präfidenten und Vizepräfidenten, 


1736. HP. 9 3. Mai 1782 N. 49, an alle Gerichte. 


Der Eharafter eines DVizepräfidenten, er mag geheimer Nath fein 
oder nit, fell demſelben den Vorſiz und Rang bei allen Rathsverfamm- 
lungen und Konzertazionen vor allen anderen Räthen geben, es mögen 
dieſe lezteren jelbit geheime Räthe und ältere als der Vizepräfident fein 
oder nicht; das nämliche verſteht fih von allen Prafidenten gegen die 
Bizepräfidenten. 

b) Käthe. 


1737. HR. v. 13. März 1786 N. 532, an alle A. ©. 


Die Verfaſſung, vermöge welcher die Räthe Rang und Siz ledig: 
lich nad dem Senio: ohne Rüffiht auf den Stand einnehmen, ift auch 
bei den Hef- und politifhen Länderftellen für Fünftige Fälle, wo ein 
neuer Rath höheren Standes eintrit, oder ein ſchon angejtellter zu einer 
Standeserhöhung gelangt, feitgefezt. 


1738: Hf..» 30. Mai 1828 N. 2345, an alle A. ©. 


Se. Majı haben zur Beftimmung des Ranges für alle, ſowohl von 
der a. h. Ernennung, als von der Verleihung der Behörden. abhängen 
den Dienſtpläze, Folgendes zu befchliegen gerubt: 

Der eigentliche Dienftrang eines jeden Beamten tft nicht vom Da— 
tum des ihm zugefommenen Anftellungsdefretes, fondern von dem Tage 
der Entjchliegung, durch welche feine Ernennung ausgefprochen wird, 
welcher Tag jedesmal in dem Anftellungsdefrete aufzuführen ift, zu rech— 
nen; und zwifhen mehreren Beamten, die an eben demjelben Tage zu 
einer: gleihen Kategorie ernannt worden find, hat derjenige im der neuen 
Kategorie vor dem anderen den Rang zu nehmen, der ihm ſchon in der 
früheren Anftelung vorgegangen ift. 

Nahträglih zu dieſer a. h. Entjchl. haben. Se. Maj. unter dem 
5. Febr. 1828 Folgendes anzuordnen gerubt: 

Da es Kalle gibt, mo Allerhöchftdiefelben Sich Anftellungen oder 
Beförderungen, die zwar in der Negel in dem Wirfungsfreife der Be— 
hörden liegen, unter Bedingungen vorbehalten haben, wie z. B. Die Er— 
nennung der Kreisfommilfare bei getheilten Meinungen der Länvderftel- 
fen und der Hoffanzlei; oder wo Anftelungen und Beförderungen fonft 
aus fpeziellen Gründen und Veranlaſſungen Allerhöchft Ihrer Entfcheis 
dung untergogen werden: fo fann es gefhehen, Daß, während ein fol: 
her Fall von Sr. Maj. auch unentfhieden ift, die dazu berechtigten Be— 
hörden eine Anftellung oder Beförderung gleiher Kategorie an ein In— 


dividuum verfügen, weldes fonft demjenigen nachgegangen fein würde, 


das von Sr. Maj. fpäterhin ernannt oder befördert wird. Um nun 
durch ſolche zufällige Umftände Feine unbiligen Zurüffezungen zu ver- 


- 
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anlaffen, it in den ‚bezeichneten Fällen ‚immer die Rangsbeſtimmung, bis 
die a. h. Entſchl. —— vorzubehalten und ſodann gehörig ui. 


9 Ueberzähfige NRäthe, 


1739. Hfd. v. 16. Jänner 1801 N. 51777 an alle A Soc 


Ein neu rejolvirter wirfliher Rath. hat jederzeit, ‚wor, dem. obgleich 
länger dienenden überzäbligen Rathe, Rang, Siz und Stimme zu ner 
men, wonach fich in allen Fällen zu benehmen iſt. 


s m 


1740. Sf. v. 5 . Nov. 1819 N. 1624, an alle A. © * 


Da Se. Mai. Be immer bedacht waren, nur — geeig⸗ 
nete Individuen zu überzähligen Räthen zu befördern, und diejelben 
nicht unnöthig zu vermehren, laſſen es Bödjftbie) 'elben von der in die 
S.©.©. eingejchalteten Anordnung vom 16. Jänner 1801 R. 517 für 
die Zufunft ganzlih 'abfommen, und wollen den nach diefer gegenwär— 
tigen) h. Anprdnung ernannt werdenden überzähligen Räthen Rang, Siz 
und Stimme gleich den: ſiſte miſirten Räthen, vom Tage ihrer Ban 
eingeräumt willen. t 194 19d 


irmgr 


1741. Hfd. v. 20. April 1827 N. 2273, an ‚alle N. ‚S. in ‚Folge 
a. h. Entihl. v. 27. Jänner. 

In Beziehung auf die Vorrüfung überzähliger Beamten- in höhere 
Sebaltsftufen ‚bei jenen Stellen, für welche mehrere Gehaltsabftufungen 
in derjelben  Dienftesfategorie fiftemifirt find, haben Se. Mtaj. anzunrd: 
nen gerubt, daß Folgendes zur Richtſchnur zu dienen habe, und. allen 
Behörden befannt zu machen ſei: 

Jeder Beamte, welcher fich bet einer ſolchen Stelle befindet, erhält 
erft dann das Recht, in Die höhere Gehaltsftufe vorzurüken, wenn ihm 
ein ſiſtemiſirter Dienſtplaz mit ſtatutsmaßigem Gehalte verliehen wird; 
Die Vorrüfung oder der Eintrit in die höheren Gehaltsklaſſen hatıin 
diefem Kalle, nah Maß des Dienftranges, den er unter den Beamten 
gleicher. Kategorie einzunehmen bat, oder einnimmt, jedoch nur bei ſich 
ergebender Erledigung eines Gehaltes höherer Klaffe, zu geithebens heri 


1742. Hd. v. 10. Aug. 1836 3. 20979, an alle Kit, ; Vos ?. 
fteierm. Gub. v. 21. 3. 13044 (9. Bu u. des vöß., v..24. 
3. 42766 (9. 823). 

Se f. k. Maj. haben über das —— der übersäbligen 
Beamten mit a. h. Entfhl. v. 14. Juni l. J. Folgendes feflzufezen ge— 
ruht: Alle überzählige Beamte, deren Ernennung ohne den. Vorbehalt 
de non praejudicando erfolgte oder erfolgen wird, find in Dinficht 
ihre Ranges und ihres Rechtes zur Borrüfung in eine höhere Gehalts— 
ftufe eben derfelben Dienftfategprie in Gemäßheit Meiner Entile v. 
27. Jänner 1827 (174 1) zu behandeln. 

Diejenigen überzähligen Beamten hingegen, welche Ich mit, ka ‚ges 
dachten Vorbehalte hierzu ernannt habe, oder ‚ernennen werde, haben 
unter den wirklichen, Beamten ihrer Dienftfategorie. immer nur den jüng— 
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ften Rang einzunehmen, und nur nach diefem Rangsverhältniffe gebührt 
ihnen, wenn fie in die MWirflichfeit eintreten, das Recht zur einftigen Vor— 
rüfung in eine höhere Gehaltsklaſſe ihrer Dienfteskategorie, 


d) Bei Ueberfezungen. 


1743. Hfd. v. 30. Aug. 1817 WR. 1368, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben die h. Entſchl. v. 18. Nov. 1816 in Betreff der 
Nangsbeftimmung der auf eigenes Anfuchen überfezten Beamten außer 
Kraft zu fezen und dagegen zu beftimmen gerußt: daß jene Beamten, 
welhe aus wichtigen Gründen ihre Ueberfezung an einen anderen Ort 
anfuhen und erhalten, ihren Dienftrang beizubehalten haben, und daß 
nur jene, welche wegen eines Verſchuldens überfezt werden, in den lez- 
ten Rang ihrer Kategorie zu fezen fein. 


1744. Hfd. v. 25. April 1829 R. 2396, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben zu verordnen geruht, daß in Zufunft die durch das 
Hfd. v. 30. Aug. 1817 N. 1368 der 3. ©. ©. befannt gemadte a. bh. 
Entihl. v. 19. Aug. 1817, vermöge welcher diejenigen Beamten, die 
eines Verſchuldens wegen in gleiher Eigenfhaft anders wohin 
überjezt werden, jederzeit in den lezten Rang ihrer Kategorie zu fezen 
find, auch für folhe Beamten zu gelten habe, welhe wegen eines Ver— 
fhuldens in eine mindere Dienftesfategorie überfezt werden. 


1745- 9fd. v. 22. Zuli 1831 N. 2520, an alle A. ©. 


Durch die a. h. Entſchl. v. 19. Aug. 1817 (Hfd. v. 30. Aug. 1817 
N. 1368 der J. G. S.) ift denjenigen Beamten, welhe aus wichtigen 
Gründen ihre Ueberjezung an einen anderen Drt anfuchen und erhal: 
ten, nur ihr Rang, feineswegs aber auch ihr früherer Gehalt in dem 
- Falle vorbehalten worden, wo diefer höher wäre, als derjenige, welcher 
für den Poften fiftemmäßig befteht, an welchen der Beamte überfezt wird. 


e) Quieszenten. 
1746. Refol. v. 14, Zuli 1783 N. 159. 


Der Rang der in der nämlichen Dienftesfategorie ftehenden Be— 
amten beftimme fich Durch, das Datum des in der nämlichen Dienftes- 
fategorie erhaltenen erſten Anftellungsdefretes; und habe diefes ſowohl 
in Anſehung der Duieszenten, als der wirflih Dienenden, dermal au 
in Rüfficht der Bejoldung ohne Unterfchied zu gelten. 


2747. Hfd. v. 18. Aug. 1783 N. 177, an alle Gerichte. 


Wenn ein unter was immer für einer Eigenfchaft quieszirendes In— 
dividuum mit feinem vorigen Charafter wieder angeftellt, oder werm ein 
‚wirklich dienender Beamte mit feinem Charafter zu einer andern Stelle 
überjezt wird, ſoll deifen Rang und die darauf fih gründende Vorrüfung 
in die filtemifirten höheren Befoldungen nach dem über dem nämlichen 
Charafter erhaltenen erften Anftellungsdefrete beftimmt werden, ohne 

Handb. d. Gerichtsinftrufzion, 59 
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auf die älteren in niederen Dienftesfategorien erhaltenen Anftellungsdefrete - 
zurüf zu jeben. . 

Wenn dagegen ein Duieszent, oder wirklich dienender Beamter von 
einer untergeordneten zu einer höheren Stelle überjezt, oder wo immer 
mit einem höheren Charafter angeftellt wird, ſoll derjelbe im Nange und 
in der Vorrüfung in die höheren Beſoldungen allen jenen Individuen 
nachgeben, deren Anftellungsdefrete über den nämlichen Charafter früher 
ausgefertigt worden find. 


1748. Hd. v. 23. Mai 1832 3. 10061, an alle Lit. (Pichl 222). 

Da fih in Beziehung auf die Beltimmung des Nangverhältnifjes 
der in gleichen Dienitfategorien zur Wiederanftellung gelangenden Quies— 
zenten bisher nicht gleichförmig benommen worden ift, jo wird der Lane 
desftelle zur Richtſchnur bedeutet, daß fich diesfalls an die a. h. Entſchl. 
v. 14. Juli u. 18. Aug. 1783 »(1746 u. FAT )< zu halten jei, wel- 
chen zufolge die mit dem vorigen Charafter wieder angeftellten Quies— 
zenten ihren Rang und den darauf. fih gründenden Anfpruc zur Vor— 
rüfung in die höheren Gehaltsſtufen, nad dem über den nämlichen Cha— 
after erhaltenen erften Anftellungsdefrete beizubehalten haben, in mwel- 
cher Beſtimmung jeither Durch die mit Hfzd. v. 16. Mai 1828 >(173S)< 
befannt gegebene a. h. Entſchl. v. 1. Febr. 1828 nur die Aenderung 
eingetreten it, Daß der Dienftrang der Beamten überhaupt nicht vom 
Datum des Anftellungsdefretes, jondern vom Tage der Entſchließung, 
durch welche die Ernennung ausgefprohen wurde, welcher in dem An— 
ftellungsdefrete jedesmal aufzuführen tft, zu rechnen fommt. 

Mit diefer a. h. Anordnung steht auch das Hfd. v. 29. Janner 
1788, welches vorgejchrieben hatte, Daß die Anjtellung der Duieszenten 
die Vorrüfung der in wirflihen Dienjten ftehenden fähigen Individuen 
nicht zu hemmen habe, weil erftere nur in die Durch Beförderung eines 
wirflih dienenden Beamten erledigten Stellen einrüfen follen, nit im 
Widerſpruche, weil lezteres nur die Abfiht zu erfennen gab, daß die 
Einbringung von QDuieszenten der Beförderung fähiger Beamten, die 
fih im Aftivftande befinden, nicht in den Weg zu treten habe, keines— 
wegs aber über die Nangbeitimmung und Flaffenmäßige Gehaltsvorrüfung 
der wiederangeftellten Quieszenten fich ausgejprochen hatte. 


1749. Hkd. v. 27. Jänner 1833, an alle Lit. u. montaniftiiche 
Behörden (Pichl 25). ' 

Im Nachhange zu dem, wegen Beftimmung des Nangverhältniffes 

der in gleicher Dienftfategorie zur Wiederanftellung gelangenden Quies— 
zenten, erfloffenen Def. v. 26. April (oder Hfzd. v. 23. Mat) 1832, 
wird Folgendes bedeutet: daß bei der Wiederanftellung von Quieszen— 
ten auf Dienftpläzen von einer mit ihrer legten aftiven Anftellung nicht 
gleichartigen Kategorie, bei beftimmten Rangverhältniffen die Bei-. 
bebaltung des bereits erworbenen Charafters, und ſomit der erfte Plaz 
in einer neuen minderen Kategorie ohnebin ald Norm anzunehmen jet, 
daß jedoch, wenn etwa im einzelnen Fallen über die Einreihbung eines 
wieder angestellten Duieszenten wegen des nicht durch beftimmte Nor— 
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men entjchiedenen Ranges ein Zweifel ſich darbieten follte, die Entſchei— 
dung der Hofſtelle einzuholen fer. 


f) Sn den wieder erworbenen Provinzen. 


1750. Hfd. v. 4. Nov. 1825 N. 2142, on ale .G. 

Se. Mai. haben in Beziehung auf die Beftimmung des Dienft- 
ranges zwifhen folchen, bei Wiedererwerbung der Provinzen angeftellten 
Sndividuen, die ſchon früher der 8. Regierung gedient haben, und an: 
deren Beamten, die feiner anderen, als der ö. Regierung gedient haben, 
anzuordnen geruht: daß den erft genannten Beamten ihre unter der 
früheren 8. Regierung in einer definitiven Anftellung zugebrachten Dienft- 
jahre bis zu dem Zeitpunfte, wo fie aufgehört haben, der 8. Negierung 
zu dienen, das it: bis zur erfolgten Abtretung der Provinz, mit Aus- 
ſchluß der Dienftjahre unter der fremden Regierung und jener Dienft- 
jahre, welche fie zwar unter der wieder eingetretenen ö. Negierung, jedoch 
blos proviſoriſch zugebracht haben, in jo fern angerechnet werden follen, 
als fie ſchon unter der früheren ö. Regierung in der nämlichen Eigen- 
Ihaft definitiv angeftellt waren, in welcher fie unter der wieder einge— 
tretenen ö. Regierung wieder angeftellt worden find, und rüffichtlic 
welcher ihr Dienftrang beftimmt werden foll. 


g) Repräfentanten. 


1751: Hfd. v. 21. Nov. 1783 N. 211, an alle A. ©. 


Sobald eine Zufammentretung, bei welcher Appellazionsräthe und 
Räthe des Guberniums und der Länderftellen zufammen kommen, in der 
Abfiht gefchieht, um ein Geſchäft zu entjcheiden, alsdann müſſe immer 
der Rang an Siz und Stimme nad) dem Senio der Dienftjahre ſowohl 
von den Appellazions= ald Gubernial- oder Negierungsräthen ohne Rük— 
fiht auf den Adel oder jonftige Würde genommen werden, und bat ſo— 
‘dann auch der Aelteſte das Prafidium zu übernehmen. 

Wenn aber Räthe von Länder- und Zuftisitellen in der Abficht zu= 
fammen fommen, um über ein Gefhäft Meinungen abzugeben, und alfo 
nicht ein vichterliches Amt zu verwalten, dann müßten zwar Zuftizräthe 
den nämlihen Rang, den fie unter einander nach dem Senio haben, 
beibehalten und daſelbſt fortjezen, im Verhältnig gegen die Gubernials 
räthe aber gebe der Stand nebit dem Dienftesalter nach voriger Ge— 
wohnheit den Vorrang, 


1752. Hfd. v. 11. Nov. 1831 W. 2536, an alle A. ©. 


Unbejhadet der künftigen Beftimmung des Dienftranges der Räthe 
der Juſtizbehörden und der vereinigten KRameralgefällenverwaltungen ift 
inzwijchen den als Repräfentanten hei den Rathfizungen der Juſtizbehör— 
den erjcheinenden Räthen der genannten Verwaltungen, weldhe den Rang 
des älteften Hofjefretärs haben, der Siz vor den’ Juftizrathen eben fo 
anzumwetjen, wie den Zuftizräthen, wenn fie als Reprafentanten bei den 
Sizuugen der oben berührten Verwaltungen erfigeinen, der Plaz vor 

5* 
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den Kameralgefallsrathen bisher eingeräumt wurde, und auch ferner ans 
zumeijen tt. 


B. Bei Magiftraten, 


1753: 9. v. 8. Nov. 1784 R. 362, an d. it. u. 0.98. A. ©. 


Der Rang in Siz und Stimme zwifchen den zu den neu regulirten 
Magiftraten gewählten Räthe fei dahin beftimmt: a) Daß vor allen jene zu 
fezen fein, die fchon als Räthe vorher gedient haben, und zwar b) diefe 
unter fih nach dem Senio des zur Nathitelle erhaltenen früheren An— 
ftellungspdefretes; c) wo fodann jene folgen, die bereits zwar nicht als 
Räthe, aber in anderen Dienftesfategorien geftanden find; d) und diefe 
unter fih nach dem Senio des erhaltenen erften Anftellungsdefretes, 
ohne einen Unterfchted zwifchen einer höheren oder minderen Dienftes- 
fategorie geltend zu machen, worauf endlih e) jene zu folgen haben, 
Die derzeit in Dienften noch nicht geftanden find, und zwar f) diefe unter 
fih nach Mehrheit der Stimmen, durch die fie gewählt worden. 

1754. Hfd. v. 28. Mat 1789 N. 1010, an alle U. ©. 


Ber den organifirten Magiftraten foll der geprüfte Rathsmann und 
Sindifus den ungeprüften Rathsmännern aus der Gemeinde ftet8 vor— 
geben, folglich nach dem Bürgermeifter den erften Plaz einnehmen. 


17553- Hfd. v. 25. Okt. 1790 N. 67, an alle A. ©. 


Die bei den Magiftraten als Näthe bereits angeftellten Militären 
follen zwar den bisher behaupteten Rang an Siz und Stimme beibehal- 
ten, die Fünftig eintretenden hingegen, jo wie bei der Beſoldung ſchon 
jezt geſchah, alſo auh bei Siz und Stimme nur den lezten Rang ein- 
nehmen und dann nach dem Senium vorrüfen. 


Gr 555 

Seder Rath foll aus Ueberzeugung von feiner Pflicht feine 
Meinung nad feiner inneren Ueberzeugung und Gewiflen er: 
öffnen, Feiner: Leidenschaft, oder welch’ immer einer Rüfficht, 
die ihn von dem Wege der. Öerechtigfeit entfernte, ftatt geben, 
fi) blos Durch Rechtſchaffenheit leiten laflen, in feinen Aus: 
drüfen alle Anzüglichfeit auf die. widrige Meinung vermeiden, 
und durch unnüze Weitläufigfeit, durch Wiederholung deſſen, 
was bereits vor ihm erwähnt worden, die Beratbichlagung 
nicht verzögern. 

$. 56. 

Der Vorfizende foll Niemanden in der Freiheit des Vo; 
tums außer dem Falle einer bemerften Unanftändigkeit oder Weit: 
läufigfeit unterbrehen. Nur wenn er wahrzunehmen glaubte, 
daß ein wichtiger Umftand ganz übergangen, oder die Beratb: 


fchlagung in einem ganz: falfchen Gefichtsyunfte aufgenommen 
worden, jo hat er das Recht, die Räthe auf die Umftände in 
Anfehung des Faktums, jedoch ohne daß er einen Schluß feiner 
Seits hieraus zieht, zu erinnern, und dann die Umfrage zu 
wiederholen, Sonſt fol nad) einmal geäußerter Meinung feine 
neue Umfrage gejchehen, da jedem Rathe aus eigener Recht: 
fchaffenheit und Pflicht ohnehin obliegt, von feinem Votum ab- 
zugehen, wenn er ſich durch des Mräfidenten Gründe vom 
Gegentheile überzeugt fünde, Uebrigens mag zwar Der, der 
den Vorſiz führt, feine abgefonderte Meinung in das Proto; 
foll geben, das Konklufum aber ift er ſchuldig, nach den ein: 
helligen oder mehreren Stimmen zu fallen, Wollten jedod) 
die mehreren Stimmen nach feinem Dafürhalten der Gerichts: 
ordnung einen folchen Sinn beilegen, den er darin nicht findet, 
jo fann mit dem Konflufum inne gehalten, und der. höheren 
Behörde der über den Berftand des Gefezes entitandene Zwei— 
fel, ohne Die Sache jelbft, welche Dazu Anlaß gegeben, zu bes 
rühren, zu dem Ende vorgelegt werden, auf daß Die Beleh— 
rung Darüber Durch den ordentlichen Weg höchſten Ortes ein 
geholt werde, 
$. 57. 


Auch fol ein Rath dem anderen bei dem VBotiren nicht 
einreden. Nur wenn der Neferent bemerfte, daß der Votant 
feine Meinung auf ein ganz irriged aftenwidriges Faktum gründe, 
ift ihm unverwehrt, mit Anftand Die wahre Bejchaffenheit der 
Sache aufzuflären. 


$. 58. 


Sollte ein Rath, der feine Meinung früher abgegeben hat, 
ſich durch Gründe eines fpäteren Votums bewogen finden, von 
feiner erften Meinung abzugehen, fo hat er es fogleich in dem 
Protokolle anzuzeigen, aus welhem dann feine erfte abgegebene 
Meinung hinweg zu bleiben hat, 


21756. Hfd. v. 27. Dez. 1826 N. 22414, an alle A. ©. 

Se. Maj. haben über die worgefommene Anfrage, betreffend das 
Befugniß eines Kollegialgerichtes, nach aufgehobener Sizung feinen Be- 
ſchluß abzuändern, zu befehlen gerubt: daß es bei der bisherigen Vor— 
jhrift der Amtsinfte., vermöge welcher ein Rath einer Zuftizbehörde von 
einer über was immer für eine Nechtsangelegenbeit abgegebenen Mei: 
nung nur im Laufe derfelben Sizung zurüf zu treten und eine neue ab— 
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zugeben, oder einer anderen ſchon abgegebenen eines anderen Nathes 
beizupflihten, befugt ift, zu verbleiben habe. 

Um jedoch die möglichite Vorfiht zu beobadten, daß die Rechts— 
gefhäfte bei den Zuftizbehörden mit gewiſſenhafter Aufmerffamfeit und 
Umficht behandelt werden, find in Zufunft die wichtigeren Rechtsange— 
legenheiten immer in den erften Stunden der Sizung, und die leichte: 
ven in den lezten Stunden derfelben "vorzunehmen, die Sizungen ſelbſt 
aber nicht leiht, und nur in den dringendften Fallen, oder wo es wegen 
des Zufammenhanges nicht anders fein fann, über den Zeitraum von 
vier Stunden auszudehnen. ©. 1687 u. 1688. 


$. 59. ’ 


Sind in der Berathichlagung die Stimmen fo getheilt, 
daß für jede Meinung eine gleiche Anzahl fteht, dann hängt 
ed yon dem Präfidenten ab, welcher Meinung er beitreten 
wolle, wonad ſodann das Konflufum zu faffen ift. Könnte 
ſich aber Dderfelbe bei folcher Theilung der Meinungen zu Fer 
ner entichließen, fo. fteht ihm frei, die Parteien zur Berfuchung 
eines gütlichen Vergleiche vor Gericht zu rufen, und nad) der 
Vorſchrift Des 26. Kapiteld der Gerichtsordnung zu verfahren. 
Wenn der. verfuchte Vergleich nicht zu Stande käme, oder Die 
Meinungen nicht Elar, und unter fic) fehr verfchieden fein ſoll— 
ten, hat eine zweite Umfrage Plaz, doch auf ſolche Art, daß 
den Vorſizenden vor derfelben jeine-Gefinnung über Die Sache 
zu eröffnen nicht zuftehe. Wenn aud) Das zweite Mal gleiche 
Stimmen ausfallen follten, iſt die Berathichlagung bei einem 
mittelſt Zugebung mehrerer Räthe verftärften Senate vorzw 
nehmen, 


1757. Hfd. v. 2. Sept. 1794 N. 192, an alle U. ©. 


Henn bei einer Beratbichlagung mehrere verfchiedene Meinungen 
sorfommen, und das Geſchäft geendigt werden foll, überwiegen immer 
Diejenigen Stimmen, denen die wenigften entgegen fteben; aljo, Daß 
wenn nicht befolgt werden kann, was den meijten gefällt, das ergriffen 
werden muß, was den wenigſten mißfallt. 


1758. Hfd. v. 16. März 1811 R. 936, an das Prafid. d. mähr. A. ©. 


Das fchriftlihe Votum eines abwefenden Nathes, er möge der Re— 
ferent fein oder nicht, kann beider Schluffaffung oder Kollegialberath- 
fhlagung, worzüglih in Parteifachen, nicht gezäblt werden, ſondern der 
Schluß muß von den im gefezliher Anzahl verfammelten und zur Stim— 
menführung berechtigten Mitgliedern des Gerichtes gefaßt werden, 
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$. 60. 


Es gehört zu der Berathichlagung uhr Erledigung eines 
Gefchäftes auch Die etwa vorkommende Frage: ob die Expe— 
Dizion von Amtswegen ohne Taxe abzulaufen habe? daher hier: 
über ebenfalld3 das Konklufum zu faffen, und der gefapte Schluß 
der Erpedizion einzuschalten iſt. 


1759. Hfd. v. a. Janner 1788 WR. 762, an alle A. ©. 


. a) Die Aufrechnung und Ausmeſſung der Taren ift nach der Inftr. 
nicht des Referenten, Praftdenten nder des Rathsgremiums, fondern des 
Erpeditors und Taratord Pflicht; deſſen können fih diefe Beamten au 
in den Geſchäften des adeligen Richteramtes nicht entjchlagen. 


$. 61. 

Das Konklufum ift Deutlich und genau in das Protofoll 
zu geben. Stimmt das Konklufum mit des Referenten An: 
trage überein, und ift das Geſchäft von Wichtigkeit, jo jollen 
die Formalien nochmals abgelefen, und jedes Wort wohl er: 
wogen werden. Wäre aber das Konklufum wider des Refe— 
renten Meinung ausgefallen, jo fommt es darauf an, ob es 
bei des Referenten Entwurfe nur foldye Beiſäze und Uenderungen 
veranlaffe, die von ihm ſelbſt fogleich berichtigt werden fünnen, 
Diefe find von dem Referenten fogleich feinem Referatsbogen 
einzufchalten. Außer dem- aber foll der erfte Rath, nad) def: 
. fen Stimme das Konflufum gefaßt worden, dad Formale ent: 
werfen, und längſtens im folgenden Nathstage zur Schlußfaf: 
fung vorlegen. 


1760. Hfd. v. 15. Juli 1823 N. 1953, an d. gal. U. ©. 


Das A. ©. bat fich Fünftig zur Begründung feiner Beſchlüſſe nicht 
auf Privatgeſezſammlungen zu berufen. 


Bon der Ausfhliefung oder Perhorreszenz des be— 
fangenen Richters, er fei Präſes, Referent, Botant 
oder Einzelnridter. 


$. 62. 


Ein Rath kann in folgenden Angelegenheiten der Berath— 
ſchlagung nicht beiwohnen, noch weniger eine Stimme geben: 

a) Wenn das Geſchäft feine Gemahlin; 

b) einen Blutsverwandten in auf: und abſteigender Linie; 
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ce) ein Geſchwiſterkind, oder einen ihm in der Seitenlinie mit 
Blutdverwandtfchaft noch näher verbundenen; 

d) einen im nämlichen Grade verfchwägerten; 

e) jein Mündel oder Pflegevertrauten (Curandum); 

f) oder eine Partei angeht, mit der er in großer. Feind: 
ſchaft lebt; 

g) nicht minder in Angelegenheiten, in denen vielleicht er 
einer Partei ald Rechtsfreund gedient hat; 

h) wenn er aus dem Gefchäfte einen unmittelbaren oder 
mittelbaren Nuzen oder Schaden zu erwarten hat. Daher hat 
der Rath, den folche Umftände betreffen, wenn das Erhibitum 
in Vortrag Fommt, die Eröffnung zu machen, damit ihm Die 
Abtretung geftattet werde, 


i) 1761. Hfd. v. 8. Febr. 1787 NR. 627, an alle A. ©. 


Jedem Prafidium und Rathe der Juſtizbehörden ift bei Eid und 
Pfliht, ja felbft bei Kaffazionsftrafe aufgetragen, daß, wann ein Ge— 
ſchäft einer ſolchen Partei zum Vortrag kommt, mit welcher der eine oder 
andere in einer Aftiv- oder Paſſivforderung verflochten iſt, der Präſes 
fi) des DBorfizes, und fo auch der Rath des Beiſizes und der Stimme 
zu enthalten habe, und zwar ohne a ob die Summe der Schuld 
groß oder Klein tft. 


k) 1762. Hp. v. 2. Okt. 1830 N. 2184, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben anzuordnen gerubt, dag ein zwifhen dem Richter 
und der rechtjuchenden Partei oder ihrem Bevollmächtigten oder Ver— 
treter ‚beftehender Mieth- oder Pachtvertrag, für die Zeit feines Be— 
ftandes, den Richter von jeder Ausübung des Nichteramtes in den Streit— 
fachen dieſer Partei ausfchliegen fol. 


1763. Ihfd. v. 24. Mai 1836 3. 3395; Vdg. des böh. A. ©. v. 
31. 3. 9620 (P. 637) u. der n. ö. Reg. v. 10. Juni 2. 
32839 (P. 846). Hfr. Zir. v. 23. Sept. F. 1094. 


Ge. f. f. Maj. haben mit a. h. Entſchl. v. 23. April l. 3. zu be⸗ 
ftimmen gerubt: Daß die durch das Hfd. v. 2. Okt. 1830 Nr, 2484 
J. ©. ©. befannt gemachte a. h. Enfhl. v. 23. Sept. 1830, vermöge 
welcher erklärt wurde: daß ein zwiſchen dem Richter und der Partei, 
oder ihrem Bevollmadhtigten, oder Vertreter beftebender Mieth- oder 
Pachtvertrag für Die Zeit feines Beftandes den Richter von jeder Aus- 
übung des Nichteramtes in den Streitfachen diefer Partei ausſchlie— 
fen fol, auf Mieth- und Pachtverträge des Richters mit dem Staate, 
den Gemeinden, oder den unter der Verwaltung des Staates, oder der 


Gemeinden ftehenden nffentlihen Anftalten und deren Vertretern nicht 
anzuwenden fei. 
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]) 1764. Hfd. v. a. Mai 1787 R. 674, an alle A. ©. 


Feder Zuftizrath könne als Neferent oder Votant in allen denje- 
nigen Angelegenheiten nicht einfchreiten, wo er mit dem Vertreter der 
Rechtfahe in jenem Grade verwandt ift, in welhem ©rade die Vers 
wandtfchaft mit der Partei felbit ihn von Sntervenirung in der Recht: 
jache nach dem $. 62 des erjten Theiles der Inſtr. ausjchliegen würde, 


1765- Hkzd. v. 16. Febr. 1836 3. 4299, an alle Lſt. (Pol. 387); 
Vdg. der n. ö. Reg. v. 25. 3. 11158 (P. 504); des fleierm., 
Gub. v. 26. 3. 3151 (9. 141); des mäh. Gub. v. 8. März 
3. 7452 (9.165) u. des böh. Gub. v. 26. 3. 9616 CP. 467). 
Hr. Ref. v. 10. Dez. 1835 W. 1931 (Mil, 243); 


Se. f. f. Maj. haben dur eine über einen Vortrag des k. k. Hof: 

——— unterm 1. Dez. 1835 erlaſſene a. h. Entſchl. das Hfd. v. 

.Mai 1787 N. 674 der J. ©. ©. dahin zu erläutern, rükſichtlich zu 
— befunden: 

Es habe ſich der Richter auch in allen Fallen der Ausübung feines 
Amtes ſowohl in ald außer Streitfahen zu enthalten, wo er mit dem 
Vertreter einer Wartet in demjenigen Grade verfchwägert ift, in welchem 
die Schwägerfchaft mit der Partei felbit ihn vom Einfchreiten in der 
Sahe nah 6. 62 I. Theil Gerichts - Inſtrukzion vom Jahre 1785 aus— 
ſchließen würde. 


m) 1766. Hfd. v. 21. März 1793 N. 92, an alle A. ©. 


Es ift firenge Darauf zu halten, daß derjenige, der in einem Ge— 
fhäfte einen Einfluß gehabt, und mittelbar oder unmittelbar zur Errichs 
tung einer Urkunde, worüber in der Folge ein Streit entiteht, gewirkt 
bat, bei Diefem Streite das Richteramt nicht verwalten fol. 


1767. Hfd. v. 27. Juni 1793 N. 112, an d. n. ö. Pit. 


Die unterm 21. März d. J. erlaffene Vdg. wird nach ihrem Sinne 
dahin erläutert, daß dieſelbe auf folhe Fälle nicht ausgedehnt werden 
fönne, wo der Richter aus feinem Nichteramte Einfluß in ein Gejchaft, 
aus dem fodann Streit entfteht, nehmen mußte. 


1768. Ofd. v. 25. Nov. 1796 N. 325, an d. v. ö. A. ©. 


Die Vdg. v. 21. März 1793, welche demjenigen, der in einem Ge— 
jhafte Einfluß gehabt, und zur Errichtung einer Urfunde mittelbar oder 
unmittelbar gewirkt bat, verbietet, wenn über diefes Gefchäft oder über 
Diefe Urfunde ein Streit entiteht, das Nichteramt zu verwalten, läßt 
fih im Allgemeinen und überhaupt auf jene Fälle nicht ausdehnen, wo 
der Richter zu dem ftreitigen Gejhäfte vormals von Amtswegen, Das 
ift: aus einer Verbindlichkeit feines Amtes eingefloffen, und derfelbe dabei 
nach Recht und Drdnung vorgegangen tft. Nur dann bat auch die Ein— 
gangs gedachte Vdg. auf diefe Fälle ihre Anwendung, wenn tm dem 
Streite eine der Parteien ihr Recht darauf gründet, Daß Der vorgegans 
gene Einfluß des Richters in dieſes Geſchäft ee und gejezwt: 
drig ſei. 
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n) 1769. Gal. ©. J. v. 27. Nov. 1801 N. 543. 


5. 77. m) Endlich kann ein Rath den Beratbichlagungen bei hö— 
berer Behörde in jenen Geſchäften nicht beigezogen werden, in welchen 
er bei den Berathſchlagungen in unterer Behörde jhon Die Stimme ge— 
führt bat. 


0) Außer Ddiefen Fällen foll-ein Rath nur bei befonders 
wichtigen und gegründet befundenen Urſachen  befeitigt, hierin 
aber durch das Anlangen der Partei dem Gutbefinden des 
Vorſizenden nie vorgegriffen, und jedesmal mit wenigen Wor— 
ten in dem Protokolle die Urſache der Beiſeitſezung angezeigt 
werden, 


Berfahren bei der Perhorreszenz *). 


17790. Hfd. v. 3. Mai 1791 WR. 146, an d. böh. A. ©. 


Wenn der Fall eintritt, ein Gefchäft ftatt des fonftigen Richters 
an einen anderen zu delegiren, Fann das A. ©. ohne Berichtserftattung 
in der Sache felbit vorgehen, fo oft der Gegentheil desjenigen, der die 
Delegazion erwirft hat, mit der vorgefchlagenen Delegazion zufrieden ift, 


BTTu- Hfd. v. a. Okt. 1791 N. 206, an d, mähr. U. ©. 


Dem A. ©. wird, zur Delegirung eines anderen Gerichtftandes die 
Bewilligung ohne Anfrage zu ertheilen, das Befugniß dann eingeräumt, 
wenn beide ftreitende Theile in Beſtimmung des delegirten Richters einig 
find, oder fich fonft Fein wichtiger Anftand ergibt. 


1772. Hfd. v. 9. Mat 1818 N. 1453, and. n. ö. A. ©. 


Den A. ©. bleiben auch Fünftig jene Delegirungen, wo weder Die 
delegirte Behörde, noch die Behörde, welcher das Geſchäft abgenommen 
wird, landesfürftlihe Behörden find, ohne die Genehmigung des ober— 
ften Gerichtshofes anzufuchen, der bisher beftandenen Beobachtung ge- 
mäß, überlaffen. 


1773. Ihfd. v. 9. Nov. 1827 N. 2317, an alle A. ©. 


Ueber die Anfrage: ob in Zivil» und Kriminalrechtsfallen zu Des 
legazionen a Unterbehörden verfchiedener Provinzen das Einver- 


*) Der befangene Richter muß fich ſelbſt ausjchließen (5 22.0. 31). Auch 
die Partei hat das Recht, denjelben zu perhorresziren, d. h. die Verbietung 
oder Einwendung des befangenen Richters (ezceptio judieis ea geltend zu 
machen. Sit blos ein einzelnes Mitglied eines Gerichtes auszufchlteßen: fo macht 
die rei blos die Anzeige an das Präfidium. Iſt das ganze Gericht zu der⸗ 
horresziren:z jo reicht die Partei ihr Geſuch um Delegirung eines anderen Ge— 
richtes beim A. G. ein. Diefes fäßt die Parteien über das zu delegirende Ge: 
vicht vernehmen, und beftimmt diejes entweder nach dem Ginverjtändniffe der— 
jelven oder nad eigenem Ermeſſen. Coll ein Gericht aus dem Bezirke eines 
anderen U. ©. delegirt werden: jo beftimmt es die oberfte Juſtizſtelle. 


©. uber 1770 — 1773. 
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« 


1769 — 1776: — sis 


ſtändniß der vorgeſezten A. G. genüge, oder ob hierzu die Bewilligung 
des oberſten Gerichtshofes eingeholt werden müſſe? haben Se. Maj. an— 
zuordnen geruht: Nicht allein in Zivil-, ſondern auch in Kriminalrechts— 
angelegenheiten ift in Fällen, wo es fih um die Mebertragung der Ge— 
richtsbarfeit aus dem Sprengel eines A. ©. in jenen eined anderen, 
jomit auch um die Veränderung des Dbergerichtes jelbit handelt, ftet3 
die Genehmigung des oberften Gerichtshofes einzuholen; dagegen aber 
unterliege es feinem Bedenfen, dag mit Aufhebung des Hfd. v. 9. Mat 
1818 N. 1453, der 3. ©. ©. die A. ©. in Hinfunft die Delegazion 
von einem Richter eriter Inſtanz zum anderen innerhalb ihres Sprengels 
für fi allein, und ohne Rüffrage an die oberfte Zuftizitelle auch dann 
bewilligen mögen, wenn wirklich das eine oder andere Gericht eriter In— 
ftanz ein landesfürftliches it. 


Bon der Verhorreszenz insbefondere: 
1) der Berggerichtsbeifiger: 


1774. Hfd. v. 16. Juni 1788 N. 846, and. i. u. o. õ. A. ©. 

Wenn der die Stelle eines Berggerichtsbeifizers begleitende Marft- 
jcheider vor, oder während dem Gtreite einer Partei als Zeuge oder 
Kunftverftändiger gedient, oder auf einfeitige Veranlaffung, und. ohne 
gerihtlihen Auftrag ein derlei Gefhäft unternommen hat, er mag dafür 
eine Bezahlung erhalten haben oder nicht, kann er bei Erledigung ſol— 
cher Streitfahe al3 Richter mit entjheidender Stimme nicht eintreten, 
ſondern nur zur Infſormazion des Gerihtes und zur Aufklärung der ſich 
aus feinem Schienenzuge oder Mappe ergebenden Anftände beigezogen 
werden. Falls er jedoch von dem Gerichte jelbit entweder aus eigener 
Beranlaffung, oder aud auf Anfinnen einer oder beider Parteien zu 
einer derlei Handlung ausdrüflich beordert worden, kann er von der 
- Mitftimmung bei Berathichlagung der diesfälligen Streitfahe nicht aus=_ 
geſchloſſen werden. 


2) der Merfantilbeifizer: 


1775. Hfd. v. 27. Juli 1799 WR. 472, an d. triefter Stadt- und 
Landrecht. 


In allen gegen eine Aſſekurazionskammer anhängigen Streitſachen 
haben ſowohl jene Beiſizer des Handelftandes, welche bei dieſer Kam— 
mer intereſſirt ſind, als auch jene, welche an einer anderen Aſſekura— 
zionskammer, gegen welche die nämliche Rechtſache bereits in der Ver— 
handlung ſteht, oder wahrſcheinlich anhängig gemacht werden dürfte, Theil 
haben, fich bei der Berathſchlagung der Stimmführung zu enthalten. 

1776. Hfd. v. 23. Jänner 1819 N. 1539, an ». küſtenl. W. ©. 

Bei dem triefter Merfantil- und Wechfelgerichte hat es bei der vor- 
hin beftandenen Uebung ferner zu verbleiben: daß in Verhinderungsfäl- 
len der ordentlichen Beifizer aus dem Handeljtande und ihrer Vertre- 
ter, oder wenn diefe mit einem der ftreitenden Theile im der verhandel- 
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ten Nechtjache befangen find, einen und nah Erforderniß zwei börfe- 
mäßige Dandelsleute von dem M, und W. Gerichte beeidet und zur 
Beratbichlagung beigezogen werden; und find diefelben, wenn fie in der 
Folge öfters. zur Aushilfe verwendet werden, nicht mehr zu beeiden, fon= 
dern blos an ihren jhon abgelegten Eid zu erinnern, 

1777. Hfd. v. 9. Okt. 1820 N. 1707, an d. Füftenl. A. ©, 

In Betreff der Art der Befezung der Merfantilgerichtsbeifizer, ins— 
befondere zu Rovigno und Fiume, und der wegen deren Aufitellung und 
Austeites zu erftattenden Anzeige wird verordnet: daß in jenen Orten, 
wo ein ordentlihes Gremium immatrifulirter Handelsleute befteht, die 
MWechjelgerichtsbeifizer von demfelben gewählt, dem Gubernium namhaft 
gemacht, von dieſem beftätigt, dem Merfantilgerichte zur Beeidigung und 
Ausfertigung des Ernennungsdefretes angezeigt; in jenen Orten aber, 
wo fein ordentliches Handlungsgremium vorhanden tft, die politifche Orts— 
obrigfeit aus den in dem Drte befindlihen Handelsleuten, Fabrifanten 
oder Schiffseigenthümern (Rhedern) geeignete Individuen zu Merfantil- 
gerichtsbeifizern dem Gubernium vorfchlagen, dieſes diejelben beftätigen 
und dem Merfantilgerichte zur Beeidigung und Ausfertigung des De— 
fretes nambaft mahen, dem Merfantilgerihtspräftdium aber 
freiiteben foll, im VBerbinderumgsfalle der ordentliden 
Beifizer oder ihrer Subitituten, andere unbefangene Per— 
jonen aus den in dem Orte befindlihen Handelsleuten, . 
Nabrifanten oder Schiffärhedern, über vorläufige Beei- 
dDigung für dergleihen eingelne’und blos zeitlihe Ver— 
binderumgsfälle, zur Beratbihlagung beizuzieben. 

Sp wie alſo die Beſtätigung der vrdentlihen Merfantilgerichts- 
beifizer und ihrer Subftituten dem Gubernium zugewiefen ift, bat auf 
gleihe Art dasjelbe auch über das dahin zu leitende Geſuch um Ent- 
bebung derjelben und die Aufitellung eines anderen, das Amt zu han— 
deln. Uebrigens bedarf es der befonderen Anzeige von Fall zu Fall 
des Austrites oder der Aufitellung von Merfantilgerichtsbeifizern an den 
oberften Gerichtshof nicht. 

21778. Hfd. v. 13. April 1821 N. 1754, and n. 8.9. ©. 

Se. Maj. haben zu bejchliegen gerubt: dag in Wien die Merfan- 
tilbeifizer oder ihre Subftituten, bei der von dem Wechfelgerichte über 
den Vorſchlag der Handelsdeputirten vorzunehmenden Wahl eines In— 
Dividuums zu einer erledigten Wechfelfenjalenftelle, in jenem Falle feine 
Stimme abzugeben haben, wenn fie bei der Wahl der Handlungsdepus 
tirten intervenirten, oder jelbjt zu Handlungsdeputirten gewählt, oder 
von dem Wechjelgerihte zur Leitung der Prüfungsfommifion abgeord— 
net wurden, 


3) der PVatrimonialgerihts- und Wirthſchaftsbe— 
amten. 
13779. Hfd. v. 17. DE. 1791 NR? 207, an alle X. ©. 
Eine den Gerichtsinhaber felbit betreffende Rechtſache, wenn er ala 
Kläger wider eine in feinem Gerichtsbezirfe befindliche unadelige Per: 
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ſon, oder wegen eines darin liegenden Gutes auftrit, ſoll auch dann, 
wenn er die Gerichtsbarkeit durch Delegazion ausübt, nicht von dieſem 
ſeinem delegirten Gerichte abgehandelt und beurtheilt werden können; 
ſondern es ſollen die Rechtsklagen, wo ſolche Verhältniſſe eintreten, bei 
dem nächſt gelegenen unverfangenen Gerichtſtande angebracht und aus— 
geführt werden, und demnach die über dieſen Gegenſtand unterm 4. Dez. 
1786 ergangene Vdg. aufgehoben fein. -S. 570 u. 571. 


178S®. Hfd. v. 23. Dez. 1807 N. 831, an d. böh. A. ©. 

Sn feinem Falle kann das eigene obrigfeitlihe Zuftizamt zwifchen 
Shrigfeit und Unterthban als Richter auch nur im Erefuzionswege ein— 
fohreiten. Ueber die Hintanhaltung dieſes gefezwidrigen Unfuges tft Daher 
ftreng zu wachen, und find die untergeordneten Zuftizbehörden ‚an die 
gefezlihe Drdnung zu erinnern. 


1781. Hp. v. 26. Juni 1827 N. 2288, an alle A. ©. mit Aus 
nahme des dalmat. 


Se. Maj. haben in Anfehung der Amtswirffamfeit der Pelrinonia⸗ 
gerichtsbeamten in allen jenen Geſchäften, in welchen das Intereſſe ihres 
Dienſtherrn, mittelbar oder unmittelbar, Einfluß nimmt, und jener Be— 
ſchränkungen, denen ſie im ſtreitigen und adeligen Richteramte in allen 
dieſen Geſchäften unterliegen, zu beſchließen geruht: daß die in Anſehung 
der Rechtſachen der Gerichtsinhaber beſtehende Vdg. v. 17. Okt. 1791 
N. 207 d. J. ©.©., auch auf alle jene Falle der — Gerichts— 
barkeit auszudehnen ſei, wo der Gerichtsinhaber als Partei zu betrach— 
ten iſt. 


1782. Hfd. v. 9. April 1824 N. 1999, an d. böh. A. ©. 


Ueber die Anfrage: ob in Grundbuchsgefhäften und Erefuzions- 
führungen dem Wirtbichaftsamte auch die Bewilligung und ruffichtlich 
Entjheidung, oder ob nicht dieſe dem DOrtsgerihte (Juſtizamte), und 
nur der Vollzug dem Wirthfchaftsamte zuftehe, gibt das Hfd. v. 21. Aug. 
1788 N. 879 d. 3. ©. S. die Belehrung. 

Doch können die Durch dieſes Hfd. dem Wirthichaftsamte zugemie- 
fenen Zuftizgefchäfte, wenn etwa der erfte Wirthichaftsbeamte im der 
Sache befangen, oder mit der Partei auf irgend eine Art verflochten ift, 


‚entweder von einem anderen hierzu geeigneten. und von der Obrigfeit 


ermächtigten Wirthichaftsbeamten, oder von dem Juſtiziär, bei dem vor— 
fhriftmäßig abzuhaltenden. Gerichtstage in Vortrag gebracht und erle- 
Digt werden. In den geſezmäßig nur bei dem DOrtsgerichte zu verhans 
delnden und zu entfcheidenden Zuftisgefhäften hingegen Fann die Stelle 
des Juſtiziärs, in dem Falke feiner Befangenheit, ein obrigfeitlicher 
Wirthſchaftsbeamter nicht vertreten; und wenn bei der Befangenheit des 
Wirthichaftsbeamten, oder rüffichtlich des ZJuftiziärs, eine andere Aus— 
hilfe nicht zu erzielen wäre, tft nicht die Partei an den nächitgelegenen 
Gerichtſtand zu verweifen, fondern die Anzeige hiervon an das Ober— 
gericht zu erftatten, damit von diefem ein anderes unbefangenes Ge— 
richt, nad vorläufiger Vernehmung der Parteien, Delegirt werden könne. 


de 
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1783. Hfd. v. 8. Juli 1825 N. 2117, an alle A ©. 


Zur näheren Bejtimmung der gutsherrlichen Gerichtsbarkeit für jene 
Fälle, wo Forderungen einzelner Mündel und Prlegebefohlenen oder einer 
gemeinſchaftlichen Waiſenkaſſe, gegen Unterthanen oder Gerichtsinſaſſen 
des obervormundfchaftlihen Gerichtes, eingebracht werden follen, wird 
Folgendes erklärt: 

Wegen der Forderungen einzelner Mündel und Pilegebefohlenen, 
fann von den Vormündern und Kuratoren berfelben bei dem obervor— 
mundfchaftlihen Gerichte felbft, in fo fern demfelben über den Beflag- 
ten die Gerichtsbarkeit zufteht, Klage angebracht werden. > 

Die diefer Gerichtsbarkeit unterworfenen Schuldner einer gemein- 
fhaftlihen Waiſenkaſſe find bei dem nächften ———— Gerichte zu 
belangen. 


1784. Hd. v v. 25. Mai 1827 N. 2278, an d. böh. A. G. 


Ueber die Anfrage: ob die wegen Einklagung der Forderungen ge— 
meinfchaftlicer Waiſenkaſſen, durch das Hfd. v. 8. Suli 1825 W. 2117 
der 3. ©. ©. ertheilte Vorſchrift, auf die Forderungen der Kirchen-und 
Stiftungen anwendbar fei® wird bedeutet: daß die in dem Hfd. v. 8. 
Zuli 1825 für gemeinfchaftliche Waiſenkaſſen enthaltene Vorſchrift Feine 
Anwendung auf Kirchen- und Stiftungsfapttalien finde, fondern wegen 
der Forderungen der Kirchen und Stiftungen, in fo fern nicht beſon⸗ 
dere Gründe zu einer Delegazion eintreten, bei dem gutsherrlichen Ge— 
richte, unter welchem der Schuldner ſteht, auch dann Klage angebracht 
werden könne, wenn deſſen Gerichtsherr zugleich Vogt dder Patron der 
Kirche ift. 


1785. Hfzd. v. 13. Aug. 1833 N. 2626 zufolge a. h. Entſchl. v. 
8. Juni 1833, den A. G. in Wien, Klagenfurt, Prag, Brünn 
und Lemberg mitgetheilt durch Def. der oberſten Zuftizitelle 
v. 30. Aug. 1833. 

Zur näheren Beſtimmung der Vorſchriften, welche nn gutsherr⸗ 
hen Gerichten in eigenen Angelegenheiten des Gutsherrn und der ge= 
meinfchaftlihen Warfenfafle feiner Unterthbanen die Ausübung der Ges 
vichtsbarfeit unterfagen, haben Se. k. k. Maj. Folgendes anzuordnen 
geruht: 

1. In Rükſicht der Schuldforderungen der Gutsheren an ihre eige— 
nen Unterthanen und Gerichts = Infaffen ift die gerichtliche Exekuzion bei 
eben dem Gerichte anzufuchen und zu bewilligen, welchem nad den Ge— 
ſezen Die Entfcheidung der Nechtsftreitigfeiten über folche Forderungen 
zufteht. Jedoch kann die Vollgiehung der bei diefer Behörde erfolgten 
Erefuzionsbefheide dem Juſtiz- oder Wirthſchaftsamte des Gutsheren, 
welcher die Erefuzion führt, .überlaffen, mithin von dem gedachten Juſtiz— 
oder MWirthichaftsamte insbefondere die Pfandung, Schäzung und Feil- 
bietung der Fahrniſſe und unbeweglihen Güter des Schuldners den An— 
prönungen des unbefangenen Gerichts gemäß vorgenommen werden. 

Das Neht des Gutsherrn zur politischen Erefuzion it nach den 
hierüber bereits ertheilten Vorſchriften zu beurteilen. 
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2. Gejuhe um Einverleibung oder Vormerfung der Forderungen 
des Gutsherrn auf die feiner Grundherrlichfeit unterworfenen unbeweg- 
- lihen Güter, oder um Löſchung der auf folhen Gütern haftenden Schuld- 
poften, find bei- dem nächſten unbefangenen Gerichte anzubringen und 
zu erledigen. Die Vollziehung der von diefem Gerichte ertheilten Be— 
fheide und die Eintragung in die öffentlihen Bücher ift dem Grund: 
buchsamte des Gutsherrn, welhem die Forderung zufteht, zu geftatten. 

3. Sn Anfehung der Forderung einer gemeinjchaftlihen Waiſen— 
faffe an die Unterthanen oder Gerichtsinſaſſen des vormundfcaftlihen 
Gerichtes wird dieſes Gericht ermächtigt, nicht nur die von der nächſten 
unbefangenen -Gerichtsbehörde erlaffenen Erefuzionsbejcheide in Vollzug 
zu bringen, jondern auch die Einverleibung, Vormerkung und Löſchung 
im Grundbuche jelbft zu bewilligen und vorzunehmen. 


$. 69. 


Bon allem, was in der Rathsverſammlung vorgefommen, 
foll das Rathöyerfonale gegen jedermann das jtrengjte Still; 
fchweigen halten, bei fchwerer Verantwortung, und der verbind: 
lihften Haftung für allen Schaden, den eine pflicytwidrige Ge: 
ſchwäzigkeit einer Partei zuziehen könnte. 


1786: Hfd. v. 24. Jänner 1793 N. 84, an alle Brafidenten der A. ©. 
Da für die Verhandlung der Gefchäfte die ftrengfte Verſchwiegen— 
heit nothwendig ift, dieſe aber jo leicht außer den Augen gefezt wird: 
jo wird dem Perſonale ohne Unterjchied des Standes, Ranges und Cha— 
rafters, die genauefte Beobahtung der Verfchwiegenheit in allen ihnen 
unter die Hande fommenden Gejhäften auf das nahdrüflichite eingebun— 
den, mit dem, daß gegen den Verleger der pflichtmäßigen Verſchwiegen— 
heit bei dem erften Uebertretungsfalle ohne weiters, und ohne alle Nach— 
fiht, mit der Kaſſazion fürgegangen werden ſoll. Worauf die Chefs 
die ſorgfältigſte Aufmerfjamfeit zu richten haben werden. 


1787. Hfd. v. 7. April 1823 N. 1930, an alle A. ©. 

Se. Majeſtät haben zu befehlen geruht, daß die Kundmachung der 
wegen Beobahtung der Verfchwiegenheit in Amtsgefchäften beftehenden 
Anordnungen bei allen Behörden und Aemtern neuerlich zu veranlajjen, 
und über deren Vollzug ftrenge zu wachen jei. 


| 1788. Hfd. v. 10. Febr. 1826 N. 2160, an alle A. ©. 


Es iſt zwar allen Staatsbeamten die Beobachtung des Dienſtgeheim— 
niſſes ſchon längſt zur Pfliht gemacht, und auch wiederholt ernitlich un— 
terfagt worden, Gejchäfte der Stellen, wo fie dienen, oder worauf fie 
‚Einfluß zu nehmen im Stande find, jo wie auch Dienſtbeſezungen zum 
Gegenitande der Privatforrefpondenz, fie jei nun am wen immer gerich- 
tet, zu machen... 

Da nun dejlen ungeachtet dieſe a. h. Befehle nicht überall genau 
beobachtet werden, und Se. Maj. diefes auch ber Höchſtihren Juſtiz— 
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beamten unzulafig und unanftandig finden, und ftrenge zu ahnden ent- - | 


fchloffen find: fo haben Höchftdiefelben anzuordnen gerubt, fämmtliche 
Zuftizbeamte nochmals ernftlich bierwegen zu warnen. 

Diejen a. bh. Auftrage yemaß hat das A. ©. eine Warnung. an 
jammtliche eigene und ihm unterftehende Beamte zu erlaffen, und ins- 
befondere den Chefs der Gerihtsbehörden zu Folge des Hfd. v. 24. Jän— 
ner 1793 N. sa der J. ©. ©. zur Pflicht zu machen, über die Befol- 
gung Died a. h. Befehles zu wachen. 


Sechster Abſchnitt. 
Bon Führung des Rathsprotokolles. 


$. 64. 


Ueber alles, was in der Rathfizung entweder durch mind: 
lichen Vortrag, oder durch abgelefene Referate vorfommt, muß 
ein ordentliches und genaues Protofoll geführt werden; e8 wird 
in halbbrüchigen Bögen gefchrieben; feine wefentlichen Theile find: 

a) der Gegenftand, worüber die Berathichlagung aufgenom; 
men worden; 

b) die Parteien, welche der Gegenftand betroffen hat; 

c) die Meinungen und Beweggründe der Räthe; endlich 

d) das deutlich aufgenommene Konkflufum, 


$. 65. 


Diefes Protofoll ift immer fo bald als möglich zu Stande - 


zu Eringen; Daher find dem Protofolliften die Vota der Nefe: 
renten fogleich zu übergeben. Dem Protofolliften ift nicht er: 
laubt, Aftenftüfe mit fi) nad) Haufe zu nehmen; ift ihm Die 
Einjicht eine? Aktenſtükes unentbehrlich, fo muß er dasſelbe noch 
am nämlichen Tage in der Kanzlei oder Regiftratur einfehen, 
und Die zu feinem Protofolle nöthigen Anmerfungen ausziehen, 


$. 66. 

Der Gegenftand der Berathſchlagung iſt genau einzutra- 
gen, aber fo kurz, als der Gegenſtand zugibt, befonders in Den 
Fällen, wo ſchon in dem Neferatsbogen ein umftändlicher Aus: 
zug vorkommt; Daher ift genug, wenn aus dem Rathöprotofolle 
zu ſehen ift, um was eigentlich gebeten, oder worüber die Streit: 
fache geführt worden; jedem egenftande zur Seite bat der 


a 


— 
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Protofollift die Namen der betreffenden Parteien, und die Zahl 
anzumerken, unter welcher das Gefhäft in dem Einreichungs— 
protofolle ſteht. 


$. 67. 


Die Meinung des Referenten muß in dem Vrotofolle im: 
mer fo weit angeführt werden, daß man wife, wohin fie ab: 
gegangen ift. Es iſt Feineswegs nöthig, das ganze fchriftlich 
verfaßte Referat in das Protofoll einzufchreiben; es ift genug, 
wenn ein bündiger Auszug verfaßt und eingetragen wird, 


1789. Hfd. v. 29. Nov. 1816 W. 1298, an d. n. 6. A. ©, 


Man hat fhon lange mit Mißvergnügen bemerft, daß die Raths— 
protofolle nicht dem Geifte der Inftr. überhaupt, und insbefondere nicht 
der I. Abth. des 6. Abjehn. gemäß verfaßt werden. Jedes Rathspro— 
tofoll muß ein für ſich beſtehendes Ganzes fein, und Beziehungen in 
demfelben auf Referate find eben jo unjchiflih und unzuläffig, als Bei— 
fügung von fohriftlih abgegebenen Meinungen im Konzepte. Ders. 64 
des eriten Theiles verordnet, daß außer dem Gegenftande und den Par- 
teten Die Meinungen und Beweggründe der votirenden Räthe, und 
das deutlich aufgenommene Konkluſum aufgeführt fein müfen; es müf- 
fen aljo die Meinungen und Beweggründe der Räthe im Raths— 
protofolle mit hbinreihender Umftändlihfeit und gewiffen- 
bafter Genauigfeit angemerft und fich nicht auf andere Aftenftüfe 
bezogen werden, welche wegen ihrer Einzelnheit leichter verloren oder 
verftümmelt werden fünnen, ald die zufammengebundenen und in dizir— 
ten Rathsprotokolle. Der $. 67 der Inſtr. kann auch keineswegs dahin 
verſtanden werden, daß in dem Rathsprotofolle lediglich angemerft werde, 
ob Referent für die Beftätigung oder Abänderung des unterrichterlichen 
Urtheiles oder Bejcheides geſtimmt habe, weil eines Theiles dann die 
Vorſchrift des S. 64 nicht beobachtet würde, welcher die Meinungen und 
Beweggründe der Näthe (mworunter der Referent auc gehört) aufzuzäh- 
len verordnet; anderen. Theiles nur der erite Abjaz des S. 67 in Aus— 
übung gebracht, der zweite hingegen ganz übergangen würde, welcder 
dem Rathöprotofolliften geftattet, ftatt des wörtlihen Eintragens des 
Neferates einen bündigen Auszug der die Meinung des Referenten uns 
terftügenden Gründe einzufhalten. Die Abftellung diefes Mißbrauches 
in Anfehung der Rathsprotokolle ift fih um fo mehr ernftlich angelegen 
zu halten, ald das Rathsprotokoll eigentlich dazu beftimmt ift, den vo— 
tirenden Räthen und den Prafidien zu jeder Zeit die größte und bei— 
nahe einzige Beruhigung der ficheren Aufbewahrung ihrer nach Gewiſſen 
und Recht abgegebenen Meinungen zu gewähren. 


1790. Ihfd. v. 20. Sept. 1825, an d. n. ö. U. ©. (3. 206). 


Die Meinung des vortragenden Referenten ift dem Rathsproto- 
folle nicht als Beilage anzuſchließen, fondern in dasfelbe aufzunehmen, 
Handb d. Serichtsinftrufzion. 53 


n 
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1791. Ihfd. v. 1. Juli 1835 3. 4225. 


Da Se. Maj. durh a. h. Entſchl. v. 24. Juni 1835 alle überflüf- 
fige Weitläufigfeit in den NRathöprotofollen der A. ©. abzuftellen befoh- 
len haben, fo wird hiermit Folgendes angeordnet: Die Rathsprotokolle 
der A. G. follen nicht ausführlicher fein, ald es der Amtsgebraud for- 
dert, zu dem fie beftimmt find. Sie müffen eine Ueberficht der in jeder 
Rathfizung vorgefommenen Gefhäfte gewähren, die mündliche Abſtim— 
mung über die Anträge des Neferenten vollitandig Daritellen, die gefaß- 
ten Bejchlüffe genau angeben, und zum Beweiſe Darüber dienen, wer 
der Berathſchlagung beigewohnt, wer an jedem Beſchluſſe Theil genom— 
men hat, und wie die Mehrheit der Stimmen berechnet worden iſt. Alle 
zur Erreichung dieſes Zwekes nicht nöthige Ausdehnung der Protokolle 
ift zu vermeiden. Wo fih über das Wefentliche oder die Form der Ent— 
fhetdung, Verfügung oder Neußerung des A. ©., oder über die Gründe 
derfelben die Stimmen theilen, ift jede Meinung mit ihren nicht ſchon 
in dem Referate vorfommenden Gründen vollftandig anzuführen. Da— 
gegen find die in der fhriftlichen Ausarbeitung des Referenten enthal- 
tenen Gründe für feinen Antrag in der Regel nicht in das Protofoll 
aufzunehmen, und nur im Falle einer Verfchiedenheit der Meinungen jo 
weit anzugeben, als es zur Aufklärung über den Gegenſtand der Be— 
rathſchlagung und zur Erläuterung der Anträge und Bemerkungen der 
übrigen Stimmführenden erforderlich iſt. Ale Beſchlüſſe, die ein Er— 
fenntniß oder eine entjcheidende Verfügung des A. ©. enthalten, find 
wörtlih in das Protokoll einzutragen. Bei Beſchlüſſen, welche fich bios 
auf Einleitung der Verhandlungen, Abforderung der Berichte, Einſen— 
dung der Aften, Mittheilung der Verordnungen und Entiheidungen des 
oberften Gerichtshofes, Eintreibung der Taren und ähnliche Gegenftände 
beziehen, it nur das Wejentlihe der Erledigung ſo kurz als möglich 
anzudeuten. Die von Gerichten erfter Inftan;z überreichten Berichte und 
Entiheidungsgründe find weder vollftändig, noch in einem Auszuge in 
das Protofoll einzutragen; aus den Urtheilen derfelben it nur das We— 
jentlihe der Entiheidung aufzunehmen. 


$. 68. 


Von den Räthen, die fich mit einer vorhergehenden Mei, 
nung vereinigt, und an Gründen nicht3 Neues vorgebradht haben, 
ift nur Die gefchehene Einverftehung anzumerfen. Bei denjeni: 
gen, die neue Beweggründe angeführt haben, find diefe Gründe 
in Kürze einzutragen; bei denjenigen endlich, Die eine abgefon: 
derte Meinung gehabt haben, ift dieſe Meinung ſammt den 
Beweggründen genau und Deutlich anzumerken; auf dieſe Art 
iſt fi nicht nur bei Prozefjen, fondern bei allen übrigen Ge— 
fhäften zu benehmen, auch wenn es bloße Einleitungen in’s 
Verfahren oder Angelegenheiten des adeligen Richteramtes find, 
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aud) jelbft dann, wenn Die verfchiedenen Meinungen nur daB 
Sormale Betämiinn: 
$. 69. 


Das Konkluſum ift von Wort zu Wort in das Protofoll 
fo einzutragen, daß man umftändlih und genau wiffe, mas 
eigentlich bejchloffen worden; Daher, wenn 3. B. das Konflu; 
fum auf Beſtätigung eines Urtheiles, eines Kontraftes, oder 
Vergleiches ꝛc. ausfällt, der Inhalt der beftätigten Urkunde in 
dem Protofolle angeführt, oder wenn ein Betrag beftrittener 
Koften bewilligt wird, der eigentliche Betrag wohl ausgedrüft 
fein muß u. dal, 


1792. Hfd. v. 10. März 1788 N. 795, an d, n. ö. A. ©. 


e) Urkunden können dem Rathsprotokolle nie beigebunden werden, 
fondern jene, die dem Gerichte zur Aufbewahrung übergeben werden, 
gehören entweder in das Depofitenamt oder in die Negiftratur. Und 
bat das Rathsprotofoll nur die bewilligte Hinterlegung mit dem wefent- 
lihen Inhalte derjelben zu enthalten. 


$. 70. 


Das Protofoll ift täglich) abzufchließen, und daher in ab; 
gefonderten Sefjtonsbögen zu führen; nad feiner Vollendung 
muß ed dem zugegen gemwejenen VBorfizenden fogleich zugefchift 
werden, der, wenn er folches richtig gefunden, fein Gelefen zur 
Beftätigung beifezt. Bei Stellen, wo ein Borfizender und 
Vizevorfizender angeftellt find, müſſen denfelben die Protofolle 


“aller Senate, wenn fie den Sizungen aud nicht beigewohnt 


haben, zugefendet werden, Damit fie immer in der ganzen Kennt: 
niß der Gefchäfte bleiben; fie beftätigen Die genommene Ein; 
ſicht durch Beiſezung des Gefehen. 


1793. Hfd. v. 27. Juli 1792 N. 36, an d. gal. A. ©. 

e) Wenn das Prafidium bei Vidirung des Rathsprotokolles einige 
Bedenfen findet, und alfo in demjelben Abanderungen oder Beifäze nö— 
thig findet, find diefelben jenen Räthen, die dem Konklufo beigejeilen, 
vorzutragen, derfelben Meinung ift einzuholen, und daß ſolche Abände— 
rungen in Folge eines ordentlihen Rathſchluſſes gejchehen feien, in dem 
Protokolle anzumerfen. 

Fa 


Zu Ende eines jeden Monated werden die Protofolls: 
bögen von jedem Senate insbefondere nad) der Reihe der Tage 
zufammengebunden, folirt, und mit einem Regifter verſehen. 

53.* 
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Um die Berfaflung des Regiſters zu erleichtern, fol, wie das 


Protofoll eines Tages abgefaßt ift, fogleich Daraus die Eintra; 7 


gung in Das Regifter geſchehen. 


$: As 

Um dur eine richtige Kontrolle die Zuverläfjigfeit zu 
erhalten, ob alle bejchloffenen Exrpedizionen dem Expedite rid)- 
tig übergeben werden, joll von dem KRathöprotofolliften auf 
einem bejonderen Bogen die Nummer der referirten Erhibiten, 
und bei jeder Nummer mit wenigen Worten, was für Erpedizio, 
nen darüber zu ergehen haben, angemerkt, und diefer Bogen mit 
Ende der Rathiizung dem Exrpeditor zu dem Ende übergeben wer: 
den, Damit Diefer, ob alle Erpedizionen in das Erpedit fommen, 
beobachte, und wegen der etwa abaängigen, bei dem Referenten, 
allenfall8 aud dem VBorfizenden Die nöthige Erinnerung made, 


Siebeuter Abfchuitt. 
Bon Erpedirung des Konkluſums. 


I. Zitulatur einzelner Perfonen. 
IR. E Majeftätz f. f. Hoheit; fon. Hoheit. 


1794. Hfd. v. 19. April 1755 (K. 3. 186; auch im Cod. austr. 
V.t.p. 995). 


Den durchl. Erzherzogen und Erzherzoginnen, ald zu Hungarn und 
Böheim gebornen königl. Prinzen und Prinzeffinnen tft fünftighin der 
mit ihrer Fünigl. Abftammung und Erbredte fowohl, als aud mit dem 
zwiſchen dem kaiſ. königl. Hofe, dann den anfehnlichften europätfchen 
Mächten bereit3 errichteten und hauptfächlich in den königl. Ehrenbezei- 
gungen beftehenden Zeremoniel übereinftimmenden Titel Fönigl. Ho— 
heit, anftatt Durchlaucht, nebſt dem Prädikate durchlauchtigft, derge- 
ftalt beizulegen, daß dieſe Titulatur nicht nur bei mündlicher Benennung 
und Zujchriften von allen und jeden, fondern auch bei allen vorfallen- 
den Kanzleierpedizionen in gefammten dero Erbfönigreihen und Landen 
Durchgehends von allen Stellen, jedoch mit dem Unterfchiede gebraucht 
werde, daß in den allenfälligen Zufchriften dem erjtgebornen königl. Prin— 
zen und Erzherzogen das Pradifat: Durkhlauctigiter zu Hungarn und 
Böheim königl. Erbprinz, Erzherzog zu Defterreih; den Nachgebornen 
aber zwar der nämlihe Titel, jedoch mit Hinweglaffung des Wortes: 
Erb, wie auch den Erzhergoginnen: Durclauchtigfte zu Hungarn und 
Böheim königl. Prinzefin, Erzbergogin zu Defterreich gegeben werde. 
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1795. Pat. v. 11. Aug. 1804 N. 677. 


Obſchon Wir durch göttliche Fügung, und durch die Wahl der Kur— 
fürſten des römiſch-deutſchen Reiches zu einer Würde gediehen ſind, 
welche Uns für Unſere Perſon feinen Zuwachs an Titeln und Anſehen 
zu wünſchen übrig läßt, jo muß doch Unjere Sorgfalt ala Regent des 
Haufes und der Monarchie von Dejterreich dahin gerichtet fein, daß jene 
vollkommene Gleichheit des Titels und der erblichen Würde mit den vor— 
züglichſten europäiſchen Regenten und Mächten aufrecht erhalten und be— 
baupftet werde, welche den Souveränen Defterreichs, ſowohl in Hinficht 
des uralten Glanzes Ihres Erzhaufes, ald vermöge der Größe und Be- 
völkerung Shrer fo beträdtlihen Königreihe und unabhängigen Fürſten— 
thümer im ſich fallenden Staaten gebührt, und durch völferrechtliche Aus— 
übung und Traftate verjichert ift. 

Wir fehen Uns demnach zur dauerhaften Befeſtigung diefer voll- 
fommenen Rangsgleichheit veranlaßt und berechtigt, nach den Beifpielen, 
welhe in dem vorigen Sahrhunderte der ruſſiſch-kaiſerliche Hof, und 
nunmehr auch der neue Beherrjcher Kranfreichs gegeben hat; dem Haufe 
von Defterreih, in Rükſicht auf deffen unabhängige Staaten, den erb- 
lihen Kaifertitel gleichfalls beizulegen. 

In Gemäßheit deilen haben Wir, nach gepflogener reiflichfter Ueber- 
legung, bejchloffen, für Uns und für Unfere Nachfolger in dem unzer- 
trennlihen Beftize Unjerer unabhängigen Königreihe und Staaten, den 
Titel und die Würde eines erblihen Kaifers von Defterreih (als den 
Kamen Unferes Erzhaufes) dergeftalt feierlihft anzunehmen und feitzu- 
jezen, daß Unjere fammtlihen Königreihe, Fürftenthümer und Provin- 
zen ihre bisherigen Titel, Verfaflungen, Vorrechte und Verhältniffe fer- 
nerhin unverändert beibehalten jollen. Zufolge diefer Unferer h. Ent— 
fhliegung und Erflärung verordnen Wir: 

1) Daß unmittelbar nach Unſerem Titel eines erwählten römifch- 
deutihen Kaifers, jener eines erblihen Katjers von Defterreich einge— 
fhaltet werde, fonach aber Unſere weiteren Titel ald König von Ger— 
manten, Ungarn, Böhmen ıc.; dann die eines Erzherzoges von Defter- 
reich; Herzoges von Steiermark ıc., und jene der übrigen Erblande fol- 
gen follen. 

Nachdem jedoch jeit Unferem Negierungsantritte mehrere Verände— 
rungen in den Befizungen Unferes Erzhaujes vorgefallen, und durch 
feierlihe Traftafe bejtätigt worden find, fo laffen Wir zu gleicher Zeit 
die beiliegende *), nah dem gegenwärtigen Zuftande neu regulirte tus 
latur hiermit Fund machen, und geht Unfere Willensmeinung dahin, daß 
diefelbe künftighin ftatt der bisher üblichen eingeführt und gebraucht werde. 

2) Soll allen, ſowohl Unferen Deszendenten beiderlei Geſchlechtes, 
als jenen, Unferer Nachfolger in der Regentſchaft des Erzhaufes, der 
Titel von kaiſerl. Fonigl. Prinzen und Prinzeffinnen, nebit jenem von 
Erzherzogen und Erzherzoginnen von Defterreich, dann von kaiſerl. fönigl. 
Hoheiten beigelegt und ertheilt werden. 


*) Welche aber hier, da fie ſeither wieder geändert worden, weggelaffen wird. 
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3) Gleichwie aber alle Unfere Königreihe und andere Staaten vor— 
befagtermaßen in ihren bisherigen Benennungen und Zuftande ungeſchmä— 
lert zu verbleiben haben; fo iſt jolmes infonderheit von Unferem König— 
reihe Ungarn und den — vereinigten Landen, dann von denjenigen 
Unſerer Erbſtaaten zu verſtehen, welche bisher mit dem römiſch-deut— 
ſchen Reiche in unmittelbarem Verbande geſtanden ſind, und auch in Zu— 
kunft die nämlichen Verhältniſſe mit demſelben in Gemäßheit der von 
unſeren Vorfahren im römiſch-deutſchen Kaiſerthume Unſerem Erzhauſe 
ertheilten Privilegien, beibehalten ſollen. 

4) Wir halten unferen weiteren Entſchließungen die Beſtimmung 
derjenigen Feierlichfeiten bevor, welhe Wir für Uns und unfere Nach— 
folger in Anfehung der Krönung als erblicher Kaiſer feftzufezen, für gut 
finden werden; jedoch foll es bei denjenigen Krönungen, welche Wir und 
Unfere Vorfahren als Könige von Ungarn und Böhmen empfangen hat— 
ten, ohne Abänderungen auch in Zufunft verbleiben. 

5) Diefe Unfere gegenwärtige Erklärung und Verordnung fell in 
allen Unferen Erbfönigreihen und Staaten in den gehörigen Wegen uns 
verzüglicy Fund gemacht, und in Ausübung gejezt werden. 

Gleihwie Wir nicht zweifeln, daß ſämmtliche Stände und Unter— 
thanen vderjelben diefe gegenwärtige, auf die DBefejtigung Des Anfehens 
des vereinigten öſterreichiſchen Staaten= Körpers zielende Vorfehrung, 
mit Dank und potriotifher TIheilnehmung erfennen werden. 


1796. Hkzd. v. 26. Dez. 1806, an alle Lit. (8. 197). 


Se. Maj. der Kaifer und König haben zum vermehrten Ölanze der 
d. Katferwürde nebit ihren Deszendenten beiderlei Gejchlechtes, und jenen 
Höchſtdero Nachfolger in der Regierung des Erzhaufes, auch fammtlihen 
dDurhlauchtigften Herrn Brüdern und Frauen Schweitern den Faiferl. Ho— 
beitstitel von nun am beizulegen und zu befehlen geruht: daß diefe Ti- 
tulatur nicht nur bei mündliher Benennung und Zufhrift von dem ge= 
fammten Minifterium, dann dem Hof- und Militärftaate, fondern auch 
bei allen vorfallenden Erpedizionen von den Hofitellen, und von den 
ihnen in allen Erbfönigreihen und Ländern untergenrdneten Behörden 
benbachtet werde. 


1797. Hfd. v. 24. Aug. 1810 WR. 912, and. n. ö. A. G. 


Se. Maj. haben Sr. kaiſerl. Hoheit dem Erzherzoge Anton, Hoch— 
und Deutſchmeiſter, dann der Erzherzogin Beatrix und des Erzherzoges 
Franz, königl. Hoheiten, für ihren Hofſtaat und Dienerſchaft die oberit- 
bofmarfchallifche Gerichtsbarkeit, die auf alle Fälle in Streitſachen ſowohl, 
ald des adelichen Richteramtes fich zu erftrefen hat; der Erzherzoge Rai— 
ner, Ludwig und Rudolph, Faiferl. Hoheiten aber zwar eben dieje Ger 
richtsbarfeit, jedoc mit genauer Beobachtung der mittelft b. Handſchrei⸗ 
bens v. 4. Hornung 1804 bekannt gemachten Entſchl. in Bezug auf ihre 
inhabende Privatwohnungen gnädigſt zu bewilligen geruht. 


1798. Hkzd. v. 12. März 1818, an alle Lſt. (©. 108). 
Von nun am it fich nicht mehr des bisher gewöhnlichen Ausdru— 
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fes: Erbfaijer, Erbftaaten, Erblande, erbländiſch ꝛc., ſon— 
dern: Kaiſer von Defterreid, ö. KRaiferftaat zu gebrauden. 


1799. Hfd. v. 22. Febr. 1822 RN. 1845, an alle A. ©. 


Schon am 12. März 1813 wurde allen X. G. nachſtehende h. Entſchl. 
befannt gemadt: 

Da durh die Niederlegung der deutichen Kaiſerwürde die Noth⸗ 
wendigkeit aufgehört hat, den Unterſchied zwiſchen dem deutſchen und ö. 
Kaiſerthume durch die bisher üblich geweſenen Benennungen: »Erbkai— 
ſer, Erbſtaaten, Erbkönigreich, Fürſtenthümer und Lande,« 
zu bezeichnen, welche Benennungen nur in ſo lange einen Sinn hatten, 
als ſie im Gegenſaze mit der von der freien Wahl der Kurfürſten ab— 
hängenden deutſchen Kaiſerwürde gebraucht wurden: ſo ſollen in Zukunft 
bei allen vorkommenden Gelegenheiten, in öffentlichen Urkunden, Paten— 
ten, Reſkripten, Diplomen, überhaupt in allen Ausfertigungen, ſo wie 
auf Münzen, Siegeln ꝛc. den obigen, nicht mehr paſſenden Benennungen 
vielmehr jene: 2Kaiſer von Oeſterreich, Unſer Kaiſerreich, 
oder Unſer Reich, Unſere Königreiche, Fürſtenthümer und 
Landex ſubſtituirt werden, 

Nachdem aber bemerft worden tft, Daß einige —— deſſen un— 
geachtet fortfahren, ſich bei verſchiedenen Anläſſen des Wortes: »Erb- 
landifch« zu bedienen, jo wird die diesfällige, Eingangs berührte Vdg. 
hiermit erneuert und allen Behörden zur Pflicht gemacht, Diefe vorbezeich⸗ 
neten, immer mehr oder minder kompromittirenden Ausdrüke in Zukunft 
zu vermeiden und zu dieſem Ende ſich genau an die diesfallige höchſte 
Vorſchrift zu halten. 


2) Durdlaudht, Hochgeboren. 


1S00. Hfd. v. 7. Febr. 1823 N. 1923, an alle A. ©. 


; Se. Maj. haben zu genehmigen geruht, dag dem jeweiligen Regie— 
rer des fürftlihen Haufes Lichtenftein, da derfelbe nunmehr zu dem deut— 
fhen Bunde als immediater Souverän gehört, von jedermann, folglich 
auch von den F. f. Behörden, das Pradifat: Durchlauchtiger Fürft 
und Durchlaucht mündlich und fehriftlich beigelegt werde. 


1801. Hfd. v. 24. Sept. 1825 N. 2133, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben mit h. Kabinetfhreiben v. 9. Sept. 1825, den auf 
Höchſt Ihren Antrag in der Sizung des deutjhen Bundestages vom 18. 
Aug. 1825 einftimmig gefaßten Beſchluß zu eröffnen geruht: daß den, in 
Folge der Auflöfung des deutjchen Reiches mittelbar gewordenen, vormals 
reihftändifhen Familien, ein ihrer Ebenbürtigfeit mit den fouveränen Häu— 
fern angemejjener Rang und Titel gewährt, und den Fürften das DI 
fat: »Durchlaucht« ertheilt werde. 

Zugleih haben Se. Maj. das nachftehende Verzeichniß derjenigen 
Fürftenfamilien, auf deren jedesmaligen Chef diefer Bundesbeſchluß feine 
Wirffamfeit zu äußern haben wird, herabzugeben, und zu befehlen gerubt: 
Daß, um mit Diefer Beſtimmung auch ein angemellenes Ranzleizerempniel 
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in Verbindung zu ſezen, jo wie den jouveränen Fürften in der Anrede 
der Ausdruf: Durch lauchtig er Für ſt« zuſteht, den mediatiſirten Fürs 
ſten von den Stellen in den Ausfertigungen, und zwar in der Anrede der 
Ausdruf: »Durchlauchtig Hohgeborner Fürft« und in ' dem Kon⸗ 
texte der Titel: »Durchlaucht« gegeben werden ſoll. 


Verzeichniß der mittelbar gewordenen, ehemals reich⸗ 
ſtändiſchen fürſtlichen Häuſer. 


J. Mediatiſirte Fürſten, welche in der ö. Monarchie domizilirt find: 


Auerſperg. Eſterhazy. 
Colloredo-Mannsfeld. Kaunitz-Rietberg. — 
Dietrichſtein. Khevenhüller. 

Lobkowitz. Schönburg *). 

Metternich. Starhemberg. 

Roſenberg. Trauttmansdorff. 
Schwarzenberg. Windiſchgrätz. 


I. Mediatiſirte Fürſten, welche außerhalb der ö. Monarchie domizilirt find, 
Ahremberg (Herzog). Löwenſtein-Werthheim-Roſinberg. 


Bentheim-Steinfurt. » 


Bentheim=Terflenburg oder Rheda. 
Eroy (Herzog). 
Fugger » Babenhaufen. 


Fürftenberg. 
Hohenlohe-Langenburg- Langenburg 
» » Dehringen. 
» » Kirchberg. 
>»  Baldenburg-Bartenftein. 
» » Bartenfteinz 
Sartberg. 


>» GScillingsfürft. 
—— Offenbach-Birſtein. 
Leyen. 
Leiningen. 
Looz-Coswarem (Herzog). 


Freudenberg. 
Dettingen = Spielberg. 
» Wallerftein. 
Salm -Salm. 
»  SKyrburg. | 
>  KReiferfcheid » Krautherm. 
>  Horftmar. 
Say » Wittgenftein - Berleburg. 
» » Hohenftein. 
Spim3 - Braunfels. 
» Lich- und Hohenfolms. 
Waldburg - Wolfegg - Walpdfee. 
» Zeil- Trauchburg. 
2 Zeil-Wurzach. 
Wied. 
Thurn und Taxis. 


1802. Hfd. v. 2. Juni 1897 N. 2282, an alle A. ©. 
- Ge. E. k. Majeſtät haben den Anfpruc des in den k. k. Staaten 


begüterten und domizilirenden Herrn Karl Joſeph Fürften und Altgra- 


*) Durch Hfd. dv. 18. Nov. 1825 wurde fämmtlihen A. G., über Note der 
geheimen Haus:, Hof- und Staatskanzlei, ferner befannt gemadıt: das das 
fürftlihe Haus Sch önburg ſich in zwei Blanchen nämlich: in jene von Wald— 
burg und von Hartenftein theile; daß daher die in dem obigen Dekrete für 
die Chefs der mittelbar gewordenen, ehemals reichſtändiſchen fürſtlichen Häuſer 
angeordnete Kourtoiſie, THE, die Branche Shönburg-Waldburg, dem Für— 
ten Otto Bikftor von Shönburg- Waldburg; für die Branche Schön: 
burg-Hartenftein aber dem Fürften Alfred von Schönburg-Harten— 
ftein zufomme und in Anwendung zu bringen fei. 


1802 — 1804: 829 


fen zu Salm=Reiferfcheid - Krautheim, auf den Genuß des dem Bundes» 
ſchluße gemäßen Ehrenrechtes, wodurch den Chefs der mediatifirten vor= 
maligen reichsfürftlihen Häufer das Prädifat ⸗Durchlaucht« zuges 
ftanden wurde, als begründet anzuerfennen geruht, und daher erflärt, 
daß die in der durch das Hfd. v. 24, Sept. 1825 N. 2133 der J. 
©. ©. befannt gemadten a. h. Entihl. v. 9. Sept. 1825 angeprdnete 
Bundesfhluß gemäße Kourtoifie, auch dem genannten Fürften zufonme, 
und demnad in allen vorfommenden Fällen bei ihm in Anwendung zu 
bringen fei. 


1803: Hfzd. v. 26. Dez. 1825 3. 38878 (Vdg. d. böh. Gub. v. 
7. Zann.; d. gal: v. 5. Febr. 1826, 3. 47. P. 28). 


Daß, nahdem die a. h. Abfıht Sr. Majeftat dahin gerichtet war, 
den Herrn Heinrich Fürften Rohan Guéméné, fammt feiner eheleib- 
lihen Nahfommenfhaft, nah dem diefer Familie zuftehenden alther- 
fommlihen Range, unter die Fürften des Königreihs Böhmen aufzu— 
nehmen, künftighin bei allen Gelegenheiten den Söhnen des nunmehr 
verftorbenen Herrn Fürften Heinrich, nämlich, Karl, Ludwig und Viktor, 
und ihren ebeleiblihen Nachkommen in der Anrede das Pradifat: Durchs 
lauchtig Hochgeborner, und in dem Konterte das Prädikat: 
Durchlaucht zu ertheilen, und ihnen ſowohl diefer Titel, als auch 
alle ſonſt den Fürften des öfterr. Kaiferftaates zuftehenden Vorzüge und 
Ehrenbezeigungen nad dem Range des am 27. Nov. 1808 ausgefer- 
tigten Diploms gebühren, fie daher hierin aller Orten zu erhalten und 
zu jhüzen jeien. 


3) Erlaucht, Dod=- und Wohlgeboren, 


1804: Hfd. v. 13. Dft. 1829 N. 2133, an alle A. ©. 


Ge. Maj. haben mit a. b. Kabinetfchreiben v. 21. Sept. 1829, den 
durch Höchſt Ihre Mitwirfung in der Sizung v. 12. März 1829 ges 
faßten einftimmigen Beſchluß jfammtliher deutſchen Bundesglieder zu er— 
öffnen geruht: daß den medtatifirten, vormals reichsgraflihen Haufern 
ein, ihrer Ebenbürtigfeit mit den regierenden Häuſern, angemejjener 
Rang und Titel zu bewilligen, und fomit nunmehr den Häuptern der 
vormals reichftändifhen gräflihen Familien, die Verleihung des Pradt- 
fates: »Erlaucht« zu gewähren jet. Zugleich befehlen Ge. k. f. Maj., 
daß das hiernach ftatt habende neue Kanzleizeremoniel in der Art in 
Anwendung zu Fommen habe, daß den Hauptern der mediatifirten reich— 
ſtändiſchen gräflichen Familien, von den ka f. Behörden in deren Aus- 
fertigung, und zwar in der Anrede der Ausdruf: »Erlauchtig Hoch— 
und Wohlgeborner Grafe, und im Konterte der Titel: »Er- 
laudt« gegeben werde. 

Das angefchloffene Verzeichniß enthält die Namen der miftelbar 
gewordenen, ehemals reichftändiihen graflichen Häufer, welche in der 
öfter. Monarchie domizilirt find. Verzeichniß: Harrach; Kuefitein; 
Schönborn» Buchheim; Stadion; Sternberg Manderfheid; Wurmbrand. 
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4) Graf, Freiherr, Ritter, Herr von, Herr und Frau. 


1805. Hfzd. v. 20. Aug. 1829 N. 2425, an d. gal. Sub. 


Ueber . die Anfrage: welcher Titel denjenigen Individuen in den 
amtlichen Erlaffen beizulegen ift, die von Sr. Majeftät die Bewilligung 
erhalten haben, den ihnen vom Auslande verliehenen Adel, oder die 
Standeserhöhung führen zu dürfen? wird die Landesftelle auf den 
$. 23, d) der für Galizien erlaffenen Zurisdifziondnprme v. 9. April 
1784 gewiefen, wonach unter die Gerichtsbarfeit des Landrechtes jeder 
gehört, der fih über einen ihm eigenen in- oder ausländiſchen 
Adel auszumweifen vermag. Wenn aljo den ausländifhen Adelichen ſogar 
der privilegirte Gerichtitand zugeftanden iſt; ſo kann es wohl 
feinem Anſtande unterliegen, daß ihnen von den landesfürftlichen - Be— 
hörden der ihrer Adelitufe zufagende Titel nicht verfagt werden fann. 
Der Umftand, daß derjenige, dem eine ausländifche Adelftufe verliehen 
wurde, ein öſterr. Unterthan ift, ändert hier nur fo viel, daß er zur 
Führung diefes Titels der landesfürftlihen Bewilligung bedarf. Hat er 
aber diefe erhalten, fo ift ihm fhon durch die J. N. der Gerichtftand 
der Adelihen zuerfannt, und es bedarf folglih Feiner befondern An- 
prönung, daß er auch von den landesfürftlichen Behörden nad der von 
Sr. Moajeftät anerfannten Adelftufe benannt werde. 


1806: Hf. v. 4. Nov. 1791.R. 215, an alle U. ©. 


Die Gerichtftellen follen denjenigen Parteien, denen fie gemäß des 
S. 9 des 2. Theiles der allg. Inſtr. die Achtung bezeigen müffen, ihnen 
vor Gericht den Sit einzugeftehen, auch das Ehrenwort Herr und Frau 
beilegen, und nach diefer Inftrufzion fol bei landesfürftlihen Stellen a) 
jenen, die zu dem Prälatens, Herren oder Nitterftandes eined Erblandes, 
oder auch eines auswärtigen Staates gehören, ohne Rüfficht auf Das Amt 
oder den Nahrungftand, dem fich diefelben gewidmet haben; b) denen, 
welche die Würde eines F, f. Rathes, oder eines höhern Amtes befleiden; 
e) den Militäroffizieren; d) den Kapitularen, oder eine höhere Würde 
befizenden Geiftlihen, der Titel Herr, den Gemahlinnen und Witwen 
der erftern aber der Titel Frau, in allen Erpedizionen beigelegt werden, 


Zu a) von 1806: 

1807. Hfd. v. 4. März 1784 N. 256, and. n. ö. A. ©. 

Da jenem, der zu den Ständen eines Landes gehört, das Recht vor 
Gericht zu ſizen, eingeräumt ift, jo werde erklärt, daß dieſes Prärogativ 
des Standes durch die Begleitung des Karakters eines Advpfaten keines— 
wegs verloren werde, 


1SO8$. Hfd. v. 3. Febr. 1792 N. 247, an alle A. ©. 


Die h. Entſchl. v. 4. Nov. 1791, wegen Beilegung des Ehrenwortes 
Herr oder Frau in den Erpedizionen ift auch von jenen Perfonen zu 
verftehen, denen aus Faiferlihem oder landesfürftlihem Diplome der 
Herren- oder Nitterftand eigen ift, wenn fie auch nicht zu einer ſtändiſchen 
Verfammlung gehören. 


1809. Note des böh. Gub. v. 10. Aug 1838 3. 38620. 


Ueber die Frage, ob öfterr. Staatsbürger, wenn fie hiezu aus befon- 
derer Gnade die allerhöchfte Bewilligung erlangen, anBnahitärdeife auch noch 
fernerhin einen ausländiſchen Adel annehmen dürfen und ob ſolche, wie 
auch jene Staatsbürger, die bei ihrer Einwanderung ſchon einen auslän— 
diſchen Adel erwieſen haben, auch noch fernerhin an den, dem auswärtigen 


Adel zuſtehenden Vorrechten Theil nehmen ſollen, haben S. Majeſtät nah 


Inhalt eines h. Hfzd. vom 12. Juni l. J. H. 3. 3255 mit a. h. Entſchl. 
v. 6. Febr. d. J. zu beſtimmen geruht daß es bei den bisherigen über die— 
ſen Gegenſtand beſtehenden Vorſchriften zu verbleiben habe. 

Da jedoch dieſe Vorſchriften nicht ſo wie es nothwendig und ange— 
meſſen wäre, allenthalben in Evidenz ſtehen, und gehandhabt werden, jo 
ift mit dem obigen h. Defrete folgendes zur allgemeinen Wiſſenſchaft be= 
fannt gemacht worden. 

Was num die Borrechte des Adels anbelangt, jo find es einige, welche 
fowohl dem inländischen als dem auslandifhen Adel zuftehen, mehrere 
find blog dem inländifhen Adel eigen. Zum genauen Unterfhiede werden 
fie alſo bezeichnet: Die Vprrechte des inlandifhen nämlich der Amts— 
wirffamfeit der vereinigten Hofkanzlei als der Adelszentralhehörde zuge: 
wiejenen Adels find: 


a) Das Recht, fih des verliehenen Titels, Pradifats (diefes in Ver— 
einigung mit dem Familiennamen) und des Wappens zu bedienen und zu 
fordern, daß die Erftern dem Adelihen auch von andern beigelegt werden. 

Hieher gehören auch die den mediatifirten reichsfürftlichen und reichs— 
graflihen Häuſern zugeftandenen Ehrenvorzüge der Ebenbürtigfeit und des 
Titeld: »Durchlaucht« für die Chef3 der Erftern und »Erlaucht« 
für die Chefs der Lestern. 


b) Der privil, Gerichtsftand in jenen Provinzen, wo ein folcher für 
den Adel befteht. Dem gemäß gehören die Adelihen in zivilrechtlichen 
Streitigfeiten und in Gefchäften des adelihen Richteramts vor das Forum 
der Landrechte, in Kriminalfällen vor den Magiſtrat der Hauptſtadt der 
Provinz, in ſchweren Polizeiübertretungen auf dem flachen Lande vor das 
Kreisamt, welches aud dann einzufihreiten hat, wenn einem Adelihen 
eine förperlihe Verlegung, eine widerredtliche Kränfung der Freiheit 
oder eine Ehrenbeleidigung zur Laft fällt, und diefe Vergehungen nicht in 
die Klaſſe der Verbrechen oder ſchweren Volizeiübertretungen gehören. 

Dienftgeber von Adel in Wien müſſen bei Dienftbotenftreitigfeiten 
nad $S. 147 der wiener Dienftbotenprönung vom 10. Mai 1810 bei der 
Polizeidirefzion belangt werden. 

- €) Die gerihtlihen Chrenvorzüge des Sizes vor Gerichte, und in 
jammtlihen Erläfen, die Titulaturen »Herr« oder »Frau« für Individuen 
des Herren= pder Nitterftandes. 

d) Laut deg mit a. h. Entſchl. v. 23. Mai 1827 genehmigten Rekru— 
tirungsjiftems genießt der Adel die Milttärbefreiung in den altkonffribir: 


ten Provinzen, nicht aber im lombardifc - venezianiſchen Königreiche, Tirol 
und Dalmazien und 
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e) die Kompetenzfähigkeit um Prabenden und Pläze bei jenen Dom— 
fapiteln, Damenftiften, Erziehungsinftituten und verfchiedenen männlichen 
und weiblihen Stiftungen, wo der Beſiz des vfterr. Adels überhaupt oder 
der Befiz beftimmter Adelsftufen als Erforderniß befteht. 

f) Der Adel gibt die Fähigkeit, nach DVerfchiedenheit der Adels— 
ftufen gewiffe Würden und Auszeihnungen zu fuchen, als die f. f. Käm— 
merer, Truchjeffenwürde, die Hoffähigfeit und den Gternfreugorden. 
Der ungarifhe Sft. Stephansorden wird in der Regel nur Adeligen, 


und das goldene Vliep nur dem höchften Adel von alter Abfunft ver: _ 


lieben. 

g) In denjenigen Provinzen, wo landſtändiſche Verfaſſungen be- 
jteben, befizen die Adelihen aus dem Herrn - und Ritterftande die Be— 
fähigung zum Snfolat, 

Aus dem lezten fließen die weitern Vorrechte der Landtafelfähig- 
feit oder des Rechtes, die in der Landtafel eingetragenen Realitäten 
zu befizen, den landftäandifhen Verfammlungen beizumohnen, die ftän= 
difhe Uniform zu fragen und fi um die in den einzelnen Provinzen 
beftehenden Landeswürden und Erbämter bewerben zu dürfen. Im lom— 
bardijch » venezianifchen Königreihe hat nach dem Patente v. 24. April 
1815 I. Theil ss. 1. 2. 3. bei den Zentral- und Provinzialfongrega- 
zionen der Adel eine eigene Repräſentanz durch Mitglieder feines 
Standes. 

Der einfache ungarifhe Adel tft zur Ermwerbung des Snfolats in 
den üfterr. Provinzen, wo die erſterwähntem jtändifchen Verfaſſungen 
mit beſondern Vorrechten beſtehen, nicht geeignet. 

h) Die ſogenannten rittermäßigen Lehen können nur von Adelichen 
erworben werden und 

i) die Errihtung von Familienfideifommiffen pflegt nur dem Adel 
bewilliget zu werden, endlich 

k) ift der anfäflige inländifhe Adel nicht gehalten, ſich als Krimis 
nalbeifizer verwenden zu laffen. Die Vorrehte des auslandifhen 
Adels beſchränken fih dagegen auf folgende: 

a) der ausländische Adel darf fich auch des ihm im Auslande zu— 
ftehenden Titels, Pradifats, in Vereinigung mit dem Geſchlechtsnamen 
und des Wappens bedienen, die beiden erftern Standesvorzüge müſſen 
ihm auch in amtlichen Erläffen beigelegt werden. 


b) Er gehört vor das forum der Landrechte, und der auslandiſche 
Herren- und Ritterſtand genießt auch 


e) die oben dem inländiſchen Adel zuſtehenden gerichtlichen Ehren— 
vorzüge. 

d) In den Provinzen, wo der Adel von der Militärſtellung be— 
freit iſt, kommt diefe Eremzion auch dem auslärdifchen Adel in jenen 
Fällen zu ftatten, wenn das Individuum, weldes fih des Adels 
prävalirt, hiezu die Bewilligung des Landesfürften erlangt hat, weil nur 
jene ausländifchen Adelihen als adelid) gehalten werden fünnen, welche 
die angeblichen aus einem andern Staate mitgebrachten oder von einer 
fremden Negierung erworbenen Standesvorzüge befriedigend dargethan, 
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und foferne es öfter. Staatsbürger find, die a. h. Bewilligung erlangt 
haben, fih diefer Standesvorzüge zu prävaliren, 

e) Ausländifhe Adelige fünnen vom a. h. Hofe auch Hofwürden, 
als die Würde eines ka k. Kämmerers und inlandifhe Orden erhalten, 
allein dadurch erlangen fie noch feinen Anſpruch auf den öſter. Adel 
oder auf die öſter. Staatsbürgerfchaft. Was den ausländifhen Adel 
anbelangt, jo it es überhaupt nothwendig genau zu beachten, unter 
welchen verjchiedenen Verhältniſſen derjelbe mit dem Anfpruche auf diefe 
Borrechte hervortrit. 

Auslandiihe Adelige, die nur auf Reifen Defterreich berühren, die 
fein bleibendes Domizil in Defterreich nehmen, welhe die Staatsbür- 
gerfhaft nicht erwerben, find hinfichtlich ihres Adels auch bier nicht in 
Frage. 

E3 handelt fih demnach um Landesinfaffen, um Angehörige Defter- 
reihe. Man findet 

I. Defterreichifche — im Beſize des ausländiſchen Adels, 
—31 fie oder ihre Vorfahren, als fie noch Ausländer waren, erworben 
haben. 

Es find nämlih auswärtige Adelige nach Defterreich  gefom- 
men, fie find in bierftellige Dienfte getreten, oder haben Eigenthum er— 
worben oder andere bleibende Befchäftigungen unternommen, und fich 
nad) den verſchiedenen Vorſchriften nazionalifirt, fie haben mithin, noch 
bevor fie öfter. Staatsbürger wurden, einen ausländifhen Adel befeffen. 

Sn Abfiht auf foldhe ausländifhe Adelige ift die Landesitelle ver- 
pflichtet, bei Verleihung der Staatsbürgerfchaft an diefelben immer zu— 
gleich den Ausweis des angeblichen Adels zu fordern, und fall der Adel 
für ausgewiefen gehalten wird, die Aften der vereinigten h. E. f. Hof- 
fanzlei zur Entjheidung vorzulegen, damit nicht jemand auch von Seite, 
der Behörden für adelig angejehen werde, der es nicht ift. 

Doh muß der Adel folder Individuen von Regierern ordentliher 
Staaten, von Churfürften oder folhen Reichsitanden herrühren, denen 
ehemals vom Reihsoberhaupte Das Recht zu adeln (Die fogenannte comi- 
tiva major) verliehen war. Es fommen auch auslandifhe Adelige 
nad Defterreich, die ungeachtet fie im Kaiferftaate ihr Domizil nehmen, 
dennod wenn fie es nicht ausdrüflich verlangen, nicht nagionalifirt werden. 
Diefes ift insbefondere in Betreff der Militäroffiziere der Fall, welche 
nach den beftehenden Vorſchriften durch den öfter, Militärdienft die Staats 
bürgerfhaft nicht erlangen. Shrer Eigenfhaft folgen in der Regel die 
Kinder derjelben, jo lange fich diefe nicht eigens naztonalifiren. 

Diefe Kathegorien find, wenn fie fih über den Adel ausweiſen, auch 
nur der Vorrechte des ausländifchen Adels £heilhaftig. 

U. Es erlangen Verfonen, welche öfter. Unterthanen find, einen aus— 
wärfigen Adel, und zwar einen folhen, welcher nach dem Obengefagten 
in Defterreich beachtet wird. Diefe Erwerbung fann nur dann von Wirk— 
famfeit fein, d. h. die Erwerber diefes Adels können fih nun dann erjt 
die Vorrechte des ausländifhen Adels prävaliren, wenn fie bei befonders 
rükſichtswürdigen Verhältniffen die a. h. Bewilligung hiezu wirklich er— 
langt haben. 
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Eine eigene Klaffe von öfter. Staatsbürgern mit dem öſter. Adel ift 
jedoch für Tirol und Vorarlberg durch Die a. h. Entjchließung v. 28. Juni 
1819, Hkzd. v.29. Dez. 1819 3. 40411 und für Salzburg, den Innkreis und 
die zurüferworbenen Parzellen des Hausruffreifes durch Die a. h. Entſchl. 
vom 5. Mai 1829, Hfzd. v. 9. Mat 1829 3. 10823 entftanden, da allen 
denjenigen Familien, welche nicht in der vorgezeichneten Frift die Beſtä— 
tigung des erlangtenreichsftändifchen, Neichsvifariats, des mailänder oder 
‚ mantuaner Adels und die Beftätigung des fürfterz zbiſchoöflichen oder chur⸗ 
ſürſtlichen Adels erwirkten, und dadurch der Aufnahme in den öſter. Adel 
nicht theilhaftig wurden, noch immer nur die ausländiſche Adelseigen⸗ 
ſchaft zugeſtanden wird, 

Durch die a. h. Bewilligung, ſich des ausländiſchen Adels zu präva— 
liren, erlangen aber die betreffenden Perſonen keine andern Vorrechte als 
jene, welche mit dem ausländiſchen Adel verbunden find. 

Häufig werden Amtshandlungen,.bei denen der ausländische Adel als 
beftehend angenommen wurde, und die a. h. Bewilligung ſich des auslän— 
difchen Adels prävaliren zn dürfen, dahin verftanden, ald wenn Dadurd) 
der ausländifhe anerfannt und hiedurch in einen Bfterreichifchen umge- 
ftaltet worden wäre, während aus einer ſolchen Amtshandlung nur die 
Bewilligung refultirt, fich des auslandifchen Adels in den kak. Staaten zu 
bedienen, Daher insbefondere bei Stiftungen, zu deren Erlangung bloß 
der erblandifche Adel berufen ift, bei jedem einzelnen Kompetenten auf 
den Beweis des inländifhen Adels gedrungen werden muß. 

Sn Beziehung auf die zu adelichen Stiftungen zu erftattenden Vorjchläge 
aber ift fich Fünftighin genau fowohl nad den unterm 4. Juni 1833 P. 
2830 intimirten F. k. Hoffanzleipräf. Defrete vom 21. Mai desfelben Jah— 
res 9. 3. 878 als auch nad den unterm a. Juli und 14. Dftober 1835 
9.3. 31624 und 48107 fund gemachten Defreten der vereinigten f. Hof— 
Fanzlet am 21. Juni u. 19. Sept. deffelben Jahres 9. 3. 15777 u. 25006 
zu benehmen. Was die Aufnahme der Adelihen in das consortium der 
Stände und beziehungsmweife Die Bewerbungen um das Inkolat anbelangt, 
fo beftehen über die Art und Weife wie der Adel (mindeftend der Ritter- 
ftand) ausgewiefen werden muß, eigene Vorſchriften, auf welche feſtge— 
halten werden muß. 

Die Landesftelle gibt fih die Ehre, Einem löblichen k. Landrechte diefe 
Normalvorfchrift, in Folge des Eingangs zitirten hohen Hkzd. hiemit zur 
Kenntnig zu bringen. 


Zu b) von 1806: / 


1810: Hfd. v. 21. Juni 1802 (8. 463). 


Se. Majeftät haben den, bei den Generalfommanden angeftellten 
Staböfeldarzten die Würde eines kak. Rathes, wie die Profefforen der 
medizinisch = chirurgischen Akademien ſolche wirklich beſizen, dergeftalt aller- 
gnädigit zu verleihen geruht, daß diefer Karafter von nun an ihre Charge 
fiftemmäßig und ohne Entrichtung einer befondern — — anzu⸗ 
kleben habe. 
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1811. Hfd. v. 28. Juli 1820 N. 1682, and. n. 0.9. ©. 

Se. Majeftät haben zu erflären gerubt, dag mit den weltlichen ſo— 
wohl als geiftlihen Rathſtellen der Konfiftorien beider proteftantifchen 
Konfeffionen der Rang und Titel eines kaiſerl. Rathes nicht verbunden 
fei; fondern Höchftdiefelben fi) vorbehalten, dieſen Rang und Titel be— 
fonders verdienten Beifizern der erwähnten Konfiftorien bei fich ereignen— 
der Gelegenheit als ein Zeichen der höchſten Gnade von Fall zu Fall ins- 
befondere zu verleihen. 


Ferner e) zu 1806: 
2812. Hfd. v. 1a. Jänner 1793 N. 82, an alle A. ©. 
Allen Brofefforen an Univerfitäten, und ihren Gemahlinen tft in ämt— 


lihen Ausfertigungen der Titel Herr und Frau beizulegen, auch, wenn fie 
bei einer Stelle erſcheinen, der Siz zu geftatten. 


Endlich A): 
1813. Hfd. v. 12. Sept. 1793 N. 123, an alle A. ©. 


Den Fisfaladjunften ift bei allen Gerihtsbehörden der Giz zuzu⸗ 
geſtehen. 

1814: Hfd. v. 4. Nov. 1791 N. 215, an alle A. ©. 

Weiters ift von den Magiftraten nebft den oben (1806) erwähnten 
Perfonen auch noch a) den Profeſſoren; b) den immatrifulirten Doktoren; 
e) den Fisfalamtsadjunften (USLZ); A) den Pfarrern und Kloſtervor— 
ftehern; e) allen landesfürftlihen Beamten ohne Ausnahme der Titel 
Herr, und ihren Gemahlinnen oder Witwen der Titel Frau beizulegen. 


Ferner f) zu ISLA: 
1815. Vdg. d. n. d. Reg. v. 10. Mai 1806 (K. 232). 


Da die bei den Wohlthätigfeitsanftalten angeftellten Armenväter und 
Bezirfsdireftoren ſowohl ihrer Geſchäftsführung nach, als auch nach der 
Form ihrer Anſtellung in der That öffentliche Beamte ſind; fo haben Se. 
Majeftät allergnadigft zu entjchließen geruht: daß jedem folhen Armen: 
vater und Bezirfädireftor, fo lange er diefe Stelle befleidet, wenn 
er auch fonft nicht in öffentlichen Dienften fteht, alle Borrechte eines lan— 
desfürftlihen Beamten eingeraumt werden follen; worunter insbefondere 
jenes gehört, Daß ihm und feiner Gattin von Seite des Magiftrates 
und deffen Behörden, der Titel Herr und Frau und der Siz bei 
Kommiſſionen gebührt. 


U. Titulatur der Behörden: 
Majeſtät, Hochlöblich und Löblich. 


1816: Vdg. v. 9. Nov. 1783 (K. 4. 160). 


Inwendig im Anfange der Schrift wird der Name der Stelle mit der 
Beobachtung gefezt, daß man den höhern Stellen Hochlöbl., den untern 
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Löbl. gibt; z. B. Hochlöbl. F. Ein 8.4. G.; Hochlöbl. k. k. in d. Mer: 
kantil- und Wechſelgericht; Löbl. Magiſtrat; Löbl. Ortsgericht. Gegen 
Ende der Schrift, wo man die Bitte ſtellt, wird dieſe Titulatur wieder— 
holt; z. B. zu Ende einer Einrede ſagt man: Da ich alſo die gegenthei— 
lige Klage hinlänglich widerlegt babe: jo geruhe ein Hochl. k. k. Landrecht, 
oder ein Löbl. Magiſtrat den Gegentheil mit ſeiner Klage abzumeifen. 

ſtach geendigter Bitte jezt man das Datum und der Bittfteller oder 
mehrere unterjchreiben ihren Namen und Karafter. Auswendig an Die 
Schrift fchreibt man die Namen der Öerichtitelle; z. B. An das löbl. k. k. 
Landrecht; an den löbl. Magiftrat; an das löbl. Ortsgericht. ©. g.1 
der ©. S. 

Die Schriften an die oberfte Zuftizftelle werden an Se. Majeftät den 
Kaifer gerichtet. Ausmwendig gefhrieben: An Se. Majeftat; inmwendig 
zum Anfange der Schrift: Eure Majeftät; alsdann redet der Bittiteller 
durchaus in der dritten Perfon, 3. B. Unterzeichneter bittet — und unter 
fchreibt zu Ende der Schrift ohne weitern feinen Namen und Karafter, 
Man darf in einer Schrift, die gerade an die oberfte Juſtizſtelle geht, 
niemanden einen Herrn, und feine Stelle löbl. oder bochlöbl. nennen. In 
einem Prozeffe, der ordentlich durch alle drei Inſtanzen geht, wird weder 
eine Titulatur san das A. ©., noch an die oberfte Zuftizftelle gebraucht, 
weil jowohl die Appellazions= als Reviſionsſchriften beim Richter der 
eriten Anftanz eingebracht und an felben gerichtet werden. Es können alfo 
diefe Titulaturen nur in jenen Schriften einen Gebraud haben, die gerade 
an diefe Stellen gerichtet werden, als da find Anzeigen, Refurfe und 
Anfragen. 


1817. Hfd. v. 18. Juli 1807 N. 815, an beide gal. A. ©. 


Da ſowohl Gefuhe von Parteien, als auch zuweilen Hpfberichte, 
welche zur Wirffamfeit der k. k. oberſten Zuftizftelle gehören, unmittelbar 
an Se. k. k. Majeftät überreicht zu werden, und fodann erft an genannte 
Hofitelle herabzulangen pflegen; haben Se. Majeſtät zu befehlen gerubt: 
daß bei den Hofgejuhen und Hofberichten, je nachdem fie entweder an 
©e. f. f. Majeſtät unmittelbar, oder an die k.k. oberfte Juſtizſtelle ge- 
richtet find, Fünftighin die Aufjhrift: „An Seine fe. f. Majeftät« mit 
dem Beifaze: »zu allerhbödhften Handen« oder aber: 2zzu Handen 
der ff. oberſten Juſtizſtelle« zu gejchehen habe. 


1S1S. Hfd. v. 9. April 1805 N. 723, an d. n. ö. AM. ©. 


Nach dem Verhältniffe, worin fih das Generalfommande als 
eine Behörde befindet, welche ihren Wirfungsfreis über das Militär in 
einer ganzen Provinz verbreitet, und mit der n. d. Regierung in gleichem 
Range ftebt, hat der Magiftrat fih gegen dasfelbe der Kourtoifie: Hoſch— 
löblich zu bedienen*. ©. 1834. 


*) Die Dominien und Magiftrate in Böhmen find durch Gub. Pig. v. 20. 
—* 1855 (Pr. 263) belehrt worden, daß dem Gen, Kom. »Hochlöblich« ge— 
ühre. 


! 
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1819. Hfd. v. 20. März 1824 N. 1993, an.alle A. ©. 

Se. Majeftät haben anzuordnen gerubt: dag in Folge der DBerei- 
nigung des Banal= und des Farlftädter - warasdiner Generalfommande, 
in den an diefe vereinigten Behörden zu erlaffenden Zufchriften fich der 
Benennung: »an das vereinigte banal-warasdiner und karl— 
ftädter Generalfommando«e bedient werden fol. 


1820. Hfd. v. 19. Nov. 1824 N. 2050, an d. dalm. A. ©. 


Es ift nicht nur zuläfig, fondern zur Beförderung des Dienites er- 
fprieglich, Daß die dalmatiniſchen Kollegialgerichte jowohl mit dem Judicio 
delegato militari, als aud mit dem Generalfommands unmittelbar 
forrefpondiren. Da das Jud. del. mil. als ein Gericht erfter Inftanz fein 
Amt handelt, und in diefer Beziehung mit den Kollegialgerichten einerlei 
PWirfungsfreis hat; fo haben fih die Kollegialgerichte in ihren Noten an 
das Jud. del. mil. der nämlihen Titulatur zu bedienen, die fie in ihren 
Zuſchriften unter fich felbit zu gebrauchen pflegen. Das Generalfommando 
hingegen hat, wie bereit3 durch das in die I. ©. ©. aufgenommene Hfd. 
v. 9. April 1805 R. 723 erklärt wurde, einen gleichen Nang mit dem 
Gubernium; es ift daher fchiflih, daß fich die Kollegialgerihte < gegen das 
Generalfommando der nämlihen Kourfoifie, wie gegen das Gubernium, 
dem fie ebenfalld nicht untergeordnet find, bedienen. 


II. Benennung der Regimenter: 


1821. 2dg. d. böh. A. ©. v. 2. April 1839 3. 6585. 


Da Se. k. f. Majeftät Inhalt h. Hfd. v. 19. März 1830 3. 1712 
laut eines dem oberften Gerichtshofe von dem k. k. Hoffriegsrathe mitge- 
theilten a. h. Rabinetjhreibens v. 4. März 1839 die fich feit einiger Zeit 
einfchleihende Neuerung, daß in den Eingaben und felbft in den Zufchrif- 
ten der Behörden die Negimenter a. h. Shrer Armee nicht nad) ihren In— 
babern, fondern ausjhliegend nah ihren Nummern bezeichnet werden, 
nicht geduldet wien wollen, jo wird das — hievon in Kenntniß gefezt. 


IV. Regel für die Tertirung der Erpedizionen. 


1822. Refol. v. 14. Juni 1784 N. 306, an alle A. ©. 

p) Das A. ©. habe fich ſowohl felbit in feinen eigenen Urtheilen, Be- 
fheiden und Verprönungen gegenwärtig zu halten, als auch auf die Richter 
erfter Inſtanz, die Parteien und ihre Sachmwalter dahin wachfam zu fein, 
Damit in dem ganzen Zuge des redhtlihen Verfahrens die Sprache der 
G. O. und die in dem Geſeze enthaltenen Ausdrüfe beibehalten, dagegen 
Die durch Diejed neue Geſez aufgehobenen Benennungen der alten ©. O. 
befeitigt werden. 

SER ELF 


Wenn nad dem Konflufum ein Bericht an die Ypnellaiond 
ftelle, oder von dieſer an die höchfte Behörde zu erftatten, oder 


wenn nach dem $. 251 der Gerichtdordnung der Beweggrund 
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eines Urtheiled an die anfuchende Partei hinaus zu geben ift, fol 
der Referent die Exrpedizion felbft beforgen; außer dem ift fie das 
Geſchäft des Sekretärs; wenn aber die ganze Erpedizion nur darin 
befteht, Das in dem Neferatsbogen von Wort zu Wort ausgeführte 
Formale des Beſcheides auf den Rüfen der Saz: oder Bittjchrift 
binzufchreiben, fo ift es überflüfjig, eine befondere Erpedizion zu 
verfaflen,; fondern das Präſidium hat fogleich auf dem Referat: 
bogen nad) erfolgter genauer, dem Konflufum angemeffener Ad: 
juftirung des Formales das Erpediatur zu fezen, und dieſes For: 
male entweder in die Kanzlei zu fchifen, oder von einem in die 
Rathſtube zu berufenden Kanzliften abfchreiben zu laffen, 


$. 74. 

Dem Sekretär find zur Verfaflung der Erpedizion, wie dad 
Konflufum gefaßt worden, die Neferatsbögen und dazu gehö— 
rigen Aften zu übergeben; dieſe Exrpedizion hat er auf einem halb: 
gebrochenen Bogen zu verfaflen, und im Eingange dieſes Bogens 
jedesmal die Nummer des Erhibitums anzumerken, zu welchem 
die Erpedizion gehörig ift. In der Exrpedizion ift jedesmal ge: 
nau auszudrüfen, welche Beilagen und Aftenftüfe beizufchließen 
find, und ob fie von Amtswegen (ex officio) abzulaufen habe, 


$. 75. 


So viel gefchehen fann, müſſen die Expedizionen von den 
Sekretären fogleich in der Rathfizung verfaßt werden, die dann 
übrig bleibenden find am nämlidhen Tage Nadmittags in dem 
Amtsorte zu verfertigen. Ohne wichtige Urfache ift den Sekre— 
tären nicht geftattet, Aften mit fich nad) Haus zu nehmen. Wenn 
fi) die Gefchäfte zu fehr häuften, und es bei einigen lediglich um 
die Umfleidung des ganzen Referentenaufjazes in die Form der 
Erpedizion zu thun ift, muß den Gefretären ein Regiftratursindi; 
viduum zur Beförderung der Arbeit zugegeben werden; doch haben 
fie fich diefer Erlaubniß nur dann zu bedienen, wann e8 wegen 
Menge der Erpedizionen. nicht möglich fein follte, fie insgefammt 
am nämlihen Tage zu vollenden. Wenn aud nod) mit Diefer 
Hilfe die ſämmtlichen Erpedizionen nicht zu Stande gebracht wer: 
den fünnten, follen die Sefretäre diefelben in ihrer Wohnung mit 
Zuhilfnehmung der Neferatsbögen, und dort, wo fie unentbehrlich 
find, auch der Aften felbft, nach Möglichfeit zu befördern fuchen, 
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$. 76. 

Die verfaßte Erpedizion ift mit Beilegung der dazu gehö— 
rigen Uften dem Referenten verfchloffen zuzufenden, und damit 
fi) Diefer überzeugen Fünne, ob die Expedizion auch genau mit 
den Konkflufum übereinftimme, ift auch der Referatsbogen bei: 
zulegen. 


1823. Hfd. v. 13. Febr. 1795 R. 217, an das in. ö. A. ©. 


.g) Die Erpedizion muß genau ausdrüfen, was für Aften zurüfger 
ihloffen und welche zurüfgehalten werden. 


$. 77. 


Der Rath hat die Erpedizion genau zu Durchlefen, auf jedes 
Wort Rüffiht zu nehmen, ob ed mit dem Konflufum überein; 
ftimme, und mit Deutlichfeit und Anftand ausgedrüft fei, das 
Bedenkliche zu verbeffern, und der berichtigten — zur 
Seite ſeinen Namen beizuſezen. 


$. 78. 

Die von den Räthen berichtigten Erpedizionen find dem Prä⸗ 
ſidium zuzufchifen, welches fie abermals zu durchgehen, die ihm 
etwa auffallenden Bedenken von minderer Wichtigkeit zu beheben, 
und das Erpediatur eigenhändig mit oder ohne Beiſezung feines 
Namens, darauf anzumerfen hat. Im Falle aber, Daß wichtige 
Anftände aufftelen, ift Die Erpedizion zurüf zu halten, und bei 
nächſter Rathſizung mit den bemerften Anftänden vorzutragen, 
Damit bei verfammelter Sizung über dad Formale der Exrpedizion, 
jedod) ohne in dem Innern des vorigen Konflufums etwas zu än- 
dern, Berathfchlagung genommen, und hiernach die Expedizion 
ungefäumt berichtigt werde. In ſolchen Fällen wird ohne eine 
neue Konfludirung von dem Sefretäre zur Seite das: In pleno 
Gonsilii adjuftirt, angemerft, Das Expediatur aber noch während 
der Rathſizung beigefügt. 


Scriftenwecjel. 
A. Zwifchen inländifhen Behörden, 
1) Ohne Unterordnung. 
$. 79. 
Was an landesfürftlihe Hof: und Gerichtftellen, denen die 


Magiftrate, Landrechte und Appellazionsgerichte nicht untergeord- 
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net find, oder an die in den Ländern aufgeftellten Gouverneurs, 
wenn fie gleich das Präſidium bei einem dem Appellazionsgerichte 
untergeordneten Landrechte führen, oder was an ein Kreisamt 
geht, Darüber ift Die Korrefpondenz durch Präftidialnoten zu füh: 
ven, die der Vorſizende allein zu unterfertigen hat. 


1824: Hfd.v. 9. Jan. 1783 N. 114, an alle U. ©. 


Bon den X. ©. und Landrechten joll mit allen politifhen und Finanz, 
Hof: und Landerftellen die unmittelbare Korrefpondenz, und zwar Durd) 
Prajidialnoten, geführt werden. 


1825: Hfd. v. 13. Mai 1784 N. 290, an d. n. ö. A. ©. 


Die Kreisämter folen aud den A. G. in Ausübung derjelben Amts- 
pflihten die gehörige Hilfe leiten, und in deſſen Folge auf die von den 
A. G. durd Noten an die Kreisänter ftellende Anjuchen die benöthigten 
Ausfünfte erftatten; doch werde in die A. G. das Vertrauen gefezt, daß 
die Mitwirfung der Kreisämter nur damals, wenn. e8 die Beförderung 
des höchſten Dienftes unmittelbar erheifcht, werde verlangt, folglich die 
ohnehin jo ſehr bejhäftigten Kreisämter ohne Noth mit den diesfälligen 
Gefhäften nicht werden-beladen werden. | 


⸗ 1826. Hfd. v. 22. Juli 1820 N. 1680, an d. küſtenl. A. G.) 


In Betreff einer zwifchen dem Gubernium und dem A. ©. des Küften- 
landes ftatt gefundenen Verhandlung, wegen der unmittelbaren Amts— 
forrefpondenz der dortigen Kollegialgerihte erfter Inftanz mit der 
andesftelle, bat die f. k. vereinte Hoffanzlei dem erwähnten Guber- 
nium bemerkt: daß e8, zur Vermeidung unnötbiger und dem Dienfte be- 
fonders in Kriminalangelegenheiten nachtheiliger Umtriebe, den Kollegial- 
gerichten in allen Fällen, wo fie es nach den eintretenden Umjtänden für 
zwefmäßig halten, unbenommen bleiben müfe, mit dem Gubernium, fo 
wie in andern Fällen wieder mit den Kreißämtern, in unmittelbare Korres 
foondenz zu treten, je nachdem es die beftmögliche Beförderung des Dien- 
fte8 und die Beichaffenheit des Falles eben erfordern. 

Diefe Korrefpondenz hat aber, da fie zwijchen Behörden eintrit, 
welche, wenn gleich in ungleichem Range, doch außer dem Verhältniſſe der 
Unterordnung und auf vwerfchiedener Gefchäftslinie ſtehen, der amtlihen 
Uebung gemäß, und eben fo, wie fie auch zwifchen den A. ©. und Kreid- 
ämtern gepflogen wird, durh Notenmwecfel zu gejhehen; indem die 
Berichtserftattung nur in dem oben erwähnten Verbältniffe Plaz greift. 

Uebrigens ift ohnehin nicht zu zweifeln, die Kollegialgerichte werden 
in ihrer Korrefpondenz mit der Landesftelle die dem gegenfeitigen Nange 
fhuldige Achtung, und die mit der Form der Noten vereinbarlihe Höf— 

lichfeit von felbft fich gegenwärtig halten. 


*) Diefelbe Anordnung wurde auch wörtlich durch das Hkzd. v. 27. Juni 1821 
an das fir. Sub. erlaffen (©. 451). 
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$. 80. a 


Was an Gerichte und Obrigfeiten geht, die nicht landes- 
fürftlih, und der Stelle, die einen Auftrag erläßt, nicht unter: 
geortnet find, iſt in die Form der Erfuchichreiben einzuffeiden, 
und- von dem Borfizenden und einem Gefretär zu unterfertigen. 


Mit Kreisämternz f. auch 1825. 


1827. Hfd. v. 30. Sept. 1784 N. 312, an alle A. ©. 


Die Verfügung, mittelft welder das Verzeichniß aller in den ge— 
fammten böhm ö. Landen beftehenden Kreisämter in Druf gelegt und 
“allen Zuftizbehörden befannt gemaht worden, fei zu dem Ende geſche— 
ben, damit fünftig zwijchen den Kreisämtern und Juſtizbehörden 
die ummittelbare Korrejpondenz gepflogen werde, welche nicht anders, 
ald duch Erſuch- und Antwortfhreiben zu gefheben habe, die 
von Seite der Zuftizbehörde von dem Präſidium und einem Gefretär, 
von Seite der Kreisamter aber von dem Kreishauptmanne felbit, oder 
in feiner Abmwefenheit von deſſen Stellvertreter zu unterfertigen find. 


1828. Hfd. v. 14. Febr. 1785 N. 389, and. in. u. o. 8.4, ©. 


Gleihwie die Kreisämter den A. ©. in feiner Art untergeordnet 
find, daher auch von Zuftizftellen Feine Defrete oder Aufträge an fie 
ergeben können; fondern die Korrefpondenz mit denfelben durh Er ſuch— 
jhreiben vorgefhrieben ift, alſo ift fih auch gegenwärtig zu halten, 
dag die Kreisämter nur in ſolchen Zuftizfällen hilflihe Hand zu bieten 
angegangen werden jollen, wenn derjelben Einfhreitung aus befondern 
Umfjtänden dem Dienjte und der Juſtiz zuträglich tft, nicht aber, wenn 
Das nmämlihe durch die Ortsohbrigfeiten und Gerichtsheren erwirft wer— 
den kann. 


1829. Hfd. v. 28. Mai 1822 N. 1874, an d. böh. A. ©. 


Bei der Korrejpondenz zwijhen den Kreisämtern und den 
Magiftraten if fih in Zivil- und Kriminalangelegenheiten genau 
nad der höchſten Vorfchrift v. a. Dez. 1818 zu benehmen, und daher 
ift die Amtlihe Korrefpondenz zwijhen den Kreisämtern und Magi- 
firaten in Zivil- und Kriminalangelegenheiten nicht in der Form von 
Defreten oder Indorſaten und rüffichtlih Berichten, ſondern beiderjeits 
duch Noten oder durh Erſuchſchreiben zu pflegen. 


1830. Hfd. v. 22. Juli 1826 N. 2208, an d. böh. A. ©. 


Die Beilage enthält die Vdg. der vereinten Hoffanzlet v. 80. Juni 
1826 an das böh. Gub., wodurch angeordnet wird, Daß Die Kreis- 
amter fih in ihrer Korrefpondenz mit den bob. Magiftraten als 
Kreiminalgerihten, unbedingt der Form von Noten oder Erſuchſchrei— 
ben zu bedienen haben. 
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Beilage. Hfzd. v. 30. Juni 1826, an d. böh. Gub. 


Der Landesftelle wird nah gepflogenem Einvernehmen mit der E. f. 
oberften Zuftizitelle bedeutet: Es könne dem Antrage in Abficht auf die 
zwifchen den Kreisämtern und den böhm. Kriminalgerichten 
zu beobachtende Form der Korrejpondenz, zwijchen ftreng kriminalge— 
rihtlihen, auf das eigentliche Kriminalverfahren Bezug nehmenden An— 
gelegenheiten, und jenen, welde blog das Defonomifum uud die Regie 
des Kriminalgerichtes betreffen, eine Ausſcheidung zu mahen, und ers 
ftere in Form von Noten und Erſuchſchreiben, leztere aber in Form 
von Defreten und Berichten verhandeln zu laifen, Feine Folge gegeben 
werden; weil eines Theild die unter dem 4. Dez. 1818 erfloflene b. 
Entfhl. unbedingt anordnet, daß fi in der Korrefpondenz zwiſchen 
einem Kreisamte und Magiftrate in Zivil- und Sriminaljachen der 
Konten und Erfuhfhreiben zu gebrauchen fei, andern Theils aber, 
weil eine ſolche Ausjheidung fehr jchwierig wäre und nur zu neuen 
Kollifionen Anlag geben fünnte, welhen vorzubeugen für den Dienft 
gerathener fiheint. Obſchon übrigens die Magiftrate in der Eigenſchaft 
ald Zivil- und Kriminalgerichte fiftemmäßig nur‘ dem Obergerichte in 
jeder Provinz untergeordnet find; fo unterliegt es doch feinem Anftande, 
Daß diefelben als Kriminalgerihte, in den das Defonomifum derfelben 
betreffenden Angelegenheiten den Kreisamtern unterflehen, wie dieſes 
auch von dem A. G. anerfannt worden ift. Db aber die diesfalls nö— 
thigen Ausfünfte von Seite der Kreisämter mit Defreten oder mit 
Noten abgefordert werden, erfcheint im Grunde als gleichgiltig, wenn 
nur die Kriminalgerichte willen, daß fie fohuldig find, in Diefen Fallen den 
Kreisämtern Nede und Antwort zu geben. Uebrigens hält man fih auch 
überzeugt, daß das k. k. böhm. U. G. in Fallen, wo ein Magiftrat, als 
Kriminalgericht, e8 an der, dem in allen übrigen Gejhaftszweigen ihm 
vorgejezten Kreisamte, fhuldigen Achtung ermangeln liege, denfelben zur 
Aufrehtbaltung des in jeder Beziehung ſehr wünjhenswerthen Anjehens 
der Kreisämter gegen ihre untergeordneten Magiftrate, zurecht zu weifen, 
und nöthigen Falls zu ahnden willen werde. 


1831. Hfd. v. 31. Dft. 1829 N. 2438, and. n. ö. N. ©. 


Die Beilage enthält jene Vdg., welche die vereinte Hofkanzlei über 
eine Anfrage der o. ö. Regierung hinfichtlich der Form der Korrejpondenz 
zwifchen den landesfürftlihen Pfleggerihten und Kreisämtern in Zivil 
und Kriminaljuftizangelegenbeiten, mit der Weifung am diefelbe erlaffen 
bat, daß die Amtliche Korrefpondenz in allen Zivil- und Kriminaljuftiz- 
angelegenheiten zwifchen den Kreisämtern in Defterreih ob der Enns 
und den fowohl in als außer ihren Kreifen beftebenden lan desfürft: 
lihen Pfleggerihten, mittelft Erfuh- und Antwortfhreiben 
zu gefhehen habe. 

Beilage. Hkzd. v. 27. Dft. 1829, an d. o. ö. Reg. 

Nah Anordnung des Hfd. v. 30. Sept. 1784 N. 342 der J. ©. 


©. »(j. 1827)4, ift für die ämtlihe Korrefpondenz zwifchen den Kreis— 
ämtern und Zuftizbehörden in Juſtizangelegenheiten, im allgemeinen die 
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Form der Erſuch- und Antwortfhreiben vorgezeichnet worden. 
Auf dem Grunde diefer Vorfehrift und einer im I. 1818 in Anfehung 
der Korrefpondenz zwifhen dem Magiftrate und dem Kreidamte zu 
Gräz erlaffenen a. h. Entſchl. ift bereit3 im 9. 1822 N. 1874 der 
J. ©. ©. »(f. 1529), aus Anlaß einzelner Fälle, die fich in andern 
Provinzen ergeben haben, von der Hoffanzlei, im Einverftändniffe mit 
der oberften Zuitizitelle erfannt worden, daß die Magiftrate mit den 
vorgefezten Kreisämtern in allen, die Kriminal-- oder Ziviljuftizpflege 
betreffenden Angelegenheiten, mittelft Noten oder Erjuhjchreiben zu 
forrefpondiren haben. Da nun die DVerhältniffe der Dienitesitellung 
zwifchen den Magiftraten und den vorgejezten Kreisämtern, auch bei den 
landesfürftlihen Pfleggerihten im Lande ob der Enns eintreten, und da 
die Einwendungen, welhe in Abfiht auf die erwähnte Korrejpondenz- 
form bei den landesfürftlihen Pfleggerichten erhoben werden könnten, 
fih auch auf die Magiftrate beziehen laffen, rüffichtlih der leztern aber 
bereits bei, Gelegenheit der oberwähnten Verhandlungen als unftatthaft 
erfannt wurden, wird im Einverftändniffe mit der oberften Zuftizitelle 
bedeutet: daß die ämtlihe Korrefpondenz in allen Zivil» und Kriminal- 
juftigangelegenheiten zwifhen den Kreisamtern und den ſowohl in als 
außer ihren Kreifen befindlichen landesfürftlihen Pfleggerichten, mittelit 
Erfudh- und Antwortfhreiben zu gejchehen hat. 


1832. Hfd. v. 3. Zuli 1830 N. 2471, an d. gal. A. ©. 

Die Beilage enthält jene Vdg., welche die vereinte Hoffanzlei in 
Betreff der Form der Korrefpondenz zwifhen den Kreisämtern und 
Magiftraten in gerichtlihen Angelegenheiten unter dem 25. Juni 1830 
an d. gal. Gub. erlaffen hat. 


Beilage. Hfzd. v. 25. Juni 1830 an d. gal. Gub. 


Nah dem Hfd. v. 30. Sept. 1734 N. 312 der I. ©. ©. 
20. 182 7)< ſoll die Korrejpondenz zwijchen Kreisämtern und Juſtiz— 
bebhörden durh Erſuch- und Antwortfchreiben gejhehen. Diejes Hfo. ift 
nicht nur anftandlos auf die bei den Magiftraten einiger Provinzials 
hauptftädte beitehenden Zivil- und Kriminalfenate, weil diejelben als 
bloße Juſtizbehörden betrahtet wurden, angewendet, jondern es tft aud) 
in einzelmen Fällen, binfihtlih anderer Magiftrate, bei denen feine 
Abteilung in Senate befteht, in Steiermarf und Böhmen, theild mit 
einer a. h. Entſchl. v. a. Dez. 1818, theils im Einvernehmen zwijchen 
der vereinten Hoffanzlei und der oberiten Zuftizitelle entfchieden worden, 
daß die ämtliche Korrefpondenz zwifhen den Kreisämtern und Mas 
giftraten in Zivil- und Kriminalangelegenheiten nicht in der Form 
von Defreten und Berichten , fondern beiderfeit3 durh Noten oder 
Erfuhfhreiben zu gefchehen habe; wie aus dem in der 9. ©. ©. 
unfer WR. 1874 vorfommenden Hfd. v. 28. Mai 1822 >(. 1829)40 
zu entnehmen, wornad ſich alfo auh in Galizien zu benehmen ift. 


1833. Hkzd. v. 9. Juni 1834 N. 2658, an d. gal. Gub. | 


Dem Gub. wird eröffnet, daß man feinen genügenden Grund 
habe, bei Seiner Moajeftät auf Aenderungen in der a. h. angeordneten, 
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durch das Hfd. v. 25. Juni 1830 (. ©. © 8. 2471), dem Gub, 
gegenwärfig gehaltenen Korrefpondenzform zwiſchen den Kreisämtern 
und Magiftraten in Zivil und Kriminalangelegenheiten anzutragen; 
indem einer Seits nicht einleuhtet, wie das Anfehen und die 
Wirffamfeit der Kreisamter leiden fünne, wenn felbe fih in den be- 
merften Angelegenheiten, deren Behandlung ohnehin ganz außer dem 
Bereihe der Kreisämter liegt, um die nöthigen Auskünfte an die Ma— 
giftrate erfuchsweife verwenden; anderer Seits aber die vorliegenden 
Verhandlungen entnehmen laffen, daß die bemerfte Korefpondenzform 
zum Gegenftande wechfelfeitiger Befchwerden der Kreisämter und der 
Magiftrate vorzüglich deswegen geworden find, weil die Kreisamter es 
verfuchten,, fi über diefe Form wegzuſezen, und felbit in gerichtlichen 
Angelegenheiten Aufträge an die Magiftrate zu erlaffen, Diefe Form 
der Kortefpondenz zwifchen den Magiftraten und den Kreisämtern ift 
übrigens auch dann zu beobachten, wenn die Magiftrate als delegirte Ge— 
rihtsbarfeit von Dominien handeln, weil das bezogene Hfd. Feinen 
Unterſchied macht, ob die Magiſtrate in Zivil- und Kriminalangelegen— 
heiten tm eigenen Namen oder als degirte Behörde bei den Kreisäm— 
tern einfchreiten, und, durch die Delegazion die Eigenfhaft der dele— 
girten Behörde nicht geandert wird. 


Zwiſchen Zivil- und Militärbehörden; f. audh 1818 
bi! 1820. 


1834. Hfr. Vdg. v. 27. Jänner 1819 N. 196, an d. gal. Gene- 
ralfommando (Mil. a1). 


Ueber die Anfrage in Betreff der Art der Korrefpondenz mit den 
dem Landesgubernium, dem A, G., oder dem Landrechte untergeord— 
neten minderen Zivil, Polizei oder Kameralbehörden wird Folgendes 
angeprdnet: 

Es ift bereit3 unterm 3. Juli 1799 K. 396, dem damals oftgal. 
Generalfommando, aus Anlaß einer von Geite der. gal. Hof— 
fanzlei dem Hoffriegsrathe gemachten Vorftellung, daß dasjelbe Anftand 
genommen habe, mit dem lemberger Magiftrate duch Noten zu 
forrefpondiren, erinnert worden, daß feit dem unterm 9. Gept. 1785 
ergangenen Patente (die Snftrufzion für den Geſchäftsgang bei den 
4. G., Landrehten, adelihen Zuftizverwaltungen, und ordentlich regu— 
lirten Magiftraten der böh. ö. deutfhen Erblanden enthaltend) das n. 
6. Generalfommando in Gemäßheit des S. 79 mit dem Magis 
ftrate duch Voten, und das Judicium delegatum militare mixtum 
durh Erſuchſchreiben, jedoh mit der Modifikazion Forrefpondirt 
habe, daß die Noten des Magiftrates vom Bürgermeifter und Vize— 
bürgermeifter, jene aber des Generalfommando nicht von den fommanz 
direnden Herrn Generalen, jondern blos von dem Militär » General- 
fommandoreferenten, in deſſen Departement der betreffende Gegenftand 
einichlägt , gefertigt werden. 

Es unterliegt daher feinem Anftande, daß das Generalkommando auch 
dermal noch und in Hinfunft bei feiner mit Magiftraten und Kriminal— 


. 
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gerichten, dann mit allen minderen (der Landesregierung, dem. A. ©. 
oder dem Landrechte untergeordneten) politifhen Kameral-, Polizei: 
oder Zuftizbehörden zu führenden unmittelbaren Dienftforrefpondenz das 
oben angedeutete Benehmen beobachte. 

Ueberdieg fommt es minder auf die Form der Zufchriften, als auf 
eine dem Dienftverhaltniffe angemeffene anftändige Sprache an, deren 
Mangel in den von gedachten Behörden dem Generalfommando jemweil 
zugefommenen Zuſchriften zu vermuthen felbit die Eingangs erwähnte An- 
frage desjelben feinen Grund darbiethet. 

Die Titulatur Hochlöblich in den Zufhriften folder Behörden 
minderen Ranges an das Generalfommando ift übrigens diejenige, welche 
der Rangitüfe, die das Generalfommando einnimmt, entfpriht, und 
das Verhältnig zu demfelben genugfam andeutet, wie denn Se. Maj. 
durh eine a. h. Entſchl. über einen Vortrag der oberften Zuftizitelle 
v. 23. Dezember 1803, eine allhier über die Kourtoifie in den Kommu— 
nifazionen zwifhen dem n. 5. Generalfommando und dem wiener Stadt: 
magiftrate obgewaltete Frage betreffend, ausdrüflich zu enticheiden ge— 
ruht haben, daß nach den Verhältniffen, worin fi) das Generalfom- 
mando als eine Behörde, welche ihren Wirfungsfreis uber das Militär 
in einer ganzen Provinz verbreitet, und mit der n. ö. Regierung in 
gleihem Range ftebt, befindet — der Magiftrat ſich gegen dasſelbe der 
Kourtoifie Hochlöblich zu bedienen habe, 

Sollten indeffen in dieſer Beziehung jemals bei dem General— 
fommando Differenzen fich ereignen, oder bei der Wiedereinführung der 
oben gedachten, bei demjelben, wie aus dem Berichte zu jchliegen ift, 
außer Gebrauch gefommenen Modalität unmittelbar zu beſorgen fein, 
fo ift zu trafen, daß folhe auf dem Fürzeften Wege durch ein freund: 
lihes Einvernehmen, mit Beziehung auf die a. h. Vdgen. und beftätigte 
Obſervanz unmittelbar behoben, und ämtliche Disfuffionen hierüber, wenn 
nur immer möglich), vermieden werden. 


1835: Zirk. v. a. Juni 1819 N, 1489, an alle Gen. Rom. (Mil. 196). 


Es hat von langer Zeit her bei mehreren Generalfommanden ver 
Gebrauch beftanden, dag in den Fällen, wo eine unmittelbare Korre- 
fpondenz derfelben mit einer ihnen im Range nachftehenden Zivilftelle erfor= 
dert wurde, die am eine ſolche Stelle zu erlajlenden Noten nicht von 
dem fommandirenden Generalen , oder von dem diefem ad latus beigege- 
benen Generale, fondern von dem betreffenden Generalfommandprefe- 
renten unterzeichnet wurden. 

In Anfehung diefer Modalität der Korrefpondenz find Anftände und 
Anfragen bervorgefommen, und man iſt mit der k. f. Hoffanzlei diesfalls 
dahin überein gefommen, daß Dort, wo die oben angeführte Obfervanz 
etwa noh in Ausübung befteht, folche .abgeftellt, und alle von einem 
Generalfommando an'mindere, diefem im Range nachftehende Zivilbehörden 
zu erlaffende Noten in Hinfunft von dem Kommandirenden oder des- 
jelben Stellvertreter unterzeichnet werden follen. Uebrigens muß aber 
Die unmittelbare Korrefpondenz mit folhen Unterbehörden, wie es ſich 
zwar von felbft verfteht, nur auf jene Fälle befhränft werden, in welchen 
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der Dienft ſolche nach Beihaffenheit der Umftände nothwendig alfo 
erheifcht ; indem anfonft und in der Regel die Korrefpondenz, felbft der 
Drdnung wegen, und zum Beften des Dienftes, immer an die im Lande 
vorgejezte obere Stelle zu leiten ift. 


1836. Hkzd. v. 11. Dft. 1820 R. 1710, an alle Lſt. 


Aus Anlaß des in Oalizien vorgefommenen Falles, daß die dortige 
Kammerprofuratur in einem Rechtsſtreite des Militärärariums gegen den 
jaroslauer Magiftrat, ihre Berichte und fonftigen Aften dem General- 
fommando im Wege der Lt. zufommen ließ, wodurd der Gang des Pro- 
zeſſes geſtört und verzögert wurde, findet man zu bedeuten: daß die Vorſchrift, 
vermöge welcher die Korrefpondenz der Zivilbehörden mit den ihnen im 
Range vorgehenden Militärbehörden in der Regel an die im Lande vorge— 
fezte obere Behörde zu leiten ift, nicht auch auf die Korrefpondenz der 
Fiskalämter mit den Militärbehörden in jenen Fallen auszudehnen fei, wo 
es fih um Vertretungen des Militärarariumsd, oder um fonftige rein 
militärifche Nechtsgegenftände handelt, in welhen Fällen der Zug der 
Gefchäfte unmittelbar an die Generalfommanden, und in den neu er— 
langten Ländern an die Militär -Oberfommanden zu richten ift. 


Mit den afatholifhen Konfiftorien. 


1837. Vdg. d. n. d. Reg. v. 28. Marz 1828 3. 16235 (P. 165). 


Aus Anlaß einer von den afatholifhen Konfiftorien- erftatteten An— 
zeige, daß von den Behörden Erlaffe in Angelegenheiten, welche beide 
Konfiftorien betreffen, mit der Auffchrift: »an die FE. k. afatholifhen Kon— 
fiftorien,« oder »an die vereinigten Konfiftorien der augsburgifchen‘ und 
helvetifchen KRonfeflion,« jedesmal in einer einzigen Ausfertigung an beide 
zugleich gelangen, wird erinnert, daß die k. k. Konfiftorien der evangeli- 
fhen Gemeinde augsburgifher Konfeffion und der evangeliihen Gemeinde 
helvetifcher Konfeffion, wiewohl unter einem und dem nämlichen Präſes, 
Doch zwei getrennte, in ihrer Amtswirffamfeit und Gefchaftsbehandlung 
ganz abgejonderte Behörden find, daher denn auch folhe Erläfe, melde 
die beiden Konfiftorien angehen, auch jedesmal in doppelter Ausfertigung 
an das Konfiftorium der augsburgifhen, und an jenes der helvetiſchen 
Konfeflion, abgefondert zu erpediren fein werden, wobei es fi übrigens 
von felbft verfteht, daß Verhandlungen, die nur das eine derſelben be= 
treffen, auch nur an dieſes allein, unter der gehörigen Aufjchrift zu ge= 
langen. haben. 


Kgameralgefällenverwaltungen. 


1838. Hfzd. v. 12. Jänner 1833, an die Lt. von Tir. u. Deft. 
ob d. Enns (Pichl 24). 


Man bat wahrgenommen, daß die Kameralgefällenverwaltungen 
über Gegenftände des Targefälles mit den Kollegialgerichten im Wege des 
A. G., und mit den Land» und Pfleggerichten im Wege des Kreisamtes 
forrefpondiren. Da diefe mittelbare Korrefpondenz, welche die Geſchäfte 
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verzögert und auf den adminiftrativen Dienft nur nachtheilig wirfen muß, 
nicht wohl beibehalten werden kann, und da überdies die Kreisämter des 
Einfluffes auf Gegenftände des Targefälles enthoben find, fo werden die 
Kameralgefällenverwaltungen beauftragt, für die Folge in Angelegen- 
beiten des Targefälles mit den Kollegialgerichten unmittelbar mittelft 
Noten, und mir den Land» und Pfleggerichten unmittelbar durh Er fu dh 
fhreiben der Snftrufzion gemäß ämtlic zu verfehren. 


2) Zwifchen untergeordneten Gerichten. 


$. 81. 


Was von den erften Behörden an das Appellazionsgericht, 
oder von dieſem an das Revifionsgericht geht, ift in der Geſtalt 
eines ordentlichen Berichtes abzufaflen, bei welchem von außen die 
Rubrik der Parteien und der furze Inhalt des Gegenftandes zu 
fezen ift; Ddiefe Berichte haben von innen das Präfidium und 
Vizepräfivium, und von außen der Referent zu unterfertigen. Bon 
innen find die bei der Berathichlagung gegenwärtig gewefenen 
Käthe anzumerken. Uebrigens haben die Gerichtitellen von den 
Urtheilen und den Protofollen, welde in dem Reviſionszuge an 
die oberfte Juſtizſtelle einbegleitet werden, Abſchriften zurüf zu 
halten”). 


. 82. 


An untergeordnete Parteien oder Aemter gehen die Expe— 
Dizionen mittelft Befehles, welche das Präfidium oder Vizeprä— 
ſidium und ein Sekretär unterfertigen. 


Solche Befehle heißen aud Defrete; f. 677 u. 762. 


B. Korrefpondenz zwifchen inländifhen und unga— 
rifhen oder fiebenbürgifhen Behörden; f. 1015 u. f. 
und 1226 ı. f. 


C. Rorrefpondenz zwiſchen inlandifhenund ausläns 
difhen Behörden; f. 1208 u. f. 


D. Zwifchen den Gerichten und den Parteien. 


$. 83. 


Beicheide und Rathichläge, fo feine ordentliche Urtheile find, 
werden auf dem Rüken des Erhibitumd von Wort zu Wort, wie 


*) Bejondere Vorſchriften: a) über die Einbegleitungsberichte im Appellazions- 
und Revifionszuge; |. S. 332 —335; b) über die Berichte im Rekurſe; |. ©. 349. 
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Das Formale des Konkluſums lautet, gefchrieben, und allein von 
einem Sekretär unterfertigt; nur ift Dabei dasjenige zu beobad): 
ten, was in dem $. 352 der allgemeinen Gericht8ordnung, wegen 
Aufdrüfung des Amtfiegeld vorgefchrieben ift. 


$. 84. 
Die Urtheile endlich find von dem Präſidium oder Vizeprä⸗ 
ſidium und einem Sefretär zu unterfertigen, und werden in glei: 
cher Form über Snzidenzftreite und über die Hauptfachen, über 
mündliche oder ſchriftliches Verfahren, über ordentlihe Noth: 
durften, oder über unterlaufende Kontumaz geſchöpft. Daher hat 
aller Unterjchied der Benennungen in Abfchieden, Verlaffen, Re: 
Iazionsausfchlägen u. dergl. aufzuhören, fondern tft ſich nur des 
allgemeinen Ausdrufes: Urtheil zu gebrauchen, wobei anſchlie— 
ßiges Formulare zum Mufter zu dienen hat. 


Formulare eines Appellazionsurtheiles. 


Das k. k. .. Appellazionsgericht hat befunden, das in der 
Rechtſache Georg N., Klägers eined, wider den Peter v. N., Be: 
Flagten anderen Theiled, wegen Herftellung Des dem Kläger durd) 
Urtheil vom . . aufgetragenen Beweifes, von dem ,. Landrechte 
unterm .. geſchöpfte Urtheil über die von dem Kläger erariffene 
Appellazion zu beftätigen, oder dahin abzuändern ꝛc. Welches 
dem .. Landrechte zur Verftändigung der Parteien mit Rüfan: 
fchließung der Aften und der Beweggründe des Appellazionsurthei: 
les hiermit erinnert wird, 


Formale eines Urtheiles einer eriten Behörde. 


Bon den . . Landrechten wird in der Nechtfache Georg N., 
Klägers eines, wider Herrn Peter v. N., Beklagten anderen 
Theiles, wegen der von dem Georg N. angeſprochenen 1000 fl. 
über dad unterm ... geſchloſſene mündliche Verfahren, oder über 
die unterm .. . inrotulirten Aften zu Recht erfannt: Herr Peter 
v. N. fei Georgen N. die in der unterm .. überreichten Klage 
angefprochenen 1000 fl. nur dazumal zu bezahlen fchuldig, wenn 
er durch Den in feiner Einrede angebotenen ordentlidyen Beweis 
durch Zeugen nicht zu erweifen vermöchte, Daß er dieſe 1000 fl. 
wirklich bezahlt habe, Zu weldhem Ende ihm den ordentlichen 
Beweis Durd Zeugen vorzunehmen, und aus den in feiner Ein: 
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rede namhaft gemachten Zeugen, mit Hinweglaffung des Wenzel 
R,, den Michael N., Stephan N, und Peter N., und zwar aus 
den eingelegten Weisartifeln, mit Hinweglaffung des 3. und 5. 
Artifelö, über den 1. 2, 4. 6. Artikel aufzuführen bevor ftehe; 
doch liege ihm Herrn Peter v. N. ob, falls fein Theil wider Ge; 
genwärtiges ſich beichwerte, Diefen Beweis vor Verlauf des 18. 
Tages, vom Zage der an ihn geſchehenen Zuftellung des gegen; 
wärtigen Urtheiles an zu rechnen, jo gewiß anzufangen; widrigend 
dieſes Recht des ihm vorbehaltenen Beweifes erlofchen fein foll. 

Zu Ende iſt von den Gerichtsfoften, ob fie von einem Theile 
zu erjezen, oder gegen einander aufzuheben find, Erwähnung zu 
madıen). 


1839. Hfd. v. 17. April 1838 3. 2044, an das n. ö. A. ©, 
(3. aaı). 

Dem. G. wird auf feinen Bericht v. 26. Jäner 1838 hinfichtlich des 
bei den magiftratifhen Gerihtsverwaltungen in den Vorftädten Wiens in 
Betref des Beweifes durch Zeugen zu beobahtenden Verfahrens zur wei- 
tern Verfügung bedeutet: »Seine F. f. Majeſtät haben mittelft a. h. Ent- 
fhliegung v. 3. April 1838 zu genehmigen geruht, daß es fir die magi- 
ſtratiſchen Gerichtsverwaltungen allhier hinfihtlich des Bemweisverfahrens 
und der Form der dießfälligen Erfenntniffe bei der Inſtrukzion derfelben 
v. 5. 1792 und der Darauf gegründeten Hebung fein Verbleiben habe.« 

$. 85. 


Edifte, welche gemäß der Gerichtsordnung ausgefertigt wer: 
den, find 1) Konvofazionsedifte bei einem zu eröffnen bewil- 
ligten Konfurfe, 2) VBorrufungsedifte eines Beklagten, der außer 
den F, f, Erblanden wohnt, oder deflen Aufenthaltsort nicht be: 
Fannt iſt; 3) Feilbietungsedifte. Da die Konvofazions- und 
Vorrufungsedifte immer den nämlihen Inhalt haben, und bei 


- den erfteren ſich nur der Name des Verfchuldeten, bei dem lez— 


teren aber der Name des Vorgerufenen, des Klägers, der Ge 
genftand der Klage, und der Name des aufgeftellten Vertre; 
ters Ändert; fo jollen zur Erjparung der Schreiberei gedrufte 
Formulare nah dem anfchliegigen beigefhafft, und darin nur 
Die nöthigen, jedem vorkommenden einzelnen Falle angemefle; 
nen Ausfüllungen gejchrieben werden. Daher hat aud) der er: 
pedirende Sefretär nur ein folches gedruftes Eremplar vor Die 


*) Diefes Formulare hat Feine Anwendung mehr, weil gegenwärtig auf den 
Beweis durh Zeugen und Kunftverftändige durch Beiurtheil, folglih ohne 
bedingte Entiheidung der Hauptfache, zu erkennen ift; f. die Formulare bei 553. 
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Hand zu nehmen, und mittelft der fonfludirten Einfhaltungen 
die Erpedizion zu entwerfen, Die dann nad) der Ordnung, welche 
den übrigen Expedizionen vorgefchrieben ift, berichtigt wird, 


Formale eines Konvofazionsediftes. 


Von den , . Landrecdhten wird durch gegenwärtiges Edikt 
allen denjenigen, denen daran gelegen, anmit befannt gemadt: 

Es fei von dem Gerichte in Die Eröffnung eined Konfur: 
fes über daß gefammte im Lande N, befindliche bewegliche und 
unbewegliche VBermögen des N. N, gewilligt worden. 

Daher wird jedermann, der an erftgedachten Verfchuldeten 
eine Forderung zu fiellen berechtigt zu fein glaubt, anmit er: 
innert, bi8 den ,. die Anmeldung feiner Forderung in. Öeftalt 
einer fürmlichen Klage wider den Vertreter der „, Konkurs— 
maffe bei diefen .. Landrechten alfogewiß einzureichen, und in 
dieſer nicht nur die Nichtigfeit feiner Forderung, fondern aud) 
dad Recht, Fraft deſſen er in dieſe oder jene Klaffe gefezt zu 
werden verlangte, zu ermweifen; ald widrigend nach Verfließung 
des erft beftimmten Tages niemand mehr angehört werden, und 
Diejenigen, Die ihre Forderung bis dahin nicht angemeldet haben, 
in Rükſicht des gefammten im Lande N. befindlichen Vermö— 
gend des Einganged benannten Berfchuldeten ohne Ausnahme 
auch dann abgewiefen fein follen, wenn ihnen wirflid) ein Kom: 
penfazionsrecht gebührte, oder wenn fie aud ein eigenes Gut 
von der Mafje zu fordern hätten, oder wenn aud) ihre For: 
derung auf ein liegended Gut des Verfchuldeten vorgemerkt 
wäre, daß alfo folche Gläubiger, wenn fie etwa in die Mafle 
fchuldig fein follten, die Schuld. ungehindert des Kompenfazions, 
Eigenthums- oder Pfandrecdhtes, Das ihnen fonft zu ftatten ger 
fommen wäre, abzutragen verhalten werden würden”). 


*) Bei der Anwendung diefes Formulares muß auf die Verſchiedenheit der 
Konfursfälle Rüffiht genommen werden. 

Wird der Konfurs von der Perjonalinftanz des Schuldners verhängt; 
fo muß er in dem Edifte das gejammte bewegliche und das z. B. in Böhs 
men oder Tirol und Vorarlberg gelegene unbemweglihe Vermögen eröffnet 
werden; denn nach der jof. K. D. gehört das ganze bewegliche Vermögen ohne 
Ausnahme zur Perfonalfonfursinftanz, und nad) der gal. ©. O. wenigſtens in 
der Regel. (S. 1429 u. mein Handb. der gal. G. 9.1. ©. 171. $.77 u. |. w.) 

Wird aber der Konfurs blos wegen des In einer anderen Provinz gelege: 
nen unbeweglichen Vermögens des Schuldners von einer beſonderen (geiezlich 
prorogirten) Snftanz, d. h. von jenem Richter verhängt, weldyem der Schuldner 
unterliegen würde, wenn er fi auf feinem unbeweglichen Gute in jener Pro- 


851 


Formale des Vorrufungsediftes eine Beflagten in Folge des S. 391 
der ©erichtsordnung. 


Bon den . . Landredten dem N, N. mittelft gegenwär: 
tigen Edifted zu erinnern: Es habe wider ihn bei diefem Ge: 
richte N. wegen . , . Klage angebradht, und um die gerechte 
richterlihe Hilfe gebeten, 

Das Gericht, dem der Ort feined Aufenthaltes unbefannt, 
und da er vielleidht aus den k. f, Erblanden abweſend ift, hat 
zu feiner Vertretung und auf deſſen Gefahr und Unfoften den 
hierortigen Hof: und Gerichtsadvofaten N. ald Kurator be: 
ftellt, mit welchem die angebrachte Rechtſache nach der für die 
k. k. Erblande *) beftimmten Gerichtsordnung ausgeführt und 
entjchieden werden wird. N. wird deſſen Durch dieſe öffent: 
liche Ausſchrift zu dem Ende erinnert, Damit er allenfalld zu 
rechter Zeit felbft zu erjcheinen, oder inzwijchen dem beftimm: 
ten Vertreter feine NRechtöbehelfe an Handen zu laffen, oder 
ſich auch jelbft einen anderen Sachwalter zu beftellen, und die: 


vinz aufhielte; fo ift dort, wo die jof. K. DO. gilt, blog über das ganze unbe: 
weglihe Vermögen derfelben Provinz, dort aber, wo die gal. ©. D. gilt, über 
das gefammte ın derfelben Provinz befindlihe beweglihe und 
unbeweglidhe Vermögen, mit einziger Ausnahme der Aftivforderungen, der 
Konkurs zu eröffnen (S. a. a. D.). _ 

Am Schluſſe des Ediftes iſt zugleidh eine Tagfazung zur Beftätigung oder 
Wahl des Maffaverwalters und Kreditorenausichufles zu beftimmen (©. 1567). 
Auf dem Lande muß endlich bei diefer Tagfazung vor allem verjucht werden, 
das ganze Liquidirungsgefhäft auszugleichen; daher auch auf dem Lande die fo: 
gleiche Aufitellung des Maffavertreters in dem Konfursedifte nicht zu geichehen 
hat, weil diefer erft dann nothmwendig fein wird, wenn die Ausgleihung nicht 
zu Stande kommt (©. 1455). 

Diefer Beijaz zum obigen Formulare Fann bei den Ediften der Konkurs— 
gerichte der Hauptftädte fo lauten: - 

Zugleich wird eine Tagjazung auf den —, früh um — Uhr bei diefem Ge- 
richte angeordnet, bei welcher die angemeldeten Gläubiger zur Betätigung oder 
Mahl des Maffavermwalters und Kreditorenausihuffes, und zur Beftimmung an: 
„derer das Maſſavermögen betveffender Angelegenheiten zu eriheinen haben, wir . 
drigens die Ausbleibenden den Beſchlüſſen der Mehrheit der Anweſenden als 
beigetreten angejehen werden. 

Für das Fand tft diefer Beifaz auf folgende Art zu verfaflen: 

Zugleich wird eine Tagjazung auf den —, früh um — Uhr bei diefem Ges 
richte angeordnet, bei welcher die angemeldeten Gläubiger zum Verſuche einer 
gütlihen Ausgleihung diefer Konfursfahe zu eriheinen. haben. Sollte diefe 
nicht zu Stande fommen, fo wird fogleich zur Beftätigung oder Wahl des Maf: 
favermalters und Kreditorenausihuffes, und zur Beftimmung anderer das Mafla- 
vermögen betreffender Angelegenheiten gefchritten werden, wobei die Nichterfchie: 
— den Beſchlüſſen der Mehrheit der Anweſenden als beigetreten angeſehen 
werden. £ 

*) Da man fi) des. Ausdrufes: Erbländer nicht mehr bedienen foll (f. oben 
1299); jo wäre zu jagen: nad der bei diefem Gerichte geltenden ©. D. u. f. w. 
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fem Gerichte namhaft zu machen, und überhaupt in die recht; 
lichen ordnungsmäßigen Wege einzufchreiten wiſſen möge, Die 
er zu jeiner VBertheidigung Ddienfam finden würde, widrigens 
er ſich die aus feiner Verabſäumung entftehenden' Soigen ſelbſt 
beizumeſſen haben wird. 

Gegeben x.“. ©, auch 1203. 


$. 86» 


Die Zeitbletungdedifte hingegen, Da fie nebft der ausführ; 
lichen Beichreibung des feilgebotenen Gegenftandes gemäß der 
Gerichtsordnung, nad der fih auf Das genauefte zu achten ift, 
auch mehrere andere Umftände enthalten, müffen bei jedem vor— 
fommenden Falle in ihrem ganzen Umfange von dem Gefre; 
tär entworfen, und nur ſchriftlich, jedoch in der den Edikten 
überhaupt eigenen Form in der Kanzlei expedirt werden, 

©. 338 der & Du f. 


$. 87. 


Die Edifte haben das Prafidium, das Bizepräjidium und 
zwei Näthe zu unterfertigen, Sie find fo oft auszufertigen, 
als fie angefchlagen werden müflen. Hierbei fommt zu beob- 
achten, daß a) die Edifte an drei verfchiedenen öffentlichen Orten 
der Stadt, welche nah Sciflichfeit von der Gerichtftelle zu 
beftinnmen find, angefchlagen; b) von dem ©erichtödiener der 
Tag’der Anfchlagung, und der nach verflofener Frift erfolgten 
Abnahme auf den Ediften eigenhändig angemerft; ec) endlich) 
von dem Gerichtsdiener von Zeit zu Zeit nachgejehen werde, 
ob nicht etwa die Edifte abgeriffen worden; in weldhem Falle 
fogleicd) Die Anzeige bei der Stelle zu maden ift, Damit eine 
nocdymalige Anſchlagung Des erpedirten Ediftes geſchehe; d) jedes 
Edift muß auch zu Drei verfchiedenen Malen in Die öffentlichen 
Zeitungsblätter eingerüft werden. 


Zu a): Anfchlagung. 


18490. Hfd. v. 18. Mai 1790 N. 23, an d. gal. A. ©. 


k) Die Verkündigung der öffentlihen Konfurfe ift allerdings, fo wie 
jene der übrigen Ediktalzitagionen einzuleiten, und fomit zugleich ein Exem— 


*) Ueberhaupt ift zu bemerfen, daß der veraltete Stil diefer Ey zu 
verbeflern ift. 


plar von Konfursediftalien auch auf dem Hauptgute des Kridatars in der 
daſelbſt befindlichen herrſchaftlichen Wohnung anzuſchlagen. 


Zu d): Kundmachung durch Die Zeitung. 


/ 1841. By v. 29, Dez. 1835 3. 34007, an alle Lſt. (Pichl 357). 
Hfr. Zir. v. 17. Febr. ‘1836 F. 139 (Mil; 18). N 


Se. f. k. Majeftät haben in Betreff der Einrükung gerihtliher Edifte 
in die Zeitungen, mit a. bh. Entichl. vom 1. Dez. 1835 anzuordıren geruhet: 

Gerichtlihe Edikte, welche nach den Gefezen Durch die Zeitungen Fund 
zu machen find, follen in diejelben drei Mal eingejchaltet werden. Diefe 
dDreimalige Einfhaltung it bei alen Ediften ohne Ausnahme hinreichend. 
Es bleibt zugleich dem Ermeffen des Richters überlaffen, zu beftimmen, ob 
das Edift in drei unmittelbar auf einander folgende Zeitungsblätter ein- 
gerüft, oder nach angemefjenen Furzen Zwifchenräumen neuerlich darin ab» 
gedruft werden foll. Alle altern, für einzelne Provinzen erlaffenen under 
allgemein Fundgemachten Gefeze über die Kundmahung der Edifte duch 
die Zeitungen werden, in fo fern fie der gegenwärtigen Verordnung wider- 
fprechen, aufgehoben, 


Preußifhe Staatszeitung: 
1842. Hfd. v. 19, Mai 1829 N. 2403, an alle A. ©. 


Die Redafzion der königl. preußiſchen Staatszeitung iſt ermächtigt 
worden, in den allgemeinen. Anzeiger für die königl. preußifhen Staaten, 
welcher feit dem 1. Jänner 1829, al8 Anhang jener Zeitung in Berlin 
wöchentlich erfheint, alle Nachrichten, Iorladungen, und Edifte, um deren 
Befanntmahung im Königreihe Preußen, fie von auswärtigen Behörden 
erfucht wird, gegen die üblichen SInferzionsgebühren. aufzunehmen. Diefe 
von der fönigl. preufifhen Regierung getroffene Verfügung wir dem A. ©. 
zur Wiſſenſchaft und Mittheilung, an die ihm —— landesfürft- 
lichen Gerihte und Magiftrate der Hauptitädte mit der Bemerkung be— 
fannt gemacht: daß die Gerichtsbehörden, welche fih wegen der Einrüfung 
eines Ediftes in den Anzeiger für Die preußifhen Staaten, an die Nedaf- 
sion der preußifchen Staatszeitung wenden, derfelben zugleih die Vergü— 
tung der Druffoften anzubieten haben werden. 


e):; Aufbewahrung in der Regiftratur. 


1843. Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, an d. in. oft. A. ©. 


c) Die Drginalien der nad) verftrichener Frift abgenommenen Edifte 


müffen in der Regiftratur aufbewahrt werden. 
*X 
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Außer den in den obigen SS. ange Ediften 
find noch insbefondere nadı der G.D. die Ame ——— 
edikte zu erlaſſen. 


J. Amortiſirung der Privaturkunden: 


f 1844. 5. 1128 des a. b. G. B. , 


Sft der Schuldfchein, welcher zurüf gegeben werden foll, in Verluft 
gerathen; jo ift der Zahlende berechtigt, Sicherſtellung zu fordern, oder 
den Betrag gerichtlich zu hinterlegen. und zu verlangen, daß der Gläubi- 
ger die Tödtung des Schuldfheines der ©. D. gemäß bewirke *). 


/ 1845- Eandtafelp. für Böh. u. Mähr. v. 22. April 1794 R. 171. 


$. 27. Wenn es fih um die Ertabulirung eines landtaflih vorge— 
merften Rechtes handelt; jo ift folche vermittelt eines befondern Anbrin- 
gens bei dem Landrehte anzujuhen, und dieſem Geſuche find nicht nur 
die Quittungen, oder bei einem in Gemäßheit der folgenden SS. 32 u. 33 
Darüber entftandenen Streite das rechtsfräftige Urtheil, jondern auch alle 
Diejenigen Urfunden, die auf diefe getilgte Poſt den eigentlihen Bezug 
haben, als da find: Schulöbriefe, Zeflionen u. f. w. beizulegen. Die 
Quittung oder das Urtheil wird jammt dem Begleitungsanbringen und 
denjenigen Urfunden, die fih auf dieſe Quittung beziehen und etwa nicht 
fhon eingetragen find, indie Duaterne ingeoffirt, und die Ertabulirung 
bei der Poſt, welche der Fall trifft, in dem Hauptbuche vorgemerft; da⸗ 
gegen aber werden die übrigen Urfunden entweder durchgeſchnitten oder 
auf ſolche Art getilgt, daß davon künftighin kein Gebrauch gemacht werden 
kann; doch beſchränkt ſich die Verbindlichkeit der Zurükſtellung nur auf 
jene landtafelmäßige Urkunden, die nad Kdg. diefes landtäfl. Patentes 
ausgefertigt werden. Sollten dieſe Urkunden in Verluſt ge— 
rathen, ſo müſſen ſie vor der Extabulirung gerichtlich 
amortiſirt werden. 


Verfahren: 


/ 1846. 5. 201 der gal. ©, O. 


Hat Jemand eine Urfunde verloren, ſo ift er berechtigt, mit ge- 
nauer Befchreibung derfelben vor Gericht zu verlangen, daß dem Inha— 
ber diefe Urfunde aufgetragen werde, jolhe jo gewiß anzuzeigen, jonft 
würde diefe Urfunde als unwirkſam erflärt werden. 


1847. Hfd. v. 20. Nov. 1818 N. 1518, an das nö. A. ©. über 
deſſen Anfrage. 


Das’ Geſuch um Die Ausfertigung des Amortifazionsediftes über 


*) Nach dem Schluffe diejes $. foll die Amortifirung »der ©. D. gemäß« 
bewirft werden. Dadurch haben die SS. 201 — 203 der gal. G. O., welche von 
dem Verfahren bei der ER. verlorner Urfunden handeln, au in jenen 
Provinzen, in welchen die joſ. G. D., weldye hierüber nichts beftimmt, gilt, feit 
der Kundmachung des a. b. G. B. verbindliche Kraft erhalten, en fie auch in 
diefes Handbuch aufgenommen worden find; 2646 — 1850 


1944 — 1851. 855 


eine Privaturfunde hat der Bittfteller, ohne Rüffiht auf den Gericht: 
ftand desjenigen, gegen den diefe Urfunde zum Beweife dienen fol, bei 
feinem eigenen ordentlihen Richter anzubringen. 


1848. Statuten der Afziengefellfhaft der 8. F. Nordbahn. beftät. 
durh a. h. Entihl. v. 25. Okt. 1836. 


$. 21. Sn Berluft serofhen Afzien, Interimsafzienfcheine oder Kou— 
pons müffen bei dem k. & n. ö. Merfantil- und Wechjelgerihte auf ge- 
fezlihe Art amortifirt werden. Der Verbot während der Amortifazions- 
friſt auf in Verluſt gerathene Akzien, Interimsakzienſcheine oder Kupons 
findet aber nur dann ſtatt, wenn die Urkunde wich au porteur lautet. 


/1S49. s. 202 der gal. ©. 2. 


Ueber diefes Gefuh hat der Richter denjenigen, der für die Ver⸗ 
bindlichkeit der Urkunde zu haften hat, zu vernehmen, und wenn er da— 
wider keine gegründeten Bedenken anzugeben vermag, ſo hat der Rich⸗ 
ter diejenigen, welche dieſe Urkunde in Händen haben dürften, auf eine 
Friſt von Einem Jahre vorzuladen, und ihnen aufzutragen, daß fie ſolche 
binnen dieſer Friſt ſo gewiß vorbringen ſollen, ſonſt ſoll ſie für nichtig 
gehalten, und der Ausſteller darauf ihnen Rede und Antwort zu geben 
nicht mehr verbunden fein. 


/ 1850. $. 203 der gal. ©. O. 


Dieſe Vorladung ift, wie jede andere üffentlihe Vorladung, Fund 


zu machen, und nach fruchtlos SEHFIRFUSE Friſt ift die Urfunde für nich» 
tig zu erflären. 


I. Amortifirung der Staatspapiere: 
— a) der auf den Heberbringer lautenden: 


1851. Pat. v. 28. März 1803 N. 599. 


Um die Anftande zu heben, welche fih wegen Amortifirung folcher 
Staatöpapiere ergeben fünnen, die .auf den Ueberbringer lauten, wollen 
Wir zur Richtſchnur der Gerihtsbehörden und Nachachtung der Parteien 
folgende Vorſchriften feitjezen: 

1) Ueber alle inländifche Staatspapiere, welhe nicht auf einen be— 
ftimmten Namen ausgeftellt find, fondern nur auf den Heberbringer 
mit einer beitimmten Zahlungsfrift lauten (worunter vorzüglid die Looſe 
der Bergmwerfsproduften = Verſchleißdirekzions ⸗Lotterie, und ein großer 
Theil der Obligazionen der wiener Stadtbanfolotterie, nebſt den dies— 
fälligen Sntereflenfoupons gehören), follen bei den vffentlihen Staats— 
kaſſen feine die Zahlung zur Verfallszeit hemmende Amprtifazionen, oder 
gerichtliche Verbote Wirfung haben, * es die Eigenſchaft dieſer Staats— 
papiere mit ſich bringt, daß jeder Ueberbringer derſelben als der wahre 
Eigenthümer angeſehen werde. 

2) Damit jedoh in Fällen, wo ein folhes Staatöpapier durch ir- 
gend einen Zufall bei der DVerfalldzeit nicht dargebracht werden fünnte, 
dem Eigenthümer ein Mittel verbleibe, zu der ihm. gebührenden Zah: 
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lung zu gelangen; fo erlauben Wir in diefer Hinfiht: daß über folche 
auf den Meberbringer lautende üffentlihe Staatspapiere noch ferner 
Amprtifagionsedifte, jedoch nur dergeftalt ausgefertigt werden, daß die 
gefezlihe Amortifagion erit nah ı Jahre, 6 Wochen und 3 Tagen, von 
dem wirklihen Zahlungstage der Obligazion, des Loofes, oder des Kou— 
pons an, oder, wenn diefe Ediftsausfertigung erft nach ſolchem Zahlungs- 


tage angefucht worden wäre, von dem Tage Diefer Ausfertigung an ges. 


rechnet, ihre Wirfung haben fünne. Wo hingegen 
3) nach dem in dem erften Abfaze enthaltenen Grundfaze, des aus— 


gefertigten Amortifazionsediftes ungeachtet, folche für verloren geachtete 


Staatspapiere, wenn diefelben vor Ausgang der im zweiten Abfaze be— 
ſtimmten Frift beigebraht werden follten, bei den Kaffen an den Ueber⸗ 
bringer unaufgehalten werden ausgezahlt werden. 

4) Die Ausfertigung eines folchen Amortifagionsediftes it von nun 
an bei feiner andern Gerichtsbehörde als den n. 8. Landrechten anzu> 
fuchen, welchen allein die diesfällige Ausfertigung umd nad Verlauf der 
gefezlihen Frift das Amprtifazionserfenntnig eingeräumt wird. Und fol 
len die bereits fund gehlakhten, von andern Gerichtsbehörden ansgefer- 
tigten Amortifazionsedifte, oder die fhon ergangenen Amortifazionserfennt- 
niffe nur in fo fern Kraft haben, daß Die darin angefündete Amorti— 
firungsfrift erjt nad) Dem in dem gegenwärtigen Pat. beftimmten Zeit— 
raume von 1 Sabre, 6 Wochen und 3 Tagen nad Dem eingetretenen 
Zehlungstage der Urkunde ihre Wirkung erreichen könne. 

5) Da die bei der erſten, nun geendigten Ziehung der Bergwerks— 
produkten-Verſchleißdirekzions Lotterie herausgekommenen 7000 Ge— 
winnſte v. 24. Mai I... an, bei der dortigen Hauptkaſſe in K. M. er- 
hoben werden fünnen; fo befehlen Wir zugleich, dag Die Gewinnftbeträge 
Diefer Ziehung vom 24. Mai an, und fo au Fünftig nach jeder Ziehung 
von dem Tage ihres Schluffes binnen 1 Sabre, 6 Wochen und 3 Tagen 
um fo gewiffer erhoben werden follen, als nach Verlauf Diefer hiermit 


beftimmten Friſt alle berausgefsmmene, bis dahin unbehoben gebliebene 


Gewinnftlofe für erloſchen erflärt, und nur doch Diejenigen nachträglich 

bezahlt werden, über weldhe binnen dieſer Frift Amortifagionsedifte bei 

dem n. ö. Landrechte angefucht und nach Verlauf des Ediftalterming ſo— 

gleich die wirflihen Amortifazionsurfunden beigebracht werden. 
2852. Pat. v. 26. April 1803 (G. 159). 


In unjerem den 12. April v. J. erlaffenen Patente haben wir die 


Zeitfrift allgemein befannt gemacht, binnen welcher die Zurüfzahlungen | 
aller duch Uns und unfere Vorfahren in verfchiedenen fremden Staa— | 


ten gemachten Anlehen auf gleichförmige Art werden geleitet werden. 


Da nunmehr zufolge des von Uns feftgefezten Siſtems die allgemeine | 
im erwähnten Pat. vorläufig bereits angefündigte Ummwechslung der Parz | 
zialobligagionen von diefem Anlehen vorgenommen werden muß; jo haben‘ 


Wir unferer Hoffammer, Kommerz: und Finanzbofftelle aufgetragen, Uns 
neue Schuldverſchreibungen zur Ausfertigung vorzulegen, die zu denſel— 
ben gehörigen wiener Stadtbanko-Hipothekarobligazionen ausftellen zu 
laſſen, und beide denjenigen Wechſelhäuſern, welchen die Beſorgung die— 
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fer Anlehen anvertraut ift, gegen Einziehung der alten zuzufertigen, 
durch welche fodann dieſe Urkunden bei ihrem Stadtmagiftrate hinter: 
legt umd hierauf die Ummwechslung der Parzialobligazienen ungeſäumt 
vorgenommen werden wird. Wobei Wir folgende Ordnung feitzufezen 
befunden haben: — 

1) Die Umwechslung wird binnen der Friſt von 6 Monaten von 
dem Tage an, welcher durch jedes der Wechſelhäuſer, wo die Anlehen 
gemacht worden, öffentlich bekannt gemacht werden wird, zu vollenden 
fein. Daher haben ſämmtliche Inhaber ſolcher Parzialobligazionen die— 
ſelben vor Verlauf dieſer 6monatlichen Friſt zur Umwechslung zu bringen 
oder einzuſenden; widrigen Falles denjenigen, ſo dieſe Zeit verſtreichen 
laſſen, die Intereſſen von dem Tage der verabſäumten Friſt an nicht 
mehr laufen, und nur erſt wieder von dem Tage an flüſſig werden ge— 
macht werden, an welchem ſie ihre Parzialobligazionen zur Umwechslung 
nachtragen. 

2) Damit jeder neu ausgeſtellten Parzialobligazion auch die dazu 
gehörigen Intereſſenkouponsbögen neu ausgefertigt werden müſſen, fo 
ſind nebſt den alten Parzialobligazionen auch zugleich alle dazu gehöri— 
gen, noch nicht verfallenen Intereſſenkoupons zurük zu ſtellen, indem 
ſelbſt zur Sicherſtellung des Publikums nicht zugegeben werden kann, 
daß die durch die Ausfertigung der neuen ungiltig gewordenen alten Kou— 
pons noch im Umlaufe verbleiben. 

3) Bet Umwechslung der Parzialobligazionen werden den Inhabern 
Derfelben zugleich die bis auf das Jahr 1809 reihenden Zinsfoupnns 
hinaus gegeben. Nach DBerlauf gedachten Jahres werden für die bis 
dahin noch nicht zurüf gezahlten Parzialohligazgionen, und gegen derſel— 
ben Vorzeigung die weiters bis auf das Jahr 1817 hinaus reichenden, 
und auf gleihe Art ferner die bis zum Jahre 1825 a namlich diefe 
Anlehen fammtlich getilgt fein werden) ſich erftrefenden verabfolgt werden. 

4) Die neuen Parzialobligazionen lauten wie die alten, ebenfalls 
auf den Ueberbringer, und werden diefelben Durch eigene von Uns dazu 
ernannte Beamte protofollirt, und mit der Unterfchrift derfelben unter 
Beidrüfung unjeres F. f. Inſiegels verjehen werden. 

5) Die Kapitalszurüfzahlungen werden pünftlich auf die in unferem 
Eingangs gedachten Patente angefündigte Art befolgt und durch ordent- 
lihe Verlooſungen beftimmt werden. Sn fo fern nun bei den durch das 
Loos zur Zurüfzahlung beftimmten Parzialobligagionen noch nicht verfal— 
lene Zinſenkoupons befindlich fein werden, find auch diefe mit den Obli— 
gazionen zugleich zurüf zu ftellen, widrigens der Betrag folder Zins- 
foupons, die zu einer der zur Zurüfzahlung fehon geeigneten Obligazio- 
nen gehörig, aber nicht zurüf geftellt worden find, vom der Kapitals⸗ 
ſumme der Obligazion zurük gehalten werden wird. 

6) Schlieglich erflären Wir hiermit, um alle Umftände zu beheben, - 
Die fih in Anſehung verlorner oder entwendeter, auf den Ueberbringer 
Iautender Obligazionen und Koupons von den obenannten Anlehen be- 
reits ergeben haben und noch ergeben dürften, daß Feine die Zahlung 
zur Verfallszeit hemmende Amortiſazion oder gerichtlihes Verbot 
Wirkung haben, und daher auch auf folhe nicht angenommen werden 
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darf, da es die Eigenfchaft diefer Papiere mit fih bringt, daß der Ueber— 
bringer derfelben als der wirflihe Eigenthümer anerfannt werde. Das 
mit aber in Fällen, wo eine folhe Obligazion oder ein Koupon durch 
irgend einen Zufall bei der Verfallgzeit nicht dargebracht werden fünnte, 
den Eigenthümern ein Mittel verbleibe, zur Zahlung zu gelangen, wollen 
Wir geftatten, daß die Wechfelhäufer, bei denen die Anlehen aufgenom— 
men worden, auf die bei den Magiftraten und Gerichtsbehörden ihres 
Wohnortes über folhe Papiere erwirften Amortifazionsedifte und Erfennt- 
niffe Rüfficht nehmen mögen; jedoch darf über folhe Edifte und Erfennt- 
nie, in Gleichheit des für inländifche Staatspapiere unterm 28. März 
d. 5. erlaffenen Patentes die Zahlung an den, der fie erwirft, nur nach dem 
Verlaufe von 1 Fahre, 6 Wochen und 3 Tagen, und zwar nur dann ge= 
leiftet werden, wenn das für verloren geachtete Papier in der Zwiſchen— 
zeit nicht von jemanden andern dargebracht worden tft; als in welchem 
Falle Das ausgefertigte Edift und das geſchöpfte Erfenntnig ohne Wir- 
fung fein und dem Ueberbringer die Bezahlung nicht aufgehalten wer- 
den foll. 


1853: Pat. v. 15. Aug. 1817 N. 1361. - 


Um in Anfehbung jener auf Ueberbringer lautenden Staats 
obligazgionen, welche entweder Feine Termine der Kapitalsrüfzahlung 
haben, oder deren Zahlungstermine auf unbeftimmte Zeit verfchoben 
worden find, (welcher leztere Fall insbefondere auch bei den im Aus— 
lande unter Vermittlung dortiger Wechfelhäufer aufgenommenen k. f, 
Anlehen eingetreten ift), diejenigen Anſtände fo viel ala möglich zu bes 
ben, welche fi gegen die Wirffamkeit der in Gemäßheit unferer Pat. 
v. 28. März und 26. April 1803 ausgefertigten Amprtifazionsedifte 
ergeben, verordnen Wir Folgendes: 

$. 1. Die gefezlihe Wirkung der Amortifagionsedikte frit in den er— 
wähnten Fällen erit nad 3 Sahren von dem Tage ein, an weldhem der 
lezte der auf die Obligazion hinaus gegebenen Sntereffenfoupons zur Zah— 
lung fällig wird, und fomit die Hinausgabe neuer Koupons ftatt zu fin- 
den hat, oder wenn die Ediftsausfertigung erft nach diefem DVerfalldtage 
angefucht, und die Obligazion zur Erhebung neuer Koupous noch nicht 
zur Kaffe gebracht worden wäre, nad 3 Jahren vom Tage diefer Ausfer- 
tigung an, 

$. 2. Erft nah Verlauf diefer Friit und hiernach erfolgtem Amorti- 
fazionserfenntniffe hat die Ausfertigung einer neuen Obligazion fammt den 
Sintereffenfoupons, welche fih an die zulezt verfallenen reihen, Plaz zu 
greifen. Vor Ausgang des im 1. $. beftimmten Zeitraumes ift jeder 
Ueberbringer der Obligazion als der Eigenthümer anzufehen und zu be— 
handeln. 

$. 3. Die Ausfertigung: der Amortifazionsedifte über Obligazionen 
des mit Pat. v. 29. Marz 1815 eröffneten Anlehens zu fünfzig Millionen 
Gulden, und über die mit den Bat. v. 1. Juni u. 29. Dft. 1816 neu freir- 
ten Staatsohligazionsfategorien, aud das Diesfallige Amortiſazions— 
erfenntniß nach Verlauf der gefezlihen Frift wird ausfchliegend den n. ö. 
Landrechten eingeraumt. 
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. -$. 4, In Betreff der über Einlagen zu Staatsanlehen ausgefertigten, 
auf Ueberbringer lautenden Interimsfcheine geftatten Wir gleich- 
falls die Ausfertigung der Amortifazionsedifte, und zwar in der Ark, dag 
die gejezlihe Amortiſazion erſt nah ı Jahre, 6 Wochen und 3 Tagen von 
dem Tage an, wo der heftimmte Zeitpunkt zur Umwehslung der Interims— 
jheine gegen Obligazionen anfüngt, oder, wenn diefer fchon vorüber ift, 
vom Tage der Ausfertigung des Ediftes an gerechnet, ihre Wirfung haben 
fonne. Doc hat, des ausgefertigten Amprtifaziongediftes ungeachtet, 
wenn der für verloren geachtete Interimsfchein vor Ausgang der Amorti— 
fazionsfrift beigebracht werden follte, bei den Kaſſen die Verabfolgung der 
Dbligazion an den Ueberbringer gegen Zurüfftellung des Interimſcheines 
unaufgehalten zu geſchehen. 

$. 5. Sn Anſehung der Amertiſirung der Intereſſenkoupons, fo 
wie in allen übrigen bier nicht ausgedrüften Fällen, bat es bei den 
Dot, v. 28. März und 26. April 1803 fein unabanderliches Verbleiben. 


b) Zinfentalong. 


1854. Hfd ». 31. Jän. 1824 N. 1984, an alle X. ©. 


Die Anlage enthält-den von der allg. Hoffammer verfaßten Kund- 
machungsentwurf rüffichtlich Der Hinausgabe der Zinfentalong zu den Ban— 
folotto-Anleihensobligazionen des Jahres 1797, und Fünftig zu allen übri- 
gen, von der Umniverjalftantsfchuldenfaffe ausgefertigten und. mit Zinfen= 
foupons verjehenen Obligazionen, binfichtlich ihrer Wirfung und der Ver— 
baltungsmaßregeln bei Amortifirung derfelben. 


Beilage. Da die zu den Obligazionen des wiener Stadtbanfolotto- 
Anlehend vom Sahre 1797 ausgegebenen Zinfenfoupons zu Ende gegan— 
gen find; ſo wird in Folge Hfd. v. 7. Jän. 1824 zur öffentlihen Kennt— 
niß gebracht, daß die ka k. Staats- und Banfofchuldenfaffe bereit3_den 
Auftrag erhalten hat, gegen Beibringung der Driginalobligazionen halb- 
jährige, von den Dberbeamten der erwähnten Kaffe mittelft einer Stam— 
piglie- unterfertigte Sntereffenfoupons auf weitere zehn Jahre auszufolgen, 
von welchen der lezte Koupon am 31. Dez 1833 zur Zahlung verfallen 
fein wird, 

Um aber die Befizer folcher Obligazionen für die Zufunft der Ver— 
pflihtung zu eniheben, die Driginalobligagionen einzufenden, und den für 
fie entitehenden Koftenaufwand zu vermindern, ift die Einleitung getroffen 
worden, daß bei der gegenwärtigen HDinausgabe der Intereſſenkoupons 
gleichzeitig ein Zinſentalon, oder eine Anweiſung auf die in der Folge 
abermals neu auszuſtellenden Zinſenkoupons erfolgt wird. 

Bei allen jenen Obligazionen, welchen Zinſenkoupons ſammt dieſem 
Talon einmal beigegeben worden ſind, werden die künftig wieder auszu— 
ſtellenden Intereſſenkoupons nicht mehr gegen Vorweiſung der Obligazio— 
nen, ſondern einzig und allein gegen Beibringung dieſer erwähnten An— 
weiſung erfolgt werden. . 

Mit derjelben Wirfung wird diefe nun in Anfehung der Bankolotto— 
Anlehensobligazionen und der Hinausgabe ihrer Koupons getroffene Ein— 
— auch bei allen übrigen von der k. k. Univerfals, Staats- und Banko— 
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ſchuldenkaſſe ausgefertigten und mit Intereſſenkoupons verſehenen Obli— 
gazionen ſtatt finden, ſobald es künftig nöthig werden wird, hierfür neue 
Sntereffenfoupons zu erfolgen; wo dann zugleich mit den erfolgten In— 
tereffenfoupons auch immer eine Anweifung auf die in der Folge wieder 
auszuftellenden Zinfenfoupons ausgegeben werden wird, 

Sn Anfehung der Amortiſazion diefer Zinfentalong, oder Ans 
weifungen auf neu auszuftellende Zinjenfoupons, tft im Einverftändniffe 
mit der oberſten Zuftizitelle und der Hofkommiſſion in Zuftiggefezfachen 
feftgefezt worden, daß die Amortijazion ausjchliegend nur bei dem n. ö. 
Landrechte angefucht werden Ffanıt. Die Amortifazionsfrift wird für den 
Fall, daß der Amprtifazionswerber die Driginalobligazion felbft befizt und 
dem Gerichte vorzeigt, oder die Einwilligung des Beſizers derfelben in die 
Amortiſazion des Talons gehörig nachweiſt, auf ı Jahr, 6 Wochen und 
3 Tage, außer diefem Falle aber auf 3 Jahre beftimmt; beides von dem 
Berfallstage des lezten, mit dem in Verluſt gerathenen Talon zugleich) 
ausgegebenen Koupon gerechnet. Sollte jedoch die Amortiſazion erft nad) 
dem Verfalldtage des lezten Koupons angefucht werden, und der Talon 
zur Erlangung neuer Koupons noch nicht zur Kaffe gebracht worden fein; 
ſo lauft die Amortifazionsfrift, nach den eben erwähnten Unterfheidungen, 
von dem Tage der Ediftausfertigung gerechnet. 

Sn allen übrigen Punkten find auch bei der Amprtifirung der Talons 
die Vorfhriften der h. Pat. vom 28. März 1803 N. 599 u. 15. Aug. 1817 Ä 
N. 1361 der J. ©. ©. zu befolgen. 


ec) Amortifirung der auf beffimmte Namen lautenden 
Staatspapiere. 


71855. Pat. v. 23. Juli 1819 N. 1582. 


Durch unfere Pat. v. 28. März u. 26. April 1803, Dann v. 15. 
Aug. 1817 haben Wir die Beftimmungen vorgezeichnet, welche bei Amor— 
Hfirung folder Staatsohligazionen, die auf Ueberbringer lauten, oder 
der Dazu gehörigen Sntereilenfoupons, zn beobachten find, 

Um nunmehr auch in Anfehung aller derjenigen Gattungen von öffent— 
lichen Kreditspapieren, die auf beftimmte Namen lauten, ein gleich- 
artiged, Dem Intereſſe des Stantsfredites und den Parteien entjprechen- 
des Verfahren feftzujezen, verordnen Wir: 

1. Die Amortifagionserfenntniffe über die von den Ständen der 
Provinzen oder von Provinzialbehörden ausgefertigten, auf befonderen 
Provinzen oder Provinzialtheilen haftenden Obligazionen, wenn folche 
auf beftimmte Namen lauten, ftehen, ohne Unterfchied ihrer Eigenfchaft 
als Aerarial- oder Domeftifalobligazionen, dem Landrechte jener Provinz 
zu, wo folhe Obligazionen ausgefertigt wurden und verzinfet werden, 
oder in deflen Ermanglung dem in dem Dauptorte der Provinz befind- 
lihen landesfürftlihen Gerichte erfter Inftanz. 

2. In Gemäßheit der vorftehenden Beſtimmung ſind insbefondere 
die Amortifagionsverhandlungen über die Oberfammeramtsobligagionen 
der Stadt Wien bei dem n. ö. Landrechte zu pflegen. 
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3. In Anfehung aller übrigen auf beftimmte Namen lautenden 
Gattungen von Staatsobligazionen, als: der Banko-, Hofkammer-, 
auswärtigen Anlehensobligazionen u. f. w., find die Amortiſirungsbe— 
werbungen ausjhließend bei dem n. ö. Landrechte zu verhandeln *). 


d) Snsbefondere der falzburgifhen Landſchafts obli— 
gazionen. 


1856. Ihfd. v. 9. März 1832, an d. n. ö. A. ©. (©. 90.) 

Das ff. A. ©. hat das Stadt- und Landreht zu Salzburg anzu— 
weijen, von jedem Beſcheide, wodurd eine jalzburgifche Landſchaftsobli— 
gazion für amortifirt erklärt wird, der falzburgifhen Staatsjhulden- 
tilgungsfaffe von Amtswegen ein Duplifat zuftellen zu laffen, und zus 
gleich Die erfolgte Amortifazion der ka f. ob der ennſiſchen Landesregie- 
rung durch Note befannt zu maden. In Rüffiht der Taren und Stem- 
pel jeien die allg. Vorfihriften zur Anwendung zu bringen, von welchen 
auch bei den falzburgiihen Obligazionen Feine Ausnahme jtatt finden 
könne **), 


1857. Befanntmahung des F. f. linzer Landespräſ. v. 22. Juli 
1837 3. 475 (kdg. in Böh. mit Gub. Praf. Def. v. 24. Nov. 

1837. 9. 514). ' 
Da die alten Schuldverfhreibungen von den verfhiedenen Abthei- 





*) Durch diefe Beftimmung find folgende, allgemein lautende frühere Vdgen. 
theils beichränft, theils erläutert worden: 
Hfd. v. 30. April 1804 W. 665, an das böh. Gub. 

Die zu veranlaffenden gerichtlihen Amortifivungen der in Verluſt gerathe- 
nen Staats und böhmifch=ftändiihen Obligazionen, dann der Lieferungsquit: 
tungen, find in Zufunft nicht, wie bisher, bei der Landesftelle, fondern von nun 
an bei dem k. Landrechte unmittelbar anzufuchen, von welchem ſodann die nö— 
thige Kundmachung der diesfälligen Amortifirungsedifte eingeleitet werden wird. 
Welches mit dem Beifaze befannt gemacht wird, daß die Parteien, welche das 
Amortifazionsedift bewirkt, nad Erlöihung der Ediftalfrift, die Amortifirungs- 
erflätung und Grtheilung der gerichtlichen Amortifirungsurfunde wieder bei dem 
f. Landrechte, die Austellung des Dupfifates der proflamirten Obligazion oder 
Lieferungsquittung aber fonach, mit Beilegung der erhaltenen gerichtlihen Amor: 
tifirungsurfunde, bei der Zandesftelle in Böhmen anzufuchen haben werden. 

Hfd. v. 29. Aug. 1818 N. 1489, an d. in. ö. A. ©. 

Ce. Maj. haben die Amortifirung der kraineriſch-ſtändiſchen Aerarial- und 
Domeftifalobligazionen ausſchließend dem Stadt und Landrechte zu Laibach zu— 
zuweiſen geruht. 

**5) Hfd. v. 20. Zuni 1820 N. 1668, and. n. d. A. ©. 

Ueber Anfrage, betreffend die Schöpfung der Amortifaziongerfenntniffe über 
das ſchon vor Befanntmahung des. Pat. v. 23. Juli 1819 bei dem jalzburger 
Stadt: und Landrechte eingeleitete Verfahren, wird bedeutet: daß das Land— 
vecht in Betreff derjenigen Fondspapiere, deren Amortifirung nach dem Pat. 
v. 23. Juli 1819 nicht mehr bei demfelben angefuht und von ihm nicht mehr 
eingeleitet werden Fann, das Amortifazionserfenntnig in jenen einzelnen Fällen 
fhöpfen könne, wo das Amortifazionsverfahren bei dem Landrechte ſchon vor 
Befanntmahung des Pat. v. 23. Juli 1819 eingeleitet, worden war; doch fei 
diejer Umftand jederzeit ausdrüklich anzuführen, wenn wegen des Vollzuges des 
Amortifazionserfenntniffes an eine andere Behörde eingejhritten wird. 
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lungen der falzburger Landesfhuld, weldhe in Folge der am 13. Dez. 
1828 zwifchen den a. h. Höfen von Ofterreih und Baiern abgefchloffenen 
Konvenzion von der FF. 5. Reg. übernommen worden find, bisher nicht 
umgefchrieben werden fonnten, fo hat fi die h. f. f. a. Hoffammer be- 
ſtimmt gefunden, denjenigen Gläubigern, die eine Umfchreibung ihrer 
alten Schulddofumente wünjchen, diefe nach vorausgegangener Liquidirung 
in Hoffammerobligazionen umzuftalten, und es ift zu erwarten, daß Die 
Vortheile, welhe für die Beſizer aus der Umwechslung hervorgehn, 
Diefelben veranlaffen werden, die Umwechslung vorzunehmen. > 

In diefen Hoffammerobligazionen, welhe von der k. k. Univerfal- 
ftaatsfhuldenfaffa ausgeferfigt werden, und worin der Titel der Schuld 
mit den Worten »entjprungen aus der vertragsmäßigen Uebernahme der 
Landesihuld von Salzburg« ausgedrüft erfcheint, werden die Kapitalg- 
betrage, die in den alten Schuldurfunden in Reichswährung erfcheinen, 
auf KM. nah dem 20fl. Fuß reduzirt. Der urfprünglich bedungene 
Zinfenfuß bleibt, in fo weit nicht aus der Liquidazion ein verändertes 
Verhältniß hervorgeht, unverändert. Die DObligazionen werden auf — 
Namen ausgeftellt und können wieder umgefchrieben, zertheilt und zu- 
fammengefchrieben werden, Die Verzinfung wird ohne Rükſicht auf Die 
bei den alten Obligazionen üblibe Verzinfungsart, halbjährig vom Aus— 
ftellungstage der Obligazionen gegen geftempelte Duittung geleiftet, und 
zwar unmittelbar von der Univerfalftaatsfchuldenfaffe in Wien oder für 
deren Rechnung bei der jalzburger Kreditsfaffe. Auch ift e8 den Gläu— 
bigern freigeftellt, die Zinfen davon auf andere Kreditsabtheilungen über 
weijen zu laſſen. 

Die Hoffammerobligazionen über die falzburger Landesſchuld find 
zur börfemäßigen Einlöfung von dem allg. Tilgungsfonde geeignet. Der 
Ausfertigung neuer Hoffammernbligazionen hat jedoch eine Riquidirung der 
alten Schuldverfchreibungen vorauszugehen. Die Gläubiger, welche die 
Umfchreibung im Wege der Verwechslung gegen Doffammerobligazionen 
wünſchen, haben daher ihren alten Schuldverfchreibungen an die f. k. Ka— 
meral- und Kreditsfaffe in Salzburg mit allen zum Beweife ihrer Forde— 
rung und ihres Eigenthums dienenden Dofumenten in Driginal unter 
Beifhliegung eines unterfertigten Verzeichniffes abzugeben. Für Die 
eingelegten Dofumente werden Empfangsbeftätigungen ausgehändigt wer- 
den, welche zum Beweife der Urbergabe der Dofumente dienen. 

Defizer von folhen Paffıyfapitalien, worüber die Schuldurfunden in 
Verluſt gerathen find, haben vorläufig von dem f. f. Stadt- und Land— 
vechte zu Salzburg, welches die einzige Inftanz für die Amprtifirung diefer 
Urkunden ift, die gerichtliche Amortifazion derfelben nad Vorſchrift der 
Geſeze zu bewirken, und fünnen nur gegen Beibringung der Amprtifagions- 
erfenntniffe zur Liquidirung ihrer Forderungen zugelaffen werden. Bei 
Ueberreihung der alten Schuldverfchreibungen haben die Gläubiger ſich 
zugleich zu erklären, bei welcher Kreditsfaffe fie die Zinfen der neu auszu— 
ftellenden Hoffammerobligagionen beheben wollen. 

Die bis zum Ausftellungstage derfelben von den alten Schuldur- 
Funden verfallenen Intereſſen werden in jedem Falle von der falzburger 
Kreditskaſſa berichtigt. 
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Um die Eehebung der neuen Dbligazionen und der bis zum Ausſtel— 
lungstage derfelben von den alten Schulöbriefen verfallenen Zinjen haben 
fih die Parteien entweder felbit oder durch Bevollmächtigte unter Zus 
rüfgabe der bei der Einlegung der alten Schulöbriefe erhaltenen Em- 
pfangsbeftätigungen bei der Kreditsfaffa in Salzburg zu melden. 

Dasjenige Individuum, welches eine jolhe Empfangsbeftatigung 
produgirt, wird als Bevollmächtigter angefehen werden. 


e) Tiroliſche Landfchaftsohligazionen. 


18583. Hfd. v. 20. Jänner 1823 N. 1919, an d. fir. A. ©. 

Sn Zufunft hat das Gericht, welches ein Amortifazionserfenntnig 
über eine in Verluft gerathene tir. Landſchaftsobligazion fallt, von Amts— 
wegen die ft. von diefem Erfenntniffe und der hieraus folgenden Wirfung 
durch Note in die Kenntniß zu fezen und zugleich das von der Partei 
überbrachte Dublifat des Gejuhes um die Schöpfung des Amortifationg- 
erfenntniffes, mit dem darauf a tergo ausgeferfigten Amortifazione- 
erfenntuiffe, der betreffenden Kaffe zuzuftellen; wornach die Kaffe über 
Anweifung der Lt. die neue Obgligazion der Partei, gegen Uebergabe des 
gerihtlihen Def. über die erfolgte Amortifazion der Obligazion, des wirfli= 
hen Amortifazionserfenntniffes und endlich des Reverſes, worin die Parter 
einerfeit3 den Empfang der Obligazion betätigt, andererfeits aber für jeden 
Nachtheil, welher dem Aerar dur die alte, für todt erflärte Obligazivır 
zugehen könnte, zu haften verjpricht, verabfolgt. ©. 1865. 


f) Amortifirung der Urfunden des Monte des lomb. 
venez. Königreiches (monte lombardo veneto), 


1859. Pat. v. 22. Mat 1822 (©. 509). 

V. Tit. $. 23. Die Erneuerung der angeblih in Verluft gerathenen 
KRenturfunden iſt von der Amortifazionsverhandlung und dem gerichtlichen 
Erfenntniffe, welches nad Anleitung der SS. 194, 192 u. 193 der für 
das lomb. venez. Königreich; befannt gemadten a. b. ©. D. »(womit 
die oben angeführten SS. 201, 202 und 203 der gal. ©. D. gleich» 
lautend find)» zu ſchöpfen ift, abhängig. Das Amortifagionserfenntnig 
fteht dem Ziviltribunale erfter Inftanz in Mailand susjchliegend zu; es 
fann jedoh nur dann erfolgen, wenn die Wartet durch eine Beſtätigung 
der Präfektur des Monte darzuthun vermag, daß die Rente, worüber die 
Renturfunde verloren ging, wirflich beiteht. 

$. 26. Die in diefem Titel enthaltenen Beftimmungen find auch auf 
die Verfiherungsfheine (certificati), in fo fern es die Natur derfelben 
zulaßt, anwendbar. 


41S60. Hfd. v. 21. Sept. 1831 N. 2530, and. n. 8.4. ©. 

In Anfehung der neuen vierperzentigen Schuldverfchreibungen des 
monte lombardo veneto und der dazu gehörigen Koupons und Talons 
ift die Erledigung der Amprtifazionsgefuche ausfchliegend dem Ziviltribu- 
nale eriter Inftanz zu Mailand zugewiefen worden. 
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g) Allgemeine Beſtimmungen: 


1S61. Dfd. v. 4. März 1784 N. 254, an alle A. ©. 


Wenn bei einer Gerichtsftelle ein Amprtifazionsgefuch vorfaͤllt, welches 
die Vernichtung einer von einem publiken Fond, oder von wem immer 
ausgeftellten Dbligazion zum Gegenftand hat, ſoll das Gericht hierüber 
fein Amt zwar pflihtmaßig handeln, unter einem aber hiervon ſogleich 
dem Landesgeneralfommando von Amtswegen die Anzeige machen, und in 
derfelben die Obligazion, um deren Amortifirung es fih handelt, beftimmt 
andeuten, auc eine Abjchrift des Amprtifazionsediftes, ohne jedoch deſſen 
Erpedirung zu hemmen, mittheilen. 


/ 1862. Hfd. v. 25. Mat 1804 N. 669, an d. böh. A. ©. 


Künftig ift bei allen Verbotsberwiligungen'und Aufhebungen, fo wie bei 
Amortifirungen, wenn diesfalls bei den unmittelbar unter der Lei— 
tung der Kameralhofitelle jtehenden Kalfen = Verfügungen zu treffen find, 
der betreffende Erefuz zionsſchein der Kaſſe ſogleich zu überſenden; jedoch 
hiervon, der — gemäß, Die Anzeige jedesmal im ordentlichen 
Wege ohne Aufihub an die Kameralpofitelle gelangen zu laffen, um der 
Kafle bierwegen den nöthigen Auftrag ertbeilen zu können, indem von 
derjelben alle dergleihen Verbote nur auf fchriftlihe Anordnung der be- 
ſagten Hpfitelle in Vollzug gejezt werden können. 


7 1863. Hkd. ». 2a. März 1823 3. 10588; Vdg. d. illir. Gub. v. 


26. April 1823 3. 4981 (P. 133). 


Nach den BR von welchen das Verfahren bedingt ift, wel— 
ches rükſichtlich d der amortiſirten und — wieder aufgefundenen Obli⸗ 
gazionen in Folge h. Hkd. vom 24, März I. J. 3. 10588 im Allgemeinen ein— 
zutreten hat, iſt fich gegenwärtig zu halten, "an, wenn das Amortiſazions⸗ 
erkenntniß bereits geſchöpft iſt, die ſpäterhin wieder aufgefundenen Obli— 
gazionen ohne weiters zu kaſſiren und dafür die Ausfertigung neuer Obli— 
gazionen zu veranlaffen ift. 


Auf diefem Örundfaze ift um fo mehr feſt zu halten, als das Amor— 
tiſazionserkenntniß eine gerichtliche Urkunde iſt, wodurch die Nullität der 
allenfalls ſpäter aufgefundenen amortiſirten Obligazion ausgeſprochen wird. 
Weil es aber Jedermann freigeſtellt ift, eine Abſchrift des Amortiſazions— 
erkenntniſſens zu erheben, nach welchem die dem Rechte nach giltige Ob— 
ligazion ſich als eine ungiltige darſtellen würde; ſo erſcheint zur Vermei— 
dung möglicher Mißbräuche oder Beirrungen der Parteien, in ſolchen Fällen 
die Durchſchlagung der wiederaufgefundenen und die Ausfertigung der 
neuen Obligazion als unerläßig nothwendig. Wird aber die Obligazion 
noch während der Amortiſirungseinleitung, und zwar bevor noch das 
Amortiſazionserkenntniß geſchöpft iſt, wieder aufgefunden, ſo iſt dann bloß 
ein Widerruf dieſer Amortiſazionseinleitung nothwendig, welcher von 
jener Behörde auszugehen hat, bei welcher die Amortiſazion eingeleitet 
wurde. 
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1864. Vdg. des gal. Gub. v. 13. Mai 1832 3. 23353 (P. 122). 


Es ergeben fih baufig Falle, dag von Obligazionen, deren Amor- 
tifirung bereits in der Verhandlung fich befindet, oder von bereits amor— 
tifirten Obligazionen, für welche die Dupplifate ausgefertigt und hinaus- 
gegeben wurden, Die Driginalien wieder zum Worfcheine fommen, und 
theild von den Amortiſazionswerbern, oder von den Befizern der Dup- , 
plifate, theils von andern Parteien zur Erhebung der Intereſſen zur 
Umjchreibung u. dgl. beigebracht werden. 

Damit in derlei Fällen ein gleichmäßiges Verfahren beobachtet, und 
das Erforderlihe fowohl zur Sicherheit des Aerariums als der Dbliga- 
zionseigenthümer eingeleitet werde, findet man in Gemäßheit der dieß— 
LAN, erfloſſenen h. Hkd. vom 31. Juli 1828 3. 26935 und 22. März 

l. S. 3. 11581 folgendes zu bejtimmen: 

1. Wenn eine Dbkigazion, deren Amortifirung angefucht wurde, noch 
vor geſchöpftem Amortifazionserkenntniſſe in originali wieder aufgefun— 
den wird, jo kann die Einleitung zu Diefer Amortifieung widerrufen, und 
das dieffällige Verfahren aufgehoben werden, 

2. Nach bereits geſchöpftem Amprtifazionserfenntniffe kann die Origi— 
nalobligazion jelbit, wenn fie noch vor Ausfertigung des Duplifats aufge- 
funden und produziert werden follte, dennoch. nicht mehr als giltig anerz 
fannt werden, jondern es muß an deren Stelle die Ausfertigung einer 
neuen Obligazion, das tft eines Duplifats, veranlaßt werden, weil das 
Amortifazgionserfenntnig eine gerihtlihe Urfunde ift, durch welche. die 
Nullität der fpäter aufgefundenen amortifirten Obligazion ausgeſprochen 
wird, 

3. Da es jedoh nah den beftehenden befondern finanziellen Vor: 
ſchriften unzuläßig ift, über eine und dieſelbe Schuldpoft zwei Schuldver— 
fhreibungen in Umlauf zu belafen, jo muß jede amortifirte, und ſowohl 
vor ald nad der Ausfertigung des Duplifats wo immer zum Vorfchein 
fommende Driginalobligazion, fie möge nun von demjenigen, auf welchen 
fie lautet, oder von einer andern Partei beigebracht werden, dem Ueber: 
bringer abgenommen und anher vorgelegt werden. 

4. Wenn eine derlei $ Obligazion nicht bei dem Kameralzahlamte, ſon⸗ 
dern bei einer Kreiskaſſe oder bei einem Kreisamte beigebracht wird, ſo 
ift jogleich die etwa nöthige nähere Erörterung über die hiebet eintretenden 
befondern Umftände, infonderheit wenn Obligagionen der Gemeinden, Städte 
oder geiftlihen Körperjchaften oder Inſtitute von andern Parteien, als 
auf welche fie lauten, beigebracht werden, von dem Kreisamte vorzuneh— 
men, und fodann die: Obligazion mit den Unterfuhungsaften, Damm mit 
den auf ihre Amortifirung Bezug nehmenden Verhandlungen, ferner mit 
der Nachweiſung, ob das Duplifat Dem Kreisamte zugefommen, und warın 
dasſelbe und welcher Partei ausgefolgt worden fei, dann wer die Sntereffen 
diefer Obligazion und des Duplifats und bis zu welchem Zeitpunfte, er- 
hoben babe, anher vorzulegen. 

5. Amortiſirte Driginalobligazionen, welche von derfelben Partei bei- 
gebracht werden, zu deren Gunften felbe amsrrifirt, und welcher biefür 
Duplifate bereits ausgeftellt und ausgefolgt wurden, oder noch auszuftellert 
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find, werden ohneweiters vertilgt werden, da durch deren Amortifirung 
und die Ausftellung eines Duplifats alled erfüllt ift, was die Sicherheit 
des a und des Staatsſchazes erfordert. 

6. Jene amortifirten Driginalobligazionen dagegen, welche von andern 
Parteien ald denjenigen, zu deren Gunften die Amprtifirung erfolgte, und 
denen die Duplifate zugeferfigt wurden, beigebracht werden, werden nicht 
fogleich vertilgt, fondern nach Umftänden, wenn fie namlich demjenigen, von 
denen fie beigebracht wurden, zur Geltendmachung von Rechten gegen an— 
dere Perfonen erforderlich jein Fünnten, als ein Depofit durch eine jedes— 
mal von hieraus zu beftimmende, den Parteien befannt zu machende Zeit, 
oder falls ein Nechtsftreit anhängig fein follte, bis zu deffen Ausgange hier- 
ort3 aufbewahrt, und während diefer Zeit auf Verlangen den Ueberbrin- 
gern derfelben, ihren Nechtsfreunden oder Gerichtsbehörden die Einficht 
ae werden. 

. Auf derlei aufzubewahrenden Obligecenen wird man zur Beſeiti⸗ 
gung möglicher Mißbräuche vor der Depofitirung mittelft der hierlandigen 
Kreditsabtheilung die Klaufel beifezen laffen, daß die Obligazion zu folge 
eines gerichtlihen Erfenntniffes amortifirt fei. ü 

8. Nach Verlauf der sub 6 erwähnten Zeitperiode wird, wenn Feine 
befondere Verfügung Durch den etwaigen Gang der Sache herbeigeführt 
werden follte, Die amortifirte Driginalobligazion vertilgt werden. 

Nach welher Vorfchrift fih daher in vorfommenden Fällen genau zu 
benehmen tft 


3865. Vdg. des gal, Gub. v. ı8. Juli 1832 3. 31287 (9. 174). 


Aus Anlaß eines fpeziellen Falles findet man den Kreisämtern im 
Grunde des h. Hfd. vom 31. Aug. 1830 3. 29202 zur Fünftigen genauen 
Darnachachtung zu bedeuten, daß in allen jenen Fällen, wo um die Aus 
fertigung eines Dupplifats von einer amortifirten oder erft zu tödtenden 
Hoffammerobligazgion oder Staatsſchuldverſchreibung angefuht wird, ſtets 
ein Verzichtsrevers auf die amortifirte Obligagion oder Staatsſchuldver— 
fohreibung oder eigentlich eine Beftätigung über den Empfang eines Dup— 
likats für die amortifirte Hoffammerobligazion oder Staatsfchuldverfchrei- 
bung von dem zur Erlangung der Duplifatobligazion Berechtigten aus— 
zuftellen, und dem dießfälligen Einfhreiten um die Obligagionsduplifat- 
ausjtellung anzuſchließen ſei. 

Sind bei einer ſolchen Obligazion Intereſſen ausſtändig, ſo muß auch 
über dieſen rükſtändigen Intereſſenbetrag eine abgeſonderte Quittung nach 
dem obangeſchloſſenen Formulare ausgefertigt, und von dem zur Erhebung 
der Obligazionsintereſſen Berechtigten unterfertigt werden. 

Um ſich der genauen Befolgung der gegenwärtigen Weiſung zu ver- 
fihern, und allen Fünftig fih ergeben fünnenden Anftänden zu begegnen, 
wird den k. Kreisamtern nebenliegend ein ——— des erwähnten Re— 
verſes und der Intereſſenquittung zugeſtellt. 


“. Formulare. 
— 


Kraft welchem Endesgefertigter bekennt, ſtatt der unterm amor⸗ 
tiſirt erklaärten Hofkammer-Obligazion Nr. ddo. pr, ; 
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a Perzent, auf laufend, eine neue über denfelben Kapitals 
und Snterejienbetrag ausgeftellte, auf lautende Hof- 
fammer - Obligagion aus der Univerfal - Staats- und Banfofchuldenfaife 
richtig empfangen zu haben. 


den 
(L. S.) ea 1 
Formular. 
Duittung, 

Ueber Gulden Kreuzer, welche ich Endesgefertigter, bei 
Gelegenheit der Ausfertigung einer neuen ftatt der amortifirten auf 
gelauteten Hoffammer -Obligazion Nr. ddo. 
pr. a Perzent als ausftändiges Intereſſe vom bis aus 
der k. k. Univerfal- Staats und Banfojchulden - Kafe baar empfangen. 

E den (L. S.) KR. 


Id est: fl. kr. 


III. Kreiskaſſenempfangſcheine. 


1866. Vog. d. gal. Gub. v. 15. März 1837 3. 7815 (U. 162). 


Da die k. Kreisamter öfters Anfuchen der Parteien um die Aus- 
ftellung von Duplifaten von angeblih in Verluſt gerathenen Kreiskaſſa— 
empfangjcheinen über die in Verlofung gefallenen, von den Kreiskaſſen 
zur Auswechslung gegen Staatsfchuldverfihreibungen und K. M. Obliga- 
zionsanmweifungen übernommenen Staatsobligazionen der älteren Staats: 
fhuld zum Behufe der Uebernahme der ftatt derfelben ausgeftellten, bei 
der Kreisfaffa erliegenden DVerlovfungsftaatsfhuldverfchreibungen oder 
Anmweifungen der F, f. Univ. Staats- und Banfojchuldenfaffa (bet Beträgen 
unter 50 fl.) überreichen, weil ohne Zurüfftellung der Kreiskaſſaübernahm— 
ſcheine, auf welchen auch der Empfang der für die verlooſten Obliga— 
zionen gebührenden neuen Staatsſchuldpapiere von Seite derſelben Partei 
zu beſtätigen iſt, dieſe leztern nicht ausgefolgt werden dürfen, ſo findet 
man ſich veranlaßt, um unnüze Anfragen und Anſuchen zu beſeitigen, eine 
fefte Norm über die Bedingungen zur Erlangung folher Duplifate zur 
fünftigen Darnahadhtung befannt zu geben: Hiebei wird der Unterjchied 
zwiſchen Anfuchen der Privatparteien, und der, unter der Kontrolle der 
landesfürftlihen Behörden ftehbenden Gemeinden, öffentlicher Snititute, 
Kirhen und anderer Anftalten gemacht. 

Private, wohin auch Dominien gehören, können mit ihrem Eigenthum 
mithin auch mit den hier in Rede ſtehenden Kaſſaempfangſcheinen zu Gunſten 
Anderer nach Belieben verfügen; die Lit. kann Daher die Ausſtellung von 
Duplifaten dieſer Empfangſcheine ohne genaue Beobahtung der gejezlich 
vorgefchriebenen Vorfichten nicht bewilligen ,. indem dieß nur Anlaß zu 
Entziehungen von anderjeit3 abgenommenen Verpflihtungen, und zu 
böswilligen Bevortheilungen und zu Anfprühen gegen den Staasſchaz 
geben könnte. 

Zur Sicherung des a.h. Aerars vor nachtraglihen Forderungen tft das 
einzige und am wenigiten koſtſpielige Mittel, die Todtungsveranlaflung 
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der angeblich im Verluft gerathenen Empfangfcheine tea} den SS. 201 — 
203 d. gal. ©. D., nad) dem Hfd. v. 4, März 1784 I. ©. ©. N. 254 und 
nach dem Hfd. v. 3. Aug. 1822 3. ©. ©. N. 1885. Wenn daher durch 
Privatparteien und Dominien die Ausmweifung über die ordnungsmäßig ge— 
fhebene Amortifirung der fraglichen Dofumente erfolgt, fo wird man auch 
feinen Anftand nehmen, zur Behebung der bei der Kreisfaffa erliegenden 
Staatäfchuldpapiere die Ausftellung der nöthigen Duplifate dieſer Empfang- 
fcheine zu veranlaffen, gegen deren Einziehung die Kreisfafla dann die 
betreffenden Staatspapiere ausfolgen wird. Ohne Nachweiſung der ge⸗ 
ſezlich geſchehenen Amortiſirung eines verlornen, über eine zur Umſezung ab— 
gegebene verlooſte Staatsobligazion ausgeſtellten Kaſſaübernahmsſcheines 
kann daher die Ausſtelluug eines Duplikates davon, und die —— 
der neuen Kreditseffekten dafür nicht ſtatt haben, 


Bei den unter der Kontrolle der landesfürftl. Behörden beftehenden Ge— 
meiden trit ein verfchiedenes Verhältniß ein. Diefe können ohnedies über 
das Eigenthum der Komunität ohne Bewilligung der vorgefezten Behör— 
den nicht verfügen. Das a. h. Nerar kommt nicht in Gefahr, gegen an— 
dere Warteien eigenmächtig gefchloffene Verträge der Eigenthümer zu ver- 
treten. Bei diefen bewikigt die Lit. die Ausftelung von Dupplifaten 
Diefer Raffaempfangfcheine ohne vorhergegangene Amprfifirung der. ans 
geblih in Verluft gerathenen Driginalien, wie dies bisher gefchehen ift, 
mit der Vorficht, Daß die betreffende Komunitäf eine von dem Dominium 
und dem k. Kreisamte zu Foramifirende Beſtätigung ausftelf, nad 
welcher auf alle Anforderungen aus dem verlorenen a Kreis 
faffaubernahmsfcheine Verzicht zu leiften if. 


In Beziehung auf verlonfte Staatsobligazionen öffentlicher Anftalten, 
Kirhen, Klöfter, Pfarreien ꝛc. 2c. entfällt jede ſolche Berüffichtigung, 
weil nach den beftehenden Anordnungen folche Obligazionen nicht der Kreis- 
faffe unmittelbar, fondern der Lit. mittelft des Kreisamtes zur Umfezungs- 
veranlaffung zu übermadhen find, fomit über fie feine Kaſſeübernahms— 
fheine ausgeftelt werden. Hiernach hat fich Das Kreisamt in vorkommen— 
den Fallen zu benehmen. 


IV. Tazentſchädigungs-Beſcheide. 


X 1867: Okzd. v. 6. Suli 1832, u. Shfd. v. 11. Aug. 1832, and. 
n. d., in. ö. u. böh. U. ©. Richt 277); Vog. d, gal. Gub. v. 
18. Zuli 1832 3. 11618 (9. 304). 


Zur Hintanhaltung aller Befhadigungen von Privaten und zur Ver— 
meidung von NRecdtsverwiflungen, welche felbft das Aerar mit Nachtheil 
bedrohen könnte, hat die F. f. a. Hoffammer unter dem 14. Juni 1832 
3. 23677, angeordnet: Daß in jedem Falle des angemeldeten Verluftes 
von Legitimazionsbefheiden über zuerfannte Tazentjchädigungsbeträge 
und von den betreffenden Zahlungsliguidagionsbegen, der von den Parteien 

gebetenen Ausfertigung von Duplifaten in Zukunft die auf dem gefezlichen 
Wege zu bewirfende Amortifagion vorauszugeben babe. 
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V iſicung der Akzien und anderer Urkunden der 
d. Nazionalbank. 


1S68. Pat. v. 15. Juli 1817 N. 1347. 


$. 52. Die Amortiſazionen von Akzienbriefen und ſonſtigen Bank⸗ 
urkunden, welche in Verluſt gerathen find, müſſen bei dem n. ö. Landrechte 
nachgeſucht werden. Dasſelbe verfährt hierbei nach den für die Amortiſa— 
zion öffentlicher Staatspapiere beftehenden Vorſchriften. 


"VL. — uf has ine 


/ 1869. Hfd. v. 15. März 1784 N. 262, an d. böh. U. ©. 


Wenn von Löſchung einer bei der Landtafel, einem Stadt: oder 
Grundbuche indebite haften follenden alten Schuldpoft, die nicht über 
fünfzig Sahre, ohne daß ſich jemand des Kapitales oder der Sntereffen 
halber meldete, haftet, oder aber, die zwar länger haftet, jedoch auf den 
Namen eines wifjentlih lebenden Gläubigers, oder eines corporis, das 
nicht abjtirbt, lautet, oder wo des Gläubiger Erben befannt find, in 
allen diefen Fällen fünne dem ſich anmeldenden Schuldner oder Befizer 
derjenigen landtäflihen, grund= oder ftadtbücherlichen Realität, auf wel— 
her die Forderung haftet, eine Ediftalzitazion sub clausula praeclusi 
niemals bewilligt werden, fondern demjenigen, der die Löfchung einer fo 
- gearteten Post zu erwirfen gedenft, liegt ob, gegen denjenigen, auf 
deſſen Namen die Vormerkung lautet, oder gegen deſſen bekannte Erben, 
die anſinnende Löſchung in Geſtalt ordentlicher Klage anzufordern, und 
hierüber hat das Landrecht, das Stadt- oder Grundbuch, ſowohl in der 
Zuſtellung, als in der hierüber einzuleitenden Verhandlung nach Vorſchrift 
der allg. G. D., wie über jede andere Klage vorzugehen; wenn es da— 
gegen auf die Löſchung einer jolhen alten landtaflihen, ftadt= oder grund— 
bücerlihen Vormerkung anfommt, die über fünfzig Sabre, ohne daß fich 
jemand des Kapitald oder der Intereſſen halber gemeldet hatte, haftet, 
und die zugleich weder auf den Namen eines corporis, das nicht abftirbt, 
noch auf Namen eines wifjentlich lebenden Gläubigers, oder eines Gläu— 
bigers, deflen Erben.befannt find, haftet; dann mag zwar auf Anlangen 
desjenigen, der die Löſchung derlei „oft anfordert, die Ediftalzitazion 
sub clausula perpetui silentii et praeclusi ftatt finden, jedoch mit 
folgenden Rüffichten, daß a) die Namen derjenigen, auf welche die Vor— 
merfung, oder die hierauf Beziehung nehmende Zeffionen lauten, genau 
ausgedrüft; b) die Frift, bis an. welhem Tage die Anmeldung über die 
Zitazion zu gefhehen habe, Deutlich beftimmt, und dieſe auf 1 Zahr, 6 Wo— 
chen und: 3 Tage, das ift, auf die gewöhnliche Amortiſazionsfriſt, ausgefezt; 
‚endlich ©) das dießfalls erpedirte Edikt niht nur allein an den gewöhnli— 
chen, den Öffentlihen Kundmachungen beftimmten Stabtpläzen angefchlagen, 
fondern auch alle Vierteljahre wenigſtens jedesmal dreimal den öffentlichen 
Zeitungsblättern eingedruft, und überdieß in allen Kreifen durch das Lan— 
desgubernium kundgemacht werden foll. 

Handb. d. Gerichtsinftrufzion. 56 
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1870. Hfd. v. 3: Juni 1785 WM 440, an d. böh. A. ©. 

Die unter dem 15. Marz 1784 erlaffene Vdg. wegen der Loöſchungs— 
art der alten landtäflihen, ftadt- und grundbücherlichen Haftungen, er= 
ftrefe fih auch auf die Nerartal- und ftändifhen bei der Landtafel, einem 
Stadt: oder Grundbuche verfiherten Forderungen, wie auch auf Die unter 
dem moratorio camerae ftehenden alten Kammerjhulden; folglich fei auch 
bei Löſchung derlei Forderungen auf gleihe Art, wie bei jeder —— 
forderung vorzugehen. 


1871. Hfd. v. 18. Mat 1795 N. 229, an das boh. 1,6 Ä 


Da Niemanden fein erlangtes Recht vor Der gefezmäßigen Ver— 
jabrungsfrift benommen , Fünftig aber feine ungenannte Poſt bei der 
Randtafel vorfommen fann, fo tft fi in Rufficht der auf der Landtafel - 
erfcheinenden Poften, deren Eigenthümer nder ihre Namen gar nicht be- 
fannt find, ebenfalld nah dem Hfd. v. 15. März 1784 zu benehmen; 
doch können, wenn es nad verfloffener 5ojahriger Verjährungsfrift ſohin 
auf die Ediftalzitazion anfommt, nicht derlei ungenannte Gläubiger aus- 
gedruft, fondern es muß die Rubrif, fo wie fie in der Landtafel erſcheint, 
aufgeführt werden, Einftweilen fünnen aber auch derlei ungenannte Gläu— 
biger der Haftungen, jedoch ohne alle Klaufel, welche fie von ihrem Hi: 
potbefarrechte prafludirte, verftandigt werden. 


4 1872. Hfd. v. 20. Nov. 1818 N. 1519, an d. in. ö. A. ©. 


Das über die Amprtifirung alter Sazpoften, deren Befizer unbefannt 
find, am 15. März 1784 zwar nur an das böh. U. ©. erlaffene Hfd. 
N. 262 der J. ©. ©., tft dadurch, daß es in der Folge in die J. ©. ©. 
eingefchaltet wurde, vermöge Hfd. v. 29. Dez. 1785 N. 509 der 9. 
©. ©. *), allerdings auch für andere Provinzen ald Norm aufgeftellt, 
und dur den $. 1479 des b. ©. B. nicht aufgehoben worden; indem 
der $. 1479 blos beftimmt: daß alle Rechte gegen einen dritten ohne 
Unterſchied, ob fie verbüchert find oder nicht, in der Negel durch 30jäh— 
rigen Nichtgebrauch oder Durch 30jähriges Stillſchweigen erlöfhen, und 
daher, wenn auf dem ordentlihen Rechtswege die Frage zu entfcheiden 
ift, weldher Zeitraum der Regel nach zur Verjährung erforderlich fei, die 
Entiheidung nach den Beitimmungen des genannten S. des b. ©. 3, 
mit NRüffiht auf die in dem Kogspat. des b. ©. B. enthaltenen Be- 
fhranfungen, zu geben fein wird; das Hfd. v. 15. März 1784 hingegen 
nicht die mindefte Beftimmung über die Verjahrungszeit felbit gibt, fon- 
dern blos von der Frage handelt, in welden Fällen die Löſchung einer 
verjährten Schuldpoft auf dem Wege einer Ediftalzitagion des Gläubi- 
gers, und mit der Erjparung des ordentlichen Rechtsweges erwirft werden 
könne; folglih in dem Falle, wo eine Eodiftalzitazion zum Behufe der 
Amortifirung der Schuld, und der dann zu erwirfenden Löſchung derfelben 
im Grundbuhe oder der Landtafel nachgeſucht wird, der Richter nad 
dem Hfd. v. 15. März 1784 zu beurtheilen haben wird, ob dem Geſuche 
ftatt gegeben oder nicht ftatt gegeben werden Fonne. 








*) ©, Einfeit. §. 5. 
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1873: Hfd. v. 3. Aug. 1822 N. 1885, an d. in. 8. A. ©. 


Die Edifte wegen Amortifazion einer von dem vormaligen Beſizer 
für giltig angegebenen, aber in DVerluft gerathenen Urfunde, find von 
den Ediften wegen Befreiung eines unbeweglihen Gutes von getilgten 
oder erlofhenen Hipothefarlaften zu unterfceiden. 

In dem Hfd. v. 15. März 17384 N. 262 der 3. ©. ©. wird nur 
von der Ediftalvorladung im Falle der angefuchten Löfhung der auf un— 
beweglihe Güter mittelft der öffentlichen Bücher verficherten ‚ angeblich 
. getilgten Schuldpojten, niht von dem wegen Amortiſazion einer verlo- 
renen Urkunde ausgefertigten Edifte gehandelt, Won den Vorladungen 
der erfteren Art, wovon das Hfd. v. 15. März 1784 handelt, hat dag 
A. ©. jederzeit ein Eremplar dem fteterijch-Farntnerifhen Gubernium zu. 
überfenden, weldhes die am mindeften Foftjpielig befundene Druflegung 
einer gehörigen Anzahl von Eremplaren veranlaffen, und diefe den Kreis- 
Amtern mittheilen wird, damit ein Eremplar im Orte des Kreisamtes 
angefhlagen, und die weitere Befanntmahung im Kreife auf die ge— 
wöhnlihe Art erfolge. Dagegen find Amortifaziongedifte wegen verlo- 
rener Urfunden ohne Kdg. in den reifen, blos dem 6. 87, I. Abth. 
der Inſtr. v. 9. Sept. 1785 N. 464 der J. ©. ©. gemäß, am Ge— 
rihtsorte anzufchlagen, dreimal in die Zeitungen einzufchalten, und nad) 
Anordnung des Hfd. v. 4. März 1784 N. 254 der J. ©. ©. (186 1), 
dem Generalfommando mitzutheilen. 


$. 88. 
Die berichtigte Expedizion, von welcher Art fie fein möge, 
ift mit möglichjter Beförderung dem Erpeditor zuzufchifen. 
©..$. 72. - 


Achter Abfchnitt. 


Bon Ausfertigung und Zuftellung der Erpedizionen. 


$. 89, 


Sobald die von dem Borfizenden gutgeheißene Expedizion 
dem Erpeditor zufommt, hat Diefer den Tag, an welchem fie 
an dad Erpedit gekommen tft, zur Seite anzumerken, alsdann 
fih mit dem Zarator einzuverftehen, und den Betrag der Ger 
richtötaren. zur Seite -anzumerfen, Die nad) der Taxordnung 
Davon zu entrichten fommen. . 


1874: Hfd. v. 21. Dft. 1793 N. 131, an alle A. ©. 


Da die Eintreibung der Tare dadurch erfchwert wird, daß der Auf- 
enthaltsort der Parteien öfters nicht befannt iſt; fo ift auf Das genauefte 
s 56 * 


% 
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darauf zu halten, daß jeder Bittfchrift der Aufenthaltsort der Parteien, 
und Darunter in den größeren Städten auch das Viertel der Stadt, oder 
der Name der Vorftadt, fammt dem Hausnummer beigerüft werde, Uebri- 
gens, wenn fich der Öerichtödiener mit dem, daß er die Partei. nicht auf- 
gefunden habe, zu entihuldigen fuchte, fol diefer Entſchuldigung etwas 
ftrenger nachgeforfcht, und derjelbe zur genauen Erfüllung feiner. Pflicht 
angehalten werden. 
1875: Hfd. ». 1. Mai 1794 N. 174, an d. gal. A. ©. 


a) Sp wie dem Tarator lediglich die Vorfhreibung des Tarbetrages 
auf der Driginal- oder der mundirten Erpedizion obliegt, alfo hat der 
Erpeditor die Vormerfung der Tare auf dem Konzepte der Erpedizion 
zu beforgen. 

b) Das Taramt muß die von der Gerichtftelle zur Vorfhreibung der 
Tare, und Beilegung der Stempeln mitgetheilten Aften und Erpedizionen, 
fo gefhwind möglih, längftens aber in 24 Stunden zurüf ftellen, und 
zwar ohne Ausnahme, wie die Zuftellung allenthalben von Seite des Ge- 
richte8 beforgt werden muß. 


$. 90, 


Fände der Erpeditor bei der von dem Tarator angemerf: 
ten Zare einen Anftand, fo hat er fich mit dem Taxator ein: 
zuvernehmen, entweder, Daß der Anftand nad, Vorfchrift der . 
Tarordnung behoben werde, und wenn des Taratord Aufrech— 
nung geſezmäßig ift, der Exrpeditor und die Parteien ſich be: 
ruhigen fünnen,; oder, wenn Die Taxe dem Geſeze zumider 
wäre, der Anftand mit Furzer Hand Durch Ueberzeugung des 
Zaratord gehoben werde. In zweifelhaften Fällen wird ent: 
weder die Partei ihren Rekurs bei den vereinigten politifchen 
Hofitellen einzureichen angewieſen, oder allenfalld die offenbar 
billig erfannten Befchwerden durch Präfidialnote von richter: 
lichen Amtswegen unterftügt werden; je nachdem in jedem Falle 
diefe oder jene Benehmung räthlicy befunden wird"). 


$. 91. 


Nach jeder geendigten Rathfizung find dem Taxator die 
Referentenbögen mitzutheilen, Damit er aus denfelben alle er: 
ledigten Nummern einfehen, allenfall® herausziehen, und dar: 
aus entnehmen kann, ob alle Erpedizionen an ihn gefommen find. 





*), Für die Manipulazion der Tarämter wurde die Amtsinftrufzion für das 
n. d. vereinigte Kameral:Zuftiztaramt vom J. 1807 als allgemeine Norm vor— 
gefhrieben (Hfd. v. 8. Sänner 1808, K. 9 


1873. 873 
$. 92. 

Der Erpeditor hat zu bejorgen, daß in der Kanzlei Die 
Ausfertigung der Erpedizionen geſchehe; die SKanzliften haben 
täglic) Morgend von 8 bi8 12 Uhr, Nachmittags von 3 bis 
6 Uhr in der Kanzlei zu bleiben, und die ihnen von dem Ex— 
peditor vorgelegte Arbeit ohne Widerrede zu fertigen. An Fe: 
rialtagen ift genug, wenn deren einige fi in der Kanzlei ein: 
finden, worin zwifchen den Kanzliften, nach der vom Exrpeditor 
eingeleiteten Ordnung, abzumechfeln it. Zwei Kanzliften haben 
immer, fo lange der Rath währt, bei vorfallender häufiger Ar: 
beit aber, fo viel deren erforderlich find, über die oben aus; 
gemefjenen Stunden auch durch längere Zeit in der Kanzlei zu 
verbleiben, und bei Diefer anhaltenden Arbeit nach des Expe— 
ditors Anweiſung abzumwechfeln. 


$. 93. 

Sobald die Erpedizion abgefchrieben ift, foll bei den Stü— 
fen, Die nach $. 73 von dem Referenten felbft verfaßt werden 
müffen, oder auch ordentliche Urtheile find, zwifchen dem Kanz— 
liften und dem Erpeditor, in den übrigen minder wichtigen 
Stüfen aber zwifchen dem Kanzliften und einem Regiftranten 
dad Konzept mit Der Abjchrift Follazionirt, Die -eingefchlichenen 
Schreibfehler fogleich verbeffert, in die Abichrift am Rande des 
Papieres, zum Zeichen der gefchehenen Kollazionirung, der Bud): 
ſtabe CG gefezt, und in dem Konzepte der Abjchreibende, und 
die, welche Follazionirt haben, angemerft werden, damit fie bei 
eingefchlichenen Fehlern zur Verantwortung gezogen werden fünnen, 


$. 94. 

Auch hat der Erpeditor Rüfficht zu nehmen, daß die Un; 
terfertigung der Expedizionen nad) Vorfchrift des F. 80 u. d. f. 
gefchehe. Den Expedizienen, welche zur Unterfertigung vorge: 
legt werden, müſſen jedesmal die Konzepte angefchloffen fein, 
,‚ damit Feine Erpedizion unterſchoben werden fünne; der Expe— 
ditor hat folche Erpedizionen dem Präſidium und Bizepräfidium 
mit mäßiger Abtheilung zuzufenden, und nicht eine zu große 
Menge auf einmal zufammenfommen zu laffen, 


$. 95. 


Zur Unterfertigung der Erpedizionen ift für jede Woche 
ein anderer Sefretär zu benennen, der ſich, wenn er die Un; 
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terfertigung nicht während der Rathfizung beforgen kann, täg— 
lich zweimal in der Kanzlei einzufinden, und dafelbft zu un: 
terfchreiben hat, 
* g§. 96. Br 

Wenn die Exrpedizion von der Unterfchrift zurüf fommt, 
ift das Konzept fogleich in Die Negiftratur zugeben, und nady 
dem Der Tag Der gefchehenen Zuftellung von dem Gerichts: 
Diener angejagt, und von einem KRegiftranten auf dem Kon; 
zepte angemerft worden, beizulegen, Uebrigens find am Ende 
jedes Tages dem Einreichungsprotofolle von dem Erpeditor Die: 
jenigen Nummern der Erhibiten vorzulegen, worüber Die Ex: 
pedizionen vollends zu Stande gefommen find, damit von dem 
Protofolliften Die vierte Rubrik des Protofolles ausgefüllt wer: 
den könne. 


1876: Hfd. v. 10. März 1788 N, 795, an d. n. u. v. ö. U. G. 

D Da der Tag der gefchehenen Zuftelluug in der Regiftratur erfchei- 
nen muß, fo ift derfelbe nah Vorfhrift der Snftr. auf dem Erpediziond- 
bogen, oder, wenn Feiner vorhanden ift, weil der Neferatsbogen für die 
Erpedizion gilt, auf dem RNeferatsbogen genau anzumerfen, 

$. 97, 

Die Zuftellung der Erpedizionen muß durch einen beeidig- 
ten. Gerichtödiener gefchehen, dem täglich auf einem halbgebro: 
chenen Bogen ein Verzeichniß Der ihm. zur. Zuftellung überge; 
benen Stüfe von dem Expeditor einzuhändigen, und darin blos 
der Name der Exrpedizion, und wohin Diefelbe zuzuftellen fei, 
anzumerfen iſt; Folgendes ift Dabei zu beobachten: a) was an 
eine im Gerichtöorte befindliche Stelle gelangt, ift lediglich bei 
dem Einreichungsprotofolle der Etelle, wohin die Expedizion 
geht, zu übergeben; b) was außer Landes geht, und auf Die 
Poft zu geben ift, hierüber hat der Gerichtsdiener ſich einen 
Amtfchein ausftellen zu laſſen; c) was endlich an eine Partei 
aelangt, hat der Gerichtsdiener nach WVorfchrift des 36. Kapi— 
tels der Öerichtsordnung zuzuftellen, fi) aber auf feinem Tag: . 
zettel bei dem Nummer der Erpedizion von demjenigen, dem 
ev jte behändigt hat, eigenhändig die geichehene Zuftellung durch 
Hinfchreibung des Namens beftätigen zu laffen. 

1377. Hfd. ©. 13. Febr. 1795 N. 217, amd. 1.0. A. ©. 

a) Das Landtafelamt bat fih mit Zuftellung an die Parteien nicht 
abzugeben, Nondern es find aud im Candtafelfachen die Zuftellungen von 
den Expedite mittelft der Gerichtsdiener zu bejorgen. 


* 
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1878. Hfd. v. 20. Juli 2827 an d. im ö. küſt. MI ©, (6. 328). 
Um allen Irrungen und Vorwänden zu begegnen, welde über die 
Zeit der Zuftellungen der Hof- und Appellazions-Erledigungen an die 
Partei jich ergeben fonnen, wird verordnet: daß fammtliche Gerichte über 
jede ihnen zugehende Appellazgions-Verfügung von den Parteien, welchen 
felbe intimirt werden, fich die erforderlihen Zuftellungsfcheine verfchaffen, 
und wenn die Aften abgefordert werden, diefelben dem Berichte an das 
Appellazgionsgericht allezeit beigelegt werden jollen. ©. 803. 


§. 98. 


Folgenden Tages hat ſich jeder Gerichtsdiener bei Ben Er; 
peditor über Die richtig geſchehene Zuftellung zu legitimiren, 
und märe eine ‚Zuftellung unterblieben, über die Urfache zu 
rechtfertigen, Der Expeditor hat die rüfftändige Zuftellung auf 
den folgenden Zagzettel zu übertragen, und die übrigen Tag: 
zettel dem Einreihungsprotofolle zu übergeben, damit daſelbſt 
die fünfte Rubrif des Protofolles ausgefüllt werde, Von dem 
Einreichungsprotofolle find Die Tagzettel der Gerichtsdiener noch 
am nämlichen Zage der Negiftratur zu übergeben, wo die Ne 
giftranten aus Ddenfelben auf Die Konzepte.der Erpedizionen den 
Zag der erfolgten Zuftellung anzumerfen haben. Dieſe Tag 
zettel find Durch drei Jahre in der — aufzuheben, und 
dann zu kaſſiren. 

5.90. 

Der Expeditor hat unter den Gerichtsdienern die Arbeit 
mit einer Gleichheit und ſteten Abwechslung zu vertheilen, ſo, 
daß die Rathſizungen, ſo lange ſie dauern, jedesmal mit einem 
Gerichtsdiener verſehen, die Zuſendungen an den Vorſizer, die 
Räthe und das Expedit beſorgt werden, die Aufgabe und Ueber— 
nahme bei der Poſt geſchehe, und die BT nah Mög; 
lichfeit befördert werden, S. das 36. Kap, der ©. DO. 


Meunter Abfchritt. 
Bou Aufbewahrung der Akten, und worin die Regiftratur eigentlich beftehe. 


$. 100. * 


Die eingereichten Stüke, welche den Parteien oder Stel— 
len nicht zurük gegeben werden, wie aud die Verhandlungs: 
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afte, nachdem die Exrpedizion abgelaufen, werden in der Regi— 
ſtratur beigelegt, und heißen alsdann Regiſtratursakten. Dieſe 
find in abgetheilten Faszikeln in Folioformate aufzubehalten, 
und Die Faszikeln nach den Materien einzutheilen. Jedes Stüf 
eines jeden Faszikels, Das aufbehalten wird, ift von außen mit 
dem Nummer des Faszifeld, zu dem ed gehört, und mit: dem 
Nummer, nad weldhem es darin einzulegen ift, zu bezeichnen. 
Hat ein in der Regiftratur aufbewahrted Erhibitum mehrere 
Beilagen, fo ift jede mit dem Nummer. des Erhibitums, wozu 
fie gehört, zu bezeichnen, und dann auf dem Erhibitum jelbit 
anzumerfen, mit wie viel Beilagen dasfelbe beigelegt worden, 
©, 1843. 
$. 101. 


Die eferatöhögen und Die Erpedizionsfonzente fi nd nad) 
den Nummern zu legen, die die Erhibiten in dem Einreihungs- 
protofolle haben, und. iſt jedem Referatsbogen ſogleich der Dazu 
gehörige Erpedizionsbogen beizufchließen, die übrigen Regiſtra⸗ 
tursakten werden in den Faszikeln, zu denen. ſie BE in 
chronologiſcher Drdnung beigelegt. 


2879. Hfd. ». 21. Juli 1789 N. 1037, an d. boͤh. A. 6 

Bei dem $. 101 der G. J. hat es dermaßen fein Verbleiben, daß 
die Neferatsbögen nad den Nummern gelegt werden, und ihre befondern 
Faszifeln haben jollen; und find auch jene Erpedizionsfonzepte, welche Ge— 
jhäfte betreffen, bei denen feine befonderen Aften in der Regiftratur zu— 
ruf gehalten werden, den Referatsbögen beizuſchließen; Dagegen, follen 
sur Erleichterung der Manipulazion jene Erpedizionsfonzepte, worüber 
die Aften bei der Regiſtratur zurüf behalten werden, nicht den Referats— 
bögen, fondern den Aften beigefchloffen werden. 


18SO. Hfd. v. 6. Juni 1792 N. 23, an ale A. ©. 


Bon der in $. 101 der I. U. der ©. 3. anbefohlenen Hinterlegung 
der Referatsbögen in bejondern Faszifeln hat es abzufommen, und find 
diefelben fünftig den Erpedizionen, und mit diefen jenen Faszifeln zuzu— 
legen, wo fich die anderweitigen Aften befinden, und die dem Gegenftande, 
zu dem fie gehören, zugewiefen (ind. 


$. 102, 

Die Faszifel find nicht zu einer unbehandelbaren Größe 
anwachſen zu laſſen. Wenn alfo der Faszikel zu groß würde, 
iſt er in mehrere abzutheilen, der nämliche Nummer beizube: 
halten, und von außen anzumerfen, von weldhem Nummer ans 
gefangen, der Faszifel die Akten enthält. | 


1879 — 1881. ‚877 


- $. 103. 


Ueber die Generalien und Normalien ift ein eigenes Bud) 
zu halten, in welches dieſelben ſämmtlich einzutragen find. „Hier: 
über ift ein genaues Regifter zu führen, und darin der Gegen: 
ftand des Geſezes nach alphabetifcher Drdnung anzumerfen, 
Die übrigen Regiftratursaften haben nur ein Repertorium, das 
auf eine zweifache Art einzurichten ift; nach dem Namen bei: 
der Parteien, welche die Aften betreffen, und nach dem Gegen: 
ftande des Geſchäftes. Beide Folgen. find ebenfalld in alpha: 
betijcher Ordnung einzutragen. Wenn auf eine Partei oder 
ein Gefchäft mehrere Regiftratursaften Beziehung haben, ſo 
find zu Ddiefer Partei oder dieſem Gegenftande des Geſchäftes 
alle Nummern der Regiftraturdaften, die dahin gehören, in 
fteter Fortfezung: beizufügen, Daher iſt bei jeder Rubrik der 
erforderliche Raum: zu laffen, um, wenn es nöthig ift, eine 
mehrere Anzahl von Nummern nachtragen zu können. Damit 
aber dieſes Repertorium wegen feiner Größe nicht zu unbehan: 
delbar werde, jind jedem Buchſtaben zwei abgefonderte Ternio— 
nen zu widmen, in Deren einem die Eintragung nad) dem 
Namen der Partei, und in dem andern nad) dem er 
des Gefchäftes Ai fol, 


$. 104. 


Dem Dorfizenden, dem Untervorjizenden und Räthen fol; 
len auf Verlangen die Akten aus der Regiftratur verabfolgt 
werden; doch den Räthen nur Diejenigen, Die ventweder in ein 
Normale; oder in ein ihnen zugetheiltes Referat einfchlagen. 


1SS1. Hfd. v. 16. Dft. 1786 N. 586, an alle A. ©. 

a) Wenn ein Rath wegen Beförderung, Zubilirung, oder aus einer 
andern Urfahe aus dem Gremio der Stelle austrit, jo iſt ihm der 
Austrit nicht eher zu geftatten, bis er nicht alle ihm zugetheilten Aften 
ausgearbeitet, und fich zugleih beim Präſidio durch den Schein der Regi— 
ftratur ausgewiejen hat, daß derſelbe alle Kanzleiaften, die‘ ihm von 
Zeit zu Zeit zugeftellt worden, übergeben habe. Doc findet die Auf- 
arbeitung der rükſtändigen Aften bei folhen Snd:viduen nicht ſtatt, Die 
aus der. Urfache, weil fie zur Arbeit ganz untauglih geworden, jubilirt 
werden müſſen. 

b) Wenn ein Individuum der Stelle mit Tode abgeht, fo hat die 
Regiftratur alfogleih ein Verzeihnig der Akten, jo bei den Regiftra- 
turen-in Rüfftand ‚haften, zu verfaffen, und dem Prafidio zu überreichen, 
welches fih die Nüferhaltung der rüfftändigen Akten unter _. Haf- 
tung gegenwärtig zu halten bat. 
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c) Muß darauf fefte Hand gehalten werden, daß feinem Indi— 
viduo vom erften bis zum lezten künftig aus der Regiftratur ohne Re— 
zepiffe Aften herausgegeben werden. Die Referenten haben daher ihre 
aus der Negiftratur erhobenen Akten ar diefelbe wieder gegen Zurüfftel- 
lung ihres Rezepiffe abzugeben, die Erpedizionen aber ohne Voraften dem 
Praesidio pro superrevisione zuzufhifen. Jedoch ift der Regiftratur 
aufzutragen, daß Diefelben die von den Referenten zurüf geftellten 
Priora in jo lange, uneingetheilter auf einem beſondern Tifche aufbe- 
wahren joll, ‚bis die Erpedizionen, zu welchen fie beigelegt waren, in 
die Regiftratur felbit gelangen, damit folchergeftalt, wenn etwa Das 
Präafidium bei der Nevifion noch der Einfiht der Voraften bedürfe, 
folhe ohne vielen Umtrieb, und ohne ein neues Zufammenfuchen, gleich 
von dem ſeparirten Tiſche nreganownfn und dem Nraßdie vorgelegt 
werden mögen. 


$ 105. 


Auch den Sefretären iſt e8 geftattet, Die in ihre 5 
zionen einſchlagenden Akten mit Vorwiſſen des Vorſizenden, und 
mit obiger Vorſehung aus den Regiſtraturen zu erheben, Außer 
diefen ift Feinem Gerichtsindividuum, und um fo weniger’ einem 
Fremden, ohne Einwilligung des Präfidiums, nicht nur Fein 
Stüf zu verabfolgen, fondern auch nicht einmal in der er 
ftratur eine Einfiht in die Aften zuzulaffen, 


1882. Hfd. v. 19. Jänn. 1811 N. 922, an ale A. & 


Jede Mittheilung von Aftenftüfen an die Parteien, fowohl in Ab- 
fhrift, old mündlih, oder durch Einficht in diefelben, die Fälle ausge- 
nommen, wo dieſe durch Gefeze und Verordnungen vorgefchrieben ift, 
wird wiederholt, und unter Strafe der Dienftentlaffung auf das ftrengfte 
verboten; und follen die Parteien, welche ein oder anderes Aktenſtük in Ab- 
fchrift zu befommen, oder einzufehen brauchen, von der betreffenden Be— 
börde die Mittheilung oder Einfiht anfuchen, worüber fodann ordentllich 
entſchieden werden muß, ob das Anſuchen zu geſtatten ſei oder nicht. 


Fiskalamt; ſ. 160. 


1SS3. Hkr. Zir. v. 22. März 1833 F. 309 (Mil. 33). 


Nachftehendes, von der k. k. oberften Zuftizftelle dem Hofkriegsrathe 
mitgetheiltes, im Einverftändniffe mit der f. k. allg. Hoffammer an Das 
gal. A. ©. erlaffene Hfd. v. 27. Oft. 1832 3.4851, wird dem allgemeinen 
Militärappellazionsgerichte zur Hinausgabe an die judicia delegata mili- 
taria mixta und an das lombardifch - venezianifche judic. delegat. milit. 
mit dem Beifaze befannt gegeben, daß diefelben in Gemäßheit dieſer Ver⸗ 
ordnung in derlei Fällen ſich ebenfalls zu benehmen haben: * 

»Nach den beſtehenden Vorſchriften iſt dem Fiskalamte nur die 
ſicht der gerichtlichen Akten im Amtsorte des Gerichtes geſtattet, dasſelbe 
aber im Allgemeinen nicht berechtigt, die Ausfolgung der Akten zu fordern. 


189S2 — 1883: . 379 


Sollte indeffen in befondern- Fällen der Rammerprofuratsr aus wichtigen 
Gründen dieſe Mittheilung. der gerichtlichen Aften unumgänglich noth— 
wendig erachten, jo hat er fich dießfalls an das FF. Gubernium zu wenden, 
welches hierüber den Vorfteher des Gerichtes anzugeben haben, und durch 
ihn die Ausfolgung der verlangten Aften, wenn nicht gegründete Anſtände 
Dagegen er erwirfen wird.« 


$. 106. 


Wenn aus der Regiftratur. an jemanden von denen, Die 
"Dazu berechtigt ſind, etwas. erfolgt wird, fol fogleich ‚in dem 
Faszifel, aus welchem das Stüf genommen worden, ein eige: 
ner Bogen gelegt, und auf dieſen geſchrieben werden, an wen, 
und an welhem Tage die Erfolglaffung  gefchehen; , welcher 
Bogen dann, wenn Das erfolgte Stüf zurüf gelangt, wieder 
zu fafliren ift, Auch haben die, welche Akten aus der Regi— 
ſtratur nehmen, einen Empfangſchein auszuſtellen. 

Dabei iſt ein Vormerkbuch über die abgegebenen Stüke 
zu halten, darin jede Erfolglaſſung genau einzutragen, von dem 
Regiſtrator von Zeit zu Zeit nachzuſehen, und nad) Verlauf 
eines jeden Monated von den bei jedem Rathe befindlichen Re: 
giftratursaften ein fchriftliches Verzeihnig dem Vorfizenden vor; 
zulegen, mit der Anmerkung des Tages, an welchem das Stüf 
aus der Regiftratur gefommen, Damit dieſer bei nächfter Rath: 
fizung Die Urſache der Zurüfhaltung erhebe, und wenn feine 
Urfache da ift, Die ungefäumte Zurüfftellung veranlaffe, 


$. 107. 
— die den Parteien auf gerichtliche Bewilligung zurük 
erfolgten Aktenſtüke hat ſich die Regiſtratur jederzeit mit einem 
Erfolgſcheine zu verſehen. 


$. 108. 

Mit Ende jeder Woche hat der Regiftrator dem Einrei— 
hungsprotofolle die Nummern der Erhibiten anzuzeigen, wor; 
über die Akten in die Negiftratur beigelegt wurden; bei jedem 
Stüfe ift der eigentliche Tag der Beilegung, und die Bezeich⸗ 
nung, unter der es in der Regiſtratur aufbewahrt und aufzu⸗ 
finden iſt, anzumerken. 


Ba $. 109. 
Der — hat die an ihn gelangenden Erpedizio: 
nen, wodurch Berichte und Auskünfte abgefordert worden, oder 
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über welde der Stelle nad) einiger Zeit eine weitere Weber; 
reichung gefchehen fol, mit Anmerfung der hierzu beftimmten 
Friſt auszuzeichnen, und mit Ende eined jeden Monates bei 
dem Einreichungsprotofole Punft für Punkt nachzufehen, ob 
der Amtliche Befehl vollzogen worden. Die entdeften Rüfftände 
hat er alsdann mit dem zu jedem Stüke beigerüften Referen— 
ten, fogleicy der Stelle anzuzeigen, Damit durch den Referenten 
der Vortrag zur angemeflenen Betreibung gefchehe, und Die 
Befolgung folder Aufträge nicht in Vergefienheit gerathe. 
As. 110. 

Dei Stellen, Denen verfchiedene Gefchäfte zugleich anver: 
traut, oder die mit Landesftellen vereinigt find, wo alfo die 
Regiftratursaften nad) den verfchiedenen Beftimmungen abge; 
fondert gehalten werden müffen, ift zwifchen den Regiſtranten 
eine überdachte Cintheilung zu treffen, daß ſich wechſelweiſe 
mehrere in den ſämmtlichen Regiſtratursgeſchäften ausbilden, 
und Die zu dem Dienfte .nothwendigen Kenntniffe ee 

S 411; 

Wo das Regiftraturd: und Kanzleiperfonale ‚bei Appella; 
zionsgerichten, Landrechten und Länderftellen vermifcht zu Die: 
nen hat, Fünnen zwar einige vorzüglicd den Gefchäften Diefer 
oder jener, Stelle zugewiejen werden, niemald aber ausſchlie— 
Bungsmweife, ſondern immer jo, daß zwifchen ihnen- ftetd ge: 
mwechjelt, und dadurch theild der Begriff eines, jeder Stelle be; 
fonders eigenen Perfonales ganz vertilgt, theild das Perfonale 
durchaus in allen Kenntnifjen der Gefchäfte unterrichtet, und 
in. Stand gefezt werde, fich wechfelweife zur Aushilfe zu die: 
nen, und vorzüglid Da verwendet zu werden, wo die Arbeit 
häufiger oder dringender ift. | 


MR, 19: 

Die Regiftratur ift eigentlich für Die Beilegung aller. der 
Aften gewidmet, welche bei der Gtelle aufzubewahren jind, 
Daher dem DVorfizenden einer Stelle nur über Diejenigen, Ge; 
Ihäfte feine Privatregiftratur zu halten frei fteht, welche ihm 
etwa, um fie allein und in Geheim zu behandeln, zugefom:; 
men, mithin in Feine Difafterialverhandlung gezogen worden find, 

1884. Hdk. v. 23. Sept. 1785 N. 469, an d. in. u. 0.0.4. ©. 

x) Daß fünftig über die vollführten Prozeßakten nach zu Rechtskräften 

erwachjenem Urtheile ven Parteien die ihnen angehörigen Schriften und 
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Urkunden, gegen Rezepiffe erfolgt werden follen*), für das verfloffene 
aber jet fich mit den alten vorfindigen Privatjchriften dahin zu benehmen, daß 
jelbe nad) und nad mit der Bemerfung, ob es Driginalien, fimple, oder 
vidimirte Abſchriften jeien, Fonfigniret, alle halbe Jahre Die fertig ge- 
wordene Konfignazion durch öffentlihen Druf mit dem befannt gemacht 
werde, daß die Parteien und derjelben Erben, fo die ihnen angebörigen 
Schriften und Urfunden zurüf verlangen, fih binnen ı Jahr mit gehöriger 
Legitimazion fo gewiß zu melden haben, widrigens nach deflen Verlauf 
alle diefe Schriften und angeſchloſſenen Kopien der Urfunden vertilget, 
und nur die Driginalien zurüfgehalten werden würden. Nur verfteht fich, 
dag bierunter jene Urkunden nicht begriffen ſeyn können, welche zu Han— 
den des Gerichts nicht aus Gelegenheit eines Prozefles, fondern aus Anz 
laß des verhandelten adelihen richterlihen Amts bei Abhandlungen oder 
Waiſengeſchäften gediehen find, und die nebftdem zugleich auf ein fünf- 
tiges Sufzeffiongreht einen unmittelbaren und wefentlihen Einfluß haben 
fönnen, als welche allein bei Gerichtshanden noch ferners aufzubewahren 
fommen. 
1885. Hfzd. v. 24. März 1832, an alle Lit. (©. 106). 

Se. Majeſtät haben mit a. h. Kabinetfhreiben v. 8. März 1832 in 
Beziehung auf die Ausfheidung und Vertilgung der unbrauhbaren Regi- 
ftraturd = und Arhivsaften zu befehlen geruht, es fei darauf zu fehen, 
daß bei diefer Mufterung niht auch Aften zur Vertilgung beftimmt wer- 
den, welche noch nothwendig oder müzlich, oder wichtig fein dürften, oder 
es werden fünnten, und auch ſolche, welche, obwohl zum amtlichen Ge— 
brauche nicht mehr dienlih, doch in hiftorifher oder fonftiger Beziehung 
einigen Werth haben oder haben dürften. Die Länderftellen werden daher 
angemwiefen, jene Einleitungen zu treffen, welche erforderlich find, damit 
diefer a. h. Normalweiſung genau entjprochen werde. 


Zehnter Abfchnitt. 
Bon der Auffiht und Kontrolfe über die Stelle. 
I. 
Jährliche Gefhäftsausmweife oder Juftiztabellen. 
$. 113. 

Am Ende eines jeden Jahres follen die Suftizftellen den 
Stand aller Bearbeitungen, die in dem ganzen Sahrgange vor: 
gefallen, in einer ordentlich verfaßten Tabelle ausmweifen, und 
an ihre vorgefezte Behörde einbegleiten, Dagegen ed von Ein: 
fendung der Raths- oder Kommiflionsprotofolle, wenn fie nicht 
ausdrüflich gefordert worden, abzufommen hat. 

Die Einfendung des Standes der Ausarbeitungen iff nad) 
folgenden Muftern einzurichten. Ä 





*) Diefes heißt: errotuliren; f. 672. 
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886 I. Anb. 10, A. Auffiht u, Kontrolle, 


Suftistabellen für das Land in®N m O. Defterreid. 


1SS6. Vdg. d. n. ö. Reg. v. 26. Aug. 1829 3. 45583 (P. 696) u. 
d.:D. D, Neg. v. 3. Sept. 1829 323725 (9. 533). 


Sn Folge der Note des en. ©.» 17 Juli l. J. wird 
folgende Vorſchrift ſammt Formulare allen Gerichtsbehörden auf dem 
Lande zur genaueften Darnachachtung befannt gemacht: 


Die Gerichtsbehörden haben Sorge zu tragen, Daß die Juſtizta— 
bellen, oder wenn im Falle des betreffenden Sahres Fein zur Einſtel— 
lung in diefe Tabelle geeignetes Geſchäft anhängig gewefen, die Anzeige 
dieſes Verhältniſſes längſtens bis Ende Hornung jeden Jahres *) bei dem 
k. k. n. ö. A. ©. einlangn Nah fruchtlofen Verlaufe dieſer Friſt 
werde von den ſaͤumigen Behörden ohne weiters eine Geldſtrafe von 
r0 fl. K. M. eingehoben werden. Die Tabellen find gehörig abzufaſſen, 
und es kommen hierbei insbeſondere bei ſonſtiger Einhebung einer Geld— 
ſtrafe von mindeſtens 5fl. K. M. folgende theils neue, theils erneuerte 
Vorſchriften genau zu beobachten. 

1. Sn der Tabelle find fowohl bet den Streitfahen, als auch bei 
den Berlaffenfhaftsgefhäften und Kriden folgende 3, auch durch beſon⸗ 
dere Ueberſchriften zu ſondernde Abtheilungen ſtrenge zu beachten 
Zuerft kommen jene Geſchäfte anzuführen, welche von früheren Jahren 
herrühren, dennoch aber in die vorausgegangenen Juſtiztabellen nicht 
einbezogen worden ſind, und es iſt hierbei die unterbliebene Einſtellung 
in die frühern Tabellen ſtandhaft zu rechtfertigen; dann ſind gleichfalls 
abgeſondert, die nach Ausweis der frühern Tabellen unbeendigt geblie— 
benen Gegenſtände, und zulezt jene anzuſagen, die in dem Jahre ent— 
ſtanden ſind, für welches die Tabelle überreicht wird. 

2. Sammtlihe in den Tabellen einkommenden Streitfahen find in 
jeder Einzelnen der unter 1) angeführten 3 Abtheilungen in chronologi⸗ 
ſcher Ordnung aufzuführen und mit fortlaufenden Zahlen zu bezeichnen, - 
deren Totalfumme am Schluffe jeder Abtheilung anzufezen kommt, wes— 
wegen zur Erleichterung der Ueberſicht von Seite zu Seite mit der erfor- 
derlihen Raterirung und Uibertragung vorzugehen ift. Auf gleiche Art iſt 
fih bei den Verlaffenfhaften und Kriden zu benehmen, 

3. Beiden Streitfahen ift nur die Klage unter einer eigenen — 
mer der Tabelle einzuſtellen. Der, im Verlaufe der Verhandlung nachge— 
folgten Eingaben aber ift in der Tabelle nur unter der Nummer der Klage, 
und nur in jo fern zu erwähnen, als e8 zur Rachmeifung der Beendigung, 
oder des Standpunftes des Gefchäftes erforderlich. iſt. Pränotirungs- und 
Erefuzionsgefuche find in die Zuftiztabellen nicht einzubeziehen. 

Ber jeder einzelnen Klage find die Parteien und Vertreter, und der 
Streitgegenftand anzuführen, und wenn fein Vertreter eiugefchritten. ift, 
fommt felches ausdrüflic zu bemerken, auch ift, wie es bisher auch ſchou 
geſchehen, in einer befondern Kolumne der Zeitpunkt der Anbringung der 
Klage erfichtlich zu mahen, Die Rubrif der Beendigung der Streitſache 


9 Längſtens bis 15. Jänner (Vdg. d. n. b. Reg. v. 8: Okt. 1832 3. 55676, 
P. 486 u. d. o. d. Reg. v. 11. Oft. 1832 3. 27650. y. 327). — 
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ift in a Kolumnen abzutheilen, welche nachweiſen, ob das Gefhäft durch 
Vergleich, oder durch Urtheil, oder durch Abjtehung von der Klage in 
erfter Inſtanz beendet, oder durch unterlaſſene Fortjezung von Seite der 
Parteien ſiſtirt it, auch Fonimt wie bisher der Zeitpunft der Beendigung 
anzugeben, Bei den noch unbeendeten Rechtſachen ift genau und be— 
ftimmt anzufezen, wie weit ſolche gediehen-find, und welche Hindernife 
ihrer Beendigung entgegen ftehen. s 
In Beziehung auf die Summirung der durch Vergleich oder duch 
Urtheil, oder durch Abftehung beendeten, dann der fiftirten, und der noch 
im Zuge befindlihen Streitfahen findet die unter 2, ertheilte Weiſung 
gleichfalls ihre Anwendung. 

- 4. Bei den Berlaffenfchaftsgefhäften ift, wie bisher der Zeitpunkt 
des Todes, dann der Vor- und Zuname des Erblaffers anzuführten, Doc 
fommt auch der Stand desjelben beizufezen. Wo ein Verlaſſenſchafts— 
Furator beftellt ift, kommt folhes mit Nambaftmahung des gewählten 
Individuums zu bemerfen. _ Unter die Rubrik der beendeten Verlaſſen- 
ſchaftsgeſchäfte dürfen nur jene eingeftellt werden, bei welhen die gericht: 
lie Einantwortung der Verlaffenjchaft bereits bewilligt iſt; bei jedem 
noch unbeendeten Verlaffenjhaftsgefchäfte it erſchöpfend anzugeben, wie 
weit dasſelbe gediehen ift, welhe Hindernijje der: Beendung entgegen 
ftehen und was zur Befeitigung diefer Hinvderniffe vorgefehrt wurde, In 
Beziehung auf die Summirung der beendeten und unbeendeten Verlaſ— 
jenfhaftsgeihäfte dient die unter 2) gegebene Weifung zur Richtſchnur. 

= 5) Bei Kriden ift, wie es bisher gefihah, der Bor-_ und Zuname des 
Kridatars und der Zeitpunft'der Konfurseröffnung aufzuführen, auch iſt 
zu bemerken, ob ein Maſſevertreter beſtellt, und wer hierzu gewählt worden 
iſt. Bei der Angabe des Zeitpunktes des geſchöpften Klaſſifikazionsur— 
theiles, und der genehmigten Nepartizion des Kridavermögens hat es 
zwar zu verbleiben, jedoch kann das Kridagefchaft nur dann ald beendigt 
amgefehen und aufgeführt werden, wenn die. Befriedigung der Gläubiger 
erfolgt, und hierüber der Konkurs nach Maßſtab des Ss: 45 der allg. K. O. 
von der Gerichtsbehorde ausdrüflic für beendet erflärt worden ift. Auch 
bier ift in Beziehung auf Summirung der beendeten und unbeendeten 
Konfurfe die unter 2) ertheilte Vorſchrift anzuwenden. Mebrigens ift bei 
jedem einzelnen Konfursgefchäfte jederzeit anzumerfen, was in Beziehung 
auf die Unterfuchung mit dem Rridatare verfügt worden iſt. 

- 6. In den Suftistabellen fommt jedesmal der Unterſchrift des Juſtiz— 
verwalters beizufügen, von welcher Behörde, und unter welhem Dato er 
zir Ausübung des Richteramtes für fähig erflärt, und warın er für dasfelbe 
beeidet worden ift, 


I88 7. Bdg.d. 1. 8. Reg. v. 26. Hug. 1829 3. 45584 (9. 702). : 


In Folge eines Defrets des oberiten Gerichtshofes v. 26. Juni 1829 
3.2903 it künftig bei Ueberreichung der Zuftiztabellen in dem Einbe- 
gleitungsberichte jedesmal die Totalfuimme aller im betreffenden Jahre ein- 
gelangten Erhibiten anzuſezen, und im der Suitigtabelle ſelbſt, bei den 
darin aufgeführten Urtheilen jederzeit anzumerken, ob fie über mündliches 
oder schriftliches Verfahren erfolgt find. — 


BE 
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1889. m s91 
Sufiztabelle und Ausweife in Böhmen, 


1889. Ihfd. v. 12, Juli u. Vog. d. böh. Gub. v. 3. Dft. 1822 3.39351 
(P. 7411). 


Die bisher übliche Manipulazion, daß die Kreisämter die Zuftiztabellen 
gefammelt, und wenn alle diefe Eingaben von den Zuftizbehörden des 
Kreifes eingebracht waren, dem k. k. A. ©. übermittelt haben, hat den 
Nachtheil nach fich gezogen, Daß das k. k. A. G. außer Stand war, Die 
Hauptjuftiztabelle innerhalb des feftgefezten Termines bei der E, £. oberften 
Suftizftelle einzubringen, weil.die k. Kreisämter diefe periodifchen Eingaben 
nicht zu dem feftgefezten Zeitpunfte dem k. k. A. ©. übergeben haben. 

Damit die Landeshauptjuftiztabelle zur gehörigen Zeit von dem 
k. k. A. ©. verfaßt werden fünne, hat die oberſte Zuftizitelle mit Hfo. 
v. 12. Juli 1822 3. 4157 den Antrag genehmigt, daß die fämmtlichen 
Zuftizbehörden die Zuftiztabellen mit mehr bei den k. Kreisämtern, 
fondern unmittelbar bei dem F. f. A. ©. zu überreichen haben. 

Die k. Kreisämter erhalten daher den Auftrag, den fammtlichen 
Landmagiftraten und DOrtsgerichten im Namen des kak. Obergerichtes in 
Gemäßheit einer Zufchrift v. 29. Zuli 1822 3. 9328 auf das ſchleu— 
nigfte nachſtehende Weifung zu erfheilen: 

1. Sämmtliche Zuftizbehörden des Landes haben die Juſtiztabellen 
und Die damit verbundenen Ausweiſe längftens bis 15. Februar eines 
jeden Sahres um fo gemwiffer bei dem Einreihungsprotofolle des k. E. 
A. ©. einzubringen, oder die unterwaltenden gegründeten Hinderniife 
auszumeifen, als bei dem fruchtlofen Verlaufe diefer Frift für jede 
nicht eingebracte Tabelle von dem Schuldtragenden 5fl. K. M. unnach— 
fihtli eingehoben und gegen die faumfeligen Behörden und Indivi— 
duen mit aller Strenge vorgegangen werden wird. ©. 1892. 

2. Diejenigen Dominten, wo die Ausübung des ftreitigen Nichter- 
amtes an einen benachbarten Magiftrat oder an ein anderes Juſtizamt 
delegirt ift, wo demnach den Wirthfchaftsamtern lediglich die Ausübung 
des adelihen Nichteramtes nah Mafgabe des Hfd. v. 21. Aug. 1788 
zufteht, find gehalten, die nöthigen Ausfünfte zur Ausfüllung der Ru: 
brifen der Zuftiztabellen in Hinfiht des adelihen NRichteramtes den dele— 
girten Behörden-Tängftens bis zum 30. Jän. eines jeden Jahrs zu über- 
geben, und fih über die gefhehene Einbringung mit einem legalen Em— 
pfangfcheine Diefer Behörde zu verfehen, um fih im erforderlihen Falle 
hierüber, oder über. Die ‚eingetretenen gefezlihen Hinderniffe bei dem 
k. kE. A. G. ausweifen zu können, widrigens gegen diefelben mit der näm— 
lihen unter 1. bemerften Strafe ohne alle Ausnahme vorgegangen werden 
wird; die Behörden aber, an welche das ftreitige Richteramt delegirt ift, 
haben dieſe in allen ihren Rubriken gehörig ausgefüllten Tabellen nebit 
den übrigen worgefchriebenen Ausmweifen bis 15. Febr. unerläßlich und bet 
Vermeidung der angedrohten Strafe einzubringen. ©. 2894. Endlich 

3. werden die Zuftizbehörden in der Art für verantwortlid erklärt, 
daß im Kalle der Nichteinlangung der Tabellen oder im Falle der Nicht: 
rechtfertigung der Unterlaffung die ausgefprohene Strafe von 5fl. K. M. 
bei den ordentlih regulirten Magiftraten von dem Vorſizenden und dem 
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Neferenten, bei jenen Magiftraten, wo nur ein einziger geprüfter Rath 
befteht, .von diefem und dem Bürgermeifter,, und bei den Ortsgerichten 
von dem Wirthfchaftsoberbeamten und Juſtiziär, und zwar von einem 
“jeden einzeln eingehoben und die weitern Strafen jedesmal nach Befund 
werden bemeilen werden. 


18S9@. Erlaß d. böh. A. ©. v. 1. März 1825 3. 3557 (9. 33). 
Die k. Kreisämter werden erfucht, den Drtsgerichten und Magiftraten 

der Kreife im Namen dieſes Dbergerihts zu verordnen, daß alljahrlih 
zugleich mit Der Juſtiz-Tabelle die vorgefchriebenen Berfonalftandesaus- 
weife unter Strafe von fünf Gulden Konvenzionsmünze einzubringen, 
die im Laufe des Jahres eingetrettenen Veränderungen aber jedesmal 
ſogleich, wie fie ftatt finden, dem Appellationsgerichte anzuzeigen feien. 


418914. Erlaß des böh. A. G. v. 17. Jäner 1831 3.715 9.29). _ 


7 Mit höchitem Hofdefrete vom 7. Jänner 1831 9. 3. 7491 ift über 
Anfuchen des Prafidiums des f. k. Rechnungsdirektoriums verprdnet wor— 
den, eine nad) dem Inhalte des Hfd. vom 19, Februar 1830 eingerichtete 
Ausweifung der Depofiten, welche fih am 31. Dez. 1830 bei, allen mit 
der Zivilgerichtsbarfeit verjehenen Magiftraten der Städte im Königreiche 
Böhmen befunden haben, unfehlbar und längftens bis lezten April 1831 
an den k. k. oberften Gerichtshof zu überreichen, auch künftig jedes Jahr 
ähnliche Ausweiſungen der Depofiten zugleich mit den Zuftiztabellen ein- 
zufenden, auc jene Behörden, von welchen die Zuftiztabellen nicht in den 
eriten Tagen des Monats Jänner vorgelegt werden jollten, zur unverzüg- 
lichen Ueberreihung derfelben auf das nachdrüklichſte zu betreiben, 

Zugleich wurde mit diefem hohen Hofdekrete die allerhöchſte Entſchl. 
vom 23. Dez. 1829 wegen Bejhleunigung der. Einfendung der Juſtiz— 
tabellen mit dem Beifaze in Erinnerung gebracht, ſämmtliche Zivil- und 
Kriminalgerichte, von welchen die Zuftiztabellen nicht in den erften Tagen 
des Monats Jänner follten vorgelegt werden, jogleic zur unverzüglichften 
Ueberreihung derjelben auf Das nahdrüflichite zu betreiben. 

Diefer h. Anordnung zu Folge wird der zur Einbringung diefer 
Tabellen und der jonftigen Beilagen mit der Verordnung vom 13. März 
1827 *) beftimmte Termin ftatt auf den 15. Februar jeden Jahres hier— 


*) Vdg. d: böh. A. G. v. 13. März 1827 (9. 31). nr, Hadeg- 
Da es zur genauen Auffiht und Beförderung der Juſtiz unerläßlich iſt, dag 
das k. k. Appellaziong: und Kriminal:DObergericht bei Anfang jeden Jahres von 
dem Ausarbeitungsftande eines jeden Untergerichtes und’ deſſen pflihtmäßiger 
Ihätigfeit in dem verfloffenen Zeitraume fo ſchnell als möglich in Kenntnig 
Fomme, Die Erfahrung aber gezeigt hat, daß Durch die bisher vorgelegten Juſtiz— 
tabellen dieſer Zwek nicht erreicht werde, da die meiften Unterbehörden das _bis- 
her zum Grunde gelegte, nach der allg. Geriätsinftrufzion für die Landrechte 
und Magiftrate beftimmte Formulare theils gar nicht verftehen, theils irrig dus- 
legen, und johin die meiften der eingehenden Tabellen oft und fogar mehrmals 
zur Verbefferung zurüfgefandt werden müſſen; fo hat diefes ka E. Appellazions: 
und Kriminal- Obergericht befunden, zur Vereinfachung und Erleichterung des 
Geihäftes für die Stadt: und Ortsgerichte ein mehr einfaches, dem Zweke ent: 
ſprechendes Formular für die Suftiztabellen zu entwerfen, nach welchem ſich die 
genannten Gerichte vom 1. Jänner 1828 anzufangen unerläßlich zu richten, und 
nach demjelben ihre Zujtiztabellen ausjufertigen haben. Dem 17. wird demnach 
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mit längftens bis 15. Jänner jeden Jahres -unter dem in der: erwähnten 
Verordnung angedrohtene Strafen feitgefezt, mit welhen Zuftiztabellen 
auch die Magiftrate der Städte und Marftgerichte den Ausweis über Die 


in der Anlage das Formular zu der Suftiztabelle mit nachſtehenden Erläuterun— 
gen zur genaueften Beobachtung zugefertigt. 

-L Die erfte Hauptrubrif enthält ſämmtliche durch das Einrei— 
chungsprotokoll der Gerichtsbehörden eingelangten Stüfe. 

a) Auf der erjten Linie diefer Hauptrubrik find pflichtmäßig und gewiſſen— 
haft aufzuführen: 

1. in der erften Kolumne die Gefammtzahl der von den früheren Jahren 
rüufftändig gebliebenen Eingaben, uud es veriteht fi von jelbft, Daß hierunter 
geichloffene Prozeſſe, Konkurſe und Abhandlungen, ‚als für welche bejondere 
Rubriken beftehen, nicht einbezogen werden dürfen, fondern fich lediglich auf die 
durch das Einreihungsprotsfoll eingegangenen Erhibiten zu beichränfen jei; 

2. in die zweite Kolumne ift die Gelammtzahl der in dem Fahre, für wel— 
ches die Tabelle ausgefertigt wird, in dem Einreichungsprotofolle eingelangten 
Erhibiten anzujezen; i 

3. die Summen der in der erften und zweiten Kolumne angefezten Zahlen 
geben die Zahl für die erfte Linie in der dritten Kolumne als Gefammtzahl 
aller der. im Laufe des Jahres zum Vortrag geeigneten Stüfe, 

b) Auf die zweite Linie der erften Hauptrubrif gehören fofort die Summen 
der von den auf der eriten Linie diefer Rubrik im Laufe des Jahres wirklich 
erledigten Stüfe; - 

1. der erledigten Rüfftände von den-früheren Jahren, 

‚2, dererledigten Stüfe von den im Laufe des Sahres felbfteingelangten Exhibiten, 

3. der Gejammtzahl der erledigten Stüfe, ehr 

c) Die dritte Linie der erften Rubrik ergibt fih ſonach durch eine einfache 
Subtrafzion, und gibt die Zahl der unerledigt gebliebenen Stüfe als Rükſtand 
für das nächte Sahr. f 

U. Die zweite Hauptrubrif enthält die geichloffenen mündlichen und 
inrotulirten ſchriftlichen Prozeile. 

Bei diejen iſt nun in der erſten Kolumne: N 

a) die Gefammtzahl jowohl der won den frühern Sahren unerledigt ge: 
bliebenen, als der im Laufe des, Jahres, für welches die Tabelle ausgefertigt 
wird, geihloffenen, oder inrotulirten Prozeſſe zufammengenommen anzujezen; 

b) in der zweiten Kolumne die Öefammtzahl ſämmtlicher im Laufe des Jah: 
res dur Urtheil erledigten Prozeſſe, ohne Unterſchied, ob fie in früheren, oder 
im lezten Jahre geichloften werden; 

p c),in. die dritte Kolumne die, Geſammtzahl der Dur) Bergleich abgethanen 
—— -Surut 

q in die vierte Kolumne jind die unerledigt gebliebenen, geſchloſſenen oder 

inrotulirten Prozefle .anzufezen, dieſe jedoch nadı Ausweis des Formulars ein- 

zeln, und zwar mit Vorſezung einer fortlaufenden Serials Iummer, dann ın 

hronologiiher Ordnung mit Aniezung des Tages, an weldhem der mündlich ver— 

handelte Prozeß geichloffen, oder der Ichriftlich verhandelte inrotulirt worden ift, 

In gleihen Linien mit, den aufgeführten einzelnen noch unerledigten Pro: 
zeiten iſt zugleich in der fünften, Hauptrubrik die. Urſache, warum der Prozeß, 
nod im Rüfjtande verblieben, Furz, erſchöpfend und gewiſſenhaft anzuzeigen. 
ä Ber OHR dritte Hauptrubrif. ift für die Konfurje beftimmt. Auch bei 

ieſen i 
in der erſten Kolumne die Geſammtzahl der von. dem vorigen Jahre rük— 
ftändig verbliebenen und in diefem Jahre neu eröffneten Konfurje anzujezen; 

b) in der zweiten Kolumne. die Zahl der: im ‚Laufe des Jahres beendigten 
und erledigten Konfursverhandlungen; h 

c).die dritte und vierte Kolumne ift für die noch unerledigten, ‚oder bangen: 
den Konfurfe beftimmt, und ift hier in der dritten Kolumne unter Vorfezung 
von, Serial- Nummern der Name, der Kridatars, in der vierten der Tag, an 
welchem der Konkurs eröffnet worden, anzufezen, und iſt auch beiden Konfur- 
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bis legten Dez. jeden Jahres bei denfelben befindlichen Depofiten, fo mie 
fie mit der Freisämtlichen Verordnung vom Jahre 1830 abgefordert wor- 
den find, einzubringen haben. ; 

In Folge diefer h. Anordnung werden daher die k. Kreisämter er- 
ſucht, die gefammten in den Kreifen befindlichen Gerichtäbehörden von 
diefer Anprdnung unverweilt zu verftändigen, und die Bothenregifter der 
f. k. Appellagionsgerihte mit möglichfter Befchleunigung und für jeden 
Fall noch vor dem 15. Feb. I. 3. einzufenden. 


jen (fo wie eben bei den Prozeſſen) die hronologiihe Ordnung nad) dem Tage 
der ei zu beobachten. 

Auf derſelben Linie, wo die noch unbeendeten Konfurfe in der vierten oder 
fünften Kolumne der II. Hauptrubrif angefezt find, it in der fünften Haupt: 
rubrif die Urfache des Rükſtandes in der Art kurz anzufezen, daß daraus er- 
fihtlih werde, wie weit die Verhandlung gediehen fei, was der Beendigung im 
Wege ſtehe, und was zur Befeitigung der Hinderniffe veranlaßt worden ift. 

IV. Die vierte Hauptrubrif enthält die Verlaffenichaftsabhandfungen, 
und iſt ji bei denfelben in der nämlichen Art, wie bei den Konfurfen zu be- 
nehmen, fohin 

a) in der erften Kolumne die Gefammtzahl der von den vorigen Sahren uf: 
erledigt gebliebenen, und in dem Sahre, für welches die Tubelle lautet, neu zu: 
gewachfenen Berlaflenfchaftsabhandfungen zufammengenommen anzufezen; 

’ b) in die zweite Kolumne die Gejammtzahl aller im Laufe des Sahres be— 
endeten älteren und neueren. Abhandlungen zufammengenommen ; 

ec) in die dritte und vierte Kolumne die noch unbeendeten Berlaffenfchafts- 
abhandlungen, und zwar in die dritte Kolumne mit Serial-Nummern der Name 
des Erblaffers, in die vierte Kolumne der Sterbetag desfelden, und ift fi) aud) 
hier die Beibehaltung der hronologifhen Ordnung nad) dem Sterbetage des 
Erblaffers gegenwärtig zu halten. 

Auf derfelben Linie, auf welcher die noch hangende Verlaffenfchaftsabhand: 
fung angefezt erfcheint, ift in der fünften Hauptrubrif die Hemmungsurfade 
und was zu deren Bejeitigung veranlaßt worden, Furz anzufezen. 

V. Da diefe fünfte Hauptrubrif ſich gemeinichaftlich auf die I., IT. und 
IV. Hauptrubrif bezieht, To verfteht es fih zur Beſeitigung jeder Unordnung 
von felbft, daß der Ausweis der Konfurfe erft da anfangen dürfe, wo der Aus— 
weis der Prozeffe geichloffen wird; der Ausweis der Verlaſſenſchaftsabhand— 
lungen erft da, wo fich der Ausweis über die Konfurfe fchliegt. 

Uebrigens ift noch Nachftehendes zu beobachten: 

1. Am Schluſſe der Tabelle iſt eine Furze Wiederholung des Inhalts anzufezen ; 

2. die gejezlihe Klaufel: daß die Tabelle aus dem Cinreichungs- und Ver: 
laffenichaftsprotofofle, dann den Gerichtsakten gemwiffenhaft und pflihtmäßig aus— 
gezogen worden fei; R ern 

3. tft die Tabelle von dem erften Wirthichaftsbeamten und dem Juſtiziär, 
bei den Stadtgerichten aber von dem Stadtrichter und dem Stadtfihreiber, zu 
unterfertigen, und 

4. jedoch nur für den Fall, daß fie aus mehreren Bögen beftehen follte, 
mit einem Faden zu durchziehen, und diefer mit dem Amtsfiegel zu verſehen; 

5. die feparirten Verlaffenfchafts- und Konfursausweife haben aufzuhören; 

6. die Perfonalftandsausweife, und jene über die den Advokaten ertheilten 
Korreftionen aber find noch wie vor dem in separato auszufertigen, jedes) jedes: 
mal den Suftiztabellen anzufchließen, und mit einem und demfelben Amtsberichte 
einzubegfeiten, £ er: 

7. endlich hat das ıc. in pflichtmäßiger Befolgung der in Gemäßheit des 
Hfd. v. 12. Juli 1822 von diefem A. G, am 29. nämlichen Monats erlaffenen, 
von dem F. f. Gubernium dur die k. Kreisämter den gefammten Gerichts— 
behörden unterm 3. Oft. 1822 intimirten Verordnung diefe Tabelle jedesmal 
zuperfäffig fängftens bis zum 15. Febr. jeden Sahres, bei Vermeidung der g 
diefer Verordnung angedrohten unnachfihtlihen Strafe, einzubringen. 


Ds 
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1892. Erlaß des böh. U. ©. v. 6. Juni 1832 N. 3. 8836 (P. 258): 


Se. k. k. Majeſtät haben aus Anlaß eines einzelnen Falles in Folge 
Ihfd. v. 25. Mat 1832 9. 3. 2203 dem k. k. A. ©. zu befehlen ge- 
ruht: daß Die in den A. Erläffen v. 13. März 1827 und 17. Säner 
1831 für den Fall der Verſäumniß des zur Einfendung der Zuftigtabellen 
bis 15. Jänner jeden Jahres feftgefezten Termins angedrohte Geldftrafe 
von 10 fl. 8. M. künftig auf a fl. K. M,, unb zwar mit a fl. K. M. 
wider den Bürgermeifter, und rüffichtlich obrigfeitlihen Amtsvorſteher, 
mit 2 fl. K. M. aber wider den Magiftratöreferenten, und rükſichtlich 
Jüſtiziär, herabzufegen fei. — Diefe Herabfezung wird mit dem Beifaze 
fund gemacht: daß bei jeder Nichteinhaltung des beftimmten Termin 
dieſe gemäßigte Geldſtrafe unnachfichtlich eingetrieben, und die rufftändige 
Suftigtabelle unter der Doppelftrafe betrieben werden würde. 


1893. Erlaß des böh. A. G. v. 28. San. 1833 3. 2377 9. 21). 
Da in Folge Ihfd. v. 31. Dez. 1832 9. 3. 7357 die bisher ab- 
gefondert überreichten Ausweife über die bei den Meagiftraten, Stadt: 
und Marftrihterämtern befindlichen Deppfiten unterbleiben ; fp werden 
die f. Kreisamter ꝛc. erjucht, fammtlichen in’ den Kreifen befindlichen 
Magiftraten, Stadt: und Marftrichterämtenn im Namen diefes f. E 
A. ©. zu verordnen, der alljährlich in der beftimmten Frift einzubringen- 
den Zuftiztabelle nachfolgende Rubrifen beizufügen, ald: »Depofiten, 
welche fih am 31. Dez. — befunden haben,« und zwar mit den 
Unterabtheilungen: baares Geld, Wiener-Währung, Konvenzions-Münze, 
dffentlihe Dbligazionen, Privat-Obligazionen, Wiener-Währung, Konz 
venzions-Münze, Dann Präzioſen. 


3) Allgemeine Ueberſichtstabelle. 


1894. Hfd. v. 18. April 1823 N. 1935, an d. n. öſt. U. ©. 

Damit die oberſte Zuftizftelle nicht nur eine kurze Ueberſicht über 
den Geſammtſtand der noch unbeendigten älteren Erbs- und Konkurs— 
verhandlungen erhalte; fondern auch in den Stand gefezt werde, die 
Bollftändigfeit der nachfolgenden perivdifchen Ausweife diefer Art gründe 
lich würdigen zu fonnen; fo wird fünftig dem Berichte, womit die ta= 
bellarifhen berichtlihen Ausweife der ſämmtlichen Referenten des n. ft. 
Landrechtes vorgelegt werden, immer eine allgemeine Weberfichtötabelle 
beizulegen fein, weldhe nah dem beiliegenden Formulare zu verfaſſen 
und entjprechend auszufüllen fein wird. “ 
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Allgeneine Neberfichtstabelle. 


| der mit Ende des Jahres 18. . noch unbeendigt gebliebenen Altern 
Erbs= und Konkursverhandlungen, welche fchon vor dem 1. Jän⸗ 
ner 18... eingetreten find. 





Erböverhandlungen. Konfursverhandlungen. 
Name 
des Jahr des Name Jahr der Name 
Referenten. || Sterb- des Konfurs- des, 


falles. Erblaffers. eröffnung Kridatars, 


Sind fomit unbeendigt in allem: 
Erböverhandlungen . . . ; 
Konkfursverhandlungen . , 
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4), Öeheraltabeile des A. G. 


1895: Hfdıv. 2. Juni 1784 N. 299, an alle U. ©. 


Die MG haben von jedem ihm unterſtehenden  Drtsgerichte die 
ftandbafte Auskunft abzufordern, was bei demfelben im Laufe des Jahres 
für Prozeſſe, Verlaffenfhaftsabbandlungen und Kridaverhandlungen vor- 
gefallen, welche in ein fd anderen geendigt, welche, und aus was für Urs 
fahen diefelben hangend feien. Hieruber haben jedem DOrtsgerichte, fd 
wie es der Dienſt fordert, die Belobungen oder Ausftelungen zuzugehen; 
aus dem totali aber aller diefer Berichte ift jodann eine Generaltaz 
belle zu formiven, und bei jedem Ortsgerichte nach den vorgelegten Rus 
brifen die, Zahl der ‚exledigten oder haftenden. Prozeſſe, Abhandlungen, 
Konkurſe anzumerfen, und diefe Tabelle der höchften Einfiht vorzulegen, 
Die Rubriken der Tabelle aber find: 33 . 
1) Name des Drtögerichtes im Kreife. 


2) Prozeſſe: 4) Berlaffenfhaftsabhandlungen : 

a) vorgefommene; a) vorgefommette; 
b) beendigte; b) beendigte; 
e) rükſtändige. e) rükſtändige. 

3) Kridaverhandlungen: 5) Hinausgegebene Ausweife: 
a) vorgefomntene; a) mit Bemänglung; 
b) beendigte; b) ohne Bemänglung ; N 
ec) rükſtändige; c) mit Belobung. | 


5) Zeit der ECinfendung: 


1896. Hfd. v. 12. Jan, 1821 N. 1729, an d. n. öſt. U. ©. 


In Zufunft ift von jedem Drtsgerichte, welches längftens bis Ende 
Februar eines jeden Jahres feinen durch das Hfd. vom 3. Juni 1784 
N. 299 der 3. ©. ©. vorgefhriebenen Gefhäftsausweis dem A. ©, 
nicht wirflich vorgelegt hat, auf der Stelle und ohne Nachſicht ein Straf 
betrag von 10 fl. K. M. zum Tarfonde einzutreiben; das A. ©. hat 
fih aber gegenwärtig zu halten, daß der Hauptausweis von demfelben, 
in jedem Jahre bis längſtens Ende April der oberſten Juſtizſtelle vor— 
gelegt werde. | 


189. Hfd. vı 15. Jän. 1830 N. 24146, an alle A. ©. ’ | 


Es ift dafür zu forgen, daß die bisher vorgefchriebenen jährliche 
Gejhäftsausweife ſowohl des A. ©. felbft, als auch der untergeordneten 


Y 
‘ 


*) Zir, d. in. ö. küſt. A. ©. v. 30. Jänner 19833 (P. Steier. 54). } 

Mit hohem Hofdefrete der k.k. oberiten Suftizftelle 9. 21. Dez. 1832, vrif 

24. Sänner 1833, Hofzahl 7357828, wurde diefem k. k. WU. ©. bedeutet, di 

leberreihung der ſeit dem Sahre 1830 vom A. G. dem oberften Gerichtshoft 

Horgelegten eigenen Hauptüberficht der Depofiten der landesfürftlihen Gerichte 

und der Magiftrate kann von nun an unterbleiben. Ati: ne 

Welches den ſämmtlichen untergeordneten Gerichtsbehörden zur Wiſſenſchaft 

mit dem erinnert wird, daß die Ueberreichung der Depoſiten-Ausweiſe von nun 
an zu unterbleiben habe, 
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Gerichte erſter Juſtanz, laͤngſtens bis: 1..Mang des folgenden Jahres 
der oberſten Juſtizſtelle vorgelegt werden.*) 


II. 
Vierteljaͤhrige Prozeßausweiſe. 
—— 


Be dem ſoll von den erſten Behörden von Biertel zu 
Vierteljahr über die im Rükſtande haftenden inrotulirten Pro: 
zeffe das Verzeihnig dem Appellazionsgerichte überreicht, und 
bei jedem Prozeſſe der Referent ar der Urfache des Rüfften 
des angemerkt werden. 


1WS9S. Hfv. v. 3. Febr. 1797 R. 336, an alfe A. ©. 
Sp wie den erften Inftanzen nad) Vorſchrift der Manipulazion ob— 
liegt, alle 3 Monate die Liſten der im Rükſtande haftenden Prozeſſe mit 
Anzeigung der Zeit, von der fie unerledigt find, dem A. ©. zu überreichen, 
fol auch das A. ©. fünftig die Liſte der bei demjelben unerledigt — 
den Prozeſſe der Hofſtelle vorzulegen ſein. 


III. 


Vierteljährige Konkursberichte; ſ. 1467, 1468, 
14790 u. 1471. 


IV. 
Bierteljährige Berihtsausmweife. 


1899. Hfd. v. 23. März 1792 N. 7, an alle A. ©. 


Bon der den A, ©. duch Hfd. v. 30. Jänner 1792 aufgetral 
genen Einfendung der Ausweife über die ihnen zugefommenen Hfd 
oder Beſcheide hat es abzukommen; an deſſen ſtatt haben die A. ©. 
son 3 zu 3 Monaten ein VBerzeichniß jener Berichte an die Hofitelle 
einzubegleiten, welche von ihnen erftattet worden, und worüber che 
noch feine Erledigung zugefommen if. 


1909. Hfd. v. 6. Dft. 1820 N. 1706, an — A. ©. mit Ausm 
v. Boh. u. Öaliz. **). 


Damit die oberfte Zuftizftelle die vollftändige Verſſcherung —— 
ob fammtlihe von den A. ©. an dieſelbe abgeſendeten Hofberichte gehörig 


ja urn ram 


= Zufolge diefes Hfd. wurde den Gerichten erfter Inftanz in Illirien mit 
Beziehung auf die Vdg. v. 30. Dft. 1820 3. 8637 aufgetragen, den Gejchäfts: 
ausweis längftens big Ende Jänner jeden Jahres mit Einrechnung des Poſten— 
laufes bei Gewärtigung der in gedachter Pi angedrohten Awangsmaßregeln 
dem A. ©. vorzulegen (Mög. d. in. ö küſt. U. ©. v. 27. Sänner 1830 3. 1574, 
P. Steier. 65 u. Laib. 42). 

**) Für das Küftenland erfloß diefe Bdg. am 30. Sept. 1820. 
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einlangen; und eben fo, ob ihre Hpferledigungen insgefammt an die 
A. ©. gelangen, ift es erforderlich, daß jedes A. ©. von 3 zu 3 Mo— 
naten in einer nach dem heigeſchloſſenen Formulare abzufaffenden Tabelle, 
unter Anführung des Namens des Referenten, der Cinlagszahl, des 
Gegenftandes und des Tages der Abfendung durch die Poft oder den 
Poftwagen, oder aber bei dem n. ö. A. ©., der Ueberreihung an das 
Einreihungsprotofoll, alle jene Berichte ausweife, worüber demfelben 
während der drei legten Monate von dem Tage der Abfendung noch keine 
Hoferledigung zugekommen iſt. 


Ausweis 


der noch nicht eingelangten Hoferledigungen über folthenb⸗ bis Ende 
des Monates — 18 .. — ee 


By der 
2 Son Beförde— 
Referent. a a Gegenftand. | rung an 
9994- die oberfte | ⸗ 


Juſtizſtelle. 


1901 — 1905. 901 
V. 


Jahresbericht und Tabelle er bie. Ausfultanten; 
ſ. 1680 6. 


3901: Reſol. v. 31. Dft. 1785 N. 489, an alle A. ©. 


kkk) Bei den Landrechten ſowohl, als den Magiftraten der Haupt- 
ftädte, wo Ausfultanten beftehen, fol alle Jahre ein getreuer Bericht . 
über derfelben wahre Befchaffenheit erftattet, und, damit die Pläze 
niht brauchbaren Leuten benommen werden, diejenigen ohnemweiters ent— 
laifen werden, die von Seiten ihrer Geiftesgaben, ihres Karafters, oder 
ihres Fleißes gejchifte Räthe zu werden nicht erwarten laffen. 


1992. Hfd. v. 1. März 1799 N. 453, an d. gal. A. ©. 


Vermöge Hfd. v. 31. Okt. 1785 N. 489, kkk, foll von den Land— 
rechten nach DVerlauf eines jeden Jahres ein getreuer Bericht über die 
Beihaffenheit der Ausfultanten erftattet werden, woraus ihre Geiftes- 
gaben, ihr Karafter und ihr Fleiß beurtheilt werden möge. 

Daher bat das A. ©. den ihm unterftehenden Landrechten aufzu⸗ 
tragen: daß ſie fernerhin Tabellen einſchiken, in welchen anz zuzeigen iſt, 
ſeit welcher Zeit jeder Auskultant aufgenommen ſei; zu toelcer Dienſt⸗ 
leiſtung er verwendet werde; ob, und durch welche Zeit er mit oder ohne 
Erlaubniß abweſend war; welche Fähigkeit nach den verſchiedenen Abſtu— 
fungen, eine vorzügliche, gute, oder auch nur mittelmäßige und geringe 
derſelbe beſize; welchen Fleiß und in welchem der obigen Grade er den— 
ſelben äußere; und wie ſein ſittliches oder unſittliches Betragen be— 
ſchaffen ſei. 


19903: Hfd. v. 3. Juli 1821 N. 1775, an alle A. ©. 


Die Abfenz- und Verwendungstabellen der Ausfultanten eines jeden 
Landrechtes find zugleih mit dem jahrlihen Arbeitsausweiſe desjelben, 
mit einem Berichte an die oberſte Zuftizitelle vorzulegen. 


1904. Hfd. v. 9. April 1822 WR. 1860, an alle A. ©. 

Da fich feit einiger Zeit ein bedeutender Andrang von Kandidaten zu 
. Zuftizdienften zeigt, haben Se. Majeftät anzuordnen geruht: daß bei den 
jährlih von den Landrechten vorzulegenden Berichten über die Verwen— 
dung und Fähigfeiten = Ausfultanten, mit ftrenger Unparteilichfeit, 
ohne einer unzeitigen Milde Plaz zu geben, vorgegangen werde, Damit 
nicht minder taugliche oder befchranftere Individuen beibehalten werden, 
und vorzüglihe Subjefte hintangewiefen werden müſſen. 


2995. Hfd. v. 2. Dez. 1825 N. 2149, an alle A. ©. 

Se. Maj. haben zu befehlen geruht: daß, da bisher die vorſchrift— 
mäßig alle Jahre -überreichten Tabellen über die Ausfultanten nicht, auf 
eine folhe Art verfaßt feien, wonah das Hfd. v. 31. Dft. 1785 RN. 
489, kkk, der 3. ©. S., mit Beruhigung in Anwendung gebracht 
werden könne, ſämmtlichen landesfürftlihen Juſtizbehörden, bei welchen 
fih Ausfultanten befinden, und ihren Prapidien aufzutragen fei, in 
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jedem fünftigen Jahre mittelft des vorgefchriebenen Ausweifes eine ge- 
wiffenhafte Neuferung über ihre Ausfultanten, nah Mas der beftehen- 
"den Gejeze und des Hfd. v. 31. Oft. 1785, kkk, insbefondere über 
den Umftand, ob und welhe Ausfultanten von Geite ihres Karafters, 
ihrer Geiftesgaben und ihres Fleißes geſchikte Näthe zu werden, nicht 
erwarten laffen, dur die A. ©. an die oberſte Juſtizſtelle einzufenden, 
und dabei denfelben zu bedeuten, dag Se. Maj. fie für die Wahrheit 
und Gewiſſenhaftigkeit dieſer Aeußerung verantwortlich machen. 


1906. Hfd. v. 5. Jänner 1827 N. 2249, an d. böh. A. ©. 


Uebrigens hat fih das A. ©. auf gleihe Art, wie es in Folge der 
die Landrechtsausfultanten betreffenden h. Entjchl. v. 22. Nov. 1825 durch 
das Hfd. v. 2. Dez.1825 N.2149 der. G. ©. ©. verordnet worden tft, von 
dem prager Bürgermeifter alle Jahre, gleichzeitig mit den Geſchäftsausweiſen 
des prager Magiftrated, die gewillfenhafte Neußerung über das Betragen 
und die Verwendung fammtlicher Ausfultanten des Magiftrates vorlegen 
zu laffen, und hierüber fein Amt genau nad den beitehenden Geſezen 
zu handeln. 


string, 
Sährlihe Abfenztabellen. 


1907. Hfd. v. 7. Dez. 1826 N. 2238, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben zu verordnen geruht: dag in Zufunft die wäh— 
rend eines Sahres fi) ergebenden Abfenzen der Präfidenten und Vize: 
präfidenten einer Gerichtäbehörde gleichfalls in der jährlihen, der ober- - 
ſten Zuftizftelle zu überreihenden Abfenztabelle aufzuführen, und diefe 
Abfenztabellen rüffichtlic des am Nathstifhe dienenden Perſonales aus 
den Rathsprotofollen, mit Anzeige der nicht beſuchten Rathstage, zu ver— 
faſſen ſeien; den Präſidenten und Vizepräſidenten einer Gerichtſtelle aber, 
da von deren Anmwefenheit und zwefmäßigen Leitung das ganze Gedeihen 
der Gerichtäftelle wefentlih abhängt, ohne a. h. Bewilligung Feine längere 
Dienftesabmwefenheit im ganzen, als von 6 Wochen geftattet werde. 
-Diefe a. h. Entſchl. wird dem A. G: ſowohl zur eigenen genaueften Be— 
folgung, als zur weiteren diesfälligen Verfügung an die unterftehenden 
Gerichtsbehörden mit dem ferneren Auftrage befannt gemacht, die Abjen- 
zen der Präfidenten und DVizepräfidenten, fo wie des Perfonales des 
Rathstiſches, der a. h. Entſchl. zufolge, In den zu verfaffenden Abfenz- 
tabellen aufzuführen. 


1908. Hfd. v. 16. März 1827 N. 2268, an alle A. ©. 


Vom 1. Jänner 1827 an, find die Abjenztabellen des A. ©. von 
dem A. Prafidium nad dem beigefügten Mufter auszufertigen und zugleich 
mit dem jährlichen Gefhäftsausmweife des A. G. an die oberſte Juſtizſtelle 
zu begleiten. Nebſtdem hat das A. ©. zu verfügen, daß die Abjenz- 
tabellen auch von den ihm untergeordneten Gerichtsbehörden, deren Ge— 
fhaftsausmweife von demfelben der oberften Se vorzulegen find, 
auf gleiche Art abgefaßt werden, 


1906 — 1908. ee 
Abfenztabelle 


des — A. ©. für das J. 18. ., worin ausgewieſen wird, welche 
Sndividuen feines am Nathstifche dienenden Perfonales, nebft den Bors 
ftehern der Kanzleiabtheilungen, und durch welche Zeit, wegen 
Krankheit, auswärtiger Verwendung, oder mit Urlaub, dem 
ordentlichen Dienfte or wareıt. 


Wie lange = au 
Name und Grund der Dauer nn. längere 
Amt der | Abmwejen- ge Ausblei— Anmerkungen 
—— u Sieg Abwefenheit. willigung Behr 
j gedauert tigt wor: 
habe. den. 
] 
MR. Pra- Eigene An='v. 16. bis25. 
fivent gelegenheit Zuli | Aug. 
N.N. Rath Erfho- iv. 1. |b. 19.|». 14. bis Durd 
pfung der | Zunti | Zuli | 19. Zuliidas Aus- 
Kräfte treten d. 
Fluſſ. N. 
N. N. Rath Unterſu- v. a. b. 20. Auf h. Anord⸗ 
hung des März | April nung v. Nr.. 
Magiitra- 
tes zu N. \ 
N. N. | Krankheit |v. 22.6. 31 
Rathspro⸗ Okt. Dez. 
tokolliſt 
N. N. Ex-Erbſchafts- v. 15. b. 15. Mit h. Bewilli— 
pedits- | ausglei- Jänn. März gung v.. Nr.. 


direktor chung 
N. N. Re Unpäßlich- v. 27. bis 4. 
giſtraturs⸗ keit Febr. März 
direktor 


IN. N. — Krankheit v. 10.6. 20. 





reichungs— | April Juni 
protofolls- 

direftor | 

Derfelbe | Badefur |v. 28. b. 24, 


Suli | Aug. 


N. Brafident. 
N. Rath u. Kanzleidireftor. 
PK. am . . Ganner 18... 
N. N. Rathsprotokolliſt. 
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VII. 
Urlaub. 


D Ertheilung und Einhaltung desſelben bei Staats— 
beamten überhaupt. 


1909. Hfd. v. 6. u. 13. Aug. 1784 (K. 7. 923). 


Da bei dem dermaligeu vom 1.d. M. neu regulirten Beſoldungs— 
ftande Die fammtlihen Quftizftellen jehbr vermehrte Bejoldungen über: 
fommen; jo ſoll Fünftig die beftimmte ſechswöchentliche Abfentirung, 
deren ein jedes Kapo und Rath bisher jährlich fih gebrauchen Fonnte, 
ganzlic aufhören, und ſich alle Beamte das ganze Jahr hindurch der ihnen 
obliegenden Arbeit mit der möglihften Verwendung ununterbrochen 
widmen; doch wird es von der Einficht des Chefs abhängen, wenn befon- 
dere häusliche Umftände es erfordern, feinen Subalternen, die e8 ans 
ſuchen, auf eine furze Zeit zu erlauben, fich dergleihen Gejchäfte zu ent— 
halten. Nur muß von jedem Chef die Einleitung "getroffen werden, 
daß die einem jeden Beamten das ganze Jahr hindurch zu ftatten gekom— 
mene Abfenzzeit nach den Tagen und Wochen vorgemerft, und Sr. Maj. 
jahrlich hiervon der Ausweis von jeder Stelle und von jedem Beamten 
zur Einficht vorgelegt werde. Uebrigens verfteht es fih von felbft, daß 
dergleichen Erlaubniffe nur in jo weit ertheilt werden müſſen, als hier— 
durch dem Dienfte nicht der mindefte Abbruch gefchieht. 


"1910. Hkzd. v. 3. Jänner 1804, an d. gal. Gub. (K. 1). 


Se. Maj. haben zu befehlen gerubt, daß Die von den Beamten 
angefuchten Urlaube in der Regel gleich nach erfolgter Bewilligung ange— 
treten werden müflen; es wäre denn, daß die vorgejezte Stelle aus 
Dienfteseinfichten die Zeit des Antrittes felbft länger hinaus zu rüfen be— 
fände, oder der Urlaubswerber in feinem Geſuche den Zeitpunft, wo er 
von dem Urlaube Gebrauch zu machen gedenft, wenigſtens beiläufig ange— 
geben hätte. Fielen einem Urlaubfuchenden unerwartete Ereigniffe vor, 
die in dem — des Urlaubsantrittes eine Abänderung nothwendig 
machen; ſo werde die ihm unmittelbar vorgeſezte Stelle diesfalls nach 
Umſtänden und Billigkeiten vorgehen. Nie aber könne es der Willkür 
eines Beamten äberlaſſen werden, binnen eines ganzen Jahres von dem 
erhaltenen Urlaube nach Gutbefinden Gebrauch zu — 


1911. Hfd. v. 25. Sept. 1809 N. 893, an d. böh. m. gal.; v. 
12. Jänner 1810 an die übrigen A. G. 


Mit Mißvergnügen haben Se. Maj. öfter beobachtet, daß Staats— 
beamte ſich erlauben, die erhaltene Urlaubszeit zu überſchreiten, ohne 
vor Erlöſchung derſelben die Verlängerungserlaubniß erhalten zu 
haben. 

Da nun ein ſolches eigenmächtiges Betragen gegen die dem Dienſte 
höchſt nothwendige Subordinagion lauft, ſehr oft dem Dienſte nachtheilig 
iſt, und alfo in Zufunft- auf feine Weiſe mehr geduldet werden kann; 
fo finden Se, Maj. nothwendig, die allg. Vorfohrift zu erlaffen: daß 


1909 — 1915- 905 


fünftig fih niemand erlauben dürfe, den erhaltenen, immer fhriftlic 
anzufuhenden und fchriftlich zu bemilligenden Urlaub ohne vorher erhal- 
tene Verlängerung zu überfchreiten; widrigen Falles demjenigen, der ihn 
überfchreitet, nebft der Strafe, die er fonft hiermwegen verdient hat, der 
Gehalt von dem Tage des erlofhenen Urlaubes bis zum Tage feines Wie- 
dereintrittes in die Dienftleiftung eingezogen werden fol. Zur Bemefjuug 
deflen ift es nothwendig, daß in der Urlaubsbemwilligung der Tag des 
anfangenden, wie des erlöfhenden Urlaubes jederzeit ausgedrüft werde. 
Bon diejer h. Willensmeinung find fogleich alle unteritehenden Behörden 
zu verftändigen, und für die Beobachtung derjelben die Chefs eines jeden 
Departementes verantwortlich. 


1912. Shfd. v. 23. Dez. 1831 N. 2542, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben es von der bisherigen Anprdnung, vermöge 
welher Urlaubsbewilligungen für: Provinzialbeamte zur Reife nad 
Wien von dem Ausfpruche drr Hofbehörden abhängig waren, jo wie von 
der wegen der Tarabnahme für diefe Urlaube beftandenen bejonderen Vor— 
fhrift abfommen zu laffen, zugleich aber zu befehlen gerubt, dag fih in 
Zufunft in Bezug auf die Urlaubsbewilligungen und die dafür zu entrich- 
tenden Taren an die ſonſt hierüber beſtehenden Vorſchriften genau zu 
halten jei, und dag die Behörden wegen NRüffichten die Nichtbefolgung 
der beftehenden Vorſchriften fih nicht erlauben follen. 


1913- Hfd. v. 14. April 1832 N. 2559, an alle A. ©. 

Se. Mai. haben zu befehlen geruht, daß auch auf die mit Adjuten 
betheilten landesfürftlihen Ausfultanten, welche ihre Urlaubszeit über- 
fhreiten, die gegen beſoldete Beamte hierwegen beitehenden Vorfchriften 
der Gehaltſperre in verhältnigmäßige Anwendung zu bringen feien. 


2914. Hkzd. v. 10. Aug. 1832 3. 17959, an alle Lit. (Pichl 349). 


Se. Maj. haben mit a. b. Entihl..v. 7. April 1832 allergnadigit 
anzuordnen geruht, daß auf die mit Adjuten betheilten.landesfürftlichen 
Ausfultanten, welche ihre Urlaubszeit überfihreiten, die gegen befoldete 
Beamte hierwegen beftehenden Vorfchriften der Gehaltſperre in verhält— 
nigmäßige Anwendung zu bringen feien. Da dieſe a. h. Vog. auch auf die 
mit Adjuten betheilten Konzeptspraftifanten ihre Anwendung findet; fo 
ift fih in jenen Fällen, wo mit Adjuten betheilte Konzeptspraftifanten 
ihre Urlaubszeit überjchreiten, darnach zu benehmen. 


2) Bei landesfürftlihen Gerichten und Magiftra- 
ten der Hauptftädte, 


1915. Hfd. v. 1. Oft. 1790 N. 61, an alle A. ©. * 
Jene Räthe der landesfürſtlichen Stellen und Magiſtrate der Haupt— 
ſtädte, die eine Abſentirungslizenz anſuchen, ſollen fi wegen der Be— 
willigung zuerſt an ihren Chef verwenden, welcher derlei Geſuche mit 
feiner Wohlmeinung an den oberſten Juſtizpräſidenten einzubegleiten bat. 
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1916: Hfd. v. 19. u. 22, Okt. 1790 R. 66, an das boͤh., im. u. 
v. öſt. A. ©. 

Die unterm 1. Okt. 1790 wegen der Abfentirungslizenzen erlaffene 
Vdg. betrifft nur diejenigen Lizenzen, deren Verleihung vom Hofe ab- 
hängt, dadurch ift alfo an jenen Abfentirungslizenzen, deren Bewilligung 
an die Chefs gewiefen ift, nichts geändert worden. 


1917. Ihfd. v. 14. Juli 1827, an das fir. A. Prafidium (3. 498). 


Ein von einem Beamten angefuchter Urlaub in das Ausland kann 
nur von Gr. Majeftät über a. u. Vortrag der nberften Zuftizftelle be— 
willigt werden. Iſt mit dem Urlaubsgefuche die Bitte um Geftattung 
eines Aufenthalts zu Wien verbunden; fo muß folches der nberften Ju— 
ftizftelle vorgelegt werden, welche darüber zu entjcheiden hat. Die Präſi— 
denten haben ihre Abfenzgefuche bei der ihnen vorgefezten Stelle zu 
überreihen. In allen übrigen Fällen ift jedem Präſidenten überlaffen: 
die Urlaubsgefuche feines untergeordneten Perſonales, wenn fie ſechs 
Wochen nicht überfchreiten, nach Beſchaffenheit der Umftände, zu bewil- 
ligen, zu befchränfen, oder ganz zu verweigern; da fie die phififchen 
und moraliihen Eigenfchaften ihrer Beamten, die Lage des Tribunaleg, 
die Thunlichfeit, welche Abjenzen, warn und auf welhe Dauer, ohne 
Nachtheil des höchſten Dienftes ftatt haben können, am richtigiten zu 
beurtheilen in der Lage find, 

Diejes bisher beobachtete Benehmen geruhten Se. Majeftät aller- 
gnadigft zur Wiffenjchaft zu nehmen. ©. 1912. 


3) Bei Öerihten erfter Inſtanz, welche zugleich po— 
litiſche Behörden find, als: Magiftrate, E E£ Landge— 
richte u. ſ. w. 


LOAS. Hkzd. v. 12. März 1812 N. 977, an d. böh. u. mähr. Gub. 


Da die ſich ſelbſt erlaubten Abſentirungen der Magiſtratsbeamten 
auf dem Lande, dem Geſchäftsgange und der guten Ordnung zuwider 
laufen, hat man folgende Vorſchrift zur Beurlaubung dieſer Individuen, 
ohne Rükſicht, ob ſie geprüft oder ungeprüft ſind, aufzuſtellen befunden: 

1. Kein Rath oder Magiſtratsbeamter kann ſich ohne Erlaubniß 
von ſeinem Dienſtorte entfernen. Dieſe Erlaubniß kann ihm der Bürger— 
meiſter auf 14 Tage ohne weitere Anfrage ertheilen. Der Bürgermeiſter 
ſelbſt aber muß dieſe Erlaubniß bei dem Kreisamte anſuchen. 

2. Wird der Urlaub auf längere Zeit, als 14 Tage verlangt; ſo muß 
das Geſuch bei dem Bürgermeiſter angebracht, von dieſem aber ſolches mit 
feinem Gutachten an das Kreisamt einbegleitet werden, welches nach Ge— 
ftalt der Umftände einen Urlaub auf einen ganzen Monat ertheilen Fann. 

3. Wird der Urlaub über eine Monatsfrift angefucht; fo muß das 
Gefuch von dem Kreisamte an die Landesftelle einbefördert werden, welde 
den Urlaub nach den beftebenden Vorſchriften entweder felbft ertheilt, oder 
fi darüber, wenn der Urlaub einen Zuftigbeamten betrifft, mit dem A. ©. 
Bone oder das Geſuch in Fällen, die dazu geeignet find, nad Dof 

egleitet. 


4. Wenn es nöthig ift, wegen dergleichen Beurlaubungen einen Sub- 
ftituten zu beftellen, muß der Beurlaubte fich mit ihm der Koſten wegen ein— 
verftehen und feine Erflärung beibringen, daß er feine Stelle während feiner 
Abwefenheit verfehen wolle, wobei es ſich von felbft verfteht, dag der Sub— 
ftitut zur Subftituzion geeignet fein müſſe. Meberhaupt aber iſt 

5. bei folhen Beurlaubungen darauf zu ſehen, daß der Öang der 
Geſchäfte nicht unterbrochen werde. 


1919. Hkzd. v. 15. Dez. 1820 N. 1724 am d. küſtenl. Gub. 


Da es in der Dienftedordnung gegründet ift, daß ein Beamter, be— 
fonders aber der Vorfteher einer für Juſtiz- und politijche Geſchäfte be= 
ftellten erften Inftanz, um fi mit Urlaub von feinem Dienftorte zu ent= 
fernen, hierzu der Bewilligung jeder feiner vorgejezten Dberbehörden be- 
dürfe, indem jede nur in Anfehung ihres Gefhäftszweiges zu beurtheilen 
vermag, ob die Urlaubsertheilung zuläffig fei; jo wird feftgejezt: daß in 
Zukunft von Bewilligung eines Urlaubes an einen jolhen Beamten, der 
außer den politifhen auch Juſtizgeſchäfte beforgt, immer vorläufiges Ein— 
vernehmen mit dem U. ©. zu pflegen til. 


1920. Hfd. v. 27. Dez. 1826 N. 2245, an alle A. ©. 


Da es in der Dienftordnung gegründet ift, Daß ein Konzepts: 
beamter, befonders aber der Vorſteher einer gemiſchten erſten Inſtanz, 
um ſich mit Urlaub von feinem Dienftorte zu entfernen, hierzu der Bewil— 
figung jeder feiner vorgefezten Oberbehörden bedürfe, indem jede nur in 
Anfehung ihres Gefchäftszweiges zu beurtheilen vermag, ob die Urlaubs— 
ertbeilung zuläfftg fei; jo wird aus Anlaß diesfalls bereit3 vorgefommener 
Anftände bedeutet: daß in Zufunft vor Bewilligung eines Urlaubes an 
einen jolhen Konzeptsbeamten, der außer politifhen auch Juſtizgeſchäfte 
beforgt, in der Regel von der Landesitelle das vorläufige Einvernehmen 
mit dem betreffenden A. ©. zu pflegen ift; Daß jedoch in jenen dringenden 
Fällen, wo nämlich die vorläufige Einvernehmung des Dbergerichtes die 
Erledigung eines Urlaubsgefuhes auf eine den Urlaub juhenden Beamten 
nachtheilige Weife verzögern müßte, anftatt des vorläufigen Einverneh— 
mens mit dem A. ©., nur eine nachträglihe Mittheilung von der Durd die 
Landesftelle unmittelbar ertheilten Urlaubsbewilligung eintreten könne; 
daß es fich aber vornämlich in dergleihen Fällen von ſelbſt veritehe, daß 
für die Verfehung des Amtes im ganzen, daher auch für den Juſtizdienſt, 
von der Landesftelle gleich bei der Urlaubsertheilung Sorge getragen 
werde, 


19223.Hfd. v. 23. Febr, 1828 N. 2331, an das böh. u. mähr. A. ©. 


Ueber die Anfrage: ob der mit dem Hfzd. v. ı2. März 1812 
N. 977 der 3. ©. ©. den Kreisämtern bei Urlaubsertheilungen an 
ftadtifhe Beamte eingeräumte Wirfungsfreis, duch das ſpätere Hkzd. 
v. 30. Nov. 1826 (Hfd. v. 27. Dez. 1826 N. 22415 der J. ©. ©.), 
in Folge deffen die Urlaubsertheilungen an Konzeptsbeamte der ges 
mijchten erften Inftanzen nur den beiden Landesbehörden zuftehen, auf— 
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gehoben oder abgeändert worden fei? hat die vereinigte Hpffanzlei im 
Einverftändniffe mit der oberften Juſtizſtelle zu befchliegen — *— 
daß es in Eh der Yefaubsertbeilungen bei der Vorſchrift v. 12. 
März 1812 N. 977 der J. ©. ©.”zu verbleiben babe, und daß ſonach 
nur jene Urtaubögefüche gemeinſchaftlich von dem Gubernium und dem 
A. G. zu erledigen ſeien, in welchen es ſich bei den Bürgermeiſtern 
und Amtsvorſtehern um einen Urlaub über 14 Tage, bei andern Kon— 
zeptsbeamten aber um einen Urlaub über einen Monat handelt *). 


4) Bei herrfhaftlihen Bezirfsfommiffären und 
Ortsrichtern in Steiermark. 


21922. Hfd. v. 4. Aug. 1827 N. 2298, an d. in ö. A. ©. 


Die, Beilage enthält die Vdg., welche die F. f. vereinte Hoffanzlei 
einverjtändlich mit der nberften Zuftizftelle, wegen Behandlung der Ur- 
laubsgefuche herrichaftlicher Bezirfsfommiffäre und Ortsrichter, am 19. Zuli 
1827 an Das fteiermarfifche Gub. erlaffen hat. 


1923. Hkzd. v. 19. Juli 1827, an d. fteierm: Gub. 


In Anfehung der Bezirkskommiſſäre und Juſtiziäre bei Privatherr— 
fhaften, fann es bei der bisher beftandenen Uebung verbleiben, daß den 
erwahnten Beamten ein allenfalls erforderliher Urlaub, mac beige- 
brachter Legitimazion von ihrer Dienftherrjchaft, und nach gehörig aus— 
gewieſener Vorſorge für die einftweilige Verwaltung der öffentlichen 
Dienjtzweige, von dem Kreisamte ertheilt werde; jedoch hat das Kreis- 
amt bei Zuftiziären vorläufig auch die Zuftimmung des A. ©. einzuholen. 
In dringenden Fällen aber, oder wo der Urlaub 14 Tage nicht über: 
jchreitet und bei zureichender Vorforge für den öffentlihen Dienft, kann 
das Kreisamt = Urlaub zwar jogleich bewilligen; jedoch iſt gleichzeitig 
hiervon das A. G. in Kenntniß zu ſezen. 


5) Bei Privatdominien. 


1924. Hfd. v. 24. Aug. 1827 N. 2301, an d. mahr. W. ©. 


Ueber die Anfrage: ob die von Privatdominien ihren Beamten er- 
theilten Urlaube dem Kreisamte und dem N. ©. anzuzeigen ſeien? wird 
bedeutet: Daß die von Privatdominien ihren zur Verwaltung der poli- 
tiſchen oder Juftizgefchäfte, oder beider Geſchäftszweige zugleich, beitell- 
ten Oberbeamten ertheilten Bewilligungen, fih durch mehr ald 8 Tage 
von dem Amtjize zu entfernen, und die zur mittlerweiligen Beſorgung 
des öffentlichen Dienftes getroffenen Verfügungen, den vorgefezten Be: 
hörden angezeigt werden jollen; und zwar dem Kreisamte oder dem 
A. ©. allein, wenn der Privatoberbeamte entweder blos mit der poli= 
tiihen, oder bios mit der Zuftizverwaltung beauftragt ift, oder. dem 


) Kdg. in N. 9. (Vdg. d. n. 6. Reg. v. 21. Febr. 1828 3. 9715. P. 113); 
in Illirien (Vdog. d. laib. Sub. v. 28. Febr. 1828 3. 3999. 9. 55); in O 
(Vdg. d. o. ö. Reg. v. 28. Febr. 1828 2. 5087. 9. 48). 
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Kreißamte und dem A. ©. zugleih, wenn ber Dberbeamte beide Ver⸗ 
waltungszweige zu verjehen hat. 


6) Bei Beamten, die in Berrehnung fiehen. 


1925. Ihfd. v. 25. Jän. ısıı, an alle W. ©. (©. 23). 


Damit nicht Beamte, oder auch andere Individuen, welche Aerarial- 
gelder in Händen haben, Päſſe und Urlaube zu einer Reife in das Aus— 
land erhalten, um dadurch entweder der Entdefung einer Veruntreuung 
zu entgehen, oder die ihnen anvertrauten Gelder zu entwenden; haben 
Se. Maj. Folgendes zur allg. genauen Beobahtung zu beftimmen geruht: 

1. Keinem Beamten überhaupt darf ein Pag zur Reife in das Aus— 
land von was immer für einer Behörde ertheilt werden, wenn er nicht 
den von der Stelle oder dem Amte, welches nad der beftehenden Vor— 
fhrift zur Ertheilung des Urlaubes berechtigt iſt, hierzu erhaltenen ſchrift— 
lichen Urlaub ausweiſt. 

2. Ein ſolcher Urlaub kann weder einem in Verrechnung ſtehenden 
Beamten, noch einem anderen Individuum, dem öffentliche Gelder anver— 
traut ſind, ertheilt werden, ehe nicht durch das Zeugniß ſeines Ober— 
beamten, oder wo dieſes Individuum allein an ſeinem Plaze ſteht, durch vor— 
läufige Liquidatur die Richtigkeit ſeiner Rechnung und die vollſtändige 
Uebergabe der beſorgten Gelder erwieſen iſt. 

3. In dringenden Fällen, wo eine Rechnungsliquidatur zu lange Zeit 
erfordern würde, kann eine vollkommen zureichende Kauzion dafür geleiſtet 
werden. 

4. Der ſchriftliche Urlaub, gegen deſſen Vorweiſung von den Be— 
hörden die Päſſe ertheilt werden können, muß auch vorläufig von der 
Polizeidirekzion vidirt fein. 

5. Da ohnehin in der Regel die Päſſe zur Reiſe in das Ausland von 
dem Landeschef, oder von der Landesſtelle ausgefertigt werden; ſo wird 
dieſes Recht auf die Beamten insbeſondere den Länderchefs und Länder— 
ſtellen ausſchließend eingeräumt. 

6. Wenn einem Individuum, welches kein Beamter iſt, die Beſor⸗ 
gung öffentlicher Gelder, oder eine Verrechnung, von was immer für einer 
Behörde, anvertraut wird; ſo muß dieſes immer der Landesſtelle bekannt 
gemacht werden, damit ſich dieſe, wenn ein ſoleches Individuum einen 
Paß zur Reiſe in das Ausland verlangt, nach dem 1. Abſaze zu benehmen 
wiſſe. 


7) Bei Juſtizbeamten mit ſtändiſchen Landeswürden. 


1926. Vdg. des böh. A. ©. v. 27. Febr. 1837 3. 4142 (P. 77). 

Inhalt höchſten HofdefretS vom 13. Febr. 1837 Nr. aulae 731 tft 
bei vorliegenden Urlaubsgefuhen von Zuftizbeamten, welde zugleich ſtän⸗ 
diſche Landeswürden bekleiden, von dieſer Eigenfchaft immer eigends Er- 
wahnung zu machen. 


8) Urlaub der Advofaten;z f. 1342 — 1349. 
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VVIII. 
8aungfeireferar. 


S. 115, 

Das Präfidvium hat einen eigenen Rath zur Aufficht über 
die Regiftratur und Kanzlei zu benennen, Diefer wird von Zeit 
zu Zeit, ob eine Gleichheit in der Arbeit, und die Genauheit in 
der vorgefchriebenen Manipulazion beobachtet werde, unvermu: 
thet nachfehen, bei entdeften Gebrechen fein Referat darüber er: 
ftatten, und die nöthigen Abhilfsmittel an Die Hand geben. 

©. 1674. $. 5. 


$. 116. 


Uebrigens hat der zur Aufficht über die Negiftratur und 
Kanzlei beftimmte Rath fich nach folgender Vorfchrift zu be: 
nehmen: 

1) Sollen von ihm alle Monate die Vorfteher, namlich der 
Regiftrator, Expeditor und der Einreichungsprotofollift,. nad) vor: 
gegangener Ermahnung an ihre Eidedpflicht, und Daß fie für die 
aus Nachläffigfeit ihrer Untergebenen entftehenden Gebrechen zu 
haften haben, vernommen werden, ob fie gegen ihr untergebenes 
Perfonale in Rüfficht des Fleißes, der Bereitwilligkeit, Genau: 
heit, Ordnung, Sitten, und des wahren Dienfteiferd eine Klage 
haben, 

2) Sollen die Tagzettel, Neferententernionen, die Faszikel 
‚und Aften, das Normalienbucd, die Keferatsbögen und Expedi— 
zionen, genau von Stüf zu Stüf nachgefehen und unterfucht wer: 
den, ob nad der vorgefchriebenen Snftrufzion manipulirt werde; 
ob die Gefchäfte nicht liegen bleiben; folglich, ob jeded Departe— 
ment im ordentlichen Kaufe der Gejchäfte fer, 

3) Soll er alle Sebrechen auf der Stelle vorfehriftmäßig 
abftellen, Das erfte Mal zwar dad wider die Snftrufzion fehlende 
Individuum felbft zurecht werfen und warnen, bei einer zweiten 
Pflihtverfäumung aber die Erinnerung in nächſter Rathfizung zu 
machen haben, 

4) Endlich ift auch Darauf zu fehen, Daß jedes Individuum 
in dem Fache, zn welchem es beftimmt und angeftellt ift, gebraucht, 
folglich) ohne Vorwiſſen der Stelle nicht ausgewechfelt, und zu 
anderen Gefchäften verwendet werde. 
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1927. Hfd. v. 15. Jänner 1787 N. 619, an die A, Präfidenten. 

k) Die Auffiht auf Kanzlei und Regiftratur foll mit öfterer Vers 
wechslung der Räthe, jedoch immer mit der Vorfiht gefhehen, daß fie 
mit Anfang Hornungs des folgenden Jahres erfolge, damit der Aufjeher 
des verfloffenen Jahres bei Einfendung der Konduitliften und des Aus— 
weijes der bei der Stelle vorgefallenen Arbeiten fein Amt handeln könne. 


IX. 
Bifitazgionen. 
1) Bifitagion der erften Inftanzen durd die 4. ©. 


$. 117. 


Den Appellazionsgerichten fommt zu, bei befonders wich: 
tiger Urfache auch während des Jahres die erjten Behörden durch 
eine abgeordnete Kommiſſion unvermuthet zu überfallen, folche 
über die wahrgenommenen Gebreden, und überhaupt über den 
ganzen Zug der Gefchäfte, und die Befolgung der Amtsobliegen; 
heiten zu unterfuchen. Bet ſolchen Anläffen find Die abzuordnen; 
den Kommiſſarien jedesmal mit einer ausführlichen, den Umſtän-⸗ 
den angemefjenen Snftrufzion zu verſehen. Nach vollendeter Un; 
terfuchung ift von Ddenfelben Relazion zu erflatten, und von dem 
Appellazionsgerichte die zwekmäßige Abhilfe zu verfchaffen. 


"41928. 9. Handbillet vom 22. Nov. 1783 N. 212, an d. oberfte 
Suftizftelle. 

Da es nicht genug fei, Befehle zu geben, ſondern auch beftandig 
darauf gefehen werden muß, ob fie beobachtet werden, fo fanden Ge. 
Majeftät nothwendig, den A. ©. zu befehlen, auf die Landrechte, Magi- 
ftrate und untergeordneten erften Inſtanzen Obfiht zu tragen, ob die 
Gerichtsordnung richtig beobachtet, und alle Befehle genau vollzogen wür- 
den; die Landrechte und Magiftrate der Hauptitädte jeien von dem Praft- 
denten, Vizepräfidenten, oder wen erfterer hierzu benennen wird, ordentlich 
zu unterfuchen,, und hierbei die perjünlihen Fähigkeiten des Perjonales 
erheben zu laflen, worüber fodann die Berichte an die oberfte Juſtizſtelle 
abzuftatten, und diefe Sr. Minjeftät vorzulegen feien. In eben-diefer 
Gemäßheit habe auch die oberſte Zuftizitelle durch das Prafidium, Vizepräſi— 
dium, oder einen eigens zu delegirenden Rath ihre untergenrdneten A. ©. 
aljährlih zu unterfuhen, und darüber Bericht zu erftatten. 

Die hierbei den Kommiſſären mitgegebene Inftrufzion befteht in dem: 

1. Hat der abgenrdnete Kommiffarius vor allem dem bei der Gtelle 
aufgeftellten PBrafidenten feinen Auftrag zu eröffnen, mit demfelben ſich 
in genaues Einvernehmen zu fezen, und fein Unterfuhungsgefhäft mit 
gemeinfhaftlihem Rath, gutem Anftand und gehöriger Aufmerffamfeit auf 
das Anjehen und die Ehre der Stelle einzuleiten, folglich fih aller Eigen: 
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mächtigfeit und Präpotenz zu enthalten; zugleich hat er zwar alles ums 
ftändlih und genau zu erheben, in alle Gefchäfte felbft Einficht zu nehmen, 
und ſich nicht mit blogen Angebungen zu begnügen, dennoch ‚aber beforgt 
zu fein, daß wahrend feiner Unterfuhung die Stelle in ihrer Juſtizver⸗ 
waltung nicht im geringſten gehemmt, ſondern die Geſchäfte in ihrem Zuge 
fortgeführt werden, auch hat feine Unterſuchung, fo weit es die Verlaäß— 
lichfeit derfelben zuläßt, möglichit zu befördern. 

2. Sind die Gegenſtände feiner Unterfuhung: die Befolgung der 
G. O., die Beobahtung der vorgefchriebenen Manipulazion und die Fähig— 
feiten der angeftellten Perfonen. 

In Anfehung der Befolgung d. ©. D. hat der Kommiffarius einer— 
feit8 Die in dem Zuge des rechtlichen Verfahrens, in der Erefuzion oder 
fonftigen Gegenftänden der D. ©. erfolgten richterlichen Befcheide aus den 
Neferatsbögen einzufehen, und aus denfelben zu beurtheilen, ob fich die 
G. D. durchgehende gegenwärtig gehalten werde. | 


Er hat die Verhandlung ein oder andern Konfurfes einzufehen, und 
aus derjelben zu beurtheilen, ob nad Vorſchrift der Gefeze verfahren 
werde. Er hat fi mehrere Rotulos vorlegen zu laffen, um zu feben, 
ob fie Durchgehends in Ordnung geführt, und von den Advokaten das 
fohriftlihe Verfahren nicht etwa zu Umtrieben und Weitläufigfeiten miß- 
braucht werde; wo beinebens auch aus dem Protocollo Exhibitorum in 
Entgegenhaltung der Neferatsbögen zu entnehmen iſt, ob feine Rük— 
ftande haften. 

3. Dat derfelbe in dem Gefchafte der Manipulazion. den ganzen Zug 
des richterlichen Benehmend, vom Protocollo Exhibitorum auzufangen 
bis zur Hinterlegung in die Negiftratur, genau nachzuforfhen, ob jede 
Dienftesfategorie der vworgefchriebenen Initrufzion gemäß fürgehe, und 
die diesfälligen Amtftuben in ihren Verrihtungen im Augenfchein zu neh- 
men, hauptſächlich aber auch bier auf die in den Geſchäften des mobilis 
offieii judieis vorgejchriebenen Tabellen den ſorgſamen Bedacht zu 
nehmeit. 

4. Um die Fähigkeiten der Rathsglieder zu beurtheilen, hat der Kom- 
miffarius nicht nur die Neferatsbögen, Protofolle und Erpedizionen zu 
durchgehen, und fich über die wichtigern Gefchafte in den Ausarbeitungen 
der Räthe zu erjehen, fondern foll auch mehreren Ratbfizungen beiwohnen, 
um bierans auf die Fahigfeit der Räthe im Vortrage und. Votiren ſchließen 
zu fönnen, wie ev auch dann den Fleiß und die Beförderung der Gefchäfte 
bei den Referenten aus den Neferatsbögen zu entnehmen, und feiner Be— 
urtheilung die erftatteten Konduitliften entgegen zu halten bat. 

5. Was immer der Kommiſſarius für ein Gebrechen zu entdefen erachte, 
dies hat er dem Präfidenten fchriftlich vorzulegen, fi bierüber mit dem— 
felben ins Einvernehmen zu fezen, über die Art der Behebung fein Pro- 
tofoll zu verfaffen, und diefes von Punft zu Punkt, fie mögen der nams 
lihen oder verfihiedener Meinung fein, unter des Präfidenten und feiner 
eigenen Fertigung jenem Berichte beizulegen, den er über fein ganzes Unter: 
juchungsgefhäft zu erftatten, und in weldem er täglich, was von ihm 
unternommen und gearbeitet worden, auszuweiſen bat; wobei jedoch dem 
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Kommiffario nicht zufteht, in loco Ansrdnungen zu geben, fondern es 
wird die h. Reſoluzion über das Unterfuhungsgefhäft zu gewärtigen fein. 
1929. Hfd. ». 6. Febr. 1792 N. 218, an alle A. ©. 


Bon den A. ©. jolfen von Zeit zu Zeit die Vifitagionen der ihnen 
untergeordneten Landrechte und Magtftrate vorgenommen werden. 


1930. Hfd. ». 15. März 1792, an d. böh. U. ©. (K. 1. 40.) 


E3 wird erinnert, daß gleichwie durch das unterm 6. Feb. 1792 er— 
gangene Hfd. nur die einftweilen wegen fürgewejenen Kriegsläufen ein- 
geftellte Normalverordnung v. 22. Nov. 1783, welche den A. ©. lediglich 
Die Viſitazionen bei dem Landrechte und dem Magiftrate der Hauptitadt 
vorzunehmen auferlegt, wieder auflebend gemacht worden ift, alfo durch 
Diefeg neuerliche Hfd. an dem normalmäßigen Siftem felbft nichts geän— 
dert fei. Die allenfälligen Bifitazionen der Candmagiftrate können nur in 
befonderen und auferordentlihen Fällen eintreten, worüber jedoch, wenn 
es auf Abordnung eines Kommifjärs aus dem Mittel des A. ©. anfäme, 
vorläufig immer die höchſte Einwilligung anzufuchen ift; es wäre denn, daß 
offenbare Gefahr ob dem Verzuge untermwaltete, in welchem lezteren Falle 
das U. ©. fein Amt zu handeln, und feiner Zeit darüber jedesmal die 
ausführliche Anzeige zu erftatten bat. Uebrigens find Die Viſitazionen 
der Kriminalgerichte zufolge b. Normales vom 10. Nov. 1791, dur die 
politifhen Stellen mittelft der Kreisämter eingeleitet. 

1931. Hfd. ». 29. Mai 1795 N. 231, a. d. böh. A. ©. 

Dem A. ©. ftehet nicht zu, den Untergerihten in den bei leztern an= 
hängigen Rechtsftreiten Belehrungen zu ertheilen, jondern felbe find le= 
diglih an die bejtehenden Gejeze und vorgefhriebenen Amtshandlungen 
anzumeifen, . 

1932. Zir. des in ö. küſt. U. ©. v. 21. Mat 1835 (P. Steier. 160). 

Mit h. Hfd. der k. k. oberften Zuftizftelle vom 1. Maid. 3. 3. 1433, 
wurde diefem k. k. A. ©. bedeutet: 2 

Dasjelbe habe ſich in Hinficht auf zeitweilige Unterfuhungen der er— 
ften Behörden die genaue Befolgung des S. 117 des erften Theil der 
allgemeinen Amtsinftrufzion, des Hfd. v. 6. Feb. 1792, des 6. 556 erften 
Theils des St. ©. B. und der font beftehenden Vorſchriften forgfältig 
angelegen zu halten, und daher der allenfälligen entgegengefezten Hebung, 
derlei Unterfuhungen zu unterlaffen, nicht ferner Raum zu geben. Hievon 
werden fammtliche unterftehende Gerichte zu ihrer Benehmungswiſſenſchaft 
. in Die Kenntniß gefezt. 


D PVifitazion der Gerichte durd die Freisämter; 
f. 1825 u. 1828. 
1933. Hfd. v. 19. Juni 1787 N. 686, an d. 665.4. ©. . 

Das A. ©. hat ſich gegenwärtig zu halten, daß die Mitwirfung der 
Kreisämter nur damals fol anverlangt werden, wenn es die Beförderung 
des h. Dienjtes unmittelbar erheifcht, damit die bejchäftigten Kreisämter 
nicht ohne Noth mit Zuftisgefhäften überladen werden. Und gleichiwie 
-die Kreisämter verpflichtet wären, fich angelegen zu halten, den A. ©. in 
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Ausübung ihrer Amtspflichten hilflihe Hand zu bieten, fo foll jedoch, 
wenn die angefuchte Dilfeleiftung weder dem Kreishauptmanne felbft, noch 
mittelft eines Kreiskommiſſärs wegen anderweiten Amtsgefhäften möglich 
wäre, eine anderweite Subjtituirung dem Kreisamte nicht zuftehen, fon- 
dern von demfelben dem A. ©. die Erinnerung geſchehen, damit von ihm 
dem Zuftizgefchäfte in anderer Art vorgefehen werde, 


1934: Hfd. v. 15. März 1806 N. 759, an alle A. ©. 


Zufolge einer neuerlichen h. Entſchl. ift in Hinficht der Sicherheit des 
Waiſen- und Depofitenvermögens und der Kirchengelder bei allen Domi- 
nien, Obrigfeiten und Magiftraten, von der vereinten Hpffanzlei am 
20. Feb. d. 3. allen Lanvderftellen der Auftrag ertheilt worden, allen 
Kreisamtern auf das nachdrüklichſte einzubinden, daß fie auf die zwek— 
mäßige Verwaltung und Sicherheit des Pupillar- und Kirchenvermögens 
durch öftere unvermuthete Vifitazionen und Liquidazionen, befonders bei 
der jährlihen Bereifung des Kreijes, wodurch allein Beamte in Ordnung 
erhalten werden. fünnen, ſehen, und Durch gehörige Durchgehung der 
Bücher fih hiervon überzeugen, die erhobenen Gebrechen auf der Stelle 
entweder abthun, oder die Anzeige an die Landesftelle machen, überhaupt 
aber darauf fehen follen: ob die Waifenbücher vorfchriftmäßig geführt, 
die vorgefchriebenen Einfhreibbühel hinaus gegeben, die Abfertigung 
der Pupillen vorgemerft, und daß über die bei Privaten haftenden Erb— 
haften und PBupillargelder die Schuldbriefe mit Rüfficht auf die Prag— 
matifalfiherheit derfelben errichtet und ausgeftellt, die jährlichen Vor— 
mundfchaftsrechnungen gelegt, und daß endlich die Abhandlungen auch 
nach den verftorbenen Pupillen unverzüglich zu Stande gebracht, dann 
die den binterbliebenen Pupillen neu angefallenen Erbfchaften in den 
Waiſenbüchern vorgefchrieben werden; wie denn auch den Dominien ein- 
zubinden ift, daß fie für alles zu haften haben, wenn fi in der Folge 
zeigen follte, dag durch ihre DVernachläfligung, oder jene ihrer Beamten 
den Pupillen etwas zu Schaden gegangen tft. 

Damit aber die Dominien, Dbrigfeiten und Magiftrate nicht mit 
unnüzer Haftung der Pupillen= oder Depofitengelver befchwert bleiben, 
müffen vorzüglih die Großjährigen angehalten werden, ihre Gelder aus 
der Waiſenkaſſe zu nehmen ; die Depofiten aber find nach Verlauf der 
gefezmäßigen Zeit dur die Zeitungen fund zu machen, und die darauf 
Anfpruch habenden vorzufordern, nad Verlauf diefer Zeit aber, wenn 
fih niemand gemeldet hat, ift mit dieſen Depsfiten vorſchriftmäßig vor— 
ugehen. 

Nebſt dem find die Kreisamter insbefondere anzumeifen, daß fie 
nicht nur die bei den Kreisunterfuhungen bei einem oder dem anderen 
Dominium, Magiftrate oder DObrigfeit in dem Pupillarweſen bemerften 
Gebrechen, fo weit ſolche zur alfogleihen Freisamtlihen Behebung nicht 
geeignet wären, gleich nad derfelben Entdefung zur Abhilfe dem A. ©. 
anzeigen, jo wie es ihnen in Gemäßheit des Hfd. v. 2. Dez. 1791 ob» 
liegt, fondern auch, daß fie zu Ende jedes Jahres demfelben die Anzeige 
derjenigen Dominien, bei welchen das Pupillar= und Deppfitenwefen in 
guter Drdnung und Richtigkeit ohne Gebrechen gefunden, oder die notb- 
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wendige Verbeilerung von dem Kreisamte fogleich veranlaßt worden ift, 
erftatten follen. | 

Desgleihen wird auch in Hinficht der Kirchengelder von den Kreis- 
ämtern darauf zu ſehen fein, daß die Kirchenrechnungen ordentlich geführt 
und mit dem Kichenvermögen richtig gebart, auch dasfelbe ficher geitellt 
befunden werde; dasjenige, was eine Kirche der andern fhuldig ift, rich- 
tig vorgemerft bei jeder erſcheine; wie auch auf den Zeitpunkt, binnen 
welchem ſolches zu bezahlen, oder wenn feine Zeit gefezt ift, Doch darauf 
gejehen werde, daß, wenn dieje Kirche zu Kräften fommt, der anderen die 
Zurüfzahlung geleiftet werde. 

Endlich ift über die richtige Befolgung diefer h. Anweifung zu wachen, 
und jährlich die Anzeige zu machen, ob diefelbe in vollfommenen Vollzug 
gefezt werde. 


1935. Hkzd. v. 30. Zuli 1819 N. 1587, an d. ftir. Gub. 

Den Kreisämtern fteht allerdings dad Recht und die Pflicht zu, die 
ihnen unterftehenden gemijchten Inſtanzen, insbefondere bei den Kreis— 
bereifungen, es ſeien nun allgemeine nder theilmeife Bereifungen, zu un- 
terfuchen. 

Spezielle, mit Koften verbundene Abordnungen von Unterfuhungss 
fommiffionen follen aber nur aus zureihenden Gründen, und nur bei be- 
ſonders dringlihen und feinen Aufſchub leidenden Veranlaſſungen ftatt 
finden, und hierbei mit Klugheit und Umfiht zu verfahren *). 


2936: Vog. d. böh. Sub. v. 30. Zuli 1822 3. 37175 (9. 643). 
Demf.Ff. A. ©. ift mit Ihfd. v. 21. Zuntl. J. 3. 2205 aufgetragen 
worden, für die Abftellung der angezeigten Gebrehen, Mißbräuche und 
Unfüge zu forgen. Ueber eine diesfalls an das f. f. Gub. gelangte Zus 
fhrift des f. £.; A. ©. v. 15. d. M. 3. 8231, werden daher die k. Kreis- 
ämter dahin angewieſen und ftrenge verpflichtet: 

a) zu erheben, welche von den Zuftiziären fi in dem, durch die Hfd. 
vom 10. Aug. und 21. Sept. 1787 verbotenen Verhältniffe, dag namlich 
der gewöhnliche Wohnort derfelben von den Gränzen des ihrer Verwal— 
tung anverfrauten Gerichts-Bezirfes über zwei Stunden entfernt fei, be= 
finden, ſonach aber hinfichtlich jener Juſtiziäre, die fich wirklich in derlei 
gejezwidrigen Verhältniffen befinden, fogleich das Nothige wegen Abſtel— 
lung dieſes Mißbrauches und Beobachtung der gefezlihen Ordnung einzulei- 
ten, über die genaue Befolgung der von den Kreisämtern diesfalls nad 
den denfelben am beiten befannten Eofalverhältniffen getroffenen Einleitun— 
gen zu wachen, und die fich diesfalld ergebenden allenfalligen Anftände oder 
Widerfezlihfeiten der betreffenden Dominien oder Zuftiziäre dem F k. 
A. ©. zur Abhilfe, und nad Umftänden zur weiteren nöthigen Verfü— 
gung und Abndung des Schuldigen anzuzeigen ; h 


*) In NR. DO. wurden die landesfürftlihen Orte von der Vorlegung der juri- 
diſchen Geſchäftsprotokolle an die Kreisämter enthoben, weil fie in Judizialſachen 
ohnehin von dem A. ©. dur die Juftiztabellen überwacht werden, und weil es 
genügt, wenn die Kreisämter bei den Bereifungen in die Verwaltung der Ge— 
rechtigfeitspflege Cinficht nehmen, und die Gebrechen zur Abhilfe anzeigen (Vdg. 
d. m. ö. Reg. v. 8. Okt. 1824 3. 46933. P. 898). 
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b) bei dem Umftande, wo gemäß der Hfd. vom 14. Juni 1791 
und 27. Dez. 1806 nur den DBürgermeiltern und Räthen, und felbit 
diefen nur in fo lange, als fie nicht hinreichend oder ordentlich bejoldet 
find, die Uebernahme von Juſtiziariaten geitattet ift, allen übrigen Ma— 
gitratsbeamten aber, gemäß Hfd. v. 28. Dez. 1790 die Annahme eines 
Privatdienftes verboten ift, darauf zu feben, daß da, wo gegen diefe 
gefezlihen Weifungen Zuftiziariate von Magiftratsfefretären, Rathsproto— 
Folliften oder anderem fubalternem Perfonal bejorgt werden, diefer. ge- 
fegwidrige Unfug fogleih abgeitellt werde, f. 1400 u. f.; _ 

c) bei Gelegenheit der Vornahme der Kreisbereifungen ftrenge da— 
vauf zu feben, ob nicht den Juftiziären oder anderen Beamten zumider 
der Vorfchrift des 484. $. der allg. ©. D., des Tarpatentd vom 13. 
Sept. 1787 8. 14, und des Hfzd. vom 30. Juli 1786 die eingehenden 
Taren, beziehungsweife der Bezug derfelben entweder in der Gänze, oder 
zum Theile auf Abjchlag ihrer DBejoldungen eingeräumt fei, und im 
Betretungsfalle diefen gefezwidrigen Mißbrauch fogleih abzuftellen, und 
für den Fall, daß ein ſolches Dominium fi) dem freisämtlihen Verbote 
nicht fügen follte, jogleich Die weitere Anzeige zu erftatten;z 

d) ebenjo die gefammten Drtsgerihte der Kreife auf die genaue 
Befolgung der in der Gerichtsinftrufzion I. Abthl. 5. Abſchnitts S. a2. 
enthaltenen DVorfchrift, dag jedes Geriht an den zur Abhaltung der 
Amtsfizungen beftimmten Tagen in dem Gerichtsorte zufammenzufommen 
bat und die zu feiner Sizung beftimmten Gerihtstage genau -beibehal- 
ten foll, damit die Partei wille, wann ihr Richter vor Gericht-fize, 
anzuweifen, fich bei den Kreisbereifungen von der Befolgung diefer ge— 
fezlihen Anordnung gleihfalls zu überzeugen, und jedes dagegen han— 
delnde Gericht dem A. G. anzuzeigen; 

e) ebenfo den fih eingejhlihenen Mißbrauch, dag die einkommen— 
den Gefchäfte nicht im Amtsorte aufgearbeitet, fondern den Juſtiziären 
in ihre gewöhnlihen Wohnörter zur Erledigung überjendet, und den 
Parteien für diefe Zufendung Koften aufgerechnet werden, bei Vornahme 
der Kreisbereifungen auf den Grund zu fehen, da, wo fich dieſer Un— 
fug vorfinden follte, denjelben jogleich abzuftellen, und das ſich der Freis- 
ämtlihen Entiheidung entgegenjezende oder felbe nicht befolgende Drts- 
gericht dem f. k. A. ©. zur Ahndung namhaft zu machen. Endlich 

f) darüber zu wachen, und bei Gelegenheit der Kreisbereijungen 
genau nachzuforfchen, ob die Zuftiztäre Die ihnen in dem Hfd. vom 21. 
Auguft 1788 eingeräumte Kontrolle über die in dieſem Geſeze den Wirth— 
Ihaftsämtern zugemwiefenen Gejchäfte handhaben, und bei Wahrnehmung 
von Uebertretungen fowohl diefer, als auch der in den früheren Abſäzen 
von 1 — 5 angezogenen gejezlihen Vorſchriften ſowohl die Uebertretungs= 
fälle als auch die fich gejezwidrig benehmenden Zuftiziäre dem f. k. A. ©. 
zur Abhilfe und strengen Ahndung anzuzeigen. 

Für die genaue Befolgung diefer Verordnung werden die f. Kreis- 
ämter verantwortlich gemacht und zur Obſorge verpflichtet, daß die k. 
Kreisfommiffäre fogleich dermalen, und aud) in der Zufunft bei Kreisbe- 
reifungen denfelben pünftlihit nachkommen, A 








uerte, SE ih ei Tun. 


Erſter Abſchnitt. 


Von dem Benehmen der erſten Behörde bei Aufnahme mündlicher Klagen. 


57. 


Wenn ſich jemand meldet, um eine Klage mündlich vor— 
zubringen, ſo kann bei denjenigen Stellen, wo die Menge der 
Geſchäfte nicht zuließe, die Klage vor einem eigenen Senate 
der Rathsverſammlung aufzunehmen, von dem Vorſizenden ein 
Rath mit einem Auskultanten und einem das Protokoll füh— 
renden Amtsindividuum hierzu abgeordnet werden. Bei Diefer 
Aufnahme der mündlichen Klage ift fih auf das genauefte an 
die Vorfchrift der Gerichtsordnung zu halten, ©, 1689, $. 6. 


2%, 


Ueber alle vorfommende mündlihe Klagen muß ein be 
fonderes Regiſter geführt, in Diefes der Name der Parteien 
und der Zag der angebrachten mündlichen Klage eingetragen, 
im übrigen aber fih auf das Protofoll, in weldem die um: 
ſtändliche Anzeige hiervon enthalten ift, berufen werden. 


$. 3 

Wenn die mündliche Klage vollfommen angebracht ift, bat 
der Kläger abzutreten, und ift alddann foaleich bei Dem Ge; 
nate über das von dem Abgeordneten allenfalld zu erftattende 
Referat, Die Berathſchlagung vorzunehmen, Damit die Verfü— 
gung, welche zu treffen ıft, dem Expeditor zur weiteren ord- 
nungsmäßigen Einleitung übergeben werde, 

©. $. 18 der G. D. und 223 u. 224. 
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Zweiter Abſchnitt. 


Von dem Benehmen der erften Inftanzen bei Tagfazungen. 


$. 4. 


Ale Tagſazungen, welche in einer Streitfache zum mind: 
lichen Verfahren, oder auch in fonftigen richterliden Geſchäf— 
ten gehalten werden, müffen bei der Rathöverfammlung vor: 
genommen werden, oder wo Die gehäuften Gefchäfte dieſes nicht 
zulaffen, und die Zahl der Beifizer die Abtheilung in mehrere 
Senate geftattet, in einem befonderen Senate, der bei den Land: 
rechten nebft einem WVorfizenden aus vier Näthen, einem Ge; 
kretär und Protofolliften; bei den Magiftraten aber aus einem 
Vorfizenden, zwei Räthen, und einem das Protofoll und Die 
Erpedizion Deforgenden Individuum zu bejtehen hat. Damit 
an einem Tage nicht zu viele Tagfazungen angeordnet werden, 
it ein Berzeichniß aller anberaumten Zaafazungen zu führen, 
und darin der beftimmte Tag und der Gegenftand der Tag: 
fazung. anzumerfen. S. 1689, $. 6. 


§. 5. 

Jede Tagſazung iſt in der Stunde ee für die 
fie anberaumt ift; ‘Daher wenn an einem Nathötage mehrere 
Tagfazungen find, die intheilung derſelben ſo zu gefchehen 
hat, daß die Erledigung der Tagfazung in der ausgejchriebe: 
nen Stunde richtig gefchehen Fünne, Damit wie die Partei, Die 
in der ganzen ausgefchriebenen Stunde nicht erfchien, in Die 
Kontumaz verfällt, wenn fie auch zu einer anderen Stunde der 
nämlichen Rathfizung erfcheinen wollte; auch Parteien und Ad: 
vofaten über zu langes Warten und Zeitverſäumniß ſich zu 
befchweren feine Urfache haben. 


1937. Hfd. v. 13. Febr. 1795 N. 217, and. in. oft. A. ©. 


f) In der nämlihen Amtsftube fünnen nicht zu gleicher Zeit Ver⸗ 
handlungen verſchiedener Parteien vorgenommen werden. 


$. 6. 


Bei der Tagſazung felbft foll genau nad) dem verfahren 
werden, was Diesfalld in der Gerichtsordnung nach Verſchie— 
denheit der Gegenftände vorgefchrieben ift, wegen welcher die 
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Tagſazung angeordnet worden; nur ift die Vorſorge zu tref: 
fen, daß über Die. Urfunden, fo jede Partei anbringt und ein: 
legt, ein Verzeichniß (Rotulus) verfaßt, darin das Datum und 
die Benennung der Urfunde, wie aud die Partei, von der fie 
beigebracht worden, angemerkt, und dieſes Verzeichniß, nach— 
dem ed von den Parteien gefertigt worden, dem Protokolle 
beigejchloffen werde. 


8.7. 


Sollte der Protofollift bei Verhandlung der Nothdurft 
die Partei in einem oder anderen Punfte nicht wohl begriffen 
haben, fo kann er mit Anftändigfeit die deutlichere Wieder; 
holung des Angeführten begehren. Die Parteien find befugt, 
die wefentlihen Umftände des Faktums, und die Hauptaründe, 
worauf fih die Behauptung oder Bertheidigung des Rechtes 
gründet, dem Protofolliften von Wort zu Wort in die Feder: 
zu geben, und die Borlefung diefer Stelle zu begehren, 


$. 8. 


Iſt der Gegenftand der Verhandlung fo geartet, daß dar: 
über fogleich das Urtheil gefchöpt werden kann, fo ift nach ge: 
endigter Nothdurft Die Berathichlagung auf die Art, wie nad) 
$. 45 u. d. f. der erften Abtheilung die Berathichlagungen 
insgemein abzuhalten find, fogleih vorzunehmen, Sollte aber 
das Geſchäft zur ungefäumten Berathichlagung nicht geeignet 
fein, fo hat der Referent in folgender Sizung, bei welcher die 
vorhin verfammelten Räthe wieder zu erfcheinen haben, das or: 
dentliche Referat abzuftatten, Die in dem indeffen zu berichtig: 
ten Protokolle einkommenden Verhandlungen in Vortrag zu 
bringen, und fid nach der Art zu benehmen, die überhaupt zur 
Bearbeitung der Referate vorgeſchrieben ift. 


$. 9. 


Don den Parteien, die vor Gericht zu erfcheinen haben, 
können vor den Landrechten nur folgende einen Siz fordern: 
a) die zu dem Prälaten:, Herrn: oder Ritterftande eines Erb; 
landes, oder auch eines auswärtigen Staates gehören; b) welche 
mit der Würde eines wirflihen F. k. Rathes, oder eine® höhe— 
ren Amtes bekleidet find; c) f. k. Militäroffiziers; d) die Ka- 
pitularen, oder eine höhere Würde befizenden Geiftlihen; bei 
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den Magiftraten gebührt der Siz auch Profefforen und im: 


matrifulirten Doftoren, Rammerprofuratoren und Fiskalamts— 
adjunften, Dann denjenigen, welde den Charafter eines kaiſerl. 
Sefretärd befleiden, wie auch den Pfarrern und Kloftervor: 
ftehern, Alle übrigen aber müfjen vor Gericht ftehen, Die 
Frauen find nach dem Charakter ihrer Ehemänner zu behan: 
den. ©, 1805 u. f. 


Dritter Abfchnitt. 
Bon dem Benehmen der erften Inſtanze bei dem Zeugenverhöre, 


$. 10. 


Die Zeugenausfagen find von zwei Näthen, oder einem 
Rathe und einem Ausfultanten, dann einem Sefretär oder an: 
deren Kanzletindividuum nad) Vorfchrift der Gerichtsordnung 
aufzunehmen. Der eine Rath hat. die VBorhaltung der Weis: 
artikel zu beforgen, der andere oder der Ausfultant Die allge 
meinen oder bejonderen Fragftüfe vorzubalten, der Gefretär 
oder das Kanzleiindividunm aber bei ein fo anderem die Ant; 
wort zu protofolliren, , ©. 1689, 6. 6. 


SF. 

Das Weifungsprotofoll ift halbbrüchig zu führen, auf der 
einen Seite die Zahl des Weisartifeld oder der Fragftüfe, ohne 
deren inhalt zu wiederholen, auf der anderen Seite Die ge; 
gebene Antwort aufzufchreiben; alle in der nämlichen Sache 
aufgenommenen Zeugenausfagen find in das nämliche Proto: 
koll einzutragen, welches, wenn die Weifung oder Gegenweifung 
ganz vollendet ift, nebft den Zeugen, deren jeder feine Aus; 
fage zu unterfertigen hat, von den drei Gerichtsabgeordneten 
zu unterfchreiben, und von außen die Aufichrift Der Rubrik zu 
beforgen ift.: In Diefer Rubrik find der Tauf- und Zuname 
deflen, der die Weifung geführt hat, der Tauf- und Zuname 
deffen, wider welchen fie geführt worden, und der Gegenftand 
der Streitfache, wegen welcher fie geführt worden, in wenigen 
Worten gefaßt. 
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Das geendigte Protofoll der Weifung oder der Gegen; 
weiſung hat der ältere Rath zur nächſten Rathsverſammlung 
mit ſich zu bringen, und hiervon Erinnerung zu thun. Die— 
ſes Potokoll iſt dann, wenn die Weiſung in einer zu der er— 
ſten Inſtanz ſelbſt gehörigen Streitſache abgeführt worden, le— 
diglich dem Expeditor noch während der Rathſizung zuzuſen— 
den, von dem Vorſizenden aber vorläufig der Tag dieſer ge— 

ſchehenen Ueberreichung anzumerfen, 


$. 13. 


Iſt aber die Weiſung auf Erſuchen eines anderen Rich— 
ters aufgenommen worden, ſo iſt das Protokoll mit den ein— 
gelegten Weisartikeln und Fragſtüken von beiden Kommiſſären 
zu verſiegeln, zugleich das Verzeichniß der aufgelaufenen Ge— 
richtsunkoſten zu verfaſſen, und hat die Rathsverſammlung nach 
Berichtigung dieſer Verzeichniſſe die Expedizion an den betref— 
fenden Richter zu beſorgen, damit an ihn das Weiſungsproto— 
koll überſendet, und von ihm entgegen die Vergütung des Ko— 
ſtenbetrages angeſucht werde. 


Vierter Abſchnitt. 


Von dem Benehmen der erſten Inſtanzen bei Eiden. 


$. 14. 


Die Dienſteide einer unteren Amtsperſon ſind jedesmal 
bei einer ordentlichen Rathsverſammlung abzulegen; die Eide, 
welche eine Partei oder ein Zeuge abzuſchwören hat, ſind ent— 
weder vor der allgemeinen Rathsverſammlung abzulegen, oder 
hierzu zwei Räthe nebſt einem Präſidium und einem Sekretär 
abzuordnen. Jedesmal hat der älteſte Rath die Eidesformel 
abzuleſen, demjenigen, der den Eid zu ſchwören hat, alle Um— 
ſtände in ihrer wahren Geſtalt deutlich und genau vorzuhal— 
ten, ob er den Eid wohl faſſe, zu befragen, und dabei Feine 
Zurüfhaltung, Verdrehung oder —— zu geſtatten. 
©, 1689, 6. 6 u, $. 229 der ©, DO 
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$. 15. 


Sodann hat der ältere Rath dem Schwörenden die Wich⸗ 
tigfeit des Eides von Geite der Religion in Abficht auf die 
Allmacht und Allwiffenheit, und unendliche Gerechtigfeit Got— 
tes vorzuftellen, und zuförderft Die Schwere der Webertretung 
des göttlichen Gebotes, und die zur anhoffenden Verzeihung 
nöthige Widerrufung des falfchen Eides, und vollftändige Vers 
gütung des andurch verurfachten Schadens auf das nachdrük— 
lichfte zu — zu führen, 


9 16. 


Endlich ift dem Schwörenden die auf den falfchen Eid 
von dem Landesfürſten geſezte Strafe ausdrüklich vorzuſagen, 
und er mit beſcheidenem Eifer vor einem Meineide zu warnen. 
S. F. 102 — 164 der ©, O. u, 578 u. 579. 


$. 17. 


Nach diefen Erinnerungen, und dem von der Partei hier— 
nach erfolgten Entſchluſſe, ift Die wirkliche Ablegung des Eides 
nach Vorfchrift der Gerichtsordnung mit folgender Anmerfung 
vorzunehmen: daß die Eidesformel dem Schwörenden deutlich 
von dem Präfidium vorgefprochen werde, und während der 
Eidesablegung das geſammte anwefende Werfonale fich ftehend 
mit genauer Beobachtung des Stillfchweigend, und der für 
diefen Religiondaft gebührenden Ehrerbietung betrage. ©. 663. 


$. 18, 


Wenn die Ablegung eines Eides von einem Juden ge: 
fchehen foll, hat e8 zwar wegen Erflärung des Snhaltes des Eides, 
und der Erinnerung an Die auf den Meineid gefezten landes— 
fürftlihen Strafen bei dem zu verbleiben, was nur erft $.15 
erwähnt worden. Die Eidesablegung felbft aber hat folgender; 
maßen zu gejcheben ). 


*) Def. des mäh. Gub. 8. 26. Mai 1835 3. 17217 (P. 308). 

Um eine Öleichförmigfeit in der Art und Weife, wie die Vereidung der 
Siraeliten bei politiſchen Anläffen vorzunehmen fei, zn erzielen, und jede Be— 
forgnig über die allenfällige ſubjektive Meinung der zu vereidenden Perſonen 
über die Ungiltigfeit des von ihnen geihmworenen Eides zu bejeitigen, hat man 
ſich veranlaßt gefunden zu beſchließen, daß künftighin alle Eidesablegungen der 
Juden in politiſchen Angelegenheiten, 3. B. die Vereidung dee Wahlmänner, 
der Gemeinde-PVorftände, der Schäjmänner u. dgl. immer nur nach der in dem 
allerhöchften Patente vom 9, Sept. 1785 II. Abth, IV. Abſchn. ss. 18.— 24 vor: 
geichriebenen Art und Form ftatt zu finden haben. 
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5 $. 19, 

Es ift namlich das jüdifhe Geſezbuch, das ift eine Toro, 
wovon die fämmtlichen Gerichtsinftanzen ein Exemplar fi zu 
verfchaffen und aufzubehalten haben, dem Juden zur Einſicht 
vorzuhalten, und diefer von dem Präfidium anzureden: »Ich 
beſchwöre euch bei dem einigen, allwiffenden und allmächtigen 
Gott, dem Schöpfer Himmeld und der Erde, der die Toro 
Mofes auf dem Berge Sinai gegeben hat, mir. wahrhaft zu 
fagen, ob diefes das Bud) ift, Darauf ein Jude einem Chriften 
oder Juden einen rechtlichen, verbindlichen Eid ablegen kann 
und foll.« 


1938. Hfd. v. 21. Nov. 1787 M. 718, an alle A. ©. 

Die Judeneide follen auf die nämliche Art und mit den nämlichen 
Eidesformeln, die vorhin üblih waren, auh in Hinfunft aufgenommen 
werden; fo weit aber in diefen Kormeln die Worte: Adoni, Nestim, 
Gishon, Torah vorfommen, follen in die Worte: Adonoi, Nesiim, Gi- 
bon, Toro umgeändert und verbeflert, und dieſe Verbeiferungen, um 
allem verfehrten zweideutigen Sinne auszumweihen, auf Das genauefte 
beobachtet werden. 


1939. Hfd. v. 31. Dez. 1818 R. 1532, an d. mähr. A. ©. 

Die Gerichtsbehörden können unbedenflich angewiefen werden, zur 
Eidesleiftung der Juden, die Toro von der Auflage des Anton 
Schmidt in Wienvom J. 1815 zu gebrauchen. Da jedoch diefe Auflage 
mit einigen Druffeblern behaftet ift, und bei gebundenen Eremplaren 
nicht felten eine Verwechslung oder Auslafung ganzer Blätter gefunden 
wird, außer dem aber, neben den hebräiſchen Seitenzahlen die folgenden 
gewöhnlichen Ziffern erforderlich find, Damit die Richter den 14. Vers 
und die folgenden im 26. Kap. des 3. Buches Mofed, worauf der 
fhwörende Jude feine rechte Hand bis an den Ballen zu legen hat, fiher 
auffinden können; jo find die Gerichtsbehörden zugleich anzumeijen, Die 
gedrufte Toro vorher von einem beeidigten Kenner der hebraijchen 
Sprache berichtigen und bezeichnen zu laffeır. - 


$. 20. 

Sollte der Zude des Lefens nicht Fundig fein, fo iſt Die 
Tagſazung mit dem Auftrage aufzufchieben, daß er einen des 
Leſens Fundigen und verftändigen feiner Religion mitbringe, 
welcher ihm gehörige Aufklärung geben könne. Bejaht er aber 
die Wirklichkeit der Toro, jo fährt das Präjidium fortz 

»Wiffet, daß wir Chriften eben vdenfelben einigen, all 
mächtigen, allwiffenden Gott, den Schöpfer Himmeld und der 
Erde, den ihr anbethet, gleichfalls andethen, und außer ihm kei— 
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nen Gott erfennen; dies fage ich euch, damit ihr nicht glaubt, 
ihr wäret vor eurem Gott eines falihen Eides entſchuldigt, 
weil ihr denjelben vor Chriſten, die ihr für Abgötterer haltet, 
ablegt. Sch erinnere euch alfo, daß ihr wor ung, die. wir den 
eintgen, allwiffenden, allmächtigen Gott anbeihen; einen wahr: 
haften unverfälfchten Eid zu ſchwören fchuldig feid, wie eure 
Religion und Geſezbuch euch lehren, daß Die Häupter (Neſiim) 
des Volkes Iſrael dasjenige zu halten ſchuldig waren, was ſie 
den Männern von Gibon, die doch fremden Göttern dienten, 
geſchworen hatten. Ich frage euch daher nochmals: glaubt ihr, 
daß ihr den allmächtigen Gott läſtert, wenn ihr gegenwärtig 
einen falſchen betrüglichen Eid ablegen würdet?« 


$. 21. 

Wenn der Jude dieſe Frage bejaht, wird fo fortgefahren: 
»Ich frage weiter, ob ihr mit reifer Ueberlegung, mit Wohl 
bedacht, ohne Aralift und Betrug, ohne innern Vorbehalt über 
den Sinn der Worte, ohne innere Zernichtung des Eides, den 
ihr ablegen werdet, und ohne vorhinein gegen denſelben vor 
jemanden proteftirt, und ſolchen für ungiltig erflärt zw haben, 
nunmehr den alleinigen, allwifenden, allmächtigen Gott zum - 


Zeugen der Wahrheit deffen, was euch vorhin vorgelegt worden, 
anrufen wollet ?« 


6.:22, 


Wenn nun auch diefed bejaht wird, ift in der Toro das 
dritte Buch Mofes Levitifum am 26. Kapitel aufzufchlagen, 
und dem Juden zu befehlen, dad Haupt zu bedefen, Die rechte 
Hand bis an den Ballen am 14. Verfe, und dem folgenden 
diefes Kapiteld anzulegen, und dem Präfidium folgende Worte 
nachzuſprechen: »Adonoi, einziger allmächtiger Gott, Herr über 
alle Könige, ewiger Gott meiner Väter, der du Die heilige 
Zoro gegeben haft, ich rufe Deinen heiligen unausfprechlichen 
Namen zum Zeugen, und deine Allmacht zum Richter an, 
meinen Eid, den ich jezt thun fol, zu beftätigen, und wo ic) 
unrecht oder betrüglic) ſchwören werde, fo ſei ich aller Verheißun— 
gen beraubt, welche Du denen, fo deine Gebote beobachten, 
gethan, und fommen über mich alle Strafen und Flüche, Die 
Gott an Diefer vor mir liegenden Stelle jeined ‚Gefezed auf 
die Abfcheulichfeiten der Verbrechen, die hier gemeldet werden, 
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gelegt hat. Wofern meine Lippe bei diefem Eide betrüglich, 
und mein Herz falſch it, fo babe meine Seele und Leib feinen 
Antheil an der Verfprehung, Die und Gott gethan hat, und 
ih weder joll an der Erlöfung des Meſias, nody an dem 
verforochenen Erdreich des heiligen Landes Theil haben! Auch 
verfpreche und betheuere ich bei Dem ewigen unausjprechlichen 
Gott, daß ich über diefen Eid feine Erklärung, Auslegung, 
Abnehmung oder Vergebung, weder von Juden nod) "andern 
Menſchen jemals verlangen oder annehmen will.« 


$. 23. 


Hierauf folgt die Eidesformel jelbft, welche nach den Um; 
ftänden des Gegenftandes, worin gefchworen wird, aufzufezen, 
von dem Präfidium vorzufagen und von dem Juden in feiner 
vorigen Stellung von Wort zu Wort nachzuſprechen ift. 

»Ich N. ſchwöre bei dem lebendigen Gott, der Himmel 
und Erde erfchaffen hat, daß ich mit reiner Wahrheit, ohne 
Einmengung oder Gebrauch einer Arglift, Betruged oder Ber: 
ftellung, wie auch ohne Rüffiht auf Schanfung, Gabe, Neid, 
Haß, Feind- oder Freundſchaft, oder fonftige zur Unterdrüfung 
der Wahrheit oder erechtigfeit gereichenden Abfichten beſtä— 
tigen fünne, daß hier folgt der Gegenftand des Eides), wo 
idy unrecht ſchwöre, dann foll ich ewiglich vermaledeit und 
verflucht fein, und alle Flüche, Die in der Toro gejchrieben 
ftehben, über mich und meine Sinder fallen, und foll mir 
der Unaußfprechliche, der die Welt erfchaffen hat, in allen 
meinen ©efchäften feinen Beiftand, in allen meinen Nöthen 
feine Rettung geben; wenn id) aber wahr und recht gejagt 
habe, dann helfe mir Adonoi, der wahre einzige Gott, deſſen 
unausfprechlicher Name geheiligt werde!« 


$. 24. 


Die Eidesablegung mit dem wörtlichen Inhalt dei For- 
mel, und Die gefchehene Meineidserinnerung find in dad Ge 
richtöprotofoll genau einzutragen. 


Cidesablegung der Mahomedaner; f. 580. 


926 U. %. 5. A. Verlaffenfhaftsabhandlung, S. 25. 


Fünfter Abfchnitt. 
Don dem Benehmen der erften Inſtanzen in Abhandlungsſachem 


1940. S. 797 des a. b. ©. 2. 

Niemand darf eine Erbſchaft eigenmädhtig in Befiz nehmen. Das 
Erbreht muß vor Gericht verhandelt und von demfelben die Einantwor- 
lung des Nachlaſſes, das ift, Die Uebergabe in den rechtlihen Beſiz be- 
wirft werden. 


I Anfang der Verlaffenfhaftsabhandlung. 


/ 1941. Hfd. v. 7. Febr. 1821 N. 1738, an alle Lt. der altöft. 
Staateır. 


Das Hfd.v. 14. Dez. 1816 N. 1301 d. J. ©. ©., worin es heißt: 
daß die durch das Finanzpat. v. 1. Juni 1816 veranlaßten Beftimmungen 
über die Zahlungsart des Mortuars auf die vor dem 1. Auguft 1816 
anhängig gewordenen Verlaffenichaftsabhandlungen feine‘ Anwendung 
finden, bat zu der Anfrage Anlaß gegeben, worin eigentlih das Anhän— 
gigmahen einer Verlaffenfhaft beitehe? 

Damit nun hierüber bei Bemeflung der Mortuar- und Gerichtsge- 
bühren feinem Zweifel Raum gegeben werden könne, wird feftgefest: 
daß die Abhandlung der Verlaffenfhaft eines DVerftorbenen nah dem 
Sinne des S. 515 des a.b. ©. B., und nach dem Inhalte der über einen 
Vortrag der oberſten Zuftizftelle herabgelangten h. Entſchl. v. 7. Nov. 
1817, mit dem gehörig ausgewiejenen Zeitpunfte des Todes felbit den 
Anfang nehme; Daher weder das Anlegen der Sperre, noch die Erbser- 
Flärung, noch ein einzelner Aft der Abhandlungspflege, als die eigent- 
lihe Anhängigmahung einer Verlaffenfhaft angefehen werden fünne. 


$. 25. 
Jede Gerichtftelle hat mit der. nöthigen Aufmerkfamfeit 
darauf zu fehen, daß alle Todesfälle, bei denen ihr die Ver: 
laffenfchaftsabhandlung zur Pflicht fommt, fobald als möglich 


befannt werden, worauf die ungefüumte Verfügung zu treffen, 
daß Die gerichtliche Sperre angelegt werde. j 


Tod. 


2942. Hfd. v. 14. Aug. 1819. N. 1593, an d. küſtenl. A. ©. 


Bei der gemachten Bemerfung, daß die Gerichte gewöhnlich nur 
ſpät, oft aber auch gar nicht Kenntnig von den in dem Gerichtäbezirfe ſich 
-ereignenden, ihrer Abhandlung unterftehbenden Todesfällen erhalten, wo— 
durch die Nechte der Pflegebefohlenen oft fehr gefährdet werden, und da 
es überhaupt einer Nachhilfe bedarf, um das Abhandlungsgefhäft in Ge: 
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genden in den Gang zu bringen, wo es ehemals nicht eingeführt war, hat 
die vereinte Hoffanzlei fammtlihen Drts- oder Gemeindevorftehern (Po- 
‚desta) durch die Kreisämter -unter angemeſſener Geldftrafe den Auftrag 
zu ertheilen befunden, daß fie jeden Todesfall binnen 24 Stunden der 
betreffenden Abhandlungsbehörde anzuzeigen haben. 


1943. Vog. d. n. ö. Reg. v. 15. Gept. 1822 3.144329, (9. 731). 


Zur Vermeidung der Nachtheile, welche aus verjpäteten Anzeigen 
der Todesfälle an die Abhandlungsbehörden entftehen fünnen, wird in 
Folge des der Regierung von dem f. kan. ö. U. ©. mitgetheilten Inhaltes 
eines an lezterwähnte Behörde galangten Hfd. v. 19. Aug. 1822, ſämmt— 
lihen Hausinhabern oder Hausadminiftratoren in der Stadt und den 
Vorſtädten Wiens, bei jonftiger WVerantwortlichfeit zur Pflicht gemacht, 
in jenen Fallen, wo jemand ftirbt, und niemand in der Wohnung vorhan— 
den ift, dem mit Sicherheit und Verläßlichfeit die Verlaffenfhaft bis zur 
gerichtlihen Einfchreitung überlaffen und anvertraut werden fanır , ohne 
allen Verzug die Anzeige, und zwar bei Todesfällen in der Stadt felbit, 
an die betreffende Abhandlungsbehörte, in den Vorftädten aber an 
das betreffende Grundgeriht zu erftatten, welches leztere ſohin, unter 
Haftung für die Folgen eines Saumfales, diefe Anzeige an die. betref- 
fende Abhandlungsbehörde zu befördern hat. Ferner wird aufgetragen, 
in Rüffiht jener Verfonen, welche außer ihrem Wohnorte plözlih , oder 
in Folge eines Unglüfsfalles, oder fonft auf eine verdächtige Art todt 
gefunden werden, vorzüglich bei Selbſtmördern, wo die politifhen Bes 
hörden die Erhebung und die Bejhau vorzunehmen haben, bei ftrenger 
Verantwortung die Abbandlungsbehörden ohne alle Verzögerung in 
Kenntnig zu fezen. 


Zuſaz in der Verordnung an den Magiſtrat von Wien. 


Uebrigens wird dem Magiſtrate, in Gemäßheit der oben erwähnten 
Eröffnung, der Auftrag ertheilt, den Todtenbeſchauern und dem Todten— 
beſchreibamte einzuſchärfen, daß die Todtenbeſchau jedesmal mit mög— 
lichſter Beſchleunigung vorzunehmen ſei, daß ſohin die Verſtorbenen un— 
verzüglich, und nicht erſt nach mehreren Tagen ‚wie es bisher ſich mehr— 
mals aus den Todtenzetteln ergeben hat, in die Todtenverzeichniffe auf- 
zunehmen, diefe ohne Saumfal zum Druf zu befördern, und den Ge— 
rihtsbehörden in Wien zuzumitteln feien. 


Defret an die Kranfenanftaltem 


⸗ 


Die öffentlichen Krankenanſtalten haben darauf zu wachen, daß nicht 
nur die dahin gebrachten Pfleglinge mit Namen, Karakter, Wohnort, 
und den ſonſtigen perſonellen Beſtimmungen genau angegeben und aufge— 
zeichnet, und darüber, ſo viel es ohne Gefährde derſelben nur immer 
thunlich iſt, glaubwürdige —— beigebracht werden, damit ſie 
im Falle ihres Abſterbens in den Todtenverzeichniſſen richtig aufgeführt 
werden; ſondern es iſt auch Sorge zu tragen, daß die ſich ereignenden 
Todesfälle ohne — angezeigt werden. 
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1944. Vdg. der n. d. Reg. vom 9. März 1825 3. 22598 (P. 
109). 


Es ift bereit8 unterm 11. Mat 1822 3. 22688, und unterm 26. : 


Nov. 1823 3. 56435 verordnet worden, daß die GSeelforger jeden in 
ihrem Pfarrbezirfe fich ergebenden Todesfall fogleih der Ortöobrigfeit 
des Pfarrortes anzeigen jollen, und daß die Drtsobrigfeit dieſe Anzeige 
jedesmal ohne Verzug der fompetenten Abhandlungsbehörde zur Kenntniß 
zu bringen hat. Laut Eröffnung des n. ö. Landrechtes hat fich deffen un- 
geachtet abermals der Fall ergeben, daß das Ableben einer unter die 
Jurisdifzion des Landrechtes gehörigen Perſon demfelben nicht angezeigt 
worden ift. Das Kreisamt hat die Geeljorger und die Dominien auf 
die Nachtheile aufmerffam zu machen, die aus der Unterlaffung der er— 
wähnten Anzeige in Bezug auf die Vornahme der Abhandlung entftehen 
fonnen, und dasfelbe hat ihnen die DBefolgung der oben angefisrten 
Vdg. mit dem Beifaze neuerdings zur Pflicht zu machen, daß fie für jeden 
Schaden verantwortlich bleiben, der aus der Nichtbefolgung diefer = 
entitehen jollte.. 


Todeserflärung. 
1945: S. 278 des a. b. ©. 2. 


Der Tag, an welchem eine Todeserflarung ihre Rechtskraft erlangt 


bat, wird für den rehtlihen Sterbetag eines Abwejenden gehalten; Doch 
Ichliegt eine Todeserklarung den Beweis nicht aus, daß der Abmwefende 
früher oder fpater geftorben; oder, dag er noch am Leben fe. Kommt 
ein folder Beweis zu Stande, fo ift derjenige, weldher auf den Grund 
der gerichtlihen Todeserfläarung ein Vermögen in. Befiz genpmmen hat, 
wie ein anderer redliher Befizer zu behandeln. 


Ablegung der Drdensgelübde. 


f 1946. Pat. v. 17. Dez. 1780 N. 1. 


Von nun an ſoll fein Noviz oder Ordensmann, Bra vor Ablegung 
der geiftlihen Profeflion oder DOrdensgelübde ein Teftament oder jonftig 
leztwilliges Gefhäft machen wollte, befugt fein, von feinem wirflih ſchon 
befizenden oder fünftig erhaltenden Vermögen, in was es immer beftehen 
möge, außer des in den Gefezen ſchon erlaubten Vitalizii eine andere gil- 
tige Anordnung zu machen, als daß er Die in dem unter dem 26. Auguft 
1771 kundgemachten Amortifagionsgefeze und den hierüber erfolgten Er— 
läuterungen bejtimmte Dotazion von 1500 fl. rheinifh dem Drden oder 
dem Klofter vermache und zubringe. Von, diefem namlichen Dotaʒzions⸗ 
betrage ſtehet ihm zwar frei, einen Theil zum frommen Gebrauche für ein 
Gotteshaus oder ſonſt zu einer frommen Beſtimmung zu vermachen, 
welcher ſo legirte Betrag die dotem jedoch alsdann vermindert, und von 
den geſagten 1500 fl. abgerechnet werden muß; was aber über dieſe 
1500 fl. auf was immer Art ad manus mortuas, als zum Beifpiele für 
Gotteshäuſer, Kirhensrnate, Bruderfhaften, geiftlihe Stiftungen und 
dergleichen im einem folhen Teftamente legirt, oder font beſtimmt ſein 


4 


1944 — 1950. 929 


follte, Diefes alles wird im Voraus für null, nichtig und ungiltig dergeftalt 
‚erklärt, daß die weltlihen Erbfolger oder Intereſſenten zu allen 
Zeiten ihr Darauf habendes Recht bei der betreffenden Zuftizbehörde fort— 
fezen und vindigiren fönnen. Durch welche den weltlichen Intereffenten 
offen gehaltene Rechtswege, den Richtern obliegende ſchleunige Aſſiſtenz— 
leiftung, und hiermit ſchon im Voraus gefhehene Annullicung alles deffen, 
‘was über die 1500 fl. dotis nomine obbefagter Maßen für geiftliche Or— 
densperfonen, oder fonft ad manus mortuas beftimmt worden, es von 
der anbefohlenen Ueberreihung derlei Teftamente bei den Hof- und Lt. 
abfommt *). 


1947. Pat. ». 11. Dft. 1781 N. 25. 


Gleichwie dem Clero regulari außer dem beftimmten Dotazions- 
quanto von 1500 fl. etwas Durch Teftament, oder ab intestato zu erben 
und zu erwerben gejezmäßig verboten worden ; fo foll dagegen von ſotha— 
ner Dotazionsfumme von 1500 fl. feineswegs eine Erbftener abgenommen, 
fondern folhe den geiftlihen Drdenshäufern aus der Verlajjen- 
ſchafts maſſa gänzlich verabfolgt werden. 


1948. Hfd. v. 26. Febr. 1796 N. 282, an das gal. A. ©. 
$. 8. Da das Erbreht nur nah dem Tode des Erblaffers ftatt 
finden fann, und enfweder auf dem lezten Willen, oder auf einem Vers 
trage, oder auf der gefezlihen Erbfolgeordnung beruht, jo muß das 
Geriht von dem Tode, nder der Todeserflärung des Erblaffers, 
fodann, ob nicht ein ſchriftliches oder mündliches Teftament vorhanden, 
oder wem fonft das Erbrecht angefallen jet, verfichert fein. 


1949. Gal. b. ©. 3. v. 13. Febr. 1797 U. Th. 
$. 321. Der Inbegriff aller Sachen und aller Rechte eines Ber: 
ftorbenen, heißt desjelben Verlaffenfhaft oder Nachlaß. 
$. 328. Ein Nachlaß noh lebender Perfonenift ein Widerfprud. 
1950. Gegenwärtiges b. ©. 3. ' 


$. 531. Der Snbegriff der Rechte und Verbindlichfeiten eines Ver: 
ftorbenen — heißt desjelben Verlaffenfhaft. 


* 





*) Vdg. d. böh. Gub. v. 6. Aug. 1807 (K. 557). 


Aus Gelegenheit, daß ein Kandidat, welcher in einen Stiftsorden getreten, 
vor Ablegung der feierlichen Gelübde ein förmliches Teſtament verfaßt hat, und 
dasſelbe von dem Prälaten dieſes Stiftes erſt nach Abſterben dieſes Novizen 
als Prozeß der Abhandlungsbehörde übergeben worden, hat das k. k. A. ©. 
das Anfuhen gemacht, fämmtlihen Klöftern, Obern und Vorſtehern die Wei: 
fung zu geben, daß nad dem Pat. v. 9. Dez. 1780 dergleichen Tejtamente der 
Novizen nicht mehr den Hof: und Länderftellen, fondern dem ordentlihen Rich— 
ter, nämlidy der dem Novizen als Laien vorgelezt gewefenen Verjonalinftanz zu 
übergeben find, die Stifts- und Klöfteroberen diefe Teftamente gleich nad Ab- 
fegung des DOrdensgelübdes an die Perfonalinftanz, welcher dergleihen Novizen 
als Laien unterjtanden find, abzugeben, und nicht erjt das Abiterben diefer Pro- 
nn — * hätten. Wonach die Stifts- und Ordensvorſteher zu beleh— 
ren ſind. 


930 I.-%: 5. Verlaſſenſchaftsabhandlung. 


$. 761. Die Abweichungen von der in dieſem (13.) Hptft- beſtimm— 

ten gefezlihen Erbfolge in Rükſicht auf ‚Bauerngüter, und die 
Verlaſſenſchaft geiftliher Perfonen find in den politifchen 
Gejezen enthalten. 


1951. Hkzd. v. 2. Juni 1829 3. 12903, an alle deutfhe Lft. 
(8. 381). 


Laut der beiliegenden Vdg. der f. bair. Regierung v. a. April 1807 darf 
ein k. bair. Untertban, welcher in ein Klofter des Auslandes trit, nur die 
Zinfen eines ihm etwa gehörigen Kapitals, welches eine beftimmte Summe 
nicht überfteigen darf, lebenslänglicd genießen. Das Kapital felbit bleibt 
im Lande und fallt nach dem Tode des Nuzniegerd den gefezlihen Erben 
anbeim. Se. Majeftät haben demnach dur h. Entichl. v. 26. Mat 1829 
zu verdordnen gerubt, daß in Anfehung der ö. Unterthanen, welde in 
ein Klofter des Königreihed DBaiern treten wollen, das Reziprofum 
angewendet werde. ö 

Beilage Wir Marimilian Sofephb, von Gottes Gnaden König 
von Baiern. Wir haben über den Eintrit unferer Unterthanen in aus- 
landifhe Klöfter Folgendes allgemein zu verordnen befchloffen: 1) Kei- 
nem Untertbane ift erlaubt, ohne Unfere Bewilligung in ein auslandifches 
Klofter zu treten. 2) In feinem Falle fann eine folhe Bewilligung vor 
dem 25. Lebensjahre nachgefucht werden, zu deſſen Beweiſe ift dem Ge- 
fuche eine legalifirte Abfchrift des Taufjheines beizulegen. 3) Dem in 
ein ſolches Klofter Eingetretenen fol niemal etwas mehr, als die Zinjen 
feiner Ausſteuer, welche jedoch die pragmatifhe Summe von 2000 fl. 
in feinem Falle überfteigen darf, ausgefolgt werden. 4) Das Kapital 
felbft darf niemal in das Ausland abgefolgt werden, und ift, fo lange 
Das damit ausgefteuerte DOrdensindividuum lebt, unter gefezlihe Ku— 
ratel gu nehmen. 5) Nah dem Tode einer folhen Drdensperfon geht 
ed an die Snteftaterben über. 6) Keiner unferer Unterthanen männlichen 
Geſchlechtes kann überdieß die Erlaubniß zum Eintritte in ein ausläns 
difhes Klofter erhalten, in fo ferne er den ©efezen über die Militärs 
pflichtigfeit unterliegt *). 


{> Aus dem obigen Pat. v. 17. Dez. 1780 (AB46) hat Herr Prof. Haims 
berger (Ztſcht. für d. Nechtsgelehriamfeit, 1835, 2. Bd. ©. 53) die Anficht ent- 
wifelt, daß nad) Ablegung der Ordensgelübde fogleich die Verlaffenichaftsabhand: 
lung über das Vermögen des Profeſſen entweder nach dem früher errichteten 
Tejtamente oder nach der gejezlihen Erbfolge vorzunehmen fei. — Ich verfenne 
die Wichtigkeit der Gründe diefer Anficht Feineswegs, ja ich unterftüze fie noch 
damit, daß das Patent, wie es in der $. ©. ©. fteht, ausdrüflih von Erb- 
folgern fpricht und daß das fpätere Pat. v. 11. Oft. 1781 (A947) jogar 
anordnet, daß dem Klofter die dos aus der Verlaſſenſchaftsmaſſe verab- 
folgt werden fol. Deflfenungeachtet halte ich die Anficht für richtig, daß durch 
die Ablegung der Ordensprofeß eine geſezliche Kuratel über das Vermögen des 
Profeſſen vorzunehmen und erjt nad) dem Tode oder nad) der Todeserflärung 
desfelden die WVerlaffenichaft abzuhandeln fei. Meine Gründe find folgende: 
1) Zugegeben, daß fih nad den obigen Pat. die fogleiche Verlaſſenſchaftsabhand— 
fung nad) Ablegung der Profeß rechtfertigen ließ; fo ging es im J. 1796 nicht 
mehr an, weil das fpätere Hfd. v. 26. Febr, d. 5. (4948) beftimmt, dag nur 
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Auswanderung. f 


1952. Pat. v. 24. März 1832 N. 2557. 


$. 11. Das Vermögen der unbefugt NAusgewanderten wird wahrend - 
ährer Lebenszeit, unbejchadet der Rechte und Schulden, welche darauf haf- 
ten, jo wie der Anſprüche auf von dem Auswanderer ſchuldigen Alimente, 
in jedem Falle fequeftrirt, 

$. 14. Nach dem natürlihen Tode folher Ausgewanderten wird das 
“ fequeftrirte Vermögen ihren gejezlihen Erben hinaus gegeben. 

S. 29. Zu gleicher Zeit, als die Gubernien und Kreisämter die vor— 
gefhriebenen Vorladungsedifte erlaſſen, müffen fie auch von der Gericht: 
ftelle den unverzüglichen Sequefter des beweglichen und unbeweglichen Ver— 
mögens verlangen u. f. w. 


Berlafienihaftsabthuung. 


— Hfd. ». 30. April 1825 N. 2092, an d. tir. A. ©, 


Auch Todesfälle mittellofer Perſonen find der Regel nach dem Ge- 
zichte anzuzeigen, und dieſe Anzeigen dahin zu erledigen, dag wegen Ab- 
ganges eines Vermögens feine Abhandlung ftatt finde. Jedoch kann bei 
Todesfällen minderjähriger Kinder, die noch unter väterlicher Gewalt, im 
vaterlihen Haufe und in der Verpflegung des Vaters geftanden find, und 
fd viel befannt ift, fein eigenes Vermögen befeffen haben, die Anzeige an 


nad dem Tode und nad) der Todeserflärung ein Erbrecht, folglich eine 
Verlaſſenſchaftsabhandlung, ſtatt finden könne. Das noch fpätere b. G. B. v. 
J. 1797 (2949) ſagt ſogar, daß eine Verlaſſenſchaft einer lebenden 
Perſon ein Widerſpruch ſei; und unfer gegenwärtiges b. ©. B. (1950) for- 
dert gleichfalls zum Begriffe einer Verlaffenihaft einen Verftorbe- 
nen. 2) In Beziehung auf die Verlaffenfchaften geiſtlicher Perſonen ift wohl 
die in den politiihen Geſezen enthaltene Intejtaterbfolgeordnung 
durd) das b. ©. B. betätigt (3 95®), woraus entnommen werden Fann, daß, 
wenn auch vükfihtlih des Begriffes einer Verlaſſenſchaft für geiftlihe 
Perſonen eine Ausnahme jtatt finden ſollte, es gewiß im b. ©. B. ausdrüklich 
gejagt, oder doch dur Beziehung auf allenfällige politiihe Anordnungen an— 
gedeutet worden wäre. 3) Eine Umjchiffung der Geſeze wegen ver dos tft nicht 
zu befürchten, wenn ſich auch jene Perfonen nicht melden follten, welchen ein- 
ftens nad) dem Tode des Drdensmannes ein Erbrecht zuftehen würde; denn 
daß Feine gejezwidrige Summe aus dem Kuratelövermögen dem Klofter aus- 
gezahlt werde, dafür hat der Kurator und das Gericht von Amtswegen zu for: 
gen. 4) Ob die dos dem Klofter gleich nach Ablegung der Profeß auszuzahlen 
ft, hängt von der Art der Willenserklärung des Profeflen ab; will er die dos 
dem Klofter fogleich zuwenden, fo mag er 5. B. eine Schenfungsurfunde ver: 
faffen und diefe bei der Ablegung der Profeß dem Kloftervoriteher einhändigen. 
5) Bei der Profeß eines Dejterreichers in einem baier. Klofter wird durch die 
a. h. Entichl. v. 26. Mai 1829 (A951) Fraft der Rezivrozität die gefezliche 
Bermögensfuratel bis zum Tode desſelben rüffichtlich des Ausfteuerfapita- 
les ausdrüflich vorgefchrieben; worauf analog die Wermödgensfuratel über: 
haupt geftüzt werden muß, weil man. jonft denjelben Ordensmann zu gleicher 
Zeit als todt und lebendig anjehen müßte. 6) Ferner ift diefe Vermögenskura— 
tel auch in den $$. 269 u. 276 des b. ©. B. gegründet, und findet allerdings 
auch in dem neuen Auswanderungspatente (A952) mitteljt eines Schluſſes 
a majori ad minus eine wichtige Berfräftigung. f 
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das Gericht unterbleiben, mithin auch diefer Todesfälle in den Gerichts- 
protofollen und Zuftiztabellen nicht zu erwähnen fein. 


1 .Sxyerr£,.3. 8.20 
$. 26. 


Die Abhandlungsgeichäfte Fünnen entweder an gewöhn— 
lihen Rathötagen, fo weit es Die übrigen dabei vorfallenden 
richterlihen Befhäftigungen zugeben, vorgetragen, in Berath- 
ſchlagung genommen und erledigt, oder es können hierzu eigene 
vorz oder nachmittägige Sizungen und Genate, nachdem der 
— es dem Dienſte gedeihlicher findet, beſtimmt werden; 
doch follen die Sitzungen niemals ohne Nothwendigfeit vermehrt, 
und Dadurd den Räthen: Die erforderliche Zeit zur Ausarbei: 
tung ihrer Referate benommen werden, Zei den mit Länder; 
jtellen vereintaten  Landrechten find zu Abhandlungsgefchäften 
nur lediglich Die Suftizreferenten unter des Präſidiums, Vize 
präſidiums, oder des älteſten Rathes Vorfize zufammen zu fezen, 
und iſt eine Verfammlung von Drei Räthen und einem Vor: 
jizenden zureihend, ©. 1689. 


§. 27. 


Zu Vornehmung der Sperre und Unterſuchung des Stan— 
des der in dem Gerichtsorte befindlichen Verlaſſenſchaft ſind 
von dem Vorſteher der Stelle ſogleich zwei vertraute Gerichts— 
perſonen zu benennen, die ſich am nämlichen Tage in die Woh— 
nung des Verſtorbenen zu begeben und daſelbſt die Unter— 
ſuchung vorzunehmen haben. Wenn aber eine Sperre oder 
Inventur außer dem Gerichtsorte auf eine dem Verſtorbenen 
angehörige, der Gerichtsbarkeit der Gerichtſtelle unterſtehende 
Realität vorzunehmen iſt, hängt es von dem Oberhaupte der 
Stelle ab, entweder hierzu ebenfalls Gerichtöperfonen zu be; 
nennen, A, einen benahbarten Magiftrat, eine nahe gelegene 
Herrfchaft, oder den Beamten derfelben, allenfalls Gerichts: 
mann, durch ordentlihe*Erfuchjihreiben oder Befehle zu dele— 
giren. _ Wenn man eine eigene ©erichtsperfon abzuordeh 
nöthig findet, Fann nach) Maß der mehrern oder mindern Wich— 
tigfeit der DVerlaffenfchaft, nach Verfchiedenheit der Umftände 
ein Rathfefretär, oder auch nur ein Regiftraturgz oder. Kanz— 
leiindividuum gebraucht werden. 


1954 — 1958. 933 


2954. Hfd. v. 2. Dft. 1783 N. 194, an d. in. u. o. öſt. A. G. 


Es ſei ſich zur Regel zu nehmen, daß auch in den judieiis univer- 
salibus der Konfurs- und Erbsverhandlung die Gerihtsbarfeit niemals 
auf das außer dem richterlihen Bezirfe befindlihe Vermögen des Schuld- 
ners-oder Erblaffer8 ausgedehnt werde. 


1955: Hfd. v. 20. Sam 1789 N. 957, an d. böh. u. mähr. A. ©. 


Die Kreisamter feien von der in ihre Beftimmung ohnehin nicht ein— 
fchlagenden Sperranlegung auf die Verlaffenfchaften der in ihrem Kreife 
verſtorbenen Adelihen ganz zu entheben; und follen die Landrechte derlei 
Berrihtungen des Nichteramtes, wenn das Landrehtsperfonale wegen all- 
zu weiter Entfernung dazu nicht verwendet werden kann, dem nächſt ans 
liegenden Gerichtftande, oder dem nahe angrenzenden Zuftizbeamten dele— 
giren, und hierwegen an denjelben das Nöthige erlaffen. 


1956: Hf. v. s. April 1790 R. 10, an d. böh. A. ©. 


a) Das Landreht hat zu den Sperren und Inventuren fo viel mög- 
(ich feine eigenen Beamten abzuordnen, und fich des Rechtes der Delegi- 
rung nur bei wichtigen und gegründeten Urfahen zu gebrauchen, wenn 
nämlich den Erben oder Parteien dadurch zu große Unfoften unnüz ver- 
urfacht würden, oder der Dienft bei den Landrechten durch Abwefenheit der 
Abgeordneten leiden follte, 

b) Wenn fich dagegen der Fall der Delegirung ergibt, und bei ge= 
ringfchäzigen unbeträchtlichen Vermögenfchaften hierzu nicht etwa Der im 
Drtsbezirfe beftehende Gerihtsverwalter werwendet werden follte, ſon— 
dern ein Magiftrat delegirt werden müßte, fol hierzu 1) nur ein folcher 
Magiftrat abgeordnet werden, bei welchem das Perſonale nicht auf einen 
einzigen geprüften Rathsmann befchränft ift. 2) Sit bei diefer Delegirung 
unter einem die Anftalt zu treffen, dag dem Abgeordneten Fuhre und 
Koft für die Zeit der Entfernung von feinem Standorte abgereicht, und 
felbft nicht in die Nothwendigfeit eines Vorfchufles aus eigenem Vermögen 
verfezt werde. 3) Hat in folhem Falle die für die Amtshandlung vorge- 
fohriebene Tare nicht in das landrechtlihe Taramt, fondern in den Tarfond 
desjenigen Magiftrates einzufließgen, welcher die der Tare unterliegende 
Amtshandlung verrichtet hat. 


1957. Hfd. v. 16. Febr. 1792 N. 253, an d. böh. U. ©. 


a) Sp weit die Landredhte in der Verwaltung ihres Richteramtes, 
bauptfählih bet Sperren, Inventuren, Schäzungen, Lizitagionen oder 
Erefuzionsführungen berechtigt find, auch benachbarte Magiftrate zur dies— 
fälligen Amtsverwaltung abzuordnen, joll denfelben aufgetragen werden, 
die Magiftrate der Munizipalortfchaften niemals in denjenigen Angelegen- 
heiten zu delegiren, welche ihre eigene Schuzobrigfeit betreffen. ©, 614. 


1958. Hfd. ». 3. Mai 1823 N. 1939, an d. n. ©. U. ©. f 
Ueber die vorgelegte Anfrage des wiener Magiftrates: ob- der 
Perfonalrichter in Gemäßheit der Hfd. v. 10. April 1794 N. 168 und 
21. Zuli 1794 N. 184 der 3. ©, ©., zur Vornahme der Sperre, der In— 
Handb, d. Gerichtsinftrufzion. 60 
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ventur oder eines Erefuzionsaftes auf das beweglihe Vermögen der ihm 
unterftehenden Perfon, einen fremden Bezirk betreten dürfe? wird be- 
deutet: 

Vermöge der fhon in den Hfd. v. 2. Dft. 1783 R. 194 und 15. 
April 1784 N. 275 der J. ©. ©. feftgefezten allgemeinen Grundfäze fei - 
der anfragende Magiftrat zwar berechtigt, in fofern ihm zufolge der be— 
fonderen Vorfchrift S. 27 der Zurisdifzionsnorm v. 27. Gept. 1783 N. 
192 und des Hfd.v. 7. April 1785 N. 104 der G. ©. ©., die Gerichts 
barfeit über gewiffe Perfonen in ganz Defterreich unter der Enns, fomit 
in einem ausgedehnten Zurisdifzionsbezirfe zufteht, diefelbe auch in diefem 
lezteren ganzen Jurisdifzionsbezirfe, in Gemäßheit der Hfd. v. 10. April 
und 21. Zuli 1794 entweder felbft, oder bei größerer Entfernung dur 
Delegirung eines benachbarten Gerichtes auszuüben ; Dagegen aber fei der 
anfragende Magiftrat, ald ordentlihes ©eriht nur inner dem Bezirke, 
der feiner ordentlihen Zurisdifzion zugemiefen ift, Gerichtshandlungen 
vorzunehmen berechtigt. 


Sperre und Inventur der Berggeridte. 


1959. Hfd. v. 1a. Dft. 1784 N. 351, an-ale A. ©. 


Ueber die bei Gelegenheit des Abfterbens eines Großzerrenhammer- 
meifters entftandene Frage, in wie weit in Abficht auf deſſen inne gehab- 
tes Hammergebäude das Berggeriht in eine Verlaffenihaftsabhandlung 
einzujchreiten habe, werde die Belehrung dahin ertheilt: 

a) Nachdem jene Hammermwerfe, welche das von-den Schmelzhütten 
fommende rohe Eifen zu dem Zentnergute aufarbeiten, ald auf den Berg- 
bau Beziehung nehmende Entitäten anzufehen jeien, in Rüfficht welcher 
dem Berggerihte die Wirfung der ihm allein zuftehenden Realjurisdifzion 
gebühre, als habe das Berggericht die Sperre und Inventur über derlei 
Hammergebäude, rohe Eiſen-, Kohl- und Werkzeuge vorzunehmen. 

b) Die Sperre habe, jo weit nicht wegen unterwaltender Gefahr der 
Fall der engen Sperre einjchreite, blos mittelft Aufdrüfung des bergges 
richtlihen Amtfiegels auf einem fchiffamen Drte, allwo der Erbe nicht im 
geringften in dem Befize des Verlaſſenſchaftsvermögens gehindert wird, 
zu gejcheben, bei der Inventur aber ſei fich in jener Art zu benehmen, wie 
die den erften Inſtanzen vorgefchriebene Inftrufzion enthält. 

c) Bon der Willfür des Prafidiums des Berggerichtes hange ab, 
welchen aus feinem Mittel vertrauten, der Sache verftändigen Mann es 
zur VBornehmung diefer Sperre und Inventur abordnnen, oder ob es hierzu 
einen anderen benachbarten Mann, jo dem Geſchäfte gewachfen ift, dele- 
given wolle. 

d) Dem Abgeordneten des Gerichtes gebühre Fein anderer Bezug 
an Taren oder fonftigen Giebigfeiten, als weldhe vorhin üblich geweſen, 
da noch den Berggerichten die Perfonalgerichtsbarfeit eigen geweſen ift, 

e) Die Relazion über die vorgenommene Sperre, fo wie die errich- 
tete Inventur, fei der Abhandlungsinftanz der übrigen Verlaffenfhaft zu 
übergehen, damit diefelbe in die anderweite Abhandlungspflege der Ord— 
nung nach einjchreite, 
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/ 1960. Hfd. v. 10. Nov. 1794 R. 202, an d. m. öſt. A. ©. 


Alle jene Hammer, worüber von dem Berggerichte Gewährſcheine aus— 
gefertigt werden, die aljo einem berggerichtlihen Gemwerfenbuche einverleibt 
find, unterftehen der berggerichtlihen Gerichtsbarfeit in Verlaſſenſchafts— 
abhandlungsfällen, jedod nur jo weit, daß Die Inventur, allenfalls Schäz- _ 
ung und Lizitirung, wenn der Fall eintrit, bei dem Berggerichte vorge- 
nommen, im übrigen aber fih von den Berggerichten in die Verlaſſen— 
fhaftsabhandlungspflege nicht eingemengt werde, fondern dieſe der Ab» 
bandlungsinftang überlajen fei. 


1961. Hfd. v. 12. Okt. 1795 WR. 259, an alle A. ©. 

Die Bewilligung zur Errichtung neuer Senfenhammer hängt zwar 
noch fortan von dem Montanistico ab, und muß auch in Rükſicht der fchon 
beftehenden Senjenhämmer jeder neue Befizer noc fortan dem Bergge— 
richte in eine wie immer geartete Realgerichtsbarfeit über Senfenhämmer 
feinerding8 einzumengen, fondern fteht diefelbe mit ihren Wirfungen, 
folglih auch mit dem Rechte der Sperre, Inventur, Schazung, Feilbie- 
tung, jener Gerichtsbehörde zu, unter deren Nealgerichtöbarfeit der Grund 
und Boden gehört, auf welchem mit landesfürftliher Konzeflion die Sen— 
fenfchmiede erbaut worden ift. 


Sperre inden Faif. SchIoßgebäuden. 


1962. Hfd. v. 7. Febr. 1804 N. 651, an alle A. ©. 


Das Oberſthofmarſchallamt hat fich, wo einer der Hofbeamten und 
Hofdiener in der Burg, oder Sr. Maj. Sommer- oder Luſtſchlöſſern 
ftirbt, einzig und allein, jedoch ohne fürmlihe, einen gerichtlichen Aft 
bezeichnende Sperranlegung, auf die Sorge zu befhränfen: daß von dem 
+ Mobilarvermögen des Verftorbenen, fo viel diefer in feiner Wohnung, 
in der Burg, oder in den Schlöffern zurüf läßt, nichts wegfomme, und 
daß diefes Vermögen, worunter auch die Obligazionen und Papiere be- 
griffen find, ohne Zeitverluft mit einem DVerzeichniffe der ordentlichen 
Abhandlungsbehörde zur Amtshandlung ausgefolgt werde, wodurch ed 
einerfeit8 von den landredtlihen und magiftratifhen Obfignaziond- oder 
anderen Zurisdifzionsaften in Sr. Majeftät Burg und Schlöſſern; auf 
der anderen Seite aber aud von der Einmengung des Oberfthofmar- 
fhallamtes in die eigentlihe DVerlafenfhaftsabhandlung abfommt. 


A. Vornahme der Jurisdifziongfperre. 


b $. 28. 

Diefe Unterfuchung ift am nämlichen Tage, ald der Todes: 
fall befannt geworden, vorzunehmen; hierzu haben die Kom: 
miffarien jedesmal zwei Hausgenoffen, und, wenn. feine vor; 
handen, zwei Mitnachbarn ald Zeugen zuziehen, ‚Außer den 
Fällen der vorzunehmenden engen Sperre haben fid) die Ge: 

60 * 
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richtsfommiffäre folgendermaßen zu benehmen: 1) daß der Tauf— 
und Zuname des, Erblaffers; 2) defjen etwa rüfgelaffener Ehe: 
genoſſe; 3) deffen hinterlaffene Kinder, mit Bemerfung ihres 
Alterd und Aufenthaltsortes, fo weit ein und anderes fogleich 
erhoben werden kann; 4) ob ein lezter Willen vorhanden; 
5) der Name Desjenigen, der fih der Verlaffenfchaft annehmen, 
und in deſſen Handen fie gelaffen werde, angemerkt; 6) zum 
Zeichen des eingefchrittenen gerichtlichen Amtes auf einem fchif- 
famen Orte, wo der Erbe in dem Beſize des Verlaffenfchafts: 
vermögens nicht gehindert wird, das Amtsinſiegel aufgedrüft 
werde; worüber dann die Gerichtöfommifjäre Die ordentliche 
Relazion ebenfalld nodh am nämlichen Tage zu verfaflen, mit 
den zugezogenen zwei Zeugen zu unterfertigen, und bei dem 
Einreichungsprotofolle zu übergeben haben, 


$. 29, - 

Bei diefer Gelegenheit ift fi) von den Gerichtsfommif- 
farten bei den Hausleuten und an andern dienlichen Orten zu 
erfundigen, ob ein lezter Wille vorhanden ſei; auch ıft unter 
den Briefichaften des Berftorbenen hierum nachzuſuchen, und, 
wenn ein lezter Wille vorgefunden wird, Dderfelbe zu erheben, 
und der Relazion beizulegen; es wäre denn, daß bei den Theil: 
nehmenden auf die alfogleihe Publizirung gedrungen würde 5 
in welchem Falle der vorhandene lezte Wille in der Kelazion 
anzumerfen, übrigens aber die Anftalt zu treffen ift, Daß Der: 
felbe fogleih dem Chef zugeftellt werde. Sollten den Kom: 
mifjarien gegründete Anzeigen hervorfommen, daß jemand einen 
lesten Willen des Verftorbenen in Händen habe, fo ift hier- 
von ebenfalls in der Relazion Erwähnung zu machen, 


1963. Ofd. v. 23. Sept. 1785 N. 469, an alle A. ©. 


c) Alle in eine Pupillarvermögenfchaft oder zu einem Fideifommilfe 
gehörigen Driginalobligazionen feien alfogleih zu ©erichtshänden zu 
deppniren. 


1964: Erbfteuerpat. v. 17. Okt. 1810 R. 91a, 


$. 56. Ferner haben die Abhandlungsbehörden zu forgen, daß bei 
den der Erbfteuer unterliegenden VBerlaffenfchaften die Abhandlung nicht 
ohne Urfache verzögert, und das vorhandene Vermögen nicht etwa ver— 
borgen oder verzehrt werde. Daher find gleich bei Anlegung der Juris— 
Difzgionsfperre einige Präziofen oder DObligazionen in Verwahrung 
zu nehmen. Wenn der Erbe ein Fremder oder fonft nicht wohl befannt 
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iſt; fo iſt auf die baldige — der —— von Amtswegen 
zu dungen. S. 66 — 68 


$. 30. 


Wenn der BVerftorbene in Faiferl, Dienften geftanden, iſt 
durch die Stelle, bei der er gedient hat, Die Verfügung zu 
treffen, Daß Die in der Derlaffenihaft etwa. befindlichen Amt; 
fchriften erhoben, und von einem Kommiflär der Stelfe, welche 
fie betreffen, übernommen werden, ©, 2007 u. f. 


B. Enge Sperre. 


$. 31. 


Sollte fih niemand Bertrauter der Verlaſſenſchaft anneh— 
men, und andere Gefährde unterwalten, jo muß die enge 
Sperre angelegt werden, 


$. 32, 


Bei der engen Sperre fol die gefammte Berlaflenfchaft, 
fo weit fie ihrer Natur nad) eine Sperre leidet, in ein-, oder 
nah Beichaffenheit der Umftände mehrere Zimmer von allen 
Seiten wohl verjchloffen, und die Thüren, Die einen Zugang 
zu Diefen Zimmern haben, mittelft Aufdrüfung des Amtfiegels - 
fo verwahrt werden, daß niemand, ohne Das Siegel abzu: 
brechen, hinein kommen könne; die Kommiffäre haben in ſolchen 
Fällen vorfichtig zu Werfe zu gehen, damit fein offener oder 
verborgener Eingang überfehen werde, 


$. 33. 


In der fchriftlichen Relazion ift Die vorgenommene enge 
Sperreanzuzeigen, auc ob eine beträchtliche oder unbedeutende 
Berlaffenfchaftsmafle vorhanden fei, mit wenigen Worten, und 
beiläufiger Anführung der Hauptartikel, anzumerken, Damit 
dieſer ©egenftand bei nächfter Rathfizung, oder wenn Dieje 
wegen Gefahr am Verzuge zu entfernt wäre, bei einer ſo— 
gleich veranlaßten VBerfammlung der Käthe, mit Beiziehung der 
Gerihtsfommiffarien vorgenommen und entfchieden werde, was 
etwa aus der Berlaffenfhaft zu dem Begräbniffe des Verftor: 
benen, zum Unterhalte derjenigen, Die aus der Verlaſſenſchafts— 
maſſe zu ernähren find, oder zur Fortführung des gewöhnlichen 
Wirthſchaftsbetriebes nöthig ift, zu verabfolgen ſei; ob nicht 
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zur Sicherheit der Erbfchaft eine ordentliche Beſchreibung der 
in die Sperre genommenen Sachen zu machen, ein und an— 
deres in Die gerichtliche Verwahrung zu nehmen, ein Verwalter 
der Berlaflenfchaftsmaffe aufzuftellen, oder fonft eine rechtliche 
Vorkehrung zu treffen, erforderlich fei. 


II. Kundmachung und ae der leztmwilligen 
Anordnung; f. 1073 u. ©. 3.1 . 9. $. 145 1.9. $. 29, 43, 
1) u. $. 44, I). 


1965- Hr. v. 26. Sept. 1801 N. 539, an die gal. A, ©. 


Die Kundmahung der Teftamente muß 1) nah Vorfchrift der S. 599 
bi3 604 des II. Th. des b. ©. ©.*) in der Regel niemals anders, als 
in Der nächiten Gerihtfizung gefhehen; jedoch Fann 

a) in Fällen, da in dem Orte, wo fic das Landrecht befindet, dem 
Prafidenten außer einem Gizungstage ein Teftament überbraht wird, 
dasjelbe von diefem wo immer, und außer der Sizung blos in Gegen 
wart des Ueberbringers und noch eines Zeugen, um in die fchleunigere 
Kenntniß der leztwilligen Anprdnung zu fommen, publizirt werden. Diefe 
von dem Präfidenten gefhehene Kundmachung wird durch Beicheid Darauf 
angemerkt, fohin aber das Teftament, wenn es nicht ſchon vorher ges 
fhehen ift, ohne Zeitverluft dem Einreichungsprotofolle zugeftellt, damit 
das Gericht in der mächften Sizung hiervon Die Kenntniß erhalte, der 
Bejheid zum Rathsprotokolle nachgetragen, und jenes, was nad) Um— 
ftanden nöthig befunden würde, verfügt werden könne. 

b) Außer dem Gerichtsorte aber, da wegen der Entfernung das 
Teftament nicht fo leicht zum Präfidenten gelangen fann, darf das Te— 
ftament, um mittelft der Publizirung in die Kenntniß der’ dringenden Ans 
srönungen des Erblaffers zu gelangen, aud von dem Örenzfämmerer in 
Gegenwart wenigftens zweier Zeugen ohne Verlezung der Siegel eröffnet 
und abgelefen werden. Solches ift auf dem Teftamente anzumerfen, und 
dasfelbe fodann auf der Stelle dem Landrechte einzufenden, zu dem 
Sperroperate aber eine Abſchrift zurüf zu behalten. 

2) In dem feltenen Falle, da außer dem Leichenbegängniffe in dem 
Teftamente noch andere Punfte enthalten wären, deren Erfüllung fo we— 
nig Aufihub leidet, daß damit die nächite ordentlihe Sizung nicht abge- 
wartet werden darf, muß in einer außerordentlihen Sitzung nach Vorfchrift 
der oben angeführten Gefeze von dem Gerichte das Nöthige vorgefehrt, 
und darf in diefem Bezuge weder von dem Präfidenten, noch weniger 
von dem Grenzfämmerer etwas verfügt werden. 


*) Das hier und unter 3) zitirte b. ©. B. ift das für Weſtgalizien erfloffene 
b. = B. 9. 13. Febr. 1797, weldhes in den Provinzen, in welchen die allg. 
©. gegenwärtig nod) gilt, niemals verbindliche Kraft hatte. Deſſen ungeach— 
tet onen die übrigen Beftimmungen des obigen Hfd. allgemein angewendet 
werden, weil fie zugleich Erläuterungen der allg. ©. 3. find. 
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3) Zu der Eröffnung und Vorleſung des Teftamentes ift die Vor— 
ladung der Erben in Perſon, oder durch einen Stellvertreter in dem 
Geſeze nicht vorgeſchrieben, und daher auch nicht zu verfügen; jedoch find 
die Erben, je nachdem diefelben und ihr Wohnort befannt oder nicht 
befannt find, nah Vorſchrift der ss. 624 bis 628 des II. Th. 2.6.6.3. 
von dem Erbanfalle und der Abfündung des Teftamentes entweder. durch 
Defrete oder durh Edifte zu verftändigen. 

4) Die Beitellung eines Vertreters oder Verwalterd über die Ver— 
laffenihaft ift weder mit der Abfündung des Teftamentes, noch mit der 
Erledigung des Sperrberichtes unzertrennlich verbunden ; fondern ſolche 
Verfügungen find immer von dem. Öerihte nicht eher, dann aber fogleich 
zu verfügen, als dasjelbe zur. rechtsbeftändigen Kenntnig gelangt, daß 
der Fall hierzu vorhanden tft. 


1966: A. b. G. B. 


$. 586. Eine mündliche lezte Anordnung muß, um rechtskräftig zu 
fein, auf Verlangen eines jeden, dem daran gelegen tft, Durch die über- 
einftimmende eidlihe Ausfage der drei Zeugen, oder, wofern Einer aus 
ihnen nicht mehr vernommen werden kann, wenigjtend der zwei übrigen 
beftätigt werden.- 

$. 585. Es iſt zwar nicht nothwendig, aber vorfihtig, daß die Zeus 
gen entweder alle gemeinjchaftlih, oder ein jeder für fih zur Erleich— 
terung des Gedächtniſſes, die Erklärung des Erblaffers jelbit aufzeich- 
nen, oder, ſobald als möglih aufzeichnen laſſen *). 


1967. Hfd. v. 12. Aug. 1812 N. 1002, and. böh. A. ©. 


Ueber die aus Gelegenheit des neuen b. ©. 3. geftellten An— 
fragen: 1) ob die Gerichte von den Zeugen eines Teftamentes noch fer- 
ner die bei dem Bürger - und Bauernftande in Böhmen üblih und ge— 
fezlich gewefene Konteftirung aufnehmen follen; 2) ob die Teitamente 
öffentlih bei Gericht fund zu machen, und 3) ob diefelben (wie es bei 
dem Bürger- und Bauerriftande nach dem böh. Stadtrechte üblich war) 
» von dem Gerichte zu beftätigen find; 4) ob ein Teftament, dem ein ges 
fezlihes Erfordernig mangelt, von Amtswegen zu verwerfen jei? bat 
man die Weifung dahin zu ertheilen befunden, daß zu 1) bei ſchrift— 
lihen Teftamenten eine gerihtlihe Vernehmung der Teflamentszeugen 
gar nicht; bei mündlihen lezten Anordnungen aber feineswegd vone 
Amtswegen, fondern nur über Anlangen der Parteien zu veranlaffen 
fei. Zu 2) und 4): Jede dem Gerichte vorgelegte leztwilige Anord— 
"nung ift von Amtswegen fund zu madhen, und fein Gericht darf ein 
Teftament von Amtswegen verwerfen. Zu 3): Von der in den Stadt— 
rechten angeordneten gerichtlihen Beitätigung des Teftamentes nah 6 
Wochen vom Tage der Kundmachung desjelben, hat es bei Beftand der 
in dem neuen ©. B. angeordneten Verjährungszeit ganz abzufommen. 


*) Dann ift der Auffaz der Zeugen, oder das mit ihnen aufgenommene Pro- 
tofoll Fund zu machen, welhes endlich auch auf Verlangen der Parteien von den 
Zeugen bejchworen werden muß; |. 2967. j 
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4968: Ihfd. v. 11. Febr. 1828 3. 222 an olle A. ©. (©. a2); Vdg. 


d. n. ö. Neg. v. a. März 3. 11554 (P. 140) u. d. o. D. Reg. 
v.6. 3. 6262 (P. 56). 

In Erwägung, daß die Teftamente Urkunden find, welche Privat- 
rechte begründen, fann es weder den Zuftizbehörden noch Privatper- 
fonen erlaubt werden, dieſelben mittelft Durdftreihungen einzelner 
Worte oder Stellen zu verftummeln. Derjenige Teftator, welcher im die 
fhriftlihe Erklärung feines lezten Willens Ausdrüfe einmengt, welche 
die Ehre ſeiner Mitbürger, die Staatsverwaltung oder den Landes— 
fürſten beleidigen, errichtet hierdurch nur ſich ſelbſt ein Denkmal ſeiner 
Bosheit und feiner verkehrten Geſinnung. Aus dieſen Gründen haben 
fih Se. Mojeftat bewogen gefunden, durch a. h. Entſchl. v. 28. Nov. 
1827 zu erflären: Es fei den Juſtizbehörden nicht erlaubt, von der— 
gleihen Teftamenten unvollftändige Abfchriften zu ertheilen, welche nicht 
den vollen Inhalt des Teftamentes oder bios einzelne Stellen oder 
Theile desfelben enthalten, und fie haben von allen jenen Teftamenten, 
welche gefährliche politifhe Grundfäze oder beleidigende Ausdrüfe gegen 
die Staatsverwaltung oder den Landesfürften enthalten, aljogleih und 
jederzeit Abfhriften an das Negierungsprafidium einzufenden. 


IV. Erb8erflärung. 
2969. A. b. G. B. 


$. 799. Wer eine Erbſchaft in Beſiz nehmen will, muß den Rechts— 
titel, ob fie ihm aus einer lezten Anordnung; aus einem giltigen Erbver- 
trage; oder aus dem Geſeze zufalle, dem Gerichte ausweifen, und ſich 
ausdruüflich erflären, Daß er die Erbſchaft annehme. 

$. 800. Die Antretung der Erbſchaft oder die Erbserfläarung muß zus 
gleich enthalten, ob fie unbedingt, oder mit Vorbehalt der Rechtswohlthat 
des Snventariums gefchehe. 


©. $. 43, d). 
V.. Snventur. 


$. 34. 


Eine Inventur wird insgemein nicht vorgenommen, als 
wenn fie der Erbe in feiner Erklärung verlangt; von Amts: 
wegen wird fie in folgenden Fällen eingeleitet: a) wenn den 
Erben, oder aud) nur einem unter ihnen, wegen Alters oder 
anderer Urfachen die freie Schaltung mit feinem Vermögen 
nicht geftattet iſt; b) wenn Der Erbe aus dem lezten Willen 
des Erblaffers oder Anordnung des Gefezes die Erbſchaft mit 
der Verbindlichkeit erhält, fie Fünftig ganz oder zum Theil an 
andere zu übertragen, 
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Die Snventur ift vorzunehmen: 
I) von Amtswegen;z f. $. 34. 
I) auf Verlangen der Erben, Gläubiger und Lega— 
tare: 
1970. A. b. G. B. 


5. 802. Wird die Erbſchaft mit Vorbehalt der rechtlichen Wohlthat 
des Snventariums angetreten; fo tft jogleich vom Gerichte das Inven- 
tarium auf Koften der Mafle aufzunehmen. 

$. 804. Die Errichtung des Inventariums kann auch von demjenigen 
verlangt werden, dem ein Pflichttheil gebührt. 

$. 812. Bejorgt ein Erbihaftsgläubiger, ein Legatar oder ein Noth— 
erbe, daß er durch Vermengung der Verlaſſenſchaft mit dem Vermögen 
des Erben für ſeine Forderung Gefahr laufen könne; ſo kann er vor der 
Einantwortung verlangen, daß die Erbſchaft von dem Vermögen des Erben 
abgeſondert, vom Gerichte verwahrt oder von einem Kurator verwaltet, 
fein Anſpruch darauf vorgemerft und berichtigt werde. 


$. 35. 


Zur Errihtung des Inventariums foll zwar der Erbe 
vorgerufen, Dody wegen defjen Ausbleiben die Errichtung nicht 
gehemmt werden; denjenigen, Die an die Verlaffenfchaft For— 
derungen haben, oder ihrem Vertreter, und überhaupt jedem, 
dem daran gelegen ift, ift der Zutrit zu Diefer Errichtung 
vorbehälten. Zur Inventur follen von den ©erihtsabgeord: 
neten ſtets zwei vertraute Haudgenoffen, oder Männer der 
Nachbarſchaft ald Zeugen gezogen werden. 


$. 36. 

Die Befhreibung ift mit aller möglichen Berläßlichfeit zu 
verfaffen, und darin alled, was- in die Verlaffenfchaft gehört, 
deutlih anzumerken, nämlidh: Alle liegenden. und fahrenden 
Güter, alle dem Erblaffer wider andere zuftehenden Anjprüche 
und Forderungen, alle bi8 dahin in Erfahrung gebrachten 
Schulden’ und Haftungen, jie mögen verfichert oder unverfichert, 
verbrieft oder unverbrieft. fein, wie auch alle fremden Saden, 
fo fih in der Verlaffenfchaft vorfinden, nebft allen Urfunden, 
Rechnungen, Duittungen und andern Schriften, fo von einigem 
Nuzen fein fünnen. ©. $. 48. 


$. 37. 


Bei den Fahrniffen ift ihre Geftalt, Gattung, Gewicht, 
Zahl und Maß getreu beizurüfen, auch von jeder Sache durch 
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beeidigte, und zu Ddiefem Ende eigens dazu gezogene Werkver— 
ftändige der Werth zu beftimmen, und mit anzufezen, Bei 
den in der Berlaffenfchaft vorgefundenen fremden Sachen muß 
bemerft werden, aus welcher Urfache diefelben fich Dafelbft be: 
finden. 


Ueber die Schäzung; f. 609 u. f. 


Handelsbilanzen. 
1971. Hfd. v. 29. Juli 1826 N. 2210, and. n.0.%. ©. 


Handlungsbilangen, welche nach dem Tode eines Handelsmannes zur 


Erhebung des Standes der Verlaffenfchaft errichtet werden, und auf folche 
Art die Stelle einer Inventur vertreten, unterliegen nad Vorfchrift des 
10. Abjazes des Stempelpatents v. 5, Dft. 1802 allerdings dem gefez- 
mäßigen Stempel. 

Werden aber dergleichen Bilanzen nach gefchloffener Verlaffenfchafts- 
abhandlung zu dem Ende von Zeit zu Zeit gelegt, damit die Kuratels- 
oder Vormundfchaftsbehörde von der Gebahrung mit dem in einer Hand: 


lung anliegenden Vermögen der Prlegebefohlenen oder Mündel ſowohl, 


als von dem Stande der Handlung Kenntniß erhalte; fo erfcheinen fie 
als bloße Rechnungen, welche zwifhen dem Rechnungsleger und dem 
jenigen, dem die Rechnung gelegt wird, gewechjelt werden; und in die— 


fem Falle find fie eben fo, wie die, dem im gleichen Verhältniſſe ftehenden 


Kurator des gefammten Vermögens hinaus zu gebenden Bilanzabjchriften, 
nach dem Abfaze lit. e des S. 10. des Stempelpatents, vom Stempel frei. 


1972. Hkd. 23. Sept. 1834. 3. 27531 (fdg. in Böh. am 28. Dft, 
1834 9. 649.) , 
Nach dem $.37 der Öerihtsinftrufzion ift die Schazung der Verlaſſen— 
fhaftseffeften ein zur Inventur weſentlich gehöriger Aft, und das Verlaf- 
fenfchaftsinventar würde, wenn es diefelbe nicht enthielte, nicht vollftändig 
fein. Ein folhes Inventar darf daher, wenn es diefe Schäzung enthalt, 
außer jenem Stampel, welchen es als Inventar erfordert, nicht-auch als 
Urfunde über die Schäzung der Effeften einem befondern Stempel unter- 
zogen werden. Würde jedod die Schäzung einer Verlaflenfchaftsrealität 
in dasfelbe aufgenommen, fo würde es, da die Aufnahme einer foldhen 
Schäzung in das Inventar nicht vorgefchrieben ift, ald eine Urfunde über 
zwei Gefchäfte, nämlich über eine Inventur und eine Schäzung, zu be- 
trachten, und dem Stempel zu unterziehen fein. 


$. 38. 

Die zur Vornehmung der Inventur Abgeordneten follen 
fi) dabei mit allem Fleiße, Aufmerkfamfeit und Redlichkeit 
betragen, die Inventur nicht durch längere Zeit, ald nöthig ift, 
verzögern, und nichts, was in die Verlaffenichaft gehört, unter 
was immer für einem VBorwande gefliffentlich auslaffen, Ins— 
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befondere aber follen fie ſich alles Eigennuzes enthalten, und 
bei fehwerer Verantwortung und unausbleibliher Strafe fich 
nicht unterftehen, aud) das eringfte aus der Berlaflenichaft 
fi) zuzueignen, felbft wenn es gegen Bezahlung des geichäzten 
Werthes, oder gegen fonftige Vergütung genommen werden 
follte, 

$. 39. 


Sobald das Inventarium zu Stande gebracht ift, foll es 
von den Gerichtsabgeordneten, den zugezogenen Werfverftän: 
digen und Zeugen unterfertigt, und mit einem furzen Einbe: 
aleitungsberichte in das Einreihungsprotofoll gegeben werden. 
Dann ift e8 bei der Sizung vorzutragen, wenn in dem Ab: 
handlungsprotofoll die Eintragung gefchehen, in der Regiftratur 
aufzubehalten, und fo dem Erben, wie auch jedem, dem daran 
gelegen iſt, eine Abjchrift hiervon zuzufchifen. ©. 1073. 


VI. Bermögensbefenntnijfe und Ausweiſe; f. S. 43, 3). 


1973. Hfd. v. 5. März 1784 N. 258, an d. n. ö. A. ©. 


Wenn alle Erben einer Verlaffenfhaft großjährig find, fie die Erb- 
ſchaft simplieiter antreten, und ſich nicht cum beneficio legis et inven- 
tarii erflären, feien zur Regulirung der Sterbetaren und Erbfteuerbeträge 
feine gerihtlihen Snventarien, fondern nur ſolche Vermögensausweiſe 
nothwendig, welche, weil fie jedesmal an Eidesftatt und unter der Kon— 
fisfagionsftrafe Des verfchwiegenen Gutes verfaßt werden, bei den Ab- 
banglungsinftanzen und Erbfteuerfommifjionen ebenfalld Glauben haben. 


1974: Hfd. v. 2. Sept. 1785 N. 461, an alle A. ©. 


Se. Majeftät haben jene an die fammtlihen A. ©. vorhin erlaffeıte 
Verordnung, dag namlich zur Regulirung der Sterbetaren und Erbiteuer, 
wenn großjährige Erben die Erbſchaft simpieiter antreten, nicht noth— 
wendig fei, gerichtlihe Snventarien zu errichten, fondern nur Vermö— 
gensausmweife an Eidesftatt zu verfaffen, dahin abzuändern befunden, daß 
in Beziehung auf die Erbfteuer es bei den dur Erbfteuerpatent anges 
ordneten Vorfihten noch Fünftig belaffen werde. 


/ 1975. Hfd. v. a. Jan. 1788 N. 761, and. in u. ob. ö. A. ©. 


Zur Beftimmung des Mortuariums fann ein eigenes Inventarium, 
wenn es der Erbe nicht felbit verlangt, ‚nicht gefordert werden, fondern, 
fo wie in denjenigen Fallen, wo jhon nach Vorjehrift Der Juſtizgeſeze oder 
wegen der Erbfteuer das Snventarium über eine Verlaſſenſchaft errichtet 
werden muß, aus demjelben der Betrag des Verlaſſenſchaftsvermögens 
auch in Abficht auf die Aufrehnung des Mortuariums befannt wird ; alſo 
foll außer diefen Fallen an die Stelle des Inventariums ein von den Erben 
verfaßter gewillenhafter Ausweis des Verlaſſenſchaftsvermögens eintreten. 
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1976. Erbfteuerpat. v. 15. Dft. 1810 N. 91a. 


$. 36. Um die Erbfteuer einheben zu fünnen, ift über das ganze 
Berlaffenihaftsvermögen ein gerichtliches Inventarium zu entrichten, oder 
bei unbedingten Erbserflärungen ein eidlihes Vermogensbefennt: 
niß zu verfallen u. ſ. w. 


VO. Bon den Einberufungsedikten: 
A. zur Erforfhung des Schuldenftandes; 


197%. Ss. sı3 des a. b. ©. 2. 


Dem Erben oder dem aufgeftellten Verlaffenfchaftsfurator fteht es 
frei, zur Erforfhung des Schuldenftandes die Ausfertigung eines Ediftes, 
wodurd alle Gläubiger zur Anmeldung und Darthuung ihrer Forderungen 
aufeine den Umjtänden angemefjene Zeit einberufen werden, nachzuſuchen, 
und bis nach verftrichener Frift mit der Befriedigung der Gläubiger inne 
halten. 


B. der unbefannten Erben. 


2978. Hfd. v. 26. Aug. 1788 N. 880, an das böh. A, ©. 


Wenn zu einer Verlaffenfhaft gefezlihe Erben durch ein Edift ein= 
berufen werden müffen, jo ift fich dabei folgendermaßen zu benehmen: 

a) Iſt die Friſt zur Anmeldung immer auf ein ganzes Jahr auszu— 
ſezen; ein Unterſchied, ob die Erben im Lande oder außer Landes rec 
kann nicht ftatt finden, weil die Erpedirung des Ediftes vorausfezt, daß 
die Erben unbefannt find, folglich Diefer Umftand der Abhandlungsinftanz 
nicht wiſſend ift. 

b) Muß die Verfügung getroffen werden, daß während dieſer Jahres— 
friſt ſolches Einberufungsedikt von drei zu drei Monaten jedesmal dreimal 
in die Zeitungsblätter fomme. ©. 1841. 


ec) Muß die Klaufel dahin beftimmt werden, daß jene, die einen’ 


Erbsanfpruc haben oder zu haben vermeinen, fih fo gewiß. anmelden 
follen, als widrigens das Verlaffenfhaftsabhandlungsgefchäft zwiſchen den 
Erfcheinenden der Drdnung nach ausgemacht, und jenen aus den ſich Anz 
gemeldeten eingeantwortet werden würde, denen es nach dem Geſeze 
gebührt. 


* 1979. Hfd. v. 10. Dez. 1791 RR. 226, an d. n. ö. A. ©. 


Wenn bei einer Verlaſſenſchaft abweſende Erben eintreten, find durch 
öffentliche Edikte, die auch von Zeit zu Zeit den Zeitungsblättern einzu⸗ 
druken ſind, die Abweſenden binnen einer Friſt von einem Jahre und ſechs 
Wochen zur Anbringung ihrer Erbrechte mit der Klauſel einzuberufen, daß 
ſonſt mit den anweſenden und ſich gehörig ausweiſenden Erben das Ab— 
handlungsgeſchäft gepflogen, und ihnen das Verlaſſenſchaftsvermögen 
überlaſſen werden würde. 


— 
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VII. Feilbietung der Berlafjenfhaft. 
$. 40. 


Sollte ſich die Antretung der Erbſchaft länger hinaus 
ziehen, und aus der Befchreibung zu erfeben fein, daß in Die 
- gerichtliche Sperre Sachen genommen worden, Die ji ohne 
Schaden oder Abwürdiqung nicht aufbewahren laffen, fo follen 
diefelben, ohne die Antretung der Erbfcheft abzuwarten, ordent: 
lich geſchäzt, durch öffentliche Verfteigerung an den Meiftbie: 
tenden verfauft, und Das daraus gelöfte Geld in gerichtliche 
Verwahrung gegeben werden, 


$. 41. 


Gerichtliche Feilbietungen, wo fie vorgenommen werden, 
haben ebenfalld durch zwei Gerichtsabgeordnete zu geſchehen, 
und find Dazu zwei vertraute Hausgenoſſen oder Nachbarn als 
Zeugen beizuziehen. Bei ſolchen Feilbietungen iſt fich über- 
haupt nad) der allgemeinen Gerichtdordnung zu halten, übrigens 
aber von beiden Gerichtöperfonen nad der Ordnung des Sn; 
ventariums jedes feilgebotene Stüf zu benennen, der Betrag 
der Schäzung und des gelöften Kaufichillinges aufzufchreiben, 
die Gelder von den Gerichtsabgeordneten einzuheben, und nach 
geendigter Feilbietung mit dem Protokolle, welches von beiden 
Gerichtsperſonen und den Zeugen zu unterfertigen iſt, in die 
gerichtliche Verwahrung zu geben. 

S. $. 331 u. f. der ©, O. 


1980. Hfd. v. 13. Juli 1789 N. 1032, a. d. i. u. 0.8.9 ©. 


Jene Verſteigerungen, welche in Waifen- oder Verlaſſenſchaftsab— 
handlungsgeſchäften vorfallen, gehören allerdings unter die gerichtlichen 
Verſteigerungen, bei denen die Obervormundſchaftsbehörde, oder die Ab— 
handlungsinſtanz einſchreiten muß. 


RX. Mortuars- und Erbſteuerausweiſe. 


$. 42. 


Wenn bei einer Verlaſſenſchaft eine Erbſteuer zu beheben, 
iſt ſich dabei genau nach den beſtehenden Geſezen zu achten. 
Auch hat die Gerichtſtelle nach den Geſezen den Betrag des 
Mortuariums auszumeſſen, und wegen deſſen Einbringung bin— 
nen der geſezmäßigen Friſt das Rechtliche vorzukehren. Die 
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Einantwortung der Berlaffenfchaft Darf, wie ohnehin in den 
Geſezen vorgefehen ift, vor Berichtigung des Mortuariums 
und der Erbfteuer nicht gejchehen. 


LOSIL.Hfd. v. 31. San. 1822 W. 1833, an alle A. ©. mit Aus- 
nahme von Tirol und Dalmazien. 

Damit die Abhandlungsbehörden Durch die Refurfe und Gnadengefuche 
in Erbfteuerfachen nicht ohne Noth zu lange gehindert werden, die Einant- 
wortung der Erbſchaften vorzunehmen, wurde der Erbfteuerhoffommiffion 
aufgetragen: in jenen Fällen, wo der ausgemeffene Erbfteuerbetrag von 
den Erben nicht auf der Stelle entrichtet wird, fondern fich noch darüber 
Nefurfe oder Gnadengeſuche ergeben, den Erben aufihr Anfuhen auch die 
einftweilige unverzügliche Sicherftellung des Erbfteuerbetrags durch Depo— 
fitirung oder auf andere Weife nicht zu verweigern, und der Abhandlungs- 
behörde die getroffene Verfügung befannt zu machen. 


1982. Shfd. v. 16. Jan. 1829, an d. n. ö. A. ©. (©. 16). ° 
Dasn. ö. Landrecht ift anzumeifen, die Einantwortung einer Ver: 
laſſenſchaft nicht zu bewilligen, fo lange nicht entweder die wirflich erfolgte 
Bezahlung des Mortuars dargethan, oder die ausdrüfliche Bewilligung der 
n. d. Regierung oder der allg. Hoffammer beigebracht wird, die Einant- 
wortung vor Berichtigung des Mortuars anzujuchen. 


X. Aemtlihe Verfügungen. _ 


$.48. 


Bon Amtswegen haben die Gerichtftellen in die Verlaf: 
fenfchaftsabhandlung nur in folgenden Umftänden und auf fol: 
gende Art einzugehen: 1) wann in einem lezten Willen Ver: 
mächtniffe vorkommen, alsdann ift gleich) nad) Publizirung des 
lezten Willens die Vorſehung zu teeffen, Daß Diefelben auf die 
in der Verlaſſenſchaftsmaſſe etwa befindlichen landtäflichen oder 
grundbuhsmäßigen Realitäten nad Borfchrift der Landtafel- 
und VBormerfungspatente, wo dergleichen im Lande vorhanden 
find, vorgemerft werden; 2) wenn die Vermächtniffe Pupillen 
oder Pflegevertraute (Curandos) betreffen, dann find, fofern Die 
Pupillen oder Kuranden der Gerichtsbarfeit der abhandelnden 
Gerichtftelle unterftehen, die Vermächtniffe ihren VBormündern 
oder Kuratoren, bei auswärtigen Pupillen aber den Gerichtsbar— 
feiten, zu welchen fie gehören, mit Mittheilung des $, des lezten 
Willend, worin das Vermächtniß vorfommt, und Nambhaft: 
macung des Univerfalerben zu erinnern ; 3) nady Verlauf eines 
Jahres ift der, fo fih zum Erben erflärt hat, vorzurufen, und 


- 
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wenn a) fein Inventarium errichtet worden, zur Weberreichung 
einer gewiflenhaften eidesftättigen Ausweifung des Betrages der 
Berlaffenihaft anzuhalten; b) wenn der Erblaffer nebft feinem 
frei eigenen Vermögen auch Fideifommiffe und Lehngüter befeffen 
hat, dann ift zu derfelben ordnungsmäßigen Abfonderung und recht: 
lichen Verhandlung vorzufchreiten, c) Auch ift der Erbe zur Aus: - 
weifung, daß der lezte Wille befolgt worden, zu verhalten, damit, 
wenn etwa VBermächtniffe unbefolgt geblieben, welche Pupillen und 
Kuranden der Gerichtftelle angehen, wegen Berichtigung Diefer 
Vermächtniſſe das Nöthige veranlaßt werde. Wenn übrigens der 
Erbe freiwillig eine Sicherftellung leiften wollte, oder fi) aus: 
weiſen Fünnte, Daß er jeden nicht befriedigten Legatarium wegen 
des zugefallenen Bermächtniffes auf Die Art, wie gemäß der Ge: 
rihtsordnung einem Beklagten die erſte Klage zuzuftellen ift, 
erinnert, diefer aber ſich binnen der zur Einreichung der Einrede 
beftimmten Friſt nicht angemeldet habe; fo ift die Einantwortung 
der Berlaffenfchaft an den Erben wegen nody nicht richtig geftell- 
ten Legaten nicht zu verfchieben. Falls aber d) bei einer Berlaf: 
fenfchaft mehrere Erbserflärungen gefchehen, fo find diefelben nicht 
als eine Klage aufzunehmen, und um die Einrede zu defretiren, 
fondern die Sache iſt vor dem Nichter ordentlich einzuleiten, wer 
- bei eingefommenen verfchiedenen Erbserflärungen über das ſtrei— 
tige Erbrecht ald Kläger aufzutreten, und. die gehörig inftruirte 
Klage zu überreichen habe, welche alsdann den Grund zur wei: 
tern ordentlichen Rechtöverhandlung zu legen hat, 


Zu DD und c): 
1983. S. 816 des a. b. ©. 3. 


Haf der Erblafjer einen Vollzieher (Erefutor) feines lezten Willens 
ernannt; jo hängt es von deſſen Willfür ab, diefes Gefhäft auf fich zu 
nehmen. Hat er es übernommen, fo ift er fhuldig, entweder als ein 
Machthaber die Anordnungen des Erblaffers felbit zu vollziehen, oder den 
faumfeligen Erben zur-Bollziehung derfelben zu betreiben. 


1984. S. 817 de3 a.b. ©. 3. 


Iſt fein Vollzieher des legten Willens ernannt; oder unterzieht fich 
der ernannte dem Gejchäfte nicht; fo liegt den Erben unmittelbar ob, 
den Willen des Erblafjers jo viel möglich zu erfüllen, vder die Grfüllung 
fiher zu ftellen, und fich gegen das Gericht darüber auszumweifen. In Ans 
fehung beftimmter Legatare hat er bloß darzuthun, daß er denfelben von 
dem ihnen zugefallenen Vermächtniſſe Nachricht gegeben habe, 
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XI. Einantwortung. 


1985. $S. 819 des a. b. G. B. 
Sobald über die eingebrachte Erbserklärung der rechtmäßige Erbe 
vom Gerichte erkannt, und von demſelben die Erfüllung der Verbindlich- 
feiten geleijtet ift, wird ihm die Erbjchaft eingeantwortet und die Abhand- 
lungen geſchloſſen. 


1988. Hfd. v. 17. Sept. 1821 N. 1799, and. in 8. A. ©. 


Bei Verlaffenfchaftsabhandlungen ift die Abforderung der Schadlo3- 
baltungsreverfe da, wo fie noch bemerkt wird, abzuftellen. 


XU. Rekurs. 


/ 1987. Hfd. v. 27. Dez. 1782 N. 111, an die Juſtizbehörden. 

Um in Gefchäften des adelichen richterlihen Amtes, wo nämlich weder 
eine Streitfahe noch fonftige Rechte eines Dritten verflochten find, um: 
nüze Rekurſe hintanzuhalten, ward geordnet, daß, wenn Fünftig eine 
Partei durch einen Befcheid des Richters erfter Inftanz in einem Geſchäfte 
des adelihen richterlihen Amtes, worüber vorläufig Feine umftändliche 
Verhandlung oder Vernehmung der Theilhabenden gepflogen worden, 
befhwert zu fein vermeint, viefelbe nicht fogleih den Rekurs an das 
A. ©. nehmen, ſondern vorlänfig dem Richter erjter Inſtanz die Gründe, 
wegen welcher ſie ſich beſchwert achtet, und daher die Abaͤnderung ſeines 
Beſcheides erbittet, vorlegen, dieſe Gründe von dem Richter erſter In— 
ſtanz wohl erwogen, und entweder der gegründet erkannten Beſchwerde, 
ohne Rükſicht auf den erlaſſenen erſten Beſcheid, Abhilfe geſchafft, oder 
falls dieſe Vorſtellung verworfen, und es bei dem erſten Beſcheide be— 
laſſen würde, die Beweggründe des richterlichen Beſcheides beigeſezt 
werden ſollen, worüber ſodann erſt, falls die Partei durch die vernom— 
menen Beweggründe des richterlichen Beſcheides der Unſtatthaftigkeit 
ihrer Beſchwerde noch nicht überzeugt werden ſollte, der weitere Rekurs 
an das A. G. bevorſtehe. 


XIII. Kontrolle. 


$. 44. 


Ueber jede Verlaſſenſchaft ift ein ordentliches Protokoll in 
Geftalt folgender Formulartabelle zu führen, für die genaue Aus; 
füllung hat jeder Neferent bei den in fein Referat einfchlagenden 
Gegenftänden zu haften, folglich die Tabellen entweder felbft aus— 
zufüllen, oder über die Genauheit des Sekretärs Obforge zu 
tragen. In dieſes Protofoll iſt 1) der Name des Erblafferd und 
der Charafter, den er zur Zeit des Todes befleidet; 2) ift der 
Sterbetag und der Sterbeort; 3) der Name der etwa rüfgelaf 
jenen Ehegenoſſen; 4) der Name der allenfalls hinterlaſſenen 
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Kinder einzuſchreiben; bei jedem Kinde iſt das Alter und deſſen 
Aufenthaltsort anzumerken, bei den minderjährigen aber ſogleich 
beizufügen, in was für ein Folium fie in dem Waifenbuche kom— 
men; 5) ift Die leztwillige Anordnung zu berühren, und zwar, ob 
eö ein Testamentum scriptum oder nuncupativum, ein Kodizill, 
oder Sonftiges leztwilliges Gefchäft gewejen; bei Diefen tft der 
Tag der Errichtung und Publizirung zu bemerken, und zwar von 
jedem, wenn deren mehrere vorhanden fein follen; 6) ift der Tag 
der überreichten Erböerflärung einzutragen, und dabei anzuzeigen, 
ob jie aus einem lezten Willen oder aus der natürlichen Erbfolge, 
mit oder ohne gebethene gerphtlude Befchreibung gefchehen fer; 

7) ift das Datum der errichteten Inventur anzumerfen; 8) find 
die Urfachen anzuführen, welche etwa die Beendigung der Ver: 
laffenfchaftsabhandlung hemmten; 9) endlich ift aud) der Tag der 
geſchehenen Einantwortung anzuzeigen, Ueberhaupt ift bei dem 
Protofolle zu beobachten, Daß, wo immer eine Rubrif auf eine 
in der Regtftratur befindliche Urkunde oder gerichtliche Erpedizion 
Beziehung nimmt, immer auch anzumerfen fei, in welchem Fas— 
zifel, oder in welchem Nummer der Regiftratur fie zu finden ift, 
weswegen ſich dann der Sekretär, dem die Führung des Proto: 
folld aufgetragen iſt, von Zeit zu Zeit mit dem Regiftrator Dies: 
falld einzuvernehmen hat. Cine jede Berlafjenfchaftsabhandlung 
joll einen bejondern Bogen haben, der nad) der Ordnung, in wel: 
cher fich die Todesfälle ergeben haben, die Zahlenreihe erhält. 
E3 wird dem Haupte der Stelle überlaffen, zur Erleichterung 
der Arbeit und Beibehaltung einer gleihen Form, die Rubrifen 
diefer Bögen in gehöriger Größe auf Schreibpapier allenfalls ab: 
drufen zu laffen; zugleid, aber liegt ihm ob, darauf zu fehen, daß 
Die Ausfüllung der Tabellen gleich, wenn die Gefchäfte vorfallen, 
beforgt, nicht von einer Zeit auf Die andere verfcheben, und noch 
weniger Damit bi8 Ende des Jahres zugewartet werde, Aus die 
ſem Protofolle find über die Unadelichen alle Jahre, über die 
Adelichen aber von 3 zu 3 Sahren ordentliche ‘Puppillartabellen 
zu formiren, und dem Appellazionsgerichte einzufenden, Damit fie 
von dieſem Durchgegangen und gehörig erledigt werden, 
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XV. Befondere Vorſchriften rüffihtlih beftimmter 
-PBerfonen, Gegenftände oderleztmwilliger Anordnungen. 


1) Adel; 


1988. Vodg. d. böh. Gub. ». 10. Febr. 1789 (8. 18. 481). 


Das f. Kreisamt hat allen Wirthfhaftsamtern, Föniglihen und andern - 
Städten aufzutragen, daß fie die bei ihnen fich ereignenden Todesfälle der 
auf dem Lande verftorbenen Obrigfeiten oder nobilirten Perſonen, unges 
faumt unmittelbar den k. Landrechten anzeigen follen, Damit diefe im Stande 
find, die erforderliche Sperre vorfhriftmäßig anlegen zu Fünnen*). 


fA9S9. Hfd. v. 12. Zuni 1829 N. 2411, an alle A. ©. 


Das A. ©. hat das Nöthige zu verfügen, daß, went die Abhand- 
lungsbehörden von dem Erlöfhen des Mannftammes einer adelihen Familie 

in die Kenntniß gelangen, hiervon die Eröffnung an die betreffende Landes— 
ftelle von denjelben unmittelbar gemacht werde. KOSTET 


1999: Def. d. böh. Gub. v. 20. Febr. 1838 3. 3470 an die Kreis- 
amter (P. 77). Vdg. d. böh. A. ©: v. 12. März 3. 4670. 


Nachträglih zu dem unterm 10. Juli 1832 3. 28469 befannt ge= 
machten Hfzd. v. 21. Juni 1832 3. 13631 wird in Folge Hkzd. v. 9. Febr. 
l. J. 3. 2727 bedeutet: daß auch das Ausfterben der Familien, welche 
einen ausländiſchen Adel hatten, der f. f. Hoffanzlet im Wege der Landes- 
ftelle anzuzeigen fet. 


2) Advofaten: 


71991. Hp. v. 30. Oft. 1803 N. 633, an alle Lſt. 

Da es -fich verfchiedentlich zugetragen hat, Daß Parteien oft Deswegen 
der ihren Advokaten anvertrauten Schriften nder Effeften verluftig wur— 
den, weil jie deſſen Todesfall ſpät oder gar nicht. erfahren haben; jo wird, 
um in Zufunft den Parteien die Gelegenheit zu verſchaffen, zu rechter 
Zeit das Ihrige bei dergleichen Todesfällen zurüf fordern zu können, hier- 
mit verordnet: daß jede Drtsobrigfeit unter ftrenger Ahndung den Tod 
eines Advofaten, der fih in ihrem Bezirfe ergibt, dent vorgejezten Kreis— 
amte in der Abfiht augenbliflich anzeige, damit derfelbe in die Zeitungs— 
Blätter zu 3 verfchiedenmalen eingerüft, und fo die Parteien bei Zeiten 
aufmerfjant gemacht werden, ihre Anfprüche bet den Abhandlungsinftanzen 
in Hinficht der dem verftorbenen Advofaten anvertrauten Schriften und 
Urkunden, Gelder oder Effeften geltend zu machen. 


3) Agenten; f. 1358. 


4) Arme und Armeninftitute: 
41992. Hfd. v.3. Juni 1785 N. 441, an alle A. G. 
Das in den Fällen, wo das Armeninftitut zum Erben eingefezt wird, 


*) Meuerlich eingeihärft durch Wdg. d. böh. Gub. v. 28. Jän. 1807 (K. 76). 
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ſolches von den betreffenden Abhandlungsinſtanzen allemal der Landes— 
ſtelle gleich bei Bekanntwerdung des Sterbefalles angezeigt weden ſoll. 


21993. Anordnung v. 23. Jan. 1786 N. 520, an d. n. ö. A. ©. 


Die inner den Linien der Stadt Wien befindlichen Abhandlungsin— 
ſtanzen ſind anzuweiſen, daß ſie in jenen Fällen, wo das Armeninſtitut 
zum Erben eingeſezt worden, allemal unmittelbar die Anzeige an die Stif— 
tungsoberdirekzion erſtatten, zugleich aber auch, wenn ein Vermächtniß 
zur Vertheilung unter die Armen einer Gemeinde geſchehen wäre, den Aus— 
zug der leztwilligen Verordnung in dem die Armen betreffenden Artikel 
beiſchließen, und wenn ein Theil der Erbſchaft den Armen zugedacht 
worden, den ausfallenden Ebſchaftsbetrag anzeigen, die Vertheilung in 
dem ein und andern Falle aber der Stiftungsoberdirefzion überlaffen 
follen. Sollte in dem Teftamente jener benannt fei, der das Legat unter 
die Armen zu vertheilen habe, follen die Armen, die hiervon etwas über- 
fommen haben, in ein Verzeichniß gebracht, und diefes ebenfalls der Stif- 
tungsoberdirefzion mitgetheilt werden. 


1994. Vdg. d. o. d. Reg. v. 9. Dez. 1801 (K. 638). 


Die Abhandlungsinftanzen follen nach der Vdg. v. 4. Febr. 1771 jeder- 
zeit, wenn bei Sterbfällen den Armeninftituten VBermächtniffe zufallen, ſo— 
gleich die von ihnen fo oft unterlaffene Anzeige an Das vorgeſezte Kreisamt, 
und diefes an die Landesftelle machen, Damit ſodann Das weiterd Nöthige 
fürgefehrt werden fünne. 


41995. Hfd. v. 22. Dez. 1788 N. 938, an alle X. ©. 


Da das Armeninftitut wie jede andere öffentlihe Armenanftalt zu 
betrachten ift; fo haben alle dem Armeninftitut beftimmt vermachten Le— 
gate demfelben allein zu verbleiben. Dagegen tft fi ferners an die 
im Sabre 1754 *), dann unter dem ı. Juli 1769 in Abfiht auf die 
frommen Vermächtniffe ergangenen Normalvervrdnungen ftreng zu halten, 
in deren Folge alle jene Legate, die ohne alle Beitimmung auf Arme 
a vermacht worden, zur Hälfte zum Snvalidenfond einzufließen 
haben. . 


996. Hfd. ». 12. Jan. 1789 N. 951, an alle A. ©. 


Wenn bei der Verlaffenihaftsabhandlungspflege eines Erblaffers, 
der aus dem Armeninftitute einen Beitrag genoſſen bat, bervorfommen 


) Hfentihl. v. 6. Sept. 1754 (K. 2. 399). 

Se—. Maj. haben aus Gelegenheit einer von Dero öfterr. Regieruug über 
die ergangene Reſoluzion, vermöge welcher die Halbicheid der voneinem Teſta— 
tor für die Armen allgemein verſchaffene Fegaten dem Militärinvalideninftitut 
jedesmal verabfolgt werden foll, wegen einiger der Armeen in genere jogar ges 
ring, und jewerlen in wenigen Naturalien beftehenden Vermächtniſſe gemachten 
Anfrage ſich dahin entſchloſſen, daß dergleichen der Armuth allgemein beſcheidende 
nur allein in Naturalien, oder fonft geringen, und unter 25 fl. beftehende Ver: 
mächtniffe lediglich unter den Armen im Lande, ohne davon etwas für das In— 
valideninjtitut hintan zu nehmen, ausgetheilt, hingegen in Anſehung derjeni- 
gen Dispofizionen, die über 25 fl. fich belaufen, es bei dem Verbothe fein Ver: 
bleiben haben joll, vermöge diefem Die Halbicheid zum Behufe des Invaliden— 
injtitutes jedesmal getreulich zu verabfolgen ift. j 
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follte, dag der Verſtorbene zur Zeit, als ihm die Verpflegung aus dem 
Armeninſtitute zugeflofen ift, ein folches Vermögen befeflen und ver- 
heimlicht habe, welches ihn, wenn es befannt gewefen wäre, von Diefem 
Bezuge ausgefchloffen haben würde; in diefem Falle fol den Erben des 
Verſtorbenen feine betrüglihe Verſchweigung nichts nüzen, fondern dent 
Armeninftitute aus dem Verlaſſenſchaftsvermögen alles dasjenige zurük 
geitellt werden, was der Verftorbene aus demſelben bezogen hat. Hierauf 
baben die Verlaffenfhaftsabhandlungsbehörden die ſchuldige Aufmerkffamfeit 
zu fragen, und jeden derlei entdeften Fall der Landesitelle ungefäumt an— 
zueigen. 
2997. 8. 651 des 0.6. ©. 2. 


Ein Erblaffer, welder ein Legat einer. gewiſſen Klaſſe von Per— 
fonen, als: Verwandten, Dienftperfonen oder Armen zugedacht bat, 
fann Die DVertheilung, welhen aus dieſen Perfonen, und was jeder 
zufommen fol, dem Erben oder einem Dritten überlaſſen. Hat der 
Erblaffer hierüber nichts beftimmt; fo bleibt die Wahl dem Erben vor- 
behalten. 


5) Ausland und Ausländer: 


1998. Hfd. v. 7. Nov. 1796 N. 320, an alle A. ©. 


Die Gerichtsbehörden follen die bet Gelegenheit der Verlaſſen— 
ihaftsabhandlungspflege vorkommenden Fälle der Erportazion eines 
Vermögens in fremde Länder dem betreffenden Fisfalamte zuverläffig 
anzeigen, 


1999. Hfd. v. 22. Zuli 1812 N. 997, an d. gal. W. ©. 


In die Abhandlung des zurük gelaffenen Vermögens außer Landes 
verftorbener fremder Unterthbanen haben die 6. Gerichtsftellen, wenn a) 
der Fremde blos bewegliches Vermögen in den, d. Erblanden znrüf ge- 
laſſen hat, fich Feinerdings einzulaflen „ und höchftens nur die zur Sicher— 
beit der Erben nöthigen. mittlerweiligen Vorfehrungen zu treffen, oder 
die Anordnungen des gehörigen Richters auf fein Erſuchen in Vollzug zu 
ſezen. Es fteht ihnen hingegen b) die Abhandlung in ihrem vollen Um: 
fange, die Beurtheilung der Rechte aller Theilnehmenden, und die Ob— 
forge über die Berichtigung jammtliher Abhandlungsgebühren dann zu, 
wenn das im ö. Gebiete befindlihe Vermögen des Auslanders blos aus 
unbeweglihen Gütern beftebt ; nur in fofern die Giltigfeit eimes lezten 
Willens von der Außeren Form desſelben abhängt, ift Darüber nach den 
. Gefezen des Ortes, wo er errichtet worden ift, zu entjheiden. Wenn 
endlich c) die im Defterreihifhen befindliche Verlaffenichaft des Fremden 
aus beweglihem und unbeweglibem Vermögen beftebt; fo ſteht die Ab— 
handlung des beweglihen Vermögens ohne Unterjchied, ob fih Die Rea— 
liat und Fahrniffe an dem nämlihen Drte, oder in verfchiedenen Pro— 
vinzen der d. Monarchie befinden, der Perfonalinftanz des Erblaffes in 
fo lange zu, als nicht das Wiedervergeltungsrecht eine befondere Veran- 
laffung gibt, wo im Gegentheile das unbemweglihe Vermögen, fo wie 
pben ad b) verfügt worden, zu behandeln üt, 
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2009. Hfd. v. 11. Juli 1817 RN. 1344, an alle A. ©; 


Ueber Anfrage: von welcher Behörde, in welcher Form, und nad) 
welhem Inhalte die von den nmiederländifchen Unterthanen zur Weber- 
fommung der ihnen in dem ö. Kaiferftaate zugefallenen Erbſchaften beizu— 
brigenden Reverfalien de observando reciproco ausgejtellt werden 
müfen, tft das Uebereinfommen dahin getroffen worden: daß derlei Re— 
verfalien von den betreffenden Obergerichten derjenigen Provinz oder des— 
jenigen Landesdiftriftes, worin der fremde Unterthan, dem eine Erbichaft 
in dem ö. Katferftaate angefallen, wohnhaft ift, unter der bei dergleichen 
Dhergerihten gewühnlihen Namens: und Petfchaftsfertigung dahin zu 
lauten haben: Es werde die Zuficherung ertheilt: Daß den Unterthanen 
des ö. Kaiferftaates eben fo die ihnen in dem Königreiche der Niederlande 
anfallenden Erbfihaften ausgefolgt werden, wie folche den niederländischen 
Untertharen aus dem ö. Kaiferftaate erfolgt werden, und gegenwärtig 
dem N. N. (Bors und Zuname, dann Stand oder Gewerb) nah N. N. 
(Ort und Diftrift) in den Niederlanden, die Erbfhaft des zu N W. 
(Name des Ortes und der Provinz, wo der Erblaffer geftorben tft) ver- 
ftorbenen 8. Unterthanes N. N. (Bor: und Zuname, dann Stand nder 
Gwereb des Erblaffers) auszufolgen bewilligt worden iſt. Nach dieſer 
Form ift die Beibringung der Neverfalien de observando reeiproco von 
allen jenen Unterthanen fremder Staaten, denen eine Erbfhaft in dem 
d. Kaiſerſtaate anfällt, in jo weit mit foldhen Fein eigener Freizügigfeits- 
vertrag beſteht, zu fordern, und eben fo find folhe von den hierländigen 
A. ©. in jedem Falle nad) der nämlihen Form und Inhalt auszuftellen, 
wenn einem d. Unterthane in einem folchen fremden Staate, mit dem fein 
eigener Freizügigfeitävertrag befteht, eine Erbihaft oder Vermächtniß 
zufällt. 


2001. Hfd. v. 20. Febr. 1818 N. 1422, an alle A. ©. 

Die k. niederlandifhe Regierung hat nachträglich erflärt, in Hinficht 
der einverftändlich mit der oberften Zuftisftelle vorgefhlagenen Modalität 
bei Ausftellung der Neverfalien de observando reeiproco tır Fällen wech- 
felfeitiger Erbichaftsausfolgung , dergleichen von den bierländifchen Ober— 
gerihten auszufertigende Neverfalien zwar berüffichtigen, ihrerfeits jedoch 
dergleihen Reverfalien allemal von dem Minifterium der auswärtigen 
Angelegenheiten ausfertigen laffen zu wollen. 


2002. Hfd. ». 1. Mai 1819 N. 1557, an alle A. ©. 


Dur das Hfd. v. 11. Zuli 1817 N. 1314 der J. ©. ©. wurde 
die Vorfhrift in Dinficht der Form und des Inhaltes der Reverfe de ob- 
servando reciproco ertheilt, welche von Unterthanen ſolcher fremden 
Staaten, mit welchen fein eigener Freizügigfeitävertrag beſteht, von dem 
Dbergerihte der Provinz oder des -Bezirfes, worin fie ihren Wohn— 
fiz haben, beizubringen find, wenn fie eine in dem 8. Kaiſerſtaate ange: 
fallene Erbihaft erheben wollen, und weldhe in dem entgegengefezten 
Falle von den hierländiſchen A. ©. auszuftellen find, wenn 8. Unterthanen " 
im einem folhen fremden Staate eine Erbſchaft angefallen ift. Hierbei 
bat e8 zu verbleiben; das A. ©. hat jedoch jedesmal vor der wirklichen 
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Ausftellung dieſer Reverſe ſich mit der politifchen Lit. in das Einvernehmen 
zu ſezen, und wenn von derfelben gegen die Zuläffigfeit der. Ausferti- 
gung Anjtände erhoben werden jollten, die Entſcheidung der oberften 

Suftizitelle einzuholen. 


2003: HD. v. 11. Nov. 1825 N. 2144, an ſämmtl. A. ©. 


Aus Gelegenheit einer von einer auswärtigen Gefandtfhaft am hie— 
figen kak. Hofe verlangten, und von einem ö. Unterthane ausgeftellten 
Vollmacht zur Erhebung des ihm im Auslande zufommenden Erbantheiles, 
wird bedeutet: dag im ähnlichen Fällen jedesmal die Fertigungen der 
Unterbehörden auf dergleihen Urkunden auch mit der ordnungsmäßigen 
Legaliſirung des f. k. A. ©. verfehen fein follen *). 


2064. Hd. v. 4. März 1827 N. 2263, an alle ft. 

In Folge des zwifhen.der geheimen Hof» und Staatskanzlei und 
der vereinten Hofkanzlei gepflogenen Webereinfommens unterliegt die 
Beobahtung der Reziprozität hinfichtlich der Ausfolgung von Erbſchaften 
an Unterthanen der jonifhen Inſeln, ohne fernerhin von Fall zu Fall auf 
die Beibringung von Reverfalien. de observando reciproco zu dringen, 
und ohne daß es der Auswechslung weiterer Erflarungen wegen Aufhe— 
bung des juris albinagii bedürfe, in den 8. Staaten in fo lange feinem 
Anftande, als der Senat der dortigen Regierung den 8. Unterthanen die 
freie Verfügung über die ihnen im Gebiete jener Snfelrepublif zugefallenen 
Erbſchaften geftatten wird. 


2005. Ihfd. v. 23. Mai 1837; Def. des böh. A. ©. v. 5. Juni 
3. 9233; u. bfr. Reff. v. 21. Dft. F. 1379. 


Gemäß eines von der kak. geheimen Haus, Hof- und Staatskanzlei 
am 8, Mat 1837 mitgetheilten promemorial’der f, k. Geſandſchaft in 
Brüffel ſteht nach belgischen Gefezen den dortigen Behörden und Gerichten 
mit Ausnahme von gewiſſen jeher beſchränkten Amtshandlungen wie Sperr= 
anlegung u. dgl. durchaus fein Wirfungsfreis außer Streitſachen zu, und 
es wird fich dort ftreng nach dem Grundfaze gehalten: »wo fein Kläger 
ift, ift fein Richter.« Den eigentlihen Begriff von Verlaſſenſchaftsab— 
handlung, weldher in den f. k. ö. Geſezen worfommt, kennt man ‚dort 
nicht. Die Erben treten ohne Intervenzion der Gerichte in die Rechte 
des Erblaffers ein, indem fie nur mit der Steuerbehörde wegen Bejtim- 
mung und Entrihtung der Erbfteuer zu verhandeln haben, und blos im 
Falle von entitehenden Streitigfeiten und über eingebrachte Klage haben 
Suftizbehörden zu interveniren. 

Dem Gefagten zufolge können die belgifhen Gefeze die Reziprozität 
in Bezug auf DVerlaffenihaftsabhandlungen nicht zugeftehen, und Die 
dortige Regierung würde, falls ein Belgier in Defterreich fterben, und in 
feinem Vaterlande ein Vermögen binterlaffen jollte, in feiner Voraus— 


*) Die Legalifirungen der A. ©. werden dann mit der Legalifirung der oberften 
Suftizitelle an die geheime Hof: und Staatsfanzlei befördert. Mote in der J. G. S.) 


956 11. 4. 5. A. BVerlaffenfhaftsabhandlung. 


fezung lezteres ausfolgen und die ö. Behörden als ann re 
anerfennen. 

Sn den belgifhen Staatsverband wird man nur dur) — und 
erlangte Naturaliſazion aufgenommen. 


2006. Ihfd v. 27. März 1838 3. 1636; (Vdg. d. böh. A. ©. v. 8. 
April 3. 6396 P. 166) u. hkr. Neff, v. 1. März F. 270. 


Sn Gemäßheit der an den k.k. oberften Gerichtshof gelangten Note 
der F. E. geheimen Haus, Hof- und Staatsfanzlei vom 17. Febr. 1838, 
werden alle Verlaffenihaftsabhandlungsbehörden angemwiefen, mit der 
Ausfolgung jener Erbihaften, deren Anfall vor dem 20. Mai 1837 zu 
Gunften belgifher Erben ftatt gefunden hat, in fo fern fie nicht bereits - 
vollzogen ift, bis auf weitere Verfügung zeitweilig inne zu balten, und 
den reflamivenden Parteien als Grund der Siftirung die Schwierigkeiten, 
welche ö. Erben in Belgien erfahren, anzugeben. 


6) Beamte; f. 54, 55, $. 30 diefes Abfch.; ferner 2034. 


2007: HP. v. 5. Aug. 1815 N. 1167, an alle A. ©. 


Sp wie e3 die Pflicht der politifchen Behörden ift, die Befsldungen 
der im Lande angeftellten Beamten bei dem Todesfalle eines derjelben 
jederzeit einzuftelfen; eben jo ift es auch die Prlicht der im Lande befind- 
lihen Gerichtsbehörden, von Fall zu Fall die Anzeige diefer Todesfälle 
unverweilt an die Landesbehörde zu machen, damit von derjelben der Ge- 
balt des Verftorbenen gehörig eingeftellt werden könne. 


2008. Vdg. d. böh. Gub. v. 5. April 1825 3. 16951 (P. 56). 


Da die Lt. in Erfahrung gebracht hat, daß mehrere Gerichtäftellen 
die Todesfälle der aus öffentlichen Fonden bejoldeten Beamten und Pen— 
fioniften nicht blos diefem k. k. Gub., fondern auch dem F. f.. A. ©. ans 
zeigen, und es hinreichend ift, wenn. derlei Sterbefälle wegen der Ein— 
ziehung der Gehalte und Penfionen blos zur Kenntniß des f. f. Gub. ge— 
langen;-jo haben die f. Kreisämter ſämmtlichen Magiftraten und Wirth- 
fchaftsämtern zu bedeuten, daß die bereitS mit Shfd. v. 15. Aug. 1815 
anbefohlenen Anzeigen über die Sterbefälle der befoldeten Beamten und 
Penfioniften nah einem mit dem k. f. A. ©. gepflogenen Einvernehmen 
fünftig nicht mehr an das leztgedachte Obergericht, jondern blos an die 
et. zu erftatten find. 


2099. Vdg. d. böh. Gub. v. 20. Dft. 1832 3. 33432 (9. 573). 
Die Vorfchrift wegen der Abnahme der Zablungsbögen, welche die 
öffentlichen Fonde betreffen, und die Nothwendigfeit deren Einfendung an 
die Abhandlungsinftang gleich mit der Sperrrelazion bei Verlaffenfchaften 
beſoldeter oder penfionirter Perfonen fcheint, da man deren Nichtbeobach— 
tung bemerkte, in Vergeſſenheit gerathen zu fein. Die k. Kreisämter 
werden demnach angewieſen, die erwähnte Vorſchrift den Angie aieit und 
Drtsgerihten in Erinnerung zu bringen. 
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f 2010. Hfd. v. 3. Dez. 1324 N. 2053, an alle. A. ©. 


Künftig ift der Nachlaß eines gegen den Staatsjchaz in Verrehnung 
geitandenen Beamten, außer dem Erefuzionswege, auch nicht jure erediti 
jemanden einzuantworten, ohne vorläufig die Zuftimmung den Kameral— 
behörde beigebracht zu haben. 


f 2011. Ihfd. v. 2. Sept. 1831 N. 2526, an alle A. ©. 


Die BVorfhrift des Hfd. v. 3. Dez. 1824 N. 2053 der J. G. ©. 
wird dahin ausgedehnt, daß Fünftig auch die Verlaflenfchaften der im 
Verrechnung geftandenen Magiftrats- Beamten außer dem Erefuzions- 
wege, auch nicht jure erediti jemanden einzuantworten jeien, ohne vor— 
laufig die Zuftimmung des Big id beigebracht zu haben. ©. 373 
und 394. — 


2012. Hfd: v. 17. Juni 1828 NR. 2348, an alle A. ©. 


. Um das Verarium und die Kaffen vor ungebührlihen Auszahlungen 
der, nad dem Tode von Beamten, penfionirten, provifionirten oder mit 
Onadengaben betheilten Individuen, gebliebenen Ausftände an Gehalten, 
Penfionen, Provifionen, Gnadengaben oder fonftigen Merarialgebühren 
fiher zu ftellen, wurde nachftehende Weiſung zu erlaffen befunden: 

1) Wenn Befoldungs-, Penfions-, Provifions- oder Gnadengaben— 
Ausſtände verftorbener Individuen a) noch vor Beendigung der gerichts 
lihen Berlaffenfchaftsabhandlung derfelben liquidirt werden, und bei der 
Kaffe zur Zahlung bereit liegen, und b) zugleich die Abhandlungsbehörde 
eine inländifche iſt, find die diesfälligen Beträge gegen gehörige Duittun= 
gen jener Perfon zu verabfolgen,, weldhe von Seite der Abhandlungsbes 
hörde bejonders hierzu ermächtigt wurde. 

2) In dem Kalle hingegen , wenn a) entweder die erwahnte Liquid 
erfennung erft nach bereits beendigter Abhandlungspflege über den Nachlaß 
der verftorbenen Aerarialglaubiger bewirft wurde; oder b) der Tod der— 
felben in den wieder erworbenen ilirifchen oder italienifchen Provinzen zu 
einer Zeit erfolgte, wo dort das ö. a. b. ©. B. noch nicht galt, und den 
Erben damal die Verlaffenfhaft ihres Erblaffers ipso jure zugefallen war; 
oder endlih €) die Abhandlungsbehörde eine ausländiſche iſt, genügt die 
Beibringung einer in befugter Form ausgefertigten Legitimazionsurfunde 
der betreffenden inländifchen oder ausländifchen Abhandlungs- oder fonft 
fompetenten Behörde zur Erhebung fur die Erben; wobei e3 ſich jedoch 
von jelbft verftebt, daß eine jolhe Urkunde, wenn fie im Auslande aus- 
geftellt wurde, mit der fchriftlihen Beftätigung ihrer Echtheit und Rich— 
tigfeit von Seite der f. f. Geſandtſchaft, oder eines ö. Konjuls , ver— 
fehen jein muß. 


7) Begüterte in mehreren Provinzen: 


2013. Hfd. v. 30. Juni 1785 N. 448, an alle A.G. 


1) Sollen die Erben die Kundmahung des Teftamentes in einem 
jeden Sande, wo der Verftorbene begütert geweſen, bei dem Landrechte 
anfuhen, die Taren aber bei jedem Gerichte nur von dem in diefem Lande 
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vorhandenen Vermögen entrichten, und das Originalteſtament iſt nur 
bei demjenigen Landrechte nieder zu legen, wo ſich der Todfall des Land— 
mannes ereiängf bat. 

2) Das Inventarium hat jedes Landrecht über das in feinem Lande 
befindliche Vermögen aufzunehmen, und folhes dem Landrechte des Yan 
des, wo fi der Todfall ereignet hat, zur Abhandlungspflege zuzufenden.- _ 

3) Die Erbserflärung oder das Erbseinführungsgefuch ift nur allein 
bei demjenigen Landrechte, in deffen Lande ein folder Landmann mit 
Tode abgegangen ift, einzureihen, und bei demfelben die Berichtigung 
der etwa vorhandenen Pafliven, die Abführung der Legaten, die Ausein— 
anderfezung der weiblichen Anfprüche, und die Zuftandebringung ‚des 
Tpeillibells in Drdnung zu fezen, folglich die eigentlihe Verlaſſenſchafts— 
abhandlung vorzunehmen, auch von diefem Kandrechte über die Erbsein- 
antwortung zu erfennen. 

4) Die erkannte Erbseinantwortung aber ift von diefem Landrechte 
nur in Rükſicht der dahin gehörigen Güter vorzunehmen, in Anbetracht 
der. in den übrigen Ländern vorhandenen Güter hingegen den Dafigen 
Landrechten die Erbseinantwortung zu dem Ende zu übergeben, damit 
von einem jeden insbeſondere, jedoch ohne ſich in ein weiteres Erkenntniß 
einzulaſſen, die Erbseinführung geſchehe. 

5) Die Vormundſtellung ſteht dem erſten Landrechte allein zu, daher 
auch die Vormundſchaft lediglich demſelben die Vormundſchaftsrechnungen 
zu legen hat; wenn aber hierbei auch Wirthſchaftsrechnungen über die 
in andern Ländern befindlichen Güter vorkämen, ſo ſind dieſe dem in 
jedem Lande beſtehenden Landrechte zur. ordentlichen obervormundſchaft— 
hen Berichtigung vorzulegen, welches hierüber die Bemänglung und Er— 
theilung des Abſolutoriums auf ſich hat, und nur nach erfolgter Rech— 
nungsberichtigung hiervon dem erſten Landrechte den Summarertraft über 
alle Empfänge und Ausgaben wegen des Zuſammenhanges, den die 
Wirthſchaftsrechnungen mit der Vormundſchaftsrechnung haben, mitzu— 
theilen hat. 


8) Bücher, Kupferſtiche, Gemälde u. |. w. 


2914. Ofd. v. 14. Juni 1783 N. 158, an die Suftigbehörden aller 
Provinzen, 


Bon den in der Verlaffenfchaft eines Privatmannes vorfommenden 
Büchern, außer den Fällen, wo es zur öffentlihen Verſteigerung derfel- 
ben fommt, jollen weder Verzeichniffe abgefordert, noch den Erben einige 
Bücher abgenommen werden. 


2015: DVDs. d, böh. Sub. v. 15. Aug. 1796 (8. 152). 


Es bat das k. Gub. bei der Appellazion das Belangen gemacht, daß, 
nachdem es mehrere vorgefommene Fälle zeigen, wie nach von den Ver— 
laffenfchaftsabhandlungsbebörden die Verzeichniffe der bei Geiftlihen vor— 
gefundenen Bücher fehr unrichtig eingebracht werden, den jammtlichen Uns 
terbehörden aufzutragen wäre, um diesfalld der höchſten Willensmeinung 
gemäß, zwekmäßig fürgehen zu können, jedes ſolche Verzeichniß a) den 


2014 — 2018: 959 


Namen des Verfaffers, wenn er auf dem Titel fteht, b) den verkürzten, 
aber den Hauptgegenftand enthaltenen Titel, c) den Drt, d) die Sahres- 
-zahl der Auflage, dann e) das Format bei jedem Buche angeben müſſe, 
weil jolche fonjten zur Zenfirung und Beurtheilung, ob alle derlei bei Ver— 
laffenjhaften vorfommende Bücher erfauft werden dürfen oder wicht, nicht 
‚gebraucht werden können. Den Magiftroten und Wirthichaftsämtern wird 
demnach ein folches zur Wiffenfhaft und Nachachtung befannt gemacht. 


2016: Hfd. v. 19. Febr. 1802 N. 552, an d. n. oft. U. ©. 


Se. Maj. haben in Anfehung der bei VBerlaffenfchaften vorfommenden 
verbothenen Bücher nachftehenden Befehl zur Fünftigen genauen Nachach— 
tung erlaflen. 

Es ift vorgefommen, daß die in Verlaffenfhaften vorgefundenen ver— 

bothenen Bücher zwar von dem öffentlichen Verfaufe ausgefchloffen, jedoch 
den Erben zu ihrer willfürlihen Dispofizion überlaffen werden. 
Mit dDiefem Vorgange wird der Sinn des Gefezes feineswegs erreicht, 
fondern es fonnen die verbothenen Bücher eines Erblaffers nur dann ſei— 
nen Erben zu ihrem Gebrauche erfolgt werden, wenn dieſe in wiſſenſchaft— 
liher Hinficht, oder in Betracht ihres Charafters oder Standes zum Be— 
fize Derfelben geeignet find, um Beibehaltung diefer Bücher fich eigens an— 
melden, und wenn überhaupt jene Betrachtungen bei ihnen eintreten, aus 
denen die Erlangung verbothener Bücher erga schedam bewilligt wird; 
widrigens bei Erben, bei denen diefe Eigenfchaften oder Rükſichten nicht 
vorhanden find, derlet verbothene Bücher ohne weiters an das Reviſions— 
amt abzugeben find, von wo aus die Erben diefe Bücher, wenn fie wollen, 
in jener Art, wie es den Buchhandlern geftattet it, außer Landes zum 
Verkaufe befördern fünnen. 


2917: ofd. v. 17. Juni 1803 N. 609, an. alle A. ©. 


Se. Maj. haben über Zenſurſachen im allgemeinen erftatteten a. u. 
Vortrag zu verordnen befunden, daß, wenn bei Todesfällen eine Bücher: 
fammlung wichtig und zahlreich ift, der Sperrfommiffär ſolches dem Bücher 
revifionsamte ungeſäumt anzuzeigen, von dieſem ſodann jemand fich felbit 
dahin zu verfügen, und die beider Unterfuhung gefundenen, auf eine oder 
andere Art dem Verbothe unterliegenden Bücher in fihere Verwahrung 
zu nehmen habe, : 


2018. Ofd. v. 18. April 1804 N. 664, an alle U. ©. 

Se. Maj. haben über die, in Rüfficht der bei Verlaffenfchaftsfällen 
vorfindigen Bücher erlaifene, allgemein befannt gemachte a. h. Entſchl. weis 
ter zu verordnen befunden: Da das Nevifionsamt fein Amt nicht wohl 
handeln kann, wenn e3 nicht vorläufig das Verzeichnig der binterlaffenen 
Bücher eingefehen, und über die Bezeihnung derfelben in zweifelhaften 
Fallen fih Rathes erholt hat; fo haben die Juſtizbehörden bei den hinter- 
laſſenen Büherfammlungen, fie mögen auch nur Fein, und dem Verfahren 
des Sperrkommiſſärs allein zu überlaffen, oder jo beträchtlich feier, daß 
ein Beamter des Nevifionsamtes zur Amtshandlung zu erfheinen habe, 
diejes dem Bücherrevifionsamte für jeden Fall ungefaumt anzuzeigen, und 


‘ 
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die Verfertigung der Kataloge einzuleiten, mithin nach dieſer Vorſchrift, 
auch auf den Fall, wenn die Verlaſſenſchaft absque benefieio legis et in- 
ventarii angetreten worden wäre, jedesmal vorzugehen; wobei fi jedoch 
von ſelbſt verfteht, daß, fofern der Sperrfommiffär hierzu Die erforderliche 
Geſchiklichkeit nicht befizen, oder wegen feiner anderweiten Amtsgejchäfte _ 
feine Muße zu diefer Arbeit haben follte, foldhe jemand anderen gegen die _ 
aus der Verlaffenfchaftsmafle zu befommen habende billige Bezahlung, 
welche die Abhandlungsinftanz zu bemeffen hat, anvertraut werden fünne *). 


2019. Vdg. d. böh. A. ©. v. 16. Aug, 1825 3. 13483 (P. 238). 


Aus Anlaf einer von dem Ef. k. Landesgubernium dem ef. A. ©. ge- 
machten Eröffnung, und zugleih von dem k. k. Bücherrevifionsamte über- 
reichten Befchwerde, daß mehrere Abhandlungsbehörden fich die bezüglich 
der Behandlung der in Verlaſſenſchaften vorfindigen Bücher erlaſſenen Ge— 
ſeze nicht gegenwärtig halten, werden hiermit ſämmtliche Magiſtrate und 
Ortsgerichte erinnert, die Inventuren der bei Verlaſſenſchaften vorfindi— 
gen Bücher genau aufzunehmen, die doppelten genau inſtruirten Verzeich— 
niſſe hierüber ſodann unverweilt einzuſenden, und unter eigener Verant— 
wortung und Ahndung nicht nur ſtrenge darüber zu wachen, daß Feines 
diefer Bücher verloren gehe, ſondern auch vor NRüflangung des revidirten 
Bücherverzeichniffes von dem k. f. Bücherrevifionsamte fi weder zu einer 
Feilbietung, noch DVerabfolgung der in der Verlaffenihaft sorgefundenen 
Bücher herbei zu laffen. : 


2020. Hfd. v. 30. Aug. 1833 N. 2629, an alle A. ©. in Folge a. 
b. Entſchl. ». 6. Juli 18335 den Militärbehörden zur Darnach— 
achtung kdg. dh. hfk. Zirf. v. 20. Dft. 1833, F. 1340. 


Die Vorfhriften wegen Behandlung der in Verlaſſenſchaften vorge— 
fundenen Bücher find auch auf Kupferftiche, Candfarten und Steinabdrüfe 
auszudehnen. Die in Verlaffenfchaften vorfindigen anftößigen oder unſitt— 
lihen Gemälde, Zeihnungen und andere Kunjtgegenftände, oder mit der— 
gleihen Malereien oder Zeichnungen verzierte Sachen dürfen nie öffent- 
lich verfauft oder zum DVerfaufe ausgebothen werden. ; 


2021. Vdg. d. böh. Hub. v. a. Dft. 1833 3. 414260 (P. 528). 


Es haben fich bereits öfters Falle ergeben, daß Ortsgerichte und- 
Magiftrate, welhe im Namen des k. k. Landrechtes geiftlihe Verlaſſen— 


) Die Befolgung der Hfd. 2O26 — 2018 if durch die Wdg. der n. 
öſt. Regier. v. 23. Juni 1825 3. 31972, P. 255 den Abhandlungsbehörden mit 
dem Beifaze neuerdings eingefchärft worden, daß den Sperrfommijfären auf: 
getragen werde, in der Nelazion zn bemerfen, ob fih in der Verlaſſenſchaft 
Bucher oder fonftige Zenfursgegenftände vorfinden, und fo weit ſolches angege- 
ben werden kann, ob ſich darunter auch verbothene Bücher befinden. Auch ın 
Stlivien find die Hfd. 2O16 — 2048 republizirt worden. (Vdg. d. in. d. 
A. ©. v. 5. Sept. 1826 3. 10707, P. Steier. 185 u. v. 6. Juni 1827 3. 7111, 
P. Laib. 191). 
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fhaften abbandeln, die Veräußerung der geiftlihen Verlaſſenſchaftsbücher 
veranlaßten, ohne eine angemejlene Zeit zuvor den Tag der abzubalten- 
den Lizitagion dem Bezirfsvifariate zur weiteren Verftändigung der Bes 
zirfsgeiftlichfeit befannt gegeben zu haben. Da die Geiftlichfeit in dem 
Afte der Veräußerung der Bibliothef eines Amtsbruders wohl das meifte 
Sintereffe zur Anfhaffung brauhbarer Bücher findet, und es in dem 
Plichtfreife der die Lizitazion leitenden Behörde liegt, für die Erzielung 
der möglichiten. Konfurrenz der Lizitanten Sorge zu tragen; fo find für 
die Zufunft die Tage der abzuhaltenden Lizitagion zur Veräußerung der 
geiftlihen Verlaffenihaftsbücher nebit deren vorgefchriebener öffentlichen 
Berlautbarung mittelft der Zeitungsblätter und Umlauffhreiben an die 
benachbarten Aemter und Magiftrate, auch immer eine angemejjene Zeit 
zuvor dem Bezirfspifariate der Bezirksgeiftlichfeit amtlich befannt zu ge— 
ben. Wonad die k. k. Kreisämter die Drtsgerichte und Meagiftrate zur 
Nachachtung anzumweifen haben. 


9) Ehrenmedaille: 


2022. Hkzd. v. 8. Okt. 1835 3. 26166, an alle Lit. Ihfd v. 16. 
an alle A. ©. (Pichl 310). 


Ge. f. f. Majeftät haben über die Frage, wie mit den a. h. ver— 
liehenen Zivil-Ehrenmedaillen in dem Falle zu verfahren ſei, wo der da— 
mit Betheilte ftirbt, bevor ihm die Ehrenmedaille zugefommen tft, mit a. 
h. Entihl. vom 25. Sept. 1835 allergnadigft anzuordnen geruht, daß 
die Ehrenmedaille im Falle als die a. h. Entichl., mit welcher diefelbe 
verliehen wird, noch vor dem Tode des Betheilten erfloflen tft, den Er— 
ben des Betheilten zu erfolgen, im Falle aber der Bedachte vor der 
dDiesfälligen, ibm die Ehrennedaille verleihenden a. h. Entſchl. geftorben 
iſt, zurük zu legen jet. 


10) Erblofe Berlaffenfch aft: 


⸗ 2023. Hfzd. v. s. Juli 1835 3. 17520, (GPichl 176). 


Zur Bejeitigung der erhobenen Zweifel über die Rechte des Fis— 
fus in Rüffiht der demjelben nach) dem $. 760 des allg. bürg. ©. 3. 
zufallenden Verlaſſenſchaften haben Se. k. k. Majeftät mit a. h. Entſchl. 
v. 20. Juni 1835 die Kundmachung folgender Geſezerläuterung anzu— 
ordnen gerubet: 

»Erbloſe Verlaffenfhaften können, wenn die vorjchriftsmäßige öf— 
»fentlihe Vorladung der Erben ohne Erfolg geblieben, und die zur Ans 
‚»meldung der Erbrechte feſtgeſezte Ediftalfrift verftrihen ift, von dem 
»Fisfus fogleih eingezogen werden. Den Erben bleibt unbenommen, 
»auch nah der Einziehung der DVerlaffenfhaften noch ihre Anfprüche 
»darauf, jo lange fie nicht durch Verjährung erlofhen find, geltemd- zu 
»machen. Der f. Fisfus hat jowohl in Nüfficht der Früchte eingegogener 
»erbiofer DVerlaffenfchaften als der freien Verfügung über das Erbfchafts- 
»vermögen alle Nechte eines redlihen Befizers. Diefe Vorfchriften gelten 
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»auch für die dem Invaliden-, oder Gränz-Proventenfonde nach den 
»Gefezen zufallenden erblofen Verlaffenfhaften« *). 


2924. Okzd. v. 15. Juli 1839 3. 22508; Vdg. d. böh. Gub. v. 
13. Aug. 3. 41151. Hkr. Neff, v. 13. Sept. F. 1324. 

Se. f. k. Majeſtät haben mit a. h. Entſchl. v. 17. Nov. v. & als 
Nachtrag zu dem früheren, die Einziehung erblofer Verlaffenfchaften be- 
treffenden a. b. Beſtimmung v. 20. Inni 1835 folgende Anordnung an 
die £& E. Hoffommiffion in Zuftiggefezfahen zu erlaffen geruht: 

Die a. b. Entſchl. v. 20. Juni 1835, die Einziehung der erblofen 
Verlaſſenſchaften betreffend, findet auc auf die landesfürftlihen Städte 
und Märkte, in fofern diefelben zu den — in dem $. 760 des a. b. 
©. 3. bezeichneten Perfonen gehören, ihre Anwendung. 


11) Erwerbfteuer: * 


2025. Vdg. d. m. ö. Reg. v. 14. Jän. 1836 3. 2371. (P. 43). 

Es beſtand bisher die Uebung, daß der wiener Magiftrat in Fällen, 
wo es fih um die höhere Bewilligung der Einantwortung der Ver— 
laffenfchaft eines Erwerbfteuer-Rüfftänders handelte, zunächſt bei der 
Kegierung einſchritt, weldhe aber jodann vor der Entjcheidung jedesmal 
erit den Gegenftand an die ka k. Hof und m. ö. Kammer-Profuratur 
zur rechtlichen Vergutachtung leiten mußte, woraus aber unvermeidlich 
Verzögerungen entjprangen, Die dem Intereſſe des Steuer-Aerars fo- 
wohl als jenem der Parteien zumider laufen. 





*) Bog. d..n. d. Reg. v. 15. Juni 1836 3. 34007 (P. 852). 

Aus einigen vorgefommenen Anfragen über die Art der Infamerirung einer 
kaduken Verlaftenchaft geht die Vermuthung hervor, daß bei mandhen Domi- 
nien über die Anordnung der mit KRegterungs-Zirfular v. 25. Juli 1835 be- 
Fannt gemachten allerhöchſten Entſchließung vom 20. Junius 1835, welche die 
Kaduzität-Nechte des Fisfus beftimmt, noch Zweifel herrichen, und. daß mande 
Dominien die irrige Meinung hegen, daß die bezogene allerhöchite Entſchließung 
nur auf Fünftige Fälle anzuwenden, und daher alle Verlaſſenſchaften, zu welchen 
fih nach Verlauf der Ediftal-Termine, die noch vor Kundmachung diefer aller- 
höchſten Entſchließung verftrihen find, Fein Erbe meldete, jo wie es bisher 
üblich war, auch fernerhin noch durch 30 Jahre für die ſich in dieſer Zeit etwa 
meldenden Erben in Devofito zu behalten feten. — 

Um der hieraus für das allerhöchſte Aerar hervorgehenden Beeinträchtigung 
zu begegnen, ſind ſämmtliche Dominien zur genaueſten Befolgung des beſagten 
Regierungs-Zirkulares anzuweiſen, wornach jede Verlaſſenſchaft ſogleich nach 
fruchtloſem Ablaufe der zu Anmeldung der Erbrechte feſtgeſezten Ediktalfriſt der 
E. FR. Hof- und n. ö. Kammerprokuratur einzuantworten iſt, ſomit gleich jezt 
alle in ihrem Depoſito befindlichen zu was immer für einer, Zeit entſtandenen 
Verlaſſenſchaften, zu denen ſich nad) DVerftreihung des Ediktal-Termins Fein 
Erbe gemeldet hat, an die bejagte Behörde fogleich abzuführen find. j 

Der wiener Magiftrat wird angewiejen, ſich das vorerwähnte Negierungs- 
Dirfufare bezüglich der nicht bürgerlihen Verlaſſenſchaften auf das_genauejte 
gegenwärtig zu halten, insbefondere aber alle ſchon derzeit etwa in Depofitum 
genommenen zu wag immer für einer Zeit, entjtandenen Berlaffenichaften, zu 
den ſich nach Merftreihung des Ediftal-Termins fein Erbe gemeldet hat, fogleich 
an die f. f. Hof: und n. d. Kammer-Profuratur abzuführen, 
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Sn Abfiht auf die Abfürzung und Befchleinigung des Gefhäfts- 
ganges findet Daher die Regterung biemit anzuordnen, daß der Magiftrat 
fünftig in allen folhen Fällen gleich unmittelbar an die k. f. Hof- und 
-n. ö. Kammerprofuratur ſich wende, welche leztere unter einem ein für 
allemal angewiefen wird, ohne Erwartung bejonderer Aufträge von Fall 
zu Fall hierüber ihr Gutachten in rehtlihen Beziehungen an die Negie- 
rung zu erftatten, zu welhem Behufe aber der Magiftrat der k. k. Hof- 
und n. Bd. KRammer-Profurstur jedesmal auch diererforderlihen Urkunden, 
wodurd in diefen Fallen die Einantwortung ungeachtet des bejtehenden 
Erwerbfteuer-Nüfftendes begründet wird, als: Inventuren, Sperr-Re— 
lazionen, Duittungen über Krankheit und Leichenfoften u; dgl. in Dri- 
ginal oder in beglaubigter Abſchrift mitzutheilen hat, \ 


12) Findlinge: 


2026: Def. >. ©. d. Reg. v. 7. Aug. 1827 3. 20521 (9. 281). 
Bei erfolgtem Ableben eines Findlings ift jedesmal fogleih an die 
Berforgungss Verwaltung die Anzeige zu machen; weil jelbe den Koft- 
geldrüfftand bis zur Erfahrung des Todfalles in ihren Rechnungen fort- 
führen muß. 


13) Fiskus; ſ. 1998. 


/ 2027. Hfd. v. 5. Okt. 1786 WR. 583, and. n. Bft. U. ©. 

Da der Grund der Gerichtsbarfeit bei der Verlaffenfchaftsabhand- 
lungspflege nur allein in der Eigenfchaft des Erblaffers, und nicht in der 
Eigenfchaft der Erben liegt, jo könne der Antrag, jene Verlaſſenſchafts— 
abbandlungen, bei denen der Erbe unter Vertretung des Fisfalamtes 
ſteht, an das Landreht zu ziehen, in feiner Art ftatt finden, da das 
Fisfalamt nur feinen eigenen Gerichtſtand in allen jenen Fällen hat, 
wo er ald Kläger oder als Beflagter einfchreitet. 


2028. Hfd.v. 28. Jan. oder Ihfd. v. 8. Febr. 1790 (8. 18. 578). 

E3 wurde bei höchfter Behörde der Antrag gemacht, bei Abhand- 
lung pfarrliher DVerlaffenfhaften, wo der Fisfus eintrit, auf Koften 
der Maſſe einen Kurator  aufzuftellen, welder die Stelle des Fisfus 
verfrefe. 

Hierüber ift verprdnet worden, daß dieſe Aufitellung 

1) nur in jenen Fällen ftatt finden möge, wo die Verlaſſenſchafts— 
abhandlungsinitang nicht eben an dem Orte ift, an welhem das Fisfal- 
amt beiteht, und 

2) nicht auf Koften der ganzen Verlaſſenſchaftsmaſſe, Sondern nur 
auf Koften desjenigen Antheiles Derfelben, welcher auf die von dem Fis— 
kus zu vertretende Kaffe fällt, geſchehen könne; übrigens verfteht es fi) 
von felbit, daß diefe Verordnung aud auf die pias causas anzumen- 


den jei*), 


*) Hfd. v. 9, April 1790 N. 13, an d. in. u. 0. 5.4. ©. 


Die unterm 8. Febr. 1790 erlaffene Werordnung wegen Aufftellung eines 
Vertreters bei den Berlaifenichaftsabhandlungen,, bei welchen der. Fiskus mit 


964 I. A. 5. A. Verlaffenfhaftsabhandlung. 


2029: Hfd. v. 12. Zuli 1822 N. 1880, an d. n. öſt. U. ©. 


Nachträglich zu dem Hfd. v. 31. Jan. 1822. N. 1833 der J. ©. 
©. (1981), erhalt dad N. ©. die Hofvdg., welche die k. k. vereinte 
Hoffanzlei am 27. Juni 1822 amdien. öft. Landesregierung in Wien, und 
an jene in Defterreich ob der Enns, wegen Beichleunigung der Berlaffen- 
Ihartsabhandlungen, wobei der k. f. Fisfus einzufchreiten hat, und we— 
gen Beförderung der Snterfalarrehnungen und "Stiftbriefe erlaffen hat; 
wornacd die betreffenden erften Behörden zu belehren, und das A. ©. 
felbft bei der Prüfung der ihm vorzulegenden Ausmweife über die hängen— 
den Erbsverhandlungen genau darüber zu wachen haben wird, daß von 
Seite der eriten Behörden auf die pünftlihe Vollziehung diefes Hfd. bei 
der E. F. Hoffammerprofuratur und den rüffihtlichen politifchen —— 
gedrungen werde. 


Beilage. Hfzd. v. 27. Juni 1822, an d. n. u. 0. d. Reg. 

Die k. k. oberfte Suftizftelle hat von Seite des Politifums die Mit- 
wirfung zur fchnelleren Beendigung der Verlaſſenſchaftsabhandlungen, 
wobei der Fisfus einzufchreiten bat, in Anfprucd genommen. Die Ber- 
zögerung liegt namentlich bei Verlaffenfchaften der Geiftlihen aud in 
der Entfernung des Sterbeortes von der Hauptftadt, wo fih das Fis- 
falamt und das Landrecht befinden. Das Hfd. v. 8. Febr. 1790 ſchreibt 
zwar vor, daß bei den erwähnten DVerlaffenihaften ftatt des. Fisfus 
Berlaffenfhaftsfuratoren aufgeftellt werden follen, wenn der Fisfus und 
die Abhandlungsinftanz nicht an einem und demfelben Drte ſich befin- 
den. Mach der Unterprdnung auch der unadeligen Geiſtlichen unter 
das Landrecht trit aber dieſer Fall nicht mehr ein, und bei anderen Per⸗ 
ſonen unter der Jurisdikzion der Ortsgerichte, welche zu Gunſten des 
Fiskus oder der pia causa teſtiren, iſt die Anwendung der obigen Vor— 
ſchrift kaum nöthig, da diesfalls die Ortsobrigkeiten gewöhnlich ſelbſt 
die Auseinanderſezung der Verlaſſenſchaften pflegen, und nur dem Fis— 
kalamte die Abhandlungsakten zur Mitfertigung überſenden. Indeſſen 
läßt ſich zum vorgeſtekten Ziele das. Hfd. v. 8. Febr. 1790 in ſofern 
ausdehnen, daß auch in jenen Fällen, und zwar im Orte ſelbſt Verlaſſen— 
ſchaftskuratoren aufgeſtellt werden, wenn der Todesfall ſich an einem an— 
dern Orte ereignet hat, und folglich das Verlaſſenſchaftsvermögen ſich 
nicht im Orte des Fiskalamtes befindet. Dieſe Kuratoren hätten im Namen 
des vertretenen Fondes oder der pia causa bei Verlaſſenſchaften, die der 
Jurisdikzion des Landrechtes unterliegen, die erforderlichen Erhebungen 
zu pflegen, und wenigſtens alle jene Akte vorzunehmen und Erklärungen 
abzugeben, welche zur Abkürzung des Geſchäftes unter Intervenirung der 
von dem Landrechte delegirten Ortsobrigkeit, in dem Orte ſelbſt beſſer ge— 
ſchehen können, im die Maſſe zu liquidiren, und zur Abhandlung vorzu— 
bereiten. Sp wie aber der Zwek ihrer Aufftelung nur Abfürzung des 
Gefchäftes ift, fo bat fich auch die Amtshandlung derfelben nur auf jenes 


verflochten ift, hat allerdings die Anwendeng auf die Verlaffenfchaften der geift- 
lichen Dignitarien, fobald die nämlihe Weranlaffung, nämlich ein Anen des 
Fiskalamtes auf die Verlaffenichaft einſchreitet. 
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zu beſchränken, was hierzu nothwendig ift. Sobald daher die Maffe in 
das Reine gebracht ift, bat die Verfaſſung der Verlaſſenſchaftsausweiſe 
und die Weberreihung der Akten an das Landreht zur Schöpfung der Ab 
bandlungsafte, und überhaupt Alles, was nicht durch die Sntervenirung 
im Sterbeorte erleichtert werden kann, durch das Fiskalamt fortan zu ges 
ſchehen, wodurch es auch in der Kontrolle der Kuratoren verbleibt. Die 
Hoffanzlei ordnet demnach an, dag jolhe Kuratoren für obige Falle, jedoch 
nur , wenn folche verwifelt und von Bedeutung find, da fie immer mit 
Koften verbunden fein werden, in der Art aufgeftellt werden, daß die Er— 
nennung nur über Antrag des Fisfalamtes von Seite der Landesftelle 
erfolge. Der zweite Grund der Verzögerung bei geiftlihen Verlaſſen— 
fchaften ift die Berichtigung des Interfalars, worüber der Yandesitelle ber 
reit8 unter dem 8. Dez. 1820 eine vorläufige Weifung zur Bejchleunigung 
dieſes Gejhäftes zugefommen ift. In diefer Hinfiht wird die betref- 
fende Aufforderung mit dem Bedeuten erneuert, daß die Landesitelle 
firenge darüber zu wachen habe: 

1) daß die Snterfalarrechnung fogleih nad) dem Schluge des gefez- 
lihen SInterfalarjahres (won Georgi bis Georgi eines jeden Sahres) 
gelegt; 

2) diefelbe längftens binnen 6 Wochen von der Buchhaltung adjuftirt; 

3) das Reſultat ohne Aufenthalt dem Landrechte mitgetheilt werde. 

Betreffend die frommen Stiftungen, wird bemerft: dag die mater 
rielle Ausfertigung der Stiftbriefe der Einentwortung der Verlaſſenſchaft 
nicht vorzugehen brauche, indem jeder Legatar, ſomit auch die Stiftung 
fih begnügen muß, wenn ihm fein Legat überantwortet nder gehörig ficher 
geftellt wird. Dagegen fann die Einantwortung nicht eher erfolgen, bis 
nicht entweder die Depofitirung der unbeftrittenen Stiftungsfapitalien bei 
jenen Fonds ausgemwiefen wird, zu welchen die Stiftung gehört, oder mo 
bios die Sicherftellung geleiftet werden foll, dieſe von der betreffeuden 
politifhen Behörde genehmigt worden tft, indem auch audere Legatare fich 
nur dann mit der bloßen Verftändigung von dem Anfalle des Legates be- 
gnügen müfen, wenn ihnen beftimmte Verlaffenfhaftsitüfe legirt worden 
find (5. 8ı7 des a. b. ©.3.); ferner eine Deppfitirung zu Geriht auch 
(nach dem $. 1425) nur dann eintreten kann, wenn die Giltigfeit der 
Stiftung beftritten würde, Außer dem muß darauf gefehen werden, ob 
mit dem Kapitale auch die von dem Todestage des Stifters zu berechnenden 
Intereffen abgeführt worden feten (ein Gegenftand, der gewöhnlich erit bei 
Errihtung des Stiftbriefes zur Sprahe fommt), indem nämlich diefelben 
den frommen Vermächtniſſen nicht nur nach dem $. 685 des a. b. ©. B. 
fondern aud deswegen gebühren, weit der Wille des Erblaſſers gewöhn— 
lich auf jährliche Leiftungen gerichtet if, die fhon mit dem Todestage be— 
oinnen follen, folglich e8 auch für den Erben, der für die vollitändige Er- 
fülung der Willenserflärung überhaupt zu forgen bat, Prlicht iſt, Die 
Berzinfung vom Todestage zu leiften. j 


2030. 322. >. feier. Gub. v. 21. Febr. 1821 3. 3776 (P. 72). 


Vermöge Hfzd. vom 8. Febr. 1821 3. 3199, wird Das Fiskal⸗ 
amt angewieſen, Kirchen- und Armeninſtitute bei Inteſtaterbfolgen der 
Handb. d. Gerichtsinſtrukzion. 62 
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Kuraten hinfichtlich des denfelben zufommenden Drittels ohne Unterfchied 
des Patronates zu vertreten. Sobald aber der Quozient der Kirche und 
der Armen ausgefchieden ift, dann geht deſſen Verwaltung und Vertre— 
tung in die Wirkfamfeit des Patrons oder des Vogtherrn über. 


2031. Vdg. d. illir. Gub. v. 18. Jän. 1822 3. 213 (P. 16). 


Ueber eine an die hohe Hofitelle gemachte Anfrage, ob den Fisfal- 
amtern die Vertretung der Kirchen auch damals obliege, wenn fie als 
Univerfalerben Durch Teftament berufen find, ift mit h. Hkzd. vom 27. 
Dez. 1821 3. 36964 folgende Schluffaflung herabgelangt ; 

Die Kirhen, fie mögen vom landesfürftlihen oder Privatpatronate 
abhängig fein, gehören zu den öffentlihen Snftituten, welche der Fisfus 
nach dem Sinne der Vorfhrift vom 31. Dez. 1820 bei der Einbrin- 
gung und Einfezung des ihnen zugemendeten Vermögens, nicht nur 
dann zu vertreten hat, wenn ihnen das 4 von der Verlaſſenſchaft eines 
ab intestato verftorbenen Kuraten zufallen fol, fondern auch in dem 
Falle, wenn diefelben ein Vermögen mittelft eines frommen Vermächt- 
niffes, oder eine ganze Erbfhaft ex testamento anzutreten haben. 


2032. Def. v. böh. Gub. v. 12. Dez. 1837 3. 61031 (9. 547) u. 
des mähr. Gub. v. 16. 3. 46578 (P. 208). 


Da nah der Tendenz und dem Geifte der mit Hfzd. vom 31. 
Dez. 1820 3. 39197, (2109) kdg. a. h. Entſchl. es feinem Zweifel un— 
terliegt , daß die Vertretung jeder Kirche ohne Unterfchied, fie mag eine 
landesfürftliche nder eine Privatpatronatsfirhe fein, auch in allen je— 
nen Fällen, wo es fih um die Einbringung und Gicerftellung eines 
derfelben ex testamento oder ab intestato anheim gefallenen Erbvermö— 
gens handelt, dem k. Fisfalamte obliegt, fp wurde mit h. Hfzd. vom 
24. Nov. 1837 3. 27652 die bisherige Hebung in Böhmen und Mähren, 
vermöge welcher die Einbringung und Sicherftellung der den Patronats— 
firhen zufallenden Teſtat- oder Inteftaterbfchaften immer dem Privat- 
patrone überlaffen wird, und daß diefer in derlei Fallen jogar ald Ver— 
treter des Armeninftitus eintrit, behoben, und unter einem angeordnet, 
das k. Fisfalamt wegen gefezlicher fisfalamtliher Vertretung aller den 
Kirchen und Arminftituten zufallenden Teftat- und Inteſtaterbſchaften 
. ohne Unterfchied, in fo ferne es fih um ihre Einbringung und 
Einfezung handelt, zu belehren und anzumeifen. 


2033: Intim. d. mäh. Sub. v. 9. Aug. 1836 3. 25737. (9.487). 
Zu Folge Hfzd. v. 17. Juni 1836 3. 16509, wird in Gemäßheit 

der mit der k. k. oberften Juſtizſtelle gepflogenen Rükſprache, in gleicher 
Art, wie es mit Erlaß vom 25. Mai 1809 3. 215, an das böh. F: £. 
Gub., und unterm 1. Dez. 1830 3. 27528, an die k. k. n. ö. Reg. 
verordnet worden tft, der Kammerprofurafur die Ermächtigung ertheilt, 
daß diefelbe ohne vorläufige Einholung des Gubernialfonfenfes bei Ab- 
handlungen von geiftlihen und anderen Verlaffenfchaften; bei denen fie 
zu interveniren hat, diejenigen angemeldeten Paſſivpoſten zulaffen dürfe, 
welche a) mit der anerfannten eigenhändigen Unterfchrift des Erblaffers; 
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) mit mehreren Zeugen; oder c) auch nur mit einem Zeugen, oder 
einem Konto und dem Erfüllungseide bewiejen find, oder bewiefen wer— 
den wollen; endlich d) auch diejenigen Verlaßpaſſiven bis auf einen 
Betrag von 100 fl. inelusive, welche aus der Natur des Geſchäftes 
feine ftrengere Beweisart fordern, als ärztliche Deferviten, Arzneikon— 
ten, Dienftbotenlohn, Leihenfoften u. dgl. 

Die sub d) bemerften 100 fl. werden auf die Baluta der Konv. 
Me. beftimmt *). 


14) Geheime Räthe: 


2034: Hfd. v. 13. Nov. 1828 N. 2371, an alle A. ©. 


Durh die Hfd. v, 31. März und 8. Zuli 1791 it das A. ©. 
angewiefen worden, durch die demjelben unterftehenden Behörden die 
Einleitung zu treffen , damit jeder ihnen zur Kenntniß kommende Todes- 
fall eines f. k. wirflihen geheimen Rathes, unter Beijezung feines 
Vornamens und Karafters, mit der Bemerfung, ob er ledig, verheira- 
thet oder Witwer geweſen, unverweilt der oberften Zuftizitelle angezeigt 
werde. Da diefe Anordnung nicht immmer befolgt zu werden fcheint, 
wird das A. ©. beauftragt, die unterftehenden Behörden zur Befolgung 
des erwähnten Befehles nachdrüklichſt anzuweiſen, damit das Protofoll 
über die geb. Näthe in verläßlicher Ordnung erhalten und hiernach der Hof— 
und Staatsfchematismus berichtigt werden könne. 


15) Geiftlihe*) und Nonnen: 
a) Katholiihe Weltgeiftliche. 


2035: HP. v. 7. März 1785 N. 394, an alle A. ©. 


Da bei der Sperre und Inventur eines mit einem benefiicio eurato 
verjehenen Geiftlichen in den Büchern und Schriften auch folche Urkunden 
vorfommen fünnten, die in. die dem Verftorbenen eigen gewejene Seel- 
forge mit einfhlagen, und daher auch blos in Händen der Geiftlichfeit zu 
belaffen find, als die Taufbücher und fonftige Pfarrmatrifeln, die Proto— 
folle in publico ecelesiastieis, und Drdinariatsgefhäfte, die Auffchrei= 
bung der Stipendien, dann die Privatfchriften, die in Gewiſſensangele— 
genheiten dem verftorbenen Seelforger von Parteien, oder in Disziplinar-— 
angelegenheiten von feinen Obern zugefommen find, ald werde geitattet, 


*) Dasfelbe wurde für das F. böh. Fisfalamt durch den Erlaß v. 28. Mai 
1809 3. 215 und für die n. d. KRammerprofuratur durd das Hkzd. v. 1. Dez. 
—* 3. 27528 (Vdg. d. n. ö. Reg. v. 14. Dex 1830 3. 69333. (P. 725) ange⸗ 
ordnet. 

**) Hier werden vorzugsweiſe nur jene Geſeze angeführt, welche heſondere 
Beſtimmungen rükſichtlich der allgemeinen Akte der Abhandlung geiſtlicher Ver— 
laſſenſchaften enthalten, und zunächſt für die Ortsgerichte von Wichtigkeit ſind; 
denn alle diesfalls beſtehenden Vorſchriften aufzunehmen, würde dem Zweke ei— 
nes Handbuches der ©. J. nicht entiprehen: Hierüber beſtehen eigene Geſez— 
fammlungen und Werfe; ſ. Helferts Kirchenvermögen, Prag 1834. 
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daß über erfolgten Todesfall eined mit einem beneficio curato verfehe- 
nen Geiftlihen, blos und allein zur Uebernahme erftgedachter Urkunden 
und Schriften zu der Sperre und Inventur jedesmal fogleih ein biſchöf— 
licher Kommiſſar beigezogen werde, gegen dem jedoch, daß der Abhand— 
lunginftanz ein genaues Verzeichnig derlei an den geiftlihen Kommiſſär 
übergebenen Urkunden überreicht werde, und da ein folder Kommiſſär 
weder Taren noch Diäten zu beziehen, noch mit Reifefoften den rüfgelaffe- 
nen Erben befchwerlich zu fallen habe. 


2036: Hfd. v. 31. März 1786 N. 537, an alle A. ©. 


Es ift zwar fünftig nicht nöthig, zu den Inventarien der Verlaffen- 
{haften der mit einer Kuratpfründe verfehenen Geiftlihen den Lehensheren 
der geiftlihen Pfründe beizuzicehen, da die Abhandlungsbehörde die Ver- 
laffenfhaftsabhandlung nach den Vorſchriften in Ordnung zu pflegen, 
folglich das zur Pfründe gehörige Vermögen von der eigentlichen Ver— 
laffenfchaft abzufondern ohnehin verpflichtet ift; Doch fteht dem Patrono, 
welcher freiwillig und unentgeldlich felbit, oder durch einen Bevollmäch— 
tigten, diefer Abfonderung des Vermögens beimohnen will, folde Ein— 
fchreitung gegen dem alferdings bevor, daß hier an Taren oder Reifefoften 
nicht das Geringfte gefordert werden fünne. Wenn fic) jedoch ergeben 
follte, daß der geiftliche Lehensherr zugleich Die Abhandlungsbehörde fei, 
foll der Pfründe immerhin ein Vertreter zugegeben werden, um die Dies- 
fälligen Güter bei der Verlaffenfchaftsabhandlungspflege in rechtliche Drd- 
nung zu fezen, und alle Rechte des Beneficiati zu vertheidigen. 


2037. Hfd. v. 28. März 1797 N. 347, and. in. ö. A. ©. 


Die unterm 21. Febr. »(7. Mar; 2035)«, wegen Beiztehung eines 
bifchöflihen Kommiffärs zur Sperre und Inventur der Verlaffenjchaft eines 
Kuratgeiftlihen erlaffene Vdg., trit auch bei Verlaſſenſchaften der nicht- 
präbendirten Kaplane und Hilfspriefter ein. 1 


2038. Hfd. v. 2. Juli 1802 N. 565, an alle A. ©. 


Sn Beziehung auf die wegen Uebertragung der Gerichtsbarfeit über 
den unadelihen Klerus an die Landrehte, unter dem 2. April 1802 'er: 
floffene b. Entihl. NR. 556 der ©. ©. wird weiter verordnet: daß, um 
aller Gefahr einer Verlaffenfhaftsverfchleppung vorzubeugen, und um zus 
gleich größere Koften zu vermeiden, den jammtlichen Ortsgerichten aufzu- 
tragen fei, beiden fih in ihren Zurisdifzionsbezirfen ereignenden Todes- 
fällen unadelicher Fatholifher Geiftlihen fogleich die Sperre, und nad) 
Nothwendigkeit der Umstände, -auch die enge Sperre, im Namen des be— 
treffenden Sandrechtes anzulegen, dem Landrechte hiervon die unverzügs 
liche Anzeige zu mahen, und in jenen Fällen, wo diefelben von dem Land» 
rechte Darum angegangen werden, auch die Aufnahme der Inventuren zu 
bewirfen. 


4 2039. Hfd. v. 22. April 1803 N. 603, an alle A. ©. 


Allen Ordinariaten foll fünftig von jenen Teftamentsabfazen ihrer 
Didzefangeiftlicheit, welche fih auf Kirchen und geiftliche Stiftungen be— 
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ziehen, allemal eine Abjchrift, und wenn ihr Tod ab intestato erfolgte, 
der Abhandlungsausfchlag mitgetheilt werden, 


2040. HP. ». 25. April 1817 N. 1332 an alle altö. A. ©. 


Zur fohnellern Erhebung und Herftellung der Pfarrhofbaulichkeiten 
nach dem Tode der Pfarrer oder Benefiziaten bei jenen Pfarrgebäuden, 
wobet offentlihe Sonde als Patrone einzutreten haben, und zur Ver— 
‚meidung der Gtreitigfeiten mit den Erben der Verftorbenen, welchen 
die Verbindlichfeit obliegt, Dasjenige, was aus Nachläffigfeit, Schuld 
oder Verwahrlofung des verftorbenen Pfarrers, Benefiziaten oder der 
Shrigen erweisliher Maßen fhadhaft geworden ift, aus der Verlaffen- 
ſchaftsmaſſe herftellen zu laffen, wird nachitehendes Benehmen feitgefezt: 

a) Von dem Tode eines Pfarrers oder Benefiziaten hat der Magi- 
firat oder die Herrfihaft ungefaumt dem Kreisamte Die Anzeige zu 
machen, dasfelbe aber ebenfalls ohne Verzug den Stand der Pfarrge- 
baude durch den Kreisingenteur genau unterfuhen, und die Gebredhen, 
welche fih aus Schuld, Nachläſſigkeit oder Verwahrlofung des verftor- 
benen Pfarrers ergeben, genau bezeichnen zu laffen, wobei zugleich aus- 
zuweifen ift, was die Herftellung derfelben koſtet. Sind die Erben 
oder ihre Vertreter dem Kreisamte befannt, fo find fie zu Diefer Un— 
terfuhungsfommijfion vorzuladen, und ihre Erflärung dem Protofolle 
einzufchalten. 

b) Das Kreisamt bat das Refultat diefer Unterfuhung und die an 
die Erben geforderte Summe zur Herftellung der Gebäude ſogleich der 
Landesſtelle vorzulegen, dieje aber dem Landrechte der Provinz bierson 
die Mittheilung ungefäumt zu machen, welches dann den Erben oder 
Maffevertretern Diejes zu eröffnen und mit Beſtimmung eines verhält- 
nißmäßigen jedoch kurzen Termins und ohne unndthige ‚Erftrefungen zu 
geftatten, die Erflärung abzufordern hat, ob fie ſich zur Keiftung des 
geforderten Betrages erflären, oder die Vornehmung eines gerichtlichen 
Augenſcheins verlangen. j 

e) Wird auf den. gerichtlihen Augenfchein erkannt, fo iſt dieſer 
jedes Mal mit Zuziehung der Hoffammerprofuratur und des Kreis— 
ingenieurs in der Fürzeften Frift einzuleiten. Won dem gerichtlichen 
Erfenntniffe wird abhängen, wer die Koften dieſer Augenſcheinskommiſ— 
fion zu beftfeiten habe. 

d) Wird die Tragung der Koften diefes gerichtlihen Augenſcheins 
gegen die Erben erfannt, fo tft ſowohl der dieffällige Betrag, als jener, 
welcher ald Vergütung für den ſchlechten Zuftand der Gebäude ausger 
ſprochen wird, aus der Verlaffenfchaftsmafle fogleih der Landesitelle zur 
Verwendung bei den als nothwendig erfannten Reparazionen zn erfol- 
gen; indem, wenn auch die Erben gegen diefes rechtsgültige Erkenntniß 
einen weitern Nechtszug ergreifen follten, und ihnen nod ein minderer 
Erſazbetrag hierüber auferlegt würde, ihnen der in Folge des Erfennt- 
niffes des erften Richters zuerfannte Mehrbetrag von jenen, die fonit 
gefezlih zur Herftellung der Pfarrgebäude verpflichtet find, immer noch 
zurüferfezt werden könnte, fie daher feinen Schaden leiden; wogegen 
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allerdings dur die längere Verzögerung der Baureparazionen ein Nach— 
theil für die Baupflichtigen entftehen müßte. 


*204 1. Hfd. v. 30. Juli 1824 N. 2027, an alle A. ©. 


Se. Maj. haben anzuordnen gerubt, fämmtlihen Länderftellen auf- 
zutragen: daß fie bei Todesfällen geiftliher Pfründner fogleich die noth- 
wendigen und nüzlichen Gebäude auf den ihnen zur Dotazion angemiefe- 
nen Gütern und Realitäten durch Kunftverftändige genau unterjuchen, über 
die vorzunehmenden neuen Bauten ganz eingegangener, und über die gute. 
Herftellung ſchadhaft befundener Gebäude ohne Verzug die Ueberjchläge 
verfaffen, und den Koftenbetrag diefer Bauten oder Ausbejferungen von 
‚der Verlaffenichaft des Verftorbenen vor der Einantwortung. derjelben an 
feine Erben zurüf behalten oder beftmöglichft Sicher ftellen laffen. Hiervon 
find jämmtlihe untergeordnete Abhandlungsinftanzen mit der Weifung zu 
verftändigen: daß fie hiernach die Verlaffenfchaften verftorbener Pfründner 
ihren Erben, vor der ausgewiefenen Leiftung oder beftmöglichen Sicher- 
ftellung der fie treffenden Entfhadigungen ruffichtlich der zur Pfründe ge= 
börigen Gebäude, nicht einzuantworten haben *). 


b) Bertheilung des Nachlaſſes. 


2042. Zir. v. 21. Febr. 1792 N. 259, in De. ob der Enns, in 
Folge Hfd. v 

a) Wenn der bei einer Kirche bepfrindete Geiftlihe ohne leztwillige 
Anordnung verftorben, follen die der Kirche und den Armen nad) dem Ge— 
ſeze gebührenden Antheile der Verlaſſenſchaft derjenigen Kirche, und der— 
jenigen Gemeinde, wo der Verſtorbene zulezt bepfründet war, wenn er auch 
an einem andern Drte im Ruheftande, oder fonft zur Zeit jeines Todes ges 
wefen fein follte, gebühren; es wäre denn, daß deilen nächfte Verwandten 
feldft arm wären, die jodann das den Armen gebührende Drittel erhalten 
fonnten. 

b) Wenn jedoch unter diefen Verwandten auch Vermögliche begriffen 
fein follten, fo fol diefes Drittel der Verlaffenfchaft mit Ausſchluß Der 
nicht bedürftigen Blutsfreunden nur allein den in wahrer Armuth Leben- 
den zufallen. 


2043. HP. v. 27. Nov. 1807 N. 828, an alle A. ©. 


Um die in Anfehung der Snteftat-Berlaffenfhaften des Säkular-Kle— 
rus beftehenden Verprdnungen genauer zn beftimmen, und vorzüglich um 
die Frage: wer als eigentlich bet einer Kirche angeftellt zu betrachten fet, 
zu entſcheiden? haben Se. Majeſtät folgende Vorſchrift zur künftigen all⸗ 
gemeinen Beobachtung feſtzuſezen gnädigſt geruber: 

Bei den Inteſtat-Verlaſſenſchaften aller Weltprieſter, aller Prieſter 
der aufgelaſſenen Klöſter, und aller in der Seelſorge durch ihre im Jahre 
1802 gegen den Zurüktrit in ihre noch beſtehenden Klöſter abgegebene 





Fält der Verlaſſenſchaft Feine Entſchädigung zur Laſt, fo ſollen die Patrone 
und Vogtobrigkeiten die diesfällige negative Anzeige durch das Kreisamt an das 
Gub. erftatten. (Vdg. d. laib. Gub. v. 11, Aug. 1825 3. 12380, P. 237.) 
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Erklärung als bleibend in der Seelforge,.oder bei einem öffentlichen 
Lehramte mit der Fähigfeit zu teftiren lebenslang angeftellten Ordensprie— 
fter, trit die Vertheilung ihrer Verlaffenfchaft in drei gleiche Theile ein, 
jedoch mit dem Unterſchiede, Daß von der Snteftat-Verlaffenfchaft derjenigen, 
welche auf einem Beneficium, es ſei ein curatum, oder simplex, entweder 

‚ duch fanonifche Inveſtitur, oder dur eine über landesfürftlihe Ernen- 
nung, oder über Präjentazion des Patron ausgefertigtes Defret blei- 
bend angeftellt find, alfo zwar, daß fie nur durch eigene Nejignagien, - 
oder Durch einen über Vergehungen gefällten Spruh von ihrer geift- 
lihen Anftellung entfernt werden können, ein Drittel der Kirche, - 
ein Drittel den Armen, und ein Drittel den Verwandten zus . 
zufallen habe. Von den Inteftatverlaffenfchaften derjenigen aber, welche 
bei Feiner Kirche jemals bleibend angeftellt waren, fondern entweder 
von dem Konfiftorium, wenn auch mit Defret, jedoch ad nutum amo- 
vibiles an eine Kirche abgeordnet, oder zur Aushilfe son dem Pfarrer 
beigezogen worden find, it nur ein Drittel den Armen, und zwei 
Drittel den Verwandten zuzumenden Zur erften Klaffe gehören 
Biihöfe, Domheren, Pfarrer, Lokalkapläne (mit oder ohne Dependenz 
von der Mutterpfarre,, wenn fie nur als bleibend bei der Lofalie an— 
geftellt find), Benefiziaten, Choröifarien, geftiftete Kapläne, die von dem 
Patrone auf die Kaplanei präfentirt werden. Zur zweiten Klaffe ge- 
hören: Pfarrer, Kooperatoren, Proviſoren, Adminiftratsren, die nur auf 
einige Zeit die Pfründe zu verwalten haben, bei weltlihen Aemtern 
angeftellte Priefter, wenn fie nicht ſchon vor dieſer leztern Anftellung 
zur erſten Klaffe gehörten, bloße Ausbilfspriefter, fogenannte Voti- 
vanten oder Meplefer. 

Wenn das Kirhendrittel eintrit, und der Erblaffer bei einer 
Kirche, die Filtalien hatte, zulezt angeftellt war, dieſe Hauptfirche und 
Filialien aber unter verfchtedenen Watronaten, oder Vogteien ftanden, 
fo iſt das Kirchendrittel nach dem Verhältniffe der Seelenmenge, die in 
dem Hauptorte und in den Filialien iſt, unter diefe Kirchen zu theilen. 

Das Armendrittel gehört ebenfalls in das Armeninftitut des 
Drtes, wohin das Kirchendrittel gehört, und falld in den Filialien eigene 
Armeninftitute beitehen, ift diefes Drittel nah obigem Verhältniſſe zu 
vertheilen. Sn Snteitatfällen, wo fein Kirchendrittel ftatt hat, fällt das 
Armendrittel den Armen des Ortes zu, wo der Erblaffer geftorben ift. 


⸗ 2044. Hkzd. v. 16. Sept. 1824 N. 2040, an alle Lſt. 


Don der in dem Hfzd. v. 6. Febr. 1792 N. 259 (2042) sub b) 
enthaltenen Beftimmung, nah welcher, wenn unter den Verwandten eines. 
bei einer Kirche bepfründeten, ohne leztwillige Anordnung verftorbenen 
Geiftlihen, auch vermögliche begriffen fein follten, das Drittel der Ver— 
laffenfhaft mit Ausfhluß der nicht bedürftigen Blutsverwandten nur 
allein den in wahrer Armuth lebenden zufommmen fol, hat e8 abzu- 
fommen; und ift fonad einem armen Verwandten eines ab intestato 
verjtorbenen geiftlihen Erblaffers aus dem gefezlihen Armendrittel nur 
fo viel zuzuwenden, als demfelben aus diefem Drittel der Verlaſſen— 
ſchaft nach der gemeinen gefezlihen Erbfolge zugefallen wäre, ©. 48. 
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2045. Vdg. d. gal. ©. v. 30. Aug. 1835 3. 49966 (P. 594). 


Ueber die zur Sprache gebrachte Frage: ob bei Snteftatfterbfällen 
der Biihofe ein, und welcher Theil ſines Nachlaſſes zur Dotirung des 
Diözeſanſeminariums zu widmen ſei? wurde mit h. Hkzd. v. 19. Juni 
1835 3. 14816 folgendes erüffnet. 


Bei Inteſtatverlaſſenſchaften des Sefularflerus, ſomit La der 
Biſchöfe, beftebt die a. bh. Vorfchrift, Daß 4 den Verwandten verabfolgt, 
4 für die Armen und, 4 fir die Kirche verwendet wird. Unter Kirche wird 
dermalen das Gebäude verftanden, in welchem der Benefiziant ‚feine 
Amtsverrichtung vorzunehmen verpflichtet ift, als Anftalt für gottesdienft- 
liche Handlungen. Nach diefer Erfläarung ift es bei Zuteftatfällen der 
Biſchöfe die Domfirhe desſelben. In der urfprünglihen Beftimmung 
des Vermögens, welches einem Bifhofe zum Belize und. Genuße ein- 
geantwortet‘ wird, liegt aber diefe Beengung nicht. Die Widmung die— 
fes Vermögens gehört im Allgemeinen für firhlice Zwefe der ganzen 
Diözefe, und in bejondern Fallen für Diejenigen Zwefe darunter, welche 
gerade im vorfommenden Augenblife die dringendſten und wichtigſten 
ſind. Se. k. k. Majeſtät geruhten daher jenen geſezlichen Theilungs— 
maaßſtab rükſichtlich der Biſchöfe dahin naher zu erklären, daß das 4 
unter dem Namen Kirchendrittel überhaupt für kirchliche Diözeſanzweke 
gewidmet ſei. Dieſem zufolge wird daher in jedem einzelnen vorkom— 
menden Falle der beſondere kirchliche Zwek, welchem es gewidmet werden 
ſoll, in der Art zu beftimmen fein, daß das Domfapitel sede vacante 
biezu den Vorſchlag zu erftatten hat, wobei es auf die Bedürfniffe des 
Didzefanfeminartums vor allem Bedaht zu nehmen haben. wird. und 
worüber alsdanı der. landesfürftlihe Konfens zur. Verwendung jelbit 
einzuholen ift. Die Anwendung diefer Beftimmungen gerubten. Ge. 
k. k. Majeſtät aber auch hinfichtlich des Kirchendrittels bei Snteftatver- 
laffenfchaften der einzelnen Domfapitularen bei ganz analogen Verhält— 
niſſen anzuordnen. 


e) Borfhriften für N. O. 
2046- Vdg. d. n. d. Reg. v. 8. Sept. 1828 3. 49023 (P. 518). 


Es ift der Fall eingetreten, Daß fi nach dem Tode eines Pfarrers 
zwijchen den Erben desjelben und feinem Nachfolger auf der Pfarre in 
Beziehung auf den Sundus instructus, Gtreitigfeiten ergeben haben. 


Um ähnlichen Fällen in Zukunft zu begegnen, haben Die Kreisamter 
fammtlihen Kirchenvorftehern aufzutragen, gleich nad) dem Tode eines 
Pfarrers die Berichtigung des vorhandenen Pfarr-Inventars vorzuneh— 
men, dasfelbe mit dem vorhandenen fundus instruetus genau zu verglei- 
en, die etwa abgängigen oder unbrauchbaren Stüfe zu bezeichnen, und 
wenn die Pfarre eine dem Patronate des höchſten Kandesfürften oder des 
Neligionsfondes unterftehende Pfründe tft, das auf die angeordnete Art 
neu errichtete Inventar mit möglichiter Befchleunigung durch das Kreisamt 
der Regierung vorzulegen. 


“ 
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2047. Hd. v. 17. April 1832 3.6011; Vdg. der n. ö. Reg. v. 6. 
Mai 1834 3. 22935 (P. 183). 


Bei Lebenszeiten eines Pfarrers fteht den Ordinariaten und Dechan— 
ten die Kontrolle über die genaue und ordnungsmäßige Führung der Meß- 
Einſchreibbücher zum Behufe der pflichtmäßigen Perfolvirung der über- 
nommenen Manual Meffen, und hinfichtlich der Verwendung der Stipen— 
dien zu, umd nach dem Tode eines Pfarrers hat der bei der Sperre und 
Snventur einfhreitende bifhörlihe Abgeordnete die Verpflihtung auf fich, 
in fo fern fich in den vorhandenen Intenzions-Einſchreibbüchern unperſol— 
virte Meßintenzionen und dabei abgefonderte Geldbetrage mit der Auf- 
Schrift, daß es Meifengelder feien, vorfinven, bei der Abhandlungsbehörde 
wegen Uebergabe der leztern an das Drdinariat jogleich einzufchreiten. 
Wenn aber der Fall eintrit, daß die Stivendtiengelder nah dem Tode 
eines Pfarrers nicht abgefondert, jondern mit feinem Privatvermögen ver- 
mengt find und es fich daher um die Ausfcheidung diefer Gelder umd zus 
nächft um. die Durchführung der Rechtsanſprüche auf dieſe rükſtändigen 
Mepftivendien gegen die Verlaſſenſchaftsmaſſe handelt: hat die Hofkam— 
merprpfuratur als in Vertretung einer frommen Anordnung (pia causa) 
einzufchreiten. Diefe Anficht findet in der am die k. f. vereinigte Hof— 
Fanzlei gerichteten und von Diefer der Negterung unterm 31. Dezemb. 1795 
Zahl 7794 mitgetheilten Erklärung der k. k. oberften Zuftizftelle ihre volle 
Begründung. 


2048. Hkzd. v. 29. Sept. 1834 3. 30245 Vdg. der n. ö. Reg. v. 
15. Oft. 1834 3. 54359 (P. 770). 


Seit dem Jahre 1327 wurde immer Darauf gehalten, daß bei dem 
Abgange eines Pfarrers ruffichtlich der aus der Zeit feines Beſizes der 
Pfründe beftehenden Steuerrüfftände Richtigfeit gepflogen, daß ftets bei 
demjenigen, während deſſen Befizes der Rükſtand entſtand, die Befrie— 
digung des Stenerfondes geſucht, die Tilgung in Todesfällen aus dem 
Nachlaſſe bewirkt und wenn diefer nicht zureicht und wegen der unterblie- 
benen Einbringung Niemand eine fpezielle Verantwortlichfeit trifft, der 
Rükſtand im Einverftändniffe mit der f. £. allgemeinen Hoffammer zur Ab- 
fhreibung gebracht werde, weil nach der Eigenthimlichfeit des 106 sala- 
rii einem Pfarrer zuftehenden Befizes diefer nur für die Beſtreitung jener 
Laften haftend betrachtet werden fonnte, die in die Zeit feines Beſizes 
fallen, alfo die Schulden feines Vorgangers fih nicht dem in Folge. der 
Inveſtitur eintretenden Beftznachfolger zurechnen laſſen, obwohl abjolut 
und abgefehen von der Beitimmung des Pfründenerträgniffes die Steuer 
auf dem Objekte haften würde. 


d) VBorfchriften für O. O. 


2049. Def. d. 0.5. Neg. v. 27. Dez. 1820 3. 23008 (P. 543), _ 
Das k. kaob der enfifhe Landrecht bat ſich bewogen gefunden, bei 
den Verlaffenfchaften der Weltgeiftlihen und Adeligen die Gerichte aller 
Kommiſſariatsdominien im ganzen Lande, und zwar jedes für den Umfang 
des Kommiflariatsbezirfes feines Dominiums, zur Vornahme der Sperre, 
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und aller damit fogleich verbundenen Amtshandlungen, für alle weitere 
Amtshandlungen aber ſodann immer von Fall zu Fall das zumachftliegende 
Gericht zu Delegiren. 

Die nahern Beftimmungen diefer Maßregel find in der bier nachfol— 
genden Note des gedachten Kandredts enthalten, 

Da nun das ob der enſiſche Landrecht hieher das Anfinnen ftellte, dem- 
felben allfällige Fünftige Veränderungen, welche etwa mit den Kommij- 
ſariats-, oder im Inkreiſe mit den Landgerichtsgrangen, oder mit der poli= 
tiſchen Gefchaftsleitung eines Dominiums fi ergeben könnten, mittheilen 
zu wollen, jo wird verordnet, jede diesfallige Aenderung zur weitern Er- 
Sffnung an das Landrecht hieher anzuzeigen. : 

Note. Diejes k.k. Landreht hat fich bewogen. gefunden, nad vor— 
ausgegangener Genehmigung des hoben Dbergerichtes, zur Verminderung 
der Unfoften, befonders bei fo vielen unbedeutendern Verlaffenichaften 
der Weltgeiftlihen und Adeligen, und zur Beförderung der Diepfalfigen 
Amtshandlungen, die Gerichte aller Kommiffartatsdpominien im ganzen Lande, 
und zwar jedes für den Umfang des Kommifjariatsbezirfes feines Domiz 
niums, zur Vornahme der Sperre und aller Damit. fogleich verbundenen 
Amtshandlungen zu delegiren, für alle weitern Amtshandlungen ſodann 
immer von Kal zu Fall das zumachft liegende Gericht zu delegiren. Nur 
der Magiftrat Linz wird von diefer allgemeinen Anordnung ausgenommen, 
und der Kommiljariatsbezirf Ebenfee der Zuftizbehörde zu Iſchl zuger 
wiefen. 

E83 hat daher (ohne: Rükſicht auf die dießfälligen frühern, nach der 
Defaratseintheilung Diefer Provinz erlaffenen Delegazionen an verſchie— 
dene Magiftrate, Pfleg- und Hpfgerihte oder Individuen) fünftig bei 
jedem ſich ereignenden Todfalle einer adelichen Perſon, eines Fatholifhen 
Weltgeiftlihen, eines proteftantifhen Geiftlihen, »der eines ihrem foro 
folgenden Kamiliengliedes der proteftantifhen Geiftlihen: 

1) das Patrimontalgericht des Kommiſſariatsdominiums, in. deilen 
Kommiffariatsbezirfe der Verftorbene domizilirte (dieſes Patrimpnialgericht 
mag nun ein k. k. Land- oder Pfleggericht, ein Magiftrat, der ein 
berrjchaftlihes Pleggericht fein) unverzüglich und bei Todfällen der 
fatholifhen Weltgeiftliben gemeinfhaftlih mit dem Rural: Decdhante, 
bei Todfällen der proteftantifhen Geiftlihen aber gemeinfhaftlih mit 
dem nächſten proteftantifchen Geiftlichen, die Sperre und die Damit ver— 
bundenen Amtshandlungen nah den Vorfchriften und dem Geifte der 
öfter. Gefezgebung vorzunehmen, und dabei infonderbeit die höchſten 
Vdg. vom 7. Mär} 1785, vom 19. Dez. 1792, vom 17. März 1797 
und vom 28. Mai 1797 genau zu beobadten; ©. 2035. 

2) bei jolhen Pfarrgebäuden, wobei öffentlihe Fonde als Patrone 
einzutreten haben, nah der Vorfchrift des Hfd. vom 25. April 1817 
N. 1332, ungefaumt dem betreffenden f. k. Kreisamte die Anzeige we— 
gen ſogleicher Unterſuchung der Pfarrgebäude zu machen, und in der 
Sperrelazion den Tag, an welchem dieſe Anzeige erſtattet wurde, an— 
zuſezen; ©. 2040. 

3) in der Sperrelazion auch dasjenige Patrimonialgericht, welches 
(ſei es nun im eigenem Kommiſſariatsbezirke, oder im einem angränzen— 
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den Kommiffariatsbezirfe gelegen) dem Drte, wo die Verlaffenihaft fih 
befindet, am nächſten liegt, anzufezen, und entweder dasjelbe, oder falls 
Bedenken entgegen ftünden, mit Angabe derjelben ein anderes nächſt— 
gelegenes Gericht zur Delegazion für eine allenfallfige Fünftige Inven— 
tursvornahme, und allenfallfige „weitere Amtshandlungen vorzufchlagen ; 
4) die Sperrrelazion und die vorgefundenen Preziofen, die öffent: 
lihen oder Privatihuldurfunden und Baarſchaft, und zwar dieſe lez— 
teren Berlaflenichaftsgegenftande mit einer Dreifahen Depofitirungs- 
eingabe (nach $. 74 der zweiten Abtheilung der Inſtrukzion für Ger 
richtöftellen vom 9. Sept. 1785) ſogleich hierher einzufenden, von. der 
Baarfchaft aber außer den für die dringendften Verlaffenfchaftsauslagen 
nöthigen Beträge durchaus feine Auszahlungen zu leiften, und die Mes 
tallmünze niemald in jogenannter Neihswährung, ſondern in Wiener-- 
währung zu berechnen und anzufezen. Linz am 1. Dez. 1820. 


2050. Bdg. der v. 5. Reg. v. a. Febr. 1834 3. 225 (P. 19). 


Künftig hin ift den Anzeigsberichten über Todesfälle der Kuratgeift- 
lichfeit jedesmal die Bemerkung beizufügen, oh der Erblaffer mit Hinter- 
laffung eines Teftamentes, oder ab intestato verftorben ei. 


e) Vorſchriften für Steiermark, 


20514. Vog. des fteier. Gub. v. 19. März 1833 3. 4151 (P. 71). 


Die kak. Kreisämter werden angemwiejen, die Handhabung der Gub. 
Vdg. v. 26. März 1808 3. 6773 und Gub. Kurrende vom 21. Jän. 1809 
3. 1277 binfichtlich der Beiziehung des betreffenden Dechants zur Sperr- 
und Snventursvornahme nach verftorbenen Geiftlihen, ftrenge zu über- 
wachen, und in Diefer Beziehung die erforderlihe Ermahnung an die Do- 
minien, welde von dem f. f, Landrechte zur Vornahme der Sperre und 
Suventur delegirt werden, ergehen zu laffen. 


2052. Gub. Vdg. v. 26.März 1808 2. 6773. 


Zur Vermeidung aller Srrungen in Rükſicht der bei geiftlihen Ver— 
laffenfhaften vorfommenden geiftlihen Schriften, wird einverftändlich mit 
dem ſteier. Landrechte hiemit feitgejezt, daß bei Todfällen eines Priefters 
der Dechant, in deſſen Bezirk der Verftorbene gehörte, durch den Sperr- 
kommiſſär fo viel möglich von der Stunde, an welder die gleich nach dem 
Tode vorzunehmende Sperre gefchehen foll, unterrichtet werde, damit er 
fih, jedoch ohne Aufrechnung einiger Unkoften für die Verlaffenfchaft, bei 
der Sperre einfinde, und gemeinfchaftlich mit dem Kommiſſär die Abjon- 
derung der. geiftlihen Schriften vornehme, daß ferner in jenen Fällen, wo 
die Anlegung der Sperre wegen Dringlichfeit nicht bis zur Anfunft des 
Dehants verfhoben werden fünnte, die Sperre mit Zuziehung zweier 
Hausgenpffen und darunter des älteften Kaplans oder eines ſonſtigen 
nahen Geiftlihen vorgenommen, insbefondere auf alle Schriften mit dem 
oben erwähnten Kaplane das Siegel gemeinfhaftlic aufgedrüft, die Abfon- 
derung der geiftlihen Schriften aber bis zur Inventur. oder jonft gelegene, 
dem Deshante unfehlbar anzuzeigende Zeit hinausgeſchoben werde, 
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2053: Sub. Kur. v. 21. Jänn. 1809 3. 1277. 


Mit Hofverordnung v. 16. März 1797 ift angesrdnet worden, daß 
bei Vornahme der Sperre und Inventur nicht bloß der mit einem bene- 
ficio eurato verfehenen Geiftlichen,, fondern auch der Kapläne und der 
Geelforge obliegenden Hilfspriefter jedesmal ein bifchöfliher Kommiſſär 
zur Uebernahme der zurüfgelaffenen, in der Hfvdg. v. 10. März 1785 
nambaft gemachten Schriften beigezogen werden foll; weil aber auch jene 
Priefter, welche auf feiner Geelforge ftehen, doch Schriften, die auf Mef- 
jenftipendien oder Gewiffensfahen Bezug haben, befizen fünnen: fo find 
bei jeder Sperre und Inventur nach einem jeden Weltpriefter ohne 
Unterſchied biſchöfliche Kommiſſäre beizuziehen. ©. 2033- 


f) Borfchriften für Böhmen; f. 2015 u. 2021. 


2054. Ihfd. vom a. Juli 134 3. 2110; Vdg. d. böh. A. ©. v. 
14, Suli 3. 11677. 


Sammtlihen Magiftraten und Drtsgerichten im Königreihe Böhmen 
werde verordnet, bei jedem in ihrem Gerichtsbezirfe fich ereignenden Sterbe- 
falle eines Geiftlihen nicht nur fogleich die Sperre anzulegen, und die hier- 
über nach dem vorgefchriebenen Formular aufzunehmende Relazion *) fammt- 


*) Dog. d. böh. N. ©. v. 31. Dez. 1802, wodurd den böh. Gerichten folgen- 
des Formulare der Sperr-Relazion nad Farholifchen  Geiftlihen vorge: 
jhrieben wurde. , 


Sperr:Relazion: N 


1) Tauf- und Zuname des Verftorbenen. 2) Sein geiftliher Charafter, (mit 
der Aufklärung; ob derjelbe ein Weltvriejter, oder Neligios eines, und weldes 
beitehenden Klofters fei.) 3) Sein Sterbetag und der Drt des Abiterbens, 4) 
Die Didzefe und das Rifariat, unter welchem derfelbe geftanden-ift. 5) Ob und 
was für eine Kuratpfründe derfelbe zur Zeit des Mbfterbens, oder doch jüngft 
ehebevor beſeſſen hat? (Hierbei. ift audy der Ort, Name, und das Patronat des 
Benefiziums anzuführen.) 6) Ob der Verftorbene eine Befoldung, Penſion, 
Stiftung, oder einen anderen Beitrag, und aus welchem Fonde genoflen habe ? 
7) Ob der Verftorbene eine Verrechnung, oder eine Aufficht über eine Kaſſe 
oder Stiftung für fih allem, oder gemeinfchaftlih mit einem Dritten auf fich 
gehabt, oder die Adminiſtrazion eines Benefiziums beforgt habe? 8) Die näch— 
jten Anverwandten. (Shr Name, Charafter, Aufenthaltsort, und ob einige, und 
welche darunter minderjährig find? mit Beifezung ihres Mlters).. 9) Ob ein 
Teftament oder Kodizill vorhanden fer? Welches ohne Beihädigung der Siegel 
im Namen des k. böh. Landrechtes zu eröffnen, zu publiziren, die geichehene 
Publikazion von dem Gerichte auf dem Teftamente zu beftätigen, und dasjelbe 
fammt dem Umijchlage, worin es verfiegelt geweſen, dieſer Relazion beizufchlie- 
gen if.) 10) Name desjenigen, der ſich der Werlaffenichaft annimmt, und ın 
deſſen Händen fie belafen wird. 11) Beiläufiger Zuftand der Erbmaife, (Hier 
ift mit möglicher Kürze anzudeuten, ob eine ziemlich beträchtlihe oder gering: 
ſchäzige Maffe vorhanden fer? und find die Hauptartifel derjelben, vorzüglich 
jene anzumerfen, die fi in jenen Fällen, wo die enge Sperre einzutreten hat, 
ihrer Natur nach unter diefe nicht bringen laffen, 3. B. Zahl des Viehes und 
deſſen Gattung, die Beträchtlichfeit der Bichfuttervorräthe, Iſt die Maſſe ge: 
ringſchäzig, und trit bei derfelben der Fall der engen Sperre ein, jo kann auch 
das Gericht im Namen des F. böh. Landrechtes ſogleich die Inventnr und ge- 
richtliche Schäzung vornehmen, den Paffivftand in dem Inventarium mit dem 
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dem etwa vorgefundenen Teftamente und der Empfangsbeftatigung‘ des 
beizuziehenden geiftlihen Kommifjärs über die demjelben auszufolgenden 
‚indie Seeljorge einfchlagenden Urfunden und geiftlihen Schriften unver- 
züglih an das Landrecht einzufenden, fondern auch ohne eine Weifung von 
dem Landrechte abzuwarten, in allen Fällen, wo die Inteſtaterbfolge ein= 
trit, oder wo die in dem von Geite des Magiftrats, und rüffichtlich 
Drtögerichtes, zu eröffnenden Teitamente eingejezten Erben nicht eigen 
berechtigt, oder unwiffend wo abmwejend find, ohne mindeften Aufſchub die 
Inventur und Schäzung des Nachlaffenfchaftsvermögens, und deſſen Ab- 
jonderung von dem zur Pfründe gehörigen Vermögen vorzunehmen, wie 
nicht minder in dem Falle, wenn die Erben befannt, und in dem Gerichts— 
orte anwejend find, diefelben vorzurufen, und von ihnen die mündliche 
Erflärung abzufordern, ob fie Die Erbſchaft, und zwar mit, oder ohne 
Wohlthat der Inventur antreten, jofort das Inventar, Schäzungsz, 
Abſonderungs- und das über die gedahte Erflärung der anweſenden 
Erben aufzunehmende Protofol mit der möglihiten Befchleunigung an 
das Landrecht zu befürdern. 

Eben jo habe der Magiftrat, oder das Drtögericht gleich nach erlang- 
ter Kenntniß von dem Tode eines Pfarrers, oder Benefiziaten hievon 
zu Folge Hfd. v. 25. April 1817 N. 1332 J. ©. ©. ungefäumt dem 
Kreisamte die Anzeige zu mahen, und jih an dasjelbe um die jchleu- 
nige Abjendung des Kreisingenieurs zu verwenden, Damit. Durch diejen 


Kamen des Gläubigers, Betrag der Forderung, und den hierüber angetragenen 
Beweis anſezen; welches Inventarium der Sperr-Relazion anzufchließen ift). 12) 
Vejondere Anmerfungen. (Hierher gehört 5. B., wenn jenen, der fih der Wer: 
laſſenſchaft annimmt, einige Baarfchaft zur Beſtreitung der Funeral- und fonfti: 
gen Auslagen in Händen: belajfen wird, deffen Quittung hier anzufchliegen it. 
13) Wer an Seiten der geiftlihen Vorſteher zur Durchſuchung der Verfaffen: 
ihaftsfhriften beigezogen worden? (Bei Benefiziaten ift der Bezirfspifär als 
ein biſchöflicher Kommiffär oder der Adminiftrator des Benefiziums in spirituali- 
bus, bei jenen Geiftlihen, die mit feinem Kuratbenefizium verfehen find, ift 
der Pfarrer, in deſſen Kirchipiel fich der Todesfall ereignet hat, beizuziehen, 
und jind demjelben die in die Seelſorge einfchlagenden Urkunden, als: die Tauf: 
bücher und jonjtigen Pfarrmatrifeln, die Aufihreibung der Meßftipendien, dann 
die Privatichriften in Disziplinar- und Gemwilfensangelegenheiten, eben fo die 
etwa fich vorfindenden Formaten über die Priefterweihe, Meſſenerlaubniß und 
Beihthörungslizen; zu übergeben; dann das hierüber zu verfertigende, von dem 
Vebernehmer eigenhändig zu unterzeichnende Verzeichniß dieſer Relazion beizu- 
fliegen). 14) Die Anzeige, wo und was für eine Sperre angelegt worden ijt ? 
(Die Zurisdifzionsipere ift von der Gerichtsbehörde, in deren Gerichtsbezirf fi 
der Todesfall ergeben hat, im Namen des F. böh. Landrechtes anzulegen. Diefe 
Sperranlegung geidyieht durch die Aufdrüfung des Amtsfiegels auf einem jchif: 
famen, entbehrlihhe Verlaffenichaftsjtüfe enthaltenden Orte. Würde fih aber nie= 
mand PBertrauter der Berlaftenichaft annehmen, oder der Erblaffer ohne Teſta— 
ment verftorben fein, in welchen Fällen die Kirche und die Armen ald Miterben - 
eintreten, oder jonft Gefahr unterwalten, fo tft die enge Sperre anzulegen, und 
nad) Vorſchrift des $. 32 der ©. J., zweiter Abtheilung mit aller Vorſicht zu 
vollziehen). Datum des Bollzuges. Namen der beigezogenen zwei HAusge- 
nojien. (In deren Abgang zweier Mitnachbaren, welche ſich hier als Zeugen der 
eingeſchritenen gerihtlihen Amtshandlung zu unterfertigen haben). Name des 
Sperrfommijfärs. Name des biihöflihen Kommiffärs, Proviſors in spirituali- 
bus, oder Pfarrers. 
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ohne Verzug der Stand der Pfarrgebaude genau umterfucht, die Ges 
brechen, welche fih aus Schuld, Nachläfigkeit, oder Verwahrlofung des 
verftorbenen Pfarrers ergeben, genau bezeichnet, und dabei zugleich aus— 
gewiefen werde, was die Herftellung derfelben foftet. ©. 2040. 

Zu diefer Unterfuhungsfommiffion habe der Magiftrat, oder das 
Drtsgericht die befannten und im Gerichtsorte anweſenden Erben, oder 
ihre Vertreter vorzuladen, ihre Erklärung dem Protofolle einzufchalten, 
und folhes unverzüglich an Das Kreisamt einzufenden *). 


*) Mas überhaupt die Ortsgerichte bei geiftlihen Verlaſſenfchaften vorzuneh— 
men haben, ift aus folgender Weifung zu erfehen: 
eifung, für die ex delegatione des ka k. böhm. Landrechtes vorzuneh- 
en Amtshandlung in der DVerlaflenichaft des am.... 18.. zu ... verftorbe: 
nen 9. 
Der gefammte Nachlaß des Erblaffers ift unverzüglich durd die gerichtliche 
Inventur zu erheben und ficherzuftellen, und Behufs der fihleunigen Verlaſſen— 
Ihaftsabhandlung, die Krüchtenfeparazion, die Gebäudebeſichtigung, die öffent— 
liche Feilbiethung der Effeften, dann die Schuldenliguidazion mit den ſich mel- 
denden Öläubigern vorzunehmen, und das Pfarr: und Kirchenbeilaßinventar zu 
errichten, zu diefem Ende erſucht man: 

1) Das Werlaffenfchaftsinventar in Gegenwart zweier Zeugen, und wo 
möglich, mit Beiziebung des Univerfalerben, oder deſſen Wertreters aufzuneh— 
men, hiebei ſämmtliche Aftivftandrubrifen aufzuführen, und bei den einer Schäz— 
ung unterliegenden beweglichen Gegenftänden den Werth dur beeidete Sad): 
ee zu erheben, übrigens aber auch den ſich offenbarenden Paſſivſtand 
beizufügen. ; 

2) Das baare Geld, die Präziofen, und die Aftiourfunden, in die gericht: 
lihe Verwahrung zu übernehmen, und hievon ohne bejondere vorläufige Be: 
willigung diejes F. F. Landrehtes an Niemand etwas zu erfolgen, 

3) über die vorhandenen Bücher in Gemäßheit der k. k. Gubernialverord- 
nung vom 15. Auguſt 1796 und Hofdefret vom 15. April 1804 ein bejonderes 
Berzeichniß, welches in dem Inventar bei der Rubrif der Bücher blos anzurufen 
it, in dupplo aufzunehmen. s 

4) Die Früctenabjonderung nad) der dort beftehenden Dibzeſanübung mit 
Zuziehung des Patrons, oder deilen Vertreters, des liniverfalerben, dann des 
Admintftratorg, oder bereits ernannten Sufzeffors vorzunehmen, und das Pro— 
toFoll hierüber dreifach”) auszufertigeu, zugleich aber auch die Schlußausgleich- 
ung zwifchen dem Antecessor, dem Intercalare und dem Successor beizufügen, 
und nöthigenfalls das Erefzionsinftrument, die Ausſaat-, Fechſungs- und Ab— 
drufchregifter, fo wie aud) die Marftpreistabelle, und einen dreijährigen Ned): 
nungsertraft anzuschließen ; 1 

5) unter Beiziehung des Patronatsvertreters und des Erben, die Beſichti— 
gung der Gebäude des Beneftziums durch die nöthigen Sachverftändigen nad) 
Maßgabe des h. Hfd. am 18. April 1806 und der F. f. Gub. Vdg. v. 23. Mat 
1806 und 15 Febr. 1822 vorzunehmen, und das Protofoll hierüber unter An- 
ſchluß der allenfälligen Köftenüberfchläge in dupplo zu errichten, falls jedod) 
das Beneficium patronatus regii wäre, ftatt diefer Aufnahme des Gebäudebeſich— 
tigungsprotofolls fogleich von dem Todesfall die Anzeige an das f. F. Kreis: 
amt zu dem Ende zu machen, damit die durch das höchſte Hofvefret vom 25, 
April 1817 N. 332 der Juſt. Gef. Samml. angeordnete Amtshandlung ein: 
treten könne. 

6) Das Pfarr: und Kirchenbeilafinventar nad der Verordnung vom 22. 
Dez. 1814 Hfd. v. M. Dez. 1816 dann Gub. Zirfular v. 20. März 1818, 3. 
10279 im dupplo aufzunehmen. 


*) 1 Pare für den Adminiftrator, 1 für das kak, Sandrecht und 1 für die f. k. Gtaatsbuch- 
haltung (Bde. d. boh. Gub. v. 20. Dt. 1825, 3. 54178 P. 370). 
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2055. 29. d. böh. Gub. v. 12. Juli 1834 3.-31207 (P. 4900). 


Nah den gepflogenen Verhandlungen wegen Befchleunigung der 
Verlaffenfheftsabhandlungen der Geiftlihen in Böhmen gebören unter 
die verſchiedenen Hinderniſſe im dieſer Beziehung insbefonders a) der 
bei vielen Sterbefällen der mit einer Pfründe verfehenen Geitlihen fi 
ergebende Mangel eines Pfründenbeilag- und Kirheninventars, dann 
b) die über die Belichtigung der Pfarrgebäude, über die zu ihrer Her— 
ftellung erforderlihen Kouften, und über den dafür zu leiftenden Erfaz 
hervorkommenden Anftände, und endlih c) die öftern Verzögerungen in 
der Legung der Snterfalarrehnungen. 

ad a. Da die beftimmteiten Vorfhriften befteben, daß bei jeder 
Pfarre fowohl das Pfarr =» als Kircheninventar vorhanden tft, dasſelbe 
bei jeder Perfonalveränderung eines Pfarrers vorliege, und von dem 
neu angetretenen Pfarrer unterfertigt, oder im Abgange errichtet 
werden muß; jo werden die F. Kreisämter zc. in Folge Hkzd. v. 20. Juni 
1-5. 9. 3. 30745 mit Beziehung auf die Hfd. vom 22. Dez. 1814 
3. 17105 (ol. a2, 179) und 31. Mat 1817 3. 13113, dann die 
Gub. Vdg. vom 19. Febr. 1807 3. 5157, 16. Jän. 1815 3. 1686, 
14. Zuli 1817 3.30961 (Nadh. 275), 23. Aug. 1821 3. 21182 (9. 495), 
7. Zuli 1831 3.241482 (9.302) und 28. Juli 1833 3. 33222 (9.3979 
zur Behebung- der angedeuteten Uebelftände angewiejen, fogleich die Ein— 
leitung zu treffen, daß Dorf, wo diefe Inventarien etwa dennoch. mans 
geln ſollten, diefelben unverzüglich errichtet und gehörig aufbewahrt 
werden. Nicht minder wird 


7) Das gefammte Mobilarvermögen mit Ausnahme der Bücher, in Betreff 
welcher die weitere Weifung über das Bücherverzeichniß folgen wird, nach vor— 
läufiger Kundmachung mittelft öffentlicher Feilbiethung jedoch nicht unter dem 
Schäzungswerthe, und nur gegen gleih baare Bezahlung an den Meiftbiethen- 
den zu veräußern, das gelöfte Geld aber in die gerichtliche Verwahrung zu über: 
nehmen und daſelbſt auf die oben sub 2 erwähnte Art einftweilen erliegen zu 
laffen, wobei die Verfteigerung des vorhandenen Viehes zur Eriparung der Füt- 
terungsfoften vor allem zu beichleunigen iſt, jedoch find von der Feilbiethung 
auf jeden Fall alle Gegerftände ausgenommen, welche der Erblafler in specie 
zu Legaten beftimmt hat, zu welchem Ende eine Abichrift der lezten Willenser- 
flärung des Erblaflers mitgetheilt wird. 

8) Falls ſich Gläubiger melden, mit denfelben ein ordentliches Schuldenli- 
quidazionsprotofoll aufzunehmen, bei jeder Poſt die Liauidität zu erörtern, auf 
die Beweije zu dringen, und dieſe dem Protofoll anzujchließen; — 

9) über Alles, was aus der Verlaſſenſchaft in die dortige gerichtliche Wer: 
wahrung übernommen wurde, einen umjtändlihen Depofitenertrtraft äbzufaifen. 

Uebrigens erſucht man. das Bücherverzeichnig wegen der vorläufigen Zen: 
furirungs- und Schäjungsveranlaffung binnen 8 Tagen, das Früchtenfeparaziong: 
und Gebäudebefihtigungsprotofoll, dann Pfarr: und Kirchenbeilaßinventar aber, 
damit wegen der hierüber vorerſt durd das E. k. Gubernium einzuholenden 
ftaatsbuchhalterifhen Adjuftirung und politifchen Grledigung der Zug der Ab- 
handlung nicht aufgehalten werde, binnen 4 Wochen dem F. £. Landrechte ein- 
zufenden, alle übrigen Elaborate ſammt dem erwähnten Depofitenertraßt, wer- 
den längitens binnen zwei Monaten gewärtigt. 


*) Eine weitere Anordnung über die Verfaffung des Pfarr: und Kircheninven- 
tars, jo wie des Perjolsirungsbuches, enthält die Gub. Vog. v. 23. März 1835 
3. 11935 (P. 147). 
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ad b. angeordnet, Die in dem Patente vom 11. Juni 1770, den 
Hfd. vom 6. März 1817 3. 4747 (Nadh. 195), vom 8. Zuli und 19. 
Dft. 1824 3. 19475 u. 31410 (P. 574), dann den Gub. Vdgn. vom 
7. Mai 1803 3. 12790, 21. Dft. 1804 3. 25373 und 1. Auguft 1821 
3. 37674 (9. 423) enthaltene Weilung, daß nad dem Tode eines 
Pfründners immer unverzüglich mit Beiziebung der Erben die Lofalunter- 
fuhung über den Zuftand der Pfarrgebaude vorgenpmmen, und der Er- 
betrag, der die Verlaffenfhaft des Pfarrers wegen VBernadhläffigung teifft, 
ausgemittelt werde, unter fonjtiger Verantwortung gehörig zu handhaben. 

ade. Endlih ift nah Maßgabe der Gub. Vdgn. vom 12. Nov. 
1825 3. 57699 (P. 394) und 18. April 1828 3. 13295 (P. 141) 
jorgfältig darüber zu wachen, daß jeder Todesfall eines Benefiziaten 
ungejaumt angezeigt, und die Legung der Interfalarrechnungen möglichft 
bejchleunigt werde. 


2056: Vdg. des böh. Gub. vom 8. Jan. 1835 3. 61678 (P. 9). 


Nah dem Inhalte des Hfzd. vom 21. Februar 1785 ift zwar 
das Einmengen in das Geſchäft der Verlaffenfchaftsabhandlung nach einem 
Geiftlihen dem biſchöflichen Kommiſſär unterfagt. Da jedoch bei Vornahme 
der Sperre und Inveutur eines mit einem beneficio curato verfehenen 
Geistlichen in den Büchern und Schriften vielfältige Urfunden und Schriften 
vorfommen, welche in Die dem Verftorbenen eigen gewejene Seelſorge ein= 
Schlagen, und daher auch bloß bei geiftlihen Händen zu belaffen find, als: 
die Taufbücher und fonftigen Pfarrmatrifen, die Brotofolle in publico ec- 
celesiastieis und Drdinariatsgejchäften, die Auffchreibung der Stipendien, 
dann die Privatjchriften, welche in Gewiffensangelegenheiten dem verftor- 
benen Seelforger von Parteien, oder in Disziplinarangelegenheiten von 
feinen Dbern zugefonmen find; fo ift über den erfolgten Todesfall eines 
mit dem beneficio curato verfehenen Geiftlihen bloß «Hein zur Weber: 
nahme derlet Urkunden und Schriften der Sperre und Inventur jedes- 
mal fogleih ein biſchöflicher Kommiffar gegen dem beizuziehen, Daß der 
Abhandlungsinftang ein Verzeichniß derlei an den geiftlihen Kommiffar 
übergebenen Urkunden überreicht werde. 

Eine gleichmäßige Uebergabe der erwähnten Urfunden, fo wie auch 
der etwa ſich vorfindenden Formaten über die Priefterweihe, Mefjener- 
laubnig und Beichthörungslizenz, ordnet auch das mit dem Gub. Defrete 
vom 2. Aug. 1802 ©. 3. 25949 kundgemachte Shfd. vom 2. Zuli 1802: 
9. 3. 1127 mit der Beftimmung an, daß bei Benefiziaten der Bezirfs- 
vikär als ein biſchöflicher Kommiſſär, oder der Adminiftrator des Bene 
figiums in spiritualibus, bei jenen Geiftlichen aber, die mit feinem Kurat- 
benefizium verfehen find, der Pfarrer, in deſſen Kirchfpiel fi der Todes— 
fall ereignet bat, beizuziehen iſt. 

Nach dem deutlichen Wortlaute diefer Vorfhriften ſteht das Recht 
der Durchſuchung der Verlaſenſchaftsſchriften nach einem Geiſtlichen dem 
zur Vornahme der Sperre und Inventur berufenen Ortsgerichte mit Bei— 
ziehung des biſchöflichen Kommfars zu, und es iſt ſich ſonach an dieſe 
Weiſung um ſo mehr zu halten, als ſich die Verlautbarung der aus den 
Schriften eines Geiſtlichen allenfalls hervorgehenden Geheimniſſe von Seite 
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- Der zur Vornahme der Inventur berufenen Ortsgerichte in der Hinficht, 
daß fie zur ftrengiten Geheimhaltung in Amtsjachen überhaupt, ohnehin 
bei fonftiger Verwirfung der gefezlihen Strafe verpflichtet find, nicht wohl 
vorauszufezen, oder vermuthen laßt, und eben deßhalb von der Landes- 
ſtelle an den beftehenden Vorfchriften nichts geändert werden kann, zumal 
Behufs der angeprdneten Ausfheidung der nach einem Geeljorger, oder 
einfahen Priefter hinterlaffenen gemiſchten Schriften nicht erft eine genaue 
und wörtliche Durchleſung derfelben erforderlich ift, fondern ſchon bei einem 
oberflächlichen Weberblife derfelben jene, welche Geheimniſſe enthalten, 
als jolhe erfannt, und dem bifhoflihen Kommiſſär ohne weiters überge- 
ben werden müffen. 

Um jedoch die Ausfheidung und Uebergabe der in die dem verftor- 
been Geiftlihen eigen gewejene Seelſorge einfchlagenden und daher 
auch bloß bei geijtlihen Händen zu belaffenden Schriften und Urfunden 
‚on den bifhoflihen Kommiſſär defto leichter bemwerfftelligen zu können, 
bat das Konfiftorium die Verfügung zu treffen, daß die Seelſorger 
folhe Schriften und Urfunden von den übrigen abgefondert verwahren, 
und derlet Sammlungen mit eigenen Veberfchriften verfehen. 

Uebrigend wird unter Einem das k. k. A. G. angegangen, die 
Magiftrate und Drtögerichte anzuweiſen, in Fallen der vorzunehmenden 
Snventuren nah einem verftorbenen Geiftlihen von der hierzu be= 
ftimmten Tagfahrt den bifhörlihen Bezirksvikär immer zur Zeit in die 
Kenntniß zu fezen *). 


2057. Vdg. des böh. Gub. v. 6. März 1837 3. 10819 (P. 85). 

Nach der bisherigen, in den gejezlihen Normen gegründeten Ob— 
fervang, werden die politiihen Verlaffenfchaftselaborate nach geiftlichen 
Benefiziaten von den delegirten Ortsgerichten an das k. Landrecht ein— 
gefendet, und zu diefem Behufe auch von den k. Kreisämtern die von 
den Rreidingenieurs aufgenommenen Gebäudebefichtigungsprotofolle den 
betreffenden Ortsgerichten zugeftellt. 

Da hiedurch offenbare Verzögerungen in der Prüfung diefer Pro— 
tofole und den bievon abhängenden DBerlaffenfchaftsabhandlungen 
herbeigeführt werden, indem folche Protokolle vom k. Landrechte doch 
immer zur bierftelligen Amtshandlung gelangen müſſen und überdies oft 
noch unnöthige Betreibungen eintreten; fo erhält das k. Kreisamt die 
Weiſung, in Zufunft alle von dem f. f. Kreidingenieur aufgenommenen 
Kirhen = und geiftlihen Gebäudebefihtigungsprotofolle nicht mehr den 
Ortsgerichten zuzuftellen, fondern unmittelbar anher vorzulegen, von 
jeder erfolgenden VBorlegung aber gleichzeitig das k. Candrecht in Die 
Kenntnig zu jezen. 


g) Regularflerus und Klöfter. 


2058: Hofentſchl. v. 25. Mai 1776 (K. 7. 522). 
Da fih öfters der Fall — daß verſchiedene — —— und 





*) Diefes geſchah durch Note des A. ©. v. 26. Jänner 1835 3. 2060. 
Handb, d. Gerichtsinftrufzion. 63 
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bemittelte weltliche Perfonen beiderlei Gefihlechtes in den Frauen- und 
Mannsflöftern ihre Leben bejchliefen, von deren erfolgtem Ableben die 
betroffene Gerichtsbehörde als Abhandlungsinftanz feine Wiſſenſchaft er- 
langt; fo wird verordnet, Daß jeder Todesfall einer weder in Brod 
noch Bedienftung des Klofters geſtandenen, folglih im felben blos für 
fih gelebten Perfon der behörigen Abhandlungsinftanz von den Stif— 
tern und Klöftern beiderlei Gefchlehts unter einer Geldftrafe von 12 
Dufaten ungefaumt angezeigt werde, welche ſodann die Sperr- und 
Snventurfommiffarien abzufchifen, die fih bei dem Eintrite in das Klo- 
fter, oder Stift mit Vorzeigung ihrer Defrete zu legitimiren, und erft- 
befagte Abhandlungsinftang Davon alfogleich dem Ordinarius, oder, wenn 
felber zu weit entfernt wäre, dem in jedem Drte befindlichen erften 
Kirchenvorfteher die Anzeige lediglich zur Nachricht zu machen hat. 


2059. Hfd. v. 20. Okt. 1789 N. 1058, an alle A. ©. 


Wenn ein, mit einer Kuratpfründe angeftellter Geiftliher von den 
noch beftehenden Stiften und Klöftern, denen das Präfentazionsrecht in 
Anfehbung ihrer eigenen geprüften Geiftlihen noch ferner zufteht, und 
welhen nach dem Normale vom 1. Dft. 1784 *) das pfarrlihe Ver— 
mögen eines ſolchen Benefiziaten zufällt, mit Tode abgeht, joll von dem 
betreffenden Drtsgerichte zur Sicherheit der Verlaffenihaft und Hintan— 
haltung aller Bevortheilung fogleich die Sperre, doch ohne einige Tax— 
abforderung, von Amtswegen angelegt, jobald ſich aber zu foldher Ver— 
laffenfchaft das Stift durch einen ordentlichen Anwalt meldet, die ge- 
richtlihe Sperre ebenfalls unentgeldlih ohne Verzug wieder abgenom- 
men werden. 


20969. Hfd. v. 3. Febr. 1791 N. 109. 
Hinführo joll fih bei Sperranlegung und Abhandlung der Verlaffen- 
{haften der verftorbenen deutſchen Drdensglieder nah der unter dem 5. 
Juli 1766 **) befannt gemachten böchiten Entichl. benommen werden. 


*) Hfo. v. 1. Oft. 1784 N. 346. 

Von jenen ausgejezten, mit einer Kuratpfründe verjehenen Regulargeiftlichen 
der aufgehobenen Klöfter, fo noch nicht als wirkliche Weltpriefter cum facultate 
testandi erflärt worden, joll ein Drittel ihrer Verlaſſenſchaft ihrer Kirche, wie 
es in Anjehung der weltgeiftlichen Pfarrer beobachtet wird, zugewendet werden. 
In Anjehung der noch bejtehenden Stifte und Klöjter, welchen das jus praesentandi 
zufteht, und wo diejelben noch ferners ihre eigenen und geprüften Geiftlichen aus: 
jezen, habe es beider dermaligen Verfaſſung noc ferners zu verbleiben, Daß das 
pfarrlihe Vermögen zwar dem betreffenden Stifte anheim fallen dürfe, dasſelbe 
aber dagegen, wie vorhin den Geelforger, fo wie deffen Pfarrhaus und Kirche 
fammt allen Erforderniſſen, zu erhalten ſchuldig fein fol. 

**) Höchſte Entichl. v. 5. Juli 1766. 

Ad 2dm: Wollen Ihre k. F. Apoftol, Majeftät allergnädigft geftatten, daß 
dem Orden de Regula die privative Abhandlung der Verlaffenfchaften feiner Or: 
densritter und wirklich Ordensgeiftlihen zuftehen foll, wofern nämlich der De- 
functus feine Schuldenlaft, Gerhabſchaft, oder anderes Verſprechen auf ſich ge: 
habt, als in welchen Fällen die Abhandlung mit der betreffenden landesfürftlichen 
Stelle unter Präzedenz der lezteren eumulative zu geſchehen habe, wobei doc 
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Die deutjhen Drdensmitglieder follen in Dem derzeit beſeſſenen Rechte 
der Erbfähigfeit aud) ferner nicht beirrt werden; Doch wird fich gegen den 
Drden und defien Vorſteher verjehen: es werde nach ihrer abgegebenen 
eigenen Erklärung den in dem Ef. Staaten befindlihen Ordensmitgliedern 
die Bewilligung, eine leztwillige Anordnung zu errichten, nicht ohne wich— 
tige Urjache verjagt werden. 


20562. Hfd. v. 11. Dez. 1795 N. 268, an das n. ö. A. ©. 


Da der Malthejerorden in Abfiht auf die Gerihtäbarfeit von jeher 
dem deutjhen Orden gleichgeftellt geweſen, fo it fih auch bei der Ver— 
laffenjhaftsabhandlungspflege eines Maltheferpriefters nach der Verord- 
nung v. 3. Febr. 1791 zu benehmen. 


2063. Hfd. vom 31. Mai 1799 NR. 470, an das id. ©. 


Dem Mealtheferorden jteht allerdings, wie dem deutfchen Orden, in 
Folge Hfd. vom 11. Dez. 1795 N. 268, die Gerichtsbarfeit über feine 
Ordensprofeffen aud in Gegenjtänden der Verlaffenfhaftsabhandlung zu. 


2064: Ofd. v. 16. April 1802 N. 558, an ſämmtliche A. ©. 


Die in Kriegsdienften ftehenden Maltbeferordensritter follen in Anz 
ſehung ihrer Verlaſſenſchaften von der Militärgerichtsbarfeit nicht ausge: 
nommen jein. 


2065- Erlaß d. böh. A. ©. v. 26. Aug. 1816 3. 8302 (Madh. 1. 
478). 


Mit Ihfd. vom 7. Aug. 1816 9. 3. 4625 und 4852 tft dem k.k. 
A. G. aus Anlaß eines Zurispdifzionsftreites zwifchen dem böh. Landrechte 


ihre Majeftät ausdrüflich erklären, dag jene Ueberlaſſung der privatisen Abhand— 
fung lediglih aus allerhöchiter Gnade, und feinerdings in Folge der dem Orden 
etwa anderwärts zujtehenden Privilegien gejchehe, geftalt jolhe auf Dero Erb: 
länder ſich nit erſtreken können; gleihwie nun hierdurch untereinftens Punetum 

Ztium: Nämlid der Fall, wenn der Berftorbene einen lezten Willen hinter: 
läßt, feine Erledigung überkömmt. Y 

ad Atium: Dabei jein ordnungsmäßiges VBerbleiben, dag, wenn ein Ordens— 
ritter oder Geiftliher vor Ablegung des Gelübdes tejtiret, wie es bei andern 
Geiftlihen, welche ante emissam professionem einen lezten Willen errichten, ge: 
halten werden toll, und jo gebühre ebenfalls 

ad 5tum: In Casu, wenn ein cum onere fidei commissi, vel substitutionis be— 
haftetes Vermögen vorhanden tft, respectu diejer Güter und Effekten die Abhand— 
fung der betreffenden öſterreichiſchen Gerictsftelle ; 

ad 6tum: Folge von jelbft aus dem bis anher abgeführten, wie es mit An- 
fegung der Sperre zu Halten ei; ,  _ 

ad Tmum: Hat es dabei fein gänzliches Bewenden, daß alle an die Ver- 
laſſenſchaft eines Drdensritters, oder Drdensgeiftlihen zu machenden Forderun- 
gen ohne Unterihied, es werde die Abhandlung privative, oder nur cumulatire 
überlaffen, jederzeit zu der weltlichen Inſtanz gehören, und fo auch der weitere 
Zug an die betreffenden dfterreichiichen oberen Gerichtsſtellen gehen fol. 
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und dem jud. deleg. milit. mixto über die Abhandlung einer Verlaſſen— 
ihaft nach einen in Kriegsdieniten ftehenden Maltheferordensritter er- 
öffnet worden, daß, da in Folge der durch Hfd. vom 16. April 1802-3. 
780 befannt gemachten a. h. Entſchl. v. 29. März 1802 die in Kriegs— 
dienften ftehenden Maltheferordensritter, und zwar ohne Unterfchied, ob 
fie ein diefem Orden eigenthümlich zugehöriges landtaflihes Gut lebzeitig 
genoffen haben, oder nicht, in Anfehung ihrer Verlaffenfchaften von der 
Militärgerichtsbarfeit nicht ausgenommen fein follen. 

Hiernach wurde das F. k. Landrecht hiemit gemäß höchſten Befehls 
nicht nur befchieden und lediglich auf die höchſte Entſchl. v. 5. Juli 1766, 
dann auf die Hfd. vom 3. Febr. 1791 N. 109, und vom 11. Dez. 1795 
N. 268 der Zuftizgefezfammlung, jo wie auch auf die mit Hfd. v. 16. April 
1802 befannt gemachte a. h. Entfhl. v. 29. März 1802 angewiefen, fon- 
dern auch hierbei dahin belehrt: daß ein Maltheferprdensritter durch den 
blos lebzeittgen Genuß eines dem Malthefersrden eigenthümlich gehörigen 
landtäflihen Gutes die Eigenfchaft eines begüterten Landmannes feines- 
wegs erlange. 3 


h) Erreligiofen, Zaienbrüder und Nonnen 


2066: Hfd. v. 6. Nov. 1786 N. 593, an alle A. ©. 


Sleihwie fhon durch Patent v. 30. Aug. 1782 *) angeordnet ift, 
daß die nach aufgehobenen Drden in den Weltpriefterftand übergetre- 
tenen Geiftlihen und die Nonnen der aufgehobenen Klöfter durch lezten 
Pillen nah Wohlgefallen mit ihrem Vermögen zu fehalten befugt feien, 
mit der alleinigen Mäßigung, Daß nicht8 an fremde, oder an außer den 
Erblanden wohnende Unterthanen gebracht werde; als wird weiters be— 
fohlen, daß, falls fie Feine leztwillige Anordnung errichtet hätten, oder 
ihre leztwillige Anordnung zu Gunſten Auswärtiger lautete, die gejez- 
lihe Erbfolge Plaz greifen, und wenn von den durch die gefezliche Erb- 
folge berufenen Verwandten niemand in den k. f. Erblanden wohnt, 


*) Wat. v. 30. Aug. 1782 N. 72. 

Die nad) Aufhebung der Klöfter, in den Weltpriefterftand übergetretenen 
Geiftlihen, und die Nonnen der aufgehobenen Klöfter find von dem Tage 
der ihnen befannt gemachten Aufhebung an, durch Erbichaft und auf jede andere 
gefezmäßige Art zu erwerben und Eigenthum an fid) zu bringen berechtigt. Zwar 
wird ihnen von diejen Erwerbungen nur der Fruchtgenuß, keineswegs aber die 
Veräußerung bei Lebenszeiten auf irgend eine Art zugeftanden, und ift daher 
die Vorfehung zu treffen, daß die ihnen zugefallenen Kapitalien in öffentlichen 
Fonds angelegt, unbeweglihe Güter aber durch die üblichen gefezlihen Wege 
gegen Veräußerung fowohl, als Verſchuldung ſicher geftellt werden. Jedoch fteht 
fowohl den übergetretenen Weltprieftern, als gewejenen Nonnen frei, ohne Un— 
terfchted, ob diefe vor dem Ausgange der fünf Monate, die fie in den Klöftern 
noch beifammen zu verbleiben hatten, oder in einem von ihnen nachher gewähl: 
ten Verfammlungsorte fterben, oder einzeln in der Welt leben mögen, mit den 
zur Lebenszeit unveraußerlihen Gütern und Vermögen durch lezten Willen nady 
MWohlgefallen zu fchalten, nur darf das Vermächtniß oder die hinterlaffene Erb- 
{haft unter der Strafe der Ungiltigfeit niemals zu Handen eines Fremden, oder 
auch außer der FF, Erblande lebenden Unterthanes gebracht werden. ©. 2069. 
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die Erbſchaft dem Fisfus zufallen foll. Uebrigens ſoll jenes, was das 
Patent vom 30. Aug. 1782 und gegenwärtige Anordnung vermag, auch 
auf jene aus den aufgehobenen Orden getretene Laienbrüder geltend 
fein, welhe Gelübde haben oder Penfionen geniefen. ©. 2069. 


2067. Hd. v. 26. Jan. 1810 N. 898, an alle U. ©. 


Ueber die Teftirurgsfähigfeit und VBerlaffenfhaftsabhandlung der 
in den deutfhen Provinzen abfterbenden, und aus dem ungar. Studien- 
oder Religionsfonde penfionirten Erreligiofen, haben Se. Majeſtät fol- 
gende Vorſchrift zu beftimmen geruht: 

1) Senen Erreligiofen, welhe aus dem ungarifchen Studien = oder 
Religionsfonde penftonirt find, fih im den deutfchen Erbitaaten auf 
halten, und die zu feinem in Ungarn noch beftehenden Konvente ihres 
Drdend mehr gehören, denen das Recht zu erwerben und zu tefliren in 
dem Königreihe Ungarn zufommt, bewilligen Se. Majeftät das freie 
Teftirungsreht in Beziehung auf ihr beweglihes und unbewegliches Ver- 
mögen, in fofern dasfelbe in den deutſchen Provinzen fich befindet, und 
in der Art, daß davon feine Vermächtniffe über die Grängen der k. k. 
Staaten gebracht werden. 

2. Das in den deutjchen Provinzen befindlihe Vermögen eines 
Erreligiofen, wenn er ohne Teſtament ftirbt, ſei e8 beweglich oder uns 
beweglich, ift in drei Theile zu theilen, und davon Ein Theil dem uns 
garifchen Fonde, aus dem der Werftorbene feine Penfion bezog, Ein 
Theil den Anverwandten, und endlich der dritte Theil den Armen, oder 
wenn die Verwandten felbit zu den wahrhaft Armen gehören, ebenfalls 
dem Verwandten zuzumenden. 

Das Vermögen folher Religiofen aber, welche einem in Ungarn 
beftehenden Klofter ihres Drdens, von dem fie den Uuterhalt hätten an— 
ſprechen fünnen, noch wirflih angehören, ift, im fojern es ſich in den 
deutſchen Provinzen befindet, dem Klofter, das es betrifft, auszufolgen. 

3. Endlich find folhe in den deuffchen Provinzen befindlihe Ver— 
laffenfhaften der ungarifhen Erreligiofen von den bei den deutſchen 
Gerichtftellen beftehenden Gebühren und Abgaben jeder Art nicht aus— 
genpmmen. 


2068. Hfr. Zir. v. 12, Nov. 1835 F. 1108 (Mil. 222). 


Nachſtehende a. h. Entſchl. v. 19. Juni 1835 wird den gejamm- - 
ten unterftehenden Militärbehörden zur Wiffenfhaft und Darnachachtung 
mitgetheilt: 

Da fih in der Anwendung der $$. 573 u. 538 des allg. bürgerl. 
Gefezbuches verſchiedene Zweifel ergeben haben, ob und auf weldhe Art 
die Erreligiofen im lomb. venez. Königreihe zu teſtiren und zu erben 
fähig find, fo haben Se. Majeftät mit a. h. Entſchl. v. 19. Juni 1835 
anzuordnen befunden, daß von dem Tage, als das allg. bürgerl. Ge— 
fezbuh zur Rechtskraft gelangt it, den dießfälligen Erreligipfen, die 
durch die Aufhebung ihres Ordens, Inftituts oder Klofters, die Löſung 
ihrer Gelübde erlangten, niht nur nad dem S. 573 des allg. bürgerl. 
Gefezbuhes das Recht über ihr Vermögen zu teſtiren zukomme, ſon— 
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dern daß fie nach dem S. 538 auch auf die teſtamentariſche und gejezliche 
Erbfolge, fomit nach dem 14. Kapitel des IT. Theils des allg. bürgerl. 
Geſezbuches auf den Pflihttheil vollfommen Anſpruch haben.« 


2069. Hkzd. v. a. Jän. 1836 3. 472, an alle Lit. (Bol. a) kdg. in 
Steier. am 15. 3. 622 (P. 8); in WR. OD. am 16. 3. 2608 
(P. 6); in Böh. am 21. 3. 2304 (P. 34); in Tir. am 22; in 
Mäh. am 23. 3. 1483 (P. 4); in Zlir. am 23; in O. O. am 
27. Zan.; in Gal. am 3. Febr, u. im Küftenl, am 12. März. 
Hfr. Zir, v. 17. Febr. F. 139 (Mil. 19). 

Se. f. f. Maj. haben mit h. an den f. k. oberften Gerichtshof erlaffe- 
nen Entſchl. v. 24. Dez. 1835 die Aufhebung der in den deutſch-erbländi— 
fhen Provinzen beftehenden, die Veräußerungs- und Teftirungsfähigfeit der 
Erreligiofen bejchränfenden Gejeze a. g. zu befehlen und die dafür in Au— 
trag gebrachte Vdg. zu genehmigen gerubt. In Folge diefer h. Entſchl. 
werden von dem Augenblife der Befanntmachung derjelben an, die Gejeze, 
welche die Befugniffe der Erregularen, welche die Auflöfung ihrer Gelübde 
erhalten haben, oder durch Aufhebung ihres Drdens, Stiftes oder Klo— 
fters aus ihrem Stande getreten find, in der Verfügung über ihr wie 
immer erworbenes Vermögen unter Kebenden oder durch leztwillige An— 
prdnungen auf was immer für eine Art befhränfen, namentlich die beiden 
h. Bat. v. 20. Juni 1774 u. 30. Aug. 1782 aufgehoben; Daher die Befug- 
nifje derfelben in Rüffiht der Verfügung über ihr Vermögen unter Les 
benden oder durch leztwillige Anordnungen lediglih nad den allgemeinen 
Beftimmungen des a. b. ©. DB. zu beurtheilen find. 


i) Broteftantifhe Geiſtliche. 


2070. Hfd. v. 5. Dez. 1785 N. 501, an alle A. ©. 


Wenn bei der Sperre und Inventur der Verlaffenfhaft eines der 
augsburgiſchen nder helvetifchen Religion zugethanen Paftors oder Superin— 
tendenten Urfunden vorfommen, welche in die dem Verftorbenen eigen ges 
wefene Seelſorge mit einfhlagen, und daher auc blos in den Händen 
der ©eiftlichfeit zu belaffen find, als: die Taufbücher und fonftigen Pfarr- 
matrifeln, die Protofolle in publico ecelesiasticis, und den geiftlichen 
Amtsgefhäften, die Kirhe und Pfarre betreffende Urfunden, dann jene 
Privatjchriften, die in Gemwiffensangelegenheiten dem Verſtorbenen von 
Pfarrfindern und Glaubensverwandten, oder in Disziplinarangelegenheiten 
von feinen Dbern und dem Konfiftortum zugefommen find u. dgl.; als— 
dann follen diefe in ein genaues Verzeichniß gebracht, die Akten dem be— 
treffenden helvetiſchen oder augsburgifhen Konfiftorium zugefendet, dage— 
gen das von Seite des Konfiftoriums zur Beftätigung des richtigen Em— 
pfanges zu unterfertigende Verzeichnig den Abhandlungsaften beigejchlof- 
fen werden. »6S. 183 Y)«. 


/ 2071. H9fd. v. 21. Sept. 1797 N. 376, an alle A. ©. 


Wenn fich zur Verlaffenfhaft eines Paſtors belvetifcher Konfeſſion 
nad) vorläufig ordnungsmäßiger Einberufung Feine zur gefezlichen Erbfolge 
geeigneten Verwaudten des Verftorbenen melden, iſt won Fall zu Fall 
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mit der Bemerfung des eigentlichen Betrages der Verlaſſenſchaft die Anz 
zeige zu erſtatten. 


2072. Di. v. 16. Juli 1826 N. 2191, an alle A. ©. 


Die vereinte Hoffanzlei hat, um fünftig allen Anftänden und Miß- 
geiften zu begegnen, welche fich nach dem Tode der afatholifhen Superin- 
tendenten in Beziehung auf das denfelben anvertraute Superintendental- 
archiv ereignen könnten, den Länderftellen unter dem 1. Juni 1826 die 
Vorſchrift zu ertheilen befunden: Daß gleich nah dem Ableben eines 
Superintendenten das ihm anvertraute Archiv von den Vorſtehern der 
Gemeinde, an welcher er als Prediger geftanden, unter Bejhluß gelegt 
und verfiegelt, und der betreffende Senior hiervon ungefaumt unterrichtet 
und eingeladen werde, Das erwähnte Archiv auch mit dem Senioratsfiegel 
zu belegen, bis das Konfiftorium wegen der Uebernahme von Seite des 
proviforifhen Superintendentursverwejerd das Erforderlihe anordnet. 
Diefes wird dem U. ©. zur Verftandigung der ihm untergeordneten Ge— 
vichtsbehörden eröffnet. 


16) Gold- und Silbergeräthe: 


2073. Hfd. v.7. San. 1825 W. 2064, and. mähr. A. ©. 


Ueber die Anfrage: ob durch die mittelft eines Gub. Zir. vom 30. 
März 1824 in Wirffamfeit getretenen neuen Beftimmungen über die Pun— 
zirung des Feingehaltes von Gold- und Silbergeräthen, wodurd die früs 
heren Vorfohriften v. 21. Aug 1806 und v. 19. Dez. 1809, über die Ne- 
punzirung und furrente Punzirung fowohl, als über die Ablieferung und 
Freiftemplung der Gold- und GSilbergeräthe in ihrem ganzen Umfange 
aufgehoben wurden, auch die erft jezt zur amtlichen Kenntniß gelangenden 
Uebertretungen dieſer frühern Vorſchriften, und die darin verhängten 
Strafen erlofchen find * wird bedeutet: daß die fett dem 1. April 1824, 
als dem Tage, an welchem die neuen Beſtimmungen in Wirffamfeit getre= 
ten find, vorfommenden nicht repungirten oder mit den vorigen Tarpunzen 
oder Freipungen nicht verjehenen Gold = und Silbergeräthe, feiner Bean— 
ftändung unterliegen; folglich auch das in Anfehung der in Verlaffen- 
[haften vorgefundenen unpunzirten Gold- und Silbergeräthe an alle A. ©. 
erlaffene Hfd. v. 16. Dez. 1808 N. 877 der J. ©. ©. feit dem 1. April 
1824 nicht mehr anwendbar iſt *). 


*) Hfd. v. 16. Dez. 1808 N. 877, an alle A. ©. 


Menn Gold» und Silbergeräthe in Verlaſſenſchaften vorgefunden wird, has 
ben die Gerichtsbehörden der Banfaladminiftrazion, oder auf dem ande den 
Snipeftpratsämtern die Ginfiht der in den Berlaifenihaften vorgefundenen 
Gold- und Eilbergeräthe in dem Gerichtsorte zu geftatten, und dieſe auch, wenn 
unpunzivte Stüfe gefunden worden, damit die weitere Amtshandlung im Ge— 
vichtsorte vorzunehmen. Es verfteht ſich übrigens von felbft, daß, wenn die Banz , 
Falbehörde ein Stüf in Anfprud nimmt, foldes von der Gerichtsbehörde vor 
der erfolgten Nozion der Banfalbehörde nicht ausgefolgt, fondern bei der Ge— 
richtsbehörde fo lange aufbewahrt werden müſſe, bis die auf die Konfisfazion 
ausgefallene Nozion rechtskräftig geworden ift. 
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17) Haufirer: 
2074. Vat. v.5. Mai 1811 (©. 217). 


$.19. Die Abhandlungsinftanzen haben bei Sterbefällen der Hau- 
firer jogleich ihre Päle abzunehmen und dem Kreisamte zu übermaden ; 
auch wird es den Ortsobrigkeiten zur Pflicht gemacht, jeden Sterbefall 
eined Daufirerd dem Kreisamte ungefaumt anzuzeigen. 


18) Suden: 


20%5- Hfd. v. 20. Sept. 1783 N. 190, an d. böh. A. ©. 


Die Erbfhaftsabhandlung ſei in Anfehung der auf dem Lande, wo 
feine judieia formata befindlih find, wohnhaften und dafelbit verfter- 
benden Juden der Obrigfeit, oder ihrem Amte dergeftalt eingeräumt, 
daß dieſelbe uah Masgabe der Vormundfchaftsprdnung, doch allemal 
mit Beiziehung des jüdifhen Landesdeputirten, welcher blos auf die 
Sicherftellung des Contributionalis zu fehen hat, die Verlaffenihaft zu 
fperren, diejelbe zu inventiren, Vormünder zu beftellen, das Teftament 
zu publiziren, und überhaupt alle actus consecutivos auszuüben habe; 
in Betreff diefer ad nobile offieium judieis gehörigen Handlungen haben 
die Obrigfeiten die Taren nah der Eleonorifhen Tarprdnung, wenn 
nicht eine geringere Tare durh den Gebrauch, bei dem es fonft zu ver— 
bleiben bat, ſchon eingeführt wäre, in fo lange abzunehmen, bis eine 
andere Tarordnung bierinfalls beftimmt fein wird; doch foll den einer 
Abhandlung beiwohnenden judifchen Fandesdeputirten ein mäßiges Diät- 
geld aus der Verlaffenfhaftsmafe bezahlt werden, worüber fie jedod) 
vorläufig eine Liquidazion bei der Dbrigfeit einzubringen, - und dieſe 
folhe zu adjuftiren haben wird. Was hingegen die Beiziehung des 
Kreisrabiners betrifft, welcher, um einen fich ergebenden Streit unter 
den Erben zu vernteiden, Dabei zu erjcheinen pflegt, diesfalls ſei ſich 
nad der Vorſchrift der allg. ©. D., des 27. Kapitels von Schiedsrich— 
tern zu benehmen, weil der Kreisrabiner. bei dem Beftande des Nor- 
malis vom 3. April 1778 für nichts anders als einen Schiedsrichter an— 
gefehen werden könne, woraus von felbit folgt, daß dieſer Schieds— 
vihter nur in jenen Fallen, wo alle Erben volljährig, Feineswegs aber, 
wo alle, oder einige derfelben unmündig find, ftatt haben könne. Be— 
langend endlich Die Sterbefälle, wo vrdentlihe judicia formata der Ju— 
den vorhanden find, da werden folche judicia ebenfalld auf die ges 
nauefte Befolgung der Eleonorifhen Tarordnung bis zur Beſtimmung 
einer andern angemwiefen; ed wäre denn, daß auch da eine geringere 
Tare durch den Gebrauch jhon eingeführt worden. 


2076: Vdg. d. böh. Gub. v. 31. Juli 1794 (R. 422). 


Es befteht zwar die Verordnung, daß alle Sterbefälle der jüdifchen 
Familienhäupter, wenn fie feine männlihe Erben hinterlaffen, angezeigt 
werden jollen; da aber fo wenige Anzeigen erſcheinen, daß es unglaub- 
lid) wird, daß fich bei einer auf dem Lande befindlihen Zahl von einigen 


a 


taufend Familien nicht mehrere Sterbefälle ereignen; fo wird hiermit 
neuerdings verordnet, von jedem Sterbefalle eines Familienhauptes, 
welches gar feine Söhne, oder aber ſolche verheirathete Söhne hinter⸗ 
läßt, die in’ dieſem namlichen, oder an einem andern Drte eine beſon— 
dere Familie ſchon immer für ſich befizen, Die richtige Anzeige anher 
einzubringen; hiernächſt werden aber auch die Amtsvorſteher zu ihrer 
diesfälligen genauen Beobachtung unter ſonſt erfolgender jcharfer Ahn⸗ 
dung angehalten. 


19) Kammerherr: 


207 7. Hkzd. v. 19. Febr. 1836 3. 2672, an alle Lit. (Pol. 394) Zahl 
d. n. 8. Reg. 558 P. u. 12408 (9.512) u, d. böh. Gub. 12497 
(P. 41418). Vdg. des fteier. Gub. vom 1. März 3. 3388 
@®P. 147). ; 


Es befteht zwar ſchon ſeit dem Sahre 1765 die DVorfchrift (welche 
an die damals ver vereinigten Doffanzlei unterftehenden Landerftellen 
erlajien worden tft), daß alle Todesfälle der f. k. Kämmerer unter gleich- 
zeitiger Einjendung des Kammerherrnjhlüffels zur Kenntnig des Oberft- 
fümmereramtes gebracht werden follen. 

Da dieſes jedoch nicht immer gejchieht, fo ift, um die erforderliche 
Evidenzhaltung der Kammerherrnprotofolle und die darnach vorzuneh— 
mende Negulirung der öffentlich zu erfcheinenden Verzeichniffe zu erwirfen, 
nach einer Eröffnung des f. f. Herrn Oberſtkämmerers von Seite des 
Herrn Präfidenten der oberften Zuftizftelle durch die dem oberften Ge— 
richtshofe unteritehenden A. G. die Einleitung getroffen worden, daß 
die Abhandlungsinftanzen das jeweilige Ableben eines F. f. Kämmerers 
von Fall zu Fall der betreffenden Landesitelle anzuzeigen haben. Die Lan— 
desftelle hat derlei Anzeigen, jobald fie bei ihr einlangen, unmittelbar 
ungeſäumt an das k. k. Oberftfämmereramt zu befördern *). 


20) Kirche; ſ. 2030 — 2032, 2039 u. 2042 — 2045. 
21) Kirhengeräthe, Reliquien u. f. w.; f. 892. 
22) Kranfenhaus: 


2078. Vdg. d. böh. Gub. v. 28. Jän. 1821 3. 35537 (P. 64). 


Nach dem $. 45 der Inftrufzion für die Beamten des allgemeinen 
Kranfenhaufes hat der Verwalter und Gegenhändler von den Verlaſſen— 
ichaften der im Haufe Verftorbenen alle Monate ein ſummariſches Ver— 
zeihniß zu verfaffen, bei einem jeden Verlaffenfhaftsftüfe den beiläufigen 
Werth mit der Bemerfung anzufezen: ob der Erblaffer ledig oder verhei- 
rathet, ob die zuruf gelaffenen Erben fehr arm find, und dieſes Verzeich- 
niß der Oberdirefzion zu überreihen, damit diefe anprdnen könne, was 


*) Die Militärabhandlungsinftanzen haben diefe Anzeige unmittelbar an das 
k. k. Oberjtfämmereramt zu erftatten. (Hkr. Reifr. v. 17. Jän. 1836, F. 67.) 
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hiermit zu geſcheheu babe. Jene Verlaſſenſchaften, welche dem Hauſe 
verbleiben, find alle. 3 oder 6 Monate nad) einer vorhergegangenen öffent: 
lihen Kundmachung an den Meiftbietenden zu verfaufen, wobei jeder: 
zeit der Verwalter und Gegenhandler gegenwärtig fein muß. Das 
hieraus gelöfte Geld foll fodann in die Hausfaffe gezogen, zum Beſten des 
Hauſes verwendet, und vorläufig in dem Geldjournal mit Belegung des 
Verfaufsausmweifes in Empfang geftellt werden. Vorzüglich aber haben 
nah dem $. 46 die Oberbeamten darauf zu fehen, ob der verftorbene umd 
im Kranfenhaufe unentgeldlich Verpflegte außer den Kleidungen noch etwa 
außer dem Haufe ein weitered Vermögen binterlaffen bat; in diefem 
Falle haben diefelben den Erfaz desjenigen Betrages, den der Verftor- 
bene dem Kranfenfonde veruefacht hat, in Folge des Hfzd. v. 21. Jän. 
1775 von feinem hinterlaffenen Vermögen abzufordern und bierwegen fich 
an die betreffenden, Behörden zu verwenden. Diefe Weifung wird der 
k. k. Verforgungsanftalten-Dberdirefzion ꝛc. zur genaueften Nahahtung 
mit dem Beifaze ertheilt, jedem Einfchreiten um Abjhreibung der Ver; 
pflegsgebühren für Die im allgemeinen Kranfenhaufe verftorbenen und da— 
felbit unentgeldlich verpflegten Individuen die erforderlihen Belege über 
das Ergebniß der eingeholten vorgezeichneten Ausfünfte beizubringen. 


2079. Hkzd. v. 5. Aug. 1829 N. 2422, an d. n. ö. Regier. 

In Folge der mit der oberiten Juſtizſtelle getroffenen Uebereinkunft, 
wird Die bei der wiener Kranfenanftalt beftehende mit den allgemeinen 
Gefezen nicht vereinbarlihe Hebung, vermöge welher die von den ver- 
ftorbenen Kranfen binterlaffenen Effeften nur binnen 3 Monaten, vom 
Tode des Kranfen gerechnet, den Erben erfolgt, nah Verlauf diefer Frift 
aber, als ein dem Kranfenhaufe heimgefallenes Eigentbum betrachtet 
werden, in ſofern diefe Uebung nicht auf einem bejondern der Anftalt ver- 
liehenen PBrivilegium beruht, abgeftellt, und für die Zufunft Folgendes 
feitgefezt: Nach dem Ableben eines Kranken ift der Abhandlungsbehörde 
von der Kranfenhausdirefzion ein Verzeichniß der von dem DVerftorbenen 
binterlaffenen und in der Verwahrung der Kranfenhausverwaltung befind- 
lihen Effeften, mit dem Erfuhen zu übergeben, längitens binnen des 
Zeitraumes von 3 Monaten, der Kranfenhausdirefzion die hinfichtlich dies 
jer Effeften beabfihtigte Verfügung, eröffnen zu wollen. Sollte nad) 
Verlauf dieſes Zeitraumes eine folhe Weifung der Kranfenhausdirefzion 
nicht zufommen, jo fteht ed fodann diefer leztern frei, Die in der Nede 
ftehenden Effeften, um außer jeder Verantwortlichfeit gefezt zu werden, 
bei der Abhandlungsbehörde zu deponiren, Sollte aber die Abhandlungs- 
behörde nicht im Drte, und die Ueberfendung der vüfgelaffenen Effekten 
mit Auslagen verbunden ſein, welche leicht außer Verhältniß mit dem 
Werthe derſelben ſtehen könnten, ſo hat die Krankenhausdirekzion, falls 
binnen der beſtimmten Friſt keine Weiſung der Abhandlungsbehörde ein— 
langt, die Anzeige an das A. G. zu machen, welches ſodann die geeignete 
Verfügung treffen wird *). 


*) Bdg.d n d. Meg. v. 21. Mai 1830 3. 25489 (9. 341). 
Sn jo fern es fih in jenen Fällen, wo die hinterlaffenen Kleidungs- und 
Wäſchſtüke die Werpflegs: und Beerdigungsfoften im Schäjungswerthe nicht er: 
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2080: Hfzd. v. 5. Now. 1835 3. 29206, Vdg. d. 1. ö. Reg. v. 14. 
3. 63858 (9.911). 


Die k. k. oberfte Zuftizitelle bat die zwifchen der Reg. und dem 
n. ö. N. ©. gepflogene Verhandlung in DBetref des von der Verſor— 


reihen, und die vor Gericht einvernommenen Intereſſenten, Erben oder Kura— 
toren dieje Gegenftände nicht übernehmen können, diejelben jedoch dem Kranfen: 
hauie als Vergütung oder auf Abrehnung der erwähnten Koften eigenthümlic) 
zu überlaffen erklären, um die Genehmigung handelt, die von der Abhandlungs- 
Inſtanz der Krankenhaus: Rerwaltung, veiveftive dem Krankenhaus-Fonde, jure 
erediti einzuantwortenden Kleidungs: und Wäſchſtüke der verftorbenen Kranfen 
eigenthümlich übernehmen zu dürfen, fo Fann dieſelbe von Seite der Landes— 
ftelle feinem Anftande unterliegen, weil hiedurch den Bejtimmungen.des hohen 
Hfzd. v. 5. Aug. 1829, nicht zumider gehandelt wird; nur muß jedoch hier aus: 
drüflich beigefügt werden, dag diefe Annahme nur auf Abrechnung der aufges 
laufenen Verpflegsfoiten ftatt finden Ffönne, und daß fomit dem Kranfenhaus: 
fonde der weitere Anspruch gegen die zahlungspflichtigen Verwandten, oder ſon— 
ftigen Parteien hinfihtlih des nicht ganz berichtigten Berpflegsbetrages, nod) 
immer vorbehalten bleiben müſſe. 

Sn jenen Fällen jedoch, wo die Verlaſſenſchafts-Effekten eines verftorbenen 
Kranfen wegen des großen Werthes von Seite des Sperr-Kommiſſärs übernom- 
men werden, und es fih ſonach um Berichtiaung der Beerdigung und der Ver: 
pflegsgebühren handelt, die von den Erben oder von den Verlaſſenſchafts-Ueber— 
nehmern nicht berichtiget werden: jo find dieje Gebühren dann von den aus 
der Öffentlichen Werfteigerung der Verlaſſenſchafts-Effekten eingehenden Fizita- 
zions-Geldern nach ihrer Zulänglichkeit von dem Sperr-Kommiſſär brevi manu an 
die Krankenh aus-Kaſſe gegen Emyfangsihein abzuführen, wo derfelbe übrigens 
der Kranfenhaus-Verwaltung zur gehörigen Legitimazion über den abgeführten 
Betrag einen Gegenfhein einzuhändigen hat. 


Bog. d. n. d. Reg. v. 3. Mat 1836 3. 24076 (P. 760). 


Ceit dem Beftehen der Verfügungen des Hfzd. v. 5. Aug. 1829 ft die F. f. 
Kranfenhaus-Direfzion nicht mehr berechtiget, Die von den Verſtorbenen in der 
oh Gebär- und Seren: Anftalt hinterlaffenen Effekten an Private zu ver— 
abfolgen. L 

Es it daher die Einleitung zu treffen, daß fortan alle Verlaſſenſchaft-Effek— 
ten an. die Abhandlungs: Inftanzen und nicht an die Parteien erfolgt werden. 
Gehören die Effekten jolben in den Kranfen=, Gebär- oder Irrenanſtalt ver: 
fforbenen Perſonen, welhe mit Rüffiht auf die beftehenden Borichriften als 
nach Wien zuftändig und ald arm anzuſehen find, denen jomit die Wohlthat der 
unentgeltlihen Behandlung zufommt; fo hat die Anftalt weder wegen einer rük— 
ftändigen Pfleagebühr, noch wegen einer Tragfeifelgebühr, noch wegen einer 
Seichentare auf den Nachlaß Anſpruch zu machen, woraus erfoigen wird, daß 
die Erben den Nachlaß von der Abhandlungs -Inftanz jchneller und diesfalls uns 
geichmälert erlangen werden. 

Sollten jedoch die nachgelaffenen Effekten einer Perſon obgedachter Eigen: 
{haft von einem ſolchen Werthe fein, daß dadurch die Armuth derſelben, folglic) 
auch ihr - Recht auf eine unentgeltlihe Behandlung in Zweifel Fäme, jo müßte 
die Erhebung eingeleitet, und nah Maßgabe des Ergebniffes ungeachtet obiger 
Verfügung ausnahmsmeije der Erſaz für Verpflegkoſten, Tragjejfel: Gebühren 
und Leichentaren angejprochen werden. 


Bog. d. n. 5. Reg. v. 17. Nov. 1836 3. 63315 (P. 1129). 


Die kak. Kranfenhang-Rerwaltung hat Fünftighin in jenen Fällen, wo von 
den im allgemeinen Krankenhauſe verjtorbenen Individuen Montur-Stüfe oder 
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gungsbhausverwaltung zu N. N. angefprochenen Rechtes, über den Nach— 
laß der im Spitale verftorbenen Perfonen die Inventur aufzunehmen, 
der k. k. vereinigten Hofkanzlei mitgetheilt. Im Einverftändniffe mit 
der F k. oberften Zuftizitelle wird nnn bedeutet, daß mit Rüfficht auf 
die Beſtimmungen der AJuftizinftrufzion v. 9. Sept. 1785 unzuläflig 
jet, daß die Afte der Sperranlegung und Inventur ron dem Verwal— 
tungsbeamten eines Derforgungshaufes vorgenommen werden, indem 
Diefe gerichtlichen Afte, wenn fie Rechtsgiltigfeit haben follen, nur von 
der fompetenten Gerihtsbehorde vorgenommen werden können. Zu 
einem ſolchen Akte in einem Spitale oder Verforgungshaufe tft aber 
ein Beamter desfelben zuzuziehen, der die etwa dem Inſtitute gehörigen 
Gegenftände anzugeben hat, welche, wenn die Angabe ohneweiters be- 
gründet erfcheint, in die Inventur gar nicht, oder wenn ſolche zweifel— 
baft ift, nur mit der Bemerfung aufzunehmen find, daß das GSpital- 
oder Verforgungshaus folhe als Eigenthum in Anfpruch nehme. 


23) Kriminalurtheile: 


2081. Hfd. v. 6. Juni 1823 N. 1945, and. gal. A. ©. 


Ueber die Anfrage: mie die Zuftellung oder Kundmachung des wider 
einen bereits DVerftorbenen gefällten Kriminalurtheiles, rükſichtlich Der 
darin ausgefprochenen Entihadigungsanfprüche, wegen des den Erben da— 
gegen von dem Gefeze geftatteten Rekurſes vorzunehmen ſei? wird be— 
deutet: daß in dergleichen Fällen von dem Recht fprechenden Kriminal- 
gerichte das Strafurtheil jammt den Beweggründen der Zivilinftanz, das 
ift, der Abhandlungsbehörde zu dem Ende mitzutheilen fei, Damit es von 
dieſer dem bereits aufgeftellten Kurator, oder den befannten Erben, oder 
dem für diefen Aft aufzuftellenden Kurator, mit dem Bedeuten intimirt 
werden folle, ſich binnen 24 Stunden zu erflären: ob dagegen ein Nefurs 
ergriffen werden wolle; welcher dann in der von der Kriminalgerichts- 
ordnung beftimmten Krift auszuführen, und dem erwähnten Zivilrichter zur 
Einjendung an das Kriminalgericht zu übergeben ift. 


24) Kreuze pro piis meritis: 


2082. Hfd. v. 30. Dez. 1820 N. 1726, alle A. ©. 


Die Kreuze pro piis meritis find nach dem Tode des Beſizers, jo 
wie die Ordensdeforazionen zurük zu ftellen und hiernach die Abhand— 
lungsbehörden anzumweifen. 


fonftige Aerarial-Gegenftände alldort fich vorfinden, diefelben nicht ſogleich dem 
betreffenden SperrzKommiffäre zu übergeben, jondern vorläufig jene Behörde, 
von welcher der Kranfe übergeben wurde, von dem Todesfalle mit dem Erfuchen 
in die Kenntniß zu fezen, Semanden zur Webernahme der Montur-Stüfe oder 
fonftigen Aerarial-Effeften zu bejtimmen, dem dann die Effeften gegen Berichti: 
gung der aufgelaufenen Verpflegs-Koſten zu übergeben find. 
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25) Lehen: 


2083. Hfd.v. 9. März 1811 R. 932, an alle A. G., mit Ausnahme. 
von Böhmen *) und Galizien. 


Die Abhandlungsinftanzen find allgemein anzumeifen, dag von den— 
felben, wo bei einer Verlaffenjchaftsabhandlung Vajallen oder Lebens- 
enzien und Lehenstheile eriheinen, an den betreffenden landesfürftlichen, 
auch Stiften oder Klöftern zuftehenden Lehenshof, zu deffen Lehensamts— 
handlung die jchleunige Anzeige gemacht werden joll. 


26) Militär *H: 
a) Militärperfonen überhaupt. 


29334. Did. v. 23. Zuli 1792 N. 35, an alle A. ©. 


Wenn bei einem Landredhte eine Verlaffenihaftsabhandlungspflege 
einer Milttärperfon vorfällt; jo tft 1) zur Anlegung der Sperre jemand 
von dem Militärftande beizuziehen, um die vorfindigen Drdres, Militär- 
infteufgionen, Pläne, Reglements, und andere in den Militärdienft ein— 
fchlagenden Schriften, die nach h. Vdg. v. 22. Aug. 1758 an Privatper- 
fonen nicht überlaffen werden dürfen, abzufondern, und gegen derfelben 
ordentliche VBerzeihnung und Ausftellung der Nefognizion, dem nädhiten 
Militäarfommando zu übergeben; 2) fol den Erben einer folhen Militärs 
perſon die Verlaffenfhaft nicht eher ausgefolgt werden, bis fie nicht durch 
beigebradhte Zeugniſſe des Militärgeneraltaramtes und der Hoffriegsbuch- 
bhalterei dargethan haben, daß der Verftorbene dem Nerarium nichts ſchul— 
dig, oder von ihm wegen folder Schuld Richtigfeit gepflogen worden ſei; 
Dagegen muß der Abhandlungsinftanz der Rükſtand an Militärgage oder 
Penfion ausgefolgt werden. 


2085- Hfd. v. 25. Juni 1795 N. 237, an alle A. ©. - 


Der vom Feldwebel abwärts dienenden Mamfchaft, fie mögen im 
wirflihen Dienfte, oder in Beurlaubung auf unbeftimmte Zeit fteben, 
ſoll ohne fchriftlihen Konfens ihres Negiments- oder Korpsfommando 
von dem ihr vor Antrefung des Militärftandes, oder während desjel- 
ben erblih angefallenen, oder auch vor Antretung des Militärdienftes 
fonft zugefommenen Vermögens weder das Ganze, noch ein Theil aus— 
gezahlt werden; widrigens, wenn die Deferzion des Mannes, dem eine 
Auszahlung geihehen, erfolgt wäre, der Schuldner, der ohne jolhen 


*) Hfd. v. 4. Mai 1832 N. 2560, an d. böh. A. ©. 

Das wegen der Anzeigen der Todesfälle der Wafallen ergangene, auch für 
Böhmen verbindlihe Hfd. v. 9. März 1811 N. 932, ift in der J. ©. ©. nur 
durch einen Druffehler in der Aufigrift, in welcher anjtatt: mit Ausnahme 
son Böhmen und Galizien zu lefen ift! mıt Ausnahme des Öalizi: 
hen, für eine dem böh. A. ©. nicht mitgetheilte Wdg. erflärt worden. 

*5) Hfd. v. 18. Oft. 1816 N. 1289, an d. dalmat. A. ©. 

Uebrigens iſt es gleichfalls ihre »(der Gerichtsbehörden)« Prliht, den Mi- 
fitärbehörden nicht. nur in Kriminalgegenftänden, ſondern aud in Verlaſſen— 
ſchaftſachen ämtliben Beiſtand zu leiten. 
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Konfens die Zahlung geleiftet hat, dem Aerarium den ausgezahlten Be- 
trag, jedoch nie weiter, als biS zu einer Summe von 30 Gulden mehr- 
mal zu bezahlen hat, oder wenn er die Zahlung im Gelde zu leiften 
nicht vermöchte, für jeden abgängigen Gulden mit einem Zivilarreſte 
von einem Tage belegt werden foll; jedoch, erftreft fi) das Verbot 
nur auf die Auszahlung des Kapitals, und auch auf Diefe nicht, wenn 
fie ein von dem Soldaten während des Militärdienftes felbft erwor- 
benes Vermögen beträfe*). ©. 839 S. 15) u. 2089. 


2086. Hfd. v. 31. Dez. 1801 N. 549, an alle A. ©. 


Se. Majeftat haben über die vielfältigen und zudringlihen Klagen 
der Witwen, Waifen und Erben, daß die Verlaffenfchaftsabhandlungs- 
pflege verftorbener Militärperfonen nur darum in die Jahre verzogen 
werde, weil vor der Erfolglaffung des DBerlaffenfchaftsvermögens Die 
Erben von der Hoffriegsbuchhalterei und dem Taramte die Zeugniffe, 
daß der Erblaffer mit feinem Nüfftande gegen das Nerarium hafte, bei- 
zubringen haben, zu befehlen gerubt: daß für die Zukunft in allen Ster- 
befällen der fowohl in wirklicher Verrehnung geftandenen, als aud zur 
Haftung für die Rechnungsrichtigfeit nicht verbundenen Dffizierd- und 
Milttärparteien, gleich nach. dem erfolgten Tode ein Konvpfazionsedift 
mit der Beitimmung eines Termines von 6 Monaten zu erlaflen, und 
an die Hoffriegshuchhalterei zur Anmeldung der allenfalligen Nerarial- 
forderungen gelangen zu machen; nad diejer verftrihenen Frift aber, 
ohne auf Das Buchhaltereiatteftat weiter zu warten (Da jenes des Haupt: 
taramtes ohnehin feinem Aufſchube unterliege) die Abhandlung zu pfle— 
gen, und jodann die Verlaffenfhaft den Erben gegen Schadloshaltungs- 
revers zu erfolgen jet. 

Da nun mehrere Falle vorfommen, dag Militärperfonen bei Zivil: 
gerichtsbehorden abzuhandeln find, fo find fammtlihe unterftehende Ju— 
ftigbehörden und Abhandlungsinftanzen für die Zufunft mit dem Auf: 
trage dahin anzumeifen, Daß fie bei folchen ihnen zuftehenden Milttär- 
verlaffenfchaftsabhanhlungen bei Ausfertigung der Konvpfazionsedifte 
vorzüglich, wenn die Verlaffenfhaft in einen Konfurs verfällt, darauf 
Rükſicht nehmen jollen, daß hierin Feine Fürzere Zeit ald von 6 Monaten 
bejtimmt, und diefelbe unverzüglich an den Hoffriegsrath durch Das auf- 
geftellte Generalfommando befördert werden, damit die Hofkriegsbuch— 
balterei in Zeiten hiervon verftandigt, und derjelben die allfälligen Aera— 
vialforderungen angegeben, dann das Fisfalamt angewiefen und in den 
Stand gefezt werden könne, dergleihen Forderungen gehörig anzumelden, 
zu liquidiren und einzubringen **). 


) Meuerdings in Erinnerung gebracht durch Vdg. d. n. d. Reg. v. 10. Wow. 
1833 3. 61358 (P. 467). 
55) Hkr. Neff. v. 18. September 1811 H. 532, an alle Mil, Gerichte, Vog. d. 
böh. N Kom. v. 10. Dft. T.: 2284. 
Die a. Refol., welche über eine Konzertazion mit der F. k. oberjten 
——— erwirkt, und am 26. Sept. 1800 zirkularirter hinausgegeben 
worden ift, verordnet binfichtlich der beim Militär vorfommenden Berlaffen: 
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2087. Hfd. v. 23. Jin. 1807 N. 798, an alle A ©. 


Es beiteht zwar die Vdg. v. 24. Jän. 1778, daß bei Verlaffenihaf- 
ten abfterbender Militär - und hoffriegsrathlicher Beamten alle diejenigen 
Pläne und Karten, welde aus den hoffriegsräthlihen Aften herausge— 
nommen, oder von Dffizieren gezeichnet worden, an den Hofkriegsrath 
eingefchift werden follen. 

Damit jedoch ſämmtliche Abhandlungsinftanzgen eine beftimmtere Richt- 
fchnur haben mögen, und auch allenthalben eine Gleichfürmigfeit beobachtet 
werde, fei nöthig befunden worden, folgende allgemeine Anordnung hinaus 

zu geben: 

| Dem Hoffriegsrathe find fernerhin einzufchifen: die vorhandenen Ver— 
haltungs- und Dienftreglements; alle Plane und Bücher, die aus dem 
Kriegs- oder Geniearchive gegen Rezepiffe genommen worden; alle mit 
der Hand gezeichneten Plane oder Grundriffe von in- oder ausländiihen 
Feftungen oder feiten Pläzen; alle mit der Hand aufgenommenen Ge— 
genden; alle mit der Hand aufgenommenen Plane von Bataillen ; alle 
fchriftlihen Bemerkungen, Handauszüge, Entwürfe und Projekte, welche 
den Militärdienft betreffen, als welche ohnehin nur für den Erblaifer, und 
fo fange er lebte, einen Werth haben fonnten. 

In wie weit eine oder -andere diefer leztern einen direften Bezug auf 
den Militärdienft haben, und folglich Fein Eigenthum der Erben fein fünne, 
oder wiefern diefelben den Erben zu überlaffen feien, müſſe der Beur- 
theilung des Hoffriegsrathes unterliegen, von dem auch fodann die Ents 
fheidung erfolgen werde. 


ichaftsabhandlungen ausdrüklich: a) Daß nad) verfloffenen 6monatlihen Konvo— 
Fazions-Termin, der Erblaffer mag eine Verrechnung auf ſich gehabt haben oder 
nicht, die Abhandlung gepflogen und die Verlaſſenſchaft an die Erben erfolgt 
werden foll; b) daß es von allen zur Sicerftellung des Aerariums üblich ge: 
wejenen Depofitums für die Zufunft ganz abzufommen habe, und die bereits in 
den Kaſſen vorhandenen derlei Depofita den Erben zurüf zu ftellen feien: dann 
ce) daß ſelbſt Dienftfauzionen, wenn die Hoffriegsbuhhaltung zwei Sahre nad) 
AÄbſterben des in Verrechnung geftandenen Stautsdieners mit einer Aerarial— 
forderung an desjelben Verlaffenihaft nicht ericheint, den Erben als ihr erwor— 
benes Gigenthum nicht weiters vorenthalten werden dürfen. 

Db es nun hiebei fein unabänderlihes Bewenden zu behalten hat, jo muß 
doch in dem Kalle, der fih in Kriegszeiten öfters ergibt, eine Ausnahme dann 
- statt finden, wenn der Rechnungsleger vor gelegter Rechnung verftorben fein 
jollte, mithin ein Rechnungsvertreter aufgeftellt werden müßte, der die Rükſtände 
aufjuarbeiten, die Rechnung erft zu ftellen, nnd der Hoffriegsbuhhaltung zur 
Zenfurirung zu unterlegen hätte; — für dieſen Fall, um nicht das Aerarium 
einer augeni&einlihen Gefahr des Verluſtes blos zu ftellen, und der Hoffriegs- 
buchhaltung zur Durchgehung und Bemänglung der Rechnung, auch Anmeldung 
des etwa wahrgenommenen Defektes, die erforderliche Frift zu verſchaffen, fin- 
det man nah dem Sinne der obangezogenen a. bh. Reſol. anmit nachträglich zu 
verordnen, Daß bei folhen Verlaſſenſchaften der 6monatliche, und bei Dienft: 
Fauztonen der zweijährige Termin von dem Tage, an welhem die vom Red): 
nungspertreter gelegte Nechnung an die Hoffriegsbuchhaltung aelangt, zu laufen 
anfangen, und Daß fofort bei einem eintretenden derlei Todesfalle immer auf 
der Stelle ein Rechnungsvertreter benannt, folder bei Abverlangung des Buch: 
haltereizeugniffes namhaft gemacht und felbjt von den Abhandlungsbehörden da= 
für gejorgt werden foll, Damit jobald möglich die Rechnung zu Stande gebrant, 
und jonach die Erben abgefertiat werden, 
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Dagegen find alle Militarbücher, dann alle Landfarten, Plane und 
Grundriffe, welche gedruft oder geftochen, bei Buch- oder Kunfthändlern 
im Handel find, den Erben zu überlaffen; im Falle aber von Seite der 
Erben auf eine Lizitazion derfelben angetragen würde, fei eine Konfig- 
nazton der zu lizitirenden Büchern und Karten mit Anführung des Tages, 
an welchem die Lizitazion vor fich zu gehen bat, dem Opffriegsrathe vor— 
läufig zu dem Ende einzufenden, um fich bei den felteneren, für das. 
Kriegsarchiv erwünfhlihen Büchern und Karten in die Mitfonfurrenz 
jezen zu können. 


20838. Hkzd. v. 7. Dft. 1811, an alle Lt. (G. 250). 


Es bat fih der Fall ereignet, daß ein penfionirter f. k. General 
zur Erde beftattet wurde, ohne daß der nächſten Militärbehörde davon 
die Anzeige zugefommen wäre; daher auch Derfelbe ohne die in dem 
Militäreglement vorgefchriebene lezte Ehrenbezeugung begraben worden 
ift. Um nun ähnlichen Ereigniffen für die Zufunft zu begegnen, bat 
die Landesſtelle den Unterbehörden, die es betrifft, aufzutragen, daß fie 
jeden Sterbefall eines penfionirten Generals oder Dffiziers auf der 
Stelle, wie fich folcher ereignet, der nächſten Militärbehorde zur Wif- 
fenjhaft und weitern Veranlaſſung anzeigen follen *). 


2089. Ihfd. v. 31. Dez. 1834 3. 7662, an alle A. ©. Vdg. d. böh. 
i A. G. v. 12. Jänner 1835 3. 799 (P 19); d. in. ö. A. ©. v. 
15. 3. 1827 (9. für Steier. 23); d. o. d. Neg. v. 21. 3. 3792 

(9.30) u. d.n. 8. Reg. v. 22. 3. 3084 (P. 11). 


Es ift von Seite des k.k. Hoffriegsrathes dem oberften Gerichtähnfe 
zur Kenntniß gebracht worden, daß mehrere Zivilunterbehörden das: bei 
ihnen erliegende Vermögen von Militärindividuen, vom Feldwebel und 
Wachtmeifter abwärts, denfelben nad) erreichter Großjährigkeit zu über- 
geben beabfihtigen, und wegen Bewerfftelligung dieſer Uebernahme die 
einfhlägigen Militärgerichte angehen. Da fonach die allg. Vorſchrift des 
h. Hfd. v. 25. Juni 1795 W. 237 der 3. ©. ©. den erften Inſtanzen theild 
nicht befannt zu fein, theils von ihnen nicht beobachtet zn werden fcheint, fo 
werden zufolge des eingangsbezogenen h. Auftrages fammtliche Magiftrate 
und Ortöobrigfeiten zur genauen Beobachtung des angeführten Hfd. mit ° 
dem weiteren Anhange hiemit angemwiefen, daß das Vermögen großjährig 
Gewordener, die beim Militair won Feldwebel und Wachtmeifter abwärts 
dienen, injofern es nicht den Eigenthümern ausgefolgt werden kann, fort- 


*) So wurden die DObrigfeiten in N. S. dur das Negier. Def. v. 29. 
März 1835 3. 17219 (P. 168) angewiefen, jeden Todesfall eines zum Militär: 
ftande gehörigen Individuums nicht nur dem nahe gelegenen Truppenförper, 
fondern auch dem Werbbezirfsfommando anzuzeigen. Den Nemtern und Magi: 
ftiraten in Böhmen wurde aufgetragen, jeden Todesfall, der mit Werarialge- 
nüſſen betheilten Militärparteien dem Werbbezirfsfommando, unter Zulegung » 
des von Amtswegen auszufertigenden Todtenfcheines ungeläumt und zwar läng- 
tens binnen acht Tagen anzuzeigen (Vdg. d. böh. Gub. v. 17. Dez. 1835 
60448, 9. 7785 v. 1. Dez. 1836 3. 60103, P. 1037 u. v. 4. Juli 1837 3. 31774 


P. 303). A 
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an von der Zivilbehörde auf eben folche Art zu verwahren-und zu vers 
walten ſei, wie e8 bis zur. Erreichung der Großjährigfeit verwahrt und ver— 
waltet worden ift. ur 


b) Minderjährige Soldaten: 
2090. Hfd. v. 5. Zanner 1792 W. 237, an alle A. ©. 


Henn ein minderjahriger Soldat ftirbt, der nebft feinem Peculio ca- 
strensi auch nod ein Pupillarvermögen zurüfgelaffen hat, fann zwar das 
Regiment, oder das Judicium deleg. militare mixtum, fo weit von be= 
fagtem Peculio castrensi etwas übrig bleibt, diesfalls die Abhandlung 

pflegen; allein in Abfiht auf das unter der Pupillarinftanz ftehende Wai— 
ſenvermögen ift die DVerlaffenjchaftsabhandlungspflege der Bupillarinitanz 
zu überlaffen, und daher derjelben nebſt der etwa vorfindigen leztwilligen 
Anordnung auch von jenem, was beim Negimente oder dem Jud. deleg. 
milit. mixt. gefhehen, die Mittheilung zu machen. Uibrigens ift fich wegen 
des auch von diefem Pupillarverlaſſenſchaftsgute allerdings zu” entrich- 
tenden Snyalidenabfahrtgeldes die Norme vom 6. Dez. 1766 gegenwärtig 
zu halten. 


2091. Hfd. v. 16. Aug. 1800, an d. böhm. A. ©. (R. 370). 


Aus Gelegenheit einer, von dem erſten Artillerie -NRegimente gegen 
den rudinger Magiftrat wegen Abhandlung der zu Ruding. hinterbliebenen 
Berlaffenihaft eines, zwar nach ſchon erreihtem Alter von 24 Zahren, 
jedoch vor erfolgter gerichtliher Großjährigfeitserflärung und Vermögens: 
übergabe verftorbenen Kanoniers, vorzüglich zugleich wegen des eintreten- 
den Snvalidenabfahrtsgeldes erhobenen Bejhwerde, haben Se. f.f. Ma: 
jeftät zu entfchliegen befunden, daß es in Anfehung des vorliegenden Falles, 
bei der vom rudinger Magiftrate fchon gepflogenen Abhandtung, als einer 
bereits geſchehenen Sache, gegen dem jein Bewenden haben fol, daß von 
dem diesfälligen, in einem Kaufichillinge der väaterlihen Realitäten beſtan— 
denen Erbvermögen das Snvalidenabfahrtsgeld, welches, wenn der nicht 
unfer der Militärjurisdifzion ftehende Erbe oder Legatar fih in den k.k. 
Erblanden befindet, fünf, außer den Erblanden aber zehn vom Hundert 
beträgt, an das Negiment abgeführt werde, die Gerichtsbehörden jedoch für 
die Zufunft fih genau nach der in Sachen erflojfenen Verordnung vom 5. 
Sänner 1792 zu benehmen haben. — ©. 2118. 


e) Invaliden: 


2092. Hfzd. v. 15. April 1827 3. 10058, an alle Lit. (©. 166). 

In Folge einer Eröffnung ves k. f. Hoffriegsrathes ift bemerft worden, 
daß die Ortsobrigfeiten, Magiftrate und Zurisdifzionen in Fällen, wo ein 
Militärinvalide des Patental- oder Vorbehaltitandes mit Tod abgegangen 
ift, und alfo deffen Pateutal- oder Nefervazionsurfunde den beftehenden 
Anordnungen gemäß, zugleich mit dem durch die Ortsobrigkeit mitgefertig- 
ten und figillirten Sterbezeugnifle des Ortspfarrers demjenigen Snvaliden- 
hauſe, auf welches jene Urkunde lautet, zuzujenden ifl, dieſe an die unmit— 

Handb. d. Gerihtsinftrufzion, 64 
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telbar vorgefezte Behörde abgeben, von wo fie an die Landesitelle, hierauf 
an das Generalfommando, und erſt mittelft des leztern an die Invaliden- 
bäufer gelangen. Ein foldher, viele Zeit raubender, und zugleich viele Schrei= 
berei verurfachender Umtrieb würde nach der Meinung des Hoffriegsrathes 
vermieden werden, wenn die Ortsobrigkeiten und Magiftrate angewiefen 
würden, die erwähnten Dofumente vielmehr gerade, in den deutjch = erblän- 
diſchen Provinzen an die Milttar= Werbbezirfsfommanden, in allen übrigen 
Provinzen an die nächſten Ober: oder Feldfriegsfommifjariate zur weitern 
Verfendung an die Invalidenhäufer, die es betrifft, und die in möglichſt 
furzer Zeit den beabfichtigten Gebrauch davon zur Berichtigung ihres effef- 
tiven Standes zu machen haben, von Fall zu Fall ohne Aufenthalt abzuge— 
ben. Die Landesitelle erhält daher den Auftrag, in der dortigen Provinz 
biernach das Entjprechende zu veranlaffen, und fich der Befolgung des 
Verfügten durch ftrenge Auffiht und Einwirfung der Unterbehörden in 
etwa fich zeigenden Berfpatungsfällen immer mehr und mehr zu verfichern *), 


d) DOrdensdeforazionen: 


2093. Zir. v. 29. Aug. 1823 M. 2353 u. 2373 (Mil. 105). 


Um bei den in der kak. Armee vorfommenden Verlaffenfchaftsfällen eine 
Richtſchnur an die Hand zu geben, welhe Ordensdekorazionen den Erben 
zu verbleiben haben, und welche zurüf zu ftellen jeien, bat man mit den 
beiden Zirfularreffripten vom 22. Nov. 1816 M. 4789, und vom 2. Juli 
1817 M. 2961, die bei den verfchiedenen auswärtigen Höfen beftehenden 
Einrihtungen befannt gemacht. 

Nachdem jedoch hierauf theils über erhobene Zweifel Anfragen gemacht 
worden, theils in den gedachten Zirfularien einiger Mächte, deren Ordens: 
dekorazionen fich gleichwohl in der Armee befinden, nicht gedacht tft, fo tft 
einvernehmlich mit der F. E, geb. Hof- und Staatsfanzlei als diesfalls aus— 
fchliegend giltige Norm kefchloffen worden, daß von nun alle in den Ver— 
laſſenſchaften inländifher Ritter fremder Drden vorgefundenen ausländi- 
fhen Deforazionen, mit einziger Ausnahme der den jeweiligen Erben zu 
verbleiben habenden brillantenen Drdenszeichen, den betreffenden Ordens: 
Fanzleien zurük zu ftellen feien, welche daher zu Diefem Ende an den Hof- 
Friegsrath einzufenden find. — 
2094. Hkr. Neff. v. 14. Aug. 1835 M. 2558; Vdg. d. böh. Gen. Kom. 


Nach einer Eröffnung der geheimen Haus-, Hof- und Staatskanzlei iſt 
es bereits von der im J. 1816 bekannt gemachten Beobachtung hinſichtlich 


der Zurüfftellung ausländiſcher Ordensdekorazionen wieder abgefommen, 
und nun werden alle Drdensdeforazionen den fremden Regierungen zurüf- 


*) Eine ausführliche Anordnung über das Verfahren rükſichtlich der unter 
der Gerichtsbarfeit der Dominien ftehenden Patental- und Refervazions:Invaliden 
in Böhmen, enthält die Vdg. des böh. Gub. v. 3. Mai 1837 3. 21215, P. 204 
und neuerlich eingefchärft durch NWodg. v. 4. Sult 1837 3. 31774 (9. 305). 


. 
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geitellt, um folhe zu dem gleichen Verfahren hinfichtlich der k. k. öfterr. 
‚Orden zu vermögen. 


20935. Hfr. Reif. v. 30: April 1838 M. 1157. 


„ Rad) einer von der FF. geheimen Hof- und Staatsfanzlei an den 
Hpffriegsrath gelangten Eröffnung werden vom k. fardinifhen Minifte- 
rium Die Deforazionen des Maurizius- und Lazarusprdens verftorbener 
Ritter nicht zurüfverlangt, daher dieſe Defprazionen eben fo, wie Die 
Orden in Brikanten, der tosfanifhe St. Stephand-Drden, und der 
vormalige Orden der eifernen Krone, den Erben überlaffen werden 
können. 


2096. Hkr. Reſk. v. 3. Juni 1838 M. 1600. 

In Folge der mit der k. k. geh. Hof- und Staatskanzlei gepflo— 
genen Rükſprache wird beſtimmt, daß, nachdem der Ludwigs-Orden von 
der gegenwärtigen franzöſiſchen Regierung nicht anerkannt iſt, deſſen 
Dekorazionen keine Reklamazionen veranlaſſen dürften, ſomit in künftig 
vorkommenden Fällen den Erben verſtorbener Ludwigsritter verbleiben 
fünnen, 


2097. Hfr. Intimazion v. 15. Februar 1839 M. 528. 

Da die Deforazion des päapftlihen Chriftusorden nicht von der 
Regierung ertheilt wird, fondern die ernannten Ritter durch ein Breve 
die Ermächtigung, ſich felben verfertigen zu laffen, erhalten; — fo bleibt 
nad) dem Ausfpruche der F. f. Hof- und Staatsfanzlei diefe Deforazion 
nach dem Ableben eines Ritters ein Eigenthum der Erben. 


e) Denfmünzen: 


2098. Hfd. v. 22. Juli 1789 (8. 18. B. u. ©. 13). 

Se. Majeftät haben beſchloſſen, daß in Zufunft einzelne tapfere 
Handlungen der obligaten Kriegsmannfchaft durch ein Bffentliches und 
fortdauerndes Ehrenzeichen der DVergeffenheit entriffen, und mit demfel- 
ben, wenn die waferen Männer, Die foldhes erwerben, verehelicht find, 
ihr Verdienst auf die Nachfümmlinge fortgepflanzt werde, um auch diefe 
zur Ehrbegierde und zum Dienfte des Staates dadurch aufzumuntern. 
Das Ehrenzeichen wird in einer goldenen und ſilbernen Denkmünze 
beftehen. 

XVIH. Wie die Denfmünze bei einem abfterbenden verheiratheten 
Manne feinem Weibe oder feinen Kindern verbleibt; fo haben die Re— 
giments-, Bataillons- und Korpsfommandanten diejenigen der mit Tod 
Abgehenden ledigen Standes zurüf zu nehmen, und an die fommandi- 
renden Generale einzureichen. 


27) Dbligazion: 


2099. Erlaß d. 655.4. ©. v. 18. Aug. 1818 3. 9313 (Nadh. 346). 

‘Da Sid der Fall ergeben bat, daß in einer Verlaffenfchaft eines 

veritorbenen Dehants den Erben eine böhmiſch-ſtändiſche Obligazion 
54 * 
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auf ein Armeninftitut lautend zugemwiefen wurde, ohne daß von den 
Erben erprobt werden konnte, wie diefe Obligagion in diefe Verlaffen- 
ſchaftsmaſſa des Erblafers gefommen, und ob fie von lezterm mit Ein- 
willigung der Landesftelle erworben worden jei; jo wird zur Wermei- 
dung ähnlicher Falle verordnet, dag in jedem Falle, wo im einer Ver— 
lafenfhaft Schuldurfunden vorfommen, die mittel- oder unmittelbar 
auf eine unter der Auffiht der Staatöverwaltung ftehende Anftalt 
oder Snftitut lauten, bievon das k. k. Landesgubernium fogleih in die 
Kenntniß zu fezen jet. 


238) Drden; f. 2093 — 2097. 


2100 Hfd. v. 1a. Febr. 1817 N. 1314, an alle A. ©. 


Durch den Mißbraud, welcher bisher mit den von Goldarbeitern, 
Kaufleuten und andern Gemwerbsleuten üffentlih zur Schau und zum 
Derfaufe ausgebotenen in= und ausläandifhen Ordensdekorazionen in 
verfchiedenen Beziehungen verübt worden ift, haben fih Se. Majeftät 
bewogen gefunden, zu deſſen Hintanhaltung allgemein zur genauen Nad- 
achtung zu verprdnen: 

1. Daß die üffentlihe Ausftellung aller in= und ausländifchen 
Drdensfreuge und Deforazionen zum Verfaufe, von welcher Form fie 
immer fein mögen, eben fo wie in Anfehung der Zivilehrenfreuge Durch 
Hkzd. vom 5. Mai 1815 befohlen worden ift, ein für allemal ftreng ver- 
boten fei, und die Orts- und Polizeibehörden darüber bei ihrer eigenen 
Verantwortung zu wachen haben, daß diefe Anordnung genau befolgt 
werde. Wenn fi deflen ungeachtet wider Verhoffen ein Gewerbs- oder 
Handelsmann, oder wer immer beigehen laffen folte, diefem ausdrüf- 
lihen Verbote entgegen zu handeln, fo ift er beim erſten Uebertre- 
tungsfalle mit der Konfisfazion des DOrdenszeihens, beim zweiten bin- 
gegen mit der Konfisfazion und der einfahen Werthitrafe, und beim 
dritten Webertretungsfalle mit der Konfiäfazion des Ordenszeichens und 
der doppelten Werthftrafe unnachfichtlich zu beftrafen. 

2. Daß insbefondere die Nahmahung aller öfter. faiferl. Drdens- 
deforazionen ohne Unterſchied, und zwar: des goldenen Vließes, des mili- 
tärifhen Maria Therefienz, des Fünigl. ungar. St. Stephan, des öfter. 
Faiferl. Leopold = und des k. lombardifch = venezianifchen Ordens der eifer- 
nen Krone ; fo wie der militärischen Elifabeth » Therefianifhen Stiftung in 
der ftatutenmäßigen Große, Öeftalt, Form, wie joldhe von den refpeftiven 
DOrdensfanzleien an die Ritter abgegeben werden, unter Feftjezung der 
nämlichen, bereits im $. 1 ausgejprochenen Strafen, allen Goldarbeitern, 
Sewerbsleuten, oder wem immer auf das fchärfite unterjagt fei. Dagegen 
geftatten ©. Majeſtät: 

3. daß jene Handelsleute und Goldarbeiter, welche gegenwärtig 
dfterr. kaiſ. Ordensfreuge oder Deforazionen zum Verfaufe fertig haben, 
Diefelben, wenn fie ihrem Gehalte und ihrer Form nach den Ordensftatuten 
gemäß zur Verwendung geeignet befunden werden, von den betreffenden 
Drdensfanzleien eingeldst und zum Ffünftigen Gebrauche aufbewahrt wer- 
den dürfen; wo hingegen die Kreuze und Deforagionen, bei welchen die 


EB: 
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erwahnte Bedingung nicht eintrit, ihrer eigenen Verwendung unter ge— 
nauer Beobachtung der im S. 1 enthaltenen VBorjchriften überlaffen bleiben. 

4. Verprdnen Se. Majeftäat, daß jene Ritter eines öſter. Ordens, 
welche ihre Ordensdekorazionen auf was immer für eine Art verloren haben, 
fih.eben jo, wie joldhes in Anfehung der in Verluft gerathenen Zivilehren- 
freuze mit Hfzd. v. 5. Mai 1815 feitgejezt worden ift, wegen Ueberkom— 
mung eines neuen Ordenszeichens an die betreffende Drdensfanzlei zu ver- 
wenden haben, welche feinen Anitand nehmen wird, ihnen folhes nad 
vorhergegangener Legitimirung über ihre Anſprüche gegen Erfaz der Er- 
ftehungsfoften zu verabfolgen. Endlich 

5. Befehlen Se. Majeftät, daß beim Ableben eines öfter. Ordens: 
ritters die betreffende Abhandlungsbehörde, und beziehungsweife die Erben 
zu verpflichten feien, das dem Verftorbenen von Seite der DOrdensfanzlei 
zugefommene Drdenszeichen, und nicht etwa eines von geringerem Gehalte, 
gegen fonftigen Erfaz des dem Ordensſchaze allenfalls zugehenden Schadens 
und Nachtheiles, zurüf zu ftellen. 


21091: Hfd. v. 18. Juli 1817 N. 1351, an alle X. ©. 


Da die in dem 17, Abſaze der Statuten des neugeftifteten öſter. kaiſ. 
Drdens der eifernen Krone den Nittern desfelben auferlegte Verbindlich- 
feit, nach ihrem Ableben das Drdenszeihen ſammt dem Statutenbuce 
zurüfftellen zu laffen, feinen Bezug auf die Ritter des ehemaligen Ordens 
desjelben Namens hat; kann von den Erben eines abgelebten Gliedes des 
ehemaligen Drdens der eifernen Krone, die von demfelben im Tanfche 
erhaltene neue Deforazion um fo weniger zurüfgefordert werden, als 
Diefe eigentlich als der Erfaz des Werthes derjenigen anzufehen ift, die er 
von der italienifhen Regierung hatte, und ihm zum Eigenthume gewor— 
den war. 


2102. Hfd. v. 3. Aug. 1827 N. 2296, an alle A. ©. 


Bei Todesfällen von Drdensrittern find die Ehrenzeichen fremder 
Staaten, mit Ausnahme der brillantenen und derjenigen, die der Drdend- 
ritter aus eigenen Mitteln fih angefchafft hat, eben ſo wie die Ehren- 
zeichen der öfter. Orden, an die Landesitelle zu überfenden, welche ſodann 
die erfteren an die f. £, geh. Hof- und Stantsfanzlei, und die lezteren an 
die Ordensfanzlei zu befördern hat, — 


29) Penfioniften;z f. 2008 u. 2009. 


2103: Hffd. v. 28. April u. Vdg. d. n. d, Reg. v. 8. Mat 1821 3. 
20425 (P. 276). 


Da ſchon öfters, fowohl von den Dominien als auch von den Pfarrern, 
dergeftalt mangelhafte Anzeigen über die Todesfälle der Penfioniften an 
die Regierung gelangt find, daß fie weder den Penfionsbetrag, noch die 
Eigenfhaft, in welcher die Penfion bezogen worden ift, enthalten; jo er- 
halt das Kreisamt und die beiden Konfiftorien zufolge Defrets der t.r. 
allg. Hoffammer v. 28. April 1821 den Auftrag, Die ſämmtlichen Dominien 
des Kreifes, jo wie die fämmtlihen Pfarrer anzuweiſen, daß diefelben 
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immer in dergleichen Anzeigen den Charafter des verftorbenen Penſioniſten 
oder Penftoniftinn, dann den Penfionsbetrag und die Kaffe oder Den 
Fond, woraus die Penfion erhoben fein fol, genau anzuführen haben *). 


2104. Hkd. v. 27. Dez. 1831 3: 46525 P. für N. D. 603). 


Aus Anlaß eines vorfommenden Falles hat die F. f. allg. -Hoffammer 
erinnert, daß Todesanzeigen über Individuen, welche ihren Penſionsgenuß 
aus Feiner Staatsfaffe, fondern aus dem F. k. Hofzahlamte bezogen haben, 
immer unmittelbar dem f. f. Oberjthofmeifteramte ——— . 


©. 2118 u. 2129. 


30) Pfründler; f. 1996. 


21905. Hfd. v. 3. Juni 1784 N. 298, an alle U. ©. 


Daß das Normale v. 8. Mat 1754 bei dermaliger Verfaffung der 
öffentlichen Verpflegungshäufer, deren die meiften aufgehoben find, nicht 
blos auf die in den annoch verbliebenen DVerpflegungshäufern wirklich 
befindlihen Armen, fondern auch auf jene anwendbar fei, welche aus 
derlei Verpflegungsinftituten ihre ausgemefjenen Porzionen auf die Dand 
überfommen, und außer einem Berpflegungshaufe wohnen. 

Das Normale v. 8. Mat 1754 aber lautet dahin: 

Daß, wenn ein Spitäler nac feinem Tode einiges Vermögen 
hinterläßt, alsdann erhoben werden fol, ob er dasfelbe a) fhen bei 
feinem Eintrittein das Spital beſeſſen, oder b) erft während feiner Auf- 
nahme in das Spital son anderwärts erworben; oder ec) dasfelbe nur 
von dem ihm aus dem GSpitale zugefloffenen Genuffe in Erfparung ge- 
bracht habe; wo ſodann dem Spitale in dem erjten Falle aus dieſem 
Vermögen der ganze Betrag der genojjenen Spitalsporzion von Zeit 
der Aufnahme des DVerftorbenen erfezt; im zweiten Falle nur der Be— 
trag der genofjenen Spitalsporzion vom Tage der Vermögenserwerbung 
vergütet; endlich im Dritten Falle dem Spitale einigen * zu for⸗ 
dern nicht eingeräumt werden ſoll. 


31) Präbendiſten und Stipendiſten: 


2106. Hfd. v. 24. Juni 1808 N. 848, an alle A. G.) 


Um ſowohl möglichen Unterſchleifen mit Behebung der ſchon He 
digten Stiftungs- und Präbendenbetrage deſto fiherer vorzubeugen, 
ald auch, und vorzüglich bei der großen Zahl der Bedürftigen, welche 
fih um dergleihen Gnaden bewerben, gefhwindere Hilfe leiſten zu 
fonnen, bat das U. ©. die unterftehenden Abhandlungsbehörden anzu— 
weifen, daß Die Todesfälle geftifteter Stipendiften und Prabendiften bei— 


*) Die Anzeige iſt immer an die — zu welcher der Penſioniſt 868* 
hat, zu machen (Bdg, d o. d. Reg. v. 4. Jän. 1827, 3. 30254 P.) folglich 
an die SERIE ALOE EEE an. tung, wenn der Merjtorbene die Penſton aus dem 
Zollgefälle bezog (Vdg. d * Gub. v. 11. Mai 18343: 7383 P. 95). 


5) Erneuert durch das Hkzd. v. 21. Eept. 1810 an alle Lünderftellen. 
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derlei Geſchlechtes jogleich der Landesitelle zur weitern —— an die 
f. f, vereinte Hofkanzlei gemacht werden. 


32) Privilegiumsurfunden: 


2107. Hfd. v. 18. Dez. 1824 W. 2059, an alle A. ©. 


Die dem A. ©. unterftehenden Abhandlungsbehörden find anzu- 
weiten, die in den Verlaſſenſchaften der auf Entdefungen, Erfindungen 
. und Verbeſſerungen der Induſtrie Privilegirten vorfindigen Privilegien— 
urkunden, es möge auf deren Beſiz ein geſezlicher Anſpruch; beſtehen 
oder nicht, jederzeit ſogleich in ämtlichen Empfang zu nehmen, und ſie 
mit der Anzeige der in dem einen oder andern Falle obwaltenden Ver— 
baltniffe unverweilt an die Landesftelle zur weitern Verfügung in Ge— 
mäßhbeit des S. 25 des Patents v. 8. Dez. 1820 N. 1722 der J. ©. 
&.*) einzubegleiten. Sollte ſich aber nach Ableben eines Privilegirten 
die Privilegiumsurfunde nicht vorfinden, jo werden die Abhandlungs— 
behörden bios die diesfällige Urfache zu erheben und zur Kenntniß der 
Landesſtelle zu bringen haben. 


33) Stiftsfräulein: 


24198. Hfd. vom 15. Juni 1792, fg. in Böhm. am 2. Juli d. J. 
(8. 1. 259). 


Der Kal, wenn eine bhaller Stiftsfraule »(aus Tirol)x im Lande‘ 
mit Tod abgehen oder font austreten jollte, ift anzuzeigen, und das 
von ihr getragene DOrdenszeichen einzufenden. 


34) Stiftungen und fromme Vermächtniſſe; f. I. Abth. 
$. 405 1992 u. f., 2027 u. f., 2039. | 


/ 2109. Hfb. v. 13. Jän. 1821 N. 1730, an alle A. ©.; nder Hkzd. 
v. 31. Dez. 1820, an alle Lit. (©. 4130). 


Hinfichtlich eines über die Einfhreitung der Fisfalamter bei Ver— 
trefung milder Stiftungen auf dem Rechtswege entftandenen Zweifels, 
haben Se. Majeftat folgende Bejtimmungen feitzufezen gerubt: 

Alle unter Öffentlicher Verwaltung ftehende Suftitute ohne Aus— 
nahme müffen, der beitehenden Sntrufzion gemäß, von dem Fiskalamte 
vertreten werden. Fromme Vermächtniſſe und Stiftungen ſind in ihrer 
Einbringung und Einſezung, da der Staat für deren Realiſirung nach 
dem Willen der Erblaſſer und Stifter zu ſorgen verpflichtet iſt, ſomit 
hinſichtlich der Einbringuug und Sicherſtellung des geſtifteten Vermö— 
gens, ebenfalls von dem Fiskus zu vertreten. Die Art der weitern 
Vertretung ſolcher Stiftungen und Inſtitute aber hängt von dem Um— 
ftande ab, ob diefelben unter landesfürftliher oder Privatverwaltung 
ftehen, und ob fie folglich nad der Analogie der Patronen und Vog— 
teien der unmittelbaren landesfürftlihen oder einer Privatobforge zuge— 


*) Dasfelbe verordnet der S. 23 des neuen Privilegienpat. 9, 31. Mär; 1832. 
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wiefen find. Nur im erfteren Falle liegt auch deren weitere Vertre— 
tung nad erfolgter Einjezung dem Fisfus, im lezteren Falle aber, es 
mag nun die Adminiſtrazion folder Stiftungen und Anftalten einzelnen 
Privaten oder Gemeinden, oder Korporazionen übertragen worden fein, 
immer nur diefen Privatperfonen, jedoch unter deren Verantwortlichkeit, 
niht nur für die Zweke der Stiftung, fondern auch für deren genaue 
Befolgung, und unter der Dberauffiht des Staates ob, welcher ftets 
ald oberfter Beſchüzer aller gemeinnüzigen Anftalten zu betrachten ift. 
Nur in dem Kalle, als eine unter Privatverwaltung ftehende Stiftung 
gegen die Patronats- oder Vogtobrigfeit felbit zu vertreten wäre, ift 
diefe Vertretung Fraft des dem Staate zuftehenden oberſten Schuzes 
von dem Fisfalamte zu leiften. 


2110. Ihfd. v. 29. Aug, 1836 3. 5484 an alle A. ©. u. Hkzd. v. 6. 
Sept. 3. 23984 an alle Lit. Vdg. d. böh. A. ©. v. 13. 3. 
15092 (9.911); d. fteier. Gub. v. 20. 3. 15575 (9. 438); 
d. m. u. 0.0. Reg. v. 22; u. d. küſt. Gub. v. 23; d. illir. Gub. 
v. 1. Okt. u. d. mah. Sub. v. 7. 3. 16275 OP. 547). Hfr. 
Reif. v. 15. Sept. F 1082. 


Um fi) der genauen Vollziehung der durch lezten Willen zur Be— 
förderung frommer oder gemeinnüziger Zweke getroffenen Verfügungen 
zu verfihern, ift durch a. b. Entſchl. Sr. Majeftat vom 19. Jan. 1836 
Tolgendes angeordnet worden: 

1. Jede lezte Willenserklärung, wodurch einer Stiftung, Kirche, 
Schule, geiftlihen Gemeinde, öffentlihen Anftalt, oder den Armen eine 
Erbſchaft oder ein Vermächtniß zufällt, oder wodurch überhaupt eine zur 
Beförderung frommer oder gemeinnüziger Zwefe dienlihe Verfügung 
getroffen wird, ift von der Behörde, weldher die Abhandlung der Ver— 
laffenfchaft zufteht, der politifchen Behörde anzuzeigen. Die Anzeigen 
find von den Abbandlungsbehörden, welche fih in Wien, Linz, Prag, 
Brünn, Lemberg, Graz, Laibah und Trieft befinden, unmittelbar an 
die Regierung oder das Gubernium, von allen übrigen an das Kreisamt 
pder Die Delegazion zu überreichen. Zur Beförderung frommer oder. 
gemeinnüziger Zwefe dienliche Erbseinfezungen oder Stiftungen müffen 
jogleih nah Kundmahung des lezten Willens der adminiftrativen Be— 
hörde mit Anſchließung einer getreuen Abſchrift der die Verfügung ent- 
baltenden Stelle der lezten Willenserflärung befannt gemacht werden. 

Bloße Vermähtniffe der bezeichneten Art find der adminiftrativen 
Behörde nur von halb zu halb Jahr in verläßlich geführten Werzeich- 
niffen zu eröffnen, injofern nicht in Nüfficht ‚einzelner folder Verfügun— 
gen die Beichaffenheit der Umftände die unverzügliche abgefonderte und 
abſchriftliche Mittheilung derfelben räthlich macht. 

2. Bor gehöriger Sicherftellung der für Arme, Stiftungen, Kirchen, 
Schulen, geiftlihe Gemeinden, üffentlihe Anftalten oder zu andern 
frommen oder gemeinnüzigen Zweken beftimmten Vermächtniſſe darf die 
Einantwortung der Verlaſſenſchaft nicht bewilligt werden. 

Jedoh kann die Ausfertigung der Stiftbriefe auch nad der Ein: 
antworfung erfolgen. 
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35) Strafhaus: 


DUAL. Hfd. v. 7. Febr. 1817 N. 1313, an alle A. ©.; u. am a. Juli 
an d. gal. U. ©. 


Ueber die Frage, wie fih von der Strafhausverwaltung wegen 
Einbringung der Krankheits- und Leihenfoften bei Entlaſſungs- und 
Sterbefällen der Kriminalfträflinge zu benehmen fei ? ift man über folgende 
Beftimmung übereingefommen : 

1. Ale Kranfpeitsfoften ohne Ausnahme, welche der Strafling wäh— 
rend feines Aufenthaltes im Straforte verurfacht, find ald zu den Ver— 
pflegungsfoften gehörig, von der Strafanftalt zu beftreiten, und daher 
weder in Sterbe= noch Entlafungsfällen von dem allfälligen Vermögen 
der Sträflinge einzubringen. Dagegen find 

2. die Leichenfoften in den Fällen eines vorhandenen Nachlaſſes aus 
demjelben für die Strafanftalt einzubringen, und in diefer Beziehung 
werden folgende Modalitäten zur Richtſchnur vorgefchrieben : 

a) Sit von der Strafpausverwaltung den Verwandten des Straf: 
(inges in feinem Falle ein prunfhaftes, dem Straforte nicht angemeffenes 
Leihenbegängnig zu geftatten. 

b) Zur Einbringung der gewöhnlihen Beerdigungskoſten wird der 
Strafanftalt auf die von dem Sträflinge mitgebrachten Kleidungsftüfe und 
auf den Betrag des von demfelben gefammelten Arbeitsüberverdienftes das 
Vorzugsrecht eingeräumt. 

e) Im übrigen haben bei den Verlaffenfhaften der Sträflinge die 
fonft gefezlihen Vorſchriften für die Abhandlungspflege einzutreten. Da 
jedoh der Aufenthalt im Straforte für feinen die Inftanz begründenden 
freiwillig gewählten Aufenthaltsort gelten kann; fo ift die Verlaffenjchafts- 
abhandlung bei inländifhen Sträflingen der Perfonalinftanz ihres lezten 
gewöhnlichen Aufenthaltes, oder in deffen Ermanglung, ihres Geburtsortes 
zuzumeifen, und hat daher die Gerichtsbehörde des Straforfes nur in 
jolhen Fällen als Abhandlungsinftanz einzutreten, wenn fie jhon vor Ans 
haltung des Sträflings deffen Perſonalinſtanz war. Bei ausländiichen 
Verbrechern hat die Dbrigfeit des Strafortes als Kuratelsinftanz einzus 
treten, und der ausländifhen Abhandlungsinftanz Nahriht zu geben. 
Damit daher die Abhandlung gehörig gepflogen werden fünne, ift durch die 
Landesftelle die Einleitung zu treffen, Daß die hierzu durch die obige Be— 
ftimmung berufene Inſtanz von den Sterbefällen, den allfälligen Forde— 
rungen des Strafhaufes und dem im Strafhaufe vorhandenen Nachlaſſe 
des Straflings gehörig in die Kenntniß gejezt werde. 


-Z112. Hfd. v. 30. Sept. 1830 N. 2478, an d. mähr. A. ©. 


Ueber den, wegen Abhandlung der Verlaffenfhaften nad den in dem 
Provinzialftrafhaufe zu Brünn verftorbenen ausländijchen Verbrechern er- 
ftatteten Bericht, wird dem A. ©. . 

1. bewilligt, daß in Todesfällen der in dem Provinzialftrafhaufe zu 
Brünn verhafteten ausländifhen Verbrecher der brünner Magiftrat als 
delegirte Kuratelinftanz eintrete, und der ausländifhen Abhandlungsbe- 
hörde davon Nachricht gebe. 
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2. Wird dem A. G. überlaſſen, die ihm unterſtehenden Reiminalge: 
richte zu erinnern, die Durch das Hfd. v. 30. Nov. 1821 N. 1818 der 9. 
G. ©. vorgefihriebenen Ausfunftstabellen überhaupt, insbefondere aber 
die erjte und zweite Nubrif derjelben nach dem beigefügten Unterrichte jo 
genau auszufüllen, Damit außer Zweifel geſezt werde, ob der inden Strafort 
abgelieferte, im Auslande gebürtige Verbrecher ein Ausländer geblieben 
fet, mithin nicht etwa nach den SS. 29 u. 30 des a. b. G. 3. vor feiner 
Berurtheilung die öſter. Staatsbürgerfchaft erlangt habe. 

3. Wird dem A. ©. bedeutet, daß die Verwaltungen des fpielberger 
und des Provinzialftrafhaufes zu Brünn durch das Landesgubernium den 
Auftrag der vereinigten Hofkanzlei erhalten werden, jeden Todesfall eines 
inländifhen Sträflings der Perſonalbehörde feines lezten gewöhnlichen 
Aufenthalts, oder in deffen Ermanglung, feines Geburtsortes im Inlande, 
eined ausländischen Sträflings bingegen dem brünner Magiftrate, als 
delegirter Kuratelsinftanz, mit Belegung einer Abfchrift der bei deffen Ein— 
lteferung eingelangten Ausfunftstabelle und mit der Bemerfung, ob und 
was der Verftorbene an Geld oder Fahrniſſen im Strafhauſe —— 
habe, von Fall zu Fall ungeſäumt anzuzeigen. 


24113. Hkzd. v. 4. März 1836 3. 5501 an alle Lit. Pol. 138); Vdg. 
d. böh. Gub. v. 24. 3. 13798 (P. 466); d. -fteier. dv. 20.3. 
4378 (9. 195) u. d. n. 8. Reg. v. 21. 3. 16089 (P. 569). 


Aus Anlaß einer Frage, wie mit den Leberverdienftgeldern der ver— 
ftorbenen Sträflinge in den Straf- und Korrefzionshäufern zu verfahren 
fei? bat die f. k. Hofkanzlei im Einverftändniffe mit der k. k. oberften Ju⸗ 
ftisftelle und der F. k. Hoffammer folgendes zu verordnen befunden: 

Diefe Ueberverdienftgelder find von nun an nur den Verbrehern und 
Arbeitshauszüchtlingen felbft, und nicht ihren Erben, mithin nur jenen 
Sträflingen und Korrigenden, welche das Ende ihrer Strafzeit erleben, 
zu verabfolgen, und wenn Fünftig ein Verbrecher oder Arbeitshauszücht— 
ling während der Strafzeit ftirbt, für die Kaffe der Strafanftalt einzuziehen. 
Dagegen tft jedody der Ueberverdienft der bereits vor ‚der Kundmahung 
dieſer Vorfchrift in den Strafpäufern verftorbenen Verbrecher und Korri— 
genden nod) den rechtmäßigen Erben auf ihr Anfuchen zu verabfolgen, oder 
nad) ihrem Verlangen zu verwenden, und nur in dem Falle, wenn Fein 
Erbe die Verabfolgung, oder die Verwendung zu einem bejtimmten Zwefe 
anjucht, ebenfalls für die Kaſſa der Anftalt einzuziehen. 


36) Ungarn und Siebenbürgen; ſ. 1609. 


2114. Dat. v. 7. Sept. 1782 WR. 78. 


Um eine verläßfiche Richtfehnur zu geben, wie weit das bei Ab- 
handlung der Verlaſſenſchaften vorfindige Vermögen als ungarifches, 
folglih der Erbfteuer und Sterbetare nicht unterliegendes Gut, umd 
wann der Erblaffer felbft in diefer Abjicht als ein Ungar anzuſehen fei, 
wird Folgendes verordnet: 

1. In Anſehung des ungariſchen Vermögens, wenn bei einer in 
einem öſter. oder böhmiſch-deutſchen Erblande beſtehenden Gerichtsbe— 
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börde die DVerlaffenfchaftsabhandlung nach einem Erblaffer gepflogen 
wird, der Fein Unger ift, fo fommt als ungarifches Vermögen nichts 
anderes anzufeben, folglich auc von der Sterbetare oder Erbfteuer nichts 
anderes zu befreien, als: 

a) die dem Erblaffer eigenen in dem Körigreiche Ungarn und den 
Damit vereinigten Provinzen gelegenen Herrſchaften, ſammt dem dazu 
gehörigen fundo instructo; 

b) die in Ungarn ihm angehörigen Häufer ſammt den darin bes 
findlihen Geräthichaften oder der ſogenannten Hauseinrichtung; 

€) die dem Erblaffer angehörigen auf eine ungar. Realität wirklich 
intabulirten Schuldforderungen. Dagegen 

2) wenn die VBerlafenfhaft eines Erblaffers abgehandelt wird, der 
ein Ungar ift, fo find mebit den oben angezeigten noch folgende Hab- 
[haften als ungariſches Vermögen anzufehen, und daher von der Sterb- 
tare und Erbfteuer ganz zu befreien: 

a) alle Schuldbriefe, worin eine ungarische Nealität zum Unter- 
pfande werfchrieben worden, wenn auch eine Sntabultrung diefer Nealität 
nicht erfolgt ift; 

b) alfe Schuldforderungen, wo die Zahlung bei einem öffentlichen 
ungariſchen Fonde angewieſen, oder auch nur die Zahlung ausdrüklich 
in Ungarn bedungen worden; 

€) alle Schuldbriefe, die von einer ungariſchen Gemeinde oder einem 
ungarifhen Privatmanne in Ungarn ausgeftellt worden, wenn fchon fein 
eigener Zahlungsort angemwiejen oder feine Hipothek verſchrieben wor— 
den. Iſt hingegen in einem Schuldbriefe zwar eine ungarische, zugleich 
aber auch eine andere in einem der deutſchen Erbländer befindliche 
Hipothek bedungen; danır foll 

dy nur die Hälfte von dem Betrage der Schuldforderung als un— 
garifche8 Vermögen angefehen, folglih nur die Halfte von der Sterbe— 
tare und Erbiteuer befreit werden. 

3) In Anfehung der Perfon tft derjenige Erblaffer als ein Ungar 
zu betrachten und zu behandeln, welcher in dem Königreihe Ungarn 
pder in einer Damit vereinten Provinz gebürtig ift, und 

a) zu der ungarischen Hofkanzlei oder fonft einer andern in den 
deutjchen Erbländern befindlichen Behörde in landesfürftliche Dienfte ge— 
treten tft; feine. Dienftleiftung, und während derfelben, fein Aufenthalt 
in den k. k. Erblanden mag wie lange immer gedauert haben. 

b) Derjenige, welcher ungehindert feines in einem der kak. Erbländer 
gewählten, auch noch Jo langen Aufenthaltes, dennoch in Ungarn oder einer 
der anmit vereinten Provinzen wirklich anſäßig geblieben ift. 

e) Eben jo jeder, der fih in einem der deutfchen Erblande nicht 
durch ſogenannte Anſiedlung, wirkliche Anſäßigkeit oder einen ununter⸗ 
brochenen 10jährigen Aufenthalt nazionaliſirt hat. 

4) Das bloße Indigenat, ohne den Beſiz einer Realität, gründet 
nicht die Eigenſchaft eines Ungarn in Beziehung auf die Befreiung von 
der Sterbetaxe und Erbſteuer, wofern nicht etwa ein ſolcher Indigena 
bereits vorhin in Ungarn begütert oder anſäßig geweſen wäre, in welchem 


1008 I. %. 5. A. Verlafenfhaftsabhandlung. 


Falle er auf die Art angefehen werden fol, wie es. in dem vorhergehenden 
Abjaze wegen der ungarijchen Kandesfinder vorgefehen ift. 

5. Endlich find aud die Eheweiber, wenn ihre Männer ald Ungarn 
anzufehen find, nach gleihen Rechten mit denfelben zu behandeln, wie auch 
die Witwen, jo lange fie nicht zur zweiten Ehe fihreiten. 


2115. Pat. v. 17. Febr. 1792 N. 225. 


Wenn in einem deutjchen Erblande ein ungarifcher, fiebenbürgifcher 


oder illiriſcher Unterthan ftirbt, welcher entweder in landesfürftlichen 
Dienften geftanden it, oder ald Hofagent bei der ungar., fiebenbürg. 


oder illir, Hoffanzlei allein, und nicht auch bei einer andern deutfcheerb- 


ländifhen Stelle in gleicher Eigenfchaft gedient hat, oder ein beglau- 


bigter Geſchäftsträger von den der augsburgifchen oder helvetifchen | 


Konfeflion, oder der griechifhen Kirche ergebenen Unterthanen bejagter 
Provinzen ift, oder welcher in Ungarn, Siebenbürgen oder an der illir. 
Grenze anfäßig war; oder endlich, welcher in feinem deutfhen Erblande 
weder durch ausdrüflihe Erflärung, noch durch Anftedlung, Anfäßigfeit 
oder ununterbrochenen 10jährigen Aufenthalt, einheimifch (nazionaliſirt) 
geworden iſt, hat die deutſch-erbländiſche Abhandlungsbehörde ſich in 
Rükſicht auf deſſen in dem deutſchen Erblande zurükgelaſſenes bewegli— 
ches Vermögen nicht weiter in die Verlaſſenſchaftsabhandlung einzulaſ— 
fen, als daß fie a) die Sperre anlege; b) auch wenn der Fall es for— 
dert, die Verlaflenfchaft in eigene enge Sperre nehme; ©) die allenfalls 
vorfindige leztwillige Anordnung eröffne und kundmache, und d) dafür 


forge, damit aus befagtem in dem deutfhen Erblande vorfindigen be- 


wegliben Vermögen alle diejenigen deutfch-erbländifhen, oder in den 


J 


deutſchen Erbländern befindlichen fremden Unterthanen, welche als Gläu— 
biger, aus was immer für einem Rechtstitel, oder als Erben und Le- 


gatarien aus einer nad) den deutſch-erbländiſchen Gefezen rechtsgiltigen 


leztwilligen Anordnung, einen gerechten Anſpruch haben, vollftändig bes 


friedigt werden. 


Wenn aber dergleihen Erblaffer in den deutfchen Erbländern lie- 


gende Güter oder auf folhe vorgemerfte Kapitalien befizen, kömmt den 
deutſch-erbländiſchen Gerihtsbehörden die Verlaffenfhaftsabhandlung, in 
Rüffiht auf diefed Vermögen, nad) dem ganzen Umfange zu. 


Was in den beiden vorftehenden Abjäzen angeordnet it, bat auch 
auf die Gattinnen, Witwen und minderjährigen Kinder der dort bezeich- 


neten Perfonen feine Anwendung. 


Sp weit den deutfcheerbländifchen Gerichten nach den obigen Grund- - 


fügen nit die vollfommene Abhandlung der Verlaſſenſchaft zukömmt, 
fol von -diefer auch Feine Erbfteuer, noh ein Mortuarium bezogen 


werden; doc haben die Gerichte für die ihnen eingeräumte Amtshand- 


lung Die gejezmäßigen Taren zu beziehen. 

Wenn die Erben unmündig, mutterlos, und in den gedadhten Pro— 
vinzen nicht begütert find, fondern ihr ganzes Vermögen in den deutjchen 
Erbländern haben, und fein Verwandter in Ungarn der Siebenbürgen 
fie dort mit ihrem Vermögen übernehmen, und die Vormundſchaft befor- 
gen wollte, follen die deutſch-erbländiſchen Abhandlungsbehörden, doc) 


J 
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immer im Vernehmen mit der ungar., fiebenbürg. oder illir. Hoffanzlei, 
‚einen Vormund beitellen. 

Gleichermaßen haben ſich die deutſch— abliniigen Gerihtsbehörden 
nach der Beziehung, in welcher der Verftorbene ftand, mit der einen oder 
der andern der gedachten Hpfitellen in das Vernehmen zu ſezen, wenn der 
Fall eintrit, der DVerlaffenfhaft einen Verwalter (Kurator) zu beftellen. 

Henn die deutjch=erbländifhen Behörden in den angezeigten Fallen 
ihr Amt gehandelt haben, foll alles, was von der in die Sperre gezogenen 
Berlaffenfhaft nad) Befriedigung der oben $. ı bezeichneten Gläubiger, 
Erben oder Legatarien übrig bleibt, demjenigen jogleich- verabfolgt wer- 
den, welcher fih dazu durch Zeugniffe der ungar., fiebenbürg. oder illir. 
Behörde gehörig ausweiſen wird *). 


2116. Hfd. v. 18. Febr. 1804 N. 653, an d. n. 8. A. ©. 


Da die Eröffnung und Publizirung der bei der ungar. Kanzlei errichte= 
ten oder hinterlegten Teſtamente ungarijcher in Sr. Maj. peutichen Erblan- 
den fterbender Erblaffer nad der ungar. Verfaffung feinen Zurisdifzionsaft 

ausmacht, auch nach der nämlichen Verfaſſung die loci credibiles die bei 
ihnen deponirten Snftrumente nicht im Originale, fondern blos in authen— 
tiſcher Abſchrift ausfolgen dürfen; ſo wollen Se. Maj. die ungar. Kanzlei 
die ihr als einem loco creédibili übergebenen oder bei derſelben errichteten 
und dort aufbewahrt gebliebenen Teſtamente ſolcher ungar. Erblaſſer zwar 
eröffnen und publiziren laſſen; jedoch bleibt ſie verpflichtet, eine outhen⸗ 
tiſche Abſchrift des Teſtamentes der betreffenden deutſch-erbländiſchen Ju— 
risdikzion zum weiteren ämtlichen Gebrauche ſogleich zu überſchiken, und 
ſich übrigens ſowohl überhaupt, als insbeſondere wegen der bei der ungar. 
Kanzlei nicht hinterlegten Teſtamente aller dergleichen ungariſcher in Sr. 
Maj. deutſchen Erbländern ſterbenden Erblaſſer, ohne Unterſchied des 
Standes und Karakters, genau und pünktlich nach der Vorſchrift v. 17. 
Febr. 1792 zu halten. ©. 1609. 


3m Waaren: 


2117. Hfd.v. 25. Suli 1794 N. 186, an alle A. ©. 


Sn Öffentlihen Verfteigerungen dürfen feine der Stempelung un— 
terworfenen. Waaren, ohne daß fie entweder mit dem Kommerzial- oder 
Verzollungsitempel verfehen, und alſo entweder als inländifches Erzeug- 
niß oder als ausländiſche — Waare legitimirt ſind, verkauft wer— 
den; ſondern es iſt vorläufig der Bankalgefällenbehörde zur Beurthei— 
lung und Stempelung ſolcher Waaren die Anzeige zu machen, und 
ſollen ſich hiernach die Gerichtsbehörden bei vorfallenden Lizitazionen zu 
achten haben **). 


Die Wirkſamkeit diefes Pat. beftätigt d. Shfd. v. 21. März 1829 an d. mäh. A. G. 

**) Vorfahren mit den in einer Verlaffenichaft vorfindigen außer Handel gejez- 

ten Waaren, ſ. $. 259 — 361 der 3. u. &t, M. O. u. $. 7 der Verſchrift über 
die Vollziehung derjelben, 


10:0 mL 45 % Verlaſſenſchaftsabhandlung. 
38) Waifen: 
2118. Hfd. v. 9. Sept. 1831 N. 2529, an alle A. ©. 


Um der ungebührlihen Bezahlung der Erziehungsbeiträge und Pen- 
fionen an diejenigen Söhne verftorbener Beamten und Offiziere, welche 


bereits in Militärdienfte und in Aerariallöhnung und Verpflegung ein- 


getreten find, vorzubeugen, hat die allg. Hoffammer angeordnet, daß 


Fünftig Penſionen, Erziehungsbeiträge, Onadengaben, Proviſionen 
und andere dergleihen Genüſſe für mannlihe Militär- und ‚Staatsdie- 


nerswaiſen (jie mögen nur bis zum erreichten Normalalter oder darüber ' 
bewilligt fein), in fofern nicht befondere a. h. Entfchliegungen vorliegen, ' 


welche diefe Vorficht ganz oder zum Theil unmöthig machen, von den 
Staatsfaffen nie mehr ohne eine der Quittung, nebft dem Lebenszeug- 


nie auch noch beigefügte legale Beftätigung, daß der Waife weder in | 
einer ärariſchen Löhnung, Gage, Adjutum oder Gehalt, ala Soldat 


und Beamter ftehe, noch fonft verforgt fei, erfolgt werden dirfen, 


Die Abhandlungs- und Vormundfhaftsbehörden haben daher nad 
dem Tode von Staatsdienern, deren Kinder auf eine Unterftüzung aus 





den Staatskaſſen Anfpruch machen fönnen, Die Mütter und Vormünder | 


auf ihre VBerantwortlichfeit für die im Namen der Mündel ungebührlic 
erhobenen au aufmerkſam zu machen. 


2119. Hfd.v. 18. Juli 1834 N. 2662, an alle A. ©. 


Die Vormundſchafts- und Abhandlungsbehörden erfter Inſtanz ha— 
ben in Fällen, wo eine mit einem Aerarialbezuge, Erziehungsbeitrage, 
einer Penſion, Provifion oder. Önadengabe betheiligte minderjährige 
Waiſe mit Tod abgeht, oder eine der im S. 5 der Vdg. für die Pfarr- 
vorfteher v. 17. April 1834 bezeichneten Verſorgungsarten erhält, davon 
jedesmal der betreffenden Landesbehörde die Eröffnung zu machen. 


Abſchrift: Ss. 5. Unter der Berforgung einer Waife wird ver: 


ftanden, wenn diefelben ein Vermögen oder Einfünfte erlangen „ welche 
zu ihrem Unterhalte binreichen, insbefondere aber bei Knaben: a) der 
Einteit in das Militär mit Bezug einer Gage oder Löhnung; b) die 
Aufnahme in ein geiftlihes Seminarium, Stift oder Klofter, oder in 
eine unter der Oberleitung des Staates ftehende öffentliche Erziehungs— 
pder Verforgungsanftalt, in welcher alle Bedürfniffe der Zöglinge aus 
den betreffenden Fonds oder Anftalten beftritten werden; €) die Er- 
langung eines üffentlihen oder Wrivatdienftes mit Gehalt oder Lohn; 
endlich d) die lnterbringung in Die Lehre bei einem Handelsmanne, 
Profejfioniften, Künftler u. f. w., wo der Waife von ‚dem Lehrherrn 


oder Meifter die unentgeldlihe Wohnung, Koft, Kleidung und Wäſche 


erhält. Bei Mädchen: a) der Eintrit in den Eheftand; b) in ein 
Nonnenkloſter, welches fih nicht mit der Erziehung befhäftigt; c) in 
eine Stiftung oder Stiftsplaz; d) in einen mit Gehalt oder Lohn ver: 
bundenen öffentlihen oder Privatdienft. 
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39) Wiener Währung: 


2120. Hfd. v. 30. Dez. 1831 N. 2543, an alle A. G., mit Aus⸗ 
nahme des tir. u. dalmat. 


Es iſt die Einleitung zu treffen, daß von den Gerihten und Wirths 
fhaftsamtern, welhe Abhandlungs- und Vormundfchaftsgeihäfte beſor— 
gen, um eine verhältnigmäßige Erhöhung der Taren und Stempel zu ver— 
meiden, in Erbſchafts- und Vormundfchaftsangelegenheiten fo viel möglich 
darauf Bedaht genommen werde, die Geldfumme nicht in wiener Wäh— 
rung, jondern in Konvenzionsmünze anzufezen. 


XVI. Befondere Borfchriften über die Verlaſſen— 
fhaftsabhandlung beiden Wirthbfhaftsamtern, 


2121. Hfd.v. 22. Februar 1787 N. 632, an das mähr. U. ©. 


Den Obrigfeiten, welhen eine Gerichtsbarfeif gebührt, ſteht zwar 
allerdings bevor, die Zuftiz felbit zu verwalten, und find fie in folchem 
Falle von Aufftellung eines Juſtiziarius enthoben. Allein diefe Enthe- 
bung faun nur dann ftatt finden, wann fie, Obrigfeiten, für ihre Perſon 
ihre Tüchtigfeit zum Richteramte ermweifen, und .alfo jenem genug thun, 
was (im $. 430 und 431 der Gerichtsordnung) von einem Richter ge- 
fordert wird. 


2122. Hfd. v. 21. Aug. 1788 N. 879, an alle A. ©. 


Zur Regulirung der Gerihtsbehörden, jo weit die Gerichtsbarfeit 
durch —— und Herrſchaften ausgeübt worden, werden folgende 
Grundſäze aufgeſtellt: 

1) Sol auf dem Lande nicht Alles zum Gerihtftande gezogen wer⸗ 
den, jondern folgende Suftisgefchäfte vor dem Wirthſchaftsamte derjenigen 
Grundobrigfeit verhandelt werden, unter welhe in Streitfahen der Bes 
Elagte, in den Grundbuchsgefhäften Die Realität, in den Geſchäften des 
adelihen NRichteramtes der Waife oder der Erblaffer gehört. 

a) Sn den Grundbuhsgefhäften die Führung des Grundbudes, Er— 
theilung der Gewähren, Ausfertigung der Sazbriefe, VBormerfung und Til- 
gung der die Realität betreffenden Laften, die Schäzung, Lizitirung und 
Sequeſtrazion des Realis. 

b) Sn den Geſchäften des adelihen Richteramtes die Beſtellung des 
Gerhaben, Aufficht auf das Waifengut, die Beftätigung aller den Mündel 
betreffenden Kontrafte, die in Waifengefchäften vorfommenden Konſen— 
fesertheilungen, die Aufnahme und Berichtigung der Watjenrechnungen, 
die, Verlaflenihaftsabhandlungspflege mit allen Amtshandlungen, die dahin 
gehörig find, die Entwerfung des Abhandlungsvertrages oder der eigentli- 
chen Verlaſſenſchaftseinantwortung, welche jedoch über die Geſezmäßigkeit 
dem Dutögeridrte zur Einfiht und Beitätigung vorzulegen Fommt. 

e) Sn den Geidräften des Richteramtes in Streitjachen, die Schuld⸗ 
klagen, wenn die Schuld eingeſtanden Br Die Erefuzionsführung , ‚die 
Snjurienhandel. 
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2) Alle übrigen Zuftizgefhafte und Streitigfeiten follen nicht bei dem 
grundobrigfeitlihen Wirthichaftsamte, fondern bei dem Ortsgerichte ange- 
bracht werden. Nur jollen die Parteien, ehe fie bei dem DOrtögerichte die 
Streitigfeiten wirklich anhängig machen, fih bei dem Wirthfhaftsamte zu 
dem Ende anmelden, Damit durch diejes die Zuftandebringung eines Ver— 
gleihes noch vorläufig verfucht werde. j 

3) Wer fih durch das Benehmen des grundobrigfeitlihen Wirth- 
ſchaftsamtes in den an dasjelbe eigens gewiefenen Zuftizgefchäften gefränft 
achtet, und fich hierüber zu befchweren gedenft, der foll den weiteren 
Rechtszug an das A. G. nehmen. ©. 1987. % 


2123. Hfd. v. 5. Sept. 1788 N. 837, an das böh. A. ©. 


Sp weit die Verlaffenfhaftsabhandlungspflege auch auf dem Lande 
vor ordentlihen Gerihtsbehörden und Magiftraten zu gefchehen hat, felg- 
lich hierbei der 5. Abjchn. des 2. Th. der allg. Inftrufzion v. 9. Sept. 
1785 zu beobachten ift, trit allerdings der Fall ordentliher Erbserflä- 
rungen ein, und tft fich hierüber wegen der Art und Zeit ihrer Ueberrei- 
hung, jo wie wegen derjelben Rechtswirkung, nad den in jeder Provinz 
dermal beftehenden Geſezen zu achten. 

Sp weit aber die Verlaffenfhaftsabhandlungspflege auf Dem Rande in 
dem Bezirfe der Dommmifalortsgerichte an die Wirtfchaftsämter gewiefen, 
und dafelbit de plano fürzugehen iſt, kann zwar von Weberreihung fürm- 
licher Erbserflärung und Beiziehung der Nechtsvertreter Feine Frage fein; 
dennoch it unvermeidlich, Daß der Erbe, er mag zur Erbfchaft durch lezt- 
willige Anordnung oder durch das Geſez berufen fein, von dem MWirth- 
fhaftsamte vernommen werde, ob und wie er die Erbſchaft antreten wolle, 
Daß demjelben von dem Wirthſchaftsamte hierbei die gefezmäßigen Folgen 
der unterlaffenen Inventur wohl verftandlich gemacht, und dann feine münd— 
lihe Erflärung, ob er die Erbfchaft wirflich antrete, ob er fie mit oder ohne 
Errihtung der Inventur antrete, zum Protofoll genommen wird. Das 
Drtsgeriht aber, dem das Wirthfchaftsamt die endlihe Verordnung der 
Verlaſſenſchaftseinantwortung zur Betätigung vorzulegen hat, foll hierauf 
die gehörige Aufmerffamfeit tragen. 


/ 2124. Hfd. v. 24. März 1825 N. 2082, an alle A. G., mit Aus- 
nahme v. Tir. u. Dalmat. 


Ueber die Frage: ob und für welche Fälle die obrigfeitlihen Wirth- 
fhaftsämter, außer der gerichtlihen Aufnahme eines lezten Willens und 
der gerichtlihen Todeserflärung eines Abwefenden, von den Amtshand- 
lungen, welche das allg. bürg. ©. Be einem Gerichte zuweiſet, nad 
der auf dem Lande beftehenden Juſtizverfaſſung auszuſchließen feien ? 
wird bedeutet: Es erübrige bei der beftehenden Juſtizverfaſſung nichts 
anderes, ald den Dominien zu überlaffen, unter der ihnen obliegenden 
Haftung dafür zu jorgen, daß die Erledigung der Streitfachen durch 
eine zum. Zivilrichteramte berechtigte Gerichtsperfon oder den delegirten 
Magiftrat bewirft, und eben jo, wenn es fih um gerichtliche Aufnahme 
eines lezten Willens handelt, oder die gerichtliche Todeserflärung eines 
Abwejenden zum Behufe einer Verlaffenjchaftsabhandlung angefucht wird, 


- 
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die SS. 589 und 277 des allg. b. ©. B. beobachtet; die übrigen Ge: 
Ihäfte außer Streitfahen hingegen, die nah dem Hfd. v. 21. Auguft 
1788 der 3. ©. ©. von dem Wirtbfchaftsamte behandelt werden kön— 
nen, und in Anfehbung welcher das Wirthichaftsamt die Gerichtsbehörde 
zu vertreten bat, an welhe Das allg. b. ©. B. ſolche Gefhäfte ver- 
weiſet, durch einen Beamten erlediget werden, der die Fähigkeit beſizt, 
die darüber in dem allg. b. G. B. enthaltenen Vorſchriften in Anwen— 
dung zu bringen; da das obrigkeitliche Amt jedes Dominiums, ohne 
Unterſchied, durch welche Organe dasſelbe ſeine Gerichtsbarkeit in und 
außer Streitſachen ausüben läßt, als das einzige Ortsgericht zu be— 
trachten iſt, an welches ſowohl die Parteien als das Obergericht ſich 
zu halten haben. — ©. 1779 u. f. 


2125. Hfd. v. 4. Febr. 1831 N. 2504, an d. böh. N. ©. 

Die Erpedizionen der Ortsgerichte über Zuftizgefchäfte, deren Er- 
fedigung nad. den Geſezen ausjhliegend dem Juſtiziär zufteht, find 
aud nur von dieſem allein, dagegen die Erpedizionen über folche Ju— 
ftisgefchäfte, welhe nah dem Hfd. v. 21. Aug. 1788 N. 879 der $. 
G. ©. das Wirthihaftsamt zu behandeln hat, von dem obrigkeitlichen 
Wirthſchaftsbeamten zu unterfertigen. 


2126: Hfd. v. 18. Nov. 1826 N. 2233, an alle A. G. mit Aus. v. 
Tirol. u. Dalm. 


Man hat in der Verwaltung der fammtlichen Zweige der Gerichtsbar- 
feit bei den Pfarr- und Kirchengütern eine Nenderung derzeit zu veranlaf- 
fen nicht befunden; jedoch hat das A. ©. auf die Befolgung der Hfd. von 
21. Aug. 1788 N. 879 u. v. 4. Sept. 1801 N. 536 der J. ©. ©.,*) des 
ven Ausführung ohnehin durch das Hfd. v. 17. Juni 1814 N. 1090 der J. 
G. 5. (422) a it, wie auch der Anordnung des Bat. v. 9. April 
:1789 R. 1001 der 3 G. S., daß zur F Führung des Grundbuches jederzeit 
ein dazu beeidigtes Individuum zu beftelfen jei, pflichtmäßig zu wachen **). 


*) Es lautet: Die erledigten Richterſtellen ſind immer mit ſolchen Individuen 
zu beſezen, ie ſich mit den Studienzeugniffen ausgemwiejen haben und ge= 
prüft find. ©. $. 430 der ©. ©. u. f. 


**) In der Kundmahung diefer Vorſchrift durch die k. F. Hkz. werden die 
Kreisämter angewiejen, daß fie bei jeder ſich ergebenden ihiflichen Gelegenheit 
und vorzüglich nach dem Tode eines Pfarrers, welcher Unterthanen hatte, ſich 
die Heberzeugung verihaffen: ob das Grundbuch und das Waiſenamt in Ordnung 
fei, damit jogleich bei einem fich diesfalld ergebenden Gebrechen die Einleitung 
wegen Defung der Unterthanen getroffen werden könne. (Hkzd. v. 28. Nov. 
1826 3. 33554 ©; 396). 


Handb. d. Serichtsinftrufzion. 65 
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Sechster Abſchnitt. 


Bon dem Benehmen der erften Behörde in Waifenfahen und Kurateln *%. 


* 


$. 45. 


Die Gerichtftelle hat auf die Perfon und das Vermögen 
der Minderjährigen, die ihrer Gerichtöbarfeit unterftehen, auf 


das Vermögen derjenigen Großjährigen, welchen die Gefeze Die. 


Verwaltung des Vermögens nicht anvertraut oder wieder ab: 
genommen haben, zu fehen. Diefe Geſchäfte find nad) Bor: 
fchrift des F. 26 zu leiten, i 


$. 46. 


In diefer Abficht ift, wenn nach einem Verftorbenen Pu: 
pillen bleiben, fogleic) der Tauf- und Zuname Dderfelben in ein 
eigenes Protofoll einzutragen. Diejenigen Pupillen, fo ein ge 
meinfchaftliche8, unzertheiltes Vermögen befizen, find in ein 
Folium einzutragen; von Den übrigen aber ift jedem ein be 
fondered Blatt des Protofolles zu widmen. 


$. 47. 


Dann ift fogleich ein ficherer, befcheidener, wohl gefitte; 
ter und rechtichaffener Mann zum VBormünder, und eben. fo 
bei einer vorfallenden Kuratel, bei den Kuranden ein recht— 
fchaffener, zuverläßiger Mann zum SKarator zu benennen, Sn 
Rükſicht Der Vormundichaftsgebung iſt fi) auf Das Genauefte 


*) Die vorzüglich fte Quelle für das Verfahren in Waiſen— * Kuratelsge⸗ 
ſchäften iſt Das 4. Hptſt. des a. b. G. B. Die wenigen in dieſem Abſchnitte der 
G. 3. vorfommenden, gegenwärtig noch brauchbaren Beſtimmungen ericheinen 


blos als Ergänzungen” Desjeiben. Daher müffen auch alle übrigen Verordnungen, 


* ſich auf die Vormundſchaft und Kuratel beziehen, als Ergänzungen des a. 

G. B. betrachtet und an die 99. des 4. Hptit. desſelhen angereiht werden. 
Sa aber dieſe Zufammenftellung dem Studirenden und Gejchäftsmanne bereits 
in Winiwarter’d Handbuche der Juſtiz- und politiihen Gefeze zum a. b. ©. 8. 
(2. Auflage, Wien 1835) N fo fand ich es nicht nothwendig, fie ebenfalls 
in meinem Handbuche der ©. 5. zu bearbeiten, 


— 
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nad) demjenigen zu achten, was in den beftehenden Gefezen 
diesfalls vorgefchrieben ift, 


$. 48, 


Das Vermögen des Pupillen ift genau zu erheben und 
zu protofolliven, und Dabei zu forgen, daß das Vermögen nad) 
Vorſchrift der Geſeze ficher geftellt, die Schulöbriefe und Prä— 
ziofen aber ſogleich in Die gerichtliche Verwahrung gegeben wer; 
den, Daher bei auffallenden Zweifeln der Bormund vorzu⸗ 
rufen, die Beſchaffenheit der Sache aufzuklären, über die nö— 
thige Vorſehung Berathſchlagungen zu pflegen, und dem Vor— 
munde die nöthige Anweiſung zu geben iſt. 


$. 49, 


Wenn ein Pupill feinen Aufenthaltsort verändern, einen 

Dienft erhalten, oder was immer für einen neuen Stand an: 
treten wollte, it von dem Vormund die Anzeige zu machen, 
und Die gerichtliche Bewilligung einzuholen. Das Gericht hat 
in ſolchen Fällen eine forgfältige Unterfuchung zu pflegen, und 
mit. väterliher Aufmerkjamfeit dasjenige vorzufehren, was dem - 
Beſten des Pupillen angemeffen fein wird, 


$. 50. 


Drei Monate vor der Grofjährigkeit des Pupillen iſt 
der Bormund vorzufordern, und auf feine Pflicht zu verneh: 
men, ob der Pupill fo befchaffen fer, daß ihm die Verwaltung 
‚ feines Vermögens übergeben werden könne. Findet der Vor: 
mund Fein Bedenfen, jo ift feine Aeußerung zu protofolliren, 
Der Pupill ift gegen Beibringung des Zaufjcheines mit dem 
Tage der erreichten 24 Jahre großjührig zu erflären, und dem 
Vormunde durch Defret anzuzeigen, Daß er feiner VBormund; . 
fchaft entlaffen ift, und Daher binnen einer ihm beftimmten 
verhältnigmäßtgen Frift feine Schlußrechnung zu erftatten habe, _ 
Dem großjährig Gewordenen aber ift zu bedeuten, daß er fein 
Vermögen nunmehr felbft übernehmen fünne. Wo ſodann jedes; 
mal die Schlußrechnung des Vormundes zu. berichtigen, wenn 
mehrere Pupillen vorhanden find, Die Abtheilung des Vermö— 
gens, und nad) berichtigter Abtheilung denfelben ſämmtlich, oder 
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dem einzigen die Uebergabe zu pflegen iſt. Hierüber muß eine 
Uebergabsurfunde entworfen, darin alles, was der Bormund an 
barem Gelde, Schulöbriefen, Präziofen, Realitäten, Vorräthen 
oder fonftigem Vermögen feinen gewefenen Mündel übergeben 
hat, eingetragen, Die Urfunde von dem Mündel, dem Bor; 
munde und zwei Zeugen unterfertigt, und dem Gerichte übergeben 
werden, 3 

Pupillen, welche Durch Die Erhaltung der Veniae aetatis zu 
der Verwaltung ihres Vermögens gelangen, ift folches auf die 
nämliche Art zu übergeben, wie es in Anfehung der gropjährig 
Gewordenen vorgeſchrieben iſt. 


$. 51. 


Sollte der Vormund folche Anftände vorbringen und bewei— 
fen, die den Mündel zur Erlangung der rechtlichen Großjährig: 
feit unfähig machten, fo ift folcher vorzurufen, über die Befhuk 
digung zu vernehmen, und wenn er fich hierüber nicht rechtfer- 
tigt, Durch ein öffentliches Edift Fund zu machen, Daß dem N. N. 
ungehindert der erlangten Großjährigfeit die freie Verwaltung 
feines Vermögens einzuräumen von Seite des Gerichtes nicht 
befunden worden. Daher er noch ferner als ein Mündel anzu: 
fehen und nad) dem Rechte der Minderjährigen von Jedermann 
zu behandeln fei. Die Vormundſchaft ift jodann nad) dem be; 
ftehenden Geſeze fortzufezen. * 
52. 

Ueber jeden Pupillen oder Kuranden ift nach der anfchlie: 
ßigen Form ein Waifenprotofoll mit folgenden Rubrifen zu füh— 
ren: 1) der Name des Bupillen oder Kuranden; in dieſer Rub: 
vie ift das Alter des Mündels anzufezen; 2) der Name des 
Vormundes, Kurator oder Adminiftratord; 3) der Aufenthalts: 
ort und Die Erziehungsart des Mündels; 4) das Vermögen des 
Mündels mit der furzen Bemerfung, wie Diefes befchaffen und 
woher es dem Pupillen zugefloffen ift, und mit Beziehung auf 
die Urkunden, in denen Davon mehrere Aufklärung erhoben wer— 
den kann; 5) von Zahr zu Zahr it anzumerken, ob und an 
welchem Tage fih der VBormund über die vom verfloffenen 
Sahre gepflogene Rechnungsrichtigfeit audgewiefen babe; 6) find 
alle Bewilligungen einzutragen, Die während der Minderjährig: 
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Feit in wichtigen Angelegenheiten eingeholt werden, 7) ift die 
Abtheilung des Vermögens bei denjenigen Mündeln anzumerfen, 
die ein gemeinfchaftliches Vermögen befizen; 8) ift die Erlö- 
fhung der Vormundſchaft einzutragen, und bei diefer Gelegen- 
heit die Uebergabsurfunde mit anzumerfen; und 9) Die etwa er: 
folgte Erklärung der Unfähigfeit, zur rechtlichen Großjährigkeit 
zu gelangen, anzufübren. 

Wenn fih in diefem Protofolle auf eine Urkunde berufen 
wird, ift zugleich die Stelle anzudeuten, wo fie in der Regiſtra— 
tur zu finden ift; Daher der zur Führung des Protofolld be; 
ftimmte Sefretär ſich von Zeit zu Zeit mit dem Regiftrator ein; 
zuvernehmen, und zu forgen hat, daß das Protofoll mit Ord— 
nung und Genauheit geführt werde. Dem Präfidium wird über; 
lafjen, zur Erleichterung der Arbeit und Beibehaltung einer glei: 
hen Form, die Rubriken Diefer Bögen in gehöriger Größe auf 
Screibpapier allenfalls druken zu laffen. Diefed Protofoll iſt mit 
Ende jedes Jahres dem Vorfizenden vorzulegen, Damit er von dem 
Stande der Punillarangelegenheiten Die erforderlidye Ueberficht 
erhalte, und wenn in Behandlung diefer Gefchäfte eine Anwei— 
fung, oder bei dem Verfonale irgend eine Vorſehung erforder; 
lid) wäre, Das Nöthige vorgefehrt werden möge. Die Ausfül: 
fung diefer Tabellen ift während des ganzen Sahreslaufes, wie 
"Die Gefchäfte vorfallen, zu bejorgen, und nicht von einer Zeit 
zur andern, noch weniger bis Ende des Jahres aufzufchieben, 


U. A. 7. U. Rechnungſachen. S. 53 — 56. 
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1: 


Name des 


Mündels oder 
Kuranden. 





Formular 
Des BProtofolles in Waifenfaden 





2. . 9. 
Aufenthalts Allenfälli 
" ge 
Deffen Bor: rt des a Während der N M ä 
* * * Vermoͤgen Rech Minderjah⸗ Abtheilung | Erlöfhung Erklärung 
* im er ie DER eichtigfeit. vigfeit einge DR A F u 
u x Fat: eit zur 
miniftrator. |Erziehungse Mundels. holte Beeenn ens | munbjWark; Großfährig- 
art. ligungen. feit 
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Siebenter Abſchnitt. 
Bon dem Benehmen der erſten Behörden in Rehnungfachen*), 


$. 95. 


Jedes Gefchäft, in welchem Rechnung zu legen fommt, und 
jeder Dazu beftimmte Rechnungsleger ift in einem eigenen Pro- 
tofolle anzumerken, um zu erfehen,-ob die Rechnung in der. ge 
fezmäßig beftimmten Zeit erlegt werde; faumfelige Rechnungs 
leger find mit Anfezung einer gemefjenen Frift, und, wenn 


diefe fruchtlos verflöße, durch Pönfälle -und andere wirffame 


Zwangsmittel zur Beförderung ihrer Geſchäfte anzuhalten. 


$. 54. 


Für jeden Rehnungsleger ift ein Referent zu benennen, 
Diefer hat darauf zu fehen, Daß ſowohl wegen Legung als 
Erledigung der Rechnung das Nöthige vorgefehrt werde, 


$. 55. 


Wenn die Rechnung bei dem Einreichungsprotofolle über: 
reicht worden, tft fie dem Buchhalter, und Durch Diefen, oder 
wo Feiner ift, unmittelbar durch Die Stelle, einem Raitoffizi- 
anten mit dem Auftrage zu übergeben, daß hierüber binnen 
14 Tagen Die. Erinnerungen erflattet werden follen, wenn 
nicht etwa die Größe, und Weitfchichtigfeit der Rechnungen 
eine verhältnigmäßig längere Friſt erfordern. 


$. 56. 

Die Pflicht des Raitoffizianten iſt, die Rechnung genau 
zu Durchgehn, und zwar, wenn es um eine erſte Nechnung zu 
thun ft, mit Zuhilfenehmung der fümmtlichen Abhandlungs: 
aften und Urfunden, aus Denen Das zu verrechnende Vermö⸗ 


2) Für die tiroliſchen Landgerichte und küſtenländiſchen Bezirksgerichte beſteht 
eine eigene Inſtrukzion in den Geſchäften außer Streit. Sie behandelt im 1. 
Hptit. die Verlajienichaftsabhandiung, im 2. Hptjt. das Benehmen in Waiſen— 
ſachen und Kuratelen, und im 3 Spht. das Benehmen in Rechnungſachen. Dieſe 
Inſtrukzion erſcheint in der J. ©. ©. (Ofd. v. 16. Juli 1824 N. 2024), in den 

. G. ©., und in eigenen Abdrüken. Daher war es nicht nothwendig, fie in 
mein Handbud aufzunehmen. 
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gen entftanden; außerdem aber mit Entgegenhaltung der vor: 
bergehenden Rechnung. Seine Aufmerkſamkeit muß darauf ge: 
richter fein: a) ob in dem Empfange nichts ausgelaffen wor: 
den; b) ob die Intereſſen oder fonftigen jährlichen Einfünfte 
genau auf einander folgen, und nicht übergangen worden; 
c) ob die Ausgaben der Drdnung nad) bewiefen find; d) ob 
nicht der Rechnungsleger, der 3. B. ein Vormund tft, eigen: 
mächtig vorgegangen, und alſo eine gerichtliche Bewilligung _ 
nachzuholen jehuldig ſei; e) ob in der Berechnung feine Sr; 
rung vorgegangen ſei; D ob der Rechnungsleger in der gefez 
mäßigen Sicherheit Den Naitreft ausgewiefen habe. Jeder An: 
ftand ift mittelft einer befonderen Zahl zu bemerfen, und dem 
Buchhalter zur Kontrollirung der Kichtigfeit Diefer Anmerfun: 
gen und Ueberreihung an das Einreichungsprotofoll zu behän— 
digen; wo Fein Buchhalter ift, wird Die Rechnung unmittelbar 
zum CEinreichungsprotofolle übergeben, 


6. 57% . a 
Bei dieſer Revifton hat der Raitoffiziant nicht mit über: 
triebener Strenge vorzugehen, Feine Ausftellungen zur Schi: 
Fane, noch Borfchläge zu geträumten Verbefferungen zu machen. 


$. 58. 


Wenn nun diefe Erinnerungen mit der Rechnung dem Re: 
ferenten zugeftellt worden, hat er Diefelben zu durchgehen, 
ſich ihrer Richtigkeit durch Einfehung der Rechnung zu verſi— 
chern, fein Referat hierüber nebjt den von ihm etwa felbft 
gemachten Bemerfungen zu verfertigen, und das Formale, nad) 
welchem er die Bemängelung zu verfaffen glaubt, vorzutragen, 


$. 59. 


Wenn eine Erinnerung des Buchhalter oder Naitoffizi- 
anten nähere Aufklärung fordert, fo it zur Berathichlagung 
der Buchhalter oder KRaitoffizier, jo die Erinnerung gemacht, 
zur Ausfunft beizuzieben, 


ı $. 60. 


Entdefte der Referent einen wichtigen übergangenen 
Anftand, fo tft der nachläffige Arbeiter zur mehreren Genau: 
heit anzubalten, bei nicht erfolgender Wirkung einer ſolchen 
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Erinnerung nach Befchaffenheit zur Verantwortung zu ziehen, 
auch allenfalld zu fafliren; doch ſoll die Kaflırung, wie über: 
haupt die Kaflırung eines jeden Beamten, deſſen Aufnahme 
den ©erichtitellen eingeräumt ift, nicht von dem Präfidium 
allein abhängen, fondern bei der allgemeinen Rathsverſamm— 
lung in Bortrag fommen, und nad der Mehrheit der Stim; 
men, gleich allen übrigen Geſchäften, beſchloſſen werden. 


$. 61. 

Ueber das Rechnungsreferat ift, ob die Rechnung zu er: 
ledigen, und dem Rechnungsführer nur in fünftiger Rechnung 
einige Nachträge anzubefehlen, oder aber ordentlihe Mängel 
auszuftellen find, in ordentlicher Sitzung zu beratbichlagen und 
nad) dem ausfallenden Konflufum entweder das Abfolutorium 
zu ertheilen, oder Die Zufertigung der Mängel zu veranlaffen, 
zugleich auch die Frift, binnen welcher die Mängel zu erläutern, 
mit Rüffiht auf die den Umftänden angemefjene TIhunlichfeit 
zu bejtimmen. 

$. 62. 

Die ausgeftellten Mängel bat der Rechnungsleger binnen 
der ihm beftimmten Frift zu erläutern. Dieſe Erläuterung ift 
dann abermals zu beurtheilen. Iſt fie zureichend, jo ift die 
vorige Bemängelung aufzuheben, oder nach Umftänden abzu 
ändern, Wäre Die Rechtfertigung nicht hinlänglih, fo find 
dem Redinungsleger in der Erledigung Die den Rechten ange 
meſſenen Aufträge zu machen. Jedem Auftrage ift zur Befol- 
gung die verhältnigmäßige Frift zu beftimmen, und diefelbe 
in dem Protokolle anzumerfen. Auch ift über die Befolgung 
der gerichtlichen Aufträge alles Ernſtes zu wachen. 


$. 63. 
Wenn der Rechnungsführer die in Anjehen der Mängel 
ihm geinachten Aufträge vollftändig befolgt hat, wird ihm das 
Abjolutorium ertheilt, 


$. 64. 

Wenn die Vormundſchaft, Kuratel oder Adminiftragion 
aufhört, fteht demjenigen, über deſſen Vermögen die Rechnung 
‚gelegt worden, oder feinen Erben bevor, die Rechnungen zu 
-fid) zu nehmen, Daher find folhe ohne Anftand, jedoch mit 
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der Borficht zu erfolgen, Daß man fie genau befchreibe, und 
über die Beilagen jeder Rechnung ein genaues Verzeichniß 
verfaffe, aucd über den Empfang eine Duittung ausgeſtellt 
werde, Würde Ddiefe Erfolglaffung von Theilnehmenden nicht 
angefucht; fo find die fümmtlichen während der Bormundfchaft, 


Kuratel oder Adminiftrazion eingefommenen Rechnungen, fammt 


allen dahin gehörigen Beilagen und Urkunden in der Regiſtra— 
tur, wo ſie ohnehin indeſſen aufbehalten worden, ordentlich 
beizulegen. 

$. 65. 


Ueber Die eingebrachten Rechnungen iſt nach dem folgen 
den Sormulare ein umftändliches Protofoll zu führen. Darin 
ift in der erften Rubrik der Name Des Rechnungslegers und 
der Gegenfiand der Rechnung, in Der zweiten die allenfalls 
geichehene Betreibung und hierzu angewendeten Mittel, in der 
dritten der Zag Der gelegten Rechnung anzumerfen; 4) ift ein 
zufchalten, an welchem Tage der Buchhalterei oder dem Rait— 
offizianten Die Rechnung um feine Bearbeitung übergeben wor; 
den; 5) iſt der Tag der hierüber übergebenen Erinnerungen; 
6) der Tag der dem Rechnungsleger zugeftellten Mängel und 
Die hierzu ausgemefjfene Zeitfrift; 7) der Tag der erfolgten 
Erläuterung; 8) find die befonderen Umftände anzuführen, fo 
die Ertheilung des Abjolutoriumd verhindern; 9) iſt der Tag 
des ertheilten Abfolutoriums; und endlid) 10) der Tag, wo 
die Kechnungen an die Partei erfolgt worden, einzutragen. 
Jeder Rechnung iſt ein eigener Bogen zu widmen, und dieſes 
Protokoll mit jedem Jahrgange abzuſchließen. Mithin iſt für 
das folgende Jahr ein neues aufzunehmen. Wenn ſich in dem 
Protokolle auf eine Urkunde berufen wird, ſo iſt immer zu— 
gleich anzumerken, in welchem Faszikel und Nr. der Regiſtra— 
tur ſie zu finden iſt. Daher der zur Führung des Protokol— 
les beſtimmte Sekretär ſich mit dem Regiſtrator einzuverneh— 
men hat, damit das Protokoll genau und umſtändlich geführt 
werde. Dem Präſidium ſteht es frei, Die Rubriken dieſer 
Protokolle zur Erleichterung der Schreiberei und Beibehaltung 


eines ale Sormates, auf Schreibpapier in gehöriger Größe 


drufen zu laffen, 





nu la x 


or 


des Protofotle8 über Rehnungsgefdäfte 
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1024 II. U. 8. A. Inrotulirung der Akten. S. 66 — 70. 


Hechter Abſchuitt. 
Bon dem Benehmen der erften Behörden bei Snrotulirung der Akten. 


8. 66. 


Die bei einigen ®erichten bisher gewöhnliche FREIE 
nähung der Aften hört Fünftig auf, und foll die, Inrotulirung 
der Aften von einem Rathe und einem Kanzliften gefchehen, 
und ift fich Dabei nach Vorfchrift der Gerichtsordnung zu be; 
nehmen. ©. 1689. $. 6 u. 8. 


$. 67. 

Die Klage ift mit der Zahl I, die Einrede mit II, Die 
Replik mit II, die Duplif mit IV zu bezeichnen. Wenn wei; 
tere Schriften gelaufen find, erhält die Schlußſchrift die Zahl 
V, die Gegenſchlußſchrift die Zahl VI; in dieſer Ordnung iſt 
jede Schrift mit der ihr eigenen Zahl zu bezeihnen. Dann 
find die Beilagen jeder Schrift in der Ordnung, und unter 
dem Zeichen, unter weldhem fie angeführt worden, zu durchge: 
ben, und bei jeder von außen durch den Rath anzumerfen, 
3. B. zu MN. la, zu N. I 1, Die Beilagen des SHlägerd 
find nach der Reihe der Buchftaben, Die Beilagen des Beflag: 
ten nad) der Reihe der Zahlen aufzuführen, damit man Dies 
felben bei dem erften Blife unterfcheiden möge Wie die Bei: 
lage vorfommt, ift diefelbe, wenn wegen der Legung Fein 
Streit entfteht, dem SKanzliften anzuzeigen, damit er fie in 
dem Rotulus anmerfe. 


$. 68. 


Der Rotulus ift fo zu fallen, Daß die Rubrik jeder 
Schrift, dann die Benennung und das Datum jeder der 
Schrift bei Inrotulirung beigelegten Urkunde angemerkt werde. 
Wenn alle Beilagen eingetragen ſind, haben die Gerichtsabge— 
ordneten den Rotulus zu unterſchreiben. 


$. 69. 
Wenn in einer Schrift eine Urkunde angeführt ft, Die 


bei der Snrotulirung nicht beigebracht wird, ift in der Schrift 
an dem Drte, wo fich darauf berufen wird, von dem Rathe 
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anzumerken: »Nicht beigebracht, « Wenn eine in der Schrift 
angeführte Urfunde zwar beigebracht ift, aber nicht gelegt wer: 
den könnte, weil fie dem Gegentheile nicht zugeftellt worden, 
ift in der Schrift an dem Orte, wo hiervon Meldung ge: 
Ihieht, anzumerken: »Wegen unterlaflener Zuftellung nicht 
gelegt.« Wenn endlid die Legung einer Urfunde ftreitig wird, 
find beide Theile zu hören, warum nämlich der eine die Le; 
gung zu beftreiten, der andere zu behaupten gedenft; die dies; 
fälligen beiderfeitigen Behelfe find in ein von dem Kanzliften 
zu verfaffendes Protofoll aufzunehmen, Indeſſen ift die Ur: 
funde bei der Inrotulirung dennoch zu legen, aber von dem 
Rathe in der Schrift an dem Orte, wo fich hierauf bezogen 
wird, zur Seite anzumerken: »Die Legung ftreitig.« 


$. 70. 


Die inrotulirten Aften find fammt dem Rotulus mit ei: 
nem Ueberſchlage zufammen zu binden, worauf die Rubrif des 
Prozefjes folgendermaßen gejezt wird: »Schriftliches Verfahren 
in der Rechtfache des Georg N. wider Peter N. wegen . . 
inrotulirt den . .« Die Aufjchrift muß den Tauf- und Zu: 
namen des Klägers, den Tauf- und Zunamen des Beklagten, 
und furz den Gegenftand, um den es fich handelt, enthalten. 
Dann hat der abgeordnete Rath DieAften zu verfiegeln, zur 
nächſten Sitzung der Kathöverfammlung mit fich zu bringen, 
und hiervon zu dem Ende Erinnerung zu maden, Damit in 
dem Sinrotulirungsprotofolle, Das von einem durch den Bor: 
fizenden ernannten Gefretär zu führen iſt, die Eintragung 
geſchehe. Der Prozeß wird alsdann einem Referenten zuge: 
Ihrieben und übergeben, bei welcher Zutheilung der Vorfizende 
an den Rath, dem das ehehin zwiſchen Den Parteien gelaufene 
Verfahren zugetheilt geweſen, nicht gebunden ift. 

Uebrigens wird der bei einigen Gerichten beftandene Ge— 
braud), Die inrotulirten Akten dem Cinreichungsprotofolle zu: 
zuweilen, abgeftellt. 

S. I. Abth. $. 23, u. 23. Kap. d. ©. ©, 
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Meunter Abfchnitt. 
Don dem Benehmen der eriten Behörden bei gerichtlihen Deppfiten, 


$. 71. 


Damit die zu Händen der Gerichtftellen gelangenden De: 
pofiten mit Verläßlichfeit beforgt werden, hat das Präſidium 
einen wohl verwahrten, gegen das Einbredhen nach Möglich: 
feit geficherten Ort in dem Gerihtöhaufe zu beftimmen, und 
dahin eine nad) VBerhältnig der einlangenden Depofiten hin: 
länglid) geräumige eiferne Truhe zur Depofitenfaffe anzuſchaf— 
fen, welche an dem Boden feft anzufchrauben, und mit einem 
ftarfen, dem Einbrechen nicht leicht ausgefezten Schloffe in der - 
Mitte, nebft Arben an den Seiten zu verfchiedenen ftarfen 
Anhängfchlöffern, zu verfehen ift, daß aljo die Kaffatruhe unter 
mehreren Schlüffeln gehalten werte, 


%r72 


s Die Stelle hat für Die Depofitenfaffe i in Solidum zu. haf⸗ 
ten. Zu Beforgung derfelben jind bei einer allgemeinen Rath; 
verſammlung durch Mehrheit der Stimmen fo viele zu benennen, 
ald die Stelle nöthig findet. -Zedes Diefer Individuen iſt mit 
einem eigenen Schlüffel zu verfehen, fo, daß die Kaffe ohne ge: 
meinjchaftliches Einverftändniß der benannten Bl nicht 
geöffnet werden könne. 


2127. Hfd. v. 19. Sept. 1783 N. 189, and. n. ö. A. ©. 


Sedem Rathsgremium fei die eigene Bejorgung der an dasfelbe ge- 
lfangenden Depofitorum übergeben, und demfelben die Wahl der Leute 
überlaffen, welchen die Depofita anvertraut werden wollen ; gleichwie dann 
mehrere aus ihrem Mittel zu einer verdoppelten Sperre in Diefem Ges 
fhäfte angeftellt werden mögen. Wonad) jedoch das Gremium. in Splidum 
für die Depofita zu haften babe; dagegen fei das gewöhnliche Zählgeld, 
worauf das Nerarium feinen Anfpruch mehr zu machen habe, zur Bezah— 
(ung jener Individuen, deren Anjtellung für die Sicherheit nöthig Beh: 
den wird, Fünftig zu verwenden, das Nerarium aber von aller Outftehung, 
ſo wie von Befoldung oder Penfionirung diefer Leute zu entheben. 


2128. Hfd.v. a. San. 1788 N. 762, an alle A. ©. 


d) Den Stellen, welche für die zu ihren Händen hinterlegten Depo- 
fita zu haften haben, find alle eingehenden Deppfitengelder ohne Ausnahme, 
folglich auch jene, die in den Gejchäften des adelichen Richteramtes ein— 
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Regen, überlaffen, und fann fi das Taramt eines Anfpruches darauf 
nicht anmaßen. 


$. 73. 


In die Depofitenfaffe foll ohne fchriftlihen Auftrag der 
Serichtftelle, welcher jedesmal bei den Kommifjionsaften aufzu- 
behalten ift, nichts eingenommen, und eben fo ohne fchriftlichen 
Auftrag nichts Daraus erfolgt werden. 


$. 74° 

‚ Eine Partei, die ſich wegen Uebergebung eines Depofitums 
meldet, ift vor die Rathsverſammlung, außer welder fein De: 
pofitum anzunehmen ift, zu fordern, Hier hat fie dem Borfizs 
führenden das Deyofitum felbft, dann auch die fehriftliche An— 
zeige Darüber in 3 Eremplaren zu überreichen, und darin nebft 
dem Namen des Deponenten genau auszudrüfen, worin das 
Depofitum eigentlich beftehe, und in welcher Abficht es eingelegt 
werde, 


2129. Hfd. v. 13. März 1813 N. 1032, an alle A. ©. 

Ueber die Anfrage: wie in Hinfiht der Uebernahme und mittlerwei— 
ligen Aufbewahrung jener Depofiten fih benommen werden foll, welde 
außer den Nathstagen anlangen, haben Se, Majeftät zu verfügen befun- 
den: Da die Landrechte gegen Bezug des Zahlgeldes für die Depofiten zu 
haften haben, und fie allein in der Lage find, zu beurtheilen, welchem 
ihrer Beamten fie das volle Zutrauen jehenfen fünnen; fo ſei lediglich 
ihrer Auswahl zu üßerlafen, welhem ihrer Beamten fie die Uebernahme 
der außer den Rathstagen einlangenden Depofiten anvertrauen wollen. 
Dieſe Erläge feien ſohin unter der Mitjverre eines andern beeideten 
Beamten bis zum folgenden Rathstage aufzubewahren und dann in den 
Rath zu geben. 


$. 75. 

Wenn dad Depofitum zur gerichtlichen Uebernahme geeig: 

net ift, jo muß das Erlagsanbringen in dem Einreichungsproto— 
folle dDesjelben Tages, an weldhem Der Erlag geſchieht, fogleich 
vorgemerft und durch den Sekretär dahin defretirt werden, daß 
die. Depofitenfommifläre das Erleate in die Depofitenfaffe zu 
übernehmen haben, Die Depofitenfommiffäre haben fich alsdann 
mit der Partei fogleich an den Ort der Depofitenfaffe zu bege: 
ben, daſelbſt die Eigenfchaft des Depofitums in Augenfchein zu 
nehmen, und ſich über die Richtigkeit desſelben zu. vwerfichern, 
die, Barfchaft mit aller VBorfiht und Berläßlichkeit zu zählen, 
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den Geldfäfen, oder wo es fonft immer thunlic, das Werfchaft 
der deponirenden Partei aufdrüfen zu laffen. Nach hergeftellter 
Kichtigfeit wird auf alle-drei ihnen zudefretirte Anbringen der 
Erlagichein ausgefertigt, in welchem der eigentliche Betrag und 
die Bejchaffenheit des Depofitums genau ausgedrüft, und zu: 
gleich das Foltum, in weldhem das Depofitum in dem Protofolle 
der Depofitenfommiffion einfommt, angezeigt werden muß, Diefe 
Erlagicheine haben die Depofitenfommiffäre zur Bewährung ins: 
gefanımt zu unterfertigen, 


$. 76. 

Bon den drei mit den Erlagjcheinen verfehenen Anbringen 
balten die Kommiſſäre eines zu ihrer Bedefung zurüf, die bei: 
den übrigen aber find bei der Ratheverfammlung desfelben Ta; 
ges, oder, wenn fie ſchon geendigt wäre, bei der nächften Rath: 
fizung ohne Verzug zu überreichen; ein Exemplar muß in der 
Regiſtratur aufbehalten, und das andere dem Erpeditor, um 
foldyes der’ Partei auf Anmelden und gegen Entridytung der“ 
Zare hinaus zu geben, zugeftellt werden. 


$.M7; 


Wenn die Erfolglaffung eines gerichtlichen Depofitums ge: 
heben ſoll, it Das gehörig inftruirte Erfolglaffungsgefuch bei 
dem Einreichungsprotofolle einzugeben und wie die übrigen Ex— 
hibiten zu behandeln, und die angeſuchte Erfolglaffung in die 
nöthige Berathfchlagung zu nehmen. Sn den hierauf zu erthei: 
lenden Bejcheide muß der. Betrag und die Befchaffenheit des 
Depofitums wohl ausgedrüft, aud gegen weflen Quittung. die 
Erfolglaffung geſchehen könne, deutlich beſtimmt werden. Seder 
Beſcheid über eine bewilligte Erfolglaffung ift nicht blos von 
dem Gefretär zu unterfertigen, fondern das Präſidium hat aud: 
»Geſehen,« eigenhändig beizufezen, und das Amtfiegel aufdrüfen 
zu laffen. Wo ſodann dieſes erledigte Driginalanbringen der 
Partei auszuhändigen ift, Damit ſich Diefe der Erfolglaffung hal: 
ber bei den Depofitenfommiffären an dem in dem Befcheide aus; 
zudrüfenden Orte, Tage und Etunde anmelden Fönne. 


$. 78. 
Don dem ertheilten Befcheide iſt den Depofitenfommiffären. 
jogleih eine Abfchrift in der Abficht zu ertheilen, Damit ſich diefe 
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um die der Partei beſtimmte Zeit zur Leiftung der Erfolglaf- 
fung einfinden. Die Partei, welche die Erfolglaffung verlangt, 
hat ſich mit Einlegung des Driginalbefcheides zu. legitimiren, 
worauf gegen eine legale Driginalquittung desjenigen, an welchen 
die Erfolglaffung bewilligt worden, dad in dem Befcheide aus: 
gedrüfte Depojitum fogleih zu erfolgen, die Originalverwilli— 
gung jammt der Quittung bei dem Protofolle in einem hierzu 
- bejtimmten verſchloſſenen Kaften aufzubehalten ift. 


Borficht bei Obligazionen. 
2130. Hfd. v. 6. Nov. 1783 R. 207, an d.e n. ö. A. ©. 


Alle bereits deponirten nder noch ferners zu deponirenden Obli— 
gagionen ſollen zur Abwendung aller Bevortheilungen mit der Anmer— 
fung » >Die Obligazion ift bei dem k. k. Landrechte derzeit deppfitirt,« 
und mit Aufdrüfung eines befondern Amtfiegeld bezeichnet, fodann im 
Falle der Erfolglafjung die Anmerfung: »Diefe Obligazion ift dem N. N. 
von dem FE. k. Landrechte erfolgte, nebft abermaliger Aufdrüfung des 
obbefagten Amtfiegels, beigefezt werden. 


2131. Ofd. v. 30. DE. 1794 N. 201, and. in. od. A. ©. 


a) Aus den Depofitenämtern find den Parteien die Obligazionen 
zur Umſchreibung nicht auszufolgen, fondern derlei Umfchreibung von Amts— 
wegen zu beforgen. 


2132. Ofd. v. 29. Dt. 1813 N. 1075, an alle A. ©. 


Sn Gemäßheit des Hfd. v. 6. Nov. 1783 N. 207 fol zur Beſei— 
tigung aller Bevortheilungen der bei den Depofitenämtern deponirten 
Staafspapiere. die Anmerkung: Diefe Obligazion tft bei dem 
N. N. Depofitenamte hinterlegt, beigefügt, und fblcher das Amt- 
fiegel beigedruft werden. 

Bei Erfolglaffung der Obligazion hat mit wiederholter Beidrufung 
des Amtfiegels neuerdings folgende Anmerkung zu geſchehen: Diefe 
Dbligazion iff dem N. WR. von dem N. R. Deppfitenamte 
erfolgt. 


2133. Def. d. o. d. Reg. v. 29. Mai 1829 3. 14968 (9. 354). 


Da zufolge der beftehenden gefezlihen Vorſchriften alle zu Gericht 
erlegten öffentlihen und Privat» Schuldfheine mit der Anmerfung ver- 
fehen werden müſſen, daß fie bei Gericht deponirt find, fo hat die hohe 
Hpffanzlei im Einvernehmen mit derf. k. allg. Hoffammer und der, £. ober- 
ften Zuftizitelle mittelft Defret3 vom 18. d. M. 3. 11627, zu befchließen 
geruhet, daß auch bei der Verabfolgung diefer Schuldfcheine das Amts— 
zeugniß ded Gerichts »daß fie der Partei verabfolgt wurden« darauf 
gejezt werden müſſe; weil widrigenfalld der Empfänger der Obligazion 
an der Verfügung über fein Eigenthbum gehindert, und die rechtmäßig 
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erfolgte Obligazion von einer aus dem Depofito entwendeten nicht zu 
unterfcheiden wäre. 

Dieje h. Entſchl. wird den fammtlichen k. k. Kreisamtern mit Be- 
ziehbung auf Die bierorfige Verordnung v. 28. Juni 1828 3. 16588, 
duch welche das in dem entgegengefezten Sinne erlaffene Regierungs- 
defret vom 24. Auguft 1826 3. 19615, bereit3 widerrufen wurde, zur 
weitern geeigneten Verfügung und der k. k. Kreditsfaffe dahier zur 
Wifenfhaft und Benehmung befannt gemacht. ENG 


Zinfen der Dbligazionen. 
2134. Hfd. v. 17. Aug. 1810 N. 911, an alle A. ©.*) 


Bei Gelegenheit eines bejondern Falles bat ſich das Bedenkliche 
der bei den üffentlihen Staatsfreditsfaffen bisher beobachteten Mani- 
pulazion, wonach diefelben ‚jedem wie immer Namen habenden Depo- 
fitenamte die Sntereffen von jeder, auh auf Namen der Parteien 
lautenden vffentlihen DObligagion, bios gegen die von dem Deppfiten- 
amte gefertigte Quittung ohneweiters verabfolgt haben, gezeigt. 


Um den aus diefer Mantipulazion nicht ohne Grund zu befprgenden 


Mißbräuchen vorzubeugen, und bei den von Seite der Deppfitenämter _ 
zu gejchehenden Snterefjenbehebungen die gehörige Sicherheit zu erzielen, 
it die Einleitung zu treffen, daß ſämmtliche öffentliche Staatsobliga— 
sionen, wovon Depofitenämter die Intereſſen bei einer der bierortigen 
Staatsfreditshauptfaffen, namentlih: 1) der Banfohauptfaffe, 2) der k.k. 
Univerfalftaatsfchuldenfaffe, und 3) der niederlandijch » lombardifchen Filial- 
fchuldenfaffe zu erheben haben, auf diefe Nemter zu Gunften der Parteien 
umgefchrieben, oder wo folhes nicht thunlich ift, von den betreffenden 
Serichtsbehörden für jede. der drei benannten Kaffen über jene, Obli- 
gazionen, von welden die Depoſitenämter die Intereſſen zu erheben 
haben, abgefonderte, das tft, folhe Konfignazionen, in welchen für jede 
Kaffe nur jene Obligazionen enthalten find, von denen fie die Inter— 
eſſen zu berichtigen bat, mit genauer Angabe der Nummer, des Datums, 
des Kapitalsbetrages und des Namens, auf welhen die Obligazion 
lautet, fobald möglich verfaßt und an die betreffende Kaſſe eingefendet 
werden, welche nach diefen Konſignazionen die gehörige Vormerfung zu 
maden bat. Für künftige Falle aber, fo wie binfihtlih der gerade 
jezt a Intereſſen, ſind die Depoſitenämter von Fall zu Fall 
mit eigenen, d. i. für jeden einzelnen Fall beſonders ausgeſtellten, die 
Berechtigung zur Snterkffeibehehung von der benannten Obligagion aus- 
drüflih enthaltenden Verordnungen der betreffenden Gerichtsbehörden 
zu verfehen, welche fie jederzeit bei der erften Interefjenerhebung einer 
Dbligazion, son der ihnen vorher dieſes Necht nicht zuftand, zur ges 
börigen VBormerfung einzulegen haben. Dieje leztere Verfügung bat 


Br Dieſes Hfd. wurde am 17. Nov. 1810 über Note der Hoffammer v. 31. 
Okt. d. 3. auch auf die in Depofito befindlichen n. ö. ſtändiſchen Obligazio- 
nen ausgedehnt, — Fi G. zur Nachachtung befannt gemacht und der Ter— 
min bis Ende Dez. d. 3. feſtgeſezt. 
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jedoch nur für die gerade verfallenden Intereſſen, deren Erhebung ſchon 
dermal den Depofitenämtern zufteht, und diefed nur bis Ende Sept. d. 3. 
zu gelten. Nach Verlauf diefes Termins werden feinem Deppfitenamte 
Dbligazionsintereffen erfolgt werden, wenn nicht a) die Obligazion auf 
den Namen des Depoſitenamtes lautet; oder b) in der von der betreffen= 
den Gerichtsbehörde verfaßten Konſignazion über jene Obligazionen, deren 
Sintereffenbehebung dem in der Konfignazion genannten Depofitenamte 
zufteht, enthalten it; oder c) wenn für den Fall, daß fie im diefen 
Konfignazionen, deren alfogleihe Vormerfung in dem Kreditsbuche der 
Banfohauptfaffe zur ftrengiten Prlicht gemacht. wird, nicht enthalten iſt, 
das Depofitenamt nicht die legitimirende Verprdnung der betreffenden 
Gerichtöbehörde beibringt; oder endlih d) das Depofitenamt ſchon im 
Kreditsbuche vermöge einer früheren beigebrachten Legitimazionsverordnung 
der Gerichtsbehörde, als zur Erhebung der betreffenden Sntereffen, vor= 
gemerft ift. 


2135- Hfd. v. 25. Jan. 1811 N. 925, an d.n. ö. A. ©. 

Die Anzeigen und Ausweiſe der Depofitenämter über die von ihnen 
zu erhebenden und zu quittivenden Intereſſen öffentlicher oder n. ö. ſtän— 
difcher Obligazionen find unmittelbar an die betreffende öffentliche Kalle 
zu überfenden. 


Erfolglaffung von Amtswegen., 


2136. Ihfd. v. 10. April 1836 an alle A. ©. (Pichl 36). Hfr. Reff. 
v. 7. Aug. F. 952. 
Ueber die Frage: ob gerichtlihe Depofiten, wenn der Grund der 
Deponirung aufgehört hat, von Amtöwegen zu verabfolgen feien, ift am 
5. April 1835 die a. h. Entſchl. dahin erfolgt, dag Se. Majeftät fich nicht 
beftimmt finden, die Gerichtitellen durch eine neue gejezlihe Anordnung 
zur Zurüfftellung jener Depofiten, binfichtlich welcher der Grund des Er— 
lages nicht mehr beiteht, an die Eigenthümer gegen deren Willen zu er= 
mächtigen. Doc bleibe es denjelben unbenommen, wenn fie im Laufe 
ihrer Amtshandlungen zur Kenntnig folder ohne rechtlichen Grund an— 
liegenden Depofiten gelangen, im gütlihen Wege dahin zu wirfen, daß 
diefelben von den Eigenthümern zurüfgenommen werden. ö 


Vorſchüſſe an Berfazämter. 


2137. Hkzd. v. 21. Febr. 1834, an d. böh., fleier., illir. u. n. ö. 
et. u. Ihfd. v. 15. März an alle A. ©. (Pichl. 35). 

Se. Majeftät haben mit a. h. Entfchl. v. 1. Febr. 1834 zu. befehlen 
geruhet, daß den Verſazämtern nicht nur feine Vorſchüſſe aus den gericht- 
lihen Depofitenämtern mehr zu erfolgen find, fondern es fer auch darauf 
zu halten, daß die noch unberichtigten, fo wie es die Kräfte diefer Anſtalten 
zulaffen, an die Gerichtöftellen, oder an das Nerar, wenn das leztere ver- 
möge der ihm obliegenden Haftung für die unverzüglihe Nüfftellung ſolcher 
Vorſchüſſe auf jedesmaliges Verlangen der Gerichtäitelle den Vorſchuß 
bereits zurüfgeftellt hat, zurüfgezahlt werden. 
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Kaduzität der Depofiten. 
2138. Hfd. v. 8. März 1782 N. 36, an alle A. ©. i 
Die als faduf erklärten Depofita ſollen ad camerale übernommen, 
und von dem Fisfalamte-jedes Landes für Die richtige Ueberantwortumg 
Sorge getragen werden. 


4 2139. Hfd. v. 30. Okt. 1802 N. 582, an alle A. G. 


Jene Gerichtſtellen, bei welchen ſich alte Depoſiten befinden, haben 
in Gemäßheit der Verordnungen v. 5. Aug. 1779, und 8. März 1782 
N. 36 der ©. ©., nad) Verlauf von 32 Jahren die unbefannten Eigen- 
thümer von dergleichen Depofiten zur Beibringung ihrer Cegitimagionen 
durch gehörig kund zu machende Edikte, mit Beſtimmung einer Friſt von 
einem Sabre, _6 Kochen und 3 Tagen vorzufordern, die hierüber einge- 
langten Legitimazionsurkunden in Beurtheilung zu nehmen, und ex officio 
nobili hierüber zu entfcheiden; wenn ſich aber Fein Eigenthumswerber 
meldete oder gehörig legitimirte, diefelben nach erloſchener Ediftalfrift als 
heimfällig zu erflären und dem Kamerale zu übergeben. 


2140. Hfd. v. 21. Sept. 1819 N. 1609, and. n. d. Regier. 


In Hinficht des von dem wiener Magiftrate angeſprochenen Heim— 
fallsrechtes haben nachftehende Beftimmungen in gefezlihe Wirffamfeit zu 
treten: 

1. Dem Magiftrate der Haupt= und Refidenzitadt Wien fteht das 5 
Heimfallsreht nur auf die erbloſen Verlaffenjchaften dev Bürger Wiens 
und jener Einwohner des Burgfriedens zu, welche nach der zur Zeit des 
Albertinifchen Freiheits= und Konzeflionsbriefes von Lichtmeß 1383 be— 
ftandenen Jurisdikzionsnorm nicht einer andern, als der J— 
Gerichtsbarkeit zugewieſen waren. 

2. Eben ſo gebührt ihm das Heimfallsrecht auf die zur Bedekung des 
vormals in Uebung gewejenen bürgerlichen Zurispifjionsabfahrtögeldes bei 
ihm erliegenden Deppfiten; jedoh nur in fo weit, als dieſelben den 
Betrag der Abfahrtsgeldforderung nicht überfteigen. 

3. Auf das allfällige Uebermaß ſolcher Depofiten aber, fo wie auf das 
aus andern Veranlajjungen in Verwahrung des Magiftrates als einer » 
politifhen und als einer Zivilgerichtsbehörde befindliche Vermögen, fteht 
ihm das Heimfallsrecht nicht zu. 

4. Als Kriminalgericht gebührt ihm jedoch das Heimfallsredht auf Die 
bei —* diesfälligen Amtshandlung ſich ergebenden Dpoſiten in ſofern, 
als die Kriminalgerichtskoſten aus ſeiner Kaſſe beſtritten werden. 

5. Als Grundherrſchaft in und außer dem Burgfrieden Wiens ge— 
bührt ihm das Heimfallgrecht nur auf die unterthänigen Grundgüter, kei— 
neswegs aber auf das bewegliche, erblofe Verlaffenfhaftsvermögen der 
Unterthanen, wenn nicht der $. ı feine Anwendung erhalt. In Gemäßheit 
diefer nunmehr rechtskräftigen Beftimmungen tft der wiener Magiftrat ans 
zuweiſen, und ihm aufzutragen, diejelben, zur genauen Nahahtung und 
Vermeidung aller Anftände in der Zukunft, in feine Gedenfbücher einzu— 
tragen, und ala eine autbentifche Auslegung des Albertinifchen Freiheits- 
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briefes von Lichtmeß 1383 ſowohl, als auch als den gefezlihen Inbegriff 
des ſtädtiſchen Deimfallsrechtes, den Freiheiten und Privilegien der Stadt 
Wien einzufchalten. Uebrigens find jene Kaduzitäten, deren Eigenthümer 
durch das Edift v. 3. Aug. 1811 aufgefordert, von Diefen aber entweder 
nicht angeſprochen oder nicht behauptet wurden, von dem Magiftrate, der 
Provinzialitaatsbuhhaltung und der Doffammerprofuratur nach vorſte— 
henden Beftimmungen zu Gunften des Aerariums behandeln zu laffen. 


2141. Zt. des n.-üfl. U. ©. v. 13. Sept. 1820 W%. 1701, mit 
Genehmigung der vereinten Hofkanzlei und der allg. Hof— 
kammer *). 


Um Beeinträchtigungen des höchſten Finanzregals — Die Nicht- 
kenntniß oder durch Nichtbenbahtung der beftehenden Geſeze von Seite 
der Obrigfeiten bei Einziehung heimfalliger Güter in den f. f. Staaten 
wirkſam hintan zu halten, wird jämmtlihen Dominien und Magijtraten 
das Verfahren bei Ausübung des Kaduzitätsrechtes nad) den ohnehin fhon 
beftehenden älteren und neueren Vorfchriften, insbefondere nach der h. 
Entſchl. v. 23. Zuli 1779, Fundgemaht durch Zirf. v. 5. Aug. 17795 nad 
der h. Entſchl. v. 9. Nov. 1780, nad dem Hfd. v. 8. März 1782 N. 36, 
nad dem h. Patente v. 20. — 1790 N. 97, nach dem Hfd. v. 30. Okt. 
1802 M. 582 der J. ©. ©.; dann nad) den Vorſchriften des allg. b. Ge— 
ſezbuches zur an Darnachachtung biermit vorgeſchrieben: 

§. 1. Alle Obrigkeiten und Magiſtrate, bei denen ſich Depoſiten 
befinden, zu welchen ſich ſeit 33 Jahren kein Eigenthümer vorgefunden 
- bat, dieſe Depoſiten mögen von Verlaſſenſchaften oder won gerichtlichen 
Erlägen herrühren, find verbunden, die Ediftaleinberufung der Eigen 
thümer mit Feitjezung der Frift von 1 Jahre, 6 Wochen und 3 Tagen 
zur Darthuung ihrer Anfprüche einzuleiten. 

$. 2. Wenn fih binnen der Ediktalfriſt Jemand mit Anſprüchen auf 
ein Depoſitum meldet, iſt die vorfordernde Obrigkeit verpflichtet, deſſen 
Legitimazionsurkunden der ka k. (Hof und n. öſt.*) Kammerprokuratur 
mitzutheilen, welche dieſelben mit ihrem Gutachten über die Rechtsbe— 
ſtändigkeit der Forderung begleitet, der Obrigkeit zurükſtellen wird. Die 
Obrigkeit hat ſodann die Entſcheidung ex officio nobili, unter Vorbe— 
halt des Rekurſes, zu fällen, und ſolche der f. k. (Hof und n. öſt.) Kam— 
merprofuratur befannt zu machen, Damit diefe zur Aufrehthaltung der 
landesfürftlihen Negalien  berufende Behörde das dem Kammeralärarium 
vorbehaftene Recht der Einziehung erbiofer sder herrnlofer Güter geltend 
machen könne. 

$. 3. Wenn fih innerhalb der Ediktalfrift Niemand anmeldet, und 


*) Dieje Vorfhrift wurde auch dur das Hfzd. v. 18. Mai 1825. 3..1508 
allen Lit, zur Darnahahtung mitgetheilt, und in Gal. am. 12, Mai 1836 
3. 39755 (9. 77) und in Böh. als Gub. Bdg. u v. 2. Sän. 1828 3. -64479 ex 
1827 (P. 1) Fundgemadht; in Gteier. eingeichärft durch Gub, Sn v. 14. 
Aug. 1833 3. 12765 (P. 205). 


**) Sp den übrigen Provinzen der im Lande befindlichen F f. Kammerpro- 
kuratur. 
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wenn die Obrigfeit felbft aus was immer für einem Grunde das Heimfalls- 
recht in Anſpruch nimmt; jo bat diefelbe ebenfalls die Anzeige an die k. k. 
(Hof- und n. 8.) Kammerprofuratur zu machen. 

5. 4. Sollte eine Obrigfeit ein der Einziehung an das Kameral- 
ararium unterliegendes Vermögen verjchweigen, fo hat fie den dritten 
Theil des verfchwiegenen Vermögens ald Strafe zu erlegen, und diefer 
Betrag hat dem Anzeiger zuzukommen. 

$. 5. Uebrigens verfteht es fih von felbt, daß durch die gegenwär— 
tige Anordnung diejenigen Gerechtfamen feine Veränderung erleiden, die 
a) in Anfehung Fadufer Güter dem Kriminalgerichte nach dem $. 519 
I. Th. des Geſezbuches über Verbrechen und ſchwere Polizetübertretungen; 
b) den Erbpacht- und Erbzinsheren als Grundherrn nah dem $. 1149 
des al. b. Gefezbuhes uud nah dem Pat. v. 20. Dez. 1790 N. 97 
der J. ©. ©.; ©) anderen Perfonen aus befonderen Privilegien; nder 
endlih d) = Schuldnern aus dem Rechtsinftitute der — zu 
Statten kommen. 


2142. Vog. d. böh. WA. ©. v. 20. Feb. 1837 3. 3622, an das 
Landrecht, den prager Magiftrat, das Wechfel- und Mer- 
Fantilgericht, die. Kammerprofuratur, die 4 Diftriftualberg- 
gerichte, an alle übrigen Magiftrate und Ortsgerichte (P. 66). 


Seine F. f. Majeftät haben nach dem Inhalte des Ihfd. v. 7. Febr. 
l. J. Z. 7858, zu verordnnen befunden, denjenigen mit mehreren geprüften 
Kathen befezten Zivil-Juſtizbehörden, bei welchen fi Deppfiten von eint- 
gen Werthe befinden, die Vorfchrift zu ertheilen, damit diefelben dafür 
forgen, Daß von Zeit zu Zeit, und wenigftens alle zwanzig Jahre ein— 
mal die Depofiten, welche dem Fisfus heimgefällen fein Ffünnten, aufs 
geſucht, in ein Verzeichniß gebracht, und nad) vorausgegangener gehöri— 
gen Vorladung der Eigenthümer diejenigen dieſer Deppfiten, welche bin= » 
nen der dazu feftgejezten Frift nicht erhoben worden find, den Staats— 
kaſſen übergeben werden. 

Diefe Anprdnung wird den u. f. mw. zur genauen Nahachtung 
binausgegeben und werden diefelben zu Folge eben dieſes höchſten Hfod. 
rükſichtlich der fchon gegenwärtig vorhandenen alten Deppfiten zur uns 
verzüglihen Befolgung der Verordnung vom 30. Dftober 1802 anges 
wiejen. ©. 2139. 


2143. Ihfd. v. 1. Mai 1837 3. 2466, an d. n. ö. A. ©. Hfr. 
Reſk. v. Fa Dft. F. 1379: 


Dem A. ©. wird in Erledigung feines Berichtes wegen Ausdeh⸗ 
nung des Heimfälligkeitsrechtes auf deponirte Privaturkunden nach vor— 
läufiger Rükſprache mit der k. k. vereinten Hofkanzlei und der k.k. allg. 
Hofkammer hiermit aufgetragen, dem n. ö. Landrechte, dem n. d. Wechſel— 
gerichte und dem biefigen Magiftrate die Belehrung zu ertheilen, das 
dem landesfürftlihen Fisfus, und unter den in Gejezen enthaltenen 
Beihranfungen dem Magiftrate der Stadt Wien (2140) in Rükſicht 
der über 32 Jahre alten Depofiten zuftehende Heimfälligfeitsrecht er⸗ 
ſtreke ſich nicht auf deponirte Privatſchuldbriefe und andere in Geſchäf— 
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ten der Privatperfonen errichtete Urkunden, den Gerichten bleibe jedoch 
unbenommen, den unbefannten Eigenthimer, der feit 32 Jahren depp- 
nirten Urkunden folder Art zur Erhebung derjelben durch Edift aufzus 
fordern, und diejenigen diefer Urfunden, welche binnen der Ediftalfrift 
nicht erhoben werden, aus dem Depofitenamte zur weitern Aufbewahrung 
in die Regiftratur abgeben zu laffen. 


$. 79, 

Ueber das ſämmtliche Depofitenwefen ift ein genaues Pro; 
tofoll zu führen, in Diefes jedesmal das Datum der gefchehe: 
nen Depofitirung, der Name des Deponenten, die Urfache Des 
Erlaged, und wem dad Depofitum eigentlich gehöre, der Be; 
trag und die Beſchaffenheit des Depoſitums, Das Datum der 
wegen der Zurüfftellung ergangenen Verordnung, und Die 
wirklich gejchehene Verabfolgung einzutragen, und ift dieſes 
Protofoll von Dem hierzu beftimmten Individuum eigenhändig 
zu- führen, und Poft für Poft von den Kommiffären nad) 
der ordentlichen Bidirung und befundener Richtigkeit zu uns 
terfertigen. ) 

$. 80. 

Auch in dem Rathsprotofolle ift mit wenigen Worten der 
Name desjenigen, der Das Depofitum überbracht hat, und Die 
Damit gejchehene ordentlihe Benehmung einzutragen. Es ift 
aber bei der Rathsverfammlung. felbft von einem hierzu eigens 
ernannten Rath ein Regifter über alle vorfommenden Depoft: 
-ten zu führen, welches dem Depofitenprotofolle zu einiger Kon: 
trolle dienen kann. 


$. 81. 

In diefem Kontrollirungsprotofolle ift die gejchehene Er; 
folglaffung, das Datum der diesfalls ergangenen Verordnung, 
der Tag, die Perfon, an welche eigentlih die Erfolglaffung 
gefchehen, mit Berufung auf die erhaltene Quittung anzuzei- 
gen, und jede diesfalls gefchehene Eintragung von den ernann: 
ten Kommiffären felbft mittelft ihrer Fertigung zu befräftigen, 


$. 82. 


Am Ende eines jeden Jahres haben die Kommiſſäre dem 
Borfizer der Stelle ein Verzeihniß der im Jahre einfommen: 
den Depofiten und Erfolglaffungen, fammt Dem vom verflof- 
fenen Jahre gefchehenen Uebertrage einzuhändigen, Es ift bei 
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jeder ©erichtftelle einem genauen verläffigen Manne aufzutra- 
gen, Daß er Diefes Berzeichniß mit dem Rathsprotokolle und 
dem gemäß $. 80 gr führenden Regiſter vergleiche, und wenn 
ji) Diesfalld eine Irrung ergäbe, zu deren Aufklärung ſogleich 
das Nöthige veranſtalte. 


$. 83. 


Bei befundener Richtigkeit aber hat das Prafivium einen 
Zag zu beſtimmen, und mit Zuziehung des Bizepräfidenten 
den wirklichen Stand der Deyofitenfaffe zu fEontriren, und ob 
alles, was in dem überreichten Protofollsertraft als noch vor; 
handen vorfommt, auch wirklich vorhanden fei, zu erheben. 


$. 84, 


Außerdem liegt dem Vorſteher der Stelle noch insbeſon—⸗ 
dere ob, während des Jahres nad) Gutbefinden den Depofis 
tenftand unvermuthet zu unterfuden, Damit bei ſich zeigender 
mindefter Gefahr fogleih zu Den nöthigen Vorkehrungen ges 
ſchritten werden könne. 


A. Beeidigung der Beamten. 


2144. OP. v. 17: Zuli 1829 R. 2419, and. n. ö. A. ©, 


Die Beilage enthält jene Verordnung, welche Die vereinigte ‚Hof 
Fanzlei wegen Beeidigung der Beamten, denen gerichtliche Depofiten an⸗ 
vertraut werden, unter Dem 4. Juli 1829 an die nm, ö. Regierung er— 
laſſen bat. 


Beilage. Def. v. 4.:Zuli 1829, an d. n. d. Reg. 

Da nicht felten Falle fich ergeben haben, wo die Verwahrung ge— 
richtliher Deppfiten auf dem Lande von den Die ©erichtsbarfeit aus> 
übenden Dominien folhen Perfonen anvertraut wurde, die nicht ſchon 
nach. ihrer Eigenjchaft als herrichaftlihe Beamte, oder inäbefondere als 
Waiſenamtsverwalter, Durch den Inhalt des von ihnen abgelegten. allge- 
meinen Amtseides auch zur gehörigen Verwahrung. und Verrechnung 
der Depofiten eidlich verpflichtet waren; fo wird, um auch für Falle 
Diefer Art Die gehörige Vorforge zu treffen, die Landesregierung ange— 
wiejen, durch die untergeordneten Kreisämter die geeignete Verfügung 
zu treffen, damit alle Beamte der Gutöherren, Städte und ©emeinden, 
welchen gerichtliche Depofiten dermal anvertraut find, oder künftig wer— 
den anvertraut werden, auf getreue und jorafaltige Verwahrung der— 
felben (wenn fie nicht ſchon einen allgemeinen Amtseid, der auch die Er— 
füllung dieſer Pflicht in ſich ſchließt, abgelegt haben), beſonders beeidigt 
werden. 
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Uebrigens iſt die Beeidigung der Beamten, die wegen Gebahrung mit 
den Waiſengeldern vorſchriftmäßig bei den Kreisämtern ſtatt findet, für 
fünftige Fälle auch ausdrüflih auf die Gebahrung mit den gerihtlihen 
Depofiten auszudehnen, und die Ablegung eines befondern Dienfteides in 
der lezteren Beziehung zu vermeiden. 


B. Borfchriften für Bezirfsgerichte, Pflegämter und 
Dominien. 


- 2145: Vog. des fteier, Sub. v. 19. Juni 1822 3. 13025 (P. 263). 


Bon dem k.k. i. ö. A. ©. wurde nachfolgende, die richtige Führung 
der Depofitenbüher, und genaue Gebahrung mit den Depofitengeldern 
abzielende Wdg. erlaffen. 5 

Um die richtige Führung ver Droofitenbücher und die genaue Ge— 
bahrung mit den Deppfitengeldern auch auf dem Lande zu erleichtern, und 
zu erzwefen, wird jedem Bezirfsgerichte und jonftigem Gerichtsdominium 
hiermit aufgetragen, aljogleih gedrufte Formularien von Deppfiten- 
feinen fich beizufchaffen, in welchen der Name des Erlegers, der Tag und 
der Betrag des Erlags, Die Perfon, für welche der Erlag gefchieht, und 
endlich Die Poft und das Foltum des Depoſitenbuches, auf welche Die 
Eintragung geſchehen, ſchriftlich auszufüllen ift. Hierbei wird meiters 
aufgetragen, jeder Partei, welche Gold oder Geldeswerth zu Gerichts— 
handen erlegt, noch am nämlichen Tage ohne allen Verfchub, einen folhen 
gedruften, mit der Unterfchrift des Richters, und den gerichtlichen Siegel 
verjehenen Schein zuzuftellen. 

Welches anmit zur genauen Nahahtung und Wiffenfhaft erinnert 
wird. Klagenfurt den 22. Mai 1822. 


2146. Def. d. o. d. Reg. v. 30. Mat 1828 3. 14526 (P. 132). 


Aus Anlag eines fpeziellen Falles hat das k. f, n. ö. A. ©. am 13. 
Mat d. J. 3. 5228, anher eröffnet: daß Die Dominien zu verhalten 
feien,. die Waifen- und Depofitenfaffen unter Öegenjperre zu führen, 
und daher für den Fall, als nur ein beeideter Beamter bei dem Dominium 
angeftellt wäre, dasjelbe einen andern affreditirten Mann zum Kotrollor 
zu beftellen, und zu beeiden häfte, weil die allgemeine Inſtrukzion für 
Suftizitellen die Gegenfperre bei Depoſitenkaſſen unbedingt vorſchreibe. 


3147. Def. d. o. 8. Reg. v. 22. Nov. 1831 3. 25470 (P. 456). 


Bei einer Freisamtlihen Unterfuhung eines Pflegamtes hat fich er— 
geben, daß gegen die Vorſchrift der SS. 7ı und 72 II. Abtheilung der allg. 
Inttrufzion für die Juſtizbehörden, ddo. 9. Sept. 1785 für die gerichtlichen 

Depofiten weder eine eiferne Kaſſatruhe, noch eine ©egenjperre — 
einen hiezu beeideten Kontrollor vorkanden war. 

Da diefes auch bei andern Dominien der Fall fein dürfte, fo a 
die f. k. Kreisämter dießfalls die Erhebung zu pflegen, und dort, wo eines 
oder Dad andere nicht vorhanden fein fellte, dem betreffenden Dominium 
die unverzügliche Derftellung desfelben aufzutragen. 
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2148. Def, d. o. 5. Reg. v. 27. Nov. 1832 3. 31206 (9. 353). 


Das k. kan. ö. A. G. in Wien hat der Landesftelle wegen Aufbewah— 
rung der gerichtlichen Deppfiten am 2. Nov. 1832 3. 7761, erinnert, 
daß die Haltung einer eifernen Kaffetrube für das Waifen- und Deppfiten- 
Vermögen für jedes Dominium, welches eine eigene Verwaltung und 
Kanzlei hat, für den vom Geſeze beabfihtigten Zwef der Sicherheit uner— 
läßlich ſei, daß ed jedoch feinem Anftande unterliege, daß bei Fleinern 
Dominien, deren Waiſen- und Depoſitenvermögen nicht bedeutend ift, 
eine einzige eiferne Kaſſetruhe, wenn fie dazu hinreichend fei, zur Aufbe- 
"wahrung des Waiſen- und Depofitenvermögens in der Art verwendet werde, 
daß in dieſer Kaflefruhe die Deppfiten gehörig abgefondert erhalten, und 
deßwegen eine angemeffene Unterabtheilung in. der Kaffetruhe angebracht 
werde. 

Ebenjo fei es genügend, wenn bei.jenen Fleinen Dominien, welche 
feine eigene Verwaltung und Amtsfanzlei haben, fondern bisher mit einem 
großen Körper verwaltet werden, die Deppfiten diefer Fleinen Dominien 
in der eifernen Kaffetruhe Des Hauptförpers, mit welchen fie gemeinjchaft- 
lich verwaltet werden, abgejfondert hinterlegt werden. 

Den ff, Kreisamtern wird daher auf Erſuchen des k. kan. ö. A. ©. 
aufgetragen, nach obigen Andeutungen die Herftellung der eifernen Kaſſe— 
truhen und Gegenfperre für die gerichtlihen Deppfiten dort, wo nod) 
feine beftehen, zu bewirfen und fi) von dem richtigen Vollzug der dieß— 
fälligen Verfügung bei Gelegenheit der Kommiſſionsreiſen die Ueberzeugung 
zu verjchaffen. 


GC. Anwendung der ©. J. auf die ſtädtiſchen Depoſiten— 
ämter. 


Mähren: 
2149. Vdg. d. mäh. Gub. v. 19. April 1833 3. 11310 (P. 71). 


Mit h. Hkzd. v. 1. April d. 9.3. 6289, ift anher bedeutet worden: 

Man ift über die Frage, ob und wie die Verwaltung der gerichtlichen 
Deppfiten bei den Städten in Mähren auch politifcher Seits einer wirf- 
fomen Kontrolle zu unterziepen fei, um zum Schuze der Stadfgemeinden 
einer allenfalligen übeln Gebahrung mit dem Deppfitenvermögen zuvor 
zu fommen, nach gepflogenem Einvernehmen mit der k.k. oberften Zuftiz- 
ftelle und dem F. k. Generalrehnungsdireftorium darin übereingefommen, 
daß zwar von der diesfalls beftehenden Zuftizinftrufzion v. 9. Sept. 1785 
und den nachgefolgten hierauf Bezug habenden Vorſchriften nicht abge- 
gangen werden könne, und daß, wenn dieſe Vorfchriften genau befolgt 
werden, volle Nichtigkeit in diefem Gefchäftszweige nicht zu bezweifeln jet. 
Indeſſen ift es nicht nur fehr erfprießlich, fondern auch wirklich nothwendig, 
daß bei diefem fo wichtigen und verantwortlichen Geſchäftszweige, welcher 
das mit der Pflicht zur Haftung und zum Erfaze belaftete Kommunalvers 
mögen doch möglich erfchüttern kann, eine Kontrolle eingeführt werde, 
um fi von der Handhabung der gejezlihen Vorfchriften zu überzeugen. 
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Es wird demnach der Landesftelle aufgetragen, die Magiftrate der 
f, Städte auf die genauefte Beobachtung der gefezlihen Vorfchriften über 
die Behandlung des Depofitenwejens anzumeifen, und die Bürgermeifter 
zu verpflichten, ein Duplifat des S.82 II. Abth. 9. Abſchn. der Zuftizin- 
ftrufgien v. 9. Sept. 1785 zu Ende jeden Zahres über den Depofitenftand 
erhaltenden VBerzeichniffes mit dem Befund der im $. 83 angeordneten 
Kaffeffontrirung in Brünn. unmittelbar, in den übrigen f. Städten aber 
Durch das betreffende F. f. Kreisamt dem Gubernium zu überreichen, deſſen 
Pfiicht es fein wird, bei einem fich irgendwo ergebenden Anftand oder 
Bedenken, oder wenn es fonft Umftände nothwendig und räthlic machen 
fönnten, nad vorläufiger Rüffprahe und im Einverftändniffe mit dem 
k. k. 4. ©. eine weitere neuerliche Kaffeffontrirung, oder bei befondern Be— 
denfen ‚auch eine fürmliche Liquidazion zu verfügen. 

Die Art dieſer Kaffejfontirung oder der Liquidazion, die Auswahl der 
hierzu zu beſtimmenden Individuen, wird dem Einverftändniffe der Lan— 
desbehörden überlaffen, und nur als Norm vorgezeichnet, Daß, fo viel es 
ohne Abbruch für die Richtigkeit des Gejchäftes thunlich ift, derlei, beſon— 
ders außer Brünn, in den übrigen Städten mit Diäten und Reifefoften 
der Kreisglieder verbundenen Gejchäfte befihleunigt, und die betreffenden 
Magiftrate wahrend diefer Kommiffion in den furrenten Gefhäften nicht 
gehemmt werden. Das einzufendende erwähnte Duplifatverzeichniß, eigent= 
lih Depofitenprotofoll hat den Empfang fammt dem Reft vom vorigen 
Sahre aller Depofiten, die Ausgabe und den am Ende des Jahres ver- 
bliebenen Stand zu enthalten, und da die Bürgermeifter inftrufzionsmäßig 
jährlich mehrmals die Depoſitenkaſſe zu unterfuchen gehalten find; fo findet 
man aud anzuordnen, daß alle Dperate dieſer Art zum Gubernium zu 
gelangen haben ,- Damit dasjelbe von dem Zuftande der Deppfitenvermwal- 
tung die fortwährende Kenntniß beſize. Die Kreisämter haben hievon die 
Magiftrate der f. Städte zur Wiffenfchaft und zum genaueften Benehmen 
zu verftändigen, und das gedachte Duplifatverzeichniß jedes Jahr längs 
ftens bis 20. Jan. dem Gub. vorzulegen. 


2150. Vog. d. mäh. Gub. v. 30. April 1836 3. 10144 (9. 299). 


Die hohe vereinigte Hoffanzlei einverftändlich mit der k. k. oberſten 
Suftigitelle und dent Generalrehnungsdireftorium hat zu Folge bh. Defrets 
v. 29. Febr. d. J. 3. 4517, in Abfiht auf die Handhabung einer zwek— 
mäßigen Kontrolle bei den Deppfitenämtern der, den königl. Städten in 
Mähren gebörigen Landgüter, zu verordnnen befunden, dag auch hiebei nach 
der Grundlage jener Beftimmungen vorzugehen jet, welche mit dem h. 
Hfzd. v. 1. April 1833 3. 6289 (Gubernialintimat v. 19. April 1833 
3. 11310) binfihtlic der Kontrolle über die Depofitenamtsgebahrung bei 
den Magiftraten der k. Städte vorgezeichnet wurden. 

Nach der Zuftiz - Inftrufzion som 9. Sept. 1785 $. 71, muß nämlich 
die Depofitenfaffatruhe unter mehreren — wenigftens zwei Schlüffeln ge— 
halten; — nad $. 72 müſſen wenigftens zwei Perfonen zur Beforgung 
des Depofitenamtes beftellt; nad) $. 73 darf ohne Schriftliche Einlage und 
Auftrag nichts angenommen noch erfolgt; nach $. 78 foll jeder Empfang 
und Ausgabe gehörig dokumentirt; nach $.79 muß über das fammtliche 
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Depofitenwefen ein genaues Protofoll, und nach $. 80 und 8ı, muß 
auch das Kontrollregiiter geführt werden. Wenn laut $. 82. dieſer In— 
ftrufzion zu Ende des Jahres das DVerzeichniß der im Jahre eingefom- 
menen Depofiten, und über die Erfolglaffungen fammt dem Wibertrage 
vom verfloffenen Jahre zu Stande gebracht ift, fo hat dur den Magi— 
ftrat unter Mitwirfung des Kommunausfhußes und feiner Repräſen— 
tanten eine genaue Prüfung -Diefes Verzeichniffes in Zufammenhaltung 
mit dem Einreihungs=, dem Verlaſſenſchafts-, dann Deppfitenprotofolle, 
und mit dem gemäß $. 80 zu führenden Negifter einzutreten; bei vor- 
fommenden Anftanden ift zu deren Hebung das Nöthige vorzufehren, 
und fodann, oder nach befundener Richtigkeit ift gemäß S. 83 der wirf- 
lihe Stand der Depofitenfaffe mit Zuziehung eines Magiftratsrathes 
und eines Ausfchußreprafentanten zu ffontriren, und der Befund zu - 
Protofol zu nehmen. 

Eine folhe Unterfuhung des Deppfitenftandes hätte mit Rükſicht 
auf den $S. 84 der betreffende Bürgermeifter, mit Zuziehung des Magi— 
ftrate8 und eines Repräfentanten des Gemeindeausfchufes, auch wäh— 
vend des Jahres unvermuthet vorzunehmen, damit, bei ſich zeigender 
mindefter Gefahr, fogleih zu dem nöthigen Vorfehrungen gefchritten 
werden könne. Von diefem nach $. 82 geführten Werzeichniß, und dem, 
nach $. 83 gewöhnlich zu Ende des Jahres, oder nach $. 82 auch wäh— 
vend des Jahres aufzunehmenden Befunde über die Sfontrieung der 
Depofitenfaffa, ift jährlich ein Eremplar dem Gubernium vorzulegen. 
©. sub 21 57. 


BSohmen: 
Z151. Vdg. d. böh. Gub. v. 21. März 1833 J. 7412 (9. 146). 


Um von der Gebahrung mit den Deppfitengeldern in den F. f. Berg 
ftädten die erforderliche Ueberzeugung zu erlangen, wird im Gleichförmig- 
feit mit feiner Verordnung, welche bezüglich der königl. und Leibgeding- 
ftädte an die beiden Unterfammerämter gleichzeitig erlaſſen wird, beftimmt, 
daß die Magiftrate der k. Bergftädte von nun an jährlich eine Abfchrift des 
nach Vorfchrift der Gerichts» Snftrufzion über den Stand der Deppfiten- 
kaſſa zu führenden Depofitenprotofolls, aus welchem der Empfang, die 
Ausgabe und der verbleibende Stand erfichtlich wird, fammt den Belegen 
über den Erlag und die Ausfolgung der Depoftten in beglaubter Abſchrift 
an die f. Staatsbuchhaltung im Wege des k. Kreisamtes zugleich mit der 
Gemeindrehnung zur Prüfung einzufenden haben. 

Hiernach haben Die k. Kreisämter an die Magiftrate der genannten 
Städte das Weitere zu verfügen, und die Magiftratsvorfteher. zugleich 
anzumeijen, wenigftend zweimal des Jahrs alle Deppfiten auf Die vorge— 
hriebene Art zu ffontriren, ferner bei entdeften oder nur vermutheten 
Unrichtigfeiten die erforderlichen Unterfuchungen unverweilt einzuleiten, 
und die Refultate derjelben, fo wie jene der Sfontrirung jedesmal dem 
k. Kreisamte zur weitern Verfügung vorzulegen. 

Mebrigens wird es den k. Kreisamtern zur Pflicht gemacht, auf die 
fihere Vornahme der Sfontrirung ernftlich zu dringen, und diefelbe jelbft 
von Zeit zu Zeit dem Magiftratsvorftande aufzutragen. 
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2152. Def, d. böb. Sub, v. 14. Dez. 1833 3. 51619, an ſämmtl 
| Kreisamter CP. 621). ? 


E In der Erwägung, daß die Stadtgemeinden als repräfentirende Obrig- 
feiten für die Handlungen der Magiftratsbeamten, Daher auch unmittelbar 
für die Depofitenfaffe zu haften haben, hat die £. F. Lit. gemäß der Vdg. vom 
13.Okt. 1831 3. 2865, die Einleitung getroffen, daß die Magiftrate der 
k. freien Städte in Zufunft jährlich eine Abjchrift des nach Vorſchrift der 
Gerihtsinftrufzion über den Stand der Depofitenfaffe zu führenden Depo— 
fitenprotofols, aus welchem der Empfang, die Ausgabe und der verbleibende . 
Stand zu erfehen feyn muß, an das k. Landesunterfammeramt einfenden. 

Um auch das Deppfitenwejen der ſchuz- und unterthäntgen Städte, 
dann der k. privil. und der Bergftädte einer politifhen Kontrolle zu unter- 
ziehen, und dießfalls bei allen Städten ein geregelte Verfahren feftzu- 
ftellen, ift man mit dem k. k. A. ©. übereingefommen, das für die Provinz 
Mähren in Abficht auf die Kontrolle des Depofitenwefens unterm 1. April 
1. 3. 3. 6289 erfloffene Hkzd. mit Rükſicht auf das Hfzd. v. 18. April 
l. J. H. 3. 8331, für die Provinz Böhmen auf folgende Art in Anwen— 
dung zu bringen. 

Die k. Kreisämter haben die Magiftrate aller Stadte ohne Unterfchted 
auf die genauefte Beobachtung der gefezlihen Vorfchriften über die Be— 
handlung des Deppfitenwefend anzumweifen, und die Bürgermeifter zu 
verpflichten, im ‘Duplifat des nach dem 82. $. II. Abtheilung 9. Ab- 
fehnittes der Zuftizinftrufzion vom 9. September 1785, zu Ende jeden 
Jahres über den Depofitenftand erhaltenen Verzetchniffes mit dem Be— 
funde der im $.83 angeordneten Kaffeffontrirung bei den ſchuz- und 
unterthbänigen Städten durch die zur genauen Würdigung und Beifü— 
gung des Gutachtens anzumeifenden obrigfeitlihen Aemter an das f. 
Kreisamt, bei den k. privilegirten Städten an die Buchhaltung der f. 
privilegirten Städte, bei den f. Bergitädten an die k. Staatsbuchhal- 
tung, und bei den k. freien und Leibgedingftädten am ihr vorgejeztes 
Unterfammeramt einzujenden. 

Die k. Kreisämter haben die Elaborate der ſchuz- und unterthänt- 
gen Städte mit Beachtung der Aeußerungen der obrigfeitlihen Aemter 
genan zu prüfen, nach Befund eine fürmlihe Sfontrirung, oder Liqui— 
dazion einzuleiten, und auf der Grundlage des Erhobenen nad allen- 
fälliger Einvernehmung der k. Stantsbuchhaltung das Weitere zu vers 
fügen, oder Die weiteren Anträge anher zu erjtaften. 


Beilage I. 


Vdg. des böh. Gub. vom 13. Okt. 1831 3. 2865, an das Landes- 
Unterfammeramt. 


Demfelben wird auf feine unterm 15. Sept. 1830 3. 13722, ein= 
gebrachte Vorftellung gegen die mit der hierorfigen Vdg. v. 4. März 
1830 3. 6270, ausgefprochene Loszählung der Magiftrate der f. freien 
Städte von der Einbringung der Depofiten-Rehnungen bei dem f. Lan— 
desunterfammeramte bedeutet, daß von diefer Anordnung um jo weni— 
"ger abgegangen werden fünne, als fie fih auf die Gerihtsinftrufzion 
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vom 9. Sept. 1785, 9. Abſchn., und die hinfichtlich des Depoſitenweſens 
zu befolgenden Vorſchriften gründet, welche vom Erlage einer jährlichen 
Depoſiten-Rechnung nichts erwähnen. 

Da jedoch nad eben dieſer Gerichtsinftrufzion die f. Städte, als 
vepräafentirende Obrigfeiten, für die Handlungen der Magiftratsbeamten, 
und daher auch mittelbar für die Depofitenfaffe zu haften haben, fo ift 
es nothwendig, den Stadtgemeinden die nöthige Evidenz über die Ge— 
barung mit dem in Verwahrung genommenen Waifenvermögen und den 
gerichtlihen Deppfiten zu verfchaffen. 

Sn diefer Hinfiht hat das f. Landesunterfammeramt die Magiftrate 
der fammtlichen k. freien Städte anzuweifen, in Hinfunft jährlich eine 
Abſchrift des nach Vorſchrift der Gerihtsinftrufzion über den Stand der 
Depofitenfaffe zu führenden Depofitenprotofoll8, aus welchem der Em— 
pfang, die Ausgabe und der verbleibende Stand dargethan wird, dem 
f. Landesunterfammeramte einzufenden. 


Beilage I. 


Vdg. des böh. Gub. vom a. Marz 1830 3. 6270, an dad Landes- 
Unterfammeramt. 


Da die Gerichtsinſtrukzion im 9. Abſchn. der zweiten Abth. die hin— 
fihtlih des Depofitenwefens zu befolgenden Vorfchriften und das dies— 
fällige Benehmen der Gerihtsbehörden genau bezeichnet, und vom Er- 
lag einer jährlihen Depoſiten-Rechnung nichts erwahnt, jo können auch 
die Magiftrate der k. freien Städte nicht verhalten werden, eine jahr- 
liche Depoſiten-Rechnung bei dem k. Landesunterfammeramte einzubringen. 

Da jedodh nad dem 72. 8. diefer. Gerichtsinftrufzion vom 9. Sept. 
1785 die ©erichtsftellen in solidum für die Depofitenfaffe, und die k. 
freien Städte, als repräfentirende Obrigfeiten, für die Handlungen der 
Magiftratsbeamten und daher auch mittelbar für die Depofitenfaffen zu 
haften haben; fo ift es nothwendig, Daß fich Das f. Kandesunterfammer- 
amt, und befonders der k. Landesunterfammerer, gelegenheitlih der Bes 
reifung der Städte von der richtigen Führung der Depofitenfaffen durch 
die Sfontrirung derfelben überzeuge, und die entdeften Gebredhen dem 
k. k. A. ©. ungeſäumt zur weitern Verfügung anzeige. 

Hiernach hat fi daher das Ff. Landesunterfammeramt zu benehmen 
und die Magiftrate der k. freien Städte von diefer hierortigen Schluß— 
faſſung zu verftändigen. 


2153. Def. des böh. Gub. v. 28. Febr. 1834 3. 8385 (P. 220). 


Ueber die Frage: ob den, von den Magiftraten der k. Städte jähr- 
lich) vorzulegenden Abjchriften, oder Duplifaten der Depofitenprotofolle 
auch die fchriftlihen Belege über den Erlag und die Erfolgung der De— 
pofiten beizufchliegen feien, oder nicht? bat fich die k. k. Hofkanzlei, ein- 
verftändlich mit der nberften Zuftizftelle, vermöge Hfzd. vom 6. Febr. 
. 3. 9. 3. 31528 dahin ausgefprodhen, daß den Depofitenprotofollen 
die abjihriftlichen Belege nicht beizufchließen- feien; weil derlei bloße Ab— 
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ihriften ganz entbehrlich find, zumal, wenn alle in dem 79.9.1. Abth. 
der allg. Gerichtsinftrufgion vorgefchriebenen Rubrifen des Depofiten- 
protofoll8 ordentlih ausgefüllt werden, weil ſowohl daraus, ald auch 
aus dem mit vorzulegenden Befunde der im 83. $. gedachter Inſtruk— 
zion angeordneten Kaffejfontrirung die Fontrollirende Behörde eine voll- 
ftandige Kenntniß des Depofitenftandes erhält, und in die Lage gejezt 
wird, allenfallige Gebrehen und Umstände wahrzunehmen, zu ihrer ge= 
nauen Erörterung und Behebung aber es an bloßen Abfchriften, oder 
Behelfen nicht genügt, fondern die Einfiht der in gerichtliher Verwah— 
rung erliegenden Driginalien felbit nöthig ift, mithin die Ausfertigung 
folder Abſchriften nur unnüze Schreibereien herbeiführen würde, 
E3 bleibt jedoh den k. Kreisamtern nah der Gub. Vdg. vom 1A. 
Dez. 1833 3. 51619 unbenommen, in befondern Fallen, wo Zweifel 
gegen die Nichtigfeit der eingefendeten Abſchriften der Depofitenproto- 
kolle fih ergeben, fi) die nöthige Ueberzeugung im geeigneten Wege 
zu verjchaffen. 
2154. Vog. des böh. Gub. v. 20. Okt. 1835 3. 49595 (9. 706). 


- Ueber Anfuhen der E. f. Staatsbuchhaltung werden die f. Kreis- 
amter angemwiejen, die Magiftrate der_f. freien, k. Leibgeding- und k. 
Bergftädte zu beauftragen, in den zur vorgefchriebenen Prüfung einzu= 
fendenden abjhriftlihen Depofitenprotofollen nicht blos die in dem be— 
treffenden Jahre, von welchem das Depofitenprotofoll gelegt wird, ein— 
gelangten Depofiten, ſondern auch jene nachzumweifen, welche aus den 
vorausgegangenen Jahren mit Schluß des Jahres des erlegten Depo— 
fitenprotofoll8 fih noch in gerichtliher Verwahrung befinden. Im Falle 
feine Depofiten aus den frühern Jahren beftehen follten; ſo ift dies 
zur Vervollftändigung der Abjhrift in einer Schlußbemerfung beizufügen. 


2155. Def. d. böh. Gub. v. 24. Juni 1837 3. 241265 (9. 283). 
Die k. k. Hoffanzlei hat nach gepflogener Rükſprache mit der k. k. 
pberften Zuftizftelle und dem k. f. Generalrehnungsdireftorium in Ab- 
fiht auf Die Handhabung einer zwekmäßigen Kontrolle bei den Deppfi- 
tenamtern der den Städten gehörigen Landgüter zu verordnen befun— 
den, daß auch hierbei nach der Grundlage jener Beftimmungen vorzu— 
gehen fei, welche hinfichtlih der Kontrolle über die Deppfitengebahrung 
bei den Magiftraten der Städte vorgezeichnet wurden. 

Es wird Daher zu Folge Doffanzleidefrets vom 17. Marz 
1836 9. 3. 6783, und im Nachhange zu den Gub. Verordnungen vom 
14. Dezember 1833 3. 51619 (2152) und vom 28. Februar 1834 
3. 8385 (2153) einverftändlih mit dem k. k. Appellazionsgerichte 
Nachſtehendes bedeutet: 

Nah der Inſtrukzion vom 9. September 1785 $. 71 muß die 
Depofitenfaffetruhe unter mehreren wenigftens zwei Schlüffeln gehalten, 
und nah $. 72 müflen wenigftend zwei Perjonen zur Bejorgung des 
Depofitenamtes beftellt, nach $. 73 darf ohne fohriftlihe Einlage und 
Auftrag nichts angenommen, noch erfolgt, nah S. 78 foll jeder Em— 
pfang und Ausgabe gehörig dofumentirt, nach S. 79 muß über das 
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fammtlihe Depoſitenweſen ein genaues Protokoll, und nah g. 80 und 
$. sı muß auch das Kontrolfregifter geführt werden. 

Die k. Kreisämter haben darauf feftzuhalten, daß diefe Beſtimmun— 
gen überall genau in Vollzug gefezt werden. 

Wenn laut $. 82 dieſer Inftrufzion nach Ende des Jahres das 
DVerzeihnig der im Sahre eingefommenen Deppfiten, dann über die 
Erfolglaffungen fammt den Meberträgen vom verfloffenen Jahr zu Stand 
gebracht ift, fo hat durch den Magiftrat unter Mitwirfung des Komun— 
Ausſchuſſes und feiner Neprafentanten eine genaue Prüfung dieſes Ver— 
zeichniffes in Zufammenhaltung mit dem Einreihungss, dem Verlaffen- 
ſchafts-- dann Depofitenprotofolle, und dem gemäß S. 80 zu führenden 
Negifter einzutreten, bei vorfommenden Anftanden ift zu deren Hebung 
das Nöthige fürzufehren, und ſodann, oder nach befundener Richtigkeit 
ift gemäß $. 83 der wirflihe Stand der Depofitenfaffe mit Zuziehung 
eined Magtftratsrathes und eines Ausfchußrepräfentanten zu ffontriren, 
und der Befund zu Protofoll zu nehmen. 

Eine folche Unterfuhung des Depofitenamtes hat der Bürgermei- * 
fter mit Zuziehung des Magiftratd und eines Nepräfentanten des Ge- 
meindausfhußes auch während des Jahres unvermuthet vorzunehmen, 
Damit bei fich zeigender mindeſten Gefahr fogleich zu den nöthigen Vor— 
fehrungen gejchritten werden fünne. 

Von diefem nah $. 82 geführten Verzeichniffe, und den nad $. 
83 gewöhnlich zu Ende des Jahres, oder nach S. 84 auch während des 
Sahres aufzunehmenden Befunde über die Sfontrirung der Deppfitens 
kaſſe find jährlich zwei Eremplare durch das k. Kreisamt anher einzu . 
fenden, worauf die buchhalterifhe Prüfung diefer Verzeichniffe eingelei- 
tet werden wird. 

Bei ſich ergebenden Anftänden, Bedenfen, oder wenn es fonft die 
Umftände nothwendig machen, werden auch meitere neuerlihe Kaſſa— 
ffonteirungen, „der bei befonderen Bedenfen fürmlihe Liquidazionen 
verfügt werden. 
| Hiernach haben die k. Kreisämter die erforderlihe Weifung an 
fammtlihe unterftehende Magiftrate zu erlaffen, und fich Die ftrenge 
Ueberwachung des Angenrdneten angelegen fein zu laffen. 


2356: Vog. d. böh. Gub. v. 31. Auguft 1838 3. 13692 (P. 561). 


ſtach einer dem Öubernium zugefommenen Anzeige der f, Staatd- 
buchhaltung, wird fih in Bezug auf das Deppfitenwefen in den F. Berg: 
ftädten nicht überall gleich benommen, indem einige Magiftrate blos 
den Stand der im Verlaufe eines Jahres eingegangenen Depofiten aus— 
weifen, während andere, ftatt der Protokolls-Abſchriften, bloße, mehr 
oder weniger detaillirte, oder nur fummarifche Deppfitenausweife vorle— 
gen, die meiften aber die Anzeige über die F. 82 der allgemeinen Ge— 
richts-Inſtrukzion vorgefhriebene Prüfung, und über die $. 83 anges 
prönete Sfontrirung, fo wie auch die Nachweifungen über die unverſe— 
hens vorzunehmenden Kafaffontrirungen außer Acht laffen. 

Um nun einerſeits diefe, bei den f. Bergſtädten obwaltenden Un- 
zufdinmlichfeiten abzuftellen, andererfeits die Staatsbuchhaltung, welde 
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fih von der innern Richtigkeit der bei ihr einlangenden Protokollsabſchrif— 
ten nicht überzeugen kann, wenigftens in die Kenntniß von dem Stande 
und der Gebahrung mit den k. bergftädtifhen Depofitenfaffen, in Hinficht 
auf die, in der allgemeinen Gerihtsinftrufzion feftgeftellten Normen; über 
die Bejchaffenheit der Kaſſen, und ihrer Aufbewahrungsiofale,; von dem 
Beſtehen der Kontrolliperre; von Der einzelnmweifen oder fumulativen 
Aufbewahrung der Depofiten ꝛc. zu ſezen; erhalten im Einverftändniffe 
mit dem k. k. Appellszions- und Kriminalobergerichte die Kreisämter den 
Auftrag, die Magiftrate der k. Bergftädte zur genauen Befolgung der 
Gub. Vdg. v. 14. Dez. 1833 G. 3. 51619 (9. 621) der Vorfchriften der 
allg. Gerichtsinftrufzion des Pat. vom 9. Sept. 1785 N. 4164, dann 
zur Einhaltung des Termins, zur Einfendung der Depofitenprotofolls- 
abſchriften neuerdings nahdrüflichft anzumeifen, die Gebahrung mit dem 
Depofitenvermögen, die Führung der Depofitenbücher und Vormerfungen, 
die Bejchaffenheit der Kaffen und Aufbewahrungsiofale, das Beftehen 
der Kontrollfperre, die einzelne oder fumulative Aufbewahrung der De— 
pofiten u. ſ. w. einer firengen Unterfuhung zu unterziehen, die Skon— 
trirung, Liquidirung, und das Liquidazionsverhör der k. bergftädtifchen 
Depofitenfaffen zu veranlaffen, und die diesfälligen Operate mittelft der 
k. Stantsbuchhaltung dem k. k. Landesgubernium vorzulegen. 


D. Ueberwadhung der Depofiten durd die Obrigkeit. 
2157. Hfzd. v. 9. Dt. 1828 N. 2363, an d. mähr. Gub. 


Die vereinigte Hoffanzlei findet im Einvernehmen mit der oberften 
Zuftizftelle zu beftimmen: Die Obrigfeiten feien berechtigt, von den Ma— 
giftraten fhuzobrigfeitliher Städte, wo gemeinfchaftlihe Waifenfaffen 
und verzinsliche jogenannte Depofiten beftehen, die jährlihen Waifen- 
und Depofitenamtsrehnungen zur Einficht zu verlangen, fih von dem 
Beltande der Barfchaften zu überzeugen, und zugleich die Sicherftellung 
der Kapitalien ausweiſen zu laffen; jo wie die Magiftrate dagegen ver— 
pflihtet find, dieſe jährlihen Amtsrehnungen Fünftig nach Ausgang eines 
jeden Jahres, wenn es die Schuzobrigfeiten fordern, der fchuzobrigfeit- 
lihen Reviſion zu unterziehen. Jene Schuzobrigfeiten, welche diefe Re— 
vifion übernehmen werden, werden jedoch darauf fehen müffen, daß ſolche 
Amtsrehnungen Fünftig nach Ausgang eines jeden Jahres richtig ein— 
gebracht und ordnungsmäßig erledigt werden. 


E. Strafbeftimmung und Erefuzion. 


“2158. Hfd. v. 13. Juli 1827 N. 2291, an alle 4. G. 


Ueber die Strafen einer unredlichen Verwaltung obrigkeitlicher Wai— 
ſen- und Depoſitenkaſſen, wird für das Künftige Folgendes feſtgeſezt: 
Obrigkeitliche Beamte und Gutsherren, welche ſich Waiſen- oder Depo— 
ſitengelder zueignen, oder dieſelben der Waiſen- oder Depoſitenkaſſe vor— 
enthalten, ſo wie diejenigen, welche an dieſer Vorenthaltung oder Zu— 
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eignung Theil nehmen, find nach den $$. 161, 162, 165, 166 des L Th. 
des Strafgefezes, oder in fofern Die worenthaltenen oder zugeeigneten 
Gelder den Betrag von 5 Gulden nicht erreichen *) jollten, nach dem 
$. 111 des I. Th. des Strafgejezes zu behandeln und zu beftrafen. 
Diefe Strafen treffen daher auch diejenigen, welche fich unter dem Vor: 
wande eines Anlehens aus der Waiſen- oder Depofitenfaffe einen An— 
griff auf-die dahin gehörigen Gelder erlauben, und anftatt des erhobe- 
nen Betrages einen Schuldfchein in die Kalle legen, ohne für die Schuld 
vorher, nad gefezliher Vorfhrift und mit Genehmigung der Behörde, 
Sicherheit beftellt zu haben. 


2159. Hkzd. v. 8. März 1832 W. 2552, an das küſtenl. Gub. 


Die in dem Hfd. v. 13. Zuli 1827 N. 2291 der 3. ©. ©. enthal- 
tene Vorfohrift über die Strafen der Veruntreuung der Waifen- und 
Deppfitengelder wird auf den villaher Kreis, Krain und die Küften- 
lande ausgedehnt. 


2160. Hfd. ». 4. Zuni 1830 N. 2165, an d. n. ö. A. G. 


Hinfihtlih der Vorfhüffe zur Beftreitung der Koſten der Erefu- 
sion, die von den Fisfalamtern wegen abgängiger Waiſen- und Depo— 
fitengelder gegen Gutsherrn geführt werden fol, find Die Landesregie- 
rungen in Defterreich unter und ob der Enns von der allg. Doffammer 
ermächtigt worden, den Fisfalämtern auf ihr Anfuchen diejenigen Vor- 
fhüffe, deren fie bedürfen, um in Rükſicht der aus gutsherrlichen-Amts- 
kaſſen abgängigen Waiſen- und Depofitengelder mit Erfolg die gericht- 
lihe Erefuzion zu führen, ohne weitere Anfrage, jedoch nur in dem Be— 
trage, welher unumgänglich nothwendig ift, und unter der Bedingung 
zu verabfolgen, daß darüber binnen 14 Tagen nad Beendigung des 
Kommiffionsgefchäftes Rechnung gelegt werde. Die Fisfalämter in Wien 
und Linz find zugleich angemwiejfen worden, die Vorſchüſſe zur Beftrei- 
tung der Schäzungsfoften nur in den Fällen, wo Die Schuld des Guts— 
beren Durch gerichtliche Sequeftragion, bei gehöriger Benüzung des den 
Mündeln und Pflegebefohlenen zuftehenden Vorrechtes vor allen Kapi— 
tals- und Zinfenforderungen der Hipothefargläubiger, nicht eingebracht 
werden kann, anzufuchen, und für jeden Fall dafür zu forgen, daß die 
aus dem höchften Nerarium verabfolgten Vorſchüſſe vor allem eingebracht 
und mit den erften durch die Erefuzion eingehenden Geldern wieder zu: 
rüfbezahlt werden. { 


F. Depofiteninftrufzion für die Landrechte. 


2161. Hfd. v. 7. Juni 1811 WR. 948, an alle A, ©. 
Die Anlage enthalt die Befchreibung der Manipulagionsweife des 
n. ö. Landrehtsdeppfitenamtes ſammt den Formularien der Sournale 
und Hauptbücher, und die für die Depofitenfommiffäre verfaßten In— 


*) Zufolge Defrets der vereinigten Hfz. v. 18. Juli 1831 ift das hier vorkom— 
mende Wort erreichen mit dem Worte überfteigen zu erjezen. 
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ſtrukzionen, nah welchen die unterftehenden Landrechte ihre Depofitenz 
bücher und Sournalien ohne Aufſchub nach den anliegenden Formularien 
abzuändern, und die gefammten Poſten der Drdnung nach dahin zu 
übertragen; in Hinfiht der Aufbewahrung und Erfolglaffung der De— 
pofiten, der Regiftrirung, DVerrehnung und Sfontrirung derjelben, fo 
wie in Bezug auf die Abnahme und Verrechnung der Zähltaren nad 
der anliegenden Manipulazionsvorſchrift fih zu benehmen, und die neben— 
folgende Inſtrukzion den verordneten Depofitenfommiflären zu ihrer ge— 
nauen Befolgung vorzufhreiben, über die Befolgung diefes höchften Auf- 
trages aber die A. ©. zu wachen baben *). 


Befchreibung der bei dem Depofitenamte des n.ö. Land- 
rechtes beſtehenden Manipulazionsart. 


DBorerinnerung. 


Die Manipulazion des n. 8. landrechtlichen Deppfitenamtes grün- 
det fih im wejentlihen, jedoch im Detail mit verfchiedenen der Sache 
angemefjen befundenen Modifitazionen, auf die bier in N. ı beiliegende 
bejondere Inſtrukzion für die Adminiftratoren des Devpfitenamtes, und 
auf die in der allgemeinen JInftrufzion für die Zuftisftellen über dieſen 
Gegenftand ertheilten Vorſchriften. 

Die Amtsverrihtungen werden von zwei Landräthen ald Admini— 
ftratoren, einem Aftuare, einem Kanzliften und einem Amtsdiener be— 
forgt. 

Die Amtshandlungen in Bezug auf Empfang und Ausgabe werden 
von einem dritten Rathe, dem zwei Auskultanten an die Hand arbei- 
ten, ffontrirt. Die äußere Sicherheit gegen die Gefahr des Diebftah- 
le8 und Feuers gewährt dem Amtsorte ein Gewölbe, deſſen Eingang 
mit drei Thüren verſchloſſen wird, wovon die innerite und äAuferfte von 
Eifen, leztere auh noch mit zwei Vorhängefhlöffern verfehen it; die 
Schlüffel hierzu werden immer von einem der Adminiſtratoren felbft in 
Verwahrung genommen. Die Kenfter find Durch eijerne Gitter und 
Fäden verwahrt; eben jo ift der Dfen mit einem eifernen Gitter um- 
fangen, in welchem fich eine Thüre befindet, wozu der Schlüffel in der 
Kaffetrube aufbewahrt wird. Die baren Gelder werden in eifernen 
Kafletruben verwahrt, welhe nebit dem Hauptichloffe durch zwei Vor— 
bangejhlöjer gefperrt werden; die Schlüffel des eriten hat ein Admi— 
niftrator, jene der DVorhängejchlöffer ein anderer. Die Obligazionen,. 
Präzioſen und jonjtige Fahrniſſe befinden fih in Käften, die rund herum 
mit Eijenbled bejchlagen und durch drei Schlöffer gefperrt find, deren 
Schlüſſel auf gleihe Art unter den Adminiftratoren vertheilt find. Nur 
jene Fahrniffe, welche in den Käften ihres Umfanges wegen nicht Plaz 
finden, werden in einer befondern Kammer aufbewahrt, die lediglich mit 





- *) Da die in diefer Manipulazionsvorfchrift vorfommenden Formularien den 
obigen $$. der ©. J. entſprechen; fo Fonnen fie überhaupt allen Devojiten- 
ämiern zum Mufter dienen. 
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dem Amtsorte durch eine Thüre in Verbindung fteht, wozu der Schlüf- 


jel ſich gleichfalls in der Kaffetruhe befindet. 

Die Geſchäfte des Deppfitenamtes theilen fi: 

1) Empfangnehmung und Aufbewahrung der Depofiten; 2) Erfolg- 
laffung derfelben; 3) Regiftrirung und Verrechnung der Erläge und 
Erfolglafungen, dann Eintragung der hierauf Bezug nehmenden Vor— 
merfungen; 4) Sfontrirung der Amtshandlung des Depofitenamtes in 
Bezug auf Erläge und Erfolglaffungen; 5) Abnahme und Verrechnung 
der Zahltare. j 

In diefer Ordnung folgt die detaillirte Darftellung der beftehen- 
den Manipulazion des n. ö. landrechtlihen Depofitenamtes. 


1. Empfang und Aufbewahrung der Depofiten. 


Der zur geridhtlihen Aufbewahrung beftimmte Gegenftand wird 
fammt dem dreifahen Erlagsanbringen im verfammelten Nathe dem Prä- 
fidium überreicht, und von diefem ſogleich dem zur Kontrolle des Depo- 
fitenamtes beftimmten Nathe übergeben, welher, während der Erleger 
noch im Gerichtsorte anwefend ift, den Erlag genau unterfucht, mit dem 
Inhalte des Erlagsanbringens vergleiht, und dem Prafidium ſodann 
meldet, welcher Anftand hierbei bemerft worden jei, oder daß feiner ob— 
walte; eines oder das andere wird dem Erleger erinnert, und über den 
in Drdnung gefundenen oder gebrachten Erlag die Anbringen dem Ein- 
reihungsprotofolle zur ungefäumten Eintragung und Bezeihnung mit 
dem Erhibitennummer übergeben, und von dem Protpfolle dem fontrol- 
firenden Rathe wieder zugeftellt, welcher ſolches mit dem auf den lezten 
Erlag unmittelbar folgenden Nummer eigenhändig bezeichnet, in das in 
der vierten Abtheilung näher befchriebene Kontrollbuh eintragen läßt, 
den Befcheid, worin der Betrag und die charafteriftiichen Eigenfhaften 
des Depofitums genau ausgedrüft werden, entwirft, und folhen dem 
Prafidium zur Prüfung und Beifezung des Auftrages der Ausfertigung 
vorlegt. Der begnehmigte Befcheid wird, nachdem das Prafidium auf 
dem Anbringen den Tag der Ueberreihung eigenhändig angemerkt hat, 
dem Erpedite übergeben, welches angewiefen ift, folhen fogleih ausfer- 
tigen zu laffen, damit die verbefchiedenen Erlagsanbringen ohne Verzug 
in das Depofitenamt gelangen. Inzwiſchen werden die erlegten baren 
Gelder, Dbligazionen, Präziofen und fonftigen Fahrniffe den Depoſiten— 
amtsadminiftratoren unter Kombintrung mit dem Erlagsanbringen über- 
geben, und zwar die Obligazionen, nachdem hierauf vorläufig von dem 
fontrollirenden Rathe mit Beifezung feiner eigenhändigen Unterfchrift 
und Beidrüfung des Amtfiegels angemerft wurde. »Diefe Obligazion 
ift bei dem n. 8. Landrechte deponirt.« Die Ndminiftratoren verfperren 
die Obligazionen, Präziofen und fonftigen Fahrniffe bis zur Herablangung 
des verbefchiedenen Erlagsanbringens in dem zu diefer einftweiligen Auf- 
bewahrung befonders beftimmten Kaften, laffen in Betreff der Barfchaft 
durch den Depofitenamtsfanzliften die einzelnen Sorten der Banfnoten 
oder Münzen, aus welchen die baren Erläge jedes Tages befteben, in 
ein bierzu beſtimmtes- Journal oder Strazze eintragen, und hinterlegen 
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fogleih die Barſchaft in die Kaffetrube, und zwar die Banknoten zu den 
übrigen fortirten Banfnoten, die Konvenzionsmünze aber abgejondert 
unter der Aufjhrift der Maffe, wozu fie gehört. Sobald die verbejchie- 
denen Erlagsanbringen in das Depofitenamt herablangen, wird nach— 
gejeben, ob die Erlagsnummern ununterbrochen fortlaufen, der Beſcheid 
des Erlagsanbringens in Betreff der Barfchaft mit dem obenerwähnten 
Journale verglihen, und Die vorgenommene Vergleihung mit einem ro— 
then Strihe angemerkt. In Betreff der Obligazionen, Präziofen und 
fonftigen Fahrniffe wird der Beſcheid mit diefen einftweilen aufbewahr- 
ten Depofiten zufammen gehalten, ein in dem Bejheide wahrgenomme— 
ner Anftand in dem Rathe erinnert, und die Depofiten in die vorige 
Aufbewahrung zurüfgelegt. 

Iſt alles in Drdnung gebraht, fo wird auf eines der Erlagsan— 
bringen unter der eigenhändigen Unterfhrift der Deppfitenamtsfommif- 
färe, mit Beidrüfung des Amtfiegeld der Depofitenamtsverwaltung die 
Beftätigung gefezt, Daß der in dem Bejheide ausgedrüfte Erlag dem 
Depofitenamte richtig übergeben worden ſei. Dieſes Anbringen nebſt dem 
Duplifate, indem das Triplifat in dem Deppfitenamte zurüf bleibt, wird 
dem Präfidium zur Einficht vorgelegt, welches jodann dasjelbe dem Ex— 
pedite übergeben läßt, damit das mit der Empfangsbeitätigung der De— 
pofitenamtsfommiffäre verfehene Anbringen der Negiftrarur zur Aufbe— 
wahrung, das Duplifat aber dem Erleger zugeitellt werde. 

Am lezten Tage jeder Woche wird die Eintheilung der inzwifchen 
eingegangenen, und einftweilen in einem bejonderen Kaften aufbewahr- 
ten. Obligagionen, Präziofen und fonitigen Fahrniſſe vorgenommen. 

Die Ibligazionen werden in einem, jeder Maſſe bejonders gemid- 
meten Papierumjchlage aufbewahrt, worauf die Rubrik der Mafle, wie 
folhe im Hauptbuhe vorfommt, angemerft ift; mehrere diejer Umfchläge 
find in einem Faszifel vereinigt, der nebft jeiner eigenen Nummer mit 
dem Nummer des Kaftens, wo er binterlegt it, bezeichnet wird. Ein 
befonderes alphabetifhes Verzeichniß enthält alle Maffen, wozu Obliga- 
zionen gehören, mit beigefügter Nummer des Kaftens ımd Faszifels, in 
dem fie ſich befinden. 

Bei Einlegung jeder neuen Maſſe wird dem Aftuar die Nummer 
des Kaftens und Faszifels, in dem folche eingelegt wird, zur Einjchals 
tung in das Hauptbuh angegeben. Auf gleihe Art geſchieht die Hinz 
terlegung der Präziofen und ſonſtigen Fahrniffe in ihre angemeijenen 
Behältniffe, und der Drt der Hinterlegung wird in dem für dieſen Theil 
der Depofiten befonderd gewidmeten, mit einem alphabetiihen Regifter 
verfehbenen Buche angemerft, wovon das Formular in N. 2 beiliegt. 
©, 2129. 


I. Erfolglaffung der Deyofiten. 


Das mit‘ der Erfolglaffungsbewilligung verbefhiedene Anbeingen 
wird dem ffontrirenden Rathe übergeben, weldher die Bewilligung durch 
den diefem Gejhäfte zugewiefenen Ausfultanten in die Kontrollbüher 
eintragen läßt. Der Ausfultant beftätigt durch feine Unterforift neben 
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dem beigedrüften Amtfiegel, daß die Eintragung gefchehen fei, der ſkon— 
trirende Rath verfchafft fi) durch Einfiht der Kontrollbücher und Ver— 
gleihung mit der Erfolglaffungsbewilligung die Ueberzeugung won der 
Genauigfeit Der vorgenommenen Eintragung, beftätigt diefe mit feinem 
Vidi und Unterfhrift, und legt die Bewilligung dem Präſidium wor, 
welches nach vorgenommener Einfiht der in Drdnung gefundenen Er— 
folglafungsbewilligung fein Vidi mit der Unterfchrift beifezt, und folche 
dem Erpedit übergeben läßt, welches angewiefen ift, Feine Erfolglaſſungs— 
bewilligung hinaus zu geben, auf welcher nicht nebft dem Amtfiegel die 
Unterfchriften des Prafidiums umd des fFontrirenden Nathes vorfommen. 
Derjenige, zu deffen Händen die Erfolglaffung bewilligt wurde, bringt 
zur Erhebung fowohl den Driginalerfolglaffungsbeiheid, als‘ die Duit- 
tung in dad Depofitenamt; die Adminiftratoren unterfuhen vor allem, 
ob die Bewilligung nebft dem Amtfiegel mit den Unterfchriften des Prä- 
fidiums und ffontrirenden Rathes verfehen fei; fehlt eines oder das an— 
dere, fo wird der Erfolglaffungswerber angemwiefen, den Nachtrag des 
Abgangigen zu erwirfen; ift der Erfolglaffungsbefcheid in der vorgefihrie> 
benen Form beigebraht, jo wird er mit den Hauptbüchern verglichen, 
um fi zu überzeugen, daß unter den angeführten Erlaganummern jenes 
‚wirklich noch vorhanden jet, was in dem Befcheide zu erfolgen bewilligt 
wird; dann, ob und welche Vormerfungen allenfalls darauf haften, und . 
ob der Beſcheid diefer Vormerfungen mit dem Beiſaze: daß. demunge— 
achtet die Erfolgung ftatt habe, erwähne. 
Jede Vormerfung, deren in den Befcheide nicht auf dieſe Art er- 
mwähnt wird, ift ein Hinderniß des Vollzuges der Erfolglaffungsbewil- 
ligung, und wird von den Adminiftratoren im Rathe bemerft, damit fol- 
he3 entweder durch eine dem Bejcheide beigefügte Beftimmung won Amts— 
wegen gehoben, oder der Erfolglaffungswerber angemwiefen werde, die 
Befeitigung dieſes Hindernifjes zu erwirfen. Iſt in feiner dieſer Rük— 
fihten ein Anſtand vorhanden, fo wird die Duittung geprüft, ob ſolche 
mit dem Flaffenmäßigen Stempel verfehen fei, ob fie das zu erfolgen 
bewilligte Depofitum mit Beziehung auf den Beſcheid und die Erlags— 
nummer genau ausdrüfe, und von allen Snterefjenten und Zeugen, Deren 
Unterfertigung der Beſcheid anprdnet, unterfchrieben fei. Sobald auch 
diefem Erforderniffe Genüge geleiftet ift, hat die Erfolglafung ftatt; 
die Barſchaft wird, nahdem die Sorten der Münze und des Papier- 
geldes, worin die Erfolglaffung gefchieht, in die obenerwähnte: Strazze 
fpezififch eingetragen worden find, der Partei vorgezahltz die Präziofen 
und fonftigen Fahrniffe werden derjelben jogleich ausgehändigt, und in 
dem auc bereits erwähnten Buche, welches diefe Fahrniffe enthält, mit 
einem rothen Streife bezeichnet. Die Obligazionen werden erſt Dann 
übergeben, wenn der ffontrirende Rath unter Beidrüfung des Amtfie- 
geld hierauf die Zeffion an denjenigen, dem fie erfolgt wird, gefchrieben 
bat. Zu diefem Ende werden alle Erfolglaffungsbewilligungen ſogleich 
nach vorgenommener Erfolgung, und zwar jene, welche Obligazionen 
betreffen, mit Beilegung derfelben dem jfonteirenden Rathe übergeben, 
welcher in Betreff aller den Tag der wirflihen Erfolglaffung in die 
Konseollbüher eintragen läßt, diefe Eintragung durch ein newerliches 
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Vidi mit feiner Unterfhrift beftätigt, auf die Obligazionen die vorer- 
wähnten Zeſſionen ausfertigt, und dann ungefaumt die gefammten Ans 
bringen ſammt den Dbligagionen in das Deppfitenamt zurüfftellt, um 
die Obligazienen der Partei, welche hierauf im Amte zu warten ange: 
wiejen ift, hinausgeben zu Fünnen. 

Werden alle Dbligazionen einer Maffe ohne Verbindlichfeit zur 
Redeponirung erfolgt, jo wird die Rubrik diefer. Maffe in dem in der 
eriten Abtheilung erwähnten Buche, welches diefe Maffen in alphabeti- 
jher Drdnung enthält, mit einem rothen Striche bezeichnet, 


IM. Regiftrirung und Berrehnung der Erläge und Er 
folglaffungen, dann Eintragung der verordneten 
Bormerfungen. 


Seder Erlag, jede Erfolglaffung wird von dem Aftuare doppelt ein— 
getragen, einmal fummarifch nach. der Zeitfolge, in ununterbrocener 
Drdnung in das Journal, das zweite Mal detaillirt in die Hauptbücher. 
In dem Sournale wird bei dem Empfange in der erften Kolumne des 
beiliegenden Formulares N. 3 der Erlagsnummer des laufenden Jah— 
res angefezt (denn in jedem Militärjahre werden die Erläge in der Ei- 
genfhaft von Beilagen des Sournales. diefes Jahres befonders nume 
merirt). 

Sn der zweiten Kolumne erjcheint der eigentlihe Depofitennummer, 
welcher von dem ſkontrirenden Rathe auf das Erlagsanbringen geſchrie— 
ben wurde. Diefe Nunmern laufen jeit der Zeit, ald die Deppfiten 
von den Univerfaldepofitenamte übernommen wurden, in ununterbro= 
hener Drdnung. Die dritte Kolumne enthalt die Angabe des Haupt- 
buches und deffen Seite, worauf der Erlag eingetragen if. In dem 
breiten Mittelraume wird zuerft der Tag bemerft, an weldhem ver 
Erlag gejheben it, dann die Rubrik der Maſſe, unter welcher fol- 
der im das Hauptbuch eingetragen ift, und falls der Erlag in Urkun— 
den: ohne: beftimmten Werth, oder in Präziofen befteht, wird diefes hier 
auch angemerft, und bei lezteren die Schäzungsjumme, falls ſolche im 
Erlagsbefheide beftimmt tft, beigefügt. Im die zwei lezten Kolumnen 
wird der Gefammtbetrag der erlegten Obligazionen und baren Gelder 
angejezt. 

ei der Ausgabe iſt die erfte Kolumne für die dem Erfolglaffungs- 
anbringen beſtimmte Nummer des  Einreihungsprotofolles ; Die zweite 
für den Buchftaben und die Seite des Hauptbuhes, wo die Erfolglaf- 
jungsbewilligung eingetragen ift; die dritte für die auf das Erfolglaf- 
fungsanbringen als Beilage des Spurnales gefhriebene Nummer des 
laufenden Jahres; die mittlere und die zwei nächitfolgenden Kolumnen 
werden fo wie bei dem Empfange ausgefüllt; nur wird in der mittleren 
nod mit einigen Worten die Urfache angeführt, warum allenfalls von 
dem erfolgten Depofitum ganz oder zum Theil fein Zäahlgeld abgenom— 
men wird. Die abgenommene Zähltare gehört im die lezte Kolumne. 
Am Schlufe jedes Militarjahres wird zu der Summe: der in diefem 
Jahre erlegten Obligazionen und baren Gelder der zu Ende des vor= 
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bergebhenden Jahres verbliebene ganze Vorrath gerechnet, und nad Ab— 
flag der erfolgten Beträge mit der Summe der gegenwärtig vorhan— 
denen Obligazionen und baren Gelder abgejchloffen. Zugleich werden, 
was aber auch außerdem wenigitend alle Vierteljahre einmal gefchieht, 
die gefammten in der Kalle vorhandenen baren Gelder überzählt, um 
fih zu überzeugen, daß der Beitand der Kaffe mit. der Sournaldverredh- 
nung genau übereinftimme. Mit Ende jedes Zahres wird dem Prä— 
ſidium eine wollftändige Abjchrift des ganzen Spurnales für dieſes Jahr 
übergeben. Die Hauptbücher, wovon das Formular N. a. beiliegt, find 
nad alphabetifher Ordnung abgetheilt; jedem Buchftaben ift eine an— 
gemefjene Zahl von Bänden zugewiefen. Mit diefem Buchftaben und 
der Zahl des Bandes wird das Hauptbuch unterfcheidend bezeichnet. Auf 
der linfen, für die Erläge beftimmten Seite in der erften Kolumne wird 
der Tag, an welhem der Erlag geſchah; in der zweiten der ununter= 
brochen fortlaufende Nummer des Erlages; in der vierten und fünften 
Kolumne die Obligazionen und baaren Gelder; in der ſechſten Kolumne 
der Kaften und der Fagzifel, oder das Behältniß angemerft, wohin die 
Obligazionen oder Praziofen und fonftigen Fahrniſſe hinterlegt wurden, 
und weldhe, wie bereits erwähnt wurde, bei Einlegung jeder neuen 
Mafe dem Aftuar zur Eintragung in das Hauptbuch befannt gemacht 
wird. Sn der dritten breiten Kolumne wird der Name des Erlegers 
und wo Das Erlagsanbringen oder der Beſcheid einen beftimmten Zwek, 
pder Urjahe des Erlages ausdrüft, auch dieſes angeführt, als: z. B. 
zur Gicherftellung des Mortuars oder ein Legat für N. N., ein Crida— 
Divident für N. N. ; dann folgt nah dem Wortlaute des Erfolglaffungs- 
befcheides die detaillirte Befhreibung des Erlages. Am Rande wird der 
Kummer angemerkt, welchen der Erlag in dem Sournale des laufenden 
Sahres erhalten hat, um folhe aus dem Hauptbuche jederzeit auffinden 
zu können. Auf die rechte Seite der HDauptbücher werden die „Erfolge 
laffungen eingetragen, und zwar: in der erften Kolumne der Tag, an 
dem die Erfolglaffung geſchah; in der dritten und vierten Kolumne die 
Summe der in Folge einer Bewilligung erfolgten Obligazionen und baaren 
Gelder. In der zweiten breiten Kolumne wird angeführt: wem erfolgt 
wurde; das Datum der landrechtlihen Bewilligung und der Erlagsnummer, 
— das Depoſitum bei dem Erlage erhalten hatte; dann folgt die 
Anzeige des erfolgten Depofitums, zwar nicht fo detaillirt, wie in der 
Empfangsrubrif, doh immer fo harafteriftifch bezeichnet, daß fein Zwei— 
fel erübrige, was und wie wiel erfolgt worden fei. Am Rande wird der 
Nummer angefezt, welchen die Erfolglaffung ald Beilage des Journales 
des laufenden Sahred erhalten hat. Bei jeder Erfolglaflung wird die 
Empfangspoft, welche hierdurch ganz oder zum Theil verausgabt wird, 
roth unterſtrichen, und im lezteren Falle daneben der noch erübrigende 
Betrag angemerkt. 

Ein Auszug aus der Empfangsrubrik einer Maſſe, welcher nebſt dem 
Erlagsnummer die wörtlich gleichſtimmige Beſchreibung der zur Zeit der 
Ausfertigung des Auszuges noch vorhandenen Empfangspoſten, nebſt 
den darauf haftenden Vormerkungen enthält, macht den einfachen De— 


poſitenextrakt aus; die Abſchrift aller Empfangs- und Ausgabspoften 
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einer Maſſe mit dem hieraus ſich ergebenden NRefultate des gegenwärtigen 
Standes der Maſſe ift der umftändlihe Deppfitenertraft, welcher wegen 
des beträadtlihen Aufwandes an Zeit, den folder zum Nachtheile anderer 
- Gefchäfte fordert, nur wenn eine Partei ausweifet, desſelben nothwen— 
Dig zu bedürfen, und daher nur auf befondere Verordnung des Land— 
rechtes ertheilt wird. Sm die lezte Kolumne werden mit Bezug auf das 
Datum der landredtlihen Verordnung und der Erlagsnummer der Ems 
pfangspeft, welche hierdurch affizirt werden joll, und zugleich angezeigt 
wird, dem Wortlaute der Verordnung gemäß, die Vormerfungen oder 
Verbothe eingetragen; wird eine derfelben aufgehoben, fo wird die Vor- 
merfung roth unterftrihen, und darunter angemerft: Vermöge Verordnung 
dd. u. ſ. w. aufgehoben. Am Rande jeder in Folge einer bejonderen, nicht 
in dem Erfolglaffungsbefheide enthaltenen Verordnung geſchehenen Vor— 
merfung, wird der Nummer des laufendeu Jahres, mit welhem die Ver: 
ordnung bezeichnet wurde, um folhen auffinden zu fünnen, beigefügt. Die 
Eintragung aller Erläge und Erfolglaffungen in das Sournal und die 
Hauptbücher, wie aud die Eintragung der Vormerfungeu und derfelben 
Aufhebung wird von den Ndminiftratoren des Depofitenamtes mittelft ge— 
nauer Vergleihung mit den Erlags- und Erfolglaffungsbejheiden, dann 
den wegen der Vormerfungen ergangenen Verordnungen jfontrirt. 

Ueber alle Hauptbücher wird ein alphabetifhes Regiſter geführt, 
worin jede neu eröffnete Rubrif einer Maffe mit Beftimmung der. Seite 
des Hauptbuches, wo folche vorfommt, eingetragen wird. Aus diefem 
Snder kann jede Maffe im Hauptbuche, und in diefem dann die Erlags- 
und Erfolglaffungsanbringen, wie auch die Vormerfungsverordnungen auf- 
gefunden werden. Alle diefe Depofitenaften find abgefondert nad ihrer 
Eigenfhaft, als Erläge, Erfolglaffungen und Vormerfungen in Faszifeln 
gebunden, welche einen ganzen Zahrgang enthalten. 


IV. Sfontrirung des Depofitenamtes. 


Es ift bereit3 erwähnt worden, daß jeder Erlag und jede Erfolg 
laffungsbewilligung unter Auffiht und Leitung des zur Kontrolle des De- 
pofitenamtes beftimmten Rathes, von dem diefen Gefhäfte zugemwiefenen 
Ausfultanten in die Kontrollbüher eingetragen werde. Die Formulare 
Diefer Bücher liegen in N. 5 und 6 bei. 

Das erftere enthält in der eriten Kolumue des Empfanges den Tag, 
wo der Erlag gefhah; in der zweiten den auf das Erlagsanbringen von 
dem fontrollivenden Rathe gejezten Nummer; in der dritten den Namen 
des Erlegers und die Anzeige des Erlages, diefe jedoch mit der Bemer- 
fung, ob jolhe in Papier oder in Flingender Münze, in Präziofen oder 
fonftigen Fahrniffen, in Privat oder öffentlihen Obligagionen beftehe, mit 
jpezifiiher Angabe der erlegten Obligazionen und baaren Gelder in der 
vierten und fünften Kolumne; in der fehlten Kolumne wird der Bud: 
ftabe, Band und Seite des Hauptbuches angeführt; die Kolumnen def Er- 
folglafjung werden auf gleiche Art ihren Ueberfchriften gemäß ausgefüllt. 
Das zweite mit Beziehung auf das erftere geführte Kontrollbuch, deffen 
Inhalt aus den Ueberfriften der Kolumne von jelbit erhellt, ift vorzüg— 
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lich dazu beftimmt, das Landrecht im der fortwährenden Kenntnif zu er: 
halten, was mit der Verbindlichfeit der Reveponirung erfolgt worden, 
und daß die Redeponirung gefcheben ſei. Sede mit dem Auftrage der 
Redeponirung verbundene Erfolglaffungsbewilligung erhält am Schluſſe 
den Beiſaz: Et videat protocollum urgendorum. Der Bearbeiter diefes 
Protofolles hat ſich demnach mit jenem der Kontrollbücher in das fort: 
währende Einvernehmen zu fezen, wann die Erfolglaffung wirklich geſchehen 
fei, ob die Redeponirung bereits geleiftet worden, und falls dieſes nad) 
Verftreihung der hierzu beftimmten Frift noch nicht gefchehen, den Refe— 
venten der Erfolglaffung daran zu erinnern, um die Betreibung unge— 
ſäumt einzuleiten. 


V. Abnahme und Berrehnung der Zähltare. 


Die Zahltare wird in allen Fallen abgenommen, wo nicht das Hfd. 
v. 2. Nov. 1790 N. 74 der jofeph. ©. ©. die Befreiung von dem Zahl- 
gelde anprönet. 

Der Aftuar berechnet die Zähltare, fertigt die Duittung aus, nimmt 
folhe in Empfang, und führt die Rechnung über diefe Empfänge, und die 
hiervon zu beftreitenden Auslagen. 

Die Deppfitenamtsadminiftratoren unterfuhen und beftimmen bei 
jeder Erfolglafung, ob der Fall zur Abnahme des Zählgeldes geeignet 
jei, prüfen die Nichtigfeit der Berechnung ded Betrages und deffen Ein- 
tragung in das Sournal, nehmen, wenn eine bedeutendere Summe be- 
veit3 eingegangen tft, folche in ihre Verwahrung, ffontriren fowohl bei 
Gelegenheit der gewühnlichen vierteljährigen Ueberzählung der Deppfiten- 
Fafje, als aud) am Schluffe des Militärjahres zugleich die Zahlgelderfaffe, 
adjuftiren im lezteren Zeitpunfte die für das ganze Jahr von dem Aftuar 
gelegte Rechnung, und überreihen folhe unter ihrer Fertigung dem Land- 
rechte; dieſes ftellt jolhe zwei von dem Prafidium hierzu beftimmten Rä— 
then zur Reviſion zu, diefe unterfuhen, ob die Abnahme des Zähl- 
geldes den feitgejezten Direftivregeln entjpreche, ob die Ausgaben ge— 
börig dofumentirt feien, ob in dem Kalful: feine Srrung vorfomme, und 
erftatten hierüber ihren Bericht, Diefer wird in voller Rathsverſammlung 
vorgetragen, und fall die Rechnung richtig befunden würde, fo wird den 
Adminiftratoren hierüber das Abfolutorium zugeftellt. Zugleich erhalten 
fie die Weifung, wie viel zur Bedeckung der Ausgaben des laufenden 
Sahres von dem Vorrathe der Zäahlgelder zurüf zu halten, und was uns 
ter die Glieder des Nathsgremiums zu vertheilen fei. 

Die Vertheilung geſchieht dann gegen Empfangsbeftätigung jedes 
Theilnehmers, welche zum Belege dieſer in der Rechnung anzuſezenden 
Ausgabspoſt dienen. 


Beilage N. 1. 


Inſtrukzion für die von dem & k. n. vd. Landredte zur 
Beforgung der Depofiten erwählten Kommifjäre 


91. Set das in ö. Landrecht auf alle drei Kommiſſäre, 
beftehend aus zwei Herren Räthen und einem Gelvetär, ohne Vorzug 
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das vollitändige Vertrauen, daß, gleichwie diejelben einer für alle, und 
alle für, einen zu haften haben, alſo auch fie mit gefammter Hand, recht: 
ihaffen, vorfichtig, fleißig, genau unter fich friedjam und einftimmig. die 
Depofiten beforgen und verwahren werden. 


$. 2. Da jedem Kommiffar ein befonderer Schlüffel zu den mit 
drei Schlöffern verjperrten Thüren, Käften, Gewölbe und Truhen über- 
geben werden wird ; fo wird ihnen unter ihrem ohnehin habenden Dienit- 
eide und unter bei Betretungsfall zu befahren habender fhmerfter Verant— 
wortung anbefohlen, daß niemals zu feiner Zeit, und aus feinem, was 
immer erdenflihen Vorwande, ein Kommiffär dem anderen feine Schlüſſel 
ganz pder theilweiſe anvertrauen, alfo, daß wenn ein Kommiſſär erfranfte 
pder verreijete, er feine Schlüffel zu eigenen Handen des Prafidiums 
übergeben oder allenfalls durch eine berhure Perfon verpetfhirt einſchi— 
fen, und anftatt feiner einen anderen Herrn Rath und respective Secre- 
tarium vorſchlagen foll. 


$. 3. Muß niemals ein Kaften, Truhe, Thüre oder das Gewölbe 
eröffnet werden, wenn nicht alle drei Kommiſſäre zugegen ſind. Folg- 
fam haben alle drei Kommiſſäre bei Hineinlegung und Herausnehmung der 
Depofiten zugleich anmwejend zu fein, und haben alle. drei ein obacht— 
james Auge zu tragen, daß fein Fehler oder Irrthum unterlaufe, aus 
den Kaſten, Truben oder dem Gewölbe nichts anderes, als was zu er— 
folgen ift, genommen, auch befonders von den Rergtaien Papieren 
nichts zerftreuf oder verſtoßen werde. 


$. 4. Iſt in den Drt, wo die Depofiten aufbehalten werden, be— 
fonders, weni wegen nothwendiger Hineinlegung oder Herausnehmung 
der Depofiten ein oder anderer Kaften, Truhe oder. das Gemölbe offen 
ftände, Niemand hinein zu laffeı. 


$. 5. Wenn den Kommiffaren ein Depofitum von der ©erichtsitelle 
nebft_dem defretirten Erlagsanbringen won einer Gerihtsperfon in Bei— 
fein desjenigen, welcher das Depofitum überbracht hat, eingehandigt wird, 
fo haben fie ſolches fogleih wohl zu durchgehen, ob das Depofitum feine 
Nichtigkeit habe. Hierbei ift zu beobachten: a) dag alles vorhanden fei, 
was in dem Anbringen und in der Defretazion enthalten ift; b) daß die 
zu. depofitirenden Obligazionen auf den Mamen des Deponenten oder der 
Pupillen-Kurandenmaſſe, für welche ſolche erlegt wird, allenfall3 auf den 
Namen des Verftorbenen geftellt ſei; lautete aber die Obligazion auf einen 
fremden Namen, jo muß die Zejfion oder Erbslegitimazion vorhanden 
jein, allenfalld in dem Anbringen erläutert werden, warıım eine auf frem- 
den Namen lautende Obligazion deppfitirt werde; c) das Silbergeld ift 
zu zählen oder zu wägen, wenn es aber auch gewogen wird, fo-ift der Sak 
aufzumakhen und zu fehen, daß die echte Sorte Silbermünze in demfelben 
vorhanden ſei, Das Gold ift zu zählen und zu wägen ; d) Fein unächtes 
Gold anzunehmen, jondern ſolches fogleich von der anweſenden Partenaus- 
wechjeln zu lajjen. 


$.6. Wenn das Depofitum feine Richtigkeit bat, fo iſt ſolches durch 
den Depofitenoffizianten nach der Defretazion rein und fauber in das 
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Hauptdepofitenbuc eintragen zu laffen. Hier ift zu beobachten: a) daß das 
Depofitum in jenes Buch eingetragen werde, welches den Snizialbuchftaben 
enthält, de8 Namens des Deponenten; wenn er für fi den Erlag madt, 
wenn er aber für einen Pupillen, Kuranden oder eine Maffe etwas erlegt, 
muß nicht nad) dem Namen des Deponenten, fondern nad) dem Namen 
des Pupillen, Kuranden oder der Maffe der Buchftaben des Buches ge- 
wählt werden; b) bei jeder Eintragung einer Partei ift wenigftens ein 
Blatt, nah Umftänden und vernünftigem Ermeſſen aber zwei, drei, auch 
mehrere Blätter leer zu laffen, weil, wenn für eine Partei, ald Bupillen, 
Kuranden, Maſſe, nahhin mehrere Depofiten vorfommen, dieſe alle zu 
dieſer Partei Fontinuative zugefihrieben werden. c) Iſt wohl acht zu ha— 
ben, daß alles in die gehörigen Rubrifen eingetragen werde. d) Die Obli- 
gazionen, Zeilionen und Legitimazionsdofumente find mit dem Dato und 
dem Namen, auf wen fie lauten, und von wem fie. ausgeftellt find, wohl 
auszudrüfen ; e) bei den öffentlichen Obligazionen ift der Nummer der 
Dbligazien beizufezen; S) bei allen Dbligazionen find die Intereffen mit 
dem Prozent, wie fie vorgejchrieben find, anzumerfen; g) die Intabulazion 
und der Tag derjelben ift wohl auszudrüfen; h) die Präzioſen, befonders 
der Schmuf, ift fo viel möglich zu befchreiben, das Silber zu wägen, und 
das Gewicht anzufezen; i) der Schmuf und die Präziofen find der Partei 
vorzuweiſen, wenn möglich, der Schmuf und die Präziofen mit einer feide- 
nen Schnur und den Petſchaften der Partei zu verfichern, allezeit aber der 
Schmuf und die Präziofen in eine mit den Petfchaften der Partei und der 
drei Herren Kommiſſäre verfiegelte Schachtel zu legen; k) gleichwie auf 
die drei Anbringen der Nummer, unter welchem das Depofitum in dem De— 
pofitenbuche eingetragen tft, angemerft wird, alfo muß auch Diefer nämliche 
Kummer auf das Depofitum, es beftehe in baarem Gelde, Obligazionen 
oder Präziofen, gefezt werden, und kann foldhes auf das Papier, in wel- 
ches die Dbligazionen eingemwifelt werden, auf.den Saf, wo das bare 
Geld, auf die Schachtel, wo die Präziofen befindlich find, gefhehen; an 
das Silber fünnen Karten init dem Nummer angehängt werden; D Obli— 
gazionen find in Käften, bare Gelder und Schmuf oder andere Präziofen 
in Truhen, mehreres und größers Silber in Gewölbe zu verfperren. 


$. 7. Dat der Depofitenoffiziant in jedem Buche einen Indicem zu 
halten, und in diefem Sndice zu den Snizialbuchftaben den Namen des- 
jenigen einzutragen, auf weldem das. Depofitum im Buche fteht; wäre 
ein anderer Deponent, fo ift auch deffen Name in dem Sndice nach den 
Snizialbuchftaben einzutragen; und weil es fich öfter ereignen wird, daß 
der Spnizialbuchftabe desjenigen, welcher deponirt, mit jenem, für wen 
deponirt wird, in ein verſchiedenes Buch einfchlägt, jo muß im dem In— 
Dice des Buches, wo das Depofitum nicht einfommt, ſich auf den Buch— 
ftaben des Buches und das Blatt, wo dasfelbe eingetragen ift, bezogen 
werden, wie dann ein gleiches mit demjenigen, wider welchen deppfitirt 
wird, zu beobachten ift. 


$. 8. Derfteht fih ohnehin, daß in dem Buche jener beigefezt wer— 
den muß, welcher für einen Pupillen, Kuranden oder Mafle etwas er- 
legt hat. 
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$. 9. Hat der Depoſitenoffiziant das namlihe Depoſitum in das 
Kpurnal, in welhem der Deppfitennummer und der Tag des Erlages 
fontinuirt wird, einzutragen; allda aber werden die Obligazionen kürzer 
befhrieben, nur die Hauptſumme aller Obligazionen ausgejezt, und die 
Zeſſionen und Erbslegitimazionen gar ausgelaſſen. 


$. 10. Sit wohl acht zu haben, daß das Depofitum in jene Lade des 
Kaftens gelegt wird, welcher den Snizialbuchftaben hat, auf welchem das 
Depofitum in dem Buche eingetragen. ift. 

$. 11. Haben alle drei Kommiſſäre jenes, was der Deppfitenoffiziant 
in das Buch eingejhrieben hat, mit der Defretazion des Erlagsanbrins 
gens wohl zu ffontriren, acht zu haben, daß alles in die gehörigen Rus 
brifen eingetragen, wohl und deutlich ausgedrüft, und nichts ausgelaffen 
jet, dann, daß das Deppfitum in dem Sournalbuche richtig und ordent— 
lich vorgemerft, auch im Indice genau eingetragen fei. 

$. 12. Die Erlagsanbringen werden in einem Kaften, in Faszifeln 
von Hundert Stüfen, nach den Nummern des Depofitenbuches einge- 
theilt, verfperrt, in einem Indice ganz Furz eingetragen, und der Inder 
bei denfelben aufbehalten. 

$. 13. Auf eines der drei Erlagsanbringen müffen die drei Kommif- 
färe ganz kurz anmerken, daß das Depofitum richtig übergeben worden 
fei, ihre drei Namensunterfchriften beifezen, und das Amtfiegel beidrüfen. 


$. 14. Sodann ift diefes fammt einem anderen Anbringen dem 
Prafidium vorzumeifen, und beide dem Erpeditor zu übergeben, weil das 
Dritte zurüfgehalten wird. 


$. 15. Wenn fih bei dem Erlage eines Depofiti ein Anftand er- 
geben follte, ift folches jogleich dem Prafidium anzuzeigen, und die Par: 
tet mitzunehmen. 

$. 16. Die Kommiſſäre haben Fein Depofitum zu erfolgen, wo 
ihnen nicht die mit dem Vidi des Prafidiums und deffen Name bezeich- 
nete, und mit dem Amtfiegel gefertigte gerichtliche Driginalerfolglaffungs- 
bewilligung zugeftellt werde. i 


$. 17. Haben die Kommifjare die Erfolglaffungsbewilligung wohl 
und bedacht durchzuleſen, jodann die Quittung desjenigen abzufordern, 
auf deſſen Name die Erfolglaffung bewilligt worden ift; in diefer Quit— 
tung muß fih auf den Tag und den Nummer des Erlages, und auf 
den Tag der Erfolglaffungsvermwilligung bezogen, und alles, was erfolgt 
wird, klar und genau ausgedrüft werden. 

5. ı8. Sit in dem Depofitenbuche nachzufehen, ob auf das zu er— 
folgen bewilligte Depofitum feine gerihtlihe Vormerkung oder gericht- 
(iher Verbot haftet, und folches aljogleih dem Präſidium anzuzeigen. 

$. 19. Wenn an der Erfolglaffung fein Anſtand ift, fo muß die 
geihehene Erfolglaffung in das Depofitenbuh zur Zahl, wo der Em— 
pfang des Depofiti eingefchrieben fteht, wie auch in das Journalbuch 
nah dem Tage der Erfolglaffung eingetragen, und in dem Indice des 
Depofitenbuches ausgelöfht werden. 


* 
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$. 20. Wenn ein Depofitum nur zum Theil erfolgt wird, ift auf 
das Papier, wo die DObligazionen eingewifelt find, oder auf das Spiz— 
zettel des Sakes, in welchem das bare Geld befindlich ift, anzumerken, 
was von Diefem Deppfitum erfolgt worden. 


$. 21. Von den ausgefolgten Depofiten find die Zahlgelder fol- 
her Geftalt und auf eben jene Weife zu nehmen, wie folhe Das k. k. 
Univerfaldepofitenamt genommen hat, deswegen das gehabte Normale 
beigefhloffen wird; eben alfo ift wie vorhin für einen Deppfitenertraft 
für eine Seite 15 Kreuzer nebjt Stempel und vidimus zu nehmen. 


$. 22. Die Erfolglaffungsverwilligungen und Quittungen find auch 
forgfam in einem Kaften zu verfperren, zu nummeriren, in Faszikeln zu 
100 Stüfen zufammen zu richten; nad den Nummern in einem Indice 
durch den Deppfitenpfjizianten eintragen zu laffen, und folder Index 
bei den Erfolglafjungsverwilligungen und Duittungen aufzubehalten. 


$. 23. Die verlangten Depofitenertrafte find von dem Depofiten- 
offizianten aus dem Depofitenbuche herausziehen zu laffen, von den drei 
Herren Kommiffären mit dem Buche genau und vorfichtig zu ffontriven, 
fodann mit ihren Unterfhriften und Amtfiegel zu fertigen. | 


$. 24. Sn den Depofitenertraften wird nichts angefezt, als was 
wirflich bei Gericht in Depofito vorhanden ift, 


$. 25. Ueber die Deppfiten wird feine Rechnung gelegt, weniger 
gegen die Parteien eine ſolche verfaßt oder hinaus gegeben; wohl aber, 
wenn das Prafidium oder das Gericht einen Ausweis, was an Depo— 
fiten vorhanden ift, verlangt, wird folcher aus dem Sournalbuc mit An- 
jezung der Erlagſcheine und der Erfolglaffungen, folglich des fich zeigen- 
den Reſtes ganz leicht gezogen werden fünnen. 


$. 26. . Die eingehenden Zählgelder und Deppfitenertraftstaren find 
in ein Sournal dur den Depofitenoffizianten eintragen zu laflen, von 
den depofitirten baren Geldern, in einer verfperrten Truhe feparirt zu 
halten. Hiervon ift nichts, als was gerichtlich angemiefen wird, zu er- 
folgen, und haben hierüber die drei Kommiffäre mit Ausgang jedes Mi- 
litärjahres die Rechnung an das k. k. n. ö. Landrecht zu erftatten, welche 
Rechnung der Depofitenpffiziant zu verfallen hat. 


$. 27. Zu feiner Zeit ift fih in dem Drte, wo die Depofiten auf: 
behalten werden, eines Lichtes zu gebrauchen. 


S. 28. Wenn die Kommiffare aus dem Drte, wo die Deppfiten 
aufbewahrt werden, weggehen, haben alle drei forgfältig nachzuſehen, 
daß die eifernen Fenfterläden mit den Hafen oder Riegeln wohl geſchloſ— 
fen, alle Käften, Truben, Gewölbe und Thüren mit drei Schlöffern wohl 
verfperrt find, und allegeit beim Hinweggehen, auch öfter forgfältiger 
nachzufprfchen, ob bei den eifernen Fenfterläden, bei ven Schlöſſern der 
Käften, Truhen, Gewölbe und Thüren, auch Dfengittern, nichts Mangel: 
baftes und Fehlerhaftes fich befinde, und ſolches aljogleich dem Prafidium 
anzuzeigen. 
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$. 29. Wann in dem NRegierungshaufe, wo die Depofiten befind- 
{ih find, oder in deſſen Nahbarfhaft, ein Feuer entitände, jollen die 
drei Kommiffäre und der Depofitenoffiziant ſich alfogleih an den Ort, 
wo die Depofiten aufbehalten werden, verfügen, und zur Rettung der 
depofitirten baren Gelder, Obligazionen und Präziofen, nah Beſchaffen— 
beit der Umftände und nach Vernunft und Befcheidenheit, Die erforder— 
lihen Veranſtaltungen treffen, zuvörderft die DObligazionen, das Haupt: 
buch und die übrigen Bücher, wie auch die Erfolglaffungsverwilligungen 
und QDuittungen, dann die übrigen Schriften, die Präziofen und das. 
bare Geld zu retten, und an einen fiheren Drt unterzubringen ſuchen. 
Ein Kommiſſär hat den andern und dem Depofitenoffizianten die Ges 
fahr des ihm zu Ohren gefommenen Feuers in dem Negierungshaufe 
pder deffen Nachbarſchaft alfogleih zu erinnern. Hauptſächlich aber ift 
es jogleih dem Präſidium zu erinnern. 


$. 30. Der Depofitenoffiziant wird an die drei Kommiſſäre voll- 
ftändig angewiefen und ihnen untergeben; folgfam haben auch die Drei 
Kommifläre auf alle feine Verrihtungen genau Sorge zu tragen, feine 
Handlungen beftändig vor Augen zu haben, und dafür zu ſtehen. Dies 
fer, wie jhon gefagt worden it, bat das Hauptbuch, das Journalbuch, die 
Rechnung über die Zählgelder und Deppfitenertrafte, die Indices der 
Erlagſcheine und Erfolglafungen ſammt Duittungen zu führen umd zu 
beforgen, dann die Depofitenertrafte zu verfaffen. Er kann auch zur 
Zählung und Abwägung des Geldes, dann zur Uebertragung und Eins 
legung der Depofiten in die Käften, Truhen und Gewölbe von den Kom— 
miſſären gebraucht werden. 


$. 31. Ehe und bevor die Arbeit nicht zu Ende gebracht ift, haben 
die Herren Kommiffäre und der Depofitenpffiziant fih nicht zu entfernen, 

Ss. 32. Wenn ein Herr Rath eine Ausfunft von dem Depofitens 
ftande verlangt, folgfam das Depoſitenbuch, das Journalbuch einjehen, 
und das vorhandene Depofitum ſich vorzeigen laffen will, haben die drei 
Kommiſſäre folches bereitwillig zu geftatten und zu befolgen. 
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Parteien. 





II. A. 9. X. Depofit. Inftr, für die Landr. 


Tabelle, 


Kaften 
im 


Fuß. 


Schäzung. 


Haupt⸗ 
buch 


Präzioſen. 
Folio. 


BHaupt⸗ Obliga⸗ XF 
Nr. BR buch Empfang. | zionen. 
* Folio. 
fl. kc. A. kr. 








Bes 


Tag des Er: 
lages 
Nr. 


Bi 


| 








Tabelle 
Kaften, 
worin 
| n der 
Name des Erlegers, Bar. Obliga- Erlags- 
und —— Fasz. 
Urſache des Erlages. Ir — rn Te. ri r 
r. 2 
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2 2 Haupt: 
Schäzung er 
Folio. 


Prazioſen. 


I - fl. | Er. 





Kr. 3. 


27 


Dbliga- 
las 
Ausgabe. zionen. Bar. | Zahltare 


- 


Folio, 





Hauptbuch⸗ 
Beilagen 


re nei 
| fl. kr. ft. —— 





Nr. 4. 


Erfolglaffung. Gerichtliche 
VBormerfungen 
und Verbote, 

/ Obliga⸗ |dann derjelben 
en el zionen. Aufhebung. 
Urſache der Erfolglaſſung. 


Tag der Er- 
folglaffung. 


— 
1 
| 

* + . . 





Handb. d. Gerichtsinftrufzion. 
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1062 
Tabelle 
E 2r l — 

— —*— 

J Name des — re Bar Geld.| Hauptbuch. 
Saal N om i 

2 E Urfahe des Erlages. 

& 5 fl. |Er.|| ft. kr. eit. Fol. 





— — 


Tabelle 


Obliga⸗ 
zionen, Bar Geld. 


Tag der Er— N 
folglaffungs: wet, Erfolglaffungen. 
bewilligung. ; 


fl. tr. fe [er. 
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Br. 5. 







Erfolglsffung 





8 















5 3 =: Obl | 

5 iga⸗ 

„E22 || Ar wen, und Urfahe sonen. Bar Geld. Hauptbud. 
— © 7 Fr 

25195 der Erfolglaflung. 

o2 2 3 

& s Lit. | Fol. 





II 





Ir. 6. 

— 
—— | Uebereinftim= 
© 

a2 Gegen Redeppfitirung Es mend befunden 
= > binnen einer Frift von ** Bi ; mit dem Depoj.= 
5 5 E — Hauptbuche. 
8 E& Folio. 
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Behnter Abfchnitt. — 
Von dem Benehmen der A. ©. bei Prüfung der Advokaten . 


4 


$. 85. 


Der Unwerber um eine Advofatenftelle muß darum fchriftz 
lich anlangen, und durch die beigelegten Zeugniſſe beweiſen, daß 
er die in dem $, 410 und 411 der Gerichtsordnung vorgeſe⸗ 
henen Bedingniffe erfüllt habe, und Daher zur Prüfung zugez 
lafjen zu werden geeignet ift. Hierauf find von dem MPräftz 
denten, unter dem Borfize Des Vizepräfidenten, wo deren einer 
ift, wenigftend zwei Näthe Des Appellazionsgerichtes nebft einent 
Aftuar ald Prüfungsfommiffäre zu ernennen; und des Bitte 
ſtellers Bittfchrift ift zu verbefcheiden: Daß er ſich wegen Bez 
flimmung des Tages und der Stunde bei dem PVizepräfidenz 
ten, oder wo Feiner tft, an feiner Stelle bei dem älteften 
Rathe zu melden habe. Bet ſolchen Prüfungen ift mit den 
Appellazionsräthen, fo weit e8 thunlich, immer abzumechfeln, 


2162. Hfd. v. 12. sufefge a. h. Entihl. v. 6.) Juni 1829, an 

alle A. Prafid. (3. 226.) r 

. Zu Prüfungsfommiffaren der Advofaten fowohl als der Richter⸗ 

amtsfandidaten find die durch Kenntniſſe, Unbefangenheit und Strenge 

fih om meiften auszeichnenden Räthe, und in jo weit möglich, immer 

die nämlichen zu beftimmen, damit die Zeugniffe über die Fähigkeiten 
der Kandidaten nach gleichen Grundſäzen ertheilt werden **). 


$. 86. | j 


Der Vizepräfident oder der Ältere Nath der Prüfungs: 
fommifläre beftimmt auf Anmelden dem Bittfteller Tag und 
Stunde, und den Ort in dem ©erichtshaufe, wo fich Diefer 
zur Prüfung zu ftellen hat, Wenn es die Amtsgefchäfte des 
Anpellazionsgerichted zulaffen, it die Prüfung Vormittags zw 
halten, 


*) Die in diefem Abfchnitte enthaltenen Vorfchriften find auch auf die Aus: 
Fultanten und Richterprüfungen, in fo weit fie hierauf paflen, anzuwenden, was 
durch das Hfd. v. 8. Mai 1829 N. 2399 vüffichtlich des 20. Hptit. der gal. ©. 
J., womit der vorliegende 10. Abjchnitt übereinjtimmt, ausdrüflich angeordnef 
worden ift (dj. ©. 581 d). 


**) Beiziehung eines Bergrathes; f. 1623 $. 29 u. 1625, 
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$. 87. 

Die Prüfung hat beiläufig durch zwei Stunden zu dauern; 
ed wäre denn, daß fich der Geprüfte: bereitd in der erften 
Stunde auf eine Art auszeichnete, welche feine Verwerfung 
von der Advofatur feinem Zweifel ausfezte, | 


$. 88. 


Sollte an dem zu Prüfenden eine Schüchternheit oder 
FSurchtfamfeit bemerft werden, die ihn aus Der nöthigen Faſ— 
fung bringt, um mit freiem Gemüthe und erforderlicher Ger 
genwart Des Geifted zu antworten, fo kann ihm eine kurze 
Zeit fich zu faffen, gegönnt, allenfalls aud) der Tag der Prür 
fung überlegt werden. Diefe Ueberlegung des Tages foll dem 
zu’ Prüfenden auch Dann gegönnt werden, wenn er wegen 
Krankheit darum bittet, 


$. 89, 

Iſt der Anwerber zur Prüfung gefaßt, fo fint ihm von 
den abgeordneten Kommiffären wechſelweiſe wichtige und auf 
verfchiedene Theile feines künfligen Amtes Beziehung habende 
Fragen. vorzulegen, Durch deren gründliche Beantwortung er 
eine hinlängliche Kenntniß der Geſchäfte, und die erforderliche 
Sertigkeit des Geiftes an Tag legen Fünne, 


$. 90. 


Den Kommiſſären fteht frei, dem Anmwerber auch über 
Diejenigen Theile der Rechtswiſſenſchaft, die “auf öffentlicher - 
Univerſität gelehrt werden, Fragen zu ſtellen; doch iſt ſich da— 
bei weniger aufzuhalten, da das erlangte Doftorat an der Fir 
higfeit von dieſer Seite ohnehin nicht zweifeln läßt. - Dagegen 
haben fie Ddefto genauer und firenger Dad Eramen über die 
vaterländiichen und Munizipalgejeze vorzunehmen, und beſon— 
ders aufmerkſam zu fein, ober ſich hinlängliche Wiſſenſchaft 
der fämmtlichen Landesgefeze der Provinz, in welcher er zur 
Advofatur zugelaffen zu werden verlangt, eigen gemacht habe, 


$. 91. 
Weiters haben die Kommiffäre den Anmwerber über die 
beftehende Verfaſſung der Gerichtsbehörden in der Provinz, 
jowohl in den Gefchäften des adelichen Richteramted als in 
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den Streitfahen, dann des. anmit in Verbindung ftehenden 
Appellazions- und Revifionszuges zu prüfen, und zu beurthei- 
len, ob er die in Rüfficht der Gerichtsbarfeiten beftehende Lan: 
desverfaffung auf eine ſolche Art Fenne, daß er. mit Richtigkeit 
zu bejtimmen fähig fei, zu weldem Richter jedes Geſchäft 
gehört," 

$. 92, 


Noch find ihm einige verwifelte praktiſche Fälle I die 
Art vorzulegen, als ob eine Partei hierin um Rath fragte, 
um zu ſehen, ob er mit Ueberlegung und Klugheit Rath zu 
ertheilen wiſſe. ER 
$- 9. 


Vorzüglich find die Anwerber um die Advofatur über die 
neue allgemeine Gerichtd: und Konfurdordnung in ihren wich: 
tigften Punften, und. wo eine Unwiffenheit oder Nachläffigfeit 
der Partei fehr gefährlic, fein Fünnte, zu befragen, um fi zu 
überzeugen, daß fie davon hinlänglihe Kenntniffe befizen. 


$. 94, 


Bei allen Wunften haben die Kommiffäre nicht nur auf 
die Gründlichfeit der Antwort, fondern auch auf die Deutlich 
feit des Ausdrufes, und auf Die hierbei bezeigte I ae des 
Geiftes zu fehen, 


$. 95, 


Ueber die vorgenommene Prüfung hat der Aktuar ein 
verläßliches Wrotofoll zu führen, worin die Gegenftände zu 
verzeichnen find, über welche die Prüfung geſchehen ift, damit 
ſich Das Appellazionsgericht überzeugen könne, daß Die Kom— 
mifjäre Die ihnen Aifgetragcne Prüfung mit der nöthigen 
Strenge vorgenommen haben. In dieſem Protofolle find vor; 
züglich Diejenigen Punkte genau anzudeuten, welche der Ge 
prüfte entweder mit ausgezeichneter Gefchiklichkeit beantwortet, 
oder wobei er nicht allerdings Genüge geleiftet hat, 


$. 96. 
Wenn der Anwerber den Kommiſſären bei der mündli— 
hen Prüfung genug getban, haben fie ihm zu Beurtheilung 
feined Stiled einen Gegenftand zu einem Aufjaze zu bejtim: 
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men. Zur VBerfaffung diefes Aufſazes ift ihm in dem Ge: 
richtshaufe ein Ort anzumweifen, wo er denfelben allein, und 
ohne fi) bei Semanden Nathes zu erholen, zu Stande zu 
bringen hat. Der zu Prüfende bat den Kommiffären durch 
Handſtreich anzugeloben, daß er feinen fremden Aufjaz unter; 
fhieben wolle, und wofern er in der Folge des Gegentheiles 
überführt werden follte, ſich eben dadurch zur Erlangung der 
Advofatur unfähig erkenne. Die jchriftlihe Ausarbeitung kann 
auf einen andern Tag verfchoben werden, und tft nicht nöthig, 
daß Die Kommiffäre dabei gegenwärtig ſeien; es ift genug, 
wenn dem Anmwerber eines von den Amtszimmern, und er in 
demfelben feine Ausarbeitung neben den ohnehin. Dafelbft be; 
findlichen, und zur Kontrolle dienenden Amtsperfonen zu vol 
lenden angewiefen wird. 


$. 97. 


Ueber die vollendete Prüfung haben die Kommifläre mit 
Beilegung des Protofolles, und des von dem Geprüften vers 
faßten Aufjazes ihre Meinung fhriftlih und bei aufhabendem 
Amtseide zu geben, und darin fi zu Außern, ob der Kandi— 
dat zur Advofatur zugelaffen zu werden verdiene? oder ob 
ihm wegen Abgang der erforderlichen Fähigfeit noch eine Zeit: 
frift zu Erwerbung der ihm abgängigen Kenntniffe, und dann 
zu einer zweiten Prüfung (die immer ftrenger als die erjte fein 
muß) zu beftimmen; oder endlich, ob er zur Advofatur untüch— 
tig zu erflären fei. - Feder Kommiffär hat feiner Meinung in 
Kürze die wichtigften Gründe beizufügen, und einer derfelben 
hierüber dem verfammelten Rathe den Vortrag zu erftatten; 
worüber dann Die ordentliche Berathſchlagung zu pflegen, und 
nad) der Mehrheit der Stimmen dad Konflufum zu fallen tft, 


2163. Hfd. v. 21. Juni 1806 R. 770, an alle A. ©. 


Diejenigen Doftoren, welche bei der erjten zum Antritte der Advo— 
fatur mit ihnen bei dem A. G. vorgenommenen Prüfung zwar nod nicht 
- vollftändig tauglich und ausgebildet befunden worden find; aber folche 
Fähigkeiten und Kenntniffe an den Tag gelegt haben, woraus bei einer 
fortgefezten Praris fih ihre vollfommene Fahigfeitt und Ausbildung mit 
Grund erwarten fäßt, dürfen auf eine wenigftens durch 2 Jahre nod) 
fortzufezende Praris angewiefen, und fohin zu einer nochmaligen, jedoch 
lezten Prüfung zugelaffen werden. 
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Prüfungsnoten; ſ. S. 580,.1,.b m di J 


2164. Hkd. v. 15. April 1831 N. 2510, an die Kammerprokura— 
tur zu Laibah und an das Fisfalamt zu Klagenfurt. 


Die allg. Hofkammer hat in Uebereinftimmung mit der. vereinigten 
Hofkanzlei und der oberiten Zuftizftelle zu beftimmen befunden, daß kuͤnf— 
tigbin für die Befähigungsdekrete für eine Fisfaladjunftenftelle eben jene 
drei Abftufungsnoten: hbinreihend, gut und fehr gut (ausgezeich- 
net) vorzuzeichnen find, welche auch bei den Zeugniffen über Richter- 
amts= und Advofatenprüfungen beobachtet werden. 


2165- Dfd. v. 11. Nov. 1831 N. 2538, an d. gal. U, ©. 

In den Zeugniffen über die Prüfungen für das Nichteramt, und 
für Ausfultanten- oder Advofatenftellen, find noch ferner die in den 
Hfd. v. 12. Dez. 1807 N. 829 und vom 28. Febr. 1824 N. 1991 
der 3. ©. ©. vorgezeihneten Noten: »hinlänglih, gut, ausge 
zeihnet« auszudrüfen. - | 


Delegirung zur Vornahme der Prüfungen: 


2166: Hfd. v. 29. Zanner 1786 N. 522, an das mähr. A. ©, 
und wörtlich gleichlautend Hfd. v. a. Zanner 1789 N, 608, 
and. m. ö. A ©. 


Auch bei den Drtsgerihten könne Fein anderer Rechtspfleger ans 
geftellt werden, ald der über vorläufige Prüfung von dem A. G. tüch— 
tig befunden worden; doch kaun die Prüfung zur Erleichterung der Kom— 
petenten dem in NRüfficht deſſen Aufenthaltsprtes nächſten wohlbefezten 
hierzu fähigen Magijtrate mittelft ordentlicher Inſtruirung umd Auszeich- 
nung der Gegenftäande der Prüfung dergeftalt aufgetragen werden, daß 
ſodann über diefe Prüfung der Beriht an das A. ©. erftattet, und 
hierüber von demjelben nach Befund das Zeugniß der Tüchtigfeit er- 
theilt oder abgefchlagen werde. 


2167. Hfd. v. 5. März 1789 N. 982, an d. in. u. o. ö. A. ©. 
Die Prüfungen aus dem Zuftizfahe können Fünftig den Landrech— | 
ten und adeligen Zuftizadminiftragionen delegirt werden. 


F*) Durch das Hfd. v. 8. Mai 1829 N. 2399 (f. ©. 580, a) wurde das frü- 
here Befugniß der A. G., zur Vornahme der Prüfungen zu delegiren, beftätigt. 
Es gründet fich vorzüglich auf folgende Gefeze. 
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